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Erfte Sigung. 
in dem Sitzungsſaale der erften Kammer ver 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 29ſten Juni 1820. 


A 


Unter dem Vorſitze des zweyten Präfidenten, 
Herrn Freihberrn Jeannot Riedefel. 


Anmwefend: 

— Hoheit der Prinz Emil von Heſſen. 

e. Durchlaucht der Landgraf Louis von Heflen. 
©e. Erlaubt der Herr Graf Ernft Caſimir von 
Yfenburg » Büdingen. 

Herr Geheimer Staatsratb von Wreden, Namens 
des Eatholifchen Landes-Biſchofs, 

Herr Geiftl. Geheimer Rath Dr. Schmidt ald pros 
teftantifher Prälat, 

Herr Oberappellationsgerichtsrath Dr. Aren 8 ald Stell 
vertreter des Univerfitätss Kanzler und protofolls 
führender GSefretär, | 

Herr wirklicher Geheimer - Rath Freiherr von Wie 
jenbütten, | 

— Staatsminiſter Freiherr du Thil, 

rr Baton Heinrich Mappes. 





Die Sitzung wird eroͤffnet mit Vorlegung des, die 
Eröffnung der Ständeverfammlung betreffenden, Mis . 
nifterialerlafje® vom 24ten d. M. *), fo wie des, die 
Feyerlichkeiten bey der Eröffnung der Ständeverfammlung 


*) Diefer Erlaß ift gleichlautend mit der Beylage V. bes erften 
us der Verhandlungen des zweyten Kammer dev Lands 
nde. 


Heft J. d. Verbdl. d. erſt. Kammer A 





2 Heft J. 


zum Gegenſtande habenden, Schreibeus Sr. Excellenz 
— Yerrm Staatsminiſters von Grolman, nebſt Aus 
age * 

€ wird FH ber, in ber 

eylage 
enthaltene, Minifterialerlaß nebjt den, über die Conſtitui— 
rung der erften Kammer abgehalteuen, Protofollen vors 
gelegt, und in Anfehung diefes Erlafjes bejchlofen : 
„, denfelben zu den Akten zu regijtriren, “ 
Ferner wird ber un 
eylage Il 

den Mitgliedern der Kammer vorgelegt und vorgeleſen, 
und von dem protofolführenden Seftetär in Beziehung 
auf denjelben bemerkt: 

Da nach dem Inhalte dieſes Miniſterialerlaſſes die, 
darin von des Großherzogs Koͤniglicher Hoheit ausge⸗ 
ſprochene, Aufnahme des Herrn Freiherrn Jeannot 
Riedeſel in die erſte Kammer auf, eine Verzichtleiſtung 
des Seniors, Subfeniord und Subjubjeniorg der Fas 
milie der Freiherrn von Niedefel gegründet werde — 
da ferner nach dem ten Artikel des landftändifchen 
Verfaſſungsedikts nur der Senior der Freiherl. von 
Riedeſeliſchen Familie zum Mitgliede der erſten Kammer, 
berufen ſey, und nach dem Hten Artikel des gedachten 
Edikts Feine Stelvertretung zuliffig erſcheine — und 
ba endlich der erſten Kammer Fein Mitglied gegeben 
werben koͤnne, welches nicht die verfaffungsmäßigen Eis 
genfchaften. befige; fo werde es vor allen Dingen noth⸗ 
wendig ſeyn, daruͤber abzuſtimmen: 

„ob die erſte Kammer die Anſichten Sr. Koͤniglichen 
„Hoheit des Großherzogs theile, und ob der Herr 
„Freiherr Jeannot Riedeſel in der Eigenſchaft 
„als Senior der Familie der Freiherrn 
„von Riedeſel zum Mitgliede der erſten Kammer 
„aufgenommen werden koͤnne?“ 

Nachdem der Herr Praͤſident Freiherr Riedeſel ſich 
aus dem Sitzungsſaale entfernt hatte, wurde hierauf 
einſtimmig beſchloſſen: 


*) Siehe bie gleichlautende Beylage VI. des erſten Hefts ber 
Verhandlungen der, zweyten Kammer ber Landſtände. 
| 
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„Zuvoͤrderſt in ber Form einer Note das Großhers 
„zogliche Staatsminijterium zu erjuchen: die, dem 
„Miniſterialerlaſſe nicht beygefügt gewefene, Erklärung 
„des Seniors, Subjeniord und Subjubfeniord der 
„von Riedefelichen Familie der erſten Kıimmer mit⸗ 
„zutheilen, um alsdann befinitive in der Sache bis 
„ſchließen zu koͤnnen. | 
Der, in den Sitzungsſaal zurüdgefommene, Herr 
Präjident zeigt hierauf an, daß des Herrn. Grafen 
Auguft von Stolberg Rosla Erlaucht anmwefend fey, 
um nad Ableijtung des, in dem’ Berfaffungsedifte vors 
geihriebenen, Eides feinen Sig in der erjten Kammer 
einzunehmen, Da feine ‚Eigenihaft als Haupt der 
ftandesherrlihen Familie feinem Zweifel unterworfen 
war, jo leitete derjelbe den Eid verfafjungsmäßig in 
Die Hände des Herrn Präfidenten wirklid ab, und es 
wurde hierauf befchloffen: . | © 
„daß von dem Eintritte des Herrn Grafen in die 
„Kammer dem Großh. Staatsminifterium Nachricht 
„ertheilt werden ſoll.“ | 


Der protofoßführende Sefretär brachte weiter zum 
Bortrage: daß bas, die Geſchaͤftsordnung beftimmende, 
Edikt vom ren März d. J. über die Art und Weife 
der Thätigfeit der beyden Sefretäre feine genaue Beſtim⸗ 
mungen enthalte, und es daher nothwendig feyn dürfte, 

ur Vermeidung von Zweifeln und Gollifionen biers 

siber etwas Genaueres feitzufegen. Es wurde hierauf, 

nad) erfolgter Abjtimmung, einmuͤthig befchloffen : 
daß nur ein Gefretär das Protokoll zu führen, 
‚der andere aber dafjelbe mit zu unterzeichnen und 
‚für deffen Richtigkeit gleichfalls einzuftehen habe; 
„dad ferner, in dem Falle einer eintretenden Ders 
hinderung, bloß die Unterfchrift des Einen genüge, 
„und daß endlich der jedesmtalige Concipient die, von 
„ihm entworfenen und von dem Präfldistm zu unters 

„zeichnenden, Ausfertigungen, der Gefchäftsordnung 
„gemäß, mis zu unterzeichnen habe, 

Es wird ſodann weiter über den Antrag bed pros 
tofollführenden Sefretärs: zwey Siegel — ein größeres 
und ein kleineres — für die erite ae ftechen zu 
laffen, abgeftimmt, nnd der Beſchluß nad) dem Antrag 
in der Art gefaßt: | j 

42 


ine Heft J. 


„daß in die beyden Siegel der Heffifche Loͤwe mit der 
„UAmfhrift: „Siegel der erfien Kammer der 
„Stände bes Grosherzogthums Heffen. 
41820.“ aufzunehmen, und das größere Siegel dem 
Herrn Präfidenten, das Fleinere aber dem Sefretariate, 
zu übergeben fey- Ä Ä 
Ebenderſelbe bringt ferner die Abfaffung einer, an 
bes Großherzogs.Königliche Hoheit zu richtenden, Dank 
adreffe in Antrag, worauf der einfiimmige Befhluß - 
erfolgt: | 
„daß zuvor eine foldye von dem Herrn Präfidenten 
„und den beyden Sefretären mit allgemeiner Bezug« 
„nahme auf die, von dem Großherzoge und dem 
„Staatsminiſter von Grolman gehaltenen, Reden in 
„einer, Gemüth und Herzlichfeit athmenden, Form 
„entworfen und für die, fich auf des Großhers 
„zogs Königliche Hoheit beziehenden, Praͤdikate der 
„durch aller gefteigerte Superlativ gebraucht werden 
„moͤge.“ | 
Hierauf wird, auf den Antrag des Präfidiumg, 
zur Bildung der, in dem 14. Artikel der Gefhäftsords 
nung vorgejchriebenen,, drey Ausjchüffe gefchritten, und, 
nach erfolgter Abftimmung, einmüthig befchloffen:: 
„daß für jeden der beyden erften Ausſchuͤſſe vier, 
„und für den dritten Ausſchuß fünf Mitglieder zu 
Fr wählen ſeyen.“ | 
Zuerft wird nun der Ausfhuß für das Finanz 
gefeg und die Staatsfchhulden gewählt. Es 
zeigte fi) aber bey der Prüfung der Wahl, daß auch 
aut den Herrn Präfidenten geitimmt worden war. Deds 
balb wurde dieſe erfte Wahl für nichtig erklärt und 
zur zweyten Wahl gefchritten, aus welcher | 
1. für des Prinzen Emil von Heffen Hoheit 9, 
2. 2 vr Herrn Staatsminifter Freiherrn du 
Thil 9, | 
3. für des Herrn Grafen von Yfenburg Erlaudt 
d . 


6 un 
4. für den Herrn Baron von Maypes und den 
Herrn Geheimenratb von Wiefenhütten eine 
Gleichheit von 4 Stimmen u Ä | 
bervorgingen. Darum mußte für das te Mitglied 
des Ausfchuffes die Wahl wiederholt, und da and) diefe 
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Wahl für ven Herrn Gcheimenratb von Wiefenhit- 
ten nur 5 Stimmen ergab, in Gemäßheit des 5. und 
14. Artifeld der Geſchaͤftsordnung nochmals gewaͤhlt 
werden; wobey’ dann die relative. Stimmenmehrheit mit 
5 Stimmen für den Herren Geheimenratb von Wies 
ſenhuͤtten entjcheidend wurde. 


Die hierauf vorgenommene Wahl des Ausſchuſſes 
für die anderen Gegenſtaͤnde ber Geſetzge— 
bung ergab: J—— 

1. für den Oberappellations⸗Gerichts⸗-Rath Dr. 
Arens 8, | | 

2. für den Herrn Geheimenrath Schmidt 7, 

3. für den Herrn Geheimen Staatsrath v. Wreden 


7 und 
4. für die Herrn Geheimenräthe v. Wiefenhütten 
und du Thil 5 Stimmen, 
welcher Iegtere bey einer nochmaligen Abftimmung Die 
abjolnte Stimmenmehrheit mit 6 Stimmen erhielt. 

Run folgte die Wahl des Ausfhufes für Die 
übrigen, an die Kammer gelangenden, Ge 
genitände. | 

Hierbei erhielten: 

1. der Herr Geheimerath Schmidt 8, 

9. der Herr Geheime Staatsrath von Vreden 7, 

3. der Oberappellationg » Gerichtsrathb Dr. Arens 7, 

4. der Herr Baron von Mappes 6 ımd 

5. der Herr Graf von Pfenburg 5 Stimmen, 
für welchen Leßtern, bey. einer nochmald vorgenommenen 
Wahl, die. abfolute Mehrheit mit 6 Stimmen ents 
fcheidend wurde. 


Der protofollführende Sefretär brachte hierauf 
meiter in Anregung, daß das verfaflungsmäßige Necht 
der Mitglieder des Großherz. Geh. Staatsminifteriums: 
den Sigungen der Kammer beywohnen zu dürfen, es 
nothwendig zu machen febeine, dem dirigirenden Minifter 
von den jebesmaligen Situngen der Kanımer zuvor in 
Kenntniß fegen zu laffen, und es erfolgte hierauf der 
einftimmige Beſchluß: . 

„daß das Präfivium den Herrn Minifter von ben 
„einzelnen Situngen zuvor. jedesmal in Kenntniß 
„Teen laſſen möge. ‘ - 


60. Heft 1. 


Ferner wurde auf ben Vor⸗ und Antrag bed pros 
tofolführenden Sekretaͤrs bei,hloffen: 


„die fammtlichen, auf die landſtaͤndiſche Verfaſſung 
„ſich beziehenden, Zerordnungen gebunden zu den 
„Akten zu nehmen.“ 


Endlich wird noch auf den Antrag des Herrn 
Geheimen Staatsraths von Wreden beſchloſſen: 


| „, Einladbungss Karten zu den Seffionen Brudel! zu 
„laſſen.“ 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 


— 








Zweyte Sigung. 
in dem Sitzungsſaale der erften Kammer der 
Landſtaͤnde. — 
Darmſtadi am Aten JSuli 1820. 
Unter dem Vorſitze bes Herrn zweyten Prä— 
“5 fidentem | — 
Gegenwaͤrtig: — as 
Die in ber eriten Sitzung anmefend, gewefenen Mitglies 
der mit Ausnahme bes Herrn Staatdminifters Freiherru 
du Thil, " ni —F . ! 9 ei i 
Auſſer biefen waren noch gegenwärtig: 
1. des Großs mb Erbprinzen von Heffen Hobeit, 
2. des — hriftiam:von Heſſen Durchs 
aucht.. er ee; * 


N 





Zuerſt wird das, ber: bie Berhanblungen der erſten 
Sigung abgehaltene, Protofoll :worgelefen und geneh⸗ 
migt. Ze 
Sodann wird bie inzwiſchen eingekommene Anzeige 
ded Herrn Grafen von Nienburg Erlaucht: daß Er 
vom Zten bis zum: Sten d. M. wegen Familiengefchäfte 
zu Haufe aumejend ſeyn müffe, der Kammer vorgelegt 
unb ad acta genommen und dadurch der Befchluß der 
Majorität veranlaßt: | 

„daß ein Urlaub auf 8 Tage von dem Prajidium, 

„ein längerer aber nur von der Kammer, folle ertheilt 

„werben koͤnnen.“ J — 

Hierauf folgt die Vorlegung des Miniſterialerlaſſes 
von 28ten des v. M. nebſt Anlagen Lit, A und B *), 





*, ©iehe die, in dem J. Heft ber Verh. ber Iten Kammer ber 
Landft. enthaltenen, gleihlautenden Beyl. VIL., VLLL. u. IX. 


8 Heft I. 


wodurch der Kammer die, über bie feyerliche Eröffnung 
der Ständeverfanmlung abgehaltenen, Protofolle mitges 
theilt werden. Es erfolgt darkıf der Beſchluß: 

„ſie ad acta aufzunehmen.’ | 

Weiter wird von dem protofollführenden Eefretär 
bie Frage zur Sprache gebradyt: wie und auf welche 
Weiſe die, durch die Beyhluf”. der Kammer veranlafßt 
werbende, Concepte zu zeichnen feyen? Man: vereinigt 
fi) darüber zu dem Beſchluſſe: 

„daß jedes Concept’den ſaͤmmtlichen anmwefenden Mits 
„gliedern der Kammer, und zwar für. minder wich: 
„tige Sachen in den Sitzungen, für bie wichtigere 
dagegen in ben Wohnungen zum Zeichnen vorzus 
‚legen fen... urn ENTE, 

Der Herr Geheime Staatsratb von Vreden 
bringt bierauf die, von Ihm entworfene und von dem 
Herrn Präfidenten und dem protofollführenden Sefretär 
gebilligte, Adreffe an des Großherzogs Königliche Hoheit 
zum Vortrage. | | — 
| Beyla 9 e 1. | 
Diefelbe wird, ohne Abänderung einftimmig von 
Allen genehmigt, und in Beziehung darauf befchloffen : 

„daß das Präfibium bey dem Herrn . Staatsminifter 
„yon Srolman zuvor anfragen möge: ob und wann 
„8 Sr. Königlichen. Hoheit dem Großberzoge ges 
„faͤllig ſeyn werde, ſich diefe Adrefje entweder von 
‚einer Deputation der Kammer oder von dem Ples 
„num berfelben überreichen zu lafjen?, | 


Beglaubigt: — 
Riedeſel. Dr. Arens. v— Wreden. 


wmv 
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Dritte Sikung 
in dem Sitzungsſaale der erfien Kammer ber 
Landſtaͤnde. 
Darmſtadt am 5ten Juli 1820. 
Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Praͤſidenten. | 


—ñi 


Anweſend: | | 
Die ſaͤmmtlichen auf dem Landtage erſchienenen Mitglie⸗ 
der der erſten Kammer, mit Ausnahme 
Sr. Hoheit des Prinzen Emil von Heſſen, 
des Herrn Grafen von Dfenburg Erlaucht und 


bes Herrn wirklichen Geheimenraths Freiheren von 
Wieſenhuͤtten. 


Nach geſchehener Vorleſung und Genehmigung des, 
über die Verhandlungen ber vorigen Sitzung abgehals 
tenen, Protokolls referirt der Herr Präfident: 

1. daß das Großherzogliche Geheime Staates 
mintijterium der Aten Kammer mehrere Abdrüde der, von . 
dem Großherzogl. Staatsminifter von Grolman gehals 
tenen Rebe, *) überfehictt habe, worauf der Beſchluß 
erfolgte: 

„dieſe Abdrüde zu den Aften aufzunehmen. ’ 

2. Der Großherzogliche Staatsminifter habe das 
Praͤſidium fchriftlich benachrichtigt: das des Großhers 
3098 Königliche Hoheit gnädigft beftimmt hätten, bie 
Deputation zur Ueberreichung der Danfadrefie den 6ten 


*) Siehe die Anlage 2 zur Beil. IX. in dem Aten ‚Heft ber 
Berhandl, der zweyten Kammer der Landftände. 


d. M. um 12 3 Uhr anzunehmen. Der Herr Präfident 
warf dabey die Frage auf: ob es vielleicht der Kanız 
mer gefällig. ſey, die Mitglieder der Deputation zu 
— Es erfolgte darauf der einſtimmige Be— 
uß: | 
„daß dieſe Ernennung nah dem Art. 24 ber Ges 
„Ihäftsordnung dem ' Herrn Präfidenten zuſtehe, 
„und daher auch in dem gegenwärtigen Falle von 
„Shm ausgehen möge. | | 


Beglaubigt: : 
Riedeſel. Dr, Arens. ©. Wreden. 
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Vierte Sipung 
im dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. —— 
Darmſtadt am 10ten Juli 1820, 
ww * | f . u 
Unter. dem Borfiße bes Herrn swegten" 
DR Präfidenten...., hi 11 rt 
Anwefend: ve wi 
Saͤmmtliche bisher erſchienene Mitglieder der. erh 
Kanımer, | 2 ee 
— J en 
‚ Zuerft wird das Protofol ' ber vorhergehenden 
Situng verlefen und genehmigt, worauf das Präfls 
dium referirt: F ER — 
1. Daß bes Großherzogs Königliche Hoheit die, 
mit ber Ueberreihung der Dankadreſſe beauftragt: ges 
wejene, Deputation jehr gnädig empfangen, unde ſich 
namentlih dahin geduffert- hätten: daß Ihnen die 
Gefühle nnd Geſinnungen, welche die erſte Kammer 
in * Adreſſe ausgeſprochen habe, zur beſonderen Freude 
gereichten. i as ee 
2. Das Großh zoglihe Geheime Staatsminiftes 
rium babe der erften Kammer vermittelſt eines Erlaffes 
12 Eremplare von einer, in Stuttgard erfchienenen, 
Broſchuͤre unter dem Titel: J er | 
„Ueber landſtaͤndiſche Repräfentation im Großher- 
„zogthum Heſſen“ 
überjendet. Es erfolgt darauf der Beſchluß: | 
„dieſe Eremplare an bie Mitglieder ber erſten Kam⸗ 
„mer zum Durchlefen vertheilen zu laſſen.“ 
Es erſchien hierauf in der erſten Kammer eine 
landes herrliche Commiſſion in den Perſonen der Großh. 
Geheimen Staatsraͤthe Wernher und Hofmann 





f 


12 Heft I. 


mit bem Anftrage: ber Kammer zwey Geſetzesentwuͤrfe 
zur Genehmigung vorzulegen. 
Der Herr Geheime Staatsrath Wernher trug 
zuerft einen, | 
„die Einmarfung derjenigen Diftrifte und Hofe, 
„welche bisher noch zu Feiner Gemarfung gebört 
„haͤtten“ — 
betreffenden, Geſetzesentwurf ſammt deſſen Motiven vor, 
u Beylage Rr IV und V. | 
mit ber Bemerfung: daß bie Kammer demjelben hoffent- 
lich ihre Zuſtimmung nicht verfagen werde. 
Darauf verlad der Herr Geheime Staatsrath Ho f 
mann einen zweiten, 
„die Aufhebung des Zunftzwanges ’’ 
dem Gegenſtand habenden, Geſetzesentwurf und deſſen 
eweggründe *), und ed wurde, nachdem die beyden 
Herrn Commiſſarien ſich wieder entfernt hatten, auf 
den Bor» und Antrag des Präfidiums einmüthig bes 
I offen: die beyden Gefetedentwürfe dem zweyten Aus⸗ 
hüffe zur Begutachtung zu übergeben. 
Am Schiuffe der Sigung warf ber Herr Baron 
von Mappes bie Frage auf: . 
ob es nicht, zur genauern und vollfländigern Ins 
ſtruirung der Mitglieder der Kammer, raͤthlich er- 
„ſcheine, die, zur Berathung an die Kammer gelan- 
„gende, Gefegedentwürfe entweder abdruden. oder 
„abfchreiben , und zuvor an die einzelnen Mitglieder 
„der Kammer vertheilen zu laſſen?“ 
worauf Ihm der Herr Präfident bemerfte: daß wenn 
Er die Abſicht haben follte, biefe Frage als Motion 
betrachtet und behandelt zu jehen, es Ihm gefällig ſeyn 
möge, biefelbe fchriftlich vorzulegen. 2 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
*) Siehe Beyl. CCXVII in dem 13ten Heft der Verhandlungen 
der zweyten Kammer der Landſt. 








güunfte Sigung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. | 
Därmftadt am i5ten Juli. 1820. 


mm 
Unter dem Borfibe des Herrn iwepten. 
Praͤſidenten. 
Anweſend: | 
Saͤmmtliche Mitglieder * een Kammer. 





Das Protokoll der vorigen Sitzung wird —— 


und erhält die Genehmigung der Kammer. Das Praͤ—⸗ 
fidium macht die Kammer befannt mit dem Inhalte 
eines Minijterialerlaffes und deſſen Beylagen, die Eis 
genfhaft ded Herrn Freiherrn Itaunot Riedeſel als 
senior familiae betreffend. 

Es wird darauf einmüthig beſchloſſen: 

„denſelben vorläufig an den Sten Ausſchuß zur 
„Aeuſſerung feiner gutachtlichen Meinung abzugeben, ’’ 

Der Herr Baron Mappes übergibt dem Präfidium 
eine ſchriftliche Motion, welde den Wunſch ausdrüdt : 
daß bie Gefeßesentwürfe zur vollftändigen Inftruirung 
der Mitglieder der erjten Kammer ne ‚uud an 
diefelbe vertheilt werden wöchten. 

Es erfolgt darauf der Beſchluß: 

„die Motion dem Iten Ausſchuſſe zur Aeuſſerung 
„ſeines Gutachtens zuzuftellen. ’’ 

Es erſcheint der Großherz. Geheime Staatsrath 
Freiherr von Gruben in dem Sitzungsſaale mit der 
Erklaͤrung: daß Er den Auftrag habe, der Kammer 
einen, die Vornahme neuer Wahlen an die Stelle der, 
nicht auf dem Landtage erfchienenen, Deputirten betrefs 
fenden Gefeßedentwurf zur Genehmigung ee 


FR 
44 Seeft J. 


Nachdem derſelbe dieſen Entwurf nebſt ſeinen Beweg⸗ 


gründen 
Beylage Ar VLu VII 
verlefen, und fi) wieder aus dem Sitzungsſaale ent⸗ 
fernt hat, wird einſtimmig beſchloſſen: 
„daruͤber vorläufig: das Gutachten des Aen Aus⸗ 
„ſchuſſes einzuzich hen. 

Es werden hierauf zwey Vortraͤge erſtattet. 

F Refiriet der „Herr Geheime. Staateratb' von 
Wreden die gutachtlihe Anſicht des zweyten Aus— 
fchuffes uber den, die Aufhebung des Zunftzwanges zum 
Gegenftande babenden, Gejekesentwurf. 

Beylage Nr. VI, 

2. Der Herr Staatsminifter Freiherr du Thil referirt 
die 'gutachtliche Meinung des Aen Ausſchuſſes über ben, 
die Einmarkung der einzelnen noch nicht eingemarkten 
Hoͤfe und ne betreffenden, —— Salat | 

eylage Ar IX. 

Diefe beyden Vorträge werden für den Herrn Ges 
heimenrath Freiherrn von Wiefenbütten vie Ber 
anlafjung,, die Kammer darauf aufmerffam zu machen: 
ob es nicht räthlich und zweckmaͤßig ſey; proviforiich 
und bis etwas definitive darüber befehloffen werden 
fönne, irgend eine Einrichtung zu treffen, weldje jedem 
Mitgliede der Kammer die Möglichkeit der genauern 
Einſicht der Geſetzesentwurfe und Der darüber erjtatteten 
Vorträge verfhafe? Es wird hierauf proviſoriſch 
beſchloſſen: 

„daß Abſchriften von den einzelnen Geſetzesentwuͤrfen 
„und den über dieſelben erſtattet werdenden Vortraͤ— 
„gen' jedesmal fo fchnell als möglich zu fertigen, » 
‚und dieſe in dem Gitungsfaale, den ein anzunch« 
„mender Kammerbewahrer des Morgens von 9—12 
„ und des Nachmittags von 3— 7 offen zu halten ha— 
„be, wieder zu legen, jeyen, Bat jedes Mitglied 
„der Kammer nad) Gefallen fi) die genauere Kenuts 
„niß der Aften verjchaffen könne. 


Beglaubigt: 


XEXEXEX 
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Schfe Sitzung | 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 19ten Juli 1820. 


RAIN VE 


Unter dem Borfige des Herrn zweyten 
Praͤſidenten. 


Anweſend: 
Die ſaͤmmtlichen Mitglieder der Kammer, mit Ausnahme 
des Greß—⸗ und Erbprinzen von Heſſen Hoheit. 


Das Protokoll der vorigen Sitzung wird vorgeleſen 
und genehmigt. 

Der protofolfführende Sefretär erſtattet ſchriftlichen 
Vortrag uͤber das Gutachten des Z3ten Ausſchuſſ⸗ es hin⸗ 
ſichtlich der Frage: ob der Herr Freiherr Jeannot v. 
Miedeiel in der Eigenichaft ald senior familiae Sig 
und Stimme in ber erfien Kammer der Stände in Ans 
ſpruch nehmen fünne ? 

Beylage Rr. 

Derfelbe —— weiter die — anſ chten 
des 2ten Ausſchuſſes über den, die neue Wahl von 
Deputirten betreffenden, Gefegesentwurf. 

Beylage Ar. XL - 

Der Herr Geheimerrath. Dr. Schmidt ‚referirt 
Die gutachtliche Meinung des Z3ten Ausſchuſſes über die, 
das Abdruden der Geſetzes vorſchlaͤge wüns 
fchende, Motion des Herrn Baron Mappes. 

Das Präfivium legt das, von ber Staatsregierung 
in Borichlag gebrachte, Zunftgef et zur Discuffion 
vor. Ein gleiches gefchicht in Anfehung des, die Ein— 
marfung einzelner, noch nidt eingemarfter 
Höfeund Diftrifte betreffenden, Geſetzesentwurſs. Es 
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erfolgt indefien hierauf bloß in Beziehung auf ben 
zulegt gedachten Entwurf die Bemertung des Herrn 
Geheimenraths von Wiefenhütten: daß fih das 
Gutachten und der, Antrag des Ausichuffes auch nod) 
durch den Grund unterjrügen laſſe; daß die, durch dag 
Geſetz bezwedte, Einmarkung auch den einzelnen Ges 
meinden zum Nachrheil gereichen fünne, und daß wirfs 
li) bereit mehrere Beyſpiele von Proteftationen eins 
zelner Gemeinden gegen die, ihnen angefonnene, Einmars 
fung bisher zur Gemeinde nicht eingemarft gewefener 
Güter vorgefommen feyen. 

Es Auıfert ferner des Prinzen Emil von Heſſen 
Hoheit: daß diefer allerdings nicht unerhebliche Grund 
auf die Faſſung ded, von dem 2ten Ausſchuſſe in Vor— 
fhlag gebrachten, Geſetzesentwurfs Einfluß Auffern 
durfte, ind.m man wegen des ntereffe, was die Ges 
meinden bey der Einmarkung bitten, cben fo gutidiefen, 
al8 den Eigenthuͤmern der einzumarfenden Güter, da 
Recht der Einmilligung einräumen muͤſſe. 

Der Herr GStaatsminifter Freiherr du Thil be 
merkt biergegen: Die Anficht des Augfchuffes fey die 
gewefen, der Abficht der Staatsregierung, die Cinmars 
fungen zu begünftigen, fo wenig, als möglich, Hinder— 
niffe in den Weg zu legen. Auch babe derfelbe anges 
nommen, daß, wenn man die Einmarfung ‚von einer 
wechjelfeitigen Uebereinfunft abhängig machen wolle, 
ed eines Gefeges nicht bedürfen werde. Theile aber die 
Kammer diefe Anficht nicht, und hege fie die Beforgniß, 
daß durch die vorgejchlagene Faflung den Rechten ver ; 
Gemeinden zu nahe getreten werde; fo glaube er zu 
dem, von dem Ausfchuffe in Borfchlag gebrachten, Ents 
wurfe folgenden Zufag: 

„wenn nicht von Seiten der Gemeinden erhebliche 
„Gruͤnde dagegen vorgebracht werden,’ 
in Vorſchlag bringen zu koͤnnen. 

Der protofollführende Sekretär macht hierauf der 
Kammer’die Anzeige, daß ihm der Herr Staatsminifter 
von Grolman darüber: daß er die Tagesordnung erft 
heute morgen zugefchidt erhalten hätte, fein Bedauern 
ausgedrüct habe; indem es ihm jett nicht mehr mög» 
lich fey, das Erfcheinen von landesherrlichen Commiſ— 
farien zur näheren Begründung und Bertheidigung der 
in der heutigen Sitzung discutirt werdenden Geſetzes— 
entwürfe zu veranlajjen. Zur Entfernung des, hieraus 
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entftehenden Nachtheild fey es der Kammer vielleicht 
gefaͤllig, den Miniſterialreferenten Einſicht der, uͤber die 
Entwürfe eritatteten, Vorträge in dem Bureau ber 
Kammer zu geftatten, damit von Shen das allenfalls 
zur Erläuterung noch weiter Augzuführende am Tage 
der Abftimmung vorgetragen werben fanne. 

Nachdem das Prafidium hierüber die Discufilon 
der Kammer veranlaßt batte, und fehr viel ‚für. und 
gegen bie Srage: 

„ob 1 dem 19ten und. 90ten Artikel ber Gefchäftss 
„ordnung dem Wunſche des Herrn Miniſters willfahrt 
„werden moͤge?“ 
angeführt und geſprochen worden war, wird über bie 
Frage jofort abgeſtimmt, und diefelbe von 10 Stimmen 
gegen 2 verneinenb beantwortet. 

Bee wird einftimmig bejchloffen: daß von 
3 zu 3 Tagen regelmäßig Sitzungen gehalten werden 
follen, und daß eine Ausnahme von diefer Negel den 
Mitgliedern der Kammer durch das — jedesmal 
werde bekaunt gemacht werden. | 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Siebente Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erften Kammer der | 
Landſtaͤnde. = 
Darmfladt den 22ten Suli 1820. 


mv 


Unter dem Borfige des Herrn zweiten 
Präfidenten Ä 
Anwefend: | 
die ſaͤmmtlichen Mitglieder mit Ausnahme Gr. Hoheit 


des Groß» und Erbprinzen von Heffen. 





Nach gefchehener Borlefung und Genehmigung des 
Protofölld der vorigen Sitzung eröffnet das Präfidium 
die Discuſſion über die, Das Seniorat in der 
Freiberrl. von Niedefelifhen Familie betref- 
fende, Angelegenheit. Es erfolgen aber über diefen Ges 
enftand feine befondere Bemerfungen, weßhalb ber 
* Praͤſident ſogleich den Vorſchlag des Hrn. Baron v. 
Mappes zur Discuſſion vorlegt. In Beziehung auf denſel⸗ 
ben bemerkt der protokollfuͤhrende Sekretaͤr, daß es ihm 
raͤthlich und zweckgemaͤß erſcheine, wenigſtens eine Skizze 
der wichtigeren, fuͤr das Publikum Intereſſe habenden, 
Beſchluͤſſe und Verhandlungen der Kammer in irgend 
einer Zeitung abdruden zu laſſen, zugleich. eine Commif- 
fion zur Redaktion diefer Snferate, welche der Kammer 
jur Genehmigung vorzulegen feyn dürften, zu ernennen, 
und den hierüber abzufaflenden Beſchluß der Staatöres 
sierung zur Genehmigung, ber zweyten Kammer aber 
jur Nachricht, mitzutheilen. 

Nachdem mehrere Mitglieder der Kammer biefer Be- 
merkung aus dem Grunde: weil das Publikum auf Die 
Berbandlungen ded Landtags mit Recht fehr gefpannt 
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und es doch nicht möglich ſey, ſchon jegt ſaͤmmtliche Vers 
bandlungen und Beſchluͤſſe vollſtaͤndig abdruden zu Taf 
—9 — Beifall gegeben hatten, wurde einſtimmig bes 
lofien: | ' ke 
daß das Präfidvium über den Inhalt diefer Bemer 
fung, die mit der Motion des Herrn Baron Mapped 
een in der nächften Situng mit abſtim- - 
men laffen möge. 2 nenn * 
Das Praͤſidium eröffnet hierauf die Discuſſion über . 
den, die neue Wahl von Deputirten betreffenden, 
Es wird, weil mittlerweile der Großherzogl. Com 
miffarius Geheime Staatsrath von Gruben in ben 
Sigungsfaal getreten ift, der Vortrag des Ausſchuſſes 
über diefen Entwurf verlefen, und: von des Prinzen 
Emil von Hefjen Hoheit bemerkt: daß er ſich von der 
Zweckmaͤßigkeit eined Gefeßes, welches nach der. eignen 
Anfiht der Kammer feinen Zweck wahrfcheinlich verfehlen 
und den Wahldiftriften nicht frübe-genug zit der 
Wohlthat der Repräfentation auf dem Landtage verbels 
fen werde, und dem daher fehr bald ein anderes, 
jhärfer eingreifendes, Gejet werde folgen müffen , nicht. 
überzeugen fönne. Er glaube vielmehr, daß ſogleich 
ein, alle Fälle, die möglicher Weife eintreten könnten, 
berudfichrigendes, Geſetz erlaffen werden: muͤſſe. — 
Mehrere andere Mitglieder der Kammer find dages 
gen der Meinung: daß, fo richtig auch die Anfichten 
tr. Hoheit von der Nothwendigfeit eines, alle, in Be— 
ziehung auf die vorzunehmenden Wahlen möglicher Weife 
ein .etenden, Fälle berücfichtigenden ,. Geſetzes feyen, fie 


ed doch dem, von der Regierung bis hiehin confequent . , 


durhgeführten, Princip der Milde angemeffener fäns 
den, auf dem, durch den Gefebedentwurf angebeutes 
ten, ——— Wege noch zuvor den Verſuch zu machen, 
den Wahlpdiftriften zu ihrer Repraͤſentation auf dem 
Kandtage zu verhelfen. | | er 
Des Prinzen Emil von Seen Hoheit erflärt bier 
auf: daß er feine Vorſchlaͤge zu einem; die neuen Depus 
tittenwahlen betreffenden, Veſche ſo lange, bis man die 
Reſultate des von der Regierung vorgelegten Eeſetzes—⸗ 
entwurfd kenne, zurüdhalten werde. 
Nahdem weiter der Großherzogl. Commiſſarius ſich 
in Beziehun die, von dem Ausfchuffe zu dem Ger 
feßedentwurf in Vorſchlag gebrachten, beyden Zufäge da⸗ 
32 
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bin: daß deren Billigung von Seiten der Regierung 
nicht. werde verweigert werden, geäußert, und ſich aus 
dem Situngsfaale wieder entfernt hatte, legt das Prä- 
fidium zur Abftimmung über das Zunftgejeg fols 
gende Sragen vor:. 
4. Wil die Kammer dad wegen ber Zünfte vorges 

legte Gefeß fo, wie es vorliegt, annehmen ? 

2. Bill die Kammer eine genauere Faflung des Ges 
ſetzes in Vorfchlag bringen? 

3. Sf die Kammer mit der, von Ihrem Ausfchuffe 
vorgejchlagenen, genaueren Yaflung des eriten 
— Artifels einverftanden ? 

4. Billige Die Kammer die, von Shrem Ausjchuffe in 

a: gebrachte, genauere Fafjung des zweyten 
Artikels‘ | | 

5. Bil die Kammer den dritten Artifel fo, wie er 

- ber Kammer vorgelegt ift, annehmen? 

- Bon diefen Fragen wird die erfle einftimmig mit 
Nein, die vier folgenden Dagegen werben einfiimmig 
mit Ga.beantwortet. 

Darauf wird zur Abjtimmung über den, die Eins 
marfung von Hoͤfen ꝛc. betreffenden Gefeßesents 
wurf gejipritten. Ehe diefe indeſſen wirklich ftatt findet, 
anffert der Herr Staatsminijter, Frhr. du. Thil, daß 
ed der Kammer gefällig feyn ‚möge, zuvor über die 
ragen: | 
4,) ob in vorfommenden Fällen, in welden ein von 
“>. der Gtaatsregierung vorgelegter Gefeßesentwurf 

ganz oder zum Theile verworfen werde, der 

Staatsregierung die darıber in der Kammer 

J —— Vortraͤge, und die bey den 
Dr ischjfionen "weiter zum Protofol entwik— 

felten Gründe mitzutheilen ſeyen? 

2.) ob in folchen Fällen der Negierung nicht wenig« 
"oO ftend auszugsweife die Gründe mitzutheilen feyen ? 
zu berathen und abzuflimmen. “u 
Da die Kammer diefe Fragen als allgemein praͤ⸗ 
judiciell. betrachtet; fo wird, dem geäufferten Wunfche 
emäß, darüber vorläufig abgeftimmt, und die erftie 

rage mit 10 Stimmen gegen 2 verneinend, die zweite 
Dapegen einjtimmig bejahend beantwortet. 

Das Präfipium laͤßt fodann über den Geſetzesent⸗ 
wurf ſelbſt abjtimmen durch Vorlegung der drey Fragen: 


— 


Pr} 


Pr 
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. Wil bie Kammer das in Beziehung auf Einmar- 
fungen in Vorſchlag gebradte Geſetz jo, wie es 
vorliegt, annehmen? 

9%. Will die Kammer Mobififationen bes Gefeges in 


Vorſchlag bringen? 
3. Zt die Kammer mit den, von Ihrem Ausfchuffe 


vorgeichlagenen, Modiftfationen einverflanden? 
auf die erite derſelben erfolgt ee a eine vernek 


nende, auf die zweite und. brifte bagegen einmäthig 
eine bejahende Antwort, . Ba 
Beglaubigt 


Riedeſel. Dr. Arens. Wreden. 
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Achte Sitzung 


in dem Gigungsfaale der erften Kammer ber 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 25ten Juli 1820. 
— 


Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Praͤſidenten. 


Anweſend: 
die ſaͤmmtlichen Mitglieder der Kammer, mit Ausnahme 
Sr. Hoheit des Groß» u, Erbprinzen von Heſſen, und 
des Hrn. Grafen v. Mfenburg- Büdingen Erlaudıt. 


Das Protofoll der vorigen Sigung wird vorgele- 
fen und genehmigt. 

Der Herr Präfident Iegt der Kammer einen 
Erlaß der zweyten Kammer vor, worin bdiefelbe unter 
Benfügung eines Eremplars der, von dem Commiſſions— 
rath Klüber herausgegebenen, Snftruftion für Stein» 
figer, die Kammer benachrichtigt, daß fie die Großher— 
zogliche Staatsregierung um Borfchläge zu einer neuen 
Steinfasordnung zu erfuchen beſchloſſen habe. 

Die Kammer befcyließt, diefes Schreiben nebft Anlage 

bein zweyten Ausſchuſſe zur Acufferung feiner gutachts 

- Tihen Meinung mitzutbeilen. | 

" Die Tagesordnung führt zur Abftimmung über das 
Seniorat ber Freiberrl. von Niedefelifchen Familie. Da 
diefe Angelegenheit den Herrn Präfidenten felbit betrifft; 
fo entfernt fich derfelbe aus dem Sitzungsſaale, worauf 
des Prinzen Emil von Heffen Hoheit der Kammer bie 
folgenden 2 Fragen zur Abftimmung vorlegt: 
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4. Sf die Kammer der -Meiming: daß der Herr 
reiherr Seannot Riedeſel zu Eiſenbach auf ben 
rund der, von ihm beygebrachten, Verzichturfuns. 

den des Geniord, Subjeniors und Subfubfeniors 
der von Niedefelifchen Familie in der Eigenfchaft. 
als senior familine ein Sitz- und Stimmrecht 
in der eriten Kammer ber Stände in Anfprud 
nehmen koͤnne? \ Sr 


2. Theilt die Kammer die Anfiht ihres Ausfchufles, 
dag der Herr Freiherr Jeannot v. Niedefel zur 
Begründung des, von ihm angefprocenen, Sitz⸗ 
und Stimmrects noch zuvor andere ganz all 
anne und nidt bloß auf bie 
andftiändifhen Angelegenheiten be 
ſchraͤnkte Berzichtleiftungen ‚bed Seniors, Gubs 
ii und Subjubjeniors der von Riedeſel'ſchen 

amilie beyzubringen und der Kammer vorzule⸗ 
gen babe? | Ä > 

Die, erfte diefer Fragen. wird einmüthig verneß 

nend, die zweyte dagegen einftimmig bejahend be— 
antwortet. | | 

Der Herr Präfident Fehrt hierauf in den Situngs: 

faal zurücd, und legt, der Tagesordnung gemäß, ben, 
die Wahl neuer Deputirten betreffenden, Geſetzes— 
entwurf zur Abflimmung vor. Ehe diefe indeſſen wirt 
lih erfolgt, referirt der Herr Staatsminifter, Freiherr 
du Thil: als geftern ber zweyte Ausſchuß der Iten Kams 
mer zur Berathung verfammelt gewefen, feyen auf vors 
bergebende8 Anmelden: der Herr Oberkriegsrath Schend, 
der Freiherr von Gagern und der Herr Kirchenrat 
Keller zu demfelben gefommen, um ſich über das Wahls 
eſetz vertraulich zu beſprechen, und insbeſondere zu ers 
nen, baß der zweite Ausfhuß und nod mehrere Mit 
glieder der Kammer es für beffer hielten, wenn Statt 
der gleihbafdigem- Wirffamfeit des Geſetzes 
noch ein achttägiger, von dem Erſcheinen in dem Re— 
gierungsblatte zu berechnender, Termin geftattet werde; 
indem ed immer möglich bleibe, daß mehrere, von den 
auf dem Landtage nicht erfchienenen , Deputirten , ihrer 
beftimmten Erklärung, nicht erfcheinen zu wollen, nırges 
achtet, einen: andern’ Entfchluß faſſen könnten. Sie 
mwünfchten "Daher, daß auf diefe Anficht des zweyten 
Ausſchuſſes bey der bevorftehenden Abftimmung über den 
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Geſetzesentwurf von der erſten Kammer gefaͤllig Ruͤckſicht 

genommen werden moͤge. 

Es wird hierauf beſchloſſen, daß von dem Herrn 
Praͤſidenten in einer beſondern, dafuͤr zu entwerfenden, 
Frage die, von dem Ausſchuſſe der zweyten Kammer 
vorgetragenen Wuͤuſche, beruͤckſichtigt werden möchten, 
und unter Vorlegung folgender Fragen zur Abſtimmung 
ſelbſt an | 

41. Bill die Kammer dad, wegen ber Wahl der Abge- 
ordneten vorgefchlagene, Gefeg annehmen? 

2. Will die Kammer die, von ihrem Ausſchuſſe vor- 
gefhlagenen, Zufäge annehmen? 

3. Iſt es der Wille der Kammer: daß die Wirffams 
feit des Gefetes, Statt fogleih mit der Befannt- 
machung an die einzelnen Wahlkollegien einzu— 
treten, erft nach Ablauf eines adıttägigen, von 
dem Erjcheinen des Gefetes in dem Regierungs⸗ 
blatt zu berechnenden, Termins eintreten joll, 
fobald die Majorität der zweyten Kammer ſich 

für diefen Termin entfcheiden follte? 
‚von biefen Fragen wird bie erfte von 7 gegen 4, bie 
zweyte von 10 gegen 1 Stimme und die dritte eins 
müthig bejabend beantwortet. 

Das Praͤſtdium veranlaßt nun weiter die Abſtim— 

mung uͤber die Motion des Herrn Baron Mappes und 

legt folgende 6 Fragen zur Beantwortung vor: 

41. Will die Kammer den Vorſchlag des Herrn Baron 
Mappes annehmen ? 

2. Will die Kammer es bey dem, von Ihr bereits pro- 
viſoriſch belichten , modus, nach welchem Ab— 
fohriften der Gefegesvorfchläge und ber fich dar⸗ 
auf beziehenden Vorträge zur Einfiht in dem 
Situngsfaale bereit liegen, auch noch ferner 
belaffen ? 

3. Wil die Kammer bey wichtigen Gegenftänden das 
Lit hographiren dem Abfchreiben vorziehen? 

4. Soll eine Sfizze der wichtigeren, für das Publi— 
kum Intereſſe habenden, Verhandlungen und Bes 
Ihlüffe der Kammer in einer Zeitung abgedrucdt 
werden? | 

5. Dill die Kammer, daß zur Nebaftion des dem 
Drude zu Uebergebenden eine. Commiffion ers 
nanut und das von diefer Redigirte der Kammer 


P 


‚sur Billigung vorgelegt werde? 
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6 Soll der daruͤber abzufaſſende Beſchluß der Staats» 
vegierung dur Genehmigung vorgelegt, und ber 
zweyten Kammer der Stände zur Nachricht mite 
getheilt werben? 

Auf die erfte diefer Fragen ertheilt die Majorität 
gegen 3 Stimmen eine verneinende Antwort. 

Die fünf folgenden dagegen werden ſaͤmmtlich bes 
jabend beantwortet und zwar die zweyte und britte 
einftunmig , während die vierte, fünfte und fechfte von 
einer Stimme verneinend beantwortet werben. 

Das SPrafivium bringt hierauf die Wahl einer 
Commiſſion für. die Redaktion des, in die Zeitung auf 
zunehmenden, Auszugs der Verhandlungen und Beſchluͤſſe 
der Kammer zur Sprade. und Abftimmung, und es 
erfolgt darauf der Beſchluß: MU 

„die Redaktion dem dritten Ausfchuffe zu überTäffen. 

Zum Scyluffe wirft der Herr Geheime Staatsrath 
von Wredden nodh bie Frage auf: in welcher Form 
die, an die zweyte Kammer 
abzufaffen feyen? worauf‘ 
„für bie Notenform‘f - 
einmäthig befhloffen wird. 


Beglaubigt: 
Riedefei. Dr. Arens. v. Wreden. 


zu erlaffenden, Communicate 
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Neunte Sikung 
in dem Sitzungsſaale der erften Kammer ber 
a Landſtaͤnde. 
Darmſtadt am 28ten Juli 1820. 


mm mvmummWwvV 


‚Unter dem Borfige bed Herrn gweyten 
Präfidenten. 


Anmwefend: | 
Die fimmtlichen Mitglieder ver Kammer, mit Ausnahme 
bes Groß, und Erbprinzen von Heflen Hoheit und 
bes Herrn Baron Mappes. 


Der Großh. Staatsminifter von Grolman tritt in 

den Sigungsfaal, und trägt der Kammer einen, die 

erantwortlichfeit der Minifter 2c. betreffen- 
den, Gejetesentwurf ſammt beffen Motiven vor *). 


Nachdem der Herr Minifter fi) aus dem Sitzungs— 
faale wieder entfernt bat, wird das Protofoll der 
vorigen Sitzung vorgelefen und genehmigt. 


Das Präfidium nacht ſodann die Kammer mit 
den neuen Eingaben befannt, wovon die erfte die An” 
zeige bes Großh. Geheimen Staatsminifteriums enthält * 
daß des Großherzogs Königlihe Hoheit den Großh‘ 
Geheimen Oberforitrath Lichthammer zum Ianpesherrliche" 
Landtags» Commiffarius für die vorfommende Forft 
Gegenftände ernannt haben, die zweyte Dagegen bie 
Minifterialanzeige von der Ernennung bed Großherzgl. 





*) Siche bie Beil, XXXVIT. und XXXVIII. bes Aten ‚Hefte 
ber Verhandl. der ten Kammer der Landſt. 


Protokoll IX, vom 26. Juli 1820. 27 


nr „and. bed. Großherzgl. Obrift- 
lieutenants Lynker zu, — ——— fuͤr Die 
vorkommenden - Militär-Augelegenheiten enthält.: -Die 
dritte beſteht in einer. Anzeige der zweyten Kammer. der 
Staͤndeverſammlung, daß fie den, die vorzunehmenden 
neuen. ‚Deputirtenwahlen betreffenden, Geſetzesentwurf 
mit dem Zuſatze: Daß dieſes Sefet fogleidy nad) deffen 
Bekanntriachung im Regierungsblatte Geſetzeskraft er- 
balten möge, genehmigt habe, und worin ſie zugleich 
um die Mittheilung des, von der erſten Kammer in 
— dieſes Geſetzesentwurfs gefaßten, Beſchluſſes 
ittet. 

Das Praͤſidium findet in dieſem Communicate die, 
Veranlaſſung, der Kammer die Frage vorzulegen: ob 
ſie nicht zur Beförderung dieſer, Eile habenden, Sache 
von dem von ihr beſchloſſenen zweyten Zuſatzartikel, 
der auf keinen Fall etwas weſentliches enthalte, wieder 
abgehen wolle? — 

Dieſe Frage wird einſtimmig bejahend beantwortet, 
und zugleich beſchloſſen, die zweyte Kammer baldmoͤg⸗ 
lichſt hiervon in Kenntniß zu fegen. 

Der Großherzgl. Staatsminifter Freiherr du Thil 
referirt hierauf der Kammer über den, von ber zweyten 
Kammer mitgetheilt erhaltenen, Klüber’fchen Entwurf 
einer Snftruftion für Steinfeßer, 

Beylage XU 

Zum Schluſſe bemerft der protofollführende Sekre—⸗— 
tär: nach dem 21. Artikel des Verfaffungsedifts, und 
dem 24. Art. der Gefchäftsordnung koͤnnten nur Die 
————— aftlichen Beſchluͤſſe beyder Kammern der 

taatsregierung vorgelegt werden, und es ſcheine deß— 
dalb nothwendig, über die Art und Weiſe der Redaktion 
diefer Beſchluͤſſe, und namentlich) darüber, wer an bers 
felben Theil nehmen folle? etwas zu befchließen. 

Das Nebigirte den fämmtlihen Mitgliedern zum 
Zeichnen vorzulegen, fcheine wegen des dadurch verurs 
faht werdenden Aufenthalte nicht räthlih, und es fey 
vielleicht am zwedmäffigften, die Redaktion den Präfis 
* und Sekretaͤren der beyden Kammern zu uͤber⸗ 
aſſen. 

Das Praͤſidium laͤßt uͤber dieſe Bemerkung abſtim⸗ 
men, und es erfolgt der einmuͤthige Beſchluß dahin: 


BB 


„daß das Nedigiren ber gemeinfchaftlichen Beſchluͤſſe 
rder beyden Kammern bloß der Legalität des Präfls 
„denten und der Sefretäre der Kammer zu überlaffen, 
„daß fih das Präfidium der eriten Kammer deßfalls 
„mit dem Präfidium der DR Rammer benehmen 
„möge, und daß die, für die Mittheilung an die 
„Staatsregierung redigirten, gemeinfchaftlichen Ber 
„ſchluͤſſe nachher der erſten Kammer in den Sitzun⸗ 
„gen vorzulegen ſeyen.“ 


Eu: Beglaubigt: 
Riedeſel. | Dr. Arens. v Wreden. 
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Zehnte Sigung 

in dem Sitzungsſaale der erften Kammer der | 

Landſtaͤnde. a 
Darmitadt am 31ten Juli 1820. 


am 


Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Praͤſidenten. u 


Anwefend: 
Die ſaͤmmtlichen Mitglieder, mit Ausnahme Gr. Hoheit 
des Groß: und Erbpringen von Hefe. 


Das Protofol der vorigen Eigung wird vorgelefen 
und genehmigt. mer | 
Der Vräfident legt fodann der Kammer dad Schreis 
ben der zweyten Kammer vor, worin diejelbe den mos 
tivirten Wunſch ausſpricht: daß die erſte Kammer die 
von ihr Cder zweyten) in Vorſchl — gebrachte Faſſung 
des Zuͤſatzartikels zu dem, die neuen Wahlen betreffen⸗ 
den, Gefetze annehmen möge. Es wird hierüber abge⸗ 
ſtimmt und beſchloſſen: | | 
daß die Kammer die Faflung : 
‚, biefes Geſetz tritt in Anfehung der Deputirten, 
‚welche die auf fie gefallene Wahlen abgelehnt has 
ben, fogleih nach deſſen Bekanntmachung durch 
‚‚das Regierungsblatt in Wirkfamfeit, und es has 
‚„ben daher die Wahltollegien bie neuen Wahlen, 
‚sobald ihnen diefes Gefeg wird befannt geworden 
‚‚feon, unverzüglid vorzunehmen.“ 
für die angemeffenere halte, daß fie aber auch, um 
die Sache nicht länger aufzuhalten, zu ber von ber 
zwenten Kammer vorgefchlagenen Faflung ihre Zus 
\timmung für den Fall ertheilen wolle; wenn ber 


30 Heft J. 
—* der erſten Kammer neue Anſtaͤnde finden 


— Beſchluſſe gemaͤß wird das Antwortſchreiben 
ſogleich entworfen und genehmigt. 

Das Praͤſidium eroͤffnet hierauf die Discuſſion 
uͤber den Vorſchlag der zweyten Kammer: die Regie— 
rung um Vorlegung eines Entwurfs zu einer neuſen 
Steinſatzordnung zu erſuchen. Da indeſſen von 
feiner Seite über das, von dem zweyten Ausſchuſſe er: 
ftattete, Gutachten Erinnerungen oder Anmerlungen ers 
folgen; fo wird die Sigung von dem Praͤſidium ges 
ſchloſſen. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Eilfte Sikung 
in dem Sitzungsfaale der erfien Kammer der 
Landftände. 
Darmftadbt am 5ten Auguft 1820. 
vmmmnanv ' 
Unter dem Borfige des Herrn zweyten 
| Präfidenten. 
| Anwefend: nn | | 
Die ſaͤmmtlichen Mitglieder, mit Ausnahme des Groß⸗ 
und Erbprinzen von Heſſen Hoheit und bed Herrn 
Baron von Mappes. 





Nach geſchehener Vorleſung und Genehmigung des 
Protofolls der vorigen Sitzung tritt der Großherzgl. 
Staatsminifter von Grolman in den Sißungsfaal, 
und trägt der Kammer einen, bie Vermehrung 
und Aufbebung conftitutioneller Gefege zum 
Gegenftand habenden, Gefegesentwurf nebft deſſen Mo⸗ 
tiven vor *). | 

Es erfolgt in Anfehung deſſelben der Beſchluß: 

„ihn dem zweyten Ausſchuſſe zur Erſtattung eines 

‚vorläufigen Gutachtens zu Abergeben. 

Das Prafidium verlieft ſodann: 

1. den Minifteriaferlaß, wodurch die Kammer bes 
nachrichtigt wird, daß die Redaktion bed Regierungs⸗ 
blattes bereitd angewiefen fey, die Skizze ber wichtiges 
ren Verhandlungen und Beſchluͤſſe der erften Kammer 
aufzunehmen, und | 





*) Siehe bie, in bem 2ten Heft der Verhandt. der Aten Kammer 
enthaltenen Beyl. XLVIL und XLVIII. 
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2. die von der zweyten Kammer entworfene Adreffe 
an ben "Großherzog Aber die Annahme des, die Wahlen 
neuer Deputirten betreffenden, Gefegesentwurfs. 

‚Hierauf wird, zur Abftimmung über den Antrag 
der zweyten Kammer: das Großherzgl. Gcheime Staats- 
minifterium um Borlegung eines. Entwurfs zu einer 
neuen Steinjaßerdnung zu “erfuhen, gejchritten. 
In Beziehung auf denfelben legt das Praͤſidium der 
Kammer folgende Aragen vor :, 

1. Will die Kammer. dem Wunfche der zweyten Kam⸗ 
mer beytreten, und die höchite Staatsbehoͤrde er: 
fuchen,. den Ständen cinen Geſetzesentwurf über 
dieſen u vorzulegen ? | 

2. Iſt die Kammer mit der Anficht des Ausſchuſſes 

: einverjtanden, daß diefer Theil der Gefeßgebung 
in zwey verfchiedene Gefege zu faffen ſey? 

welche beyde einjtimmig bejahend beantwortet werben. 

Das hierdurch nothwendig gewordene Communicat 
an Die zweyte Kammer wird yon dem Herrn Neferenten 
fofort entworfen und von den Mitgliedern der Kam 
mer gezeichnet, worauf die Sigung gefchloffen wird. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Zwoͤlfte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt, am 11ten Auguſt 1820. 
Unter dem Borfige bes Herrn zweyten 


Präfidenten. 
Abweſend: 


1. Des Groß⸗ und Erbprinzen von Heſſen Hoheit. 
2. Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit. 





Das Protokoll uͤber das, in der letzten Sitzung Ver⸗ 
handelte, wird vorgeleſen und genehmigt. 

Das Praͤſidium macht ſodann die Kammer bekannt 
mit den, ſeit der letzten Sitzung eingelangten, Eingaben, 
wovon die eine einen Minifteriaferlae enthält, wor 
dur der Kammer eröffnet wird, daß des Großherzogs 
Königl. Hoheit dem Herrn Staatsminifter von Grolman 
Vollmacht ertheilt hätten, die der Staatsregierung vors 
julegenden Bejchlüffe der Ständeverfammlung im Fall 
der Berhinderung des Großherzogs in Empfang zu neh 
men; die andere dagegen in einem Communicate ber 
zweyten Kammer befteht, worin fie der erftien Kammer _ 
von dem Befchluffe: ihre fammtlichen Verhandlungen 
volftändig dem Drucke zu übergeben, Nachricht ertheilt. 

.. Der Großherzogl. Geheime Rath Dr. Schmidt 
lieit hierauf der Kammer die, bey dem 3ten Ausfchuffe 
tedigirte Ueberficht der wichtigeren Verhandlungen der 
eriien Kammer vor, das Präfibium laͤßt über die Bils 
ligung derfelben abftimmen, und fchließt die — 


nachdem der Entwurf einſtimmig genehmigt worben i 
| Beglaubigt 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
nummmumumnsV | 
Heft L d. Verhdl. d. erſt. Kammer, € 
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Dreizehnte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt, am 24ten Auguſt 1820 
XRXV 


Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Praͤſidenten. 


Abweſend: 
der Herr geiſtliche geheime Rath Dr. Schmidt. 


Nach geſchehener Vorleſung und Genehmigung des 
Protokolls der vorigen Sitzung, macht das Praͤſidium 
die Kammer mit zwey, waͤhrend der Zeit eingelangten, 
neuen Eingaben bekannt.“ Beyde beſtehen in Com— 
municaten ber zweyten Kammer. Das erfte begleitet 
einen, von ber ten Kammer angenommenen, Gefetzes— 
entwurf, wodurd das Necht, von Fünftigen Anroduns 
gen den Novalzehnten zu erheben, aufgehoben wird *); 
das zweyte bezicht fi) auf dei, die Verwandlung bee 
Privateigenthums zu öffentlichen Zwecken betreffenden, 
Sejegesentwurf**). In Anfehung beyder Eingaben wird 
beichloffen : 


fie dem zweyten Ausfchuffe zur Erftattung eines vors 
läufigen Gutachtens zuzuftellen. 


”) Siehe die Beylagen XXVIII. und XXIX. bes 1. Hefte der 
» Verhandlungen der Aten Kammer der Landſtände. 


” Siehe d'e in bem 1. Heft der Verband. d. 2. Kammer d. 
andft. enthaltenen-WBeylagen XVE. und XVII. 


* 
. 


Protokoll, XIII. vom 24. Aug. 1820. 35 


‚Der protofollführende Sekretär verlieft hierauf den 
fhriftlichen Bortrag des Referenten des zweyten Aus— 
ſchuſſes über den, die Verantwortlidfeit ber 
Miniiter ausfprechenden, Geſetzesentwurf, 


Beylage XUI, 


und bemerft dazu noch muͤndlich: daß die Mitglicder 
des Ausihuffes mit dem, das Votum des Referenten 
enthaltenden, Bortrage im Ganzen einverftanden gewes 
fen, jedody in Beziehung auf den Theil des Vortrags, 
welcher für nothwendig halte, daß der Regent auf das Recht: 
den ſeines Amts entjegten Minifter mit einem andern 
Staatdamte zu begnadigen, Berzicht leiſte, einige Ans 
fände und Anveifel zur Sprache gefommen feyen, die 
indeffen, weil fie nur im Allgemeinen geäuffert worden, 
zu feinem bejtimmten Refultate aeführt hätten. 


Der Herr Präafident referirt hierauf der Kam— 
mer: er habe von einigen Mitgliedern des Großherzogl. 
ebeimen Staatsminifteriums gehört, daß man es der 
erfaffung nicht angemeffen halte, wenn die erfte Kam: 
mer neulich das von ihr verworfene Einmarkungsgefeß 
fogleich an das Großherzogl. Staatsminifterium zurüds 
geichickt habe, ohne e8 zuvor der zweyten Kammer mit- 
getheilt zu haben. Er fey überzeugt, daß die Kammer 
damals gefehlt habe, und ed werfe fich daher die Frage 
auf: ob die Kammer ihn vielleicht ermächtigen wolle, 
bey dem Großherzogl. Staatsminifter eine baldige Ants . 
wort auf den Erlaß der Kammer mündlich in Anregung 
zu bringen, oder ob e8 die Kammer vorziehe, fogleidy 
obne weiteres den Fehler zu verbefiern, und der zwey— 
ten Kammer ben Gefeßesentwurf, nebft dem, die Ver— 
werfung befjelben motivirenden, Vortrag bed zweyten 
Ausſchuſſes, alsbald mitzutheilen. 


Anfänglich waren die Anfichten über diefen Gegen 
Hand fehr getheilt; indem mehrere, namentlich) der Herr 
Geheimerath v. Wiefenhütten, Herr Geh. Staatsrath v. 
Vreden es für angemefjener hielten, zuvor eine Ant 
wort des Minifteriums abzuwarten, und den Herrn 
Drifidenten zu beauftragen: den Großherzoglichen Staats: 
miniiter um die baldige Ertbeilung einer Antwort zu 
erfuhen. Man vereinigte fi) aber nachher zu dem 
BeichIuffe: | 

C2 
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den Geſetzesentwurf nebft dem darüber erftatteten Bors 

trage abdruden und vermittelft eines Communicats 

alsbald an bie zweyte Kammer gelangen zu laffen. 
Auch wurde durch eine. Stimmenmehrheit von 7 

gegen 5 Stimmen weiter bejchloflen: 

dad Großherzogliche Staatsminifterium von dieſer 

— an die zweyte Kammer in Keuntniß zu 

etzen. 


Beglaubigt 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Vierzehnte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale ver erften Kammer der 
Landſtaͤnde. | ST 
Darmfiadt, am 29ten Auguſt 1820. 
Unter dem Borfiße des Herrn jweyten 
Präfidenten ae 


Anweſend: 
die ſaͤmmtlichen Mitglieder. 





Der protokollfüͤhrende Sekretaͤr verlieft das Pros 
tokoll der vorigen Sitzung, zu welchem der Herr Staats⸗ 
minifter , Sreiberr du Thil, bemerkt, daß er wuͤnſche: 
ed möge in dem Protokolle der, von dem Meferenien _ 
des zweyten Ausichuffes über das, die. Verantwortlicdhs 
feit ber Minifter - betreffende, Gefe& erftattete, Vortrag 
nur als ein Botum bed Referenten und wicht bes 
— Ausſchuſſes bemerkt werden; er habe naͤm⸗ 
ich die, von dem Referenten wahrſcheinlich mißverſtan⸗ 
dene, Anficht gehabt, in einer zweyten Situng des Aus« 
fhufjes zu einigen Stellen des erfiatteten Bortragd Bes 
merfungen zu machen, die er bald nachher ber Kammer 
vorlegen werbe. | | 

Nachdem auf diefe Erinnerung au der einfhlägigen 
Stelle des Protofolls die Worte: 

„bed Referenten ’’ | 
eingefhaltet worben waren, verlas ber Herr Staatömis 
nifter Freiherr du Thil den Entwurf eined Communis 
cats am die zweyte Kammer der Stände zur Begleitung 
ur Aftenftüde, welche fih auf das in Antrag gebrachte 

rinmarfungögefeg beziehen. | 
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Derjelbe referirt fobanıt die Anfichten bed zweyten 
Ausfchuffes über den, die Aufbebung des Novak 
zehntrechts betreffenden, Gefegesentwurf. 

BDeylage XIV. | 

Das Praͤſtdium eröffnet hierauf in Gegenwart des, 
während der Zeit in dem Sitzungsſaale erjchienenen, 
Großherzogl. Geheimen Staatsrathbe, Freiherrn von 
Gruben, die Discuffion über den, die VBerantworts ' 
lichfet der Minifter zum Gegenftand habenden, 
Geſetzesentwurf, in Anfehung bdeffen der Großherzogliche 
Staatsminifter, Freiherr du Tnil Die bereits oben er 
wähnten Bemerfungen vorträgt. 

Beilage XV. 

Hierauf Auffert in Beziehung auf daffelbe Gefeg ber 
Großherzogl. Geheime Nath Dr. Schmidt. 

Wenn der Referent des Gefegesausfchuffes von ber 
Erridtung eines befonderen Stagtögerichtshofes nad) 
ber Weiſe des in Wuͤrtenberg beftehenden fage: daß das 
durch fogar die Moralität angetaftet werde, fo fcheine 
ihm diefer Ausdrucd viel zu ftarf; indem man, wenn 
biefe Aeufferung die richtige wäre, fonft von einem jeden 
Geſetze, was erlaffen würde, und wag doc) immer die 
Möglichkeit einer uurechtlichen Handlung voraugfege, 
fagen könnte: daß durch feine Sanction die Moralität 
angetaftet werde. — Das Großherzogl. Oberappellas 
tionsgericht — nach dem Antrag des Referenten — zur 
richtenden Behörde zu machen, biefes fcheine ihm aus 
mehreren Gruͤnden bedenklich zu ſeyn; denn 

1. koͤnne dieſes Gericht in der Zukunft ausarten, 
und dadurch des Zutrauens, worauf eg jet Anfprüche 
babe, — werden. Dergleichen Ausartungen ſeyen 
ja auch ſchon fruͤher bey den Reichsgerichten vorgekommen. 

2, Der conſtitutionelle Ausſpruch einer Verantworts 
Iichfeit der Minifter habe wohl vorzugsweife den Zweck, 
dem Volke Bertrauen einzuflößen. Diefer Zweck werde‘ 
aber vielleicht verfehlt, wenn man dad Oberappellationgs 
gericht, auf deſſen Befegung die Vorfchläge des Minis 
ſteriums den größten Einfluß äufferten, zur richtenden 
Behörde machen wolle. i 

‚ 3 Die Eriftenz des Juſtizminiſteriums fcheine ihm. 
mit ber Anordnung des Oberappellationsgerichtd zum 
Staatögerichtöhofe nicht vereinbarlich zu feyn. Diefem 
Miniftering ftche befanntlich das Recht der Aufficht auch 


’ 


über das hoͤchſte Juſtiztribunal zu. Es ſey möglich,” -, 


Protofol XIV. vom ‘29. Aug. 1820. 39 - 


daß es dieſes Recht nicht prlichtgemäg: ausübez? unbire 
werfe ſich daher von felbft die Frage auf: bey welchem 
Gerichte alddann das: Minijterium von den Ständen bes 
laugt werben folle? DIN EEZZE 
Daß das Dberappellationsgericht Hier nicht Fichtende 
Behörde fegn fönne, darüber ſcheine ihm kein Zweifel 
möglich zu ſeyn. | — 
Er habe übrigens bey dieſen Erinnerungen nur ben 
Zweck, bie Kammer auf die Zweifel, die ihm,.bey der 
Durchlefung des Bortrags des Referenten, -aufgeftoßen, 
aufmerfjam m machen, und fie ihrer Prüfung: zu une 
terwerfen. Er wage nicht, beflimmte Anträge daran zu 
fnüpfen. Auch müjje er bitten, feine Erinnerungen nicht 
fo zu deuten, als ob er für. die Errichtung eines bes 
fonderen Staatsgerichtshofes ſtimme, er fey vielmehr 
überzeugt, daß dieſer Errichtung noch" ftärfere Gründe 
entgegenftänden. Schließlich erlaube er ſich noch, bie 
Kammer darauf aufmerffam zu mahen: ob es nicht 
zweckgemaͤß fey, Die Sache an den zweyten Ausfchiß, 
deſſen vollftändiges Gutachten wegen des vorerwähnten 
Mipverftändniffes noch zur Zeit nicht worliege, zurück 
verweifen. — 
Sierauf trug auch der Herr Geheime Staatsrath 
v. Wreden einige fchriftlihe Anmerkungen. zu bem 
Vortrage des Neferenten über dag Berantwortlic« 
feitsgefek vor. er N ae 
72 : Beilage XV. | 
Auf gleihe Weife redet auch der Herr wirkliche Ge 
beimerath Freiherr vom Wiefenhütten über ven Ge 
feßesentwurf, indem er anführt: = 
1.. Das Begnadigungsrccht ſey ein fo ſchoͤner Bors 
zug des NRegenten, daß man wohl auf deffen Erhaltung 
den moͤglichſten Bedacht nehmen muͤſſe, infoweit ſich 
dieſes Recht nur immer mit den gerechten Erwartungen 
des Volkes vereinbaren laſſe. — Hure 
Dem Volke muͤſſe e8, wenn es glaube, einen Mir 
nifter wegen DVergehungen und Pflichtverlegungen in . 
Anklagezuftand verfegen zu 'müffen — zunächft und vor _ 
züglich darum zu thun fenn, ihn von feinem Poften zu 
ae und —* ihn fuͤr die Zukunft unſchaͤdlich zu 
machen. Ma * 
Weitere Beſtrafung ſey dem Volke nur Rebenzweck. 
Unterſuchungen uͤber Dienftvergeben höherer Staatsbeam⸗ 
ten haͤtten ihre eigene Bedenklichkeiten und koͤnnten zur Auf⸗ 


42 4 Heft I. 


Der yprotocofführende Sefretär "bittet hierauf ben 
Herrn Präfidenten und die Kammer, auf jeden Fall die 
Discuſſion über den vorliegenden wichtigen Gegenftand 
mit der heutigen Seflton nicht für gefchloffen zu erfläs 
ren, indem er von mehreren der, über feinen Vortrag 
gemachten, Bemerfungen feineswegs überzeugt gewor— 
den fey, und die Hoffnung habe, noch manches in eis 
nem ausführlicheren Vortrage zu entwickeln, was zur 
fräftigern Begründung feiner Anfichten dienen werde, 
Auh müfe er wuͤnſchen, Zeit zu erhalten, dasjenige 
berauszuheben und näher zu begründen, was im den 
Vorträgen der verehriichen Mitglieder der Kammer als 
Zufas und Mopiftcation feiner Anfichten vorgebracht 
a und auch feine Ueberzeugung für ſich gewons 
nen babe. 

Der Herr. Präfident legt: hierauf in Gemäßheit 
des, von dem Herrn Geheimenrath Dr. Schmidt gemadh- 
ten, Antrags der Kammer die Frage zur Abftimmung vor: 
ob die Sadje zur nochmaligen Berathung an den zweys 

ten Ausſchuß zuruͤckverwieſen werden folle? vs 

Diefe Frage wird einftimmig bejahend beantwortet, 
und fofort zur Wahl von zwey Mitgliedern gefchritten, 
womit nad) dem: weiteren einftimmigen  Befchluffe ber 
Kammer der zweyte Ausfchuß für dieſen Fall, nad Aus 
leitung der Gefchäftsorduung , vermehrt werden fol. 

Bey diefer Wahl erhielt der Herr Geheimerath Freis 
herr von Wiefenhütten 11 Stimmen. Für das andere 
Mitglied ergab ſich aber erft bey der, zum zweytenmale 
wiederholten, Wahl die abfolute Mehrheit von 8 Stims 
men für Se. Hoheit den Groß- und Erbprinzen von 
Heflen; womit dann die heutige Sigung gefhloffen wurde: 


Beglaubigt 
Riedeſel. Dr. Arens. ©. Wreben. 


a. mnm.armssn 
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Sünfzebnte Sitzung, 


‚in dem Sitzungsſaale der erfien Kammer der 


andſtaͤnde. 
Darmflabt, am iten September 1820. 
E2 —XXXXXXX — 
Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 


| Präfidenten. 
Anwefend : —— 
die ſaͤmmtlichen Mitglieder. 


Das Protokoll der letzten Sitzung wird vorgeleſen 

und genehmigt. | 

ns Prafidium legt ſodann dev Kammer zwey Com: 
municate der zweyten Kammer vpr, wovon fid) das erfte 
anf die Einführung eines Wechielrechts für das Groß— 
berzogthum Heſſen *), Das zweyte dagegen auf die Nevis 
ton des Hypothekenweſens **) bezieht, 4 

Beyde Communicate nebft ihren Anlagen werden an 
den zweyten Ausfhuß zur Erftattung gutachtlicher Bes. 
richte verwiefen. — 
Der protokollfuͤhrende Sekretaͤr verlieſt ſodann den. 
Entwurf eines Erlaſſes an das Großherzogliche Staats⸗ 
mi niſterium zur Benachrichtigung deſſelben: daß die 
Kammer den Entwurf.deds Einmarkungsgeſetzes an die 
zmwente Kammer zur "gleichfallfigen Berathung abges 
ſchickt babe. Ä 

Derfelbe wird genehmigt. 

Das Präfidium eröffnet hierauf die Discuffion. 
über den, die Aufhebung des Novalzehntene 
betreffenden , Gefeßesentwurf , und fchließt die Sitzung, 
als gegen benjelben und das Gutachten des zweyten Außs 
ſchuſſes feine Erinnerungen oder Bemerkungen erfolgen. 


Beglaubigt | 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 


*) &, Beylagen LV. und LVI. und 
”*) Beylagen LII. und LIII. des 1. Hefts der Verhandlungen 
ber 2ten Kammer der Landſtände. 
IRINA NA 
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Sechszehnte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
u: Landſtaͤnde. 
Darmſtadt, am Sten Scptember 1820. 


nr vnunvuv 
Unter dem Borfite des Herrn zweyten 
Präfidenten: 
Anweſend: | 
bie ſaͤmmtlichen Mitglieder. 


Gleich nach gefchehener Borlefung und Genehmi- 
gung des Protokolls ſetzt der Herr Präfident die Kanız 
mer von ben, während der Zeit eingelangten, Eingaben 
in Kenntniß, namentlich 

4. von einem Minifterialerlafle, die von ber zwey⸗ 
ten Kammer befchloffene Deffentlichfeit ihrer Sitzungen 


betreffend. 

— Beylage XVII. 
Derſelbe wird an den dritten Ausſchuß verwieſen, 
odann | 

2. von einem Communicate der zweyten Sammer, 
was fich auf den, die Feyer der Sonn> und Feittage 
betreffenden, Antrag des Abg. Keller *) bezieht. Dafs 
jelbe wird an ben zweyten Ausjchuß verwieſen. 

3. von einem anderen, fich auf die Verbefjerung 
bes gefammten: Schulweſens **) beziehenden Communicate 
der zweiten Kammer, welches gleichfalld dem zweyten 
Ausfchuffe zugewiefen wird, endlih | 


*) und **) &, die Beplagen XLIV. und XLV., und XE. und 
XBI. des 2. Hefts der Verhandl. der zweiten Sammer ber. 
Landſtände. — 
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4. von einer Borftellung des Freiherrn von Horix 
gegen die, den übernommenen affenbeamten der Pros 
vinz Rheinheſſen irrthuͤmlich und ihrem finatsrechtlich ers 
worbenen Rechte zuwider abgefordert werdende, Baarcau⸗ 
tion. Diefe Eingabe wird an den dritten Ausſchuß 
verwielen. Ä —8 

Der Oberappellations gerichtsrath Arens referirt 
hierauf in Gemäßheit der Tagesordnung und, nad) Aufs 
—— des Praͤſidiums, die Anſichten des zweyten Aus—⸗ 
ſchuſſes uber das Verantwortlichkeitsgeſetz, ins 
dem ex bemerkt : | | | 

Der zweyte Ausſchuß babe nach dem Befchluffe der 
Kanımer Das, bie Berantwortlichfeit der Minifter betrefs 
fende, Geſetz in nochmalige forgfältige Berathung ges 
nommen, fich aus den, von dem Referenten bes Aus—⸗ 
fhufles der Kammer fchon früher entwidelten, Gründen 
von der Zwecmäßigfeit und Annehmbarkeit des vorges 
legten Geſetzesentwurfs überzeugt, und ſich über folgende 
drey Zufasartifel vereinigt: 00 


Art. j " 2 


» Die Kammern werden diejenigen Anklagen, die fie 
vermöge eines gemeinfchaftlichen Beſchluſſes gegen die 
hoͤchſten Adminiftrativftcllen zu erheben Willens find, 
jederzeit fo beitimmt als möglich abfaffen, und Uns in 
verfaffungsmäßiger Form überreichen. Wir werben hiers 
auf in. Zeit von drei Wochen den Ständen entweder das⸗ 
jenige, was zur Rechtfertigung und Entfchuldigung 
der angeflagten Stelle oder Perfon gereihen fann, vor⸗ 
legen, ober ihnen die Eröffnung zugeben laffen, daß 
diefe Borlegung aus befonderen Gründen noch zur Zeit 
nicht möglich jey. Sollten die Stände, nachdem jene 
Vorlegung erfolgt it, von der Unfchuld des Angegriffes 
wen nicht überzeugt feyn; fo werden Wir, auf den meis 
teren Antrag der. beyden Kammern, Die Angeklagten vor 
Gericht ftellen, und von dem uns zuſtehenden Rechte 
der Niederſchlagung der Unterfuchung feinen Gebrauch. 
machen; and werden Wir in dem Falle, in welchem 
ein Angeflagter durch einen rechtöfräftigen Ausſpruch 
feines Amts entfeßt worden ift, ihn weder bei bemfels- 
ben belafien, noch ihn, wenn er durch jenen Ausſpruch 
für unfähig zum Staatsdienft erflärt worden iſt, jes 
mals wieder im einem anderen Staatsamte anftellem. 
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Art. 3% 


Gegen denjenigen unmittelbaren Staatsbeamten, 
welcher vor der wirklich erfolgten Anklage entweder fein 
bisheriges Amt niedergelegt bat, oder von demjelben 
entfernt worden iſt, findet von Seiten der Stunde feine 
Anklage jtatt. | 

Art. 4. 

Fuͤr alle von den Kammern auf den Grund dieſes 
Geſetzes gegen unmittelbare Adminiſtratipbehoͤrden ers 
hobene Anklagen it Unſer Oberappellationsgeriht der 
allein zujtändige Nichter, und es find von ibm jowohl 
die erforderlichen Unterfuchungen zu führen, als auch die 
Urtheile zu füllen. | | 

Dabey fey der Ausfchuß der Meinung geweſen, daß 
es zweckmaͤßig ſeyn dürfte: dem, in dem Atem Artikel 
des Entwurfs befindlichen, Worte: a, das 
Wort: „Amts vorzufegen, um dadurch jedem fünf 
tigen Zweifel zu begegnen. 

Die Kammer werde hieraus entuchmen, daß der 
früher ‚vorgefchlagen gewefene Zuſatz über die Gontras 
fignatur der Miniſter ganz weggelaffen worden fey. Der 
Neferent des Ausschuffes habe zwar dieſen Artikel aufs 
neue in etwas veränderter Form, namentlih mit Weg— 
laffung der Wirkung, welde aus der fehlenden Con— 
trafiguatur hervorgehen follte, wieder in Borfchlag ge: 
bracht; weil er überzeugt gewefen fey, daß dieſer Ars 
tifel eigentlich den Schlußſtein des Geſetzes bilde, und 
der, von dem Großherzoglichen Staatsminifter in feiner 
Rede angedeutete, Zwed des Gefekes : Ber 


,, Den Ständen diejenige volle Sicherheit und Garans 
tie zu gewähren, weiche fie mit Recht in Anſpruch 
nehmen koͤnnen, wenn das Berfaffungswerf ‚nicht der 
Fra den Zufalle anheim gegeben werden 
-folle ‘ 


ohne ihn nicht erreicht werden koͤnne; "allein ‚mehrere 
Mitglieder des Ausfchuffes hätten dieſe Anficht nicht ges 
‚theilt, und wohl mit Recht dagegen bemerkt: daß man 
dem Negenten das Necht, bloß praͤparatoriſche Verfuͤ— 
gungen 3. B. Berichtöforderungen u. d. m., ohne Vor—⸗ 
wiffen der. höchiten Behörden zu erlaſſen, gewiß nicht 


Protokoll XFI. vom 8. Sept. 1820. 47 


abfprechen koͤnne. Man: babe fi) . daher anfaͤnglich 
vereinigt gehabt, dem Artikel in der. Art: - - 
„Alie von Uns ausgehende, allgemeine und befondere 
efegliche, Berfügungen follen — dringende Noths - 
Fälle allein ausgenommen —. von der einfchlägigen 
unmittelbaren Behörde, deren Gefchäftöfreis durch 
den’ Inhalt derſelben berührt wird, contrafignirt 
werden. ’’ 
zu faffen, man fey aber nachher überzeitgt geworden, 
daß die Worte: „Allgemeine und befondere 
geſetzliche Verfügungen‘ die Sache. nicht erſchoͤpf⸗ 
ten, und habe dafuͤr die Aubflitution der Worte: „alle 
gejeglihe und definitive Verfügungen‘ in 
ın ‚Borihlag gebracht; allein gegen den Gebrauch diefer 
Worte fey bemerkt worden: daß dadurch die Nechte des 
Regenten zu fehr würden bejchränft werden, uyd daß 
fi) von dem Großherzoge nicht erwarten laſſe, daß Er 
je zu dieſer Beichränfung, wenn. fie Ihm als Geſetzes— 
vorſchlag werde vorgelegt werden, Scine Zuſtimmung 
ertbeilen ‚werde. Wohl aber fünne man erwarten: day 
Er jelbjt die Eontrafignatur Seiner Befehle durch die | 
einschlägigen höchiten Behörden anordnen werbe, wenn 
Ihm von den Ständen in der, an Ihn zu richten— 
den, Adreſſe der ehrerbietige Wunfch ausges 
fprocdyen werde , daß Er für die Nealifirung des, durch 
das Geſetz beabfichtigten, Zweckes wegen der Gontrafig- 
natur der einfhlägigen hoͤchſten Behörden. das Nöthige 
anordnen möge- Da diefe Bemerfungen von Männern 
ausgegangen ſeyen, denen die Eigenthümlichfeit des 
Großherzogs genauer, als dem Referenten, befannt feyn 
muͤſſe, und da es dem Referenten nur um ben Zweck, 
und nicht um die Mittel ‘gelten fönne, fo fey er der 
Meinung der. übrigen Mitglieder des Ausfchuffes, den 
Artifel ganz. wegzulafien, beygetreten. 

Die Motive zu den vorgefchlagenen Zufäten zu 
dem Entwurfe fänden fi) übrigens in den einzelnen 
Borträgen zur Genüge entwicdelt, die in dem Ausſchuſſe 
darüber erftattet worden feyen, und die nach der, bey 
der Kanımer beftehenden , Einrichtung in dem Sitzungs—⸗ 
faate zur Einfiht offen vorgelegt würden. Indem der 
Meferent fich darauf bejiehe, begnäge er fih, nur kurz 
zu bemerfen: ; . 
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1.. In den zweyten Artifel habe man die Verzicht: 
feiftung auf das Abolitionsreht, und eine Befhräm. 
tung des Rechts zu beguadigen, um defwillen aufger 
nommen, bamit nicht dad Geſetz durch die Gnade bed 
Regenten die Garantie, bie es gewähren folle, wieber 
ganz verliere. 5 

2. In dem dritten Artikel ſey dem Negenten das 
Hholitionsreht mittelbar in fo weit erhalten, ale 
diefes ohne Nachtbeil des gefetlichen Zweckes und ohne 
Berlekung des Intereffe des Volkes, mas zunächft auf 
die Entfernuirg ded Angeklagten von feinem Poſten ges 
richtet fey, geihehen Tonne. 

3. Der ‚Inhalt des vierten Artikels motivire ſich 
zur Genuͤge durch die — von ihm vorgeleſenen — Aue 
fuͤhrungen, welche in dem weiteren Vortrage des Re⸗ 
ferenten uͤber dieſen Gegenſtand enthalten ſeyen, und. 
worin auf die entgegenſtehenden Anſichten des Herrn 
Geheimenraths Schmidt und des Herrn Baron v. Map⸗ 
pes Ruͤckſicht genommen worden ſey. 


Beylagen XVII. XIX. XX. 


Das Praͤſidium fordert hierauf denfelben Referenten 
zur Erftattung des Gutachtens des zweyten Ausſchuſſes 
über den, die Abtretung des Privateigenthbums 
für öffentlihe Zwecke betreffenden Gefegesent- 
wurfs auf. | | 

Diefer Aufforderung wird fofort entfprochen. Zu⸗ 
erft lieſt derfelbe die neue Redaktion des Gefegesents 
wurfs, fo wie diefe von der zweyten Kammer ber erjten 
mitgetheilt worden ift, vor, und bemerkt: überall bie 
Modificationen und Zufäge, welche der von der Staats— 
regierung vorgelegte Entwurf erhalten bat. Er bezieht 
ſich fodann. auf den Inhalt der fehr weitläuftigen Dies 
‚euffionen. über den Entwurf mit derBemerfung: daß ber 
Ausfhuß dur ihn zu dem Antrage auf Annahme ber 
‚neuen Redaktion im Allgemeinen bejtimmt ‚worden fey. 
Diefes Antrags ungeachtet feyen indeſſen dem Ausjchuffe 
binfichtlich mehrerer Stellen der neuen Redaktion einige 
Zweifel aufgeftoßen, die der Aufmerkjamfeit der Kam⸗ 
mer nicht ganz unmwerth zu feyn jchienen. 

Nachdem nun der Referent. diefe. Zweifel aus Dem 
gutachtlichen Bericht der Kammer vorgelefen hat, 


Beylage XXI 
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laͤßt das Präfidium in Gemäßheit der Tagesordnung 
über den, die Aufbebung bes Novalzehnt 
red * betreffenden, Geſetzesentwurf durch Vorlegung 
der Frage: 

ill die Kammer das Geſetz, ſo wie es vorge⸗ 

legt worden, annehmen? 
abſtimmen. — | . 
Diefe Frage wird einftinmig bejahend beantwors 

set und die Sigung gefchloffen. : 


Beglaubigt : 
Riedeſel. Dr. Arens. ©. Wreden. 


Belt I. d. Berbbl. d. erſt. Kammer D 





.. Siebzehnte Situng 


in dem Gigungefaale der erften Kammer der 
La BOPanEn | 


Darmſtadt am 11ten Sept. 1820. 


aummmmmw 


Unter dem Borfige des Herrn zweyten 
Praͤſidenten. 


Unwefend: 


die fammtlichen Mitglieder mit Ausnahme des Herrn 
Baron Mappes. 


| Das Protoföll der vorigen Sitzung wird vorgelefen 
und genehmigt. 

Der Herr Staatsminiſter Freiherr du Thil erw 
ſtattet De ſchriftlichen Vortrag, im Namen des 
Zzweyten Ausſchuſſes, über bie inführung eines 
Wechſ. EN, für das Großherzogthum Heffen. 

eylage XXII.) | 
Hierauf — das Praͤſidium die Discuſſion über 
das, die Verantwortlichkeit der Miniſter 
betreffende, Geſetz, und bemerkt: 

Das Gefeß, welches die Verantwortlichfeit der Mis 
niſter ꝛc. ausfpreche, verordne: Die Minifter follen fich 
nicht durch angebliche höchite Specialbefehle entſchuldigen 
fönnen, indem dergleichen Befehle nur auf Mißverftänds 
niffen beruhen, welche aufzuklären Pflicht der oberften 
Stelle geweſen wäre, Hieraus bilde ſich von felbft die 
Frage: wie es anzufangen fey, den böchften Behörden 
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and die Möglichkeit zu geben, ben Mißverftändniffen 
vorzubeugen? BIETE, 


Da ber Regent bas Recht habe, an mittelbare Ber 
börden Befehle zu erlafienz jo laffe es ſich denken, daß 
auch diefen Behörden das Recht ertheilt werde , diejenie. 
gen Mißverftändniffe aufzudecken, welchen diefen Befehlen: 
möglihyerweife zum Grunde liegen könnten. Allein hier 
zu werbe wohl Niemand rathen, wenn man ermwäge, 


daß dieſer Grundſatz auch auf die entfernteften Unterbe: 


hoͤrden ausgedehnt werden müßte, 
Es koͤnne nur Jemand verantwortlich ſeyn, der 


wirklich Mitwiſſenſchaft des Geſchehenen habe. Sollten 


daher die oberſten Stellen verantwortlich gemacht wer⸗ 
den koͤnnen, ſo ſey ed auch nothwendig, daß ihre Mits 
wiſſenſchaft uͤberall eintrete, und durch Unterſchrift bes 
urkundet werde. Dieſe Beurkundungen ſeyen nicht zu 
umgehen, und es ſey irrig, ſich die Miniſter als Maͤn⸗ 
ner zu denken, bie dem Regenten feindlich gegenüber 
ſtaͤnden, oder welche gar die Abficht hätten, dem Re— 
genten vorzuſchreiben. Ihre. eigentliche Stellung fey 
vielmehr die, dem Regenten als Freunde zu rathen, 
und ihn zu warnen, nicht rechtsverlegend zu handeln. 
Der Negent könne, wie jeder Menfch, in feinem Wohls 


thun zu weit geben; er fönne dem Einen wohlthun, und 


dabey in die Rechte des Anderen — ſey es 
Pflicht der oberſten Behoͤrden, die Wahrheit zu ſagen, 
und den Regenten innerhalb der Grenzen der Geſetzlich— 
keit, worin er ſich frey bewegen koͤnne, zu erhalten. 


Es möge immerhin darin, daß der Regent feine Befehle 


an die höchften Behörden richte, und fie von ihnen cons 


trafigniren laſſe, eine kleine Unannehmlichkeit  Tiegen, _ 


allein es fey befjer, diefe jeßt, al® in der Zufunft, aus— 
zuſprechen. Darum halte er es für nöthig, daß dem 
Großperzoge von Seiten der Stände der Wunſch: bie 
Eontrafignatur der Befehle des Negenten durch die höchs 
ten Behörden gefeglich auszufprechen, vorgelegt werden 
möge: Die Erfüllung dieſes Wunſches fafıe Fe um fo 
ebet erwarten, ald das Drganifations » Edift von 1803 
hinſichtlich der Gontrafignatur ſchon etwas ähnliches 
verordne. Er fey zugleich der Meinung, daß man der 
zweyten Kammer die Äbſicht: diefen Wunfſch dem Großs 
berzog vorzulegen, fogleidy bey ber erften, biefes Geſetz 
betreffenden, Mittheilung ansfprechen möge, u. 


2 
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Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit bemerkt. hiers 
auf übereinftimmend mit den Aeuſſerungen ber mebrjien 
Mitglieder der Kammer, daß über die Zwecmäßigkeit 
der Gontrafignatur der höchften Befehle eigentlich wohl 
gar feine Verfchiedenheit der Anfichten in der Kanımer: 
eriftire, und daß es nur auf die Form anfomme, in 
welcher dem Großherzoge der Wunjch der Stände aus— 
gefprochen werden ſolle. Da ein jeder Zufas zu einem 
Sejege der von den Ständen vorgeichlagen werde, 
nur als ein Wunfch angefehen werden koͤnne; fo fey es 
vielleicht gleichgültig: ob dieſer Wunjch in einem befonz. 
deren Zufaßartifel oder in ber, an den Großherzog zu 
richtenden, Adreffe ausgefprochen werde. — 

Se. Erlaucht der Herr Graf von Stolberg: 
Man koͤnne nicht verkennen, daß der von den Staͤnden 
auszuſprechende Wunſch, die Contraſignatur einzufuͤhren, 
ſich auf den, bey den hoͤchſten Behoͤrden beſtehenden, 
Geſchaͤftsang, mithin auf einen Gegenſtand beziehe, 
welcher in dem Verfaſſungsedikte ausſchließlich der An— 
ordnung des Regenten vorbehalten ſey. Dieſe und noch 
die andere Ruͤckſicht: dieſen Wunſch fo zart 'als moͤglich 
zu aͤuſſern, ſcheine denn einen uͤberwiegenden Grund dar— 


zubieten, denſelben nicht in die Form eines Zuſatzarti— 


kels, fondern bloß in der, an den Großherzog zu rid;s 
tenden , Adrefje auszuſprechen. | 
Der Appellationd» Gerichtsratb Dr. Arens: Die 
Ausscheidung diefes Wunfches von den übrigen in beit 
Zufaßartifeln auszufprechenden Wünfchen fpreche, feiner 
Anfiht nach, allerdings eine größere Zartheit und eine 
erhöhete Mudfiht aus, die der Großherzog ficher nur 
ut aufnehmen könne. Darum babe er bey den, in dem 
usſchuſſe über dieſen Gegenftand Etatt gefundenen, 
Berathungen fich gleichfalls für diefe Form erflärt, das 
mit nichts verfäumt werden möge, was zur Gewährung 
diefes Wunſches führen Tonne. Er koͤnne fi) aber da— 
von nicht Überzeugen, daß die Anordnung der Contra⸗ 
fignatur nicht in dieſes Gefeß gehöre; weil, feinem Ur— 
tbeile nach, das Recht der Anflage gegen die bichften 
Behörden nicht felbftftändiger Hauptzweck des Geſetzes 
ſey, der lebte Zweck deffelben vielmehr, darin beftche: 
durch die VBerantwortlichfeit der Minifter zu verhüten, 
baß bie Berfafiung und die .Nechte des Einzelnen nicht 
durch Befehle des Negenten verlegt würden, und eben 
darum fey eine Einrichtung, welche den Minifter für 
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jeden Fall ald verantwortlich barftelle, ein nicht zır um- 
gehendes Bedürfniß. | | 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Er few 
diefer, mehr Ruͤckſicht ausfprechenden, Form nicht ent 
gegen, und es ſey vielleicht zwecfgemäß, das, wegen dieſes 
Geſetzes an die zweyte Kammer zu erlaffende, Commu— 
nifat, jobald als thunlich zu entwerfen, und es in der 
naͤchſten Sitzung zur Billigung vorzulegen. 

Die Tagesordnung führt nun zur Discuſſion über 
dad, die Abtretung des Privateigenthbums 
für öfentlihbe Zwecke betreffende , Gefet,. Zu 
dem Ende verließt der Referent des Ausſchuſſes in Ger 
genwart des Gr. Regierungscommiffarius, . Herr Geh, 
Staatsratb8 Jaup, den Vortrag ded zweyten Aude 
fhufjes über diefen Gegenftand, worauf. der Grhril 
Regierungscommiffarius bemerkt: " | 

1) die Weglaffung des Wortd: eingemarft, Mm 
dem 6. Artifel werde feinen Anftand haben, | 

Was dagegen 

2) die Weglaffung der, in dem 10. Artifel des Ge 
feßes befindlichen Worte, „der gelegenen Sache“ 
betreffe, fo fey diefer Zufat darım gemacht worden: 

a) man könne dem Fiskus nicht zumuthen, dem hier 
im Lande Begüterten in das ferne Ausland nachzulau— 
fen, und fi fremden Gerichtshöfen zu unterwerfen, 
die nicht einmal die Verbindlichkeit hätten, nach ben Gr 
fegen der Grozherzogthums. zu fprechen. 

b) Much ſey man von der Rüdficht ausgegangen, dap 
der Lofalrichter fich eher als der, von der Sache ent 
fernt wohnende, Data zur Beurtheilung der Sache ver 
fhaffen koͤnne. | 

c) Rad) der, von dem Referenten felbft entwickelten, 
Anficht beruhe die Abtretung des Eigenthums in Fällen 
wo eine freie Uebereinfunft nicht zu Stande komme, au 
einem geswungenen Kaufe. Es fey mithin an bem Orte, 
wo die Sache liege, audy das forum contractus. 

d) Es fey zwar richtig: daß nad ber beftehenden 
Pegislation der Ausdrud: „„der gelegenen Sache“ 
— der richtige fey, und man werde daher den Zu: 
a . 


3: 
„als dem, durch die Zahlungsverbindlichkeit beſtimm— 
‚ten, Gerichtsſtande“ 
J Verſchiedenheit der Anſichten ganz ausgleichen 
nnen. 
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Der Dberappellations-Gerichtsratb Dr. Arens er- 
wiebert hierauf: | 
\ 1) wenn ber Fiskus nicht zugleih um Immiſſion 
bitte, was wegen des 13. Artifeld gewiß felten oder 
vielleicht gar nicht eintreten werde, fo verfolge er bloß 
eine, aus dem aufgensthigten Kaufeontrafte entjtandene, 
perfönliche Verbindlichfeit, und er habe, wegen des bes 
gründeten fori contractus nicht nöthig, dem Beklagten . 
in das ferne Ausland zu folgen, fonbern koͤnne die 
Klage nach feiner Wahl entweder bey dem ordentlis 
ben allgemeinen Gerichtsitande bed Beflagten, oder 
ji bem befonderen Gerichtsftande des Contrakts ans 

ellen. | Ä 
2) Daß der Lokalrichter ſich in den. mehrften Fällen 
die Data zur Beurtheilung des wahren Werth8 leichter, 
als der Entfernte, werde verfchaffen koͤnnen, fey wahr; 
alfein der Gerichtsftand des Contrakts fey ja auch ein 
lofaler, und es fey fein Grund vorhanden, ihn mit 
‚ einem ungewöhnlichen Namen zu bezeichnen. 

3) Indem man: zugebe , daß das forum contractus 
das eigentlich zuitändige Gericht fey, gebe man von 
felbft zu, daß es nicht ohne praftifche Bedeutung ſey: 
ob das Gefeb den Gerichteftand der gelegenen Sache 
oder. den des Contrafts für den zuftändigen erfläre; da 
befanntlich der Gerichtsitand der gelegenen Sache ber 
ausſchließend zuftändige fey, der Gerichtsſtand bes 
Contrakts aber mit dem ordentlichen gemeinen Gerichte- 
ftande eleftiv concurrire. | 

4) Der, von bem Herrn Negierungscommiffartus in 
Borfchlag gebradte, Zuſatz ſcheine mit ber gefeglichen 
Beilimmung: daß die Klage in foro rei sitae anzubrins 
gen ſey, nicht vereinigt werden zu koͤnnen; weil. beyde 
Gerichtsftände auf ganz eigenthimlichen Vorausfes;ungen 
berubten, und ihre eigenthümlichen Folgen hätten. Bey 
einer zu verfolgenben Obligatio Tafje fi) der Ausdruck: 
„gelegene Sache“ gar nicht gebrauchen, weil die 
perfönliche Verbindlichkeit auf der Perſon hafte, und 
nirgend gelegen fen. 

Aus diefen Gründen halte er den, auf Weglaſſung 
der nüberen Bezeichnung des Gerichtsitandes gerichteten, 
Antrag des Ausſchuſſes, oder eine Bezeichnung deffetben 
mit Beräcfichtigung ber verfchiedenen Fälle, die bier 
eintreten könnten, noch immer. für ſachgemaͤß. Auf 
jeden Fall aber bebiürfe ber Art. 21 am Ende aus dem 
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Grunde einer Aenderung; weil bdiefer auf eine, zu bem 
10. Artifel nicht confequente, Weife den orbentlihen 
Richter für ben zuftändigen erfläre. 

Der Großherzogl. NRegierungscommiffarius gab. dies 
fe8 Letztere nad), und erklärte: daß dieſes bey ber neuen 
Redaftion bes Geſetzes überfehen feyn werde. 

3) In Beziehung auf den 24. Artifel der neuen Ru - 
—. bemerft der Großherzogl. Regierungscommiffe- 
rius: | Ä | 
- a) Er gebe zu: daß bie Worte: „bes dfonomi« 
fhen Werths“ Mißverftändniffe veranlaffen könnten. 
Man babe das Wort darum gewählt, um dadurch pie 
Vergütung des Werth des unter dem Boden li 
genden Foffils, wofür dem Eigenthümer feine Ent- 
(adbigung zugeforchen werden fünne, auszufchließen. 

Der Referent der Sache antwortet darauf: Daß diefe, 
allerdings gerechte, Ausichliefung wohl beſſer negativ 
etwa in der Form: 

„des vollftändigen Werths des Grundftüdes, jedoch 

„ohne Berüdfihtigung des unter bem Boden liegen 

„den Foſſils“ | | 
ausgedrüdt werben fönne, womit ſich ber —— 
Regierungscommiſſarius ſo wie mehrere Mitglieder der 
Kammer einverſtanden erklaͤrten. | 

b) Hinfichtlich der von dem Ausfchuffe vorgefchlages 

nen Weglafiung der Stelle: 
| „dder denjenigen” 

bis zu ben Worten 

| „verwenden wollen‘ 
ift der Grozherzogl. Regierungscommiffarius der Mei: 
nung: baß diefed nicht wohl angehe, weil der Staat 
mittelbar zu fehr dabei intereffirt fey, "daß dergleichen 
Foſſilien, als Steinfohlen, Erbfohlen, Torf ꝛc. zu Tage 
gefördert würden, und weil ſich nicht erwarten laſſe, daß 
die Stantsregierung, bie ‚von dem Cigenthümer felbjt 
in der höchften Initanz angegangen werden fönne, Die 
Abtretung des Eigenthums ausfprechen werde, wenn 
eig > wirklich durch das oͤffentliche Beſte gebo- 


Der Referent erwiedert darauf. Dadurch werde der 
von dem Ausſchuſſe bemerkte Grund, daß durch Die Aus⸗ 
dehnung des Geſetzes auf jeden Privaten der Yeiden- 
ſchaft —* und Tbuͤre geoͤffnet werde, nicht entfernt. 
Auch gebe es für die Regierung nicht wohl einen Er- 
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- fenntnißgrund: ob der Private ben Befit des Grund⸗ 
ſtuͤcks wirklich für einen bleibenden öffentlichen Zweck, 
oder nur zur ——— feiner Leidenſchaft wuͤnſche, 
und auf jeden Fall haͤnge es nach der Erwerbung bloß 


von dem Erwerber ab: ob er den Betrieb des von ihm 


eröffneten Werks fortfegen wolle, oder nicht ?- 

Das in der Stelle ausgeſprochene und verlangte 
Merkmal „des nicht bloß vorübergehenden 
Zwedes, laſſe ſich daher auf Feine Weife garantiren. 
Nehme man nun hinzu: daß man mit der Beichränfung 
bes Eigentums, und den Eingriffen in daffelbe. md 
lichſt behutſam und vorfihtig zu Werke gehen folle, fo 
jcheine der Antrag des Ausſchuſſes: die ganze Vorfchrift 
auf den Staat, weldyen ber Vorwurf der Leidenfchaft 
nicht treffen koͤnne, zu befchränfen, hinlaͤnglich moti- 
virt zu ſeyn. TJ | 

Der Großherzogl. Regierungscommiffarius: Au 
jeden Fall feine bey Steinfohlen, Erdfohlen, ao 
und Gips das Interefie, fie zu Tage zu fördern, zu 
groß, um nit menigfteus in Anfehung ihrer die Er 
weiterung der urfprünglichen Borfchrift auf- Private beys 
zubehalten. —— 

Der Herr Staatsminiſter Frhr. du Thil, 
Das Graben von Stein- und Erdkohlen werde bekannt⸗ 
lich bergwerksmaͤßig betrieben, falle daher ſchon unter 
die Rubrik des Bergbaues, und finde mithin in dem 
29. Artikel des Geſetzes bereits ſeine Erledigung. Sollte 
nun ber Staat bie Abtretung eines Grundftüde für 
Torfſtechen oder für Anlegung einer Gipsgrube, als 
durch das Öffentliche Beſte wirklich geboten, erkennen, 
fo ftehe es ihm ja frei, die Abtretung an ihm felbit gu 
bewirfen, woburd dann den Unterfchleifen, welche bey 
der, von einem Privaten verlangten, Abtretung denk 
barerweiſe eintreten fünnten, vorgebeugt werbe, 

Der Großherzogl. Regterungscommiffarius wendet 
fih hierauf: | 

43 zu den, fi auf den 11. Art. des Geſetzes bes 
ziehenden, Bemerkungen des von dem Ausſchuſſe erſtatte— 
ten Vortrags. Er bemerkt: der Artikel fey vorzüglich 
dadurch veranlaßt morben, daß nad) einer, in den ro; 
vinzen Heffen und Starfenburg fehr häufig beftandenen, 
Praris bey Entfehibtgungen bloß auf. das, offenbar 
nicht genuͤgende, Gutachten der Sachverftändigen Ruͤck⸗ 
fiht genommen worben fey, und daß fich die Beruͤckſich⸗ 
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tigung der neueften Verkäufe und Verpachtungen , forte 
ber Beftenerung in Franfreih als das ficherfte Mittel, 
den wahren Werth einer Sache aufzufinden, bewährt 
babe. Der Inhalt des Artikels folle auch nicht ein 
bloßer Rath für den Richter feyn, fondern es fey die 
Abſicht, ihn zu verpflichten, auf die angedeuteten Mos 
‚wente bey Beltimmung der Entfchädigungsfumme Rück 
fiht zu nehmen. | — 
Der Referent der Sache: Wenn man auch zu 
— wolle, daß es zweckgemaͤß ſey, den Ertrag ber 
tſchaͤdigung nicht blos von dem Gutachten der Kunſt⸗ 
verſtaͤndigen abhängig zu machen, fo ſcheine doch ber 
Artikel auf. jeden Fall nicht zweckmaͤßig gefaßt zu ſeyn; 


a) fen die gewiß fehr wichtige Ruͤckſicht auf ben 
höheren Werth, den ein Grundfti gerade für den 
jeßigen Befiger wegen der, bey ihm eintretenden, Eigens 
thuͤmlichkeit (3. B. für einen Fabrifanten) oder wegen 
der Berbindung bed Erunbditidd mit anderen, dem Eis 

entbümer gehörenden, Eadyen haben fönne, ganz um 
brt geblieben, was bey der Erwähnung der, une 
Ben minder wichtigen, Momente nicht hätte gefchehen 
ollen. | | | 
b) koͤnne man bie angegebenen Momente, deren 
der Artifel auf eine copulatıve Weife erwähne, nicht 
immer vereint berücfichtigen, weil fie ſich ja in einem 
gegebenen Falle felbft widerfprechen Fünnten. 
Der Herr Geheime Staatsrat Jaup ermwiebert 
bieranf: |, | 

Das Geſetz koͤnne nur die gewöhnlich eintretenden 
Momente, nicht aber auch die berücfihtigen, melde, 
wie die angedeutente, hoͤchſt felten einträten. 

Der Herr Staatdminifter Freiherr du Thil: So fels 
ten träten diefe Momente eben nicht ein. Häufig bilde 
dad. Grundftiick einen Theil eines Gutes, ober fey Pers 

tinenz eines Haufed, und eben darum für den Eigens 
thuͤmer von größerem Werthe. u 

Ein Gut .fönne einen fehr ‚großen Theil feines 
Werths verlieren, wenn. man die, zu bemfelben gehös 
renden, Wiefen wegnehme.. | 

Des Prinzen Emil von Heflen Hoheit: Die cos 
pulative Zufammenitellung ber, in dem Artikel anges 
führten, Momente begründe, feiner Anficht nach, kei⸗ 
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nen Wiberfireit, weil aus derfelben ein Mittelwert 


"aufgefunden werben Fünne. 


Der Referent: Wenn man dad and) zugeben 
Lkoͤnne, fo bleibe es doch immer wichtig, Die angegebenen, 
.fehr. bedeutenden, Momente in dem Artikel mit anzufühe 
‚ren, wie eywa.in der Faflung: rs 
„Das Gericht kann zur Ausmittelung der Entfchädis 
ungsfunme eine Schaͤtzung des Grundftüds durch 
Sachverſtaͤndige, ohne an biefelbe gebunden zu feyn, 
, anordnen. Es ſoll aber unter anderen auf die neueſten 
Verkäufe und, Verpachtungen des Grunditüds felbit, 
oder benachbarter Grundſtuͤcke gleicher Beſchaffenheit, 
ferner auf die Beftenerung deffelben, fo wie audy auf 
ben höheren Werth Nücdficht nehmen, den das Grunde 
ſtuͤck gerade für den bisherigen: Befiger nad den, 
bey. ihm eintretenden, Gigenthümlichfeiten — z. B. 
weil er es für eine Fabrik benutzt — oder wegen 
Der Verbindung des Grundftids mit andern Grund⸗ 
. ftüden, hatte. | 
- Das Präfibium erflärt hierauf, nachdem der Herr 
Geheimerath Frhr. v. Wiefenhütten nod bemerkt 
bat, daß es wuͤnſchenswerth fey, die Regierung auf 
ie zu große Befchränfung des Eigenthums , weldje aus 
bem, die Wegnahme der Grundftüde zu Bauplägen in 
Dörfern erlaubenden,, Geſetze hervorgehe, aufmerffam 
zu. machen, und diefelbe um die Revifion dieſes Geſetzes 
zu erfuchen,, die Discuffion für gefhloffen, und fordert 
den Dberappellationd-Gerichtsrath Arens auf, das, 
an bie zweyte Kammer wegen bed, bie Aufhebung 
des Novalzehnt:Nechts betreffenden, Geſetzesentwurfs 
j erlaffende, Communifat vorzulefen. Nachdem diefe 
orlefung und bie Billigung des Gelefenen erfolgt 
ift, theilt. das Präfidinm der Kammer nod mehrere 
während der Sitzung eingelangte Communicate ber 
zweyten Kanımer mit, namentlicd) : 

1.) einen Befchluß der zweyten Kammer über die, 
von bem Abg. v. Buſeck, wegen der nody nicht Öffentlich 
befannt gemachten Verwendung, ber im Jahr 1817 von 
dem Großherzoge den Armen bewilligten Unterftüßung 
von 60000 fl. erhobene, Motion. *) 


. +) Siehe die Beil. LVI. a. und LVI. b, des dritten Hefts der 
Verhndl. der zweyten Kammer der Landſt. 
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2) einen, die Einführung einer neuen Steinfaß« 
Ordnung betreffenden, Beſchluß, nebſt einigen, die Abs 
faſſung der gemeinfamen Beichlüffe betreffenden, Anträge. 
Beide Communikate und zwar das letztre bloß wegen 
der darin enthaltenen Anträge werden an den britten 
Ausſchuß verwieſen. 2 Be Wr 

3.) einen Befhluß über die Motion des Abg. von 
Buſeck: daß den Juden auf dem Lande das Schlachten 
erlaubt, und die Verordnung vom 10. Juli 1815 aufs 
gehoben werben. möge, .**) | ’ 
4.) einen Befhluß über das Auswanderungsge⸗ 
etz — | ee 


5.) einen Befchluß über die Motion des Herrn v. 
Rodenftein: daß der Selbfibezug der Sporteln für die 
Beamten aufgehoben werden möge. 7 

Sämmtliche drey Communikate werden an den zwey⸗ 
ten Ausſchuß verwiefen; worauf von dem Praͤſidium 
die Situng für gefchloffen erklärt wird. 


7) Siche Beil. LVII a und b des dritten Hefte. 
**) Siehe Beil, XIV. und XV. Yes erſten Hefts des Verhndl. 
ber zweyten Kammer der Landſt. | 


| Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arend. v. Wreden, 


m wma 





Acht zehnte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 
Darmſtadt am 14ten Septemb. 1820. 


add dem Borfite des Herrn zweyten 
Präfidenten. 


Abmwefend : 
des Herru Grafen von yſenburg— Büding en 
Erlaucht 


Nach — Vorleſung und Genehmigung bed 
Protokolls, referirt auf Aufforderung des BEER Präs 
fidenten, 

1.) der Herr Geh. Staatsrath von Wreden: 

a) das Gutachten des dritten Ausſchuſſes über Daß, 

in: der zweyten Kammer zum Gegenftande einer 
“ Motion gemadte, Gefchenf von 60000 fl., welches 
in dem Sahre 1817 von dem Großperzoge ben 
Armen m worden ift. 
(Beylage XXIIT.) 

b) die Anfichten deijelben Augfchuffes über die Ans 
träge der zwenten Kammer binfichtlih der Abfaf 
fung der gemeinfchaftlichen Befchluffe. 

: 2.) Der Herr Baron von Mappes die Meinung 
deſſelben Ausſchuſſes uͤber die, die Baar-Cautionen der 
Caſſebeamten betreffende, Vorſtellung des Freiherrn von 


orir 
(Beylage XXIV.) 
und 


3.) Der Herr Geheimeratb Pr. Schmidt das Sur 
achten des nämlichen Ausfchuffes über die Deffentlichkeit 
der-Sigungen in der zweyten Kammer der Stände. 

(Beylage XXV.) 
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Das Praͤſidium eröffnet hierauf die Discuſſion Abe: 
den, auf Einführung eines Wechſelrechts ge 
richteten, Antrag des Abg. Herrn Heyer. ⸗ 

. Sn Beziehung auf denſelben und das, dariiber von 

dem zweyten Ausfchuffe erftattete, Gutachten bemerkt 
der Herr Baron von Mappes: ne 

Wechſel cireulirten, in Folge der fchnellen Erecntion, 
die das Wechſelrecht gebe , glei) baarem Gelde; Wechſel— 
recht jey daher Beduͤrfniß fir einen Staat, der Handel 
baben wolle. Es übe fid) am gefchwindeften bey eigenen 
Handelögerichten ans, deren Eins in Mainz exiſtire. — 
Warum e8 nun aber räthlich fey, daß Gießen und 
Darmſtadt die, bis jett Dafelbft üblich gewefene, Ente. 
jheidungsart bis zur neuen Gefengebung beybehalten, 
Dffenbady dagegen bis dahin das frankfurter Wechjelrecht 
erhalten möge, diefes fey in den Discuifionen der zwey— 
ten Kammer über biefen Gegenftand gründlich ausein— 
audergefegt, uud es fey alfo dem Intereſſe der biejleitis 
gen Provinzen angemeflen, den "Antrag. der zweyten 
Kammer, fo wie er vorliege, zu unterftügen. 

Da aufjerdem feine weitere Bemerkungen erfolgen; ' 
fo schließt dad Praͤſidium die Discuffion über diefen 
Gegenftand, und veranlaßt die Abſtimmung uber das, 
die VBerantwortlidhfeit der Miniſter betref⸗— 
fende, Gefes durch Vorlegung der folgenden Fragen: 

1) Will die Kammer das, von der Staatsregierung 
vorgelegte, die DVerantwortlichfeit der Minifter 
betreffende, Gefeg annehmen? 

2) Wil die Kammer zu dem, in dem erften Artikel 
vorkommenden , Worte „„Handlungen‘ die 
Vorſetzung des Worted „Amts“ in Vorſchlag 
bringen? | | 

3) Will die Kammer den, als Zufat zu dem Gejege 
vorgefchlagenen, Artikel: * 

„Alle von und ausgehende, geſetzliche und 
definitive Verfuͤgungen ſollen, dringende Noths 
faͤlle allein ausgenommen, von der einſchlaͤgi⸗— 
gen unmittelbaren Abdminiftrativbehörde, deren 
eichäftsfreis durch den Inhalt derſelben bes 
rührt wird, mit unterzeichnet werden: ante 
nebmen?’’ | * 

4) Will die Kammer den, von dem Ausſchuß als 
zweyten Artifrl in Borfchlag gebrachten, Zufas 
des Inhalts: ' — 


A, ... 
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„Die Kammern werden biefenigen Auflagen, 
die fie vermöge eined gemeinfamen Bejchluffes 
gegen die höchiten Adminiftrativftellen zu erheben 
Willens find, jederzeit fo beftimmt. als möglich 
abfaffen, und Uns, in verfaffungsmäßiger Form 
überreihen. Wir werden bierauf in Zeit von ' 
drey Wochen den Ständer entweder dasjenige, 
was zur Rechtfertigung und Entfehuldigung der 
angeflagten Stelle oder Perſon gereichen kann, 
vorlegen, oder ihnen die Eröffnung zugehen . 
laffen, daß dieſe Vorlegung aus befonderen 
Gruͤnden noch zur Zeit nicht möglich fey, Solls 
ten die Stände, nachdem jene Vorlegung erfolgt 
ift, von der Unſchuld des Angegriffenen nicht 
überzeugt feyn, fo werden wir, auf weiteren 
Antrag der beyden Kammern, den Angeklagten. 
vor Gericht ftellen, und von dem, ung zujtehens 
den, Rechte der Niederfchlagung der Unterfuhung 
feinen Gebraud machen: aud werden Wir in 
dem Falle, in welchem ein Angeflagter durch 
einen rechtöfräftigen Ausspruch feines Amts ents 


- fegt worden ift, ihn weder bey demfelben bes 


laffen, noch ihn, wenn er durch jenen Ausſpruch 
für unfähig zum Staatsdienfte erklärt worden 
tft, jemals in einem andern Staatdamte wies 
ber anſtellen.“ 


annehmen ? 


5) Will die Kammer den, von dem Ausfchuffe in An⸗ 


trag gebrachten, und als dritten Artifel vorge-' 
ſchlagenen, Zufaß: - 


„, Segen denjenigen unmittelbaren Staatsbeams 
ten, welcher vor der wirklich erfolgten Anflage 
entweder fein bisheriges Amt niedergelegt bat, 
oder von bemfelben entfernt worden ift, findet 
von Seiten der Stände feine Anklage Statt. 


annehmen ? 


6) Bill die Kammer den, als vierten Artikel von 


dem Ausfchuffe in Vorfchlag gebraten, Zufabs 
artifel, der fo lautet: Ä | 


„Für alle, von den Kammern, auf den Grund 
dieſes Geſetzes, gegen unmittelbare Adminijtrativ: 
behörden erhobenen, Anklagen ift Unjer Ober; 
Appellationsgericht, der allein zuftändige Nichter, 
und es find von ihm fowohl die erforderlichen 


N 


” 
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— zu fů hren als auch die us 
zu fall 
et 
Diefelben werden, bie ‚pritte Frage allein. aus⸗ 
genommen, einmuͤthig mit Ja beantwortet. 


Der Oberappellations⸗Gerichtsrath Dr. Arens ver⸗ 
lieſt hier auf das, von ihm in Betreff des Verantwort⸗ 
dichfeitögefeßes fofort entworfene ,. Communifat an : die 
zweyte an: der Stände, jo wie eine Zufammenftels 
fung der Motive, welcye die erſte Kammer zur Annahme 
des Gefegesentwurfs, und zu bem. Antrage u) einige 
Zufäße beftimmt haben. 

— CBeilage XXVI. —2* 
Beide Concepte werden einmuͤthig gebilligt nnd * er⸗ 
folgt nunmehr die Abſtimmung über den, die Abtres 
tung des Privateigenthbums für öffentliche 
3wede zum Gegenftand habenden, Gefeßesentwurf. 
Das Dräh bium legt zu dem. Ende der Kammer die * 
genden 12 Fragen vor: 
+) Bill die Kammer das Geſetz, wie es von ber 
Staatsbehörde vorgelegt worden, annehmen 

2) Wil die Kammer‘, nad) dem Antrage ihres Auds 
ſchuſſes, den Gejeßesentwurf, fo wie er von der 
zweyten Kaͤmmer redigirt.worben ift, im Allges 
meinen und unter dem Vorbehalte einiger, gleih 
näher zu erörternden, Modificationen, annehmen? 

3) Stimmt die Kammer für das Weglaſſen des, im 
ee Artikel fiehenden, Wortes: „„einges 
marft.‘ 

4) Iſt die: Kammer der Meinung, daß der, von der 
zweyten Kammer zu dem zehnten Artikel "gemachte, 
Zuſatz „der gelegenen Sache“ beybehalten 
werden fol? 

5) Bill dann die Kammer, daß den Worten bes 
zehnten Artifeld „der gelegenen Sade’ noch 
die Worte: 

„Wenn bloß die Größe der Entfchädigung den 
Gegenftand des Streites bildet, oder dem fonft 
zuftändigen gemeinen, oder dem befonderen, 
es ben Eontraft begründeten Gerichte ’’ 
en. gt werden follen? 

6) Will die Kammer, daß der Echluß des ten 
Artikels, der fo Tautet: 
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Ueber den Betrag befielben findet ber Weg 
Rechtens bey dem ordentlichen Richter des Eigene 
thuͤmers Statt ‘ 
abgeändert, und dem, Inhalte des 10ten Artikels 
gleichftimmig gefaßt werde? 
7) Iſt die Kammer der Meinung: daß das im ten 
Artikel vorfonmende Wort „deonomifh” wegs 
gelaſſen werden joll? 
8) Will die Kammer, daß nach Meglaffung bes 
Worts „oͤkonomiſch“ die Stelle-in der Art: 
„des vollitändigen Werths des Grundftids, 
jedoch. ohne Beruͤckſichtigung des an bee 
im Boden befindlichen Foſſils“ R 

gefaßt werden möge? 

9) Wil die Kammer hr die Beglaffung der Worte 

des Diten Artikels: 
„oder denjenigen, welche ein ſolches Foſſil zu 
gemeinnuͤtzigen, und nicht bloß voruͤbergehenden, 
Zwecken verwenden wollen ‘ 

ſtimmen? 

10) Will die Kammer den Uten Artikel des Ge 
ſetzes, ſo wie er in der Redaktion der zweyten 
Kammer vorgelegt worden ift, begbehalten? :_ 

11) Wil dann die Kammer dafür ftunmen, bie _ 
Staatsregierung zu erfuchen, daß in ber Faſſung 
des Artikels die Worte: 

„Das Gericht kann zur Ausmittelung der Ent⸗ 
ſchaͤdigungsſumme eine Schaͤtzung der Grund-⸗ 
ſtucke durch Sachverſtaͤndige, ohne an dieſelbe 
gebunden zu ſeyn, anordnen. Es ſoll aber 
unter andern auf die neueſten Verkaͤufe und 
Verpachtungen der Grundſtuͤcke ſelbſt, oder der 
benachbarten Grundſtuͤcke gleicher Beſchaffenheit, 
ferner auf die Beſteuerung derſelben, ſowie auch 
auf den hoͤheren Werth Ruͤckſicht nehmen, den 
das Grundſtuͤck gerade fuͤr den bisherigen Des 
figer nad) den, bey ihm, eingetretenen, Eigen- 
thümlichfeiten, 3. B. weil er es für eine Fabrik 
benugte oder wegen der Verbindung des Grund; 
füds mit andern Grundftäden, hatte,“ 
aufgenommen. werben ? 

12) Bill die Kammer, daß bie Staatsregierung er⸗ 
ſucht werden möge, das, die Wegnahme von 
Grundſtuͤcken zu Jauplägen in Dirfern telaubende, 
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Gefes einer Nevifion zu unterwerfen, weil e8 in 
feiner jegigen Ausdehnung die Freiheit des Eigen- 
thums zu ſehr befchränfe? 
von tiefen Fragen werden die erfte burch eine Majorität 
von 8 Stimmen, und die zehnte einmüthig verneis 
nend, alle übrigen aber einftimmig bejahend beantwortet. 
Schließlich überreicht und verlieft der Oberapr 
pellations⸗Gerichtsrath Arens einen Antrag, daß die 
Staatsregierung um die baldige Vollendung und Ein- 
führung der neuen Civil-Proceforbnung erſucht werden 


möge. 
; (Beylage XXVII.) 
Derfelbe wird an den zweyten Ausfchuß verwiefen, 
und die Sitzung aufgehoben. 
Beglaubigt: 


Riedefel. Dr. Arens. v. Wreden. 


u... 
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Neunzehnte Sitzung. 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 18ten September 1820. 


wma iin V 


Unter dem Borfige des Herrn zweyten Präs 
fidenten. 


Abwefend: | Ä 
des Herrn Grafen von Stolberg und des Herrn Gras 
fen von Dfenburg » Büdingen Erlaudt. 


Das Protokoll der vorigen Sitzung wird vorgelefen 
und genchmigt. 
Das Präfidinm macht hierauf die Kammer mit 
zwey neuen Eingaben befannt, wovon die Eine ſich auf 
den, in der zweyten Kammer gefaßten, Beſchluß: Die 
Staatsregierung um Vorlegung einer nenen Geſetzgebung 
über die Berfaffung der Gemeinden und die Verwaltung 
des Gemeindevermögens *) zu erfuchen, bezieht, und 
die Andere die Erhebung des Shauffee-Geldes **) zum 
Gegenſtande bat. 

Die Erftere wird an den zweyten, die Zweyte bar 
gegen an den erften Ausſchuß vermwiefen. 

Sn Gemäßheit der Tagesordnung werben nun fol 
gende Borträge erftattet: 

I. Der Herr Geheime Staatsrath von Vreden 
referirt: j 


*) Siehe die Beyl. LX., LXII. und LXIV. im britten Heft 
ber Verhdl. der zweyten Kammer der Landft. 


**) Siche die Bepl, LXVIII. in demfelben Heft. 
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a) das Gutachten des zweyten — ae 
das Auswanderungsgejek. 
(Beylage XXVII) 
b) dag Gutachten beffelben Ausſchuſſes ber die, 
in Antrag gebrachte, baldige Bollendung und 
Einführung der neuen Civil: Bene 


nung. 
Beylage XXIX.) | 

II. Der Staatsminifter Frhr. du Thil trägt | 

1.) .die gutachtliche Meinung des zweyten Ausfchuffes 
über das —— der — vor, 

eylage XXX.) | 

2.) Derfelbe an bloß mündlih: daß ber von 
dem Herrn Baron von Rodenftein gemachte Antrag, 
anf Suruebung des Gelb jibezugs der Spor⸗ 
teln durd die Beamten, in der Verordnung vom 
1. Decemb. 1817 bereits feine Erledigung erhalten 
babe, die erſte Kammer fich daher den Antrage der 
zweyten Kammer wohl anfchließen fünne. 

Der Herr Geheimerathb Dr. Schmidt übergibt hier: 
auf einen jchriftlichen Antrag auf Vermehrung des zwey⸗ 
ten Ausſchuſſes für die Prüfung des bald zum Vortrage 
fommenden Confcriptionsgefeges. Es wird befchloflen, 
dieſen Antrag einftweilen zu den Akten zu nehmen. .. 

Das Praͤſidium eröffnet nun die Discujfion über 
die, nach der Tagesordnung zur Discuffion ftehenden , 
Gegenjtände, namentlich : 

1.) über den Antrag: daß über die Verwendung 
der, in dem Sahre. 1817 von dem Großherzoge ben 
Armen geſchenkten, 60000 fl. öffentliche Rechnung ab 
gelegt werden möge. 

In Beziehung hierauf bemerkt der Herr Geheime 
Staatsrat von Wreden: daß nunmehr auch von 

der Regierung zu Gießen die Rechnung über die gefches 
bene Berwendung ded Geldes eingefommen fey. 

Der Oberappellations > Geribtsrath 
Dr. Arens: Dadurch unterjtüge fi der Antrag des 
dritten Ausjchuffes: Die Staatsregierung nicht um einen 
beftimmten ınodus publicandi zu erjuchen, jonbern es 
ihrem Ermeffen zw überlaffen,, welde Art der Bekannts 
machung fie für Die gecignetite und befriedigendite 
balte, nur noch mehr , und es werde daburch eine kleine 
Abweichung von dem, von ber zweyten Kammer gefaßten, 
Beichlufje nothwendig werben. 
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Des Bringen Emil von Heffen Hobeit:' 
Er balte die öffentliche Rechnungsablage zwar auch für 
winjchenswerth, allein er glaube nicht, daß die Stände 
befugt ſeyen, fie. zu fordern, und in die Vergangenheit 
zuruͤck zu greifen. 

Des Groß» und Erbprinzen von Heffen 
Hoheit: Die Negierung fünne zwar den Ständen 
ihre Bitte verweigern, aber unbefugt zu diefer Bitte 
ſeyen fie nicht, weil ihnen nah dem Berfafjungsedift 
"das unbefchräntte Petitionsrecht zuſtehe. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Die Möglichkeit der Petition babe er den Ständen 
durch feine frühere Bemerkung nicht abfprechen wollen. 
Er babe überhaupt biefe Bemerkung nur für den Zwed 
gemacht, um nicht inconfequent zu erfcheinen,, wenn er 
bey fünftigen ähnlichen Fallen vielleicht nicht fiir Rech⸗ 
rungsablage ftimme. 

Das Ppraͤſidium fließt hiermit die Disenffion über 

diefen Gegenftand, und fiellt 

| 9.) das Gejuch des Frhrn. von Horir zur Discuſ⸗ 
flon aus. 

In Anſehung deſſelben bemerkt der Dberaps 
pellations » Gerihtsrath Arenus. Nad dem 
Gutachten des Ausichuffes leide e8 wohl Feinen Zweifel, 
daß das von Horix'ſche Gefuch von der Kammer nicht 
Berädjichtigt werden koͤnne, und es fönne, feiner Anficht 
nah, nur bloß davon die Rede feyn: ob, und in 
welcher Form, etwas darauf verfügt werden folle ? 

Der Herr Staatsminifter Frhr. du Thil: 
Es fen am beiten, das Geſuch ad acta zu reponiren, 
und gar nicht darauf zu antworten. Eine Retradition 
koͤnne nur dann Statt finden, wenn, was er nicht 
wife, eine unziemliche Schreibart in der Vorftellung 
berriche. | 

Der Herr Baron von Mappes: Es feyen 
— hier und da nicht ganz paſſende Ausdruͤcke ges 

raucht, allein ſo unziemlich oder unſchicklich ſey die 
Schreibart nicht, daß die Vorſtellung eine Retradition 
ar 

‚ Hiermit wird die Didcuffion über dieſen Gegenftand 
gleichfalls geichloffen,, und ſi ———— 

‚3I zur Discuſſion über die, hinſichtlich der Aus— 
fertigung der gemeinfchaftlichen Beichlüffe yon der 
zweyten Kammer gemachten, Anträge übergegangen. 
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In Anfehung bderfelben bemerkt - 

Der DOberappellationg Gerichtsrath 
Dr. Arens; Da von ber Form, im welche ein gege— 
benes Material eingeffeidet werde, mitunter fehr viel 
abhänge, und nad) mm, von ber zweyten Kammer ges 
machten, Antrage die mehriten Ausfertigungen von ihr 
würden entworfen werden, fo halte er für raͤthlich, 
ſich nur für eine vorläufige Annahme des Antrages 
ju erflären. 

Das Präfidium: Es fchlage das Wort „„einfl 
meilen’ ftatt des Wortes „vorläufig“ vor. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hopeitz 
Er finde dad Wort „vorläufig bier ganz paffend ; 
weil eg das bier auszudruͤckende, nämlich den Vorbe— 
balt einer weiteren definitiven Verabredung, vollfümmen 
bezeichne. 

Es folgt hierauf: 

4.) die Eröffnung der Discuffion über den Befchlug 
der zweyten Kammer, die Deffentlihfeit der 
Sigungen betreffend. 

Es bemerft in Beziehung - darauf der Oberap- 
pellationd »Gerihtsratb Dr. Arens: Er 
ſey vollfommen überzeugt, daß ber Zwed und ter 
Werth der Deffentlichfeit der Sigungen in dem gutacht- 
lichen Vortrage des dritten Ausfchuffes ganz fo gewürs 
digt ſey, wie er gewürdigt werden müffe, nnd er 
würde, wenn er bloß diefen Gefichtspunft feſthalte, 
ſich nie entſchließen koͤnnen, fuͤr die Einfuͤhrung dieſer 
Deffentlichkeit zu ſtimmen. 

Da indeffen die allgemeine, gewiffermaßen zur Mode 
gewordene, Dpinion für diefe Art der Deffentlichkeit 
jey, und man von ihr fo große Vortheile erwarte, 
jo jey er der Meinung: in der, an des Großherzogs 
Königlihe Hoheit zu richtenden , Adreffe zwar Die 
Ueberzeugung der Kammern von der Werthlofigfeit ber 
Öffentlichen Sitzungen auszuſprechen, ‘allein deunoch nicht 
zu rathen, daß der zweyten Kammer die Oeffentlichkeit 
verjagt werden möge, weil ber Nachtheil, der aus einer ' 
folhen Nichtachtung oder Verlegung ber, nun einmal 
begründeten allgemeinen, Dpinion hervorgehen koͤnnte, 
den Nachthbeil, welcher aus der gedachten Oeffentlichkeit 
bervorgehen koͤnne, bey weiten überfteigen werde. 

Er mache zugleich darauf aufmerffam: ob es nicht 
zwedgemäß ſey, die Adreffe an des Großherzogs Koͤnigl. 


) 
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Hoheit in dem fo chen angedeuteten Sinne fogleich zu 
entwerfen, damit fie jhon in der naͤchſten Sitzung vor: 
gelegt und gezeichnet werden könne. 

Nachdem fih mehrere Mitglieder biermit einver- 
ftanden erflärt hatten, fchließt das Prafidium die Die- -« 
cuffion, und veranlaßt die Abjtimmung über den, die 
Einführung eines neuen Wechſelrechts be 
treffenden , Antrag durch VBorlegung der beyden folgenden 
Fragen: | 
1) Will die Kammer ſich mit dem Antrag der zwey— 

ten Kammer vereinigen, die Staatöregierung zu 

erfuchen: daß es derſelben gefallen möge, der 

Gonmiffion, die mit der Bearbeitung der Civil—⸗ 

gefeßgebung beauftragt ift, zu befehlen, den Ge— 

genftand wegen eines, allgemeinen Wechſelrechts 
mit zum Gegenitand ihrer Arbeiten zu maden? 
2) Will fih die Kammer dem Antrage der zweyten 
- Kammer anfchließen , daß für die Stadt Offenbad) 
— das frankfurter Wechſelrecht eingefuͤhrt 
werde? 

Eine jede dieſer — wird einſtimmig bejahend 
beantwortet, und die Sitzung geſchloſſen, nachdem das, 
von dem Oberappellations-⸗Gerichtsrath Dr. Arens ent⸗ 
worfene, Communicat an die zweyte Kammer wegen 
der Abtretung des Privateigenthums einſtimmig ge— 
billigt worden iſt. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Zwanzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 21ten September 1820. 


α— 


Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Praͤſidenten. 
Abweſend: | | 
des Heren Grafen von Stolberg und des Herrn 
Grafen von Yfenburg Erlaudt. | 


Nah geihehener Vorlefung_und Genehmigung des 
Protofolls der letzten Sitzung, erfiattet der Herr Ge 
beimerath Dr. Schmidt, im Ramen des zweyten Ausfchufs 
ſes, Bericht über die, fi) auf die Feier der Sonn— 
und Feſttage bezichende, Motion des Abg. Herrn Keller. 

Ä (Beilage XXXI.) | | 

Das Präfidium eröffnet ſodann die Discuffion über 
den Antrag: die Staatsregierung um die baldige 
Bollendung und Einführung ber neuen Gir 
vils Procefordnung zu erfucen. | 

Der Herr Baron von Mappes erflärt hierüber: 
Er habe einige Zweifel und erlaube fi) die Frage: 
ob wohl fchon jest die Publication ber neuen Civil— 
Proceßordnung verlangt werden koͤnne? Die Gefebe 
ſeyen, als noch zur Zeit nicht bindend, befannt ges 
macht. Die Regierung habe die meife Abficht gehabt, 
noch Manches zu ändern, oder verfchiedentlich anzumens 
den. Auch fey es bey dem Berfprehen Gr. Königl. 
Hoheit, ber Rheinprovinz ihre Suftitutionen zu laſſen, 
nicht abzufehen, daß der Organifationsgegenftand nicht 
noch fernerer Prüfung und Abweichung unterliegen 
werde. Er glaube in dieſer Beziehung zweyer Inſti— 
tutionen erwaͤhnen zu muͤſſen, von welchen er wiſſe, 
daß ſie der Rheinprovinz ſehr am Herzen laͤgen: 
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Erftens der Bergleichds oder Friedensgerichte mit 
jwedgemäßen Berbejierungen, und mit dem Ueberzug, 
von dabey nicht gelungenem Vergleiche, zum follegialts 
ichen Gerichte. Werde der zugleich Richter, weldyer den 
Verſuch zum Vergleiche mache ; fo könne diefer ſehr leicht 
gegen einen Theil eingenommen werden, und yars 
theiifch urtheilen; die Follegialifche Berfaffung eines 
Gerichts, verbunden mit Deffentlichfeit, fichere allein 
gegen Partheilichfeit und Einfeitigfeit. 

Zweitens des Handelsgerichts. _ Für dieſes, feis 
nem organiſchen Prinzip nach nur aus Handelsleuten 
beſtehende, Gericht ſey die Beygebung eines juriſtiſchen 
Praͤſideuten vorgeſchlagen. Durch dieſe Beygebung werde 
es heterogen werden; der richtige Takt und die Einig— 
keit gebe dadurch verloren. Es beduͤrfe bey dieſem Ger 
richte in der Hauptſache umfalfender technifcher Kennt— 
niffe, das Wahre fühle fid dann fchnell, und es folgs 
ten die gerechteften Urtheile. Das Mainzer Handlungs 

ericht babe fi ein großes Zutrauen erworben, auch 
———— die Staͤdte Biugen, Worms und Alzey deſſen 
ungemiſchte Beybehaltung. | 

Es würde demüthigend fiir die Richter feyn, wenn 
ihnen, die ihr Amt unentgeldlich verwalteten, ein pers 
manenter Präfident gegeben würde. Ausgezeichnete 
Männer würden dann die Uebernahme der Richterftellen 
ablehnen. ine denfbare Vervollfommnung, ohne das 
Ganze aufzulöfen, waͤre vielleicht die Beygebung eines 
Staatsanwalts in Fällen, wo bey Falliten der Staat 
oder Pupillen interejfirt jeyen. 

In Gemäßheit diefer Anfichten dürfte es dann 
räthlich feyn, entweder noch zur Zeit gar feinen, oder 
nur einen folchen, Antrag zu machen, in welchem bdiefe 
Andeutungen erwähnt würden, und zwar um fo mehr, 
ld dieſe Anfichten zum Gegenftande der Berathung ber 
Tammern geeignet jeyen. 

Der Oberappyellationdg- Geribhtsrath 
Ir. Arend Es fey hier nicht die Nede von der Abs 
’affung einer ganz neuen Proceßordnung, fondern von 
der Vollendung einer, in ben Grundprincipien bereits 
fertigen, und als Gefes bereits befannt gemachten, 
Procefordnung. Es frage fih nur: ob das als Gefeg 
bereitdE Beſtehende confequent fortgebildet, vollendet 
nd fo bald ald möglich eingeführt werben folle? Diefe 
Frage muͤſſe man bei den großen Bortheilen, welche 
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daraus für die beyden altheififchen Provinzen bervorgins 
gen, bejahen. Sollte dad Beduͤrfniß auch für die Rhein— 
provinz nicht jo groß ſeyn, oder follte diefe vielleicht 
wünschen, daß im Beziehung auf Die, in ihr bereits 
beitchenden, Inſtitutionen Manched abgeändert werde, 
fo fönne das dem gemachten Antrage doch auf feinen 
Fall entgegenftehen, weil durch das gültig gegebene Ge— 
je die Modiftcationen der jenfeitigen Inſtitutionen be 
reits erfolgt feyen, und e8 den Deputirten aus der Pro: 
vinz Rheinheſſen freiftehe, eine Motion zu machen, daf 
die Procegordung für die Provinz Rheinheſſen wieder 
modiftcirt, und daß es bey den, dafelbit beitehenden, 
Einrichtungen lediglich belaffen werden möge. | 

Das Berjprechen des Großherzogs koͤnne uͤbrigens 
bier, wo durch ein promulgirted Geſetz eine Modifica— 
ton der Inſtitutionen zu der Zeit, als diefes Verſpre— 
chen gegeben , bereits erfolgt gewefen, vielleicht nicht 
mehr angeführt werden. \ | 

Der Herr Baron von Mappes: Die Proceßs 
ordnung fey keineswegs ald Geſetz, fondern nur zu 
dem Ende befannt gemacht worden, damit fie geprüft, 
und diejenigen Wünfche, die man in Beziehung auf dies 
ſelbe noch etwa haben möchte, zur‘ Beruͤckſichtigung xors 
getragen werben könnten. mr 

Der Herr Geheime Staatsrath Jaupals 
Großherzogl. Regierungscommiſſarius: 
Die Proceßordnung ſey weder als Geſetz noch fuͤr den, 
von dem Herrn Baron Mappes angegebenen, Zweck pub— 
licirt worden. Der Großherzog habe ſie bereits ge— 
nehmigt, allein ſie ſey von ihm noch nicht unterſchrie⸗ 
ben worden, auch ſey ſie ohne ſeine Unterſchrift bekannt 
gemacht worden. 

Der Herr Geheime Staatsrath von Bra 
den: Die Bekanntmachung mit der Unterfchrift des: 
Großherzogs fey feine Bedingung für eine, mit Ges 
jeteöfraft verfehene, Promulgation. Eine ſolche Publis 
cation fomme fehr häufig vor. 

Der DOberappellationds Gerihtsrath 
Dr. Arens: Zur Gefeßesfraft feyen zwey Bedingungen 
weſentlich: 1) der Wille des Regenten, und 2) die dar 
auf folgende Bekanntmachung. Beydes liege hier vor. 
Weil indeffen in diefem Augenblide die publicirte Pros 
ceßordnung nicht eingefehen werden koͤnne, fo ſey es 
vielleicht räthlich, die Discuffion über diefen Gegenftand 
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bis zu einer andern Sigung zu verfchieben. Das Präs 
fidium ift hiermit einverftanden, und legt fofort das 
Auswanderungsgefeg zur Diecuffion vor. 

Es bemerkt: | | 

Der Herr Geh. Staatsrathb v. Vreden. 
Nach der Anficht des zweyten Ausſchuſſes fey eigentlich 
nur der eine Punft: ob die in Kriegsdienften ftehenden 
Söhne derjenigen Eltern, welden die Erlaubniß zur 
Auswanderung ertheilt werde, fo lange zurüd zu halten 
— bis ſie ihrer Kriegsdienſtpflicht Genuͤge geleiſtet 
hätten? zweifelhaft. 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit. 
Seiner Anſicht nach koͤnne man die Soͤhne nicht eher 
mit auswandern laſſen, als bis fie ihrer Kriegsdienſt— 
pflicht voͤllig Genuͤge geleiſtet haͤtten. Sehr leicht koͤnne 
das Recht der Soͤhne, ſogleich mit den Eltern auszu— 
wandern, zum Beweggrunde mißbraucht werden, daß 
reiche Eltern aus dem Lande zoͤgen, und ſich in einem 
Lande niederließen, worin ſie ſich zuvor Befreiung ih— 
rer Soͤhne vom Kriegsdienſte zu erwirken wuͤßten. Auch 
ſcheine die Dankbarkeit für den Schutz, den der Aus: 
wandernde von dem Staate bisher genoſſen, zu der 
Forderung zu berechtigen, daß der im Kriegsdienſte 
ſtehende Sonn zuvor feine Dienftzeit aushalte. Der, 
in ber zweyten Kammer als Gegengrund angeführten, 
Gefahr, daß der Sohn befertiren werde, ſtehe die Ers 
fahrung entgegen; zudem flehe es ja nad dem Gefege 
jedem frei, einen Subftituten für fih zu ftellen, und 
indem man zu nadhfichtig gegen den Sohn des auswans 
dernden Vaters fey, werde man ungerecht gegen die, in 
dem Staate zurücbleibende, conferiptionspflichtige Juͤng⸗ 
linge. Das Einzige, was man vielleicht zugeben fünne, 
wäre: daß man ſolchen Eltern, welde in ferne Lande, 
die aufjerhalb der deutſchen Bundesftaaten gelegen feyen, 
zu ziehen die Abficht hätten, wegen der Weite des Wegs, 
und wegen des großen Koftenaufwandes, welchen bie 
befondere Neife des Sohnes verurſachen werde, er— 
Iauben fönnte, ihren Sohn fogleidy mitzunehmen, und 
zwar um fo mehr, als füh in diefem Falle nicht wohl 
annehmen laffe, daß der Vater wegen der Befreiung 
feines Sohnes vom Kriegsdienfte auswandern: werde. 

Der Großherzogl, Regierungscommif 
ſarius. Durch diefe Unterfcheidung von Auswande— 
rung in die Bundesftaaten und in andere Lande werde, 
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was doch nicht räthlich. ey, die Auswanderung in das 
entfernte Ausland begünftigt werden, und es fünne diefer 
Unterjchied auch dadurch ganz eludirt werden, daß der in 
das ferne Ausland auswandern Wollende zuerft in einen 
andern Bundesftaat außwandere, und dann von dort weiter 
ziehen Fonne. In der zweyten Kammer habe jemand 
. gerade umgekehrt die Begunftigung. der Auswande— 
rung in einen deutſchen Bundesftaat in Vorſchlag ges 
bracht. m. 


Der Herr Geheimerath Frhr. v. Wieſen- 


bütten: Man Iaffe es am Beſten bey ber urfprünglis 
den Faſſung des Artifeld , welcher allgemein die gleiche 
zeitige Auswanderung des im Kriegsdienjte fiehenden 
Sobnes mit dem Water nicht erlaube. E$ ließen fid 
freilich Fälle denken, in welchen von diefer Negel eine 
Ausnahme : gemadyt werden Fönnte; diefe ließen fich aber 
nicht alle aufzählen, und es fey daher am Beſten, diefe 
Hülle dem Dispenfationsrechte des Fürften zu rejer- 
viren. 
Da fi) mehrere Mitglieder mit diefer Anficht eins 
verftanden erflären; fo wird von dem Präfivium die 
Discuffion über diefen Gegenftand gefchloffen, und zur 
Berathung über den, das Viehſchlachten der Tus 
den betreffenden, Antrag der zweyten Kammer übers 
gegangen. 

Der Großherzogl. Regierungscommif- 
farins fpriht bier mehreres zur Unterftüßung bes 
BefchIuffes der zweyten Kammer ,, daß das Gefeß vom 
10. Suly 1815 ganz aufgehoben werden möge, weil fein 
Grund vorhanden jey, die Juden härter, als die Ehriften, 
ju behandeln. E 

Der Herr Staatsminifter Frhr. du Thil bemerkt 


bagegen., daß wegen der bejtehenden Meggerzünfte eine 
ag 


nzliche Aufhebung des Geſetzes nicht möglich ſey, 
ohne die Juden vor den Chriſten zu beguͤnſtigen. Es 
jey daher der Antrag des Ausſchuſſes auf Modifika— 
tion des Geſetzes hinlänglicy motivirt. 

Ein großer Theil der Mitglieder der Kammer er: 
klaͤrt ſich hiermit einverftanden, worauf das Präfidium 
den, von der zweyten Kammer über ‚die, den Eporteln- 
bezug betreffende, Motion des Abgeordneten von Ros 
denftein gefaßten, Beſchluß zur. Discuffion — 
Da fi) aber der Gegenſtand dieſer Motion bey der bes 


— 
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vorftehenden neuen Organifation ber Aemter von felbft 
erfedigen wird; fo erfolgten darüber feine befondere Be— 
merfungen. Das Praͤſidium bewirft daher in Gemäß- 
heit der Tagesordnung die Abftimmung: 

1.) über den, das Geſcheuk von 60,000 fl. be 
treffenden, Antrag. Es werben folgende fünf 
Fragen geſtellt: | | 

1.) Will fih die Kammer dem Antrag der zweyten 
Kammer anfchliegen, die Staatsregierung zu ers 
fuchen , dur) den Druck befannt zu machen, was 
von diefen Unterflügungen an Geld und Natura— 
lien in jede Gemeinde gefommen it? | 

2.) Will die Kammer dem Antrag der zweyten Same: 
mer beytreten, daß die Nechnungen, worin die An— 
gaben, wie viel jeder Einzelne empfangen, enthals 
ten, nebjt den Belegen eine Zeitlang öffentlich vor: 
gelegt werben ? | 

3I Will die Kammer, daß Diefe Rechnungen Gemein— 
deweije vorgelegt werden ? 

4.) Will die Kammer, daß die Vorlage bey folchen 
Behörden gefchehe, welche mit der Bertheilung der 
bewilligten Unterſtuͤtzungen oder Anfıhaffung ber 
vertheilien Naturalien nicht beauftragt geweſen 
find? 

5.) Will.die Kammer diefen Anträgen die Bemerfung 
beyfügen, dag, falls die Ausführung diefer An— 
träge ſich als unmsglich daritele, die Staates 
regterung bie Öffentliche Vorlegung der Rechnung 
auf eine andere genügende und befriedigende Weife 
verfügen möge? Ä 
Bon dieſen Fragen werben die erite durch. Stim— 

menmehrheit, die vier legten aber einftimmig beim 
hend beautwortet. 

2) Ueber das Gefuh des Freiberrnvon 
Horir durch Vorlegung der Frage: Ä 

Iſt die Kammer der Meinung, daß der Antrag des 
Herrn von Horir auf fi beruhen folle ? 

Dieſe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 

3) über die, Die Ausfertigung der gemeins 
fhaftliden Befhlüffe betreffenden, Anträge der 
ir Kammer, in Anfehung welcher die, von dem 


raͤſidium geftellte, Frage: 
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Sf die Kammer einftweilen mit dem Antrag, 
der zweyten Kammer einverftanden, daß die Aug. 
fertigungen gemeinfchaftlicher Befhlüffe von derjenie 
gen Kammer, von welder ein Antrag zuerft ausge: 
gangen ift, oder welder. der Antrag zuerit von der 
Regierung vorgelegt wurde, beforgt werde? und daß 
bey Anträgen, welche an beyde Kammern zugleic) 
gelangt find, die Ausfertigung von derjenigen Kam— 
mer beforgt werde, welche ſich zulegt mit dem Ger 
genitande befhäftigt hat? — 

gleichfalls bejahend beantwortet wird 
4) über ven, Die Deffentlihfeit der Siguns 
gen außfprechenden, Bejchluß der zweyten Kammer. 
Das Prafidium fiellt zu dem Ende folgende 6 Fragen: 


1.) Iſt die Kammer mit dem Ausjchuffe einveritanden, > 


Daß im Artifel b die Worte: 
‚zum Behuf irgend einer, der Kammer zu ma- 
chenden, Mittheilung‘’ 

wegbleiben follen, und der Artifel fo gefaßt werde: 
„Wenn von Mitgliedern des Geheimen Staats— 
minifteriums oder von den Landtagscommiffas 
rien eine geheime Eitzung verlangt wird?” 

23 Sit die Kammer der Meinung, daß ihr das Recht 
vorbehalten bleibe, geheime Sitzungen zu vers 
langen? | 

3.) Ift die Kammer der Meinung, daß bey geheis 
men Sigungen nicht bloß die Vorträge, fondern 
auch die Discuffionen, geheim feyn folien? 

4.) DBehält die erfte Kammer der zweyten Sammer 
gleiche Rechte wegen der Deffentlichfeit bevor, 
wenn es ihr gefallen follte, auch öffentliche Sitzun— 
gen zu halten? — — —- | | 

5.) Stimmt unter diefen Bedingungen die Kammer 
für die Deffentlichfeit der Sigungen der zweyten 
Kammer? | 

6) Bill die Kammer, indem fie dem Großherzoge ih— 
ren Danf über die gefchehene Mittheilung wegen 


der Deffentlichkeit der zwegten Kammer abjtattet, 


zugleich bemerken, daß fie fi allerdings für bes 
rechtigt halte, über den vorliegenden Gegenſtand 
mit zu berathen, indem fie bey der gemeinfthaftlis 
eu Behandlung der Gegenftände, allerdings das 
bey intereffirt jey? 
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| Diefe Fragen werben fämmtlich, und zwar die Ate 
2te Ste Ate und ote einſtimmig, die Ste aber bloß per 
majora bejahend beantwortet. Ä 

Nachdem nun noch das Concept der, an das Groß⸗ 
herzogs Koͤnigliche Hoheit wegen der Oeffentlichkeit der 
Sitzungen zu richtenden, Adreſſe 

(Beylage XXXII.) | 

vorgelefen und genehmigt worden iſt, Zund ferner das Con— 
cept eines Communicates an die zweyte Kammer, wegeit 
ded angenommenen Antrags auf Einführung eines 
neuen Wechſelrechts, gleichfalls die Genehmigung erbal- 
* hat, wird von dem Praͤſidium die Sitzung geſchloſ— 
en. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens v. Wreden. 
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Ein und zwanzigfte Sitzung 


in dem Gitungsfaale. ver erften Rammer der 


Landftände. 
Darmftadt am 2dten September 1820. 
num 
Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
PBräafidenten. 


Abwefend: 
des Herrn Grafen von Yfenburg- Büdingen 
Erfaucht und Herr Oberappellations⸗Gerichtsrath Dr. 
Arens. 


Nach geichehener Vorlefung des Protofolld der letz⸗ 
ten Sitzung theilt das Prafidium der Kammer ein 
Communicat der zweyten Kammer über das neue Maaß 
und Gewicht *) mit, welches fofort an den zweyten 
Ausſchuß verwiefen wird. | 

Hierauf erfiattet der Herr Staatsminifter Frhr. 
du Thil , Namens des zweyten Ausſchuſſes, muͤndlichen 
Vortrag über die — eine neue Geſetzgebung über. Das 
en betreffende — Motion des Abgeordneten 

roth. 

Das Prafidium eröffnete fodann die Discuffion uber 
den Antrag auf eine würdigere, der urfprünglichen Be: 
ſtimmung ımd Anordnung der Feſttage mehr entipre- 

, Geyer der Sonn» und Feyertage, und 
bemerkt zugleih, daß die Klage über Entheiligung der 
Sonntage wohl feltener feyn würde, wenn die Geiftlis 
hen ſelbſt das heilige ihres Berufes an manchen Drten 
ad erfännten, und durch entfprechende Handlungen 

iefen. | 





2) Siehe die Beylage LXXVII. des 4. Hefts der Verhandiun: 
gen der zwepten Kammer der Landſtände. 
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Der Herr Geheimeratd Dr. Schmidt entgegnet 
hierauf, daß diefer, allerdings wichtige, Gegenftand ſei— 
ner Aufmerkſamkeit nicht entgangen jey, daß er ſich aber 
bey einer andern Gelegenheit darüber ausfprechen werde. 
Da feine weitere Bemerfungen gemacht werden, jo 
fchlieft das Prafidium die Discuffion, und gebt zur Abs 
ſtimmung über: 

1) Ueber den Antrag der zweyten Kammer, Daß . 
Viehſchlachten der Juden betreffend. Von den des- 
balb vorgelegten Fragen: 

1.) Iſt die Kammer der Meinung der zweyten Kams 
mer, dag den Juden erlaubt wird, gegen Ent: 
richtung der gewöhnlichen Abgabe, welche chriſt— 
liche Mebger zu entrichfen haben, und unter Bes 
obachtung aller polizeilichen Vorſchriften, Vieh zu 
jchlachten, und das Fleiſch zu verkaufen ? 

2.) Iſt die Kammer der Meinung der zweyten Kams 
mer, die Staatöregierung zu erfuchen, das Geſetz 
vom 10. July 1815 zurück gu nehmen: und den 
Ständen einen Entwurf zu einem anderen, Diejen 
Gegenftand betreffenden, Geſetz mit Berüdfichs 
tigung der Wünjche der Kammern vorlegen zu 


lafjen ?. — 
wurde die erjte allgemein verneint, Die zweyte allgemein 
bejabet. 


2.) Ueber das Ausmwanderungsgejeg. Von 
den hierüber aufgeftellten 6 Fragen: 
1) Will fih) die Kammer der zwegten Kammer in Ab- 
Anderung des Artifels 5 anjchliefen, und daß 
Statt der Worte: I | 
‚mac den Beftimmungen des EdiftS vom 21. 
April d. J.“ 

gefegt werden möge: | 
„nach den bejtehenden Gejegen ’’? 

2) Will die Kammer die von der zweyten Kammer 
zur weiteren Ausführung des 6. Artifeld in Vor— 
Schlag gebrachte Faflung ‚wenn fi) im anberaums 
ten Termine fein Gläubiger genfeldet bat, oder 
wenn die Gläubiger befriediget, oder falls fie nicht 
alsbaldige Befriedigung verlangen, ficher geftellt 
find’ und nach dem Worte „ſich“ binzugefegt 
werde „oder feinen Sohn’ annehmen ? 

3) Iſt die Kammer mit der zweyten Kammer einvers 
ftanden, daß den Söhnen ded Auswandernden, 
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auch felbft, wenn fie wirklich in Kriegsdienſten 
ſtehen, die Auswanderung mit den Eltern zu ge— 
ſtatten ſey, falls die Entziehung der Kriegsdienſt— 
pflicht nicht der einzige Zweck derſelben iſt? 

4) Will dann die Kammer, daß es der Staatsregie— 
rung überfaffen bleibe, nad Erwägung der Uns 
fände der Auswandernden, von dem ihr ohnehin 
zuſtehenden Dispenfattonsrechte Gebrauch zu machen? 

5) Bill die Kammer der zweyten Kammer beytreten, 
daß der, von dem zweyten Ausfchuß der zweyten 
Kammer vorgefthlagene, Zufaß, wegen der Wieder: 
aufnahme der einmal Ausgewanderten, wegzulaffen 


ſey? 
6) Will die Kammer das Auswanderungsgeſetz unter 
dieſen Modificationen annehmen? 
wurden die Ite 2te4te Ste und 6te einſtimmig bejahet: die 
äte aber durch eine Stimmerimehrheit von 10 gegen 1 
verneint. a = 
3.) über den Antrag des Abgeordneten v. Rodens 
fein, die Aufbebung des Gelbfibezugs der 
Sporteln durd die Beamten betreffend. Die hier 
über aufgeſtellte Frage :. — © 
Will fih die Kammer dem Antrag der zweyten 
Kammer anfchliegen, die Staatsregierung zu erfuchen : 
den Selbſtbezug der Sporteln für die Beamten in den 
Provinzen Starkenburg und Hefjen baldtbunlichft auf: 
zubeben, unt jeden Beamten ohne Ausnahme, und 
ohne Ruͤckſicht auf fein Befoldungsdekret, auf firen 
Gchalt zu feßen ? 
wird allgemein durch Sa beantwortet. 
Nachdem nun noch weiter: ! 
a) das Concept eines Communicatd am die zweyte 
Kammer, über die Art der Ausfertigung gemeinfchaftlis 
her Beichlüffe, und die Berichtigung der fich etwa erges. 
benden Anſtaͤnde, ſodann: | | | 
bh) ein weiteres in Beziehung. auf dag, von Gr. 
Königlichen Hoheit dem Großherzog im Jahr 1817 
den Armen bewilligte, Geſchenk von 60000 fl. und die 
deffallfige Rechnungsablage, - ferner: | | 
ce) ein drittes, dad Viehfchlachten der Juden betref: 
fendes, Communicat vorgelefen, genehmigt und gezeichnet 
worden ijt, wird die Gitung vom Präfidiun gejchloffen. 
Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
Heft J. d. Verhdl. d. erſt. Kammer 
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Zweyundzwanzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. | 


Darmftadt am 28ten Sept. 18%. 


sn... 


Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
| Präfidenten. 


Abweſend: 
des Herrn Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht, 
und des Herrn Grafen v. Yſenburg-Buͤdingen 
Erlaudt. 


Tach geſchehener Vorleſung des Protofols macht 
das Präfidvium die Kammer befannt: | | 

1.) mit einem, fich auf die Deffentlichfeit der Sitzun—⸗ 
gen in der zweyten Kammer der Stände beziebenden, 
Miniſterialerlaſſe, ) deſſen Regiftrirung ad acta befchlof- 
en wird. 
2.) Mit einer, von dem Herrn wirklichen Gehei— 
menrath Freiherrn von Wiefenhütten verfaßten Negiftra- 
tur über die am 21. September erfolgte Conftituirung 
des erjten Ausſchuſſes. | 

Derfelbe wird gleichfall8 ad acta genommen. 


Das Prafidinm eröffnet hierauf die Discuſſion uͤber 


den Antrag: die Staatsregierung um eine Gefeggebung 
über Gemeindeverfajfung zu erfuden. 
E83 bemerkt hierüber 

der Herr Staatsminifter Freiherr du Thil: Man 
habe in diefem Antrag eine Beranlaffung finden fönnen, 
etwas über das Verhaͤltniß der Forenfen zu -fagen; 
allein man babe alsdann fehr weitläufig werden müfs 
fen, und darum fey ed wohl beffer, ganz davon zu 
ſchweigen. | 


*) Diefer Erlaß ift gleichlautend mit der Beylaae XCVI. im 
7 Heft der Verhandlungen ber zweyten Rammer der Yand: 
nde, " j 
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Der Herr Geh. Staatsrath von Wreden: Er 
ſey hi rmit um fo mehr einverſtanden „als die Staats— 
regierung uͤber dieſen Gegenſtand einen beſonderen Ges 
jegesentwurf vorlegen werde. 

Das Präfidium: Da bier bloß von cinem, 
an die Staatsregierung zu richtenden,, Geſuche um Ror: 
leguug einer neuen Gejeßgebung die Rebe fey; fo würde 
es ganz zwecwibrig feyn und unnoͤthige Weitlaͤuftigkeiten 
veranlaſſen, wenn man ſchon zum Voraus in das Ma— 
terielle diefes Gegenftandes eindringen, und namentii 
— das Verhaͤltniß der Forenſen Vorſchlaͤge beyfuͤgen 
wollte. 

Da hierauf weiter keine Bemerkungen erfolgen; 
ſo wird die Discuſſion fuͤr geſchloſſen erklärt, und zur 
Abſtimmung über den, die Feyer der Sonn- und 
Feſt t age betreffenden, Beſchluß der zweyten Kammer 
übergegaugen. Das Praͤſidium legt zu dem Ende bie 
drage vor: 

Wil fih die erfte Kammer bem Antrag der zwey⸗ 
ten Kammer: | 

„daß die Etantsregierung erfucht werden möge, 

zur Entfernung desjenigen, was die würdige Feyer 

ber Eouns und Fehertage ſtoͤrt, die geeigneten 

Maapregeln eintreten zu laffen, mit Berücfichtis 

‚ gung der hierüber in den Kammern gemachten Vor⸗ 
chiäge und Bemerkungen 
auſchl efen? | 
welche einftimmig bejahend beantwortet wird. 

Schließlich werden noch bie Eoncepte mehrerer, 
au Die zweyte Kammer zu erlaffenden , Communicate, 
namentlich: 

1) über den, fich auf den Selbſtbezug der Sporteln 
beziehenden, Antrag der zweyten Kammer > 

2) über das Auswanderungsgeſetz, und . 

3) über den, fih auf die Feyer der Some und 

Feſttage beziehenden, Antrag ber zweyten Kammer, 
zur Billigung vorgelegt. — 

Rachdent dieſe ſaͤmmtlich gezeichnet ſind, wird die 
Sitzung von dem Praͤſidenten aufgehoben, 


Beglaubigt: 
Riedefl. Dr. Arens. v. Mreben. 
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Oreyundzwanzigſte Gikung 
in dem Sitzungsſaale der erften Kammer ver 
| Landſtaͤnde. 


Darmſtadt, am 3ten Oktober 1820. 


— 


Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Praͤſidenten. 
Abweſend: 
des Groß⸗ und Erbprinzen von Heſſen Hoheit, 
des Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht und 
des Herrn Grafen von Pfenburg s Büdingen 
Erlaucht. 


Das Protokoll der vorigen Sitzung wird vorgeleſen 
und genehmigt. | 

Der Herr Präfident macht ſodann die Kanımer bes 
kannt mit folgenden neuen Eingaben: 

1) mit einem Communicate der zweyten Kammer, 
enthaltend den Beſchluß über die, fih auf die häufigen 
Wildſchaͤden und deren Verhütung beziehende Motion *) 
des Abg. Necb von Felda. Diefe Eingabe wird an 
den dritten Ausſchuß verwiejen. 

2) mit dem, von der zweyten Kammer gefaßten, 
Befchluffe über den Antrag des Abg. Geißel: die Pris 
vatzehnten in ftändige Grundrenten zu verwandeln. **) 

3) mit einem, an den Herrn Präfidenten einge— 
ſchickten, Borfchlag des Negierungsfefretärs Dieffenbach 
in Alsfeld über die Verbefferung des Schulweſens. 

Beyde Eingaben werden an ben zweyten Ausfhuß 
verwiefen. 


*) Siche Beyl. LXXIIT. des vierten Heftd der Verh. ber zwey⸗ 
ten Kammer der Landſt. 

**) Siehe Beyl. LXXI. des vierten Hefts der Verb. der zwey⸗ 
ten Kammer bet Landft. 
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Der Oberappellationd-Gerichtsratb Arens erftattet 
bierauf Ber das Gutachten des zweyten Ansfchuffee 
über den, von der zweyten Kammer gefaßten, Befchluß: 
die Staatsregierung zu erfuhen, Vorſchlaͤge zur 
Verbejferung des Hypothekenweſens vorzules 
gen. Er trägt zu dem Ende zuerſt die Gründe unb 
Anfihten vor, die über den Gegenftand dieſes Befchluffes 
in der zweyten Kammer entwicelt worden find, und 
fnüpft daran den Antrag des Ausfhuffes, fih dem Bes 
fhluffe der zweyten Kammer unbedingt anzufchließen.. 
Bey den vielen Gebredyen, woran das Hypothekenweſen 
in dem Großberzogthume leide, fey nämlich eine, von 
Berbefferungsvorfchlägen begleitete, vollftändige Auf— 
zäblung aller diefer Gebrechen un fo weniger möglich, 
als dieſe nach den verjchiedenen, in dem Großherzog» 
thume befichenden, Gefegen feldft ſehr verfchieden feyen, 
und als die GSefeke über das Hypothekenweſen mit ber 
zu erwartenden umfaffenden bürgerlichen Geſctzgebung, 
wovon dieſelben nur einen Theil ausmachten, überall 
in Einflang gebradyt werden müßten. Darum fey es 
aud) nicht zwedmäßig, die Staatsregierung nad dem 
Antrage des Abg. Neeb um die vorläufige Mopdifi 
cution des franzoͤſtſchen Geſetzbuches binfichtlich der 
Form der gewaltjamen Auspfändung und des Verkaufs 
der Pfänder zu erfuchen, und das zwar um fo mehr, 
als offenbar nod weit dringenderen Bedürfniffen in 
dieſem Zweige der Gefeggebung abzuhelfen ſey; indem 
3. B. vor allem Andern die ſaͤmmtlichen privilegirten 
Pfaͤnder, fo wie die großen Unvollfommenheiten unferer 
Hypothekenbuͤcher vertilgt werden müßten. 

Das Präfidium eröffnet hierauf die Discuffion über 
den Antrag des Oberappellationg s Gerichtsrathb Arens: 
die Staatsregierung um die baldige Vollendung 
und Einführung der neuen bürgerliden 
Procegordnung zu erjuchen. 

Es bemerkt hierüber 

der Herr Baron v. Mappes: Er bezweifle 
ed auch noch jest, ob der bereits publicirte Theil der 
Proceßordnung als bindendes Gefeg betrachtet werden 
fönne. Die der- Publication vorangehende Einleitung 
rede nämlich nur von der fünftigen gefeglichen 
Kraft, auch fehle es dem Bekauntgemachten an ber 
Uuterfchrift des Großherzogs. — Wolle man ihn aber 
auch als wirkliches Geſetz betrachten; fo werde dennoch 
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| | 
der Rheinprovinz nicht eine einzige der, ihr theuer ges 
wordenen, Inftitutionen entzogen werden können, weil 
bie Fortdauer berfelben durch das Füritliche Wort des 
Großherzogs garantirt werde. In der Sitzung vom 
21. Sept. habe er nur zweyer Inftitutionen erwähnt, 
er muͤſſe deren aber noch zwey, namentlich die Deffent- 
Lichfeit der Sitzungen des Gerichts, und die Trennung 
ber Eregution von der richtenden Gewalt als folder, ers 
wuͤhnen, die der Rheinprovinz gleich theuer ſeyen, und 
deren Verluſt fihher die größte Unzufriedenheit zur Folge 
haben werde. Er fönne übrigens mit diefen und den 
früheren Bemerkungen keineswegs die Abficht, den dieſ— 
feitigen Provinzen den baldigen Genuß der Bortheile, 
welche die neue Proceßorönung gewähren werde, zu 
entziehen, verbinden, fondern er habe bloß die Abſicht, 
ber Nheinprpvinz ihre Inftitutionen zu erhalten, und 
zu verhüten, daß dieſe nicht durch Einführung der neuen 
Proceßordnung für fie verloren gingen. 

Der OberappellationdsGerihtgrath Arens: die Eis 
enfchaft eines Gefeges laſſe fih für den publicirten 
heil der neuen Proceßordnung darum nicht bezweifeln, 

weil er ale Wille des Regenten befaunt gemacht wor⸗ 
ben fey, und mehr bebürfe es für dad Daſeyn eines 
Geſetzes nit. Der Negent babe hierdurch ausgeſpro⸗ 
hen, daß das proceffualifche Verfahren künftig nach 
ben befannt gemachten Vorfchriften eingerichtet, mithin 
bisher beftandene Berfahren abgeändert wers 
en folle. 

Daß er die wirflihe Befolgung des DBefanutges 
machten noch weiter hinaußfege, ftehe der Kraft des bes 
reits ausgefprohenen geſetzlichen Willens: 
daß das Bekanntgemachte von dem näher zu bes 

eichnenden Augenblide an befolgt werben 
1, [Le, feineswegs entgegen. 

Die gefegliche Kraft dieſes Willens hindere indeffen 
nicht, dev Rheinprovinz Diejenigen Inſtitutionen, auf 
beren Fortdauer fie einen fo. hohen Werth feße, zu ers 
halten. Denn, wenn au, bie dieſſeitigen Provinzen 
mit der jenfeitigen ein gleich großes Intereſſe batten, daß 
in dem ganzen Großherzogthume eine gleichförmige Ges 
eggebung exiſtire; fg fen doch mit dem Beſtehen biefer 

Heichförmigkeit eine Verſchiedenheit einzelner Drgane 
und Inſtitutionen wohl vereinbarlich und e& werde für 
die Rheinproyinz bloß einiger Zuſatzartikel bedürfen, 
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am ihr die vier Einrichtungen, deren ber Herr Baron 
von Mappes erwähnt habe, zu erhalten. J 

So ſey es namentlich fuͤr die Anwendung der, den 
Untergerichten vorgeſchriebenen, Formen ganz gleichguͤl⸗ 
tig, ob das Untergericht eine phyſiſche oder eine mora— 
liſche Perſon ſey, ob der Vergleich von dem Friedens⸗ 
richter, oder von dem, das Amt des Friedensrichters in ſi 
verein igenden, Juſtizbeamten verſucht werde, und e 
werde bloß hinſichtlich des, dem Friedensrichter zuftehen- 
den, Rechts: in geringfuͤgigen Rechtsſachen Recht zu 
ſprechen, und des damit zuſammenhaͤngenden Inſtanzen⸗ 
zugs einiger, auf die Provinz Rheinheſſen beſchraͤnkten 

Aglichen,, Beſtimmungen bedürfen. 

Die Beybehaltung eines nicht rechtögelehrten Prä- 
fidenten bey dem Handelögerichte in Mainz, die eigents 
lich gar nicht hierher gehöre, werde eben jo wenig, als 
bie Trennung ber Erecution von der Richtergemwalt einen 
Anftand haben, und man werde daher dem Antrage 
auf die baldige Vollendung und Einführung der neuen 
Eipils Proceßordnung den weiteren Antrag: der Rhein» 
provinz die von dem Herrn Baron von Mappes bes 
rährten vier Inftitutionen zu erhalten, um fo unbedenk⸗ 
licher beyfügen können , ald Se. Königliche Hoheit der 
Großherzog diefe Erhaltung zugefagt hätten, und die 
dieffeitigen Provinzen fein Intereſſe dabey haben koͤnn⸗ 
ten, baß ber Rheinprovinz die ihr thener gewordenen 
Juſtitutionen entzogen würden, indem fich ihr Intereſſe 
bloß darauf befchränfe, dafür zu forgen und dahin zu 
wirfen, daß das Beitehen aut die Fortdauer der, in 
der Rheinprovinz beftebenden, Inſtitutionen fich nicht 
als ein hemmendes Princip der Berbefferung der Ges 
ſetzgebung und der, in den bieffeitigen Provinzen ber 
ſtehenden, Einrichtungen entgegenftelle. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hobeit: 
Da man wegen der geſetzlichen Eigenfchaft des bereits 
erihienenen Theil der Procegordnung die, von dem 
Herrn Baron von Mappes in Anregung gebrachten, vier 
Inſtitutionen als wirklich aufgehoben betrachten müfle; 
fo werde man auch nicht von einem Erhalten diefer 
Errichtungen reden koͤnnen; es werde vielmehr einer bes 
fonderen Motion bedürfen, um durch diefe eine Aende— 
rung der publicirten Proceßgefeße für die Rheinprovinz 
und folgempeife zugleiy eine Wiederherftellung 
der bereits aufgehobenen Sujtitutionen zu bewirfen. 
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Der Herr Präfident bemerkt .biergegen: Da ; 
die publicirte Procefordnung in Berbindung mit ben, 
am Iten December 1817 yublicirten, Grundzügen der 
Suftizverfaffung ꝛc. nur die geſetzliche Möglichfeit 
der Aufhebung‘ der gedachten Inſtitutionen begründe, 
die Aufhebung ſelbſt aber bis hiehin noch nicht erfolgt 
ſey, fo fiheine es ihm, ald ob von einer Erhaltung 
dDiefer Snftitutionen wohl geredet werden koͤnne. Auch 
fiheine ihm eine Verbindung der beyden Anträge, wo— 
von der Eine aus der Discnffion über den andern bers 
vorgehe,, nicht unmöglich oder unpaffend zu feyn. 

Nachdem fih noch Mehrere biermit einverftanden 
erflärt hatten, wird die Discuffion über dieſen Gegen» 
ftand gefchloffen, und zur Abftimmung ber den Antrag: 
die. Staatsregierung um eine Gefesgebung über Ges 
meindeverfaffung zu erfuchen , übergegangen. 

Das Präfidium legt der Kammer zu dem Ende die 
folgende Frage vor: | 

Will die Kammer fi) dem Antrage der zweyten Kams 
mer, die Großherzogliche Regierung zu erfuchen : 

„Den Ständen bafdmöglichit, und wenn es. fidh 

nur irgend thun laffe, noch während diefes Land— 
tags, den Entwurf zu einer neuen Gefeßgebung 
über dre Verfaſſung der Gemeinden und die Vers 
waltung des Gemeindevermögend,, namentlich 
auch der Waldungen, vorzulegen, mit Beruͤck— 
fihtigung der hierüber in der Kammer gemach— 
ten Anträge und Bemerkungen 

anfchließen ? | a 
and fchlieft die Sitzung, nachdem diefe Frage einftins 
mig mit Ga beantwortet worden ift. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wieden. 


——— 
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Vierundzwanzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. 
Datnſtadt, am 6ten October 1820. 
A— 
Unter dem Vorſitze des Herrn — | 
Präfidenten. 


Abweſend: 
Des Groß- und Erbprinzen von Heſſen Hoheit, 
des Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht 
| und | 
des Herrn Grafen von fenburg-Bübingen Erlaucht. 


Nach geſchehener Vorleſung und Genehmigung des 
Protokolls, referirt der Oberappellations⸗ Gerichtsrath 
Arens: Der Herr Präfident Frhr. Jeannot v. Riedeſel 
babe drey von dem Senior, Subfenior und Subjubfenior 
ber Freiherrl, von Riedeſeliſchen Familie ausgejtellte 
Verzichturkunden zu dem Protokolle übergeben, wodurch 
zu deſſen Gunften nunmehr ganz allgemein auf das Se⸗ 
niorat der Familie Verzicht geleiftet werde. Nachdem 
derfelbe der Kammer den Inhalt dieſer Urkunden vors 
gelefen bat, veranlaßt des Prinzen Emil von Heffen 
Hoheit die Abftimmung über diejen Gegenſtand durch 
Vorlegung der Frage: | 

1.) ob die Kammer diefe Urkunden für genügend 
halte, um den gedachten Freihern Jeannot von 
Niedefel nunmehr in der Figenfchaft eines Se— 
niord der v. Riedefelifchen Familie als verfaf- 
fungsmäßiges Mitglied der erften Kammer anzus 
erfennen, und ob 

2.) das Großberzog!. Staatsminifterium von dem 
über diefen Gegenftand zu faffenden Befchluffe der 
Kammer benachrichtigt werden folle? 


\ 
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Diefe beyden Fragen werben‘ einftimmig bejahend 
beantwortet und die Urkunden ad acta genommen. 

Das Präfidium eröffnet hierauf die Discujfion über 
den Antrag: bie Großherzoglidhe Staatsregierung um 
Vorfhhläge zur Verbefferung des Hyppotheken— 
wefens.zu erfuchen, und veranlaßt, nachdem hierüber 
feine Bemerkungen erfolgen, und man fih von mehre— 
ren Seiten mit ber gutachtlichen Meinung ded Aus— 
fchuffes vollfommen einverftanden erflärt, die Abftims 
mung über den Antrag bes Oberappellationd » Gerichtes 
raths Arend: die Staatdregieruug um. die baldige Vol— 
lendung und Einführung ber neuen ‚bürgerlichen Pros 
— zu erſuchen, durch Vorlegung der beiden 
Fragen: 

1) Bil die Kammer dem Antrag bed Oberappella⸗ 
tions⸗Gerichtsraths Arens beytreten, die Staats» 

" regierung zu erfuchen, die Vollendung und Eins 

führung ber neuen Procefordnung jo bald als 
möglich eintreten zu laffen? 
2.) Wil die Kammer bie. Regierung erfuchen: ber 
Rheinprovinz die, von dem Hrn. Baron von 
— ——— in Anregung gebrachten, Inſtitutionen bey 
Einfuͤhrung der neuen Proceßordnung zu erhalten? 
Beyde Fragen werden einſtimmig bejahend beantwortet. 
Der Herr Praͤſident uͤbergibt ſodann einen Antrag: 
die Großherzogl. Staatsregierung um Feſtſetzung der 
Abgabe zu erſuchen, welche die Bannpflichtigen wegen 
des aufgehobenen Muͤhlenzwanges an die Müller zu ent⸗ 
richten ſchuldig feyen. 
(Beylage XXXIII.) 
- Derfelbe wird an ben dritten Ausſchuß zur Begut⸗ 
achtung vermwiefen. 

Schließlich wird ber Kammer der Entwurf eine® 
Eommunicats an die zweyte Kammer: den Vorichlag 
einer- Gefeßgebung über die Verfaſſung der Gemeinden 
betreffend, zur Genehmigung vorgelegt, und, nachdem 
diefe erfolgt ift, die Sigung von dem Präfidenten für 
aufgehoben erflärt. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr, Arens. v. Wreven. 


VA— 
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Süunfundsmanzigfte Sitzung 


in dem Sißungsfaale der erften Kammer ver 


oo Landſtaͤnde. — 
Darmſtadt am 9ten October 18%. 
XX 
Unter dem Vorſitze bes Herrn zwepten 

Präfidenten. | 


Abwefend: 


Des Groß» und Erbprinzen von Heflen Hoheit, 

des Zandgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht , 

des Herrn Grafen von Pfenburg Büdingen Erlaudt, 
ber wirflihe Geh. Rath, Frhr. v. Wiejenhütten, und 
der Herr Staatsminifter,, Frhr. du Thil. 


Nach gefchehener Vorlefung und Genehmigung des 
Protokolls referirt der Herr Geh. Staatsrath v. Wres 
den die gutachrlihe Meinung des dritten Ausſchuſſeg 
über den, von ber zweyten Kammer zur Verhuͤtuns 
ber Wildſchaͤden gefaßten, Beſchluß. rs 

(Beylage XXXlIv) Ä 

Sn Gemaͤßheit der Tagesordnung würde es hieran 
zur Nbftimmung über den Befchluß der zweyten Kam⸗ 
mer, die Staatsregierung um Borfchläge zur Berbefles 
rung des Hypothefenweiens zu erfuchen, gefommen feyn, 
wenn ed nicht an den, für die Abfaſſung von Beſchluͤſ⸗ 
fen erforderlichen, zwey Drittheilen der Mitglieder der 
Kammer gefehlt hätte: es wurde daher die Ausfeßung 
diefes Gegenftandes bis zur nächiten Sigung von dem 
Praͤſidium beſchloſſen, und zur VBorlegung zweyer Erlaffe 
übergegangen, wovon der erjie die Einführung der neuen 
bürgerlichen Proceßordnung betrifft und an die zweyte 


Kammer gerichtet ift, der zweyte dagegen das Groß⸗ 


berzogliche Staatsminijterium von der Anerfennung des 
Freiherrn Jeannot von Niedefel als verfaffungsmäßiges 
Mitglied der erften Kammer benachrichtigt. Beyde Er- 
laffe erhalten die Billigung der Kammer, worauf bie 
Sitzung aufgehoben wird. 
Beglanbigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 


nn. mm wm 
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Sechsundzwanzigſte Sitzung. 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt den 13ten October 1820. 
— | 
Unter dem Borfite des Herrn zweyten 
Bräfidenten. 


Abweiend.: 
des — Louis von Heſſen Durdlaucht. 


Nach erfolgter Vorleſung und Genehmigung des 
Protokolls legt das Praͤſidium den, von der zweyten 
Kammer gefaßten, die Verhuͤtung der Wildſchaͤden bes 
treffenden, Beſchluß zur Discuffion vor. 

Es redet darüber: 

Der Herr Staatsminiſter Sreiberr du 
Thil: Man müfle, jo bemerkt er, den Antrag der 
zweyten Kammer auf fiöfalifche Forften befchränfen; 
wegen der übrigen Forften feyen die beftehenden Geſetze 
frenge genug, und es bedürfe desfalls feiner neuen 
Maapregel. Hinfichtlich der föfalifchen würden durch dein 
Vorschlag: fie, in Fleine Dijirifte abgetheilt, zu vers 
pachten, zu große Wildftinde und dadurch verurjacht 
werdende Wildschäden, binlänglich verhütet werden. 
Diefe Art der Verpachtung müſſe aber befihränft bleiben 
auf die zur Berpachtung beftimmte Jagden. Das 
Sorjtperjonale von der Packung ihrer eigenen Forſt— 
diſtrikte auszufchließen,, fey unbillig und unzweckmaͤßig, 
and der daraus hervorgehende Nachtheil werde vollkom— 
men verhütet, wenn die Staatsregierung die zu große 
Jagddiſtrikte in mehrere kleinere abtheile, und darum 
koͤnne Die Staatsregierung von den Staͤnden erſucht 
werden. 
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Der Herr Präfident: Auch er halte die Vers 
pachtungen nach Heinen Diftriften fir durchaus noth— 
wendig. Gleich nothwendig fey aber auch eine oͤffent⸗ 
tihe Verpachtung, weil dadurch der hoͤchſtmoͤglichſte 
Gewinn aus den Jagden gezogen werben koͤnne, und 
namentlich eine größere Soncurrenz herbeygefuͤhrt werde. 

Des Prinzen Emilv. Heffen Hoheit: Eine, 
Ausihließung der Foritdiener von den Pachtungen werde 
feinen Zwed haben, weil ihnen dennoch immer Die 
MöglichFeit bleibe, die von Andern gepachteten Jagden 
an ficy zu bringen. Die von der zweyten Sammer in 
Antrag gebrachte Ausrottung des Roth- und Schwarz, 
wildes werde eine Vernichtung des Jagdregals zur Folge 
haben, und diefes zu erhalten, werbe ſelbſt dann Pflicht 
der Kammer ſeyn, wenn die Staatsregierung zur. Aufs 
bebung dieſes Rechts ihre Zuftimmung ertheifen wolle, 
indem er von dem Standpunfte der erjten Kammer den 
Begriff babe, daß, wenn die Staatsregierung fich follte 
verieiten laffen fünnen, etwas in Vorfchlag zu bringen, - 
oder zu genehmigen, was die Nechte oder das Anfehen 
der Staatsregierung gefährden oder ſchmaͤlern koͤnne, 
die erfie Kammer einfchreiten, und die Staatsregierung 
gegen ſich felbft in Schutz nehmen muͤſſe. Man koͤnne 
ſich dabey begnügen, Die Ausrottung des Schwarzwildes 
auszuſprechen. Dieſe Art des Wildes ſey anerkannt 
weit ſchaͤdlicher, und man habe auch ſchon bisher in den 
fiskaliſchen Forſten uͤberall Bedacht darauf genommen, 
dieſes, jetzt hoͤchſt ſeltene, Wild zu vertilgen. 

Der Herr Praͤſident: Die Ausſchließung der 
Forſtbeamten von aller Jagdpachtung werde auch den 
Nachtheil haben, daß mancher Forſtbeamte in gebirgig— 
ten Gegenden nicht an den Ort kommen werde, wohin 
er durch die Ausuͤbung der Jagd gefuͤhrt werde, und 
auf dieſe Weiſe koͤnne die Jagd ſelbſt ein, der Aufſicht 
über den Forſt foͤrderliches, Mittel werden. 

Des Herrn Grafen v. Stolberg Erlaudt: 
Die Klagen über Wildfchäden feyen ſo groß nicht. Daß 
es nicht an Früchten fehle, beweife der niedrige Preis 
derjelben , und wenn auch in feltenen Fällen einem Ei— 
gentbümer ein Schaden zugefügt werde; fo genüge es 
doch offenbar , wenn er dafıır nach den beficheuten Ger 
fegen vollfommen entjchädigt werde. 

Der Herr wirflihe Geheime Rath Frhr. 
v. Wiefenhütten: Auch er fönne nicht für die gaͤnz, 


— 
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liche Vertilgung .ded Wildes ſeyn. Schon der Landgraf 
bilipp der en babe in feinem Teftamente 
ber den Nugen der Jagd fehr viel Vernünftiges gefagt, 
und den Grundſatz: daß der Eigenthiimer vollkommen 
für den, ihm durch das Wild zugefügten, Schaden ents 
fhädigt werden muͤſſe, ausgefprochen. Die Anwendung 
dieſes Grundfaßes geniige, fobald man dur die in 
Vorſchlag gebrachte Maaßregel zugleich verhüte, daß fein 
zu großer Wildftand entftehen koͤnne. Nad) dem Inhalte 
Diefes Teftamentsd werde es nicht einmal von dem Res 
enten abhängen, das Jagdregal ganz zu vernidhten;z 
indem ſaͤmmtliche Yandesnachfolger und felbft die fammts 
lihen Prinzen des Großherzoglichen Hauſes das Recht 
aus biefer teflamentarijchen Dispofition hergebracht 
haben, von dem jeweiligen Regenten zu erwarten, daß 
der Wildbahn in den Domanialforiten fein wejcntlicher 
a. ‚ wie.viel mehr feine völlige Vernichtung ers 
wachſe. | 
Der Dberappellationg sGerihtsrath Dr. 
Arens: Er glaube, man muͤſſe in diefer Sache uns 
terfcheiden . dasjenige, was in Anjehung der Jagden 
überhaupt, und dasjenige, was in Anfehung ber 
fisfalifhen, und der im Privateigenthbume 
befindlichen, Jagden insbefondere verfügt werben könne. 

Sn Anſehung der Sagden überhaupt könne er 
* fuͤr die gaͤnzliche Vertilgung der Hirſche und Rehe 

immen. 

Die Rehe gingen bekanntlich ſelten oder gar nicht 
aus dem Forſte, und ſeyen darum den Fruͤchten des 
Landmanns nicht gefaͤhrlich. Der Schaden, den fie ans 
richteten , könne fich daher bloß auf ben Forft felbft bes 
ſchraͤnken, und diefer werde nur dann bemerkbar feyn, 
wenn ein zu großer Rebitand unterhalten werde. Er 
wiſſe aus eigener Erfahrung, daß ein nicht übertriebes 
ner Rehſtand mit dem Flor der Forften wohl beftehen 
fönne , und er habe in Weftphalen die jchänften jungen 
Waldungen gekannt, obgleich fich eine nicht unbedeus- 
tende Anzahl von Reben darin aufgehalten hätten. Das 
Naͤmliche gelte auch von den Hirschen, die fich hier nur 
dadurch von den Neben unterfcheiden, daß fie leichter 
aus dem Walde auf die Fruchtfelder gingen. Sie ſeyen 
indefien mit den wilden Schweinen nicht in eine Glaffe 
zu Stellen, weil. das wilde Schwein anerfannt einen 
weit größern Schaden artrichte, weil es feinen, feften 
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Stand habe, und darum nicht einmal durch Hüter von 
dem Bermwilten. der Felder abgehalten werden Fönne. 
Aus diefem Grunde flimme er nur auf einen Antrag 
zur Augrottung des Schwarzwildes, gegem welches, fo 
viel er wiſſe, fchon eine Verordnung der Art vorliege. 
Gegen Hirſche und Rehe enthalte die Verordnung vom 
Jahre 1810 hinlaͤnglichen Schuß ,. weil fie nicht bloß 
vollen Schadenserfaß zufichere, jomdern auch: in dem 
$ 20.die DBefugniß der Staatsregierung ausſpreche, 
überall, wo fich ein zu großer Wildftand zeige, direkt 
zur Berminderung des Wildes einzufchreiten. 

Was fodann die. fiskaliſchen Forſten insbes 
fondere betreffe, fo ſey er feit überzeugt,. daß die. Aus—⸗ 
fübrung ber S..1 u. 2 des Antrags. der. zweyten Kam⸗ 
mer Die Fortdauer und das Entſtehen eines übermäs 
Bigen Wildftandes unmöglich mache, und baß daher 
dieſe Maaßregel in Berbindung. mit der Verordnung 
vom 6. Auguft 1810 binlänglihen Schuß gewähren 
werde ; fobald biefer Verordnung noch die Vorſchrift 
binzufomme, daß jeder Wildichade von den, hierauf zu 
verpflichtenden, Feldhütern oder Feldfhügen dem Bes 
amten angezeigt, und von diefem, bey Vermeidung eis 

ener Berantwortlichfeit oder bey einer namhaften 

trafe, ex officio unterfucht werden folle.. Dadurch 
begegne man aud zugleich dem, in der zweyten Kammer 
zur Sprade gebrachten, wahren Grunde, daß der arme - 
kaudmann wegen feiner Berhältniffe zu den Forftdienern 
jehr jelten wegen erlittenen Wildſchadens Flagend aufs 
treten werde. Der Landmann werde nämlich durch Diefe 
Borichrift auf jeden Fall, ganz ohne feine Mitwirs 
fun 9, feinen Schaden vergütet erhalten. 

In Anfehung der im Privateigenthbume be 
Andlihen Jagden halte er ein jedes Geſetz, eine jede 
Maaßregel der Regierung, welche bie Vernichtung dieſes 
Rechtes bezwecke, für widerrechtlih. Das landesherrfliche 
Dherauffihts- Recht koͤnne fih nur darauf bejchränfen , 
Mißbräuche zu verhüten,, die bey der Ausübung diejeg 
Rechts allerdings denfbar feyen, und zugleith dem 
burh das Wild Beichädigten vollen Schabenserfag zus 
zujprechen. Beydes fey in der Verordnung vom 6. Aus 
guit 1810 vorgefehen,, und es werde gleichfalls bloß 
einer ftrengen Befolgung diefer Verordnung bedürfen, 
um das Sagdrecht in den gehörigen Schranfen zu ers 
halten. Es müffe bey jedem fich ergebenden zu hoben 
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Wildſtande, den ber Jagdberechtigte halte oder auffonı- 
men laffe, die Staatsregierung unmittelbar einfchreis 
ten nnd das Wild durch Niederſchießen verringern 
Iaffen. Eben fo müfje den Ortsbeamten die Verbinds 
lichkeit — werden, jeden, durch Wild zugefuͤgten, 
Schaden in Gemaͤßheit der daruͤber beſtehenden Geſetze 
ex officio aufnehmen zu laffen: 

Das Praͤſidium erklärt hierauf die Discuffion für 
geſchloſſen und fchreitet zur Abſtimmung über den die 
Berbeffernng des Hypothekenweſens betrefs 
fenden Antrag der zweyten Kammer, durch Borlegung 
der Brag | 

\ ill Die Kammer dem Antrage der zweyten Kam⸗ 
mer beytreten,, bie Staatsregierung zu erfuchen: eine 
Reviſion der Hppothefenordnung zu veranlaffen, 
und zu feiner Zeit den Kammern vorlegen zu laſſen? 

Diefelbe wird etnftimmig bejabend beantwortet , 
und die Situng gefchloffen, nachdem noch von des 
Herrn Grafen von PMfenburg » Büdingen Erlaucht eine 
Motion anf: Zulaffung einer befchränften Subftitu> 
tion der Standesherrn zur Ausübung ihrer 
Landftändifhen Befugnifffe zu dem Protofoll 
übergeben, und diefe an den zweyten Ausfchuß verwiefen 


worden ijt. 
(DBeyläage XXXV) 
Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 


— 
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Siebenundzmwanzigfte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt, am 16ten October 1820. 
Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Präfidenten. 


Abwefend: | | y 
des Landgrafen Louis von Heffen Durchlaucht. 





Nach gejchehener Vorlefung und Genehmigung de. 
Protokolls verlieft der Herr Präfident einen Erlaß des 
Großherz. Geheimen Staatsminifteriums, wodurch die- 
fe8 Die erite Kammer von dem Befchluffe Sr. Königl: 
Hoheit des Großherzogs: das landftändifche Edift aufjer 
Birkffamfeit treten zu laffen, wenn und fobald man fich 
über die, in eine Urkunde zufammen zu fallende, Eonftitus 
tionellen Beftimmungen mit ben Ständen vereinigt ha— 
ben werde, in Kenntniß feßt. 

(Beylage XXXVL) 

Hierauf übergibt ded Groß- und Erbprinzen vor 
Heffen Hoheit einen, denfelben Gegenſtand betreffenden, 
ſchriftlichen Antrag. - . | | 

(Beylage XXXVII.) | ar 

Derfelbe wird, nebft dem fo eben erwähnten Mi- 
nifterialerlaffe, an den zweyten Ausihuß zum Gutachten 
verwiefen. 

Hiernädhft werden folgende Vorträge erftattet: 

41) der Herr Staatsminiiter Freyherr du Thil res 
ferirt die gutachtlichen Anfichten des zweyten Ausfchuffes 
über die, ın Antrag gefommene, Ablöfung der Pri- 
vatzehnten. | 

(Beilage XXXVIIT.) | 

2) Der Herr Geheime Staatsrath von Wreden 

erftattet ſchriftlichen Vortrag des dritten Ausſchuſſes 
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in verfchiedenen deutfchen Staaten, zu einer und berfels 
ben Zeit, Landtaͤge ausgefchrieben würden. Nach Der 
deutjchen Bundesakte ftehe den Häuptern der flandesherrs 
lichen Familien das Recht der Landitandfchaft in Anfes' 
bung aller derjenigen Staaten zu, in welcher die, zur 
Standesherrichaft gehörenden, Befigungen gelegen ſeyen. 
Die Bundesafte habe daher bey Ertheilung diejes Rechts 
auch fiher die Abficht gehabt, daß ſolche Einrichtungen 
gemacht würden, durch welche die Ausübung dieſes 
Rechts möglich werde, und Die einzige, bier aushelfende, 
Einrichtung koͤnne natürlih nur in dem Gubftitutiongs 
rechte liegen, wodurd die ſich ergebende Collifion allein 
entfernt werden koͤnne. Da indeffen von diefem Gollis 
fionsfalle, welcher dem Falle eines, bloß die Perfon 
des Berechtigten afficirenden zufälligen, 
Hinderniffes gar nicht gleich jtehe, jetzt noch gar 
nicht die Rede ſey; fo glaube der Ausſchuß, daß man 
ihn noch zur Zeit ganz unberührt laſſen Fönne. 

Das Präfidvium: legt hierauf der Kammer, zur Abs 
fimmung über den, die Verhütung der Wild» 
ſchaden betreffenden, Antrag -die folgenden 6 .Fras 
gen vor! | | 


1) Bill die Kammer dem Antrag der zweyten Kants 
mer: daß den landesherrlichen Forftdienern Jagd— 
pachtungen, in fo weit fie "größere, zur Hegung 
des Hochmwildes geeignete, Diftrifte umfaffen , als 
für die Unterchanen nachtheilig, und mit den Dienfts 
pflichten der pachtenden Forjtdiener unvereinbars 
lich, nicht, fondern die Verpachtungen der Jagden 
bloß für fleinere Diftrifte abgetheilt zu geſtatten, 
beytreten ? 

2) Will die Kammer dem weiteren Antrage der zwey⸗ 
ten Kammer, daß die Verpachtung der Domaniafs 
Waldungen nur durch vffentliche Verfteigerung, 
jedoch mit Ausſchluß der Gemeinden in corpore, 
geſchehen folle, ihre Zuftimmung ertheilen ? 

3) Iſt die Kammer der Meinung, daß die öffentliche 
Verpachtung der Jagden nach Keinen Diftriften 
doch nur auf diejenigen zu befchränfen fey , "welche 
fih nicht das Großberzogliche Haus zum eigenen 
Gebrauche refervirt ? 

4) Iſt die Kammer der. Meinung, daß nach dem 
Untrage der zweyten Kammer alle, aufferhalb 
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eingefriedigter Thiergärten befindlichen, wilden 
Schweine ,„ Hirfhe und Rehe zu vertilgen ſeyen? 
5) Will die Kammer den Antrag auf Vertilgung des 
Wildes bloß auf die wilden Schweine befchränfen ? 
6) Soll die Staatsregierung erfucht werden, zu 
verfügen: daß die Befichtigung und Abihägung 
eines Wildfchadens nicht bloß auf die Klage des 

Beihhäbigten, fondern auch von den. Ortsbeamten 

ex officio vorzunehmen ſey, und daß ie Feld—⸗ 

hüter und die Feldfhügen darauf zu P berpfilhten 

jegen, einen jeden, von ihnen entdeckten, Wild- 

ſchaden fogleih zur Kenntniß des Drtöbeamten 

u bringen, und daß auf die Handhabung der 

ine. diefen Gegenfland — Verord⸗ 

nungen mit aller Strenge zu halten ſey? 
von welden bie erſte, zweyte, dritte, fünfte 
und fehfte, und zwar bi fünfte bloß mit einer Mas 
jorität von 7 Stimmen bejahend , die vierte dagegen 
einftimmig verneinend beantwortet werben. 

Es wird bierauf- noch, ein, die Verbefferung des 
Hypothefenwefens betreffendes, Gommunicat an bie 
zweyte Kanımer zur Billigung, die fofort erfolgt, und 
zur Wahl eines neuen Mitgliedes zur Berftärkung des 
* Ausſchuſſes, aus dem Grunde, geſchritten, weil 
ſich in Folge der, in dem Eingange dieſes Protokolls 
gedachten, Erklaͤrung Sr. Koͤniglichen Hoheit des Groß— 
herzogs die Arbeiten des zweyten Ausſchuſſes ſehr ver⸗ 
mehren werden. | 

Nachdem diefe Wahl die. abfolute Majprität von 7 
Stimmen für des Herren Grafen v. Stolber 2 Erlaucht 
ergeben bat, wird die Sitzung von dem Praͤſidium ge⸗ 


ſchloſſen. 
Zur Beurkundung: 


Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 


mm 
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Achtundzwanzigſte Sikung 


in dem Situngsfaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt am 20ten October 1820. 
wu... 
Unter dem VBorfite des Herrn zweyten 
Präfidenten. 


Abwefend: 


Des Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht und der 
Herr wirfl. Geh. Rath Freyherr v. Wiefenhütten. 





- Gleih nad Eröffnung ber Sitzung erftattet ber 
Sroßherzogl. Regierungscommiffarius, Herr Geheime 
Staatsrath Freyherr v. Gruben, ber Kammer einen Vor⸗ 
‚trag über die, der zweyten Kammer gemachte, Erfläs 
rung: daß wenn man fi) über die Punfte einer Vers 
faffung mit den Ständen werde vereinbaren fünnen, 
aledann das landſtaͤndiſche Edift in Wirkfamkeit zu feyn 


aufhören folle. 
Beylage XL 


Der Oberappellationsgerichtsrath Dr. Arens vertieft 
hierauf das Protofol der vorigen Situng, was gench- 
migt wird. 

Das Präfidium fest fodann die Kammer in Kennts 
niß von zwey neuen Eingaben, wovon die eine ein, die 
Abänderung der Wahlordnung betreffendes, Communi— 
cat der zweyten Kammer, die andere dagegen einen 
gleichen Erlaß der zweyten Kammer binfichtlich des, die 

jeräufferung der Domänen betreffenden, Gefegesents 
wurfs enthält. 

Beyde werden an den zweyten Ausſchuß verwiefen. 
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Hiernaͤchſt referirt der Herr Staatsminifter, Freyherr 
du Thil der Kammer die gutachtliche Meinung des 
zweyten Ausfchuffes über die, das BVerfaffungsedift und 
die füch darauf beziehende, an die zweyte Kammer ges 
richtete, Erflärung der Großherzogl. Staatsregierung 
zum Gegenjtand habende, Motion Sr. Hoheit des Großs 
und Erbprinzen. ; | 

BDeylage XLI. Ä 

Derfelbe verlieft ald Folge diefes Vortrags weiter 
den, von dem zweyten Ausfchuffe in Antrag gebrachten, 
Entwurf eines Erlafjfes an das Geheime Staatsntiniftes 
rium zur Beantwortung des Schreibens, wodurd) diefe 
Staatsbehörde der erften Kammer von der, der zweyten 
Kammer gemachten, Erklärung Nachricht ertheilt hat. 

Beylage XLII. a und b. 

Der Herr Praͤſident laͤßt mit Zuſtimmung ber Kam⸗ 
mer über den Gegenſtand des Vortrags ſofort abftim- 
men, und ſtellt namentlich die Frage dahin: “ | 

ob die Kammer die Anfichten des Ausfchuffes theile, 
und. ob der, von dem Herrn Staatsminifter Freyherrn 
du Thil vorgelefene, Entwurf eines Erlafjes an das 
re a ae Geheime Staatsminifterium abgehen 
folle: Ä — u 


Diefe Frage wird, mit Ausnahme einer Stimme, 
einmüthig bejahend beantwortet. Des Prinzen Emil 
von Hefjen Hoheit finder ſich hierbey veranlaßt, Folgens 
bes zu erflären: Ä Ä 

Gewohnt feine Anfichten offen und freymüthig aus» 
zufprechen,, fühle er fich durch den, zur Berathung und 
Abſtimmung vorliegenden, Gegenftand aufgeforbert, fi) 
dahin zu auffern: | 

ALS das Edift vom 18. März erfchienen fey, was 
des verehrteften Großherzogs Willen fund gegeben habe, 
dag auch fein Bolf die Wohlthat der repräfentativen 
Verfaffung genießen follte, fey Freude und Danfbars 
feit fein erfted Gefühl geweſen. Allein nähere Kenntniß 
des Inhalts diefes Edicts habe nur zu bald die Beforg- 
niß bewirft, daß die Form, in der man gegen und das 
edle Wollen des Souveraind ausſprach, in vielen Ges 
müthern Unruhe, fogar Unzufriedenheit, erwecken möchte. 
Durch feine Geburt berufen, das monarchiſche Princip 
'zu lieben, ſey darım doch auch ihm die Anforderung 
der Zeit nicht fremd gewefen, und mit Kummer habe er 
manche Beſtimmungen über die wichtigften Rechte, Die 
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bie fortfchreitende Bildung dem Menſchen thener mache, 
yermißt. — Es fey feinen Begriffen entgangen, wars 
um dad, was den Baiern, den Babnern und anderen 
Nachbarſtaͤmmen zu Theil geworden, nicht auch dem 
Heffen werden follte. , Stehe doch in Bildung, und vor— 
zuͤglich Treue und Liebe zu feinem Fürften, der Heffe kei— 
nem nad. Die billigen, humanen, geiftreichen Anfichten, 
‘ die unfer geliebter Großherzog jederzeit hierüber ausges 
fprochen , feyen ihm ein ficherer Bürge gewejen, daß er 
von denen mißverjianden worden, welchen er die Faſ— 
jung ſeines Willens übertragen habe. Mit Freymuͤthig— 
feit babe er fich alfo darüber Auffern dürfen, und er 
babe es aud) damals wirklich gethan. — Allein das 
Grundgejeß fey gegeben gewefen; er habe begriffen, daß 
die Wirrde des Staats nicht zulaffe, zu Andern, was 
eben geihaffen worden, und als bey dem Zufammentre- 
ten der Stände fo beruhigende Erläuterungen gegeben 
worden jeyen, da babe er und alle Freunde des Guten 
erſehen, wie auf diefem. vorgezeichneten Wege alles, zu 
Aller Beiten, gedeihen könne. Die Stände hätten Die, 
jem Weg gefolgt, und die wichtigen Gegenftände, mit 
welchen jte fich befchäftigt, und weldye alle Erreihung 
der conftitntionellen , nicht näher bezeichneten, Beflim; 
mungen zum Zwed gehabt hätten, hätten feinem Hoffen 
Gewißheit gegeben. Groß hätte daher Aller Erftaunen 
ſeyn müffen, als die Staatsregierung der zweyten Kamz 
mer einen Borfchlag uͤberbracht habe, der die Zurüds 
nahme des Edikts bezwedte, in defien Folge und Sinne 
die Stände hier vereinigt feyen und dad von ihnen be; 
jhmworen worden ſey. Seyeun auch noch bedeutende 
Punfte, über welche verfchiedene Anfichten berrichten, 
wie der Steuerpunft, Gefeßgebung und fogar über den 
Namen Edift, u. f. w., fo würden aufrichtige,. deuts 
lihe Erflärungen, über den reinen Sinn und Willen 
von Seiten der Staatsregierung, gewiß hinreichend ges 
weſen feyn, allen Anfiand verfchwinden zu machen, ohne 
die Form zu beleidigen. 

Niemals aber wäre es Semand in den Sinn ges 
fonmen,. auch nur conditionaliter die Zuruͤcknahme dies 
ſes Gruudgeſetzes zu verlangen, das einzige Palladium 
per jtändifchen Rechte. — | 

Wie hätie man erwarten können, die Staatsregie— 
rung werde durch Zuruͤcknahme des bedeutendften aller 
Gejeße ber Bermuthung Raum geben wollen, als babe 
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fie die Faffung vorher nicht überlegt. Der erften Kam⸗ 
mer bed Großberzogthums ſey von :diefem wichtigen 
Schritte, welcher die nothwendige Achtung für das, 
was vom Throne ausgehe und die Mechte der Kammer: 
zugleich zu bedrohen fcheine, vermittelft einer Abjchrift 
Kenntniß gegeben, und nur 8 Zage, nachdem der Er- 
laß der zweyten Kammer gegeben, erinnere man fi, 
dag eine erfte Kammer bejtehe. 


Wer werde e8 ihr verargen, wenn fie in diefem 
Falle, mit Recht beforgt über die Folgen einer fo plößs 
lichen unmotivirten Sinnesänderung , ihren Pflichten 
getreu, die zwar fehwierige, aber ehrenvolle, Stellung 
des Minifteriums einnähme, und mit den Nechten der 
Kammer zugleid die Rechte des Thrones zu vertheidis 
gen ſuchte! — Nichts würde ihn abhalten, die Kams 
mer hierzu dringend aufzufordern, wenn nicht bie 
Ueberzeugung feft in ihm begründet wäre, daß ber reine 
treue Sinn, der die zweyte Kammer befeele, bie Ges 
fahren nicht ermwachfen laſſen werde, die durch die ans 
gefündigte neue, noch zu fchaffende,, Verfaffungsurfunde 
ben Rechten der Regierung und den dur das Edikt 
verfafjungsmäßigen Rechten der Kammer drohen fünn- 
ten. Wäre es denkbar, daß Befchlüfte gefaßt werden . 
föonnten, bie der wahren gefeßlichen Freyheit und dem 
monarchiſchen Princip, die vereint allein fih Stüße ges 
währen , zuwider wären, dann würde die Kammer 
handeln müffen, dann würde er als Unterthban und als 
Prinz des Haufes handeln, und diefe Pflichterfülung 
fo mit feiner PDerfönlichfeit zu verbinden wiffen, als er 
in den ſchwierigſten Momenten feiner militärifchen Lauf— 
bahn feine Pflicht zu erfüllen gefucht habe. 

.. Sn ber feften Ueberzeugung, baß ein fo unglüd- 
liher Fal nicht eintreten werde, daß die Neinheit der 
Gefinnungen der zweyten Kammer ihn nicht denfbar 
made, fiimme er dir die Anträge des Ausfchuffes, in- 
bem er, in Borausfesung des Obigen, Beſchleunigung 
des Geihäftsganges als fehr nothwendig erfenne, wuͤn⸗ 
ſche aber, daß die Verwahrung der Rechte der Kammer 
ſo kraͤftig, wie moͤglich, geſchehe. | 

Das Präfidium Iegt ſodann die in Antrag gefoms 
mene Ablöfung der Zehnten durch Grundren- 
ten zur Discuffion vor. 

Es bemerkt daruͤber⸗ 
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Der Herr Baron von Mappes: Es ſcheine 
ihm in der Natur der Sache zu liegen, und darum ge— 
recht, daß der Zehntberecdhtigte die Abkaufszahlung an— 
nehmen müffe, dem Zebutpflichtigen aber —** im 
Abkaufe zu laſſen ſey, weil dem weniger Vermoͤgenden 
en ohne den größten Nachtbheil, oft unmög- 
lich ſey. | 

Hinfichtlich der Benennung der, ald Grundrente zu 
leiftenden,, Fruchtgattung fchlage er die Worte: von 
mittlerer Gattung, wie fie in der Gemars- 
fung wühfen, von Staub gereinigt, vor. 
Diefe Bezeichnung fcheine ihm darum billig, weil Die 
Mehrſten gemifchte Felder befäßen, und es daher bart 
werden dürfte, jemanden, der nur Felder in geringer 
Lage babe, zur Ablieferung von Früchten der beften Art 
verpflichten zu wollen. Es jcheine ihm ferner gerecht, 
ben Abfauf der Privatzehnten nach dem nämlichen Preije. 
und Mitteln zuzulaffen, nach welchen die fisfalifchen 
he abgefauft werden könnten, und das zwar aus 
plgenden Gründen: 

Der Zehnte der Privaten fey urfprünglich vom 
Staate ausgegangen, und der Ertrag bejjelben anfaͤng— 
lich unbedeutend gewefen. Bedeutend fey er erft durch 
die VBervollfommnung des Aderbaues geworden. Diefen 

rößeren Ertrag verdanfe man dem Fleiße der Lands 
eute und dadurch werde das, was man etwa Verlufi 
nennen wolle, völlig compenfirt. 

Es fcheine ihm für reiche Privaten eine erwünfchte 
Gelegenheit zu feyn, das Kleine Opfer, wenn ed ein 
folches jeyn follte, zu bringen, was allgemein Ber 
trauen und Liebe zur Folge haben werde: Ohne diefe 
Sleichftelung würden ohnehin viele Abkaͤufe nicht ges 
macht werden und daher die, dem Staatszwecke und 
der Sefammtheit zum Bortheil gereichende, größere Pro— 
ducirung mehr erjchwert werden. Am einfachften und 
zweckmaͤßigſten fcheine e8 ihm, daß der Staat, in Zielen 
zahlbar, alle Privatzehnten an ſich Faufe, nur dadurch 
werde das Hinderniß des Abfaufd bey unvermögenden 
Zehntpflichtigen gehoben, nur dadurd würden bald alle 
Felder zehntfrey und produftiver werden. | 

Der Oberappellations-Gerichtsrath Dr. 
Arens: Er Finne für das Anfaufen von Seiten des 
Staats nicht flimmen. Dazu würden ungeheure Sums 

men erforderlidh ſeyn, und er erlaube fi) daher bie 
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Frage an ben Herrn Baron von Mappes:, ob die Rheins 
provinz, die einen Theil des Staates bilde, die auf fie 
tallende,, gewiß fehr bedeutende, Nate zu bezahlen Wils 
lens ſey? Es ſey ungerecht, dem Freyen mitbezahlen zu 
lafien, damit der Pflichtige von feinen Laſten frey werde. 

Der Herr Geheime Staatsrath von Wre— 
‚den: Man dürfe zur Ablöfung der Zehnten von Geis» 
ten dis. Staates feinen Zwang erlauben, fondern bie 
Ablöfung bloß geftatten und fie der Entfchließung der 
dabey intereffirten anheimgeben. 

Des Herrn Grafen v. Dfenburg Erlaudt 
erklärt fi) hiermit einverftanden mit der Bemerfung, 
daß er felbft fehr viele Leute, namentlih in der Wet⸗ 
terau, fenne, welche die Zehntpflicht zu behalten und 
feine Verwandlung oder Ablöfung derfelben mwünfchten. 
= Landmann habe wohl Naturalien, aber nicht immer 

Der Herr Baron von Mappes: Der Staat 
befomme an Steuern wieder, was er an Naturalien 
verliere, und er werde für fein Anfaufsfapital durch 
die größeren Abgaben, weldye auf die zehntbaren Grund 
ſtuͤcke zu legen ſeyen, vollfommen gedeckt, und babe das 
ber weiter feine Laft, als einftweilen die Vorlage der 
Ankaufsſumme zu machen. | 

Ded Herrn Grafen v. Stolberg Erlaudt: 
Die Maaßregel, nach welcher der Staat die Private 
zehnten abfaufen fole, ſey ungerecht; fie ſey der lex 
agraria ahnlich, die in Rom unrubige Auftritte verans 
laßt babe. Die Staatskaſſe fülle fi) größtentheild aus 
den Steuern der Unterthanen und e8 werde daher den 
Zehntfreyen ein Theil ihres Berniögens genommen werz 
den, um ihre zehntpflichtigen Mitbürger von einer. Laſt 
zu befreyen ; diefes fey ein Eingriff in erworbene Nechte 
und in das Eigenthum der Menfchen. 

Der Herr Staatsminifter Freyherr du 
Thil: Die gleihbaldige Aufhebung der Zehnten fey 
fein Bedürfniß.und fchon darum zu der, von dem Hrn. 
Baron Mappes in Antrag gebradhten, Maaßregel nicht 
zu rathen. Die Verminderung der Zehnten werde fich 
vor und nach von felbft machen und man werde vielen 
Zehntpflichtigen nicht einmal einen Dienft leiften,, wenn 
man ihnen die Abldfung ſchon jetzt aufzwingen wollte. 

Der Herr Präfident: Er fey durchaus gegen 
ber Abfauf für Geld, weil der Werth des Geldes fich 


immer mehr verringere, und es ſeyen, wie die Erfab- 
rung vielfach beftätige, viele Berechtigte dadurh um: 
den größten Theil des Werths ihrer Rechte gefommen, 
daß fie in früherer Zeit ihre Naturalrenten vertrags— 
weife in Geldrenten verwandelt hätten. Auch müffe, fo 
viel das Recht, die Ablöfung zu verlangen, betreffe, der 
Zehntberechtigte gleiche Befugniß mit dem Zehntpflichti- 
gen haben. Beyder Rechte feyen völlig gleih. Das 
Wort: Marftrein müfje bleiben, weil ed das einzige 
Mittel fey, den Berechtigten gegen betrügerifche Ablie— 
ferungen und namentlic) dagegen zu fihern, daß er 
nicht bloße Spreu erhalte. Der Herr Baron v. Mappes 
fiheine von ganz irrigen Borausfegungen auszugeben : 
er ſcheine zu glauben, daß die Grundrente in einer 
pars quota derjenigen Früchte beftehe, die der Acer 
trage. Das fey nicht der Fall. Der Pflichtige müſſe 
die Grundrente ohne Nüdficht darauf, mas er auf den 
pflichtigen Aeckern ziehe, entrichten, und es hänge ganz 
von feinem Gutbünfen ab, ob er die Fruchtart, die er 
als Grundrente an den Berechtigten zu entrichten habe, 
oder ganz andere Fruchtarten ausſaͤen wolle. 

Da weiter feine Bemerfungen über dieſen Gegen 
ftand —— ſo ſchließt das Praͤſidium die Discuſ— 
ſion und legt den, ſich auf den aufgehobenen 
Mühlenbann beziehenden, Antrag zur Discuſſion vor, 

Es Auffert fich hierüber: 

Der Herr Geheime Staatsrath von Vre 
den: Die Suchmüller machten hier die größten Schwie— 
rigfeiten , indem fie es beynahe unmöglich machten, den 
DBeytrag auszumitteln, der von ihnen zu der, den bes 
rechtigten Mullern zu leiftenden, Entfchädigung zu prä- 
ſtiren ſey. Gewoͤhnlich beriefen fie fi darauf, daß fie 
fchon bisher fo viel zu mahlen gehabt hätten, als fie 
zu mahlen im Stande ſeyen, daß fie alfo von der Auf- 
bebung des Bannrechts feinen Vortheil hätten, mithin 
auch zu feiner Beptragspflicht gezogen werden koͤnnten. 
Es ſey felten moͤglich, diefes Argument zu entfräften. 

Der Herr Staatsminifter Freyherr du 
Thil: Er glaube , daß das Staatsminifterium, in die— 
fer vermwicelten Sache, bloß um Befchleunigung der Ge- 
jeegebung , zugleich aber au darum zu erfuchen fey, 
daß die Bannmüller, die ohne — widerrecht⸗ 
lich den Beſitz ihres Rechts verloren haͤtten, in ihren 
verlornen Beſitz wieder eingeſetzt werden moͤchten. 


Protokoll XAX7 III 90m 20. Octob. 1820. 109 


Der Herr Praͤſident: Gegen bie Wiederher- 
ftelung des verlorenen Beſitzes muͤſſe er proteftiren. 
Ihm jcheine e8 am fachgemäßeften, über den Beytrag 
zu der, den Bannberechtigten zu leiftenden, Entſchaͤdi— 
gung , fo bald ald möglich, ein provisorium feftzufegent. 

Nachdem der Herr Geheime Staatsrat von Wres 
den fid) mit diefer Anficht einverftanden erflärt bat, 
wird die Discuffion gefchloffen und zur Berathung über 
den Antrag: daß den Standesherru das Recht, 
ihre näcjten fähigen Agnaten zu ſubſti— 
tuiren, ertheilt werden möge, übergegangen : 

Es erklärt dariiber 

des Herrn Örafen von Yſenburg Erlaudt: 
Das Recht der Gtellvertreiung fey den Staudesherrn 
in mehreren andern beutfchen Staaten gegeben worden, 
und es fey billig, ihnen daſſelbe auch in dem Groß- 
berzogthbum Hejjen zu geflatten, und das zwar um fo 
mehr, ald das ftandesherrliche Edift Art. 16 das Recht 
der Landftandfchaft an die Standesherrfchaft knuͤpfe, 
und namentlid erkläre, daß ed auf den Befigungen 
ruhe. So wie nun ein jeder Wahldiftrift das Necht 
babe, auf dem Landtage vertreten zu werden, und 
an die Stelle des wirkungslos Gemählten fo lange 
einen neuen Deputirten wählen fünne, bis er wirklich 
auf dem Landtage vertreten werde, gerade fo müffe 
man auch confequenterweife dem verhinderten Standes— 
berrn das Necht einräumen, fi) und fein Gebiet durch 
einen andern vertreten zu laffen. Ganz daſſelbe muͤſſe 
auch, aus denfelben Gründen, der Familte von Riedeſel 
eingeräumt werden. . 

Der Herr Staatsminifter Freyberr du 
Thil: Man fönne von den ftandesherrlichen Verhaͤlt— 
niffen nie ohne einen Rüdblid auf die frühere Lage 
der Dinge reden; weil ihr dermaliger NRechtszuftand 
nur aus dem früheren hervorgegangen und nicht neu 
geihaffen fey, alfo auch nicht ifolirt, fondern nur in 

erbindung mit jenem betrachtet werden Eönne. Daher 
glaube er 3. B. nicht, daß die Staatsregierung bloß 
eine mildere Interpretation der Bundesafte habe eintres 
ten laſſen, indem’ fie das Haupt jeder ftandesherrlichen, 
wirflich poffeffionirten, Linie zur Landftandfchaft beru- 
fen, vielmehr habe fie hierbey nur gethban, was jenen 
‚von Rechtswegen zufomme; denn diefe einzelnen Tinten. 
hätten Sig und Stimme auf dem Reichstage gehabt und 


. 
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ber Sinn der Bundesakte fey, ihnen in der Landfland- 
fhaft ein Surrogat dieſes Vorrechts zu geben; auch fey 
jenes Grundgefeß, foviel ihm befannt, nirgends anders 
ausgelegt worden. 

Er könne ferner nicht glauben, daß das, was von 
der Subftitution eined Deputirten des Adels oder Kandes 
gelte, auf die Standesherrn angewendet werden fünne 

er Deputirte verdanfe fein Landitandfchaftsreht nur 
der Wahl und dem Willen vieler anderer Perſonen, 
denen er nicht nach Gutfinden einen andern Repraͤſen— 
tanten aufdringen koͤnne, und felbjt, wenn jene fo viel 
Zutrauen in ihn fegten, es ihm zu erlauben; fo würde 
doch die Staatsregierung ſich nie gefallen laſſen koͤnnen, 
daß eine, nicht auf gefegmäßige Weife gewählte, Perfon 
bloß nach dem Gutbefinden einer andern ein fo wich- 
tiges Recht ausübe. Der Standesherr dagegen fey 
Landftand jure proprio; er ſchwoͤre zwar gleich allen 
anderen, nur das Wohl de8 ganzen Staates bey Uebung 
feines Nehts vor Augen zu haben, aber er vertrete 
niemanden, und wenn er fubjtituire, fo übertrage er 
nur fein eigenes Recht. Indeſſen wolle er, in Betracht 
der Gründe, welche der Referent angeführt habe, zus 
geben, das man denjenigen Standesherrn, welche ıhr 
Landftandfchafts = Recht yerfönlich auszuüben befähigt 
feyen, fein willführliches Subftitutionsrecht einräumen 
müffe, nur für Diejenigen, welche durch unüberwindliche, 
gar nicht von ihrem Willen abhängende, Hinderniffe 
abgehalten ſeyen, von einem Nechte Gebrauch zu machen, 
das die Bundesakte als ein Vorrecht ihres Haufes be— 
trachte, müfle er eine Ausnahme für gerecht halten; 
dahin zähle er 1) den Fall der Subftitution, den der 
Herr Referent felbft angeführt habe; 2) den Fall der 
Minderjährigfeit oder Suratel. In beyden Fallen koͤnne 
der Bormund oder Gurator nicht als Gubftitut des 
Standesherrn betrachtet werden , fondern als die Perfon, 
welche alle, dem Standesherrn zuftehende, Rechte aus 
übe. Auch hierfür rede ein biftorifcher Grund; indem 
auf deutfchen Fürftentagen, fo lange fie bejtanden, die 
VBormünder der minderjährigen Fürften erfchienen, und 
auf dem nachherigen Neichstage die Stimme eined Haus 
ſes nie, wegen der Minderjährigfeit feines Hauptes, ges 
ruhet babe. Ein fchreiender Fall diefer Art finde in 
dem Großherzogthum Statt. 
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Ucber einen, durch unbeilbare Krankheit von der 
Leitung feiner Gefchäfte entfernten, Standesherrn führe 
fein nächfter Agnat und Nachfolger die Euratel, und 
werde, unerachtet er ald der wahre Innhaber der Stans 
desherrfchaft eben fo gut zu betrachten ſey, ald man 
den Prinzen Negenten von England unter die Monar: 
chen gezählt habe, durch den Wortlaut des Edikts ab- 
gehalten, von einem Nechte Gebraudy zu machen, wel: 
ches die Bundesafte feinem Haupte verliehen babe. 

Schließlich müffe er die Meinung Auffern,, baß bie 
Staatsregierung nicht Urfache habe, den Standesherrn 
den Eintritt in die Ständeverjanmlung zu erjchweren. 

Der DOberappellationg- Gerihtsrath 
Dr. Arens: Er gebe zu, daß fi) aus den, eben ent— 
wicelten, Gründen einige Berjchiedenheit zwifchen dem 
Rechte der Standesherrn und der gewählten Mitglieder 
der Kammer, binficytlih der Ausübung des Rechts der 
Fandftandfchaft, herausftele, und er habe, Recht und, 
Bılligkeit ftets ind Auge faffend, nichts dagegen, wenn 
für Die Standesherrn auf ein VBertretungsrecht in der 
befhränften Art und Weife, wie diefes ın dem Votum 
ded Herrn Staatsminifterd Freyherrn du Thil bezeichnet 
ſey, angetragen werde; nur glaube er, daß dieje Grenze 
auf Feine Weife überjchritten,, und namentlich nicht auch 
dahin ausgedehnt werden dürfe, daß der, wegen vors 
übergehender Krankheit, häuslicher Verhinderungen ꝛc. 
abgehaltene, Standesherr fich gleichfalls von dem näch- 
fen Agnaten vertreten laffen koͤnne; denn es fey nicht 
zu überjehen, wie leicht dergleichen Entſchuldigungs— 
gründe aufgefunden, und nöthigenfall8 auch mit Zeug— 
niffen befcheinigt werden könnten, und wie doch immer 
wwifchen dem wirklichen Haupte der Standesherrichaft 
und dem nächiten Agnaten, in Anfehung der individuelen 
Anfichten und Intereſſen, ein fehr großer Unterfchieb be— 
fiche, indem der nächte Agnat möglichermeife nicht 
das Recht der naͤchſten Nachfolge in die Standesherr— 
fhaft haben, und darım, durch das Gefeß und ven 
Eid auf feine Ueberzeugung verwiefen, von einem 
Intereſſe geleitet werden fünnen, was dem Staate und 
dem ftandesherrlichen Gebiete gleich fremd fey. 

Auch fcheine ihm zwifchen dem Rechte der Standes— 
berrn und der gewählten Adelichen eine große Aehnlich— 
keit einzutreten, weil auch fie feine Diſtrikte, fondern 
ſich ſelbſt, verträten, und weil Fälle denkbar feyen, in 
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welchen e8 an ber verfaffungsmäßigen Anzahl wählbarer 
Adlichen fehlen koͤnne. Es fey übrigens vielleiht am 
fachgemäßeften, über die Motion noch zur Zeit gar 
nicht abzuftimmen, fondern fie bey denjenigen Defiderien 
zur Sprache zıt bringen, die für den Zweck der zu ent— 
werfenden Verfaffungsurfunde zufammenzuftellen, und 
vorläufig in den Ausſchuͤſſen zu berathen, feyen. 

- Das Präfidium erklärt hiermit die Discuffion über 
diefen Gegenſtand für gejchloffen und hebt die Sitzung 
auf, nachdem der Entwurf eines Communicatd an die 
zweyte Kammer der Stände, die Verhütung der Wild- 
Ihäden betreffend, vorgelefen, und von ber Kammer 
einftimmig gebilligt worden ift. 


Beglaubigt: — 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Schreiben des Großherzoglichen Geheimen Staats; 
minifteriums , die Eonftituirung der erften 
Kammer der Landflände betr. Ä 


“ — 





Lubewig um. 


Unferen Gruß zuvor. | 

Liebe und Getreue, Mitglieder ber erften Kammer 
ber Stände des Großherzogthbums! | 

Nahdem Wir durch Unſeren, befonderd dazu. er- 
mächtigten, Commiffär, Geheimen Staatörath Freiherrn 
von Gruben, der erften Kammer ber Stände des 
Großherzogthums noch während ihrer am 21. d. M. 
gehaltenen erften Sitzung, unter VBorzeigung Unferer 
auf den Bortrag genannten Commiſſaͤrs fchriftlich er- 
teilten, von ihm in Perfon eingeholten. hoͤchſten 
Entſchließung, vorläufig eröffnen laffen, dag Wir aus 
den, von berjelben zu Unferer Auswahl vorgefchhlagenen 
drey Kandidaten, ben Freiberrn Seannot Riedefel zu Eis 
ſenbach zu ihrem zweyten Präfidenten zu ernennen ge: 
rubt haben; fo finden Wir für nöthig, der Kammer 
ſowohl eine beglaubigte Abfchrift des, wegen. diefer Er: 
nennung -von Uns vollzogenen förmlichen, Defrets, 
als aud die Driginale ber, über ihre Conftituirung 
aufgenommenen Protokolle und deren copeylichen Anlagen, 
beyfommend zugehen zu laſſen. 

Womit Wir Unferen Lieben und Getreuen, den 
Mitgliedern der erften Kammer der Stände des Groß. 
berzogthums, mit Landesfürftlichen Hulden und Gnabden 
gewogen verbleiben. 


Darmftadt am 26ten uni 1820. _ 
Auf befonderen allerhöchften Befehl. 
Großherzog. Heflifhes Geheimes Staatöminifterium. 
von Grolman. Saup..- Frhr von Lehman. 

ae 8. von Zangen 
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€ Anlage a der Beylage I. 


Protofolt 


über die Conſtituirung der erſten Kämmer 
ber Stände ded Groß berzogthums 
Heſſen. 
Darmſtadt am.2iten Juni 1820. 
Ge genwärtig: Ä 
Der Sanbesherrlidhe Sommiär ‚ Herr Geheime Staats⸗ 
rath Frhr. von Gruben, 
Die erſchienenen Mitglieder der Kammer : 
Seine Hoheit der Groß- und Erbpring, 
Seine Hobeit der Prinz Emil von Heſſen, 
Seine Hochfuͤrſtliche Durchlaucht der Herr Landgraf 
Chriſtian von Heſſen 
Seine Hochfürſtliche — — Herr Landgraf 
Ludwig Georg Carl von H 
Der Herr Graf Ernſt Caſi * * nHſenburg⸗Budingen 
Der Herr Geheime Staatsrath Dr. von Wreden, alı 
., ‚Stellvertreter des Fatholifchen Landesbijchofg , 
Der — Praͤlat und geiſtliche Gebeimeratb Dr. 
midt, 
Der Herr Oberappellationsgerichtsrath Dr. Arend, als 
Etellvertreter des Kanzlerd der Fandesuniverft tät, 
Der wirfliche Geheimerath Herr Freiherr von Wiefens 


Der Stontdminifier Herr — du Thil, 

Der Herr Baron Heinrich Map | 

Der Si Freiherr Jeannot u Al deſel zu Eiſenbach, 
odann 


Der .. kegationsrath Heinemaun, als Protolkoll⸗ 


‚Su Folge erhaltener Sinladung — ſich 
heute, am 2iten Juni 1820, um 12 Uhr Mittags, 
im Sigungefäale der erſten Kammer der Stände des 
Großherzogthbums die oben genanftten, gegenwärtig 
hier anmwejenden, Mitglieder derfelben, um unter dem 
Borfige des, durch die, mittelit Des —— 
verkuͤndete, allerhoͤchſte Entſchließung vom 29. v 
zum Ländesberrlichen Commiſſaͤr für die Rollziehung 
des Artikels 2 der landſtaͤndiſchen Geſchuͤftsordnung, 
gnaͤd 6 beſtellten Herrn Geheimen Staatsrath Freiherrn 
von Gruben zuerſt die, Seiner Koͤniglichen Hoheit dem 
Großherzoge aur gnaͤdigſten Auswahl des zwepten 


« 
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Präfidenten vorzufchlagenden drey Mitglicher, und ſodaun 
die zwey Gefretärd zu erwählen. > u. 20, wann 
Nachdem dig erſchienenen Mitglieder, nach der Ord⸗ 
nung des Art. 2 der Iandftändifchen Ver aſſungsurkunde 
ge Sitze eingenommen, fo hielt der Landesherrliche 
ommifjär an die Berfanmlung eine kurze Rede, worinn 
er berfelben,, unter Mittheilung ber dieſem Protokoll⸗ 
angefchloffenen  beglaubigten Abfchrift des —e— 
Detrets vom 17. d. M., die Nachricht gab, daß Se; 
Königliche Hoheit den Herrn Grafen Feiebrie).. voR 
Solms Laubach zum erften Präfidenten ber erſten Katie 
mer, für die Dauer des bevorftehenden Landtags zu 
ernennen geruht haͤtten. Zugleich bezog: er ſich Wegen 
folgender ee a 
4. bed Herrn Geheimen Staatsraths Dr. v. Wre⸗ 
ben, welcher beauftragt worden, ' im: Ermangelung' bed 
katholifchen Bandesbifchofs: deſſen "Stelke. in der . erften 
Kammer zu. beffeiben ,. — — RL, 
.2. bes, unter Verleihung der. Wuͤrde eines Präfa- 
ten zum’ lebenisldirglichen Mitgkiede der Kammer ers 
nannten proteftantiihen geiftlichen Geheimenraths Herrn 
Dr. Schmidt, und "7 ui) nor} 
3. ber zu Mitgliedern auf: Lebenszeit ernannten 


em. TER ern men 4a 
Wirklichen Geheimenraths Frhr. von Wiefenhütten, 
Staatsminiſters Frhr. du Thil, an 
Daronsd Heinrih Mappe nd —— "N 

„ Breiherrn Seannot von Riedeſel zu Eiſenbach 
auf die in vidimirter Abfchrift hier weiter beygelegten 
Großherzoglichen Defrete vom Iten vorigen und Abten 
dieſes Monats, ſo wie af die, wegen dieſer Noming« 
tionen, ausſchließlich der letzten, in dem, Negierungds 
blatte bereits abgedruckten, Bekanntmachungen. _ 

Er: [ud fodann die Verfammlung ein, bie Wahl 
ber., Seiner. Königlichen. Hoheit dem Großherzoge zur 
Auswahl des zweyten Präfidenten vorzufchlagenden 
brey Mitglieder vorzunehmen, wobei man, anf feinen 
Antrag, folgendes Verfahren beobachtete. — 

Jedes —— welchem gleich anfangs ein ge⸗ 
drucktes Namensverzeichniß ſaͤmmtlicher uͤbrigen erſchie⸗ 
nenen Mitglieder zugeſtellt worden war, begab ſich an 
einen von der der Kammer abgeſondert ftehenden 
Tisch, oder hlieb auf feinem Plage, um jeden einzelneg 
Ranıen der drey von ihm zu. Wählenden aus felbigen 


* 
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Verzeichniffe auszuſchneiden. Diefe gedruckten Wahlzettel 
wurden hiernaͤchſt, zufammengerollt, nad) und nad von 
allen Mitgliedern in die auf die Tafel geftellte Urne 
. . Nachdem biefed gefchehen war, erfuchte der landes⸗ 
herrliche Commiflär, daß zwey oder mehrere der ans 
wejenden Mitglieder, welden e8 gefällig feyn würde, 
jedenfalls aber die beyden jüngften, ihm bei Eröffnung 
er Wahlzettel zur Seite feyn möchten, um fi von 
der Ordnung und dem Nefultate des Scrutiniums felbft 
zu überzeugen. — ; 
. Die Urne wurbe hierauf von ihm geleert, bie Zahl 
ber Zettel mit der Zahl der anmwejenden Mitglieder vers 
fihen, und, als ſich hierin Feine Unrichtigfeit ges 

snden,. fo wurden die Zettel entwidelt und Diejenigen 
von einerley Namen.dicht hintereinander gelegt. 

Es ergab ſich, daß durch relative Stimmenmehrheit 
der Herr Staatsminifter Freiherr du Thil mit 10 
Stimmen, | 
der wirkliche Geheimerath Herr Freiherr von Wies 

fenhütten mit 8 Stimmen und | | 
ber Herr Freiherr Jeannot von Niedefel zu Eifen- 
ah mit 6 Stimmen, : _ 
zu den, Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge 
zur Auswahl des zweyten Präfidenten vorzuſchlagenden, 
drey Mitgliedern beftimmt worden waren. 


Der Commiſſaͤr erflärte, daß er don diefem Reful- 
tate, zur Befchleunigung des Gefhhäfts, fofort Seiner 
Königlichen Hoheit dem Großherzoge, unter Vorlegung 
egenwärtigen Protokolls, unterthänigfte Anzeige machen, 
ch die allerhoͤchſte Entfchließung, hinſichtlich des aus 
ben drey vorgefchlagenen Sandidaten zu ernennenden zwey⸗ 
ten Präfidenten, perfönlich erbitten und ſolche hierauf 
unmittelbar der Kammer eröffnen werde, weshalb er 
die Verfammlung erfuchte, zu diefem Zwecke bis zu 
feiner Nüdfehr vereiniget bleiben zu mollen, damit, 
nach der allerhächften Orts erfolgten Ernennung des 
zweyten Präfidenten, dem ihm, dem Gommiffär, er- 
theilten Auftrag gemäß, im feinem Beyfeyn und unter 
feiner Leitung fogleich auch zur Wahl der beyden Se- 
kretaͤrs gefchritten werden koͤnne. 
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Borgelefen-, genehmigt und unterfchrieben: ! 
Ludwig, Groß⸗ und Erbprinz von Heilen, 
Emil, Prinz von Heffen, Shrikian, ®. zu Helfen, 
Ludwig Georg Carl, Landgraf zu Heflen, 

Ernft Caſimir Graf zu Yſenburg, | 
Gh. Störth von Vreden, Dr. 5. E. C. Shmibt, 
Dr. Arens, Freiherr von Wiefenhätten, 
du Thil, Baron Mappes, Riedeſel. 
Zur Bealnbigung —— 
Frhr. von Gruben 
als landesherrliher Commiſſaͤr. 


Heinemann 
als Protokollführer. 


— 
I Anlage b zur Beylage 1. 


Fortſetzung bed Protokolls 
über die Eonftituirung der erſten Kammer 
der Stände bes Großherzogthbums 
Heffen a 
Darmftadt am 2iten Juni 1820. 
‚ Gegenwärtig: | — — 
Der landesherrliche Commiſſaͤr, Herr Geheime Staats⸗ 
rath Freiherr von Gruben 


und | 

alle heute Mittags erfchienenen Mitglieder der Kammer, 
dann : er, 

der Protofolführer,, Geheime Legationsrath Heinemann. 


Heute am 21. Suni 1820 Nachmittags um 15 Uhr, 
trat der Iandesherrlihe Commiſſaͤr, Herr Geheime 
Staatsrath Freiherr von Gruben, in Deal une bes 
ihm zugeordneten Protofolführerd aus dem Großherz. 
Schloͤſſe kommend, in den Sitzungsſaal der erſten 
Kammer wieder ein, und eröffnete den, bafelbft bie 
zu feiner Ruͤckkehr verfammelt gebliebenen , Mitgliedern, 
daß Seine Königliche Hoheit der Großherzog, Aller 
Höchft welchem er fo eben über das Refultat ber vorher⸗ 
gegangenen Wahlhandlung unterthaͤnigſte Anzeige ers 
ftattet, durch die hierauf böchfteigenhändig ertheilte 
Entfhließung, welde er ber Kammer zur Einſicht 
mit dem Bemerken vorlegte, daß dieſerhalb, unter 
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Anfügung einer beglanbigten Abfchrift bed Protokolls 
Me nor eih Fi rinlicher Erlaß bes Geheimen 
taatsminiſteriums an die Kammer ergeben werde, 
aus den von derfelben vorgeichlagenen drey Kandidaten 
- den Herrn Freiherrn Jeannot von Riedefel' 
zum zweyten Präfidenten gnaͤdigſt zu waͤhlen und zu 
ernennen geruhet haäͤtten. — ER 
Der Gommtffar lud nad diefem die Kammer ein, 
nunmehr den erften und zweyten Sekretär zu erwählen, 
bey welchem Geſchaͤfte auf bdiefelbe Art, wie bey der 
Mahl: des zweyten Präfidenten, nur mit dem Unter; 
fchiede verfahren wurde, daß jedes Mitglied, ftatt 
3 gedructer Wahlzettel, deren 2 in die Urne legte, 
und daß man übereinfam: wer von ben Gewählten 
die meiiten Stimmen erhalten, folle zum erften, und 
wer nach ihm die meiften Stimmen erhalten, zum zwey⸗ 
ten Sefretär ernannt ſeyn, bey Stiminengleichheit aber 
die dt durch Kugeln entſcheiden. Bei Eröffnung der 
Wahlzettel' ergab fi das Nefultat, daß bed Herr 
- Dberappellationsgerichtörathb Dr. Arensd mit 11 Stims 
men,'und ber Herr Geh. Staatsrath Dr. von. Wreden 
mit 5 Stimmen, jener zum erften und dieſer zum zwey⸗ 
ten Sefretär, ernaunt worden waren. 
Mit Aufzeichnung dieſes Nefultated wurde bie 
Handling befchlofien, ber landesherrliche Conmiſſaͤr 
erflärfe die Kammer für conftituixt und Iub den, von 
des Großherzogs Königlicher, Hoheit ernannten, zweyten 
Präfidenten ein, bis zur Anfunft des eriten Präfidenten 
deffen Stuhl einzunehmen und die Funktionen deſſelben 
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Vorgeleſen, genehmigt und unterſchrieben: 
udwig, Groß: und erbprinz von‘ Heffen, | 
mit, Prinz von Heffen, Chriftian,'?. zu Heſſen, 
abwig Grorg arl, Landgraf zu Heffen,- 
Ernſt Cafimir, Graf zu Yfenburg, 5 
Gh. Störth. Von Wreden, Dr. J. E. C. Schmidt, 
Dyr. Arens, Frhr. von Wieſenhütten 
| du Thil, Baron Mappes, Riedeſel. 
— Zur Beglaubigung: | 
u Frhr. von Gruben 
als landesherrlicher Commiſſaär 
Heinemann 
als Protokdllfũhrer. 
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Zur Anlage a der Beyfage I. 
Mede des Großherzal: Geh. Staatsraths Freiherr 


von Gruben, gehalten in dem Sitzungsſaale 
ber eriten Kammer. ” —— 


Es iſt nupmehr der Zeitpunkt erſchienen, in welchem 
bie, von Seiner Koͤniglichen Hoheit dem Großherzog 
eu gegründete, ſtaͤndiſche Verfaſſung ins Leben treten, 
und bie zu dieſem Ende zufammen berufene Stände 
verfjammlung ihre wichtige Arbeiten beginnen fol. 
Die ’erfte Kammer beftehend aus den erhabenen 
Prinzen bed Regentenhanfes, und aus-denjentgen Staais⸗ 
bürgern, welche durch ihre Geburt, durch ihren Stand, 
ihre Verdienſte und die Öffentliche Achtung, deren fie 
genießen, zu den vorzüglich ausgezeichneten gehören, 
theilt mit der Kammer der Abgeordneten des angefeffenen 
Adels, der Städte und der Wahlbezirte den ſchoͤnen 
Beruf, die wichtigften Angelegenheiten ded Vaterlandes 
zu, berathen, ve} im Einverſtaͤndniß mit der Staats⸗ 
regierung die weſentlichen Intereſſen des Volks auf eine, 
dem Geſammtwohl aller Claſſen und Individuen moͤg⸗ 
lichſt eutſprechende, Weiſe ſicher zu ſtellen. Geber wahre 
Freund des Vaterlandes wird von der erhebenden Hoff⸗ 
nung beſeelt ſeyn, daß die vaͤterlichen, alle Unterthanen 
mit gleicher Liebe umfaſſenden, Abſichten Seiner Könige 
a Hoheit des Großherzogs, und der redliche pflicht⸗ 
mäßige Wille der Behörden im Geift dieſer aller hoͤchſten 
Geſinnungen zii allem, was ſich nach den Beduͤrfniſſen 
der Zeit ald nothwendig oder nüglich. darftellt, die Hand 
zu — allgemein! richtig aufgefaßt und gewuͤrdiget 
werden. 5 | J 
Dann werben ſich aus ben Verhandlungen der 
Ständeverfammlung, auf welche dad Vaterland mit 
gefpannter‘ Aufmerffamfeit blidͤt, Die nad Zeit und 
Umftänden zwedmäßigfien und mwohlthätigften Refultate 
entwiceln‘, und fie wird mit dem erfreulichen Bewußt⸗ 
feyn ihre Verhandlungen fchließen, daß fie mit den 
————— dazu mitgewirkt habe, einen, allen 
billigen Auſpruͤchen genugenden oͤffentlichen, Rechtszu⸗ 
ſtand auszubilden, und das fo nothwendige gegenfeitige - 
Vertrauen zwiſchen Negent und Unterthan unerfehütters 
fich zu begründen. Von dem Standpuunkt, worauf ſich 
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die Mitglieder der erftien Kammer. befinden, ift mit 
vollefter Zuverficht zu erwarten, daß fie es ſich eifrigft 
angelegen ſeyn laffen werden, dieſes fchöne Ziel zu ers 
reichen, und es ift daher für mich eben fo erwuͤnſcht 
als ehrenvoll, daß. Seine Königliche Hoheit der Groß- 
herzog allergnädigft gerubt haben, mic zu Allerhoͤchſt 
Ihrem Iandesherrlichen Commiffär zu beftellen, um in 
Gemäßheit des Artifel3 2 der Iandftändifchen Gefhhäfts- 
—— vom 25. März d. J. mittelſt Vornahme der 
darin beſtimmten Handlungen die erſte Kammer der 
Staͤndeverſammlung zu conſtituiren. 

Sch babe zu dieſem Ende die hier anweſenden Mit— 
8* der Kammer eingeladen, ſich heute in dem ihr 
eſtimmten Lokal zu verſammeln. 


nn nV 


Il. 


Schreiben des Großherzoglihen Geheimen Staats; 
Minifteriumsd , das Geniorat der Freiherr. 
Familie von Riedeſel betreffend, 


Ludbewig m x. 


Unfern Gruß zuvor, Liebe und Getreue, Mitglieder 
ber erftien Kammer der Stände des Großherzogthums ! 

Nachdem der Senior der Freiherrlihen Familie ©. 
Niedefel, Carl. Philipp Ferdinand Hermann Riedefel, 
Freiherr von Eiſenbach, fo wie der Subfenior, Ludwig 
— Friedrich Hermann Carl Riedeſel Freiherr von 
Eiſenbach, Großherzoglicher Oberforſtmeiſter, und end⸗ 
lich der Subſubſenior, Auguſt Riedeſel Freiherr zu Eis 
ſenbach Major und Kammerherr, in Beziehung auf die 
landſtaͤndiſche Verfaſſungsurkunde des Großherzogthums 
Heſſen, dem Seniorat, Subſeniorat und Subſubſeniorat 
und daraus hinſichtlich jener Verfaſſungsurkunde fließen⸗ 
den Berechtigungen foͤrmlich entſagt haben, und Wir 
Uns deßhalb bewogen gefunden, den Freiherrn Jeannot 
Riedeſel zu Eiſenbach, als den Aelteſten nach den & 
nannten Gliedern der mehrerwähnten Familie, ald Se⸗ 
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nior in bie erſte Kammer ber Stänbeverfammlung bed 
Großberzogthums aufzunehmen ; D finden wir für nos 
thig, ber Kammer diefes hierdurch befannt zu machen, 
Womit Wir Unfern Lieben .und Getreuen, den Mits 
gliedern der erfien Kammer der Stände des Großherzügs 
thums mit landesfärftlicher Huld und Gnaden gewogen 
verbleiben. Darmftadt den 26. Suny: 1820, 
Auf befonderen allerhöchften Befehl. 


Großherzogl. Heſſ. Geheimes Staatsminifterium. 
v. Grolmian. Saup Fehr v. Lehmann. 


III 


Dankadreſſe der erften Kammer ver Landftände an 
Se. Königlihe Hoheit den Großherzog.- 


Allerdurhlauchtigfter Großherzog ! 
Gnaͤdigſter Großherzog und Herr! 


Eurer Königlichen Hoheit nähern ſich ehrerbietigft 
Aller hoͤchſtdero getreuen Stände der erften Kammer, um 
für den ihnen gewordenen hohen Beruf, — mitzuwir- 
fen zum Wohl des Baterlandes — für die vom Throne 
- herab ausgefprocdenen Worte voll väterlicher Huld, 

und für die, durdy das Organ Hoͤchſtihres Staatsmini— 
fterd ertheilte belehrende, Nachrichten Allerhöchftdenfelben 
den tiefften, ben innigften Dank zu’ erftatten. 

Unvergeßlich werden ihnen feyn die Worte voll der 
Wahrheit und Weisheit, die Em. Königl. Hoheit fpra-> 
hen; unausloͤſchbar wird ſeyn ber Eindrud, den die 
vaͤterliche Milde in jedem Herzen zurüdließ, und heilig 
werden ihnen feyn die Pflichten, welche Ew. Königliche 
Hoheit ihnen vorzeichneten. 

Als fchwache Ermwiederungen koͤnnen biefelbe nur 
den wärmften Dank, die tieffte Rührung , bie innigite 


r 
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Liebe vor den Thron Em. Königlichen Hoheit gelan⸗ 
gen laffeı. ee ren | 

Sie werben aber biefe Empfindungen, die fie heute 
durch Worte ausdruͤcken, durch die That zu bewähren 
fuchen; fie werden nad Kräften mitwirfen zu dem Wohl 
eines Bolkes, deſſen Beherrfcher urd Vater Ew. Mr 
nigliche Hoheit find; mit gewiffenhafter Treue werben 
fie die Mittel aufſuchen, die Wunden, die eine verhaͤng⸗ 
nißvolle Zeit dem Baterlande fchlug, zu beilen, und 
2 Bertrauen und Dffenheit werden fie ſolche vor den 
Thron und an das Herz Em. Königlichen Hoheit gelans 
nen laffen; vor allem werben fie dad, von Ew. Königs 
Itchen Hoheit felbjt ihnen vorgezeichnete, Princip möglich 
fter. Erfparniffe vor. Augen haben, und fich des hocheh⸗ 
renden Vertrauens wärdig zu machen fuchen, welches 
Em. Königl. Hoheit und das Vaterland ihnen fchenkten. 
Wir verbarren in tiefiter Ehrfurcht 

Ew. Königlihen Hoheit 
“allerunterthänigft treugehorfamfte 
erjte Kammer ber Staͤndeverſammlung. 


Danmitabt den 2. Juli 1820, 


IM. 
Entwurf eined Geſetzes, über die Einmarkung ber, 


bisher noch nicht eingemarkt geweſenen, Diftrifte 
und einzelnen Höfe. — 





Art. . Saͤmmtliche im Großherzogthum liegende 
einzelne Höfe, Wald» und andere Diſtrikte, welche bis, 
ber. noch feinen. Ortsvorftiand hatten, und. die zu einem 
‚eigenen Gemeindsweſen erforderlichen. Bedingungen nicht 
erfüllen koͤnnen, follen den. benachbarten. Gemeinden , fo 
viel die Steuererhebung und Polizeyverwaltung betrifft, 
einverleibt werben. | 
Art. 2. Die Wirkung biefer Einverleibung tft, 
dag ſolche einzuverleibende Parcellen in Allem , was bie 
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allgemeine Staatöverwaltung betrifft, als Theile der 
Gemarfung betrachtet werden, welcher fie einverleibt 
werden, und von dem Ortsvorſtand die hierauf Bezug 
— Anordnungen zu empfangen und zu ‚befolgen 

en. PIE: | Ä ug 
, Art. 3. Sie treten ebenfalld in den Gemeindevers 
band, infofern derfelbe allgemeine polizeyliche Anftalten 
zum Zwed hat — haben die daraus entftehenden Vor: 
- theile zu genießen, aber auch zu den bamit verbundenen 
kaſten für die Zukunft beizutragen. 

Artı 4. Die Bewohner der einzeln ftehenden, bie- 
ber noch nicht eingemarften, Gebäude erwerben durch die 
Einmarkung, die Rechte derjenige Bemeinde, in welche 
fie eingemarft werden und Finnen, wenn fie die de 
fegliche Erforbderniß befigen, Glieder diefer Gemeinde 
werden. | — — 

Art. 5. Bis dahin haben ſie aber weder Anſpruch 
an Gemeindenutzen, noch find fie verpflichtet; zur Bes 
zablung der Aerarialſchulden beyzitragen. u... 

Art: 6: Bbrl dem Beytrag zu den beflehenden Kriegs⸗ 
ſchulden find fie ebenfalls, in fo fern fie nicht fchon das 
zu verbunden waren, befreyt, haben aber bey Fünfti 
fi) ergebenden Fällen der Art zu vergleichen Laften bes 
Dres beyzutragen, und von benfelben Beyträge zu ers 
warten: | 

Akt. 7. Durch die Einverleibung in beftimmte Ges 
marfungen wird in ben bisher beftandenen Weib, und 
Bannalitätöberechtigungen nichts geändert. | 

Art. 8. Die Provinzialverwaltungsbehörben find 
mit Ausfuͤhrung gegenwärtigen Gefeges beauftragt. Ges 
gen ihre Entfcheidungen kann bey dem Geheimen Staats 
minifterium Befchwerbe geführt werben: x 


wm. 
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Vortrag über vorftehenden Geſetzesentwurf, gehal- 
ten in der Sitzung der erften Kammer ver 
Stände des Großherzogthums Heffen den 10. 


Suli 1820; von dem Herrn Geh, Staats⸗ 
rath Wernher. | 


Sn den Provinzen — und Oberheſſen be— 
finden ſich mehrere Waldungen, Laͤndereyen und Hoͤfe 
welche keiner Gemarkung einverleibt ſind, und fuͤr ſich 
allein die, zu einem Gemeindeweſen erforderlichen, Be— 
dingungen nicht zu erfuͤllen vermoͤgen. | 

Es wird hierdurd) nicht allein die Steuererhebung und 
Steueraustheilung erichwert , fondern es fehlt auch an 
der polizeylichen Behörde, deren. Gejchäftsthätigfeit bey 
Verbrechen und andern Fällen, die öffentlihe Ordnung 
betreffend, auf der Stelle eintreten muß. Die Iſoli— 
rung bergleihen Parcellen iſt ein Hinderniß bey mans 
chen gemeinnügigen Anftalten, weldye die Concurrenz 
mehrerer erfordert. Die neue Steuerregulirung hat zwar 
Anlaß gegeben, daß dieſer Gegenftand. bey den Provin- 
zialbehörden im Fuͤrſteuthum Starfenburg zur Sprade 
kam — fämmtliche Parcellen find entweder einverleibt, 
oder ald eigene Gemarkungen 'erflärt — ber Zweck 
ift aber hierdurch unvollftändig erreicht, denn man hat 
Waldungen, einzelne Häufer und Höfe ald einzelne Ges 
markungen gelafjen, in diefen fehlt e8 aljo an Drtspo- 
lizey, e8 fehlt an den Anftalten, durch welche eine eigene 
Gemarfung bedingt wird. - 

In Oberheſſen ift noch nichts geſchehen. Es gibt 
in diefer Provinz noch gar viele Höfe und Waldungen, 
welche zu feiner Gemeinde gehören. In Rheinheffen 
gibt es meines Wiſſens feinen Diftrift oder Hof mehr, 
welcher nicht ſowohl für Steuererheber als für Polizey- 
verwaltung einer Bürgermeifterey einverleibt wäre. Die 
Staatsregierung hat die Nachtheile eingefehen, welche 
mit einem folchen ungeregelten Zuftande verbunden find 
— fie hat in Erwägung gezogen, daß da, wo bie Ein- 
richtungen ſich nicht finden, welche zur Erhaltung ber 
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Ordnung, der Sicherheit der Perfonen und des Eigen- 
thums erfordert werden, es Pflicht der Staatspolizey 
fey, ſolche Drte in polizeylicher Hinſicht den nahe ges 
egenen Behörden zu untergeben. 


Die Erhaltung diefer Behörden zieht Koften nach | 


E ‚ zu welcden die einverleibenden Parcellen in Zukunft 
en müflen. — | 

Es exiſtiren Poltzeyanftalten, z. E. Feuerlöfchge- 

raͤthſchaften — den iſolirten Hoͤfen kamen ſie bisher zu 

ſtatten, ohne daß ſie an irgend einem Orte zu den Ko— 

ſten beygezogen wurden; es iſt billig, daß ſie wenigſtens 
einem Orte concurriren. nt Ba ae er 

Die Ausführung mancher Polizeganftälten iſt öfters 
dem Einzelnen unmöglich, 3. E. Brüden, Wege, Daͤm⸗ 
me, — nur durch die Verbindung mit andern wers- 
den dergleichen gemeinnügige Unternehmungen minder 
drüdend. A | | 
RR ar —— ſtehen dergleichen iſolirte Parcellen 
feindſelig den benachbarten Gemeinden gegenuͤber. Die 
zu keiner Gemarkung gehoͤrigen Waldungen werden vor⸗ 
Melk, nicht ſowohl von den Zruppen, ald von ben 

achbarn devaftirt — die einzelnen Höfe und Häufer 
werden, wenn ihre Lage eine Bequartirung zuläßt, durch 
Beranlaflung ber benachbarten. Gemeinden mit Einquar⸗ 
tirung und Frohnden uͤber die Gebühr beläftigt — oder 
fie geben frey aus, wenn ihre Lage fie vor dergleichen 
Naturalpräftationen fichert. 

Indem die Staatsregierung durch den Gefekesents 
wurf, welchen alsbald die Ehre haben werde, vorzulefen, 
biejem anarchifchen ‚Zuftand abzuhelfen, ſich beftrebet — 
will fie jedoch erlangte Rechte nicht verlegen — das 
Gejeg gibt daher den Bewohnern diefer. Parcellen zwar 
die Fähigkeit, Gemeindsleute zu werden, aber nur infos 
fern fie die gefeglichen Erforderniffe befigen — das Ges 
feg erflärt ausdrüdlich daß in Ruͤckſicht auf Kriegsfchulden 
daffelbe nicht retroagire — es will endlich, daß dur 
biefe Einmarfungen in den Cultur und Gewerb ſchaͤd⸗ 
lichen Weid⸗ und Bannalitaͤts⸗Berechtigungen nichts -ges 
ändert werbe. Zn Dr 

" Sein Gegenftand ift endlich nicht yrivatrechtlicher 
Natur. Er gehört der sffentlichen Ordnung an, und 
eignet ſich zur 'Erfenntniß der Verwaltungsbehoͤrden; 
* Ausführung: iſt daher nothwendig in ber Attribu⸗ 
tion diefer Behörden, un ara Fa Ze a 
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Nach diefen Grundſaͤtzen iſt das Gefeß entworfen; 
welches ich den Auftrag babe einer hochanfehnlichen Kam⸗ 
mer vorzulegen: | — 

Die Staatsregierung darf hoffen, daß Sie demſel⸗ 
ben Ihre Zuftimmung nicht verfagen werben. 


mundi », j 


vi. ne 
Gefetzesentwurf, die vorzunehmenden neuen Wahlert 
I betreffend. 


Einziger Artikel. | 
An die Stelle der frühet gewählten Abgeordneten 
zu dem Landtag, welche ihrem Auf nicht folgen zu wol⸗ 
len fich erklärt haben, follen neue Abgeordnete gewählt 
werden; die früher Gewählten find bey dieſen Wahlen 
hicht wiedet wählbar. 


ninminmie 
N r 
Ä VII. | 
Vortrag des Herrn Geheimen Staatsraths Frei⸗ 
herrn von Gruben über den Geſetzesentwurf/ 
die vorzunehmenden neuen Wahlen betr, 


1 





Es iſt dieſer hochanſehnlichen Kammer nicht unbe⸗ 
kannt geblieben, welche Ereigniſſe bisher Die — 
keit der Landesrepraͤſentation auf dem gegenwaͤrtigen 
Landtage gehindert, haben. | we — 
Die Staatsregiexung iſt es ſich innigf bewußt, und 
bat durch ihre Handlungsweiſe vielfach) ge baß.es 
ihr ernftlich darum Ei thun feg, das, wahre, Wohl, der 
Gefammtheit und aller Elaſſen der, Staatshewohner moͤg⸗ 
lichſt zu fördern, und von dieſem Zweck geleitet, hat 
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fie feinen dringendern Wunſch, ald den, fih von Ange: 
börigen- der verjchiedenen Stände in geſetzmaͤßiger Voll 
ftändigfeit umgeben zu jehen, um die Gewißheit zu er: 
langen, daß die Beduͤrfniſſe und Intereſſen Aller zur 
Sprache gebraht und mit gehöriger Umfiht erwogen 
werden. Schmerzlich war es für fie, fih zum Tpeif 
nicht richtig veritanden zu ſehn; fie fann ſich indejien 
mit voller Beruhigung fagen, ihrerfeits alles gethan zu 
aben, was zur Bejerrigung eined jeden Zweifels ber 
ihre Abfichten führen Fonute. \ 

. Sie hat fih darüber mit Offenheit erklärt und 
fonnte fi) der Hoffnung überlaffen, daß ihre Erklaͤ— 
rungen jeder billigen Erwartung genuͤgen würden. 

Diefe Hoffnung iſt nur zum Theil in Erfüllung ges 
gangen; mehrere der Abgeordneten von Etädfen und 
Wabibezirfen weigern fi) beftimmt, dem chrenvollen 
Nufe zu entiprechen, den das Vertrauen ihrer © sıu.blirs 

er an fie ergeben lieg, und die an fie erlaffene, Auf 
orderungen, auf dem. Landtag zu erfcheinen, batten . 
feine andere Wirkung, ald daß fie die, auf fie gefallenen, 
Wahlen förmlich ablehnten, ohne einen der geſetzlich ber 
flimmten Ablchnungsgründe für fich zu häben. 2 

Was auch dieſes, dem Unbdefangenen unerflärbare, 
Benehmen veranlaßt haben mag, fo koͤnnen diejenigen, 
welche durch fie auf dem Yandtage repräfentirt werden 
follten , darunter nicht leiden, und e8 kann daher eine 
Maaßregel nicht länger verihoben werden, welche ger 
eignet it, dieſen das verfaſſungsmaͤßige Recht der Theils 
nahme an der Zufammenfegung der Landesrepräfenration 
auch für die dermalige Ständeverfanmlung zu fichern. 

Das Geſetz hat für Falle der Art, wie der vor 
liegende, nicht geſorgt; es konnte und. durfte nicht vor: 
ausfegen, daß efmer der Gemwählten ſich durch andere, 
als die legalen, Gründe beſtimmt finden werde, die Wahl 
abzulehnen. Es ift aber die Pflichr der Regierung, im 
Einveritändniß mit der Ständeverfammlung dieſe Luͤcke 
durch eine gejerlihe Beftimmung zu ergänzen, um das 
durch die Vervollſtaͤndigung der gejeglichen Zahl der 
Landesabgeordneten zu bewirfen, unb die Ueberzeugung 
zu begründen, daß die Beichlüffe der Ständeverjamms 
lung den Willen der Gefammtheit ausfprehen. 

Ich bin zu diefem Ende beauftragt, einer hochan⸗ 
fehnlihen Verfammlung den anliegenden Gefegesentwurf 
vorzulegen, welcher heute ebenfalls an bie zweyte Kam; 

Verh. d. erft. Kammer Beyl. Heft l. 2 
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mer gebracht wird, damit diefer, einer baldigen Erledi— 
gung bedürfende, Gegenjtand gleichzeitig bey beyven Kam— 
mern in Berathung genommen werde, und Die verehr— 
lichen Glieder der betreffenden Ausjchuffe, infofern fie 
es zur Beförderung der Sache für dienlich erachten, fich 
vertraulich darüber befprechen fönnen. 

2 Indem die Staatsregierung es fich vorbehält, mwei- 
tere Legislative Maaßregeln, wenn die Umftände ed erfor 
dern jollten, in Vorſchlag zu bringen, glaubt fie, 
daß es zu dem vorliegenden Zwed an dem Juhalt des 
Entwurts genüge, welder, da er den früher Gewäblten 
die Wählbarkeit bey den neuen Wahlen entzieht, Feiner 
Entwidelung von Motiven bedürfen wird, da diejelben 
ihre entichiedene Abneigung, unter den gegebenen Ver— 
bältniffen an dem Wirfen der Ständeverfammlung Theil 
zu nehmen, fo bejtimmt und unumwunden ausgeiproden 
haben, daß von einer neuen, auf fie etwa zu richtenden, 
Wahl feine Aenderung in ihren Anfichten , vielmehr 
eine wiederholte Weigerung der Annahme und daher 
eine neue Zögerung in Vervollftändigung der zweyten 
Kammer zu erwarten wäre. | 


.r..a„„mmmmmmmmm 


vi. 


Vortrag des zweyten Ausfchuffes über den Geſetzes⸗ 
entwurf, die Aufhebung des Zunftzwanges 
betr.; erſtattet von dem Hrn. Geh. Staatsrath 
von Wreden. 


— 


Das - Zunftwefen kann aus einem doppelten Ge- 
fihtspunfte betrachtet werden. Einmal als Bildungsans 
ftalt der HDandwerfer, und einmal ald Zwangsanftalt, 
welche die Ausübung des erlernten Handwerkes auf eine 
gewiſſe Stadt. oder einen gewiffen Diftrift befchränfet. 
Daß es in der lebten Hinficht verwerflich fey, dars 
über ift in. unferen Tagen wohl nur eine Stimme. 
Ein ſolches Bann» oder Zwangsrecht ift laͤhmend 
für den Kunſtfleiß; verfperrt dem unvermögenden aber 
geſchickten Meifter,, der an feinem Wohnorte gegen dltere 
und vermögendere Meitmeifter nicht auffommen Faun, 
ben Weg zum Erwerbe und fchadet dem Emporfommen 
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ber Kunft felbft. Die Politik der, durch ein Zmwange- 
recht geficherten, Meifter gebt nicht. dahin, beffere Waas | 
ren zu liefern, und ihr Gewerb felbjt zu vervollfomm- 
nen; e8 beitebt vielmehr diejelbe jehr oft darin, Anfäns 
ger zu unterdrüden und dur fcheinbar ‚gute, aber 
an fich fchlechte, betrügliche und wohlfeile Waaren den 
Bortheil ficy einander abzujagen. Geſchmack, Güte und 
Bortrefflichfeit der Arbeit fommen bierbey nicht in Bes 
tracht. Schon in früheren Zeiten, als Zünfte und Gil— 
den noch in jehr großem Anfehen ftanden, waren die 
Klagen über Eigenfinn und Uebertheuerung der zünfti: 
gen Handwerker nicht felten, und es jchien damals, um. 
Diefelbe in den Schranken der Billigfeit zu halten, fein 
anderes Mittel vorhanden zu feyn, als Anlegung 
freier Märfte und die Freimeifterey.  Erftere 
brachten dem Käufer und dem Auslande, nicht aber dem 
ärmern Handwerfsmanne, Bortheile, und lekteres vers 
fehlte beynahe ganz den Zweck, indem fich Fein Xehrling 
bey einem Freimeifter in die Lehre begeben konnte, 
—* den großen Vortheilen der Zuͤnftigkeit zu ent— 
agen. 

Auf einer ſchoͤneren Seite erfcheint aber das Zunft— 
wefen als Bildungsanftalt. Indem es den Gefellen zum 
Wandern verpflichtet, und ihm diefes durch feine aus— 
gebreiteten Verbindungen erleichtert, verpflanzt es fremde 
Kenntniffe, Erfindungen und Gejchmad auf einheimiz 
ſchen Boden, hindert die Einfeitigfeit, und bringt Hand: 
werfer und Kuͤnſte ſich näher. | 

Weislich fheint mir das, und vorgelegte, Gefet alles 
Gute des Zunftwefend zu erhalten, und bloß deſſen 
Nachtheile zu entfernen. Es fey mir zu dem Ende ers 
laubt, daffelbe zu durchgehen. | Re 

Der erfte Artifel deffelben TAßt alle oben angeführ- 
ten Vortheile der Zunfteinrichtung beftehen, und will 
nur jenen ſchaͤdlichen Diftriftsbann aufgehoben wiſſen, 
der den Kunſtfleiß und das Talent eines Arbeiterd auf 
eine gewiſſe Gegend befchränft. Ich beforge bier ben 
Einwand nicht; ob nicht gänzlihe Aufhebung der 
Zünfte leichter und ficherer zum Zmed führen, und, 
daher den Vorzug vor der Aufhebung des bloßen Zunft- 
zwanges verdienen dürfte? Es greift biefe alte, in vors 
keren Zeiten fehr wohlrhätige, Einrichtung, welche fich 
Jahrhunderte hindurch erhalten und ausgebildet ‘bat, 
zu tief in alle unfere gefellichaftlichen Verhaͤltniſſe ein, 

* — 
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 al8 daß fie ohne Verletzung vielfacyer Intereſſen auf 
einmal aufgehoben werden koͤnnte. Mit einer jo plöts 
lichen Aufhebung würden zugleich alle die unverkennba— 
ren Bortheile verioren geben, welde dad Zunftwesen 
als Bildungsanftalt hat, und der Staat würde ſich von 
allen feinen Nachbarjtaaten trennen, indem fein unzuͤnf— 
tig Gelernter Aufnahme bey einem zünftigen Metiter 
—des Nachbarlandes finden würde. ‚Sol eine folche gänzs 
liche Aufldjung des Zunftwefens Statt finden, fo iſt dies 
ſelbe eher Nationalfache als Angelegenheit eines einzels 
nen Staates. Da übrigens in den Provinzen dies- und 
jenfeits Rheins verjchiedene Einrichtungen in Betreff der 
"Gewerbe beftehen , jo werden diejelben durd) eine -erwag 
beftimmtere Faſſung genauer zu bezeichnen feyn, damit 
‚nicht die, in diefem Artifel ausgejprochene,, Alternative 
fo gedeutet werde, als jiche es in dem Umfange des 
ganzen Großherzogthums einem jeden frei, ſich entwe— 
der in eine Zunft aufnehmen zu laffen, oder ein Patent 
nach jenfeitiger Sitte zu Iojen. 

Der zweyte Artifel rechtfertigt fich hinlaͤnglich durch 
die, von dem Herrn Minijterialreferenten angeführten, 
Gründe Es ift immer bedenklich , durchgreifende Maaß— 
regeln zu ergreifen, wo e8 ſich von den erſten Beduͤrf— 
hiffen bes Lebens handelt, und es iſt ſchon genug gefcheben, 
bad auch Bäder und Metzger unter die allgemeine Regel‘ 
fubfumirt werden koͤnnen, fobald es die Polizey für raͤth— 
lich hält, die bisherige Tare abzujchaffen. Nur der, von 
ber polizeylichen Aufſicht fprechende, Schlußfaß diefes Ar: 
tifels fcheint entweder überflüffig oder nicht genau bes 
fiimmt; überflüffig, wenn bloß die Nothwendigfeit 
polizeylicher Aufficht, welche fi) doch wohl von felbjt ver- 
fteht, ausgefprochen werden joll; unbeftimmt, wenn 
bey Bädern und Mebgern nur die naͤmliche Aufficht 
wie bey andern Handwerkern Platz greifen foll. 

Es jcheint daher folgende Faſſung vielleicht den 
Vorzug zu verdienen: 

,, Sämmtliche Gewerbe bleiben übrigens ber polizeylis 

hen Auffichtz jene der Bäder und Metger aber ber, 

durch die eigene Natur dDiefer Gewerbe bedingten, be=- 

fonderen Aufficht der Polizey unterworfen.’ 

‚ Der dritte Artifel_ift Folge des erſten. Beſchraͤn— 
fung ber Zahl von Meiftern und Mitarbeitern würde 
eben: fo gut Beichränfung der Erwerbsfreiheit feyn, als 


— 


der Diſtriktszwang. 
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Moͤſer (in feinen patriotiſchen Phantaſien) erklaͤrt 
ſich zwar gegen die Befugniſſe der Handwerksmeiſter, 
fo viele Geſellen anzunehmen, als es ihnen gut duͤnket. 
Seine Gründe find folgende: | — 

Eine ſolche Freiheit gibt einem verſchmitzten Meiſter 
Das Vermögen, mittelſt einer Menge von Geſellen die 
Arbeit einer ganzen Stadt an ſich zu ziehen, und es 
wird niemand leugnen, daß ein Meifter mit 10 Gefels 
ien wohlfeiler arbeiten fönne, als 10 Meijter, deren 
jeder nur einen Gefellen bat; dem Staate aber Tiegt 
mehr an zwey Familienvätern, als an einer Menge 
von Befellen. | Bas 

Dergleichen großen Amtsmeiftern flehen biefelben 
Grimde entgegen, welde den großen Padhtungen ent 
gegengefeßt werden. ; 

Allein wer fieht nicht, daß Moͤſer, als er biefes 
fchrieb, eben den, auf eine Stadt oder einen Amt 


bezirf befchränften, Zunftzwang vor Augen hatte? Ents_ 


ferne man biefen, fo fallen alle die eben geſchilderten 
Kachtheile von felbft hinweg. Ja es würde nicht fols 


gerecht feyun, wenn man den Handwerkern ben Kreis 


ihrer Wirffamfeit erweiterte, und ihn von einem Fleinen 


Yandftädtchen über das ganze Land erfiredte, zugleich 
aber denfelben die Mittel zum Zweck erſchweren wollte. 
Möfer felbit ‚mißfennt ed an einer- andern Stelle 
nicht, daß die Menge der Gefellen das bloße Handwerk 
der Kunft und die einfache Werkftätte ber Fabrif näber 
bringen. Der erite Meifter, der es fo meit brachte, 
3 oder mehr Gefellen zu befhäftigen, mußte nothwen⸗ 
dig auf den Gedanfen verfallen, jedem fein eigenes Fach 
anzumweifen, Jeder erwarb fi) hierin eine befondere, 
oft bewundernswürdige, Geſchicklichkeit, und fo ging 
die anfpruchlofe Bude des Handwerfers in eine Fa— 
brif über. | | 
Es Liegen ſich num freilich noch andere Fragen aufs 
werfen , deren der Gefeßesentwurf nicht erw bnt, 3z. B. 
über Annahme und Losſprechen der Lehrlinge, über Aufs 
‚nahme der Meifter in die Zunft, über Prüfung und 
Meiſterſtuͤck, über die Däner der Lehrjahre, über Bers 
einigung verwandter Handwerke unter fi u. dgl. 
Der letzte Punkt feheint ſogar von befonderer Wich⸗ 
tigkeit zu ſeyn; denn, ſchraͤnket ſich der Wirkungskreis 
eines Arbeiters auf ein einzelnes Fach ein, ſo kann er leicht 
brodlos werden. Die Gilde der Panzermacher fiel" mit 


\ 
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dem Panzer; bie papierte Tapeten machten das Gewerb 

- jener überflüffig, welche wachstuchene verfertigten, und 
eine Mode, die nur lederne Kappen duldete, würde alle 
Hutmacher brodlos mahen. Es ift daher nicht un— 
wichtig, verwandte Gewerbe zu verbinden, damit, wenn 
eine Nahrungsquelle verjiegt , die andere fid) öffne. 

Da indeß died Alles theild Folge, theild Anwens 
dung obiger, im Gefeß ausgefprocener, Principien ift, 
ba die nähere Beſtimmung genaue Kenntniß des beites 
benden vorausfegt, da felbft die Lofalitäten zu Rath 
gezogen werden müffen, wenn nicht unter der Allge- 
meinheit des Gefeges mancher Einzelne untergehen foll 5 
jo dürfte die weitere Ausführung dem Gouvernement, 
welches uns fo wohlmollend hierbey entgegen kam, zu 
uͤberlaſſen feyn. Ä 


m. va 


IX. 


Vortrag des zweyten Ausfchuffes, über ven Geſetzes⸗ 
entwurf, die Einmarfung betreffend , erftattet 
von dem Staatsminifter Freihetrn du Thil. 


Ein, unter dem 10. Suli der erften Kammer. der 
Stände des Großherzogthums vorgelegter, fo eben vors 
elejener Gefeßesentwurf will alle einzelne Höfe, 
ald» und andere Diftrifte den nächftgelegenen Gcmeins 
den einverleiben,, und zwar nicht bloß zum Behufe der 
allgemeinen Staatsverwaltung, fondern auch zum Bes 
huf des wirflichen Eintritts in den Gemeindeverband. 
Der Bortrag, welcher diefen Geſetzesentwurf begleitete, 
befiyıänft fi). darauf, die Zwecke, welche die Staates 
regierung durch dieſes Gefes erreichen will, und bie 
Vortheile anzugeben, welche fie fi) von demfelben vers 
ſpricht; um fo mehr ift es Pflicht des Ausfchuffes, feiners 
‚feit8 alle die Nachtheile aufzuführen, welche, wenn 
ſchon nicht ‚für den Staat, doch für die einzelnen Bes 
figer der bier in Frage ftehenden Diftrifte, aus dem Ges 
ſetze erwachſen fünnten, und zwar wird hiermit der Anz. 
fang zu machen feyn, nicht bloß, weil ſich überhaupt 
nur aus der Zufammenftellung der Bortheile und Nadys 
theile ein richtiges Urtheil über das Ganze ergeben 
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kann, fondern inäbefondere, weil ſich aus der Darftellung 
ber Opfer, weldye Einzelne zu bringen haben, .erit die 
Wichtigkeit eines Gefeßes ergeben wird, weldes man, 
dem erjten Anfcheine nach), für etwas bloß formelles, 
für eine ‘wenig bedeutende adminiftrative Diftriktgeins . 
tbeilung, zu nehmen geneigt feyn Fönnte. - | 

Wer irgend berufen it, an gejeßgebenden Arbeiten 
Zbeil zu nehmen, muß darauf verzichten, Die Gegenftänbe 


nur nad allgemeinen Gefichtspunften zu beurtheilen; er 


muß zu Ginzelnheiten binabjteigen; ſich ſogar gefal— 
len lafjen, zumeilen in bas Gewebe eines Privarhauds 
balts eingeführt zu werben, weil er nur auf Diefem 
Wege zu dem Bewußtfeyn, alle Folgen des Geſetzes, das 


er ausjpricht, zu überfhauen, gelangen kann. Diefe 


Demerfung vertritt hier die Stelle einer Entfhuldigung 
für die allerdings nicht intereffanten Details, von welchen . 
jogleich die Rede feyn wird. . 

Die Verfügung des dritten Artifeld des Entwurfeg, 
welcher den Eintritt in den Gemeindeverband, infos 
fern er polizeyliche Anftalten zum Zwed hat, verordnet, 
ſcheint, wenn wir die einzelnen Anftalten, von welchen 
die Rede ſeyn kann, durchgehen, nur zum Nachtheil des 


Eintretenden und allein zum ortheil der Gemeinden ; 


auszuſchlagen, weil der eritere von nun an zur Erhals 
tung von Inſtituten beytragen müßte, die ıhm feinen 
Bprtheil gewähren. Er bezahlt die. verfchiedenen Hirs 
ten, bie fein Bich nicht hüten, oder Denen er es we 
nigſtens erft zuführen müßte; den Nachtwaͤchter, der 
fein Haus nicht ſchuͤtzt, oder er muß gar feine Familie 
und Eigenthum fchußlos Taffen, wenn ihn die Reihe zur 
Nachtwache trifft; er bilft Flurfchügen unterhalten, die 
der Entfernung wegen feine Aeder nicht betreten ; er trägt 
zu Anlegung von Wafferleitungen, Bad = und Brauhaͤuſern 
bey, während er gezwungen tft, fid) in feinem eigenen Hofe 
einen eigenen Brunnen und Backhaus zu erbauen. Er trägt 
zu Erbauung und Unterhaltung des Rathhaufes , der Kir« 
che, der Schule bey, und hat, wenn er in ein anderes Dorf 
eingepfarrt ſeyn follte, dort noch einmal diejelben Beyr 
träge zu leiten. Er unterhält ein Pflaiter,. das er 

vielleicht nie befaͤhrt: endlich iſt die größte aller Laſten, 
die ihm zuwachſen, die Theilnahme an den Gemeinde: 
frohnden zu öffentlichen Gchäuden, zu Weg- und 
Bruͤckenbau, Waldfultur, Fluth-⸗ und. Entwäflerungs- 
gräben u. f. mw. ohne daß es an und für fich entfchieden 
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ſey, daß er Nuten von biefen Arbeiten ziehe. Dieſes 
find die mwefentlichiten, gewiß aber nicht die einzigen, 
Nachtheile, welche dem Beſitzer folder einzelnen Grunds 
ftüde aus der Einverleibung in eine Gemeinde erwachien. 
Auffallend wird dies bejonders bey den Waldbefitern, 
welchen offenbar, die Wege vielleicht ausgenommen, 
nichts an alien Polizeyanftalten eines Dorfes gelegen 
fenn kann, die nicht einmal den Waldfhüs dadurd ges 
winnen, den fie nach der orgenifchen Forftordnung be— 
fonders bezahlen muͤſſen: aber nicht minder empfindlich 
iſt es für die Beſitzer größerer gefchloffener Güter, weldye 
in der Negel zu entfernt von den Dörfern wohnen, um 
irgend einen Gebrauh von. den dortigen Anftalten zu 
machen, und durch ihre tfolirte Kage, den Umfang ihrer 
Gebaͤude und die Zahl deren Bewohner genöthiget wers 
ben, faft alle jene Polizeyanftalten, — in den Doͤr⸗ 
fern beſtehen, auf eigene Rechnung zu unterhalten, 
wie Schlaguhren, Loͤſchanſtalten, Hirten, Nachtwaͤchter 


u. ſ. w. 

Was die Wege anbetrifft, ſo ſcheint ſich Vortheil 
und Nachtheil zu compenſiren, da der Eingemarkte bey 
ſeinem Wegbau die Huͤlfe erhaͤlt, die er andern zu leiſten 
hat: aber wer den Geiſt keunt, welcher jede Bauernge— 
meinde beherrſcht, der wird auch wiſſen, daß es nur ſo 
ſcheint. Der neu Eingetretene wird die Wege der Ge— 
meinde mit unterhalten und tauſend Chicanen erfahren, 
wenn ſie die ſeinigen repariren ſoll; dem Bauern, welcher 
fie fiir ſich nicht noͤthig hat, werden fie immer noch fahrs 
bar, oder dieſe und jene, feit undenflichen Zeiten beſtehende, 
Brüde als ein fehr entbehrliches Werk des Lurus erfcheis 
nen, und es eröffnet fih bier ein weites Feld endlofer 
Streitigfeiten; denn es ift nicht zu überfehen, daß die 
Gemeinde ihre Angelegenheiten felbft verwaltet und der 
Eingemarfte, ungeachtet er bey Angelegenheiten diefer 
Art ein bedentenderes Intereffe bat, als vielleicht 20 Ges 
meindsleute zufammen genommen, doch entweder gar 
feine oder nur eine Stimme bey den Berathungen führt, 
daß alfo die Uebrigen, welche Feine befondere Pflicht bins 
det, und welche nur von ihrem eigenen Sntereffe geleitet 
werden ; ftetd zu feinem Nachtheil fiimmen, er alfo bey 
jeder Kleinigkeit feine Zuflucht zur höheren Behörde neh— 
men muß. Selbſt der Vorbehalt aller Weide- und Ban 
nalitätsberechtigungen , welchen der 7te Artikel des Ge: 
jegesentwurfs mit allem Nechte enthält, wird, fobald der 
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Grundſatz der Einmarkung allgemein ausgefprochen. ift, 
als Anomalie erjcheinen und Streitigkeiten veraulaffen. 
Denn beftebt, wie e8 wohl überall- der Fall ift, ein all 
gemeiner Weidgang in der Gemarkung, jo wird die, zu 
Gunften des Eingemarften gemachte, Ausnahme, fo legis 
tim fie auch ift, nach wenig Jahren, gleich allen Rech— 
ten Diefer Art, als ein gehäffiges, ufurpirtes Privileg 
erfheinen, das von allen Seiten untergraben wers 
den muß. | 
Bey fo vielen Nachtheilen, welche dem Einzelnen 
aus der Cinmarfung erwachfen, bietet fi nur ein 
wirklicher Bortheil für ihn dar. Der Ate Art. des Ent: 
wurfs fichert wenigftens denen, die Gebäude befigen, das 
Recht zu, Gemeindsleute zu werden, und es läßt fi 
nicht leugnen, daß für den Fleinen Eigenthümer, d. hs 
den, der nicht mehr oder vielleicht weit weniger Land 
befigt, als der gewöhnliche Bauer , eine Lockſpeiſe in 
der Augficht Tiege, durdy die Aufnahme in die, Gemeinde 
ein Quantum polß, vielleicht die Benukung eines oder. 
mehrerer Morgen Yandes und einen Weidgang zu erhals 
ten, vorausgejest, daß die Gemeinde ein Vermögen 
babe, was nicht bey allen der Fall ift. Nicht fo verhält 
es ſich aber mit dem. Befiger größerer Diftrifte. Bes 
fanntlid) werden die Gemeindenugungen nach Köpfen 
vertheilt, die Gemeindelaften aber nad) dem Steuerka— 
pital getragen; hieraus folgt, daß wenn ein Gut von 
1000 Morgen Flächenraum einer Gemeinde von 2000 
Morgen einverleibt wird, der Befiker zwar ein Stuͤck— 
chen Land und etwas Holz gleich den andern Gemeinds- 
leuten, alſo den 30ten oder 40ten Theil der Nutzungen 
erhalten fann, daß er aber ein Drittbeil aller Ges 
meindelaften trägt; daß, wenn die Gemeinde mit 30 
Pferden und Menſchen zur Frohnde zieht, er deren 10 
für feine Rechnung zu ftellen hat, und ein oder zwey 
Drum eng: ihn fo viel koſten, als die ganze Nukung 
eträgt: Bon ihm wird man alfo nicht jagen, daß er 
Bortheile oder etwas anderes, ald Nachtheile, aus der 
Einmarfung ziehe. J 
Dieſe Darſtellung reicht hin, um die Aufmerkſam—⸗ 
feit der hochverehrten Kammer auf diefen Gefeßesent- 
wurf zu lenken, und jene fcheint auch durch die Bemers 
fung gerechtfertiget, daß bisher mande Proceſſe über 
die Frage, ob ein Diftrift zu einer Gemarkung gehöre, 
oder nicht? an unfern Gerihtshöfen anhängig waren, 
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Rechtöftreite, von denen man doch nicht annehmen fann, 
daß fie aus bloßem Eigenfinn und nicht wegen eines 
höheren Intereſſe geführt worden feyen. 

Wir ftellen indeflen nicht in Abrede, baß das Pris 
Yatintereffe oft dem Staatswohl weicher müfle und die 
Staatsregierung wird dem bisher gefagten entgegen— 
feßen, daß der Öffentlihe Dienjt jene Maaßregel erfor 
dere. Es ift nicht zu leugnen, daß alle Verwaltungs: 
einrichtungen dahin zielen müffen, die Thätigfeit der 
Staatsverwaltung jo wenig als möglich zu lähmen, aber 
ed ift nicht minder wahr, daß zu einem Zwede nie mehr 
Mittel aufgeboten werden dürfen, als die Erreihung 
befielben nothwendig erfordert, und es bleibt und daher 
zu unterfuchen übrig, ob der öffentliche Dienft nicht 
auch ohne die projeftirten ‚Einmarfungen verfehen werden 
koͤnne? Diefe Frage führt und zu den Motiven zuruͤck, 
welche das Großherzogliche Staatsminijterium der Kam⸗ 
‚mer mitgetheilt hat. Ä | 

Das Beyſpiel der überrheinifchen Provinz, welches 
ber Minifterialvortrag anführt, fann bier nicht entſchei— 
dend ſeyn; denn fo wie wir im Allgemeinen eben fo 
wenig Grund haben, die dortigen Snititutionen anzu— 
nehmen, ald jene fich den unfrigen unterwerfen möchte, 
fo ift nicht zu uͤberſehen, daß es nicht ausfchließend das 
Bedürfniß des oͤffentlichen Dienftes war, welches vor 
beynahe 30 Jahren jener Provinz die Einrichtung gab, 
von welcher hier die Rede ift; nur homogene Beltand- 
theile follten den Organismus des Staates bilden und 
fo mußte fid) die große Republif aus unzähligen kleinen 
Republifen zufammen fegen. Hier den Einzelnen gleich» 
fam als Repräfentanten einer ganzen Gemarkung unmits 
telbar unter die Staatsregierung zu fielen, das hätte 
dem Monarchifchen zu fehr geähnelt, als daß die das 
malige Regierung es bitte dulden dürfen, und dieſe 
Nenderung gieng mitten in einer Revolution vor, welche 
das Intereſſe des Einzelnen und erworbene Rechte fo 
wenig achtete, daß fie fie oft zerfiörte, nur damit fie 
zerftört ſeyen. Ä 

Die Gründe, welche das Großherzogliche Staats; 
minifterium zu dem Gefeßesvorfchlag vermögen, zer—⸗ 
fallen in zwey Glaffen. 


Man bezwecket: 
1.) Erleichterung der allgemeinen Staatsverwaltung, 
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2I Erleichterung ber Laft und zugleich. beffere Hand: 
babung ber oͤrtlichen Polizey. i Ä — 
Was die erſte Claſſe anbetrifft, fo iſt im Allgemei⸗ 
nen die Bemerkung vorauszuſchicken, daß die Siaats— 
verwaltung, diefer nicht eingemarften Dijtrifte ungeach— 
tet, bisher überall, wo die Beamten nicht faumfelig wa⸗ 
ven, ihren Gang fortging. Angeführt wird Ä 

a) die Steuererhbebung.. | 

Diefe ift,. ohne ‚Einmarfung, bis zu dieſem Tage 
auf das Bollitändigfte beforgt worden. Nach unferer 
Berfafiung erhebt die Regierung die Steuer unmittelbar 
von dem Gontribuablen, ohne Mitwirkung der Gemeinde, 
weldye alfo hier nicht in Betracht fommt, auch als folche' 
feine Koften davon hat. Konnte diefes bisher gefchehen, 
fo ift es dermalen um fo weniger irgend einem Anftande 
unterworfen, ald die Verordnungen vom 2. März und 
12. uni diefes Sahres die Steuererhebung von den 
Scultheißenftellen trennen, und für mehrere Gemarfun- 
gen zufammen genommen nur einen Untererheber anftels 
len, den die Regierung remunerirt. 

Sn weldyer Beziehung aber 

b) der Minifterialvortrag die Steueraustheis 
Iung durch das Borhandenfeyn folcher einzelnen Dis 
firifte erjchwert findet, ift und nicht ganz deutlich. 
Diefe Diftrifte erfeheinen in dem Provinzials oder Amtss 
catajter als Gemarfungen, die dem Peräquator, wels 
cher Hebregifter und Gefhoß zu fertigen bat, nidht nur 
nicht einen Federftrih mehr, fondern unendlid weniger 
- Mühe ald andere foften, weil fie ald ein Complexus 
oft unter einer einzigen Nummer eingetragen find. 

So fann der Wald von 1000 Morgen unter einer 
Nummer ftehen , während fi) das Geſchoß des Baus 
ern , der 100 Morgen befitst, vielleicht aus 80 Nums 
mern zufammenfegt. 

Es wird ferner angeführt u 

ec) daß es der Einmarkung bebürfe, um eine polis 
A Behörde zu erhalten, deren Gefhäftsthätigfeit bey 
erbrecdhen, Verhaftungen und in allen, die Öffentliche - 
Ordnung betreffenden, Fällen auf der Stelle eintrete. 
Wenn ed an einer folchen Behörde bisher gefehlt hätte, 
fo würde diefes ein großes Gebrechen gewefen feyn; aber 
ed hat daran nie gefehlt oder vielmehr, in den feltenes 
ven Fällen, in welchen e8 daran fehlte, lag die Schuld 
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fediglih an ben VBerwaltungsbehörben ; denn es ift fo 
far, daß im Staate nicht ein Fled Landes vorhanden 
feyn dürfe, auf welchem die Regierung nicht durch, irs 
gend-ein Drgan aud) in der unterfien Inftanz vertreten 
jey, daß niemand fich jest nocy anmaßen wird, ihr Das 
Hecht jtreitig zu machen, fich dieſes Organ felbft zu 
wählen. So war es bisher; denn für alle nichteinges 
marfte Dijtrifte war immer irgend ein Schultheiß bes 
jtellt, welcher gerichtliche und auffergerichtlihe Inſinua— 
‚tionen, Feuers und andere Viſitationen vorzunehmen, 
mit einem Wort alle uud jede, von den Behörden aus— 
gehende, Berfügungen zu vollitreden hatte. 

Wenn aber die Polizey dennoch nicht ganz fo ges 
bandhabt wurde , wie es gefchehen ſeyn würde, wenn 
der hiermit beauftragte Beamte ſtets anweſend gewejen 
wäre, fo fiegt der Grund in den phyſiſchen Hinderniſ— 
ſen, welche die Entfernung diefer Handhabung entgegen 
jeßt, und bieran fann durch die Form einer Einmarz- 
fung, welche die Dijtrifte nicht nähert, nichts geändert 
werden. 2 
d) Inſofern die Anftalten, welche zur Erreichung 
eigentlicher Staatszwede erforderlich find, Koften vers 
urſachen, gingen die Befiger nichteingemarfter Diftrifte 
nicht leer ausz;'zu Gent» und Amtskoſten jeder Art, zu 
Gefaͤngniſſen und andern Griminalfoften, tragen fie bey. 
Man darf aber nicht fügen, daß wenn dem Schultheißen 
Berrihtungen auffer feiner Gemarfung übertragen find, 
diefe auf Koften feiner Gemeinde Statt finden. Der 
Schultheiß iſt nad) unferer Verfaſſung nicht Gemeinde: 
Diener, fondern Diener der Regierung ; fie disponirt 
über ihn, und die Genteinde hat dabey nicht einzufpres 
hen; überdies aber wird er von den Nichteingemarften 
. für feine Bemühungen mit beftimmten Taggeldern remus 
nerirt und e3 iſt vielleicht der Staatsregierung nicht ans 
zuratben, Diefe Fleine Belohnungen für Verrichtungen 
auſſerhalb des Dorfes, felbit nad) gefchehener Einmar— 
kung, ganz eingeben zu laffen, weil es wabhrjcheinlich 
nahtheilig auf den öffentlichen Dienft wirfen würde ; 
es bewirft mithin ‚die Einmarfung nicht einmal diefe 
Feine Erſparniß. 

Endlich | 

e) redet der Vortrag von den Vortheilen, welche 
die Einmarkung in Kriegszeiten gewähren würde; dem 
Anſcheine nad follten auch allerdings Bortheile für ben 


\ 
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Eingemarften, nämlich gleichere DVertheilung der Kalt - 
hieraus entipringen, leider aber hat vie. Erfahrung das. 
Gegentbeil bewährte. Da indeffen bey und die Einquarz 
tirung für eine Vermoͤgens- und nicht für eine Haus 
ferlajt erflärt ift, und dennoch diejenigen, welche Feine, 
oder nicht hinlängliche Gebäude befigen, nicht fogleih 
zugezogen werden koͤnnen, alſo bis zu -ciner Fünftigen 
immer. weit ausſehenden Ausgleichung befreit bleiben 
mäßten, fo iſt es allerdings unvermeidiich, ein für alles 
mal feit zu fegen, von weichen Dorfe aus und in wel» 
hem Berhältniffe diefer oder jener Diftrift bequartirt 
werben fol; es bevarf-aber hierzu feiner Cinmarfung, 
fondern es geſchah auch, was die Höfe und Gebäude 
anbetrifft, bisher jchon in allen denen Aemtern, in wels 
chen Ordnung herrſchte. — | 

Aus allem diefem geht hervor, daß der öffentliche 
Dienft vollftändig verjehen werden fann, ohne dur 
Bermifhung mit den Gemeinden das Intereffe und die 
Rechte Einzelner zu verlegen, und daß es um dag erſte 
zu bewirken, feines Gefetses, fondern nur folcher Reg— 
lementarverfügungen bedarf, welche die Staatsregierung 
ohne Soncurrenz der Stände erlaſſen kann, indem dieſe 
Verfügungen nur Ausführung von Grundfägen feyn 
würden, die von feiner Geite beftritten find. 

Die Unterſuchung der Frage, ob die Erreichuug eis 
gentlicyer Gemeindezwecke die Einmarfungen noͤthig 
made? wird fein anderes Reſultat gewähren. Die 
Frage ijt größtentheils ſchon durch) das vorhergehende 
erörtert, und wenn es fich da ergab, daß der Beſitzer 
einzelner Dijtrifte von den meiſten Polizeyauftalten eis 
ner Gemeinde feinen Gebrauch machen koͤnne, jo wird 
man um fo weniger mißfennen, daß es ungerecht feyn 
würde, ihn die Koften derjelben tragen zu laſſen, als 
er fi) bisher in dem Befiß des Rechtes fand, nicht Theil, 
daran zu nehmen. Es kann nicht von Begüunjtigungen 
"Einzelner auf Koften anderer die Rede feyn, und der 
Grundſatz, welden das Großherzog! Staatsminifterium 
ausfpricht, Daß der Nichteingemarfte zu allen den Au— 
falten beytragen muͤſſe, welche mit zu feinem Nuten und 
Gebrauch gemacht werden , ift allerdings richtig — nur 
davon handelt es fich, ob die Ausnahme Regel werden 
jolle? und mir glauben, daß dieſes nicht nöthig ſey, 
weil die Fälle diefer Art nicht fehr häufig find. Der 
Minijterialvortrag führt die Löfchanftalten an. Dieſe 
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ruhen aber nicht auf dem Gemeindeverband, fondern auf 
dem Haͤuſerbeſitz. 

- Die gewöhnlichen Geräthfchaften muß der Hausei- 
genthimer in feinem Haufe haben, und bie foftfpieliges . 
ren Sprigen, Yeuerleitern u. f. w bat er entweder an— 
geſchafft, und mithin feiner Verbindfichfeit Genüge ges 
leiftet, oder er muß zu einem Spritzendiſtrikte gezogen 
werden, wie es bisher auch gefhah: daß ed aber dazu 
feiner Einmarfung bedürfe, gebt daraus hervor, daß 
nicht jedes Dorf eine eigene bat, fondern oft mehrere 
eine gemeinjchaftliche Sprige haben. Eben jo verhält es 
fi) mit deu Wegen. Es befteht der Grundfak, daß jeder, 
der nicht zu einer Gemeinde gehört, feine Wege felbft 
nnterbalten müfje und die Verwaltungsbehoͤrde hat alle 
Meittel in Händen, ihn hierzu anzubalten; er erfauft | 
alſo mit der Unterhaltung feiner Wege das Net, Die 
der Nachbarn zu gebrauchen und nur in den jeltenen 
Fallen, daß er PB lediglich der Wege einer benachbars 
ten Gemeinde zu Betreibung feines Aderbaues bediente, 
fann es gerecht ſeyn, ihn zu einem Beytrag zur Unter: 
haltung derjelben anzuhalten. 

Da endlich, wo wirkliche Staatslaften durch Vers 
waltungsmaaßregeln auf die Communen übertragen wer« 
den, wie Etappenpläge in Friedengzeiten, Transport 
der Bagabunden und andere ähnlidhe, da tft es billig, 
daß die betroffenen Commünen eine Goncurrenz erbhats 
ten, die ihnen aber, wie die tägliche Erfahrung lehrt, 
ohne Einmarfung zu Theil werden kann. 

Den widhtigften Grund endlich, durch welchen die 
Einmarkung zu fehreiender Ungerechtigkeit gegen ben, 
welchen fie trifft, werden fann, baben wir bisher noch 
verjchwiegen — er befteht in der Theilnahme an den Ge- 
meindes Kricgsfchulden; hier ift von taujenden die Rede, 
‚bie feinem Vermoͤgen entzogen werden. Wenn der Ein 
gemarfte nicht Gemeindsmann wird, oder wenn er nicht 
anmefend ift, fo nimmt er feinen Theil an der Ge: 
meindeverwaltung, und nimmt er Theil daran, fo hat 
er nur eine Stimme unter 50 und 60. en 

Bon ihm hängt es alfo nicht ab, die Verwaltung 
gut zu ordnen; er kann die fehlerhaften Grundfäge, die 
Nachlaͤſſigkeit, die Gewiffenlofigkeit, mit denen fie oft ge— 
führt wird, nicht bannen, und wird doch das Opfer 
ee — Der Bauer willigt oft fehr Teichtfinnig in 
diefe Schulden, von welchen er vielleicht nur den 70ten 
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Theil oder noch weniger zu tragen hat, oder die er 
ganz aus dem Gemeindevermoͤgen bezahlen zu laſſen ges 
denkt, aber auf den größer Begüterten ſaͤllt der Ate oft 
der 3te Theil der ganzen Echuld, ja fie wird oft nur 
deßwegen jo leichtfinnig coutrahirt, weil er einen fo 
bedeutenden Theil derjeiben zu bezahlen hat. Daß fehr 
viele ehedem wohlhabende Familicn auf diefe Weite das 
Dpfer der Unordnungen geworden find, welde in den 
Gemeinden Statt fanden, iſt allen denen befanut, welche 
wit der Berwaltung zu thun hatten, ’ 

Auf diefen Gründen beruht der Antrag des Aus 
ſchuſſes, daß die hochverehrte Kammer dem Gefekesent- 
mwurfe, jo wie er vorliegt, ihre Beyſtimmung verfagen 
und die Staatsregierung cerjuchen möge, entweder dens 
feiben zurüdzunehmen, um den etwa vorhandenen Mänz 
geln durd DBermwaltungsverfügungen abzubelfen, oder 
ihn wenigitens zu modiftciren, wenn fie glaubt, daß es 
ju jener Abhilfe eines. wirflichen Geſetzes bedürfe. 

In diefem ketzten Falle dürfte aber das Geſetz nicht 
von Einmarfung reden, fondern ed müßte ſich nad) der 
Anficht des Ausjchuffes darauf beichränfen, feitzufegen : 

1. Daß alle nichteingemarfte Hofe, Wald= und andere 
Diftrifte, binfichtlicy der allgemeinen Staatsverwaltung 
ſowohl als der. örtlichen Polizey, unter die Aufficht irs 
gend eines Echultheigen gejtellt werden follen. ; 

Daß die Befiger diefer Diftrifte bey der Eins 
gkartirung und den Kriegsfrohnden, welche die Gemeinde, 
der diefer Schultheiß vorjteht, treffen, nad einem im 
Voraus feftzufegenden PVerhältniffe zur Mitleidenheit 
gezogen werden follen. | 

111. Daß fie zur Errichtung oder Unterhaltung der: 
jenigen Polizeyanftalten eben diefer Gemeinde, weldje ers 
weislich mit zu ihrem Nuten und Gebrauch gereichen 
und nöthig geworden find, einen verhältnigmäßigen 
Beytrag nad) einem, von den VBerwaltungsbehörden für 
jeden Fall nad) dem Steuerfuße, der Kopfzahl oder 
* ——— feſtzuſetzenden, Maaßſtabe zu lei⸗ 

en habe. 

IV. Daß die Provinzial-Verwaltungsbehoͤrden mit 
der Ausführung dieſes Gejeted beauftragt feyn und den 
in dem Art. 1 erwähnten Auftrag überall, wo nicht 
befondere Gründe zu einer Ausnahme vorliegen, dem 
zunaͤchſt wohnenden Schultheißen geben, zugleich aber 
eine Revifion der friiheren Aufträge dieſer Art vorneb- 
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men follen, um fie da, wo ed nöthig feheint, auf zweck 
mäßige Weije zu ändern. - 
* Auf diefe Weile würden die Zwecke, welche ben 
- eriten Gejegesentwurfe unterliegen, erreicht und Doch dic 
Nachtbeile vermicden werden, welche durch denſelben, 
oder unter dem Vorwande defjelben, für Einzelne ent 
. ftehen würden. Um jedoch alles zu erjchöpfen,, die Ber- 
waltung möglichjt zu vereinfachen und in Betracht. zu— 
glei) , daß die Einmarfung für Heine Grundbefiker, 
weiche ganz In demfelben Verhaͤltniſſe, wie die übrigen 
Dorfbewohner jichen, von geringem Nachtheil, zuweilen 
vortheilhaft ift, fünnte noch hinzugefügt werden: 
| V. Das e8 den Befigern nichteingemarfter Grund: 
ftücfe frey ſtehen folle, diejelbe der Gemarkung degjeni- 
gen Dorfes, in deſſen Schultheißenfprengel fie fallen, 
einverleiben zu laffen, und daß fie, Infofern diefe Grund: 
ftücfe mit Gebäuden verjehen find, zu dem Ende als 
Eingeborne eben diefes Dorfes betrachtet werden; das 
es ihnen, wenn fie übrigens die erforderlichen Eigen— 
fchaften befigen, fret ftehen folle, in die Gemeinde eins 
zutreten, mithin, in diefem Falle, aller VBortheile und 
Laſten der Gemeindsleute theilhaftig zu werden. 
Durd) dieje legte Beftimmung wird fih die Sache 

in ihr natürliches Verbältniß fielen, und alle diejenis 
en, für welche die Einmarfung nicht eine Bedruͤckung 
iſt, werden in die Gemeinden eintteten. 


mim 


X. 


Vortrag über die Frage, ob der Herr Freiherr 
Jeannot von Riedeſel in der Eigenfchaft ald 
senior familiae Mitglied ver erften Kammer 
werden Fönne ? erftattet von dem Großherzogl. 
Dberappellationsgerichtsvath Dr. Arens, 


Es ift in der erften Kanımer die Frage zur Sprache 
gekommen, ob der Herr Freiherr Jeannot von Niedefel 
in der Eigenfchaft als senior der Freiherrlich von Ried: 
efeliichen Familie Sis und Stimme in der erftien Kam⸗ 
mer der Stände in Anfpruch nehmen. könne? 
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Bisher Fonnte mit. Beſtand Über diefe Frage nichts 
en tſchieden werben; weil es an ben Entfagungspofus- 
menten fehlte, woburd der senior, subsenior und sub- 
subsenior der von Miedefelifchen Familie auf das Seniorat 

Gunften des Herrn Freiherrn Seannot von Riedeſel 
Berzicht geleiftet haben. Diefe Dofumente find num 
von dem Grofherzoglichen Geheimen Staatsminifterium 
der Kammer mitgerheilt worden, und ich bin beauftragt, 
* hier vorliegende Frage meine rechtliche Anſicht 
zu aͤuſſern. 

Son den gedachten Urkunden ergibt die, von dem 
Suftizamte zu Lauterbach ausgeſtellte, (Lit. B) baß 
ber Herr Jeannot v. Riedeſel nad ben drey Freiberrn 
0. Niedefel, welche zu deſſen Gunften auf dad Seniorat 
verzichtet haben, der aͤlteſte iſt; man kann daher diefen 
Dunft als völlig in juriſtiſcher Gewißheit exiſtirend bes 
tracdhten. | 
Eben ſo bemweifen brey andere sub C, D u. E vors 
de Urkunden in hinlaͤnglich beglaubigter Form: daß 
der Senior, Sub⸗ und Subfubfenior der Familie auf 
das Seniorat zu Gunften bes Freiheren Seannot von 
Riedeſel wirklich verzichtet. haben. 

Da es num rechtlich nicht ‚bezweifelt werben ann, 
—E—e⸗ daß bie drey Äelteſte der Familie auf das - 

orat verzichten, der unmittelbar auf fie folgende 
Aeltere ipso jure senior familiae wird, indem fie durch 
diefe Berzichtleiftung in Beziehung auf das Seniorat 
gen in bafjelbe Verhältniß treten, als ob fie durch den 
seniores familiae zu feyn aufgehört hätten — ba 
ferner die Rechtsguͤltigkeit der Verzichte um fo gewiſſer 
feinem. Zweifel Ba feyn kann, als fein Grund 
u erfinden ift, aus weldem das Seniorat von ber 
Balichkeit eines rechtlich wirffamen BVerzichtes ausge— 
ſcloſen feyn koͤnnte; da es vielmehr ein befannter 
Rehtsgrnndfaß ift, Daß jeder auf die ihm zuftehende 
Rechte, die mit Feiner. Verbindlichfeit ungertrennlich 
serbunden find, Verzicht Ieiften kann; jo ift es auch 
nicht möglich, von diefer Seite die Anfprüce des Frei- 
Seren Jeannot v. Riedeſel auf die verfaflungsmäßige 
Mit Bene ber erften Kammer qua senior familiae 

— [ zu ziehen. 

ine andere Geftalt gewinnt aber die. Sache, wenn 
man den Inhalt der Berzichtleiitungen naher in's Auge 

Berh. d. erft. Kammer. Beil. Heft 1. 3 
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faßt. In allen drey Dokumenten wird auf das Senio— 
rat zit Gunſten des Freiherrn Jeannot v. Niedefel 


„bloß in Beziehung auf die landitändie 
‚ben Angelegenheiten des Großherzog— 
„tbums Heſſen“ Er: 


Berzicht geleiftet. Hier find num zwey Fälle möglich? - 


4) kann der, nah der Faffung der Urkunden 
wahrjcheinlichere, Fall eintreten, dag mit dem Senivrate 
auh noch andere Rechte, als das Recht der Landr 
ſtandſchaft, verbunden find.- Wäre diefed, fo würde 
der Freiherr Jeannot von* Riedejel pro parte senior 
und pro parte nicht senior familiae feyn. Diefe Thei— 
füng des Seniorats ift aber, der Natur der Sache nady, 
dem Begriffe des Seniorats zu widerſprechend und uns 
möglich, und da das Berfaffungsedift nur den Senior 
‘ der Familie in die erſte Ständefammer beruft, ber 

- Freiherr Jeannot v. Riedeſel aber durch dieſe befchränfte 
Verzichtleiſtung jur iſtiſch nicht ſowohl als wirklicher 
senior familiae als vielmehr als bloßer substitutus ratione 
juris specialis seniori competentis erſcheinen würde, Die 
Subftitution aber durch den Hten Art. des. Verfaflungss 
edikts fchlechthin unterfagt ift; fo wird der Herr Freis 
berr Seannot v. Niedefel auch nicht eher auf Sit und 
Stimme Anfprüde machen fönnen, ald big die drey 
Familien-Aeltere auf das Seniorat, feinem ganzen 
Umfange nach, Verzicht geleiftet haben. 

. Mau Ffönnte zwar vielleicht biergegen einwenden, 
daß der 2te Art. des BVerfaffungsediftd den senior fa- 
miliae, dod mit Rüdfiht auf das, der Familie frü- 
herhin zuſtaͤndig geweſene, Grbmarfchallamt, in die 
erite Kammer rufe, der jetzige Erbmarfchall aber nad 
einem, mit des chemaligen Yandgrafen Ernit von Heffen 
Durchlaucht im Jahr 1713 abgefchloffenen , Vergleiche 
$, 3 das Recht der Subftitution ausdruͤcklich concedirt 
erhalten. babe, dieſes Recht mithin auch noch jegt in 
Ausübung gebradht werden bürfe. 

Allein diefes Recht kann bei der allgemeinen Faſſung 
des Art. 9 jeßt nicht mehr angeführt werden, und. es 
kann darauf höchftens ein, durch die Billigfeit unters 
ftüßtes, Geſuch gegründet werden: daß das nämliche 
Recht auch jest noch als Ausnahme von der Regel ges 
währt werden möge. En 
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2 Iſt es möglich, daß mit dem Seniorate weiter 
feine Rechte mehr verbunden find ;' dann erfcheinen die in 
den Berzichtleiftungsurfunten gebrauchten Worte: 

„in Beziehung auf die lantitändifchen Angelegenheiten‘’ 
offenbar überfläffig, und es werden der Senior, Subs 
fenior und Subfubfenior um fo weniger Bedenken tras 
gen, in neu auszuftellenden VBerzichturfunden diefe Worte 

ulaffen, und der Verzichtleiftung eine ganz allges 
meine Faflung zu geben. Ä 

Unter biefen Umftänden dürfte demnach ber, an. die 
erfie Kammer zu richtende, Antrag etwa fo. zu faflen 

e 


„Dem Herrn Freiherrn Geannot von Riebefel aufzu⸗ 
en zuvor nod andere, ganz allgemein gefaßte, 

erzichtleiftungsurfunden von dem Senior, Subfenior 
und Subfubfenior der. Familie beyzubringen, worauf 
feine Zulaffung als Mitglied der erften Kammer der 
Stände in der Eigenfchaft als senior familiae weiter 
feinen Anjtand finden werde.“ 


aumummammsivsvunssas 
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Bortrag des Großherzogl. Oberappellationsgerichts: 
rate Dr. Arend, ald Berichtserftatterd des 
zweyten Ausfchuffes, über den Gefeßesentwurf, 
die neue Wahl von Deputirten betr. | 





Die Großherzogliche Staatsregierung hat durch den 
Herrn Geheimen Staaterath Freiherrn von Gruben der 
eriten Kammer folgenden Geſetzesentwurf zur Genehmigung 
vorlegen laffen. | 2 | 

Einziger Artifel. 
„, An die Stelle der früher gewählten Abgeordneten 
zu dem Landtage, welde ihrem Rufe nicht folgen. 
zu wollen fidy erklärt haben , follen neue Abgeordnete 
sewäblt werden. Die früher Gewählten find bey Die: 
jen Wahlen nicht wieder wählbar. — 

Nach dem Vortrage des Herrn Commiſſarius, wel- 
cher dieſe Vorſtellung begleitet, iſt dieſer Entwurf da— 
durch veranlaßt worden, daß ſich mehrere zu Deputirten 

3* 


- 


⸗ 
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Gewählte beftimmt gemweigert haben, dem ihnen ge 


wordenen ehrenvollen Rufe, an den Gefchäften des Land⸗ 
tags Antheil zu nehmen, zu entjprechen. F 
In eben dieſem Vortrage wird der Zweck des Ge— 


ſetzes dahin angegeben: denjenigen, welche durch dieſe 


Deputirten auf.dem Landtage vertreten werden: ſollen, 


das Recht der Theilnahme an der Zuſammenſetzung der 
Landesrepraͤſentation auch für die dermalige Staͤndever— 
ſammlung zu ſichern, und den Nachtheil von ihnen entre 
fernt zu’ halten, der aus der, ohne geſetzliche Gruͤnde 
gejchehenen , Weigerung ihrer Deputirten für fie bers 


vorgehe. 


Bey der Pruͤfung dieſes Entwurfs kann es nun wohl 


| nicht zweifelhaft :feyn, daß die Staatöregierung fich 


dringend. aufgefordert fühlen muß, ben einzelnen Stad— 
ten und Wahlbezirfen die Ausübung. des ihnen zuſtehen— 


den Rechts: auf dem. Landtage vertreten zu werden, nad 


Möglichkeit: zu  fihern, und eben fo wenig wird Die 
Rechtlichkeit der in ‚dem Geſetze ausgeiprochenen 
Wuahlunfähigkeit der fich weigernden Deputirten bezweis 
felt werden fünnen. Es kann Daher hier bloß die Frage 
entftehen: ob der Entwurf ein hinlaͤnglich fiherm 
des und genügendes Mittel für den ausgefprocher 
nen Zwed des Gefeßes darbiete? 

. Referent getraut fich nicht , diefe Frage: unbedingt 


mit Ja zu beantworten. 


Wenn es wahr ift, was fehr häufig verfichert wird, 
daß die Wahlmänner der hiefigen Nefidenz ihren Depus 
tirten eine Danfadreffe überreicht; daß fie den Oberaps 
pellationsgerichtsrath Höpfner zum zweytenmale gewählt; 
daß ſich ferner die Wahlmänner in Gießen ‚gegen den 
dortigen Deputirten ungefähr auf diejelbe Weiſe benoms 
men haben; daß weiter die Gefinnung der. Wahlmduner 
an mehreren Orten von gleicher Art jeyn foll; uud daß 
endlich das unbefangene Urtheil_ der Gemäßigten zu ber 
Bermuthung berechtigt zu feyn fcheint, daß eine Faftion 


beſtehe, welche die Idee, an den Landtagsverhandlungen 


feinen Antheil nehmen zu bürfen, zu verbreitend und 
ihr Annahme zu verfchaffen bemüht. iftz fo laͤßt ſich 
‘vielleicht nicht erwarten, daß die Vollziehung des,. der 
Kammer vorgelegten ,. Gefeßesentwurfs , den Wahlbezirs 


. fen die Ausübung ihres Rechts ſichern, oder richtiger, 


ihnen dazu verhel en werde. Es ift vielmepr im hoben 
Grade wahrfcheinlih , entweder: daß die Wahlmänr 
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ner wieder nur folde wählen werben, von welchen 


fie zum Boraus gewiß find, daß fie den. Ruf gleichfalls - 


ablehnen ‚werden; oder daß fie bie Vornahme 8 
Wahlen ganz verweigern werden. 

Ermwägt man alle biefe VBerbältniffe, fo. kann man 

dadurch zu einer zweifachen Anſicht gefuͤhrt werden. 

1.) Zu der Anſicht: daß der Geſetzesvorſchlag als 
zwedwidrig ganz zu verwerfen ſey, uud daß an deſſen 
Etelle ein ganz anderer, die Gewählten mit Nachtheilen 
bedrohender, ſubſtituirt werben muͤſſe. 

2.) Zu der Meinung: daß der Inhalt des. Ents 
wurfs in jedem Halle auch anf die Wahlmänner- ausge⸗ 
dehut werden muͤſſe. 

Bei genauerer Pruͤfung kann ich mich indeſſen für 
feine diefer beyden Anfichten erklären. 

Für.die Erftere nicht, weil es 

a) immer möglid) bleibt, daß bag Geſetz ſeinen 
Zweck erreicht. Der Landtag iſt jetzt feſt ‚conftiturrr 
und es dürfte daher felbit in dem Intereſſe der Wahl: 
männer, welche überjpannte Forderungen an die Ber: 
fafjung und den Landtag machen, liegen, daß aud) 
ihre Deputirte an ben Verhandiungen bed Landtags, 
der auch ohne weitere Vervollftändigung ruhig: "feinen 
Fortgang behalten wird, Antheil nehmen. 


‘ 


b) Die Regierung bat bisher alles Vorgefallene 


mit confeguenter Ruhe und Mäfigung behandelt. . Sie 
En daher aus ihrer Conſequenz heraus fallen, wenn 
fie‘ hier den gelindern Weg zum Zwecke unverfucht laſ⸗ 
fen und ſogleich zu ſtrengen Maaßregeln ‚greifen 
wollte. Diefen Weg der Milde und Mäßigung ohne 
wirfliche Noth zu verlaifen , dazu kann um. fo weniger 
geratben werden, als man: ed bier zugleich mit ‘der 
DOpinion der Menfchen zu thun bat, gegen. welche ſich 
der Weg der Güte, fo lange er noch mit der Hoffnung 
einigen Erfolgs betreten werben: fann, fchon der Natur 
der Sache nach, als der zweckgemaͤßere empfiehlt. — 

c) Es iſt moͤglich, daß Die Verweigerung bed Eides 
bey mehreren Deputirten einzig und allein in ihrer Ins 
dividualität ihren Grund batz daß .deren Wahlmänner 
daran gar feinen Theil haben; und daß dieſe, wenn 
ihre Anfichten aud mit ber ihrer Deputirten” bisher 
uͤbereinſtimmten, in Neuerer Zeit zu richtigern und ges 
mäßigtern Anfichten zurücgefehrt * koͤnnen. 

uͤr die zweyte nicht, weil ſie 
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a) nicht confequent durchgefuͤhrt verden kann. 
Wollte man das, was der Entwurf in Anfehung der 
Deputirten verordnet, auch auf die Wahlmänner, welche 
eine weitere Wahl — ausdehnen, ſo wuͤrde 
man folgerichtig die Verordnung auch auf diejeni— 
‚gen, welche die Wahlmaͤnner zu wählen haben, ja ends 
lich felbft auf dag, die erftie Wahl vornehmende, geſammte 
Bolt ausdehnen und anwenden müfien. J 

b) In der Verweigerung der Wahlen ſtellt ſich ein 
weit groͤßere Verletzung der Buͤrgerpflicht, als in der, 
durch das Gewiſſen des Menſchen einigermaaßen auf Ent— 
ſchuldigung Anſpruch machenden, Verweigerung des Eides 
-dar. Man würde daher durch die Ausdehnung des Ent—⸗ 
wurfs auf die Wahlmänner eine Ungleichheit begründen, 
die fich nicht rechtfertigen läßt. | 

ec) Sn dem, ben Entwurf begleitenden, Bortrage des 
Großherzogl. Commiſſarius wird ausdruͤcklich gefagt : 
„daß die Regierung e8 ſich vorbehalte, weitere fe 
gislative Maaßregeln, wenn die Umitände fie erfor, 
dern follten,, in Borfchlag zu bringen. . zu 

Wenn es ſich demnach) zeigen follte, daß die. Wahl: 
männer ihrer Verbinblichfeit, aufs neue zu wählen, 
nachzufommen ſich weigerten ; fo würde alsdann in 
dem zu eriafienden Gejege aud gegen fie mit der. ge 
eigneten Strenge vorgefchritten werben müffen. Dies 
ſchon jegt zu tbun, würde, da die Regierung gegen 
die Deputirten noch zur Zeit den Weg ber Strenge 
nicht betreten will, notbwendig zu einer Inconſequenz 
führen. 
Auch dürfte 

d) aus bdiefer Ausdehnung ber Nachtheil hervor: 
gehen, daß die Wahlmänner dadurd) möglicher Weife 
en Ideen geführt werden koͤnnen, die fie bis jegt nicht 

atten. 

Aus diefen Gründen bin ich der Meinung: daß 
ber, von ber Staatsregierung vorgelegte, Entwurf, 
fo wie er vorliegt, zur Genehmigung wohl geeignet fey, 
und ich babe die Ehre, hierbey zugleich zu bemerfen, daß 
nad) den vertraulichen Eröffnungen , die ic) von dem 
Herrn Referenten des Gefetausfchuffes der zwenten Kam; 
mer erhalten habe, dieſer Ausſchuß gleichfalls auf die 
Genehmigung ded Entwurfs antragen wird. 
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Der Ausihuß war mit diefem Antrage einverftan- 
den, wünjchte aber einſtimmig, daß der Gefeßesentwurf 
noch folgende Zufäße erhalten möge, 7" 
— . Art, 2. Diefes Befeg tritt vom dem Tage, an wel- 
hem es den einzelnen Wahlkollegien bekannt gemacht 
werden wird, in Wirkſamkeit. | 
— Urt. 3. Sollte dur diefe Anordnung ber Zwed, 
den Städten und Wahlbezirfen die verfaffungsmäßige 
Repräfentation in der zweyten Kammer der, Stände zu 

währen, nicht volljtäindig erreicht werden 5. fo bleiben 

r hieien Fall die weiteren gefeglichen Maaßregeln vor: 

ten. 

-— Der vorzufchlagende Art 2. werde durch die allge: 
meine Vorſchrift motivirt, daß jedes Gefeg erft nach dem 
Ablaufe von 14 Tagen, von dem Erfcheinen in dem Ne: 
gierungsblatte an gerechnet, geſetzliche Kraft erlange. 

-. Der Art 3 aber jey um befmwillen zwerfgemäß, um 
den Grund und Zwed des Geſetzes zugleich aber auch 

ubeuten, daß die gefetgebende Gewalt die Abficht 
babe, Fräftigere Maafregeln . eintreten zu laſſen auf 
die Fälle, daß diefe Anordnung ihren Zweck nicht ganz 
erreichen jollte. 
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Vortrag des zweyten Ausſchuſſes, den Entwurf einer 
Inſtruktion für Steinſetzer betr., gehalten von 
dem Herrn Staatsminiſter Freiherrn du Thil. 


Die zweyte Kammer der Staͤnde des Großherzog— 
thums iſt durch eine, ihr von dem Koͤniglich Bateri- 
ihen Commiſſionsrath Klüber überfchicte, von Ihm zum 
Drud gegebene, Inftruftion für Landesſchieder, Stein 
feger u. f. w. veranlaßt worden, dieſen Gegenftand 
überhaupt in Berathung zu ziehen, und hat hierauf dem 
Beſchluß gefaßt, die Großherzogl. Staatsregierung um 
Borlegung eines Entwurfs einer neuen Steinfegorbnung 
zu erjuchen. Da fie hierzu der Beyſtimmung ber erften 
Kammer bedarf, fo erjucht fie diefelbe durch einen Erlaß 
vom 18. d. M. diefe Materie ihrer näheren. Yufmerfs 
jamfeit zu würdigen. 
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Der Gegenſtand iſt keineswegs unwichtig. Die 
Vernachlaͤſſigung der Landes, der Gemarkungs⸗ und 
Privatgrenzen hat ſchon zu unzaͤhligen Streitigkeiten und 
Proceſſen Anlaß gegebem, welchen nur durch eine un— 
unterbrochene, dieſem Gegenſtande gewidmete, Aufmerfs 
ſamkeit fuͤr die Zukunft vorgebeugt werden kann. Moͤ—⸗ 
gen auch die vorhandenen Inſtruktionen und die Steuer— 
regulirung bewirkt haben, daß in neueren Zeiten die 
Landes- und zum Theil Gemarkungsgrenzen gut unters 
halten‘ werden , fo läßt ſich doch daffelbe nicht für” das 
ganze Land von den Privatgrenzen fagen. Die Steuerregu- 
lirung gründet fih an den mwenigiten Orten anf neue Des 

tailvermeſſungen, meiftens auf die alten Lagerbuͤcher, in 
welchen fich aufgezeichnet findet, welches Flaͤchenmaaß 
ein jedes Grundſtuͤck erhalten fol; geht man aber zu 
einer näheren Prüfung des Flaͤchenraums über , fo fins 
bet ſich häufig, daß ber Eine ein Stud Landes vers 
fteuert, das er nicht befigt und der andere eines befigt, 
das er nicht verfteuert. Diefe Ungerechtigfeit rührt ei» 
neötheild daher, daß. es nicht ſowohl an ciner Be— 
börde fehlt, die ihre Aufmerfjamkfeit auf die Unterhals 
tung der Grenzzeichen zu richten hätte, als an Einridy- 
tungen, welcdye dieſe Behörde zu einer ununterbrochenen 
Thätigfeit noͤthigte — anderentheild daher, daß fo wie 
überhaupt unferm Zeitalter manches fonft ehrwürdige nicht 
mehr ehrwürdig erfcheint,, jo auch die Grenzfteine von dem 
Nimbus der Unverlegbarfeit,, der fie font umgab, entflei- 
det worden find, und ohne Bedenken durch Unachtfamfeit 
nenn ‚ als abfichtlich, zerftört worden, worauf denn 

er habjüchtigfte zweyer Nachbarn fih von Jahr zu 
Jahr etwas mehr von dem Eigenthume ded anderen zus 
eignet, ed im eigentlichen Sinne des Worts ftiehlt. Dem 
eriteren diefer Gebrechen kann durch Gefeßgebung und 
Einrichtungen abgeholfen, das zweyte durch Strafgefege 
ag werden, und die Staatsbewohner Finnen das 

er mit Recht von der Regierung auch in diefem Zweige 
ber Sicherheitspolizey Schuß ihres Eigenthums verlans 
gen. Dennoch laͤßt ſich nicht behaupten, daß unfere 
Gefeßgebung über dieſen Gegenſtand erfchöpfend fey, 
namentlich; fehlt es ganz an einer allgemeinen Steinjeßs 
Ordnung, und wenn wir gleich über das Verfahren, bey 
Revifion der Landes und Gemarkungsgrenzen ein Ges 
feg vom Jahr 1791 haben; fo befchäftiget fich Diefes 
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doch nicht mit den Privatgrenzen. Mit dieſem Tadel 
ſoll indeſſen nur angedeutet werden, daß noch manches 
zu wuͤnſchen uͤbrig ſey; denn man darf nicht glauben, 
daß dieſer Zweig ganz verwahrloſt fey. 

Die Sache ift zu wichtig und greift zu fehr in das 
bürgerliche. Leben ein, ald daß nicht das Gefühl des 
Beduͤrfniſſes folher Einrichtungen fie überall hervor: 
gerufen haben follte; aber gerade der Umftand, daß 
diefe Einrichtungen von undenklichen Zeiten ber beftanz 
den, mag wohl verhindert haben, daß es nie zu einer 
gleihförmigen Gefetgebung , deren Nothwendigkeit mes 
niger fühlbar ward, kam. Hierdurch wird jedoch den 
Dberbehörden die fo nöthige Controle und allgemeine 
Aufficht nicht nur erjchwert, fondern es wird auch die⸗— 
fer Theil ber Polizey, weil man überall nach Herkom⸗ 
men und pariielen Anordnungen verfährt, nicht überall 
gleich gut gehandhabt und hängt überhaupt fehr von 
ber Thaͤtigkeit oder Nachläffigfeit der Ortsbehoͤrden ab. 

Anfofern erfcheint mithin der Wunſch der zweyten 
Kammer ber Stände ale vollfommen gerechtfertiget und 
der Ausichuß kann nicht umhin, die hochanfehnliche erfte 
Kammer einzuladen ſich demjelben anzufchliegen. 

Die Feine Arbeit des Herrn Klübers, welcher fehr 
viel Erfahrung in diefer Materie beſitzt, fcheint erſchoͤ— 
pfend und ift in fo fern muſterhaft; nur bat ihn das 
Beitreben, dem Publicum, für welches er fihrieb,. dag. 
beißt allen fogenaunten Feldgeſchwornen oder Steinfaß- ' 
gerichten in ganz Deutihland, welche in der Negel aus 
bloßen Bauern beftehen, durchaus verjtändlich zu wers 
den, zu Wiederholungen und Umfchreibungen veranlaßt, 
die in der That bey der Stufe der Cultur, auf welcher 
bey uns die Landbewohner ſtehen, überflüffig feyn dürfte, 
fo daß das Ganze ohne Nachtheil abgekürzt werben 
fönnte. Die Kammern koͤnnen indeffen diefes der Be: 
urtheilung der Staatsregierung, welder verfaſſungs— 
mäßig die Initiative bey Gefegen zufteht, füglich übers 
laſſen; weil aber Herr Klüber in feiner VBorrede ruͤhmt, 
daß fein Snftruftionsentwurf von einigen Regierungen 
zum Gefeg erhoben worden fey, und weil er zu dieſem 
Ende fein Büchlein in großen Quantitäten zum Kauf 
anbietet; fo feheint e8 dem Ausſchuſſe zu Befeitigung 
jedes Mißverftändniffes nicht überflüffig, in dem Erlaſſe 
an bie Großherzogliche Staatsregierung beftimmt anzus 


DE Beylage AL: 


deuten, daß die Kammern nicht die Einführung dieſer 
Inſtruktion, fondern eine, auf diefe Grundlage gebaute, 
neue Arbeit winfchen. — 
Die Hauptverbeſſerung nämlich, welche ſich anbrin— 
gen ließe, waͤre die Trennung der Materien. Herr 
Klüber hat in feine Inſtruktion alles aufgenommen, 
was er über Grenzberichtigungen überhaupt fagen wollte, 
und bat fie hierdurch fo weirläuftig gemacht, daß fie 
von dem gewöhnlichen Bauern , den fie doch hauptſaͤch— 
lic) mit angeht, ſchwerlich mit der gehörigen Aufmerfs 
famfeir gelefen und noch weniger. aufgefaßt werden 
. dürfte. Diefer Nachtheil wiirde vermieden und jedem 
der Ueberblick erleichtert werden, wenn man zwey Ges 
feße gleichzeitig erjcheinen ließe. on 
Das erſte würde den Steinſetzer-Genoſſenſchaften 
Coder wie fie fonft genannt werden mögen) im ganzen 
Großherzogthum eine gleichförmige Organifation geben, 
und zugleich die Snftruftion für diefelben enthalten, das 
heißt , alle mit ihrem Amte verbundenen VBerrichtungen 
auf dad Genauefte vorfchreiben. I 
Das zweyte würde neben einer furzen Wiederholung 
deffen , was über die Berichtigung und Bewahrung der 
Grenzen überhaupt fchon verordnet it, die Vorfchriften 
enthalten, welde man jedem einzelnen Grundbeftger 
nad Anleitung der Klüber’fchen Arbeit in diefer Nüd- 
fiht geben will, und die Strafe feitiegen, welche dem 
Uebertreter diefer VBorfchriften zu Theil werden follen 5 
wodurch wahrfcheinlich mehr Klarheit in diefen Theil. 
ber, Geſetzgebung gebracht werden würde. ’ 
Wenn die hochanjehnliche Kammer diefes genehmis 
get, fo fünnte die zweyte Kammer in dem Antwortjchreis 
ben auf diefe Idee aufmerffam gemacht und dann dem 
Ausſchuſſe überfaffen werden, fich mit ihr über die Faſſung 
des Erlajjes an dıe Staatsregierung zu vereinigen. 
Der Ausihuß glaubt ſich dermalen auf diefe allge: 
meinen Andeutungen befchränfen zu müffen, weil der 
Entwurf jener Geſetze ihm nicht obliegt, und alfo das 
Eingeben im die einzelnen Beftimmungen, welche fie ent» 
hatten fönnten, zu unnuͤtzen Wiederholungen führen 
würde, da er doch, wenn ſolche Gefete vorgelegt wers 
den, noch in der Fall fommt, ber bochanfehnlichen 
Kammer jein Gutachten über jeden Artikel insbefondere 
abzuftatten, — 


mr 
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All. .‘, 
Vortrag an den zweyten Ausfhuß der erften Kam: 
. „mer. der: Etänvde über den, die Verantwort⸗ 
lihfeit ver Minifter ꝛc. betreffenden, Geſetzes⸗ 
entwurf; erftattet von dem Grofherzoglichen 
Oberappellations⸗-Gerichtsrath Dr. Arens. 


“:; Hätte es je zweifelhaft feyn fünnen, ob die Groß» 
berzogliche Staatsregierung einen feft begründeten Zus 
ſtand verfaffungsmäßiger Freiheit ernftlich wolle, fo 
würde diefer Zweifel doch jest, feitdem ber Großher— 
zoglidye Staatsminifter der Kammer den, die Verants 
mortlidjfeit der Minifter ꝛc. ausſprechenden, Geſetzes⸗ 
entwurf vorgelegt bat, gänzlich verfchrwinden müffen. 

- Der Minifter hat in den Motiven zu diefem Ent— 
wurfe ein Princip entwickelt, was fich allen und zwar 
ſelbſt aud) denjenigen als das einzig richtige aufbrängen 
muß, bey denen es zweifelhaft iſt; ob ihre Zweifel an 
der redlihen Gefinnung der Regierung aus Ueberzeus 
gung oder aus boͤſem Willen hervorgehen. | 

Der: Regent Fann als der gejeßliche Echüßer dee 
Rechts nichts unrechtliches wollen. m, 

Diefer Grundfag, den ſchon das roͤmiſche Recht als 
Behandlungss und Vollziehungsprincip fitr die, beſte— 
bende allgemeine Gefeße berührenden, ſpeciellen Verfuͤgun⸗ 
gen des Regenten aufftellt *%), ift hier auf die verfafs 
ſungsmaͤßigen Rechte des heſſiſchen Volkes angewendet, 
und in feiner Anwendung zur feften Schußgwehr gegen 


IC. 5 et 7 eod. de pree imp. offerendis (1 19) 
Imp Theod. et Valentinianus Reseripta contra jus elicita ab 
omuibus judicibus refutari praecipimus. | 
C.C Cod. si contra jus vel utilitateın publicam etc. (1. 22) 
Imp Anastasius 
„» Omnes cujuscunque majoris vel minoris universae nostrae 
reipublicae judices monemus, ut nullum rescriptum, uullanı 
'pragmaticam sanctionem, uullam. sacraın adnotationem, quae 
generali juri vel ntilitati publ’cae adversa videatnr, in dis- 
ceplationem cujuslibet litigii patiantur. proferri, sed gene- 
' rales sacras constlitutiones modis omnibus non dubitent. ob- 
. servandas. ‘ 
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alle Rechtsverlegungen geworben, die von ber Staats: 
regierung je ausgehen Fünnen. 

“Eine fubjeftive Verlegung bed Rechts iſt für 
den Regenten eben darum, weil er das Unrechte, das 
Ungefessliche nicht wollen fann, nicht denkbar. Geht 
daber aus feinem Willen dennoch) eine Nechtsverlegung 
hervor; fo kann dieſe in Anfehbung Seiner nur 
eine objektive feyn, und bloß darin ihren Grund haben, 
daß er das Nechte nicht richtig erfannt hat. Mit Dies 
- fen Nichterfennen fängt nun aber von felbft die Schuld 
der Minijter und aller derjenigen an, die den Negenten 
als feine erfte Näthe umgeben. Nur in ihrem böfen 
Willen oder im ihrer Nachläfftgfeit und Unwiffenbeit 
kann und darf ber Grund des gefränften Rechts aufg:s 
funden werden; weil es zu ihrer Amtspflicht gehört, 
das Recht genau zu kennen, und den NRegenten auf die 
gefeglichen Grenzen feines Willens aufmerkfam zu machen. 

Es fcheint indefjen doch ein Fall möglich zu feyn, 


in welchem es auch ohne alle Schuld der Minifter x. _ 


zur Beugung ded Rechts fommen kann. ES ift möge 
lih, bie Minijter haben den Regenten vergebens zu 
überzeugen geſucht — es fteht Ueberzeugung gegen'Uebers 
zengung — der Regent befteht auf der Erfüllung feines. 
Willens: bier ſcheint des Negenten Willen vollzogen 
werden zu müffen, ohne daß je die Minifter eine. Vers 
antwortlichfeit treffen kann. 

Diefe Folgerung würde ganz richtig feyn, wenn es 
ohne Verlegung des monarchiihen Principe und ohne 
die Heiltgkeit ded Regenten anzutaften, anginge, die 
Berantwortlicfeit der Minifter auf ihn zu übertragen ; 
wenn ed, ohne die Würde und Unverleglichfeit bes Ne; 
genten in ihrer Grundfeite zu erſchüttern, möglich, wäre, 
den Negenten vor Gericht zu fielen, und durch dieſes 
entfcheiden zu laffen: ob fein Wille ein gefetlicher oder 
ungefeglicher war. Da biefes aber nicht möglich ift, 
und da auf der andern Seite die Verfaffung ohne alle 
Garantie feyn würde, wenn man das Urtheil über ihre 
Beachtung oder Verlegung bloß von dem guten Glaus 
ben und der Ueberzeugung des Negenten abhängig mas 
hen wollte; fo bleibt durchaus nichts anders übrig, ale 
auch in dieſem Falle die Verantwortlichfeit der Minis 
fter in der Form auszufprechen,, wie biefes in dem, ber 
Kammer vorgelegten, Gefegesentwurf gefchehen iſt. Es 
würde naͤmlich eben fo ungerecht als abfurd feyn, den 
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Minifter für verantwortlich zu erklären, und ihm dabey 
die unbedingte Unterordnung feiner Weberzeugung unter 
- Die Ueberzeugung des Negenten zur Pflicht zu machen. 
Darum muß denn in ſolchen — gewiß felten - vorfoms 
menden — Gollifionsfällen die Ueberzeugung des Minis 
ſters mit negativer Wirkung prafttfch prävaliren, aber 
auch zugleih die volle Berantwortlidhfeit für 
ihn ag Folge Haben. 
ei dieſen Gründen läßt es fih denn wohl nie bes 
zweifeln, daß die Kammer mit den, von dem Großherz. 
Etaaisminijter entwidelten, Princip einverftanden feyu, 
und fich für die Annahme des Entwurfs erflären werde. 
Die Kammer wird aber auch nicht verfennen, daß bie 
Großherzogl. Staatsregierung in dem Entwurf nur den 
wefentlihen Grundgedanken, auf weldhen ein, Die Vers 
antwortlichfeit der Minifter ausſprechendes, Geſetz bas 
firt feyn muß, ausgeſprochen habe, ohne zugleich ‚alle 
die Nebenbeitimmungen zu entwerfen, welde für bie 
Realifirung des, durch das Princip beabſichtigten, 
Zweckes eg erfcheinen. Unftreitig find über 
den inhalt diefer Nebenbeftimmungen fehr verjchiedene 
Anfichten möglih, und es läßt fich eben jo wenig bes 
zweifeln, daß der vorgeftedte Zweck auf verfchiedenen 
Wegen erreicht werden fünne. Daraus allein muß man 
ed ſich denn auch erflären, warum die Staatsregies 
rung ſich nicht erfchöpfend ausgefprochen und es vor« 
gezogen hät, über die ergänzenden Nebenbeſtimmungen 
die Vorfchläge der Stände zu erwarten. Der Geſetzes⸗ 
entwurf bezwedt die Sicherung der Großherzoglichen 
Zufagen, die Aufrehthaltung der verfaffungsmäßigen 
Rechte des heffiichen Volkes und der Rechte des einzele 
nen Bürgers Es ſoll nah Gefegen und nicht. nad 
Willführ regiert werden. Die Aufrechthaltung des’ rechts 
lichen Zuftandes erhält aber bloß- darin, daß die hoͤch— 
fien Staatsbehörden wegen ihrer Handlungen. für vers 
antwortiih erklärt werden, nocd feine binläangliche 
Buͤrgſchaft. Sol dieſe Derantwortlichfeit ‚wahrhaft 
fihern; fo bebarf es Ä 
1.) noch des geſetlichen Ausfpruche : daß die. Voll 
iebbarfeit einer jeden, von dem Negenten ausgehenden, 
erfügung durch die Mitwiffenfchaft und Contrafignatur 
derjenigen höchften Stagtsbehörden ‚bedingt ſey, deren 
Geichäftsfreis durch. die, in Frage ſtehende, Verfügung 
berührt wird, Es wird - | a 
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‚Ständen, fo lange es nur immer gefchehen kann, nicht 
ausgeſprochen werden fjollte; jo würde zu feiner Errich— 
tung auch fihon darum. nicht — wuͤrden koͤnnen, 
weil dadurch dem Staate unnoͤthige Koſten verurſacht 
werden, und weil der Zweck auf andere Weiſe eben ſo 
vollkommen erreicht werden kann. 


Es gibt feine unabhaͤngigere Behoͤrde in dem ganz 
zen Großherzogthum, als das Oberappellationsgericht. 
Es iſt als hoͤchſte Juſtizſtelle, ſeiner Natur nach, gegen 
allen Einfluß von auſſen, und durch die Dienſtpragmatik 
insbefondere gegen alle Einwirfung der Regierung ficher 
geftellt. Diejes ehrwürdige Kollegtum hat bisher allen 
Erwartungen, die nur immer. an einen böchften Ges 
richtshof gemacht werden koͤnnen, entfprochen, und es 
wird ihm daher auch das Nichteramt über die angefoch- 
tenen Handlungen des Minifteriumsd und der übrigen uns 
mittelbaren adminiftrativen Behörden mit vollem Bers 
trauen übertragen werden fünnen. Man fönnte zwar 
vielleicht glauben: daß e8 ber ausdrücklichen Ernennung 
dieſes Gerichtshofs gur richtenden Beboͤrde gar nicht ber 
dürfe, Theils, weil der Großherzogliche Staatsminifter in 
feiner Nede fchon felbft auf die Competenz des orbentlis 
chen Nichters hindeute, Theils aber auch darum, weil 
es fich ſchon von felbit verftehe, daß in Ermangelung-eie 
ned befonderen Gerichts, das im allgemeinen coms 
petente, auch für diefe Angelegenheiten das zuftändige 
ſeyn müffe. une | | 
.  Berädfihtigt mar indeffen, daß dasjenige, was 
der Minifter andentet, noc nicht als Gefeß betrachtet 
werden fann, und daß, foviel ich weiß, fein Gefeg ert- 
ftirt, weldyes das Miniftertum als Ganzes betrachtet, und 
die übrigen höchften abminiftrativen Stellen der Gerichts» 
barfeit des höchiten Juſtiztribunals unterordnet; fo dürfte, 
wenn auch der Minifter bey dem höchften Gerichte Recht 
zu nehmen hat und von diefem vielleiht analog auf bie 
unmittelbaren Kollegien gefchloffen werden fönnte, es 
doch keineswegs überfiüffig ſeye, gefetlich auszufprechen, 
daß dem Großherzoglichen Oberappellationsgerichte das 
Recht des Urtheild uͤber die angefochtenen a 
des Miniſteriums und der übrigen unmittelbaren Stellen‘ 
zuſtehen folle. "79° ve en EEE 

Gleich nothwendig ift nun aber auch für die Errei- 
dung bes durch das Gefeg gewollten Zweckes 
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Daß der Großherzog auf.einen Theil des, ihm 
— Begnadigungsrechts Verzicht leifte. 
Der Großberz. Staatsminifter ſcheint in der, von ihm 
zu Dem Entwurf verfaßten, Rebe von ber Borausfegung aus- 
zugeben, daß Fülle denkbar feyen, ın welchen der Regent es 
verfagen könne , den wegen firafbarer Handlungen von bey⸗ 
den Kammern Angellagten vor Gericht jtellen zu laſſen. 
Stehet diefes Necht der Verſagung dem Regenten zu, dann 
es auch an einer Garantie der Berfaffung und der durch 

fie gegebenen Rechte. Es muß jedem: einleushten, daß 
auch der gerechtefte Negent in allen den Fällen, in welchen 
er aus Srrthum zu einen, die Verfaſſung oder das Recht 


des Privaten verlegenden, Handlung feine Zuftimmung 
ertheilt bat, ſich auf das fräftigfte pſychologiſch aufges 


fordert fühlen muͤſſe, den der Rechts- und Amtsver⸗ 
ietzung Beſchuldigten den Gerichten nicht zu uͤberge— 
ben, Mancher, der hier durch die Gnade feines. Fuͤrſten 
auf feiner Stelle erhalten wird, dürfte dann auch Stirne 
genug haben können, ‚einen Poſten zu behalten, und 68 
vorziehen, fi) nicht ſelbſt dem Gerichte zu überliefern, 
von dem er. für fih nicht viel Gutes zu erwarten bat. 
Sie viele Benfpiele hat nicht die Geſchichte, in welchen 
Staatsmänner durch „den Verluft des fürftlichen Zus 
trauen. nicht haben beſtimmt werden koͤnnen, ibre 
Stelle, auf der fie die Güte des Negenten gelafien bat, 
niederzulegen?. Wie oft bat man es nicht gejehen, daß 
Männer diefer Art nur auf einen, zur Nüderwerbung 


ihres früheren Einfluffes geeigneten, Augenblick gewartet 


baben, am mit noch ‚größerem Erfolge ıhr altes Unmwe: 
fen forttreiben zu fönnen ? und. dennoch wird man bloß 
darum nicht mit dem großherzoglichen Staätsminifter 
auf eine, alsdann eingetretene, allgemeine Depra- 
vation des Volfes fehliegen, und daraus ein Argument 
ableiten —6 — 

Den Ständen das Recht abzuſprechen, den höheren 
Staatsdiener geradezu, und ohne eine beftimmt abzufafs 
fende Anklage dem Negenten vorgelegt zu haben, dem 
Gerichte zu übergeben, das ift durch Seht und Billig; 
feit geboten. Immer bleibt es, wie ber Großherzogl. 
Staatsminifter ſehr richtig bemerkt, denkbar, daß ber 
Regent den Staͤnden — geben kann, wodurch 
die Schuld des Angeklagten verſchwindet. Darum wird 
man es auch als eine Pflicht der Stände; ihre Be 
fchwerden oder Auflagen zuvor dem Negenten vorzule- 

4 
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gen und deſſen, Binnen einer beftimmten Zeit zu erthei- 
lende, Erläuterungen und Auffhlüffe abzuwarten, an 
erfennen müffer. Werden die Stände aber durch diefe 
Anffchlüffe von der Schuldlofigfeit des Angegriffenen 
nicht überzeugt, bebarren fie vielmehr aufihrer Anklage, 
dann wird es der Negent dem Zwecke des Geſetzes und 
dem Intereſſe des Volks fchuldig feyn; von dem ihm 
font zuftehenden Mechte der Niederfchlagung der Unter 
fuchung feinen Gebrauch zu machen, fondern der Ge. 
rechtigfeit ihren freien Lauf zu Iaffen. | 
Auf gleiche Weife und aus gleichen Gründen wird 
ber Regent von dem ihm zuftehenden Rechte: den bes 
reits PVerurtheilten zu begnadigen, feinen unbeding— 
ten Gebrauch marhen können, ohne dadurch die Erreis 
chung des Zweckes, ber durch den Geſetzesentwurf erreicht 
werden fol, zu gefährden. - Wollte der Regent das 
Recht ver Begnadigung auch in der Ausdehnung ausüben, 
daß der, feines Amts durch Urtheil und Recht Ents 
fegte, feine Stelle behalte oder daß ihm ein anderes 
Staatsamt anvertraut würde; fo würde es bloß von 
dem Willen des Negenten abhängen, ben ganzen Zweck 
des Gefetzes und der Rechtsprechung zu vereiteln. 
Hiergegen iſt auch der Einwurf: daß von dem’ 
Regenten eine Begnadigung dDiefer Art gar nicht zu ers 
warten ſtehe, und es daher einer, fi) darauf beziehen, 
den conftitutionellen, Beflimmung gar nicht bebürfe, 
- wohl nicht‘zu befürchten. Denn wir würden überhaupt 
feiner Conftitution bebärfen, wenn man die Gewiß— 
heit hätte, daß von ber Ötaatsregierung nie etwas 
ausgehen koͤnne, was dem Willen ded Geſetzes und 
Wohle des Volks nicht entfpreche, und es ſcheint gerade 
da am meiften einer conftitutionelen Norm zu bedürfen, 
wo das Gemüth des Negenten von der Gefahr bedroht 
iſt, durch das, an und für fich gewiß fehr achtbare, Ge 
fühl des Mitleids zu einer Handlung beftimmt zu wer⸗ 
den, die, gerechtfertigt vor dem nachſichtigen Richters 
ftuhle des Gefühls, die Probe des Verftandes nicht aus 
hält, und von den nachtheiligfien Folgen für den Staat 
begleitet feyn kann. ER, 
. „Außer dieſen drey Beftimmungen fcheint ed nun 
noch einer vierten zu bedürfen. Es ſcheint nothwendig 
zu feyn, daß, das verantwortlicd werdende Subjelt, 
am allem mögfichen Zweifel vorzubeugen, jo genau ale 
möglich bezeichnet werbe. Es (deint ſich von ſelbſt die 
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Frage aufzumerfen: fol in Fällen, in welchen die 
hoͤchſte Behörde eine Tollegialifche Verfaſſung hat, die 
Verantwortlichkeit bloß das contrafignirende Mitglied 


des Kollegiumsd treffen, oder foll das ganze Collegium 


verantwortlich werden? Diefe Frage wird wirklich 
von einigen dahin beantwortet: nur der Kontrafignis 
rende dürfe verantwortlid gemacht werben. Es fey (fo 
‚meint man) gar zu fihmwierig, ein ganzes Collegium 
anzugreifen, ber Eontrafignirende ſey auch der Referent, _ 
von welchem ſchon barum eine genauere Kenntniß der 
Sadye verlangt werben fünne. | = 
Man follte in der That nicht fo urtheilen, es 
ſcheint diefem Urtheile-alle Iogifhe Haltung zu fehlen, 
Die Anklage kann nur gegen das Kollegium, zu 
deſſen Reffort das Objekt der Bejchwerde gehört, gerich⸗ 

tet werden. Denn — ei, . 
1.) läßt es fich in abstracto nie zum voraus beftims 
men, wer von den Mitgliedern des Kollegiums an dem, 
jur Befchwerbe oder Auflage auffordernden , Befchluffe 
utheil genommen hat, und man muß für ben jmeis 
felhaften Fall einftweilen annehmen, daß die fämmtlichen 

Mitglieder daran Theil genommen haben. 2 
Ä 2.) Wollte man den contrafignirenden Referenten 
allein verantwortli mahen; fo würde dadurch ber 
Zweck und Geift ber Follegialifchen Verfaſſung völlig 
vernichtet werben. Denn wenn es gleich) wahr ift, daß 
ber Neferent einer Sache in der Regel mehr Muße hat, 
über ben Gegenſtand feines Vortrags nachzudenken; fo 
muß er doch, wenn er feiner Pflicht entiprechen will, 
die Mitglieder des Kollegiums von dem Material der 
Sache fo vollftändig in Kenntniß feßen, daß fie bie 
eigene Lefung ber Akten entbehren fönnen, und man 
muß dem nicht referirenden Mitgliede an ben, von dem 
Kollegium gefaßten, Befchlüffen einen eben fo großen 
Antheil ald dem Referenten zufchreiben. * get 
3.). Eine, auf den Gontrafignirenden befchräntte, 
Berantwortlichfeif koͤnnte mitunter für die Mitglieder 
eined Kollegiums zum jverleitenden Grunde werden, ben 
Vorträgen der Referenten und den, von ihnen bereits 
entroorfenen,, Befchlüffen den Grad der Aufmerkfamfeit 
nieht zu wibmen, den fie ihnen ficher widmen werben, 
wenn fie das Bewußtſeyn haben, daß die, auf dieſe 
Vorträge gefaßten, Beichlüffe nidt bloß des Referenten 
fondern auch ihre Verantwortung zur Folge haben. 
. 4* 
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Aus der, auf dem. contrafignirenden Referenten ber 
fchränften, Berantwortlichfeit würde { 
4) das juriſtiſche absurdum hervorgehen: daß 
das Gericht bey der ihm zu Theil werdenden Ueberzeu⸗ 
gung: daß mehrere leid egal und firafbar gehans 
beit haben, und wahre‘ coauctores delicti find, nur 
einen Einzigen befirafen, alle übrigen gleich Schuldigen 

aber — muͤßte. | 
"see ird 


ir | 

'... 5.) bey Eollegialifchen Verfaffungen das ganze Kolle⸗ 
ium in Anfpruch genommen; ſo ſtellt fih alles von - 
ar in fein richtiges und natürliches Verhaͤltniß. Das 
Urtheil ift gegen bie fammtlichen Mitglieder des Kolle- 
giums zu richten, fobald fie nicht, wozu ihnen gut ein 
gerichtete. Protofolle und vota particularia binlänglih 
fihernde Mittel darbieten, nachzumeifen vermögen , daß 
fie an dem Beichluffe feinen Antheil genommen haben, 
oder. daß der Referent einen unwahren aftenwibrigem 
Vortrag erftattet bat, und dadurd) der, den Vorwurf 
der Anflage bildende, Beſchluß veranlaßt worden ift. 
Darum wird ed denn völlig genügen, wenn in dem 
Gefeß das alles umfafjende Sattungswort „Behoͤrde“ 
gebrauht wrd.  - 

Der Richter, den man nicht erft zu belehren braucht, 
daß nur der Schuldige  verurtheilt werden dürfe, wird 
dann von felbft. die möglichen Schugreden der einzel- 
nen Mitglieder des Kollege rechtlich berückfichtigen , 
und das Erfenntniß gegen die wirflid Schuldigen rich- 
ten. Es ift daher Auch ganz ungegründet, daß die 
— eines ganzen Kollegiums größere Schwierigfeis 
en habe.  - Ze 
Der Schuldige ift zu beftrafen, und e8 darf Fein 
Schuldiger verfihont bleiben, was offenbar eintreten 
würde, wenn. der contrafignirende Referent, der für 
dad Dafeyn des Bejchkuffes oft weniger als feine Kolles 
* ewirkt bat, allein verantwortlich und ſtrafbar 
eyn Pte, ze Aue 


’ 
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Vortrag des zweyten Ausſchuſſes, den Geſetzes⸗ 
entwurf uͤber Befreiung kuͤnftiger Anrodungen 
von dem Novalzehnten betreffend; erſtattet 
von dem Herrn Staats⸗-Miniſter Freiherem 
du Thil, ee . 





Die Großherzogliche Staatsregierung hat ber zwey⸗ 
ten Rammer den Entwurf eines Gefeßes über den Neus 
rodgehnten vorlegen laſſen, — der erſten Kammer 
nebſt dem Vortrage des Ausſchuſſes der zweyten Kamuer 
mitgetheilt worden iſt. et, ©. 

‚_. „ ‚Cleg.. der Gefeßesentwurf.) — 

Es iſt keinem Zweifel unterworfen, daß die Abgabe 
des Zehnten von Anrodungen viel Unangenehmes fuͤr 
den Anrodenden habe, der ſich für die Mühe und Aus⸗ 
Tagen, welche jene erfordert, fo ſchnell ald möglich ent= 

ſchaͤdigt fehen moͤchte, und dem es doppelt empfindlich 
iſt, Die Früchte feiner, bier mehr als bey anderem Aders 
“ bau großen, Muͤhe mit einem anderen theilen zu muͤſ⸗ 
jen. Ob man nun glei, auf die Erfahrung geftügt, 
nicht ‚einräumen. kann, daß durch diefe Abgabe alle 
Anrodungen verhindert werden; fe iſt es doch nicht zu 
leugnen, daß: diefer Zehnte Manchen fo verhaßt iſt, 
daß, fie; lieber ein unbebautes Land, ferner unbenutzt 
laſſen, : als fich ihm unterwerfen. Aus. diefem Grunde 
pflegte die Domänenverwaltung bis jegt. ſchon den Ans 
rodenden eine fechs.= ‚oder mehrjährige Zehntbefreiung: 
zu gewähren, wodurd) zwar den Forderungen der- Billige. 
keit entſprochen, aber nicht Allen geholfen ward; weik 
fi) diefe Bergünftigung auf die fisfalifchen Zehnten bes 
ſchraͤnkte. Sm Jahr 1816 ging die Stagtsregierung: 
einen Schritt weiter, und entfagte ihren kuͤnftigen Noval⸗ 
zehnten da, wo der Hauptzehnte abgelöfet. feyn würde. 
Hiermit wollte. fie zugleid die Gemeinden zur Ablöfung: 
ber. Zehnten aufmuntern, welcher letzte Zwed aber, im; 
Oberfuͤrſtenthum „Helen wenigſtens, faſt durchgaͤngig 
verfehlt, ward. | 

Die Großherzogliche Staatsregierung von der An— 
ficht ausgehend, Daß der Novalzehnte die Anrodungen 
bemime , und von der Ueberzeugung, dDycchdrungen, Daß; 
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die moͤglichſte Ausdehnung des kultivirten Bodens dem 
oͤffentlichen Wohl zuſage, ſchlaͤgt nun, nach verfchiedes 
nen vorhergegangenen Partialgeſetzen, dieſes allgemeine 
Geſetz in der Hoffnung vor, durch daſſelbe neue Anro— 
dungen bervorzurufen, bey welcher wohlwollenden Ab⸗ 
fiht man fih ihr nicht ohne Noth wird entgegenftellen 
durfen. Indeſſen tft der Umſtand, daß diefe oder jene 
Berfügung dem Wohl einer gewiſſen Zahl von Staate- 
bürgern zuträglich jeyn würde, noch Fein hinreichender 
Grund, um andere eined mwohlbegründeten Rechtes zu 
berauben, und es würde daher die Pflidht der Stände, 
als Bertreter jener Berechtigten, ſeyn, fich näher zu ver 
gewiffern, ob fie geneigt feyen, dem öffentlichen Wohl 
das unentgeldliche Dpfer ihrer Nechte zu bringen? oder 
zu unterfuchen, ob wirklich eine fo dringende Nothwenz 
digkeit vorhanden ſey, daß man fie derfelben auch wider 
ihren Willen berauben müfle? wenn nicht die Frage 
überhaupt im Wefentlichen ſchon entfchieden wäre, wie 
fih aus dem gleich zu verlefenden Bortrage des Auss 
fchuffes der zweyten Kammer ergeben wird. Ä 
(leg. der Bortrag) | 
Nach den, in diefem Vortrage angeführten, Geſetzen 
haben die Standes⸗ und adelichen Gerichtöheren fhon ” 
nicht mehr das Recht, einen Nenrodzehnten zu erheben, 
und das Geſetz ift daher nur für den Fiskus, bie 
Geiftlichfeit und milde Stiftungen und felbft für alle 
dieſe nur zur Hälfte neu, Was aber den Fiskus anbes 
trifft, fo Liegt die Einwilligung Seiner Königlichen 
Hoheit des Großherzogs ſchon in dem Geſetzesvorſchlage 
felbft, und was die pia corpora anlangt, fo fehen fie. 
eines Theil® unter der Curatel des Staated, anderen 
Theils ift ihre Einnahme nur zu gewiffen Zweden bes 
ftimmt , die fie bisher auch ohne den NRovalzehnten ers 
reichten und es koͤnnten daher nur die Zehntbefiger im. 
Betracht fommen, welche zı. Feiner diefer vier Claſſen 
gehören. | Ä — 
Fuͤr dieſe aber eine Ausnahme von einer Regel 
zu machen, welder fi) alle andern Privaten bereits 
haben unterwerfen müffen, würde eine um fo fhreiens 
dere Anomalie feyn, als ihre ohne Zweifel Fäuflich er« 
worbenen Zehnten nicht andern Urſprungs als die 
übrigen find. Ä Eu u | 
Dieſemnach glaubt der Ausſchuß darauf antragen 
zu koͤnnen / daß Die hochanſehnliche Kammer dem 
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** ale) 
Bemerkungen des Herrn Stantsminifters Freiherrn 
du Thil über den Vortrag des Referenten 
des zweyten Ausſchuſſes, pie. Verantwortlichkeit 

der Miniſter betr. hy 


- 


.y 
4; — 4 





Zuvoͤrderſt theile ich die Meinung des Herrn Refe⸗ 
renten, daß der Grundfag ber Berantwortlichfeit. ber 
Minifter in dem vorliegenden Gefebedentwurfe genuͤgend 
ausgeiprochen ſey, daß man fi) bey dem, was da ges 
fagt wird, beruhigen und alſo bad Geſetz anne 
inne: Die Meinung, theile ich ‚aber gicht, daß 
Großherzoglihe Minıfterium jemed Geſetz mtr als ein 
Princip mit der Abficht im Vorſchlag gebracht habe, 
daß die Stände viele noch erforderliche Nebenbeftimmung 
gen ausarbeiten und vorfchlagen ſollten; vielmehr nehme 
ich an, daß ed das Großh. Minifterium für hinreichend 
ehalten habe, bad Princip für jest: gefeglich auszuſpre⸗ 
en, um auf diefe Weife der Verfaffung. die. Gargntie 
zu geben, welde man mit Recht erwartet, und dan 
von ben Erfahrungen, welche ‚Lünftige Fälle biefer 
Art an die Hand geben können, die Vervollſtaͤndigung 
des Geſetzes, wenn fie nöthig werden ſollte, abhängen 
zu laflen. Ein Blick auf die Folgen, welche jede En 
von allen Seiten erwogene Nebenbeitimmung zu -biefens 
Gefege haben kann, and. das Gefühl der großen Vor⸗ 
ſicht, Die bey deſſen Ahfaflung grferbeetih SE koͤnnen 
hinreichende Gruͤnde zu dieſem Verfahren leihen. Ans 
uchmen zu wollen, daß das Geſetz je wie es vorgelegt, 
feine Realität, Feine Wirkung habe, das: bieße nicht 
uur in die Reinheit der. Abficht, in der es gegeben iſt, 
ein Mißtrauen fegen, das ich wicht theile, ſondern ich 
vermag auch nicht einzufehen, wie die Gtaatsregterung 
den Wirfungen des einmal geſetzlich ausgeſprochenen 
Grundſatzes, fo einfach er auch daſteht, entgehen koͤnnte: 
denn fie muß es fortan gefchehen laſſen, daß Staats⸗ 


. 
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behörden wegen Handlungen der Art, wie fie das Ge 
feß bezeichnet, belangt werden, ja fie muß fogar bie 
erfon, von welcher die Handlung ausgegangen ift, 
elbſt bezeichnen, wein fie nicht befäinnt feyn follte. Ich 
bitte ſehr, dieſen meinen Gefichtspuntt feftzubalten und 
überzeugt zu feyn, daß ich meinem Baterlande das Ge- 
fchenf nicht rauben will, welches ihm durch diefes Gefeß 
bargeboten ward, wohl aber will ich auf die Schwierig- 
feiten aufmerffam machen, welche ſich darftellen, fobatb 
man ein ſolches Geſetz bis zu den Einzelnheiten aus- 
arbeiten will. Ich folge zu diefem Ende den Anträgen 
de8 Herrn Referenten. | 
Er hält den gefeglichen Ausfpruch für nöthig, daß 
die Vollziehbarfeit einer jeden, von dem Negenten aus 
ehenden, Verfügung durch die Mitwiffenfchaft und 
NUT DUGEHE DEIN GEN hoͤchſten Staatsbehörde be— 
dingt ſey, deren Geſchaͤftskreis dadurch beruͤhrt werde. 
Wenn auch hin uud wieder eine aͤhnliche Beſtim 
Zin ſtatt findet, ſo ſetzt ſie den Regenten in eine 
Jependenz Yon feinen Miniſtern, die mit feiner Würde 
ſowohl, ald dem Geifte der Monarchie, nicht leicht ver: 
einbar iſt. Der Negent ift in Unthätigfeit verfegt, fo 
Batd er fich von feinen erjten Staatsbehörden getrennt 
findet. Er ift ferner außer Berührung mit allen Unter: 
behörden, die ihm wegen der Form, im welcher fein 
Wille ſich ausfpriht, den Gehorfam auffagen müfen, 
da fie nie von ihm und nur von feinen Miniftern Bez, 
fehle annehmen fönnen. "Man jagt, ohne jene Beftimz . 
Bi al das Gefeß eludirt — ich glaube das kei— 
neswegs a a a 1 28 
DSDas Geſetz ift als ein wefentliches Glied in der 
Kette conftitutioneller Zuſicherungen beilig und ſoll es 
bleiben; derjenige, welcher einen unmittelbar erhaltenen 
Befehl vollſtreckt, oder den’ Auftrag a defien Boll 
Fckung ertheilt, iſt die verantwortliche Perfon ‚oder 
Behörde. Die erhabene Perfon des Regenten ift unanz 
taftbar ‚ darin "find wir alle einverſtanden; für jede 
Handlung der Art, wie fie das Gejeß bezeichnet, muß 
jemand verantwortlich. ſeyn, Das fagt das Geſetz be— 
ſtimmt; wer diefer Eine fey, das ift gleichgültig. 
Fehlt es ‚aber demnach nie an einer verantwort- 
lichen Perſon und iſt demnach die Verfaſſung geſichert, 
ſo duͤrfte es auch wohl beſſer ſeyn, bey dieſem einfachen 
Grundſatze ſtehen zu bleiben, als dem Regenten Feſſeln 
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anzulegen‘, die im alltaͤglichſten Leben wohl nicht. fühlbar 
find , die aber , indem fie feine Thätigkeit laͤhmen, unter 
Umftänden recht nachtheilig werden koͤnnen. Sch ziehe 
eine Stelle des Vortrags: des Herrn Referenten hierher, 
in welcher er fagt, man dürfe den Staat der Fruͤchte 
nicht berauben , die er aus dem kraftvollen und reinen 
Willen feines Regenten ziehen koͤnne. A 
Uevrigens iſt das Gontrafigniren Iandesherrlicher 
Berfüguingen etwas. fehr wänjchenswerthes; es gebört 
zur gewöhnlichen Gefchäftsordnung ‚und beruht auf fo 
vielen Gründen, daß fihb gar nicht erwarten. läßt, 
dag jemand daran denfe, es abzufiellen. Allein davon 
rede ich nicht: hier handelt. es fich um die Frage; ob 
der: Wille des Regenten an eine einzige Form der Aeußes 
sung gebunden. und ob er nichtig. und wirfungslos ſeyn 
folle ; wenn er. diefe nicht einhält? Sm Borbeygehen 
werde ich bier auch erwähnen dürfen, daß das Eontras 
figniren die Sache: in dem Sinne, in. weldyem fie ‚hier 
genommen wird, nicht erſchoͤpfe, weil.die Contrajignas 
tur. nicht den Bewets giebt, daß der Contrafignirende 
der Verantwortliche ſey; er Fann ald Chef eines Des 
partementd oder: irgend einer Stelle von Amtswegen 
couttrafigniren, was eine ganz audere Perſon, die ihre 
Derantwortlichfeit vielleicht gar nicht ableugnet , verans 
laßte. Daher werben auch die Anklagen haͤufig gegen 
eollective Perſonen gerichtet feyn müffen, wobey nichts 
verloren iſt, weil .die angeflagte Stelle den angeblich 
Sculdigen alsbald bezeichnen wird. A 
Diefe letzte Bemerfung führt mich zu dem Schluſſe 
ded Vortrags des Herrn Referenten, auf befien legten 
Blättern : über. das Wünfchenswerthe einer näheren 
Bezeichnung. des verantwortlichen Subjeftes viel Wahres 
gejagt wird,. worauf ich aber nicht eingehen zu müffen 
glaube, weil ed meines Erachtens nicht hierher gehört. 
Sch. will mic) erflären: | — 
Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge ſteht 
die Organiſation der Verwaltungsbeboͤrden zu, von 
Aller hoͤchſtdenſelben allein koͤnnen alſo auch die Verfü— 
gungen ausgehen, welche die Art und Weiſe beſtimmen, 
wie die verſchiedenen, durch das Geſetz im Allgemeinen 
bezeichneten, Perſonen die Verantwortlichkeit theilen ſol⸗ 
len; eine Mitwirkung der Stände zu dieſen Beſtimmun⸗ 
gen koͤnnte leicht als Eingriff in NRegentenrechte ges, 
deutet werden. Wozu würde fie aber auch führen dieſe 
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Mitwirkung? jene Beſtimmungen koͤnnten doch nur 
‚auf die dermalige Drganifation: der oberſten ‚Stellen 
berechnet jeyn, jobald aber früh oder ſpaͤt der Regent 
für gut fände, in diefer Drganifation Aenderungen zu 
machen ; ‚würden die Beitimmungen “nicht mehr ganz 
anwendbar feyn, und fie Fönnen daher, eben Diefer Wans 
beibarfeit wegen, nie eigentlich conjtitutianel werden. . 
Der Herr Referent fiheint eine ähnliche Anficht ges 
babt zu haben, indem er von dem, was er am Ende 
feines Vortrags erörterte, nichts in feinen Gefekes- 
entwurf aufnahm. | 
Man könnte von Seiten ber Stände bie Staatd« 
regierung darguf aufmerkffam machen, wie wuͤnſchens⸗ 
werth PVBerfügungen feyen, melde dazu dienten, das 
verantwortliche Subjeft in jedem einzelnen Falle im 
Boraus oder ohne Schwierigkeit Fenutlich zu machen. 
Sch ftelle diefes anheim, kann ed aber nicht fiir noͤthig 
halten; einmal, weil, wie ſchon gefagt, ber Regent 
durch das Gefeß die Zuficherung gibt, den, welcher 
fi) beftimmter Handlungen fchuldig macht, der Auflage 
nicht zu entziehen, und man ber Staatsregierung die 
Ausrede, daß der Schuldige gar nicht zu ſinden ſey, 
nicht wohl in den Mund legen darf; zweytens aber 
weil die Männer, welche dad Geſetz eigentlich bebrobt, 
ſich meit mächtiger, als die Stände, aufgefordert fühlen 
müffen, alfo auch nicht verfäumen werden, Einrichtuus 
gen zu veranfafien, welche bewirfen, daß in ihrer Mitte 
Rn der Unſchuldige für den Schuldigen genommen 
werde. : h 
Ich gebe zu dem zweyten Vorfchlage bes Herrn. 
Referenten über. Er will die Behörde benannt mwiffen, 
welche im Fall einer Klage der Stände gegen Staates 
biener richten fol. Unvollitändig iſt das Geſetz in 
diefer Beziehung nicht zu nennen, ed bezeichnet die Bes 
börde, indem es zugibt, daß Staatsbehoͤrden in ben 
Anflageftand gefegt werden, und doch in dem Begleis 
fungsvortrage ein eigener Gerichtshof zu diefem Ende 
abgelehnt wird; wer anders alle, ald der natuͤrliche 
Richter jener Behörden, das Oberappellatisnsgericht,, 
kann gemeint feyn? Cine Anfrage würde bazu führen, 
diefed zu erläutern, aber glaubt man, daß das. nicht 
hinreichend fey , fo babe ich, nichts gegen den Vorſchlag 
einzuwenden, daß das Gericht ausdruͤcklich benannt 
werde, um fo mehr als es noͤthig ſeyn duͤrfte, zu 
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fagent "daß diefer Gerichtshof: der einzige Richter in 
folyen Fällen fey, welches fonft zweifelhaft werden 
fönnte, wenn untere Behörden, die auf unmittelbare 
Befehle des NRegenten handeln, ange bin! würden. 
| Warum es paſſend ift, daß auch Unterbehörvden in 
dem eben benannten Falle, und bey jenem Geridhtöhofe 
belangt werden koͤnnen, jcheint yon felbft einzuleuchten, 
ohne Daß es nöthtg fey, weiter darüber zu reden. 

Bey biefer Gelegenheit «mache ich noch auf etwas 
aufmerffam, das. gar nicht zu dieſem Geſetz gehört, das 
man fich aber doch deutlich machen muß. Jede Unter; 
bebörde kann fi) in ihrem Wirfungsfreife ohne Vor⸗ 
wifjen ihrer Dberen aller dee Handlungen fhuldig mas 
den, welche das. vorliegende Geſetz bezeichnet; fie iſt ale» 
dann. von den oberfien Staatsbehörden zur Ordnung 
uruͤckzufuͤhren; dieſe koͤnnen aber die Sache überfehen 

ben, db. h. fie. fann ihnen unbefannt geblieben ſeyn, 
und es ijt daher, wie auch ſchon das Verfaffungsedift 
erwähnt, eine Anklage der Stände gegen dieſe Unterbe- 
börden gedenfbar ; aber diefe gehört nicht vor das Ober⸗ 
appellationsgericht al8 Staatsgerichtshof, fondern die: 
oberen Staatsbehörden haben auf diefe Anklage bin die 
Unterfuchung zu führen und nach Umſtaͤnden felbft zu 
beftrafen, oder in dem gewöhnlichen Wege die Einleis 
tung zur Beftrafung zu machen, und die Klage fann 
nur dann bey dem Stautsgerichtshof angebracht werben, 
‚wenn bie obere Behörde das Verfahren der Unterbehörs 
de gut beißt, die Sache alſo zu ihrer eigenen macht, 
und fo felbit der beflagte Theil wird. u 

Es wird gefagt, daß von dem Urtheile des oberiten 
Gerichtshofs Feine Appellation Statt finde, Geber. Ge 
rihtshof muß, fo range ihm nicht für eine gewiſſe 
Claſſe von Sachen ein befonderes Berfahren vorgefchrie: 
ben ift, ftetd die Normen einhalten, welche ihm für fein - 
Verfahren. überhaupt gegeben find. ine Appellation 
kann bier nicht Statt finden , weil es feine höhere Ge- 
richtöftelle gibt und das Geſetz Feine neue anorbnet, 
aber alle die Rechtsmittel, welche die Gefege den bey- . 
jenem Gerichtöhofe in erfter Inftanz Belangten geftatteit,: 
fönnen auch bey diefer Art von Anklagen nicht verfagt 
werden. Diefed Alles ſcheint fich yon ſelbſt zu verfteben,- 
und daher nicht erft im Sefege gefagt werben zu müflen. 

Sch conformire mid mit der Meinung ded Herrn 
Referenten, daß das Verfahren, weldyes der. Anklage 
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vorangeben muß, jeßt zu beſtimmen ſey; was Aber ben. 
Termin von 3 Wochen anbetrifft, binnen. deffen bie 
Staatsregierung den Ständen auf ihre Anflage die nös 
thigen -Eröffnungen machen fol, fo kann diefes ‚zwar 
als Regel aufgeftellt werden, aber e8 muß auch jener 
vorbehalten bleiben, diefe Frifi mit Angabe der Gründe 
zu verkingern, wenn fie, was bey folchen Gefchäften 
häufig der Fall feyn wird, in fo kurzer Zeit nicht alle 
zur Necdhtfertigung dienende Materialien fammeln fann. 
Hiermit ift nicht Alles erſchoͤpft; es kann der Staatsre— 
gierung nicht benommen werden, momentan alle Erläus 
terung zu verweigern: Berbältniffe zu anderen Höfen, 
zum deutſchen Bunde, Überhaupt Umftände, deren. Ges 
heimhaltung durchaus erforderlich ift, koͤnnen zu aller 
erft den Schein gefeßwidriger Handlungen auf. einen 
Minifter werfen, wegen welcher er gerechtfertigt erfchei> 
nen würde, wenn er feine Gründe. angeben dürfte. Ihn 
unſchuldig verurtheilen, würde nicht gerecht, ihn zu. 
einer unzeitigen Rechtfertigung zwingen, nicht weife feym: 
Es gibt Feine Republik, in der nicht eine Behörde 
wäre, der man ed eingeräumt hat, momentan zu ver: 
fügen, Rechenſchaft von ihren Handlungen zu geben, 
und diefe Republik würde nicht als. Staat unter Staa— 
ten befichen, wenn fie nicht eine folche Behörde hätte. 
Man Angitige fich doch nicht über Die Folgen einer ſol⸗ 
chen Beftimmung: in welchem Lichte wuͤrde Die) Staat 
regierung erfcheigen, wenn fie, denn ewig Fanı bie 
Erläuterung doch nicht verfagt werden, befennen müßte, 
daß ihre Entichuldigung erdichtet fey? und mas hält‘ 
den Richter ab, die Strafe eines ſchuldig Befundenen 
wegen diefer Tänfchung zu fchärfen? | | 

Ich komme zu dem dritten Hauptvorfchlage des 
Herrn Neferenten. Es wird für nöthig gehalten, daß 
dgr Regent dem Rechte der Niederfchlagung der Unter⸗ 
fuhung ausdruͤcklich entſage. Der Geſetzesentwurf ent- 
hält diefe Entfagung, die daher auch feiner Wiederhos 
Yung bedürfen wird. Wenn ſich der Regent anheiſchig 
macht, zur Sicherung der Verfaſſung ſeine Oberbehoͤr⸗ 
den vor Gericht zu ſtellen, ſo kann er, ohne mit ſich 
ſelbſt und der Vernunft in Widerſpruch zu kommen, 
nicht zugleich fagen wollen, daß die Gerichte wicht ger 
gen diefe Behörden verfahren: follen. 

Ueberdem verſteht fich wohl von felbft, daß, weni 
der Regent fruͤher, als eine Anklage Statt: fand, den 
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Minifter felbft beftrafen ließ oder von feinem Amt ent- 
fernte, nicht noch eine zweyte Anklage von Seiten der 
Stände ſtatt finden könne Br 
". . Was bie Beitrafung der Angeklagten betrifft, fo. 
muͤſſen wir uns vor allen Dingen deutlich machen, von 
welchen Vergehungen bier die Rede fey ? Nie find- die 
oberften Staatsbeamten, binfichtlich ver Verbrechen, 
die fie als Privatleute, oder als öffentliche Beamten ber 
gehen Fönnten, den Gefeßen oder Gerichten entzogen ge 
‚, aber die Anklagen, von welden hier die Rede 
iſt, finden nicht bloß wegen Verbrechen Statt: eine au- 
genblickliche Nichtachtfamteit, ein Berfehen, ein Irrthum, 
- eine unrichtige, ja was. noch mehr ift, eine von der Aus 
ficht der Stände ober des Richters nur abweichende Ans 
fiht kann die Anklage und Berurtheilung des Hbri- 
gens achtbarſten Mannes zur Folge haben. Es ift alfo 
nicht daran zu denfen, dap Entfegung vom Amte jedes⸗ 
mäl ;ald Strafe zuerfannt werden. .müffe, vielmehr wird 
ſich der Richter oft begnügen, auf ‚Schabensderfab oder 
eine andere Genugthuung zu erkennen, es vielleicht da⸗ 
bey bewenden laſſen, feine Mipbikligung zu erkennen zu 
geben, um ein: ähnliches Berfahren für die Zukunft zu 
verhindern. Schreitet er aber zur Entfernung vom 
Amte,, fo muß allerdings der Regent diefe Perfon. nicht 
auf demfelben Poſten laſſen, weil er ſonſt die zugeficherte 
Genugthuung verweigern würde; aber. daß er nicht bes 
fügt feyn follte, diefen Mann, wenn er ihn nicht füx 
entehrt und zum Staatödienfte unfähig , hält, in. einem 
anderen Amte wieder anzuftellen, das fcheint mir feinem 
Ermeſſen und feinen Regentenbefugniffen zu weit. vorge» 
griffen zu feyn. Der Herr Referent  fagt hierüber in 
feinem Vortrage etwas, was meines ‚Erachtens gerade 
umgefehrt gefagt werden ſollte. Ich nehme an, daß der 
von feinem Amte entfernte Minifter, wenn ihn ber 
Richter nicht für ehrios und des Staatsdienſtes unwuͤr⸗ 
dig erflärt hat, eo ipso zu anderen Aemtern zuläffig 
erachtet werden müfle. Der Regent darf und muß er- 
warten, daß man feiner Weisheit zutraue, daß er Vers 
brecher nicht zu hoben Staatsämtern befördern werde, 
aber ein verurtheilter Minifter. ift nicht inımer ein DBers 
brecher. | Be: de 
Das Begnadigungsrecht des Regenten bey peinlichen 
Strafen kann ohnehin nicht hefchränkt werden, denn 
die Gründe, welche diefem erhabenen, in feine Hände. 
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elegten, Rechte das Wort reden, finden wohl gerabe 
ey den Verurtheilungen, von welchen wir reden, .in 
‚höherem Maaße ihre Anwendung, und es jft Fein Grund 
vorhanden, ven Mann, der das Unglüdf hatte, einmal 
in hohen Staatsämtern zu ſtehen, einer Hoffnung zu 
berauben, die bem verworfenen Verbrecher nicpt vers 
fagt if. 
Mein Antrag geht demnach auf Annahme des Ge 
feßesentwärfes, mit Benennung des Gerichtshofs, ber 
richten fol! und Angabe des Verfahrens, welches der 
Anklage vorausgehen muß , alles auf die Weife, wie ed 
in diefen Bemerfungen angedeutet ward. Sch gebe das 
bey von der Anficht aus: daß es weit befier fey, einen 
einfachen, aber übrigens erfchöpfenden Grundſatz, den 
der gefunde Menfchenverftand auf jeden vorkommenden 
Fall anzuwenden wiffen wird , aufjuftellen,, als in Ne 
benbeftimmungen einzugehen, die, weil fie wicht Alles 
vorausfehen, mithin unvollitändig: bleiben, auch ſchaͤd⸗ 
lich werben; denn eine: Nebenbefiimmüng, welche in 
der Beziehung, in welcher man fie machte, ganz zweck⸗ 
mäßig war, kann in einer anderen Beziehung, an 
welche man bey der Berathung nicht dachte, wieder fehr 
zweckwidrig feyn, mithin ſchaden. Es ift ein ‚großer 
Unterfchieb zwifchen Gefeßen einfacher Art, bey welchen 
ſich der Gefeßgeber alle Fälle, in welche das Geſetz je 
mals zur Anwendung fommen wird, vergegenmwärtigen 
faun, und zwifchen Gefeßen fo complicirter Natur, daß 
fi) die Falle, in welchen fie zur Anwendung fommen 
werben ‚ nicht alle vorausſehen laſſen. Ich leugne nicht, daß 
- diefer Gefeßesentwurf, als er der Kammer - vorgelegt 
ward, und id) ihn zum erftenmal las, auch mir nicht 
ganz vollftändig ſchien ; erft als ich ihn vernollftändigen 
wollte, ward es mir Far, daß er weit genuͤgender, ald 
ich geglaubt hatte, und fehr durchgedacht ſey, daß fein 
Berfafler das ſchwierige Feld, das vor ihm Tag, wohl 
‚gemeflen hatte. 

Aber nun ſey es mir erlaubt, abgefehen von dem 
Gefege und dem Vortrage, die vor und liegen, abges 
fehen von jedem andern Gefege diefer Art,, die Materie, 
die wir hier zu behandeln haben, unter einem, höheren 
politifchen Gefichtspunft zu fiellen, um zu zeigen, wie 
fehr man Urjache habe, bey Abfaffung folcher Gefebe 
behutſam zu Werke zu gehen und um manches von dem, 
was ich geſagt habe, zu rechtfertigen. 2 
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Alle wollen dns Wohl ded Staates; ber Staat aber 
ift eine Einheit, er befteht nicht aus zwey getrennten, 
wohl gar entgegengefegten Hälften, Staatsregierung 
und Landftände benannt; diefe feine Theile follen viels 
mehr in folde Harmonie gefegt werden, daß. fie wirks 


ih ein Ganzes bilden. Auch hierüber find alle einver⸗ 


Randen :, hüten wir und daher einfeitig zu werden, und 
in der wohlmeinenden, an und für: fi feht rechtmäßi- 


gen, Abſicht, die Verfaffung und. die Rechte jedes: Eins 


jelnen, beren Wächter die Stände find, zu fihern, fo 
weit zu gehen, daß wir dem Ganzen empfindlichen 
Rachtheil bringen! Diefes geſchieht aber unfehlbar, wenn 
in ben Strafgefegen, Die gegen die oberften Staatsbeams 
ten geſchleudert, in den Gefahren, die auf ihr. Haupt 
—— werden, das rechte Maaß uͤberſchritten wird. 

r Satz hat viel Scheinbares. Wer bie ihm verliehene 
Gewalt zur Kränfung eined einzigen. Staatsbürgers, 


zur Verlegung irgend eines Geſetzes, mißbraudt, ber 


muß auch nm fo mehr von der ganzen Sttenge der Ges 
fege getroffen werden. DO! nicht. die Kenntniß des trodes 
nen Buchfiabens der Rechte allein, fondern mit ihr auch 
Erfahrung, Welt: und Menfchenfenntniß bilden ver- 


eint die Staatsweisheit. Bey politifchen Gefegen ges 


nügt es nicht zu fragen, was ift recht? man muß auch 


fragen ,. welches werben in der menfchlichen Gejelfchaft 


die Folgen diefer und jener Beftimmung feyn? 
Ein Gefeß, über Berantmwortlichfeit der Minifter, 


welches fich nicht in engere Schranken einfchließt , Auffert 


zweyerley nachtheilige Folgen, auf, den Regenten ald 
ſolchen nämlih und auf den Staat im Ganzen. 
Zu Ratbgebern hat fi) der Regent Minifter oder 


ein Minifterium erfohren, nicht aber, damit fie Statt 


feiner regieren! Daß legte will auch das Volk fo mes 
nig, als der Regent; dennoch wird es gefehehen, fobald 
die Lage der Minifter zu gefahrvoll gemacht ift und bie 
Monarchie wird in eine Minijterialoligarchie uͤbergehen. 
Faſt bey jeder Meinungsverfchiedenheit, die zwifchen dem 
Regenten und feinem Minifter eintritt, wird die Meis 
nung des Letzteren obfiegen; ed wird ihm felten an eis 
nem Borwand fehlen, feinem Herrn irgend eine Gefahr 
zu zeigen, bie aus ber Berfügung für ihn, ben Minis 
fter, hervorgehe, und gegen weldje er, der nicht einmal 
den Berurtheilten begnadigen dürfe, ihn nicht ſchuͤtzen 


könne. Der-Regent, der fih im Begriff fießt, einen 


* 
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Mann, den er mit ſeiner Achtung und ſeinem Zutrauen 
beehrt, Gefahren auszuſetzen, gegen die er ihn nicht zu 
ſchuͤtzen vermag, wird, wenn Die Sache im mindeſten 
zweifelhaft iſt, lieber immer, folglich auch nicht ſelten 
am unrechten Orte, nachgeben, und die edelften Züge des 
menfchlichen Charakters werden ihn am meilten dem, 
bey’ın Regieren fo gefährlichen, Fehler. ausfegen, fein 
Herz mehr, als feinen Verftand zu Rath zu ziehen. Es 
hat auch wenig Gehalt, wenn man diefent entgegen feßt, 
der Regent könne ja den furchtfamen oder eigenfinnigen 
Minifter entlaffen! Wohl fann er das, aber diefelben 
Auftritte ftehen ihm mit deſſen Nachfolger bevor, und 
dem Öffentlichen Wohl kann ein öfterer Wechſel dieſer 
Art unmoͤglich förderlid ſeyn. Ä 
Der Miniſter feiner Seit, der fich bey jedem Schritte 
von Gefahren umgeben fieht, der. bey jeder Maaßregel 
oder Berfügung,.deren im Laufe des Jahres taujende 
. von ihm ausgehen, nicht bloß, mas ohnehin. feine Pflicht 
üt F thun, ſich fragen muß, ob er nicht gegen die 
Verfaſſung oder Geſetze anſtoße? ſondern der ſich auch 
bewußt iſt, daß jedes Verſehen oder Irrthum, jede 
Rechtsverletzung, die er irgend einem Individuo, ſelbſt 
mit der Ueberzeugung, nicht unrecht zu thun, unglück⸗ 
licher Weife zufügen Eönnte, oder jede Handlung, bie 
er aus wichtigen politifchen Gründen vorzunchmen nicht 
vermeiden kann, für ihn nicht bloß die Folge habe, daß 
er den Schaden, der daraud entitand, erſetzen, das 
Unrecht, bas er. veranlaßte,. gut machen muͤſſe, mas 
alles ganz recht und billig it, jondern daß auch noch 
feine Ehre, feine politifche. oder bürgerliche Eriftenz da 
bey geführdet fen, der wird durch eben das Gefeß, mwels 
ches gegen den Minifterialdünfel und Egoismus gemacht 
wird, um fo gewiffer zum wahren Egoiften werden, ald 
eine furze Gefchäftserfahrung ihn belehren muß, daß der 
Zwang, den man ihm anlegt, übertrieben fey; daher 
follte man, indem man, was nicht ſchwer ift, Straf 
gefete erfinnt, die jede Rechtsverletzung gleihfam un. 
möglich. machen, zugleih auf ein Geſetz bedacht ſeyn, 
welches meines Wiffens noch in feinem Staate der Welt 
gemacht worden ift, auf ein Gefeg nämlich gegen den 
Richtgebraudy anvertrauter Gewalt; denn bey dem Mis 
nifter, weldyen man in’ die. eben gefchilderte Lage vers 
fegt, wird ſich die menſchliche Natur nicht verleugnen; 
er wird vor allen Dingen auf feine eigene Sicherheit: 
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bedacht ſeyn, wird bey dem mindeſten Zweifel, der ihm 

och, uͤbrig bleibt, bey der Möglichkeit, daß Die Sache 
nich anders gefehen werden fönnte, lieber nichts, oder 
nit genug, oder überhaupt etwas thun, das er 
ſelbſt nicht für das zweckmaͤßigſte hält, bloß um fid) feis 
ner Gefahr auszufegen, oder feinen Feinden’ felbit nicht - 
den Vorwand zu lafien, ihn zu bejchuldigen; hieraus 
aber entiteht eine Zaghaftigkeit, eine. Unficherheit, eine 
Schlaffheit der Regierung, die eind ber größten Uebel 
if, die den Staat befallen Finnen und das wahrlidy 
zößer iſt, als die Möglichfeit eines Unrechts, dad obs 
nehin wieder gut gemacht werden fann. ° . _ 
75% fordere alle diejenigen, welche die Geſchichte 
der Staaten ftudirten, in das Innere ihres Lebens und 
Treibens eindrangen, um da den wahren Urfachen ber 
Schidfale, die fie betrafen, nachzuforfchen, auf, fidy zu 
erflären, welcdjes von beiden, ob große Energie uber 
Schwäche ber Regierungen, an häufigiten den Voͤlkern 
Unglüf, den Staaten Auflöfung und Fall bereitet habe? 
* ſage Energie und nenne die Tyranney nicht. 

er Despotismus findet in Deutſchland, nicht etwa 
bloß zur Ehre der Regieruugen, nein, zur Ehre ber 
Nation fey es gefagt, nicht Statt, weil er nicht Statt 
finden fann. 

Allgemein verbreitete Begriffe von Recht, bie hohe 
Stufe der Kultur, welche die Nation errungen hat, 
ihre Sitten, Gebräuche und Gewohnheiten, die Macht 
ber öffentlichen Meinung, vertreten durch ein conſtitu— 
tionelles Organ, die Stände, find eben fo viele Schran— 
fen minifterieller Willkuͤhr, welche, vereint mit einem 
Gefeße, das über den Verleger der Berfaffung und Ges 
ſetze auch eine, vom Richter ausgefprochene, Mißbilligung 
herbeifuͤhren kann, den Zauber ausmachen, der eigentlich 
das bewirkt, was noͤthig thut; nicht große Strafgeſetze, 
nicht die oͤffentliche Rache, wie ich es nennen möchte, 
die, wie gefagt, mehr ſchaden, als nüßen. 

Die Zeit ift noch nicht lange verfloſſen, in welcher 
man in den Miniftern, nächit dem Negenten, die Ber 
fhüßer und Freunde ihres Vaterlandes, die Wächter 
feines Wohls, zu erbliden gewohnt war. ‚Daß man 
auch dieſe Männer gefeglich daran erinnere, wer und, 
was fie feyen, daß ihre Meinung nicht untruͤglich, ihr 
Wille überall an das Gefe gebunden fey, das tft, wo 
nicht nöthig, doch ſehr gut— aber daß man jie, wie es 

Verh. d. erft. Kammer. Beyl. Heftl. > 
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in dieſer Zeit nicht ſelten geſchieht, als die eigentlichen 
Hinderniſſe des oͤffentlichen Wohls, gewiſſermaßen als 
die Feinde des Vaterlandes, die man mehr als aus; 
wärtige Feinde zu fürchten habe, darſtellt; daß man 
den meiften ihrer Handlungen eine böfe Abficht unter- 
ſchieben möchte, das heißs die Natur der Dinge umfehren ! 
dem Menfchen aber iſt es nicht vergönnt, dieſes jemals 
ungeftraft zu thun und: wie gezeigt worden ift, fällt 
bier die Strafe, der Nachtheil auf den ganzen Staat. 
Diefes find im Wefentlichen diejenigen Betrachtungen, 
welche mich Teiteten, als ich fagte: das vorgelegte Ges 
feg über die Verantwortlichfeit genuͤge, man laſſe es 
dabey bewenden. | | 


XVI. 

Bemerkungen des Herrn Geheimen Staatsraths 
von Wreden uͤber den Vortrag des Referen— 
ten des zweyten Ausſchuſſes, Die Verantwort—⸗ 
lichkeit der Miniſter betr. 





Der Herr Referent des zweyten Ausſchuſſes hat es 
bereits bey ſeinem Vortrage bemerkt, daß die uͤbrigen 
Mitglieder des Ausſchuſſes — obwohl einverſtanden in 
der Hauptſache, — dennoch einige abweichende Anfich- 
ten haben. Ich werde daher die meinigen vorzulegen 
die Ehre haben. | 

Im Art: 3 des Entwurfs heißt ed: 

„Die beyden Kammern werden ihre Anflagen Uns 
überreichen; Wir werden in Zeit von 3 Wochen den 
Ständen hierauf ‚die geeigneten Eröffnungen zugehen 
laffen. Sollten diefe in diefer Zeit nicht erfolgen, oder 
die Stände durch Diejelbe von der Unfchuld der anges 
griffenen Behörde nicht überzeugt werden; fo werden 
wir auf den weitern Vortrag der beyden Kammern den 
Angeklagten vor Gericht ftellen. 

. Sch glaube, daß diefe Faſſung dem Angefchuldigten 
die Vertpeidigung zu fehr erfchwere, ja vielleicht in ein- 
zelnen Fällen unmoͤglich made. Setzen wir den Fall: 
ein Staat ſey mit andern Staaten in Unterhandlungen, 
beren Befanntmachung das einzige Mittel wäre, den 
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Beichuldigten zu rechtfertigen, dennoch aber aus höheren 
Gründen durchaus unmöglich iſt; fol in biefem Falle 
der Minifter vor Gericht geftellt werben, weil er bin 
nen: der peremtorifchen Frift von 3 Wochen die Motive 
iner Handlungen nicht vor aller Augen enthülfen darf? 
Mer vielleicht gar als unfhuldiges Opfer fallen, weil 
Abſt der Fuͤrſt den Schleyer nicht hinwegziehen darf, 
r über den Handlungen feines Minifterd Liegt ? 
Eben das Geſetz, ‚welches jede. unrechte Handlung . 
des Minifters fo firenge beftraft willen will, muß ing 
auch in Schuß nehmen gegen jcheinbare Vorwürfe, un 
muß ihm Zeit vergönnen, feine Unſchuld darzuthun. 
Ohnehin leidet und büßet er fchwer, daß, ehe der Zeits 
punft erfcheint, der ihm. den Mund öffnet, er bie 
ſchwere Bürde allgemeiner Verkennung tragen muß. 

In England wird öfters gegen bie ſchwerſten Be 
ſchuldigungen nichts weiter erwiedert, als daß die 
Staatsregierung für jest die beweifenden Urkunden 
noch nicht vorlegen fönne; uud man begnügt fich mit 
der Zufage, daß diefelbe, fobald Zeit-und Umftände ed 
erlauben, vorgelegt werden wuͤrden. | 

» Sch glaube, daß auch bey und ber Regent ein 
Mittel in Händen haben müffe, den Sturm fo lange 
von dem Haupte des Unfchuldigen abzuhalten, bis es 
diefem möglicdy wird, fich zu vertheidigen, und bin das 
her des Dafürhaltens, Daß es dem Regenten unter Bors 
Jegung von Motiven frei ftehen müfle, die Borges 
u. bis auf einen gewiffen Zeitpunkt hinaus 
u egen. ’ 

: Sn eben diefem Art. 3 heißt es weiter: 

„Bir werden von dem Rechte ber Niederfchlagung 
feinen Gebraud machen. Auch werden wir in bem 
Falle, in welchem der Angeklagte dutch den Ausſpruch 
des Gerichtes feines Amtes entfeßt werden wird, das 
uns zuftehende Recht der Begnadigung nicht in dem Ums 
fange zur Ausübung bringen, daß wir den Entfebten 
bey feinem Amte belaffen, oder ihm ein anderes Amt 
verleihen werden. Es wäre denn, daß eine folche Vers 
leihung in dem richterlichen Urtheil ausdruͤcklich vor⸗ 
behalten. werde: ’’ | 

Sch ftimme mit darin überein, daß der Regent 
auf das Abolitiongrecht verzichten müffe, weil es fonft 
in feiner Macht ficehen ‚würde, das ganze Geſetz & 
pereiteln , — ich räume ein, daß er a Eutſetzten nicht 
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bey feinem bisherigen Amte belaffen fönne, weil fonjt 
die eine Hand wieder gäbe, was die andere nehme, — 
ich geftebe zu, daß, wenn der Richter ihn zu einer an— 
dern Anftelung für unfähig erklärt, ihm eine ſolche 
nicht werden koͤnne; allein mit der Art der Faſſung 
kann ich dennoch nicht übereinjtimmen. 

Sie fegt ald Negel feft, was nach meiner Anficht 
Ausnahme ift. 

Die Regel ift nach obiger Faffung: 
daß ber Entfeßte von jeder Wiederanftellung ausge: 
fchloffen ſeyn folle 

und ald Ausnahme wird gefagt: 
e3 wäre denn, daß eine jolche Wiederanftelung in 
dem richterlichen Urtheil vorbehalten wäre. 

Nach meiner Anficht aber ift die Befugniß des Re— 
genten, ihn wieder Sa re feine aus dem Staats— 
bürgervecht fliegende Befugniß, eine ſolche Anftelung 
zu ſuchen, — die Regel | | 
and die in dem lrtheile enthaltene Snbabilitäts> 
erflärung die Ausnahme, 

Auch fiheint e8 mir ſchicklicher, daß der Nichter die 
Strafe der Dienftunfähigfeit ausjpreche, als daß er 
ein Recht dem DBeitraften vorbehalte, was ihm, fo 
lange e8 ihm nicht genommen ift, ohnehin verbleis 
ben muß. 

Hat daher der Nichter diefe Dienftunfähigfeit nicht 
ausgefprochen, fo bleibt e8 bey dem allgemeinen Gabe, 
daß er wieder angeftellt werden koͤnne. Hätten die Feh— 
ler der Minifter, wie es in dem Bortrage des Herrn 
Referenten heißt, ihren Grund immer in’ böfem Willen, 
in Nachläffigfeit oder Unwiffenheit, fo ließe fich jene 
Strenge erklären; allein dies wird doch, fo Gott will, 
nur Anßerft felten der Fall feyn. Politiſche Mißgriffe, 
falfche Anfichten, Handlungen, die ihm das öffentliche 
Vertrauen, vielleicht ohne feine Schuld, entzogen haben, 
und ihn daher außer Stand fegen, in feiner wichtigen 
Sphäre wohlthätig zu wirfen, können feine Entfernung 
nach fich ziehen. Große Veränderungen des politifchen 
Syitemd, wie wir ſie in unfern Tagen erlebt haben, 
bringen veränderte Anfichten über den Werth oder Unz 
werth früherer Handlungen hervor. : Sollte aber deß— 
wegen ein folcher, vielleicht in jeder andern Hinficht 
ſchaͤtzbarer, Mann von jeder Dienftanftellung ausges 
ihloffen fepn; follte der Regent, für deffen Schuld er 
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vielleicht büßt, auffer Stand geſetzt werben, fein hartes 
2008 zu erleichtern ? 

Alle diefe Betrachtungen machen mir e8 wuͤnſchens— 
wertb, daß die Dienftunfähigfeit in dem Gefege nicht 
als Regel ausgeiprochen werde, und nur dann eintrete, 
‚wenn der Nichter dieſelbe ausfpricht. | 


XVII. 


Miniſterialſchreiben, die Oeffentlichkeit der Sitzun⸗ 
gen der zweyten Kammer der Staͤnde betr. 





Ludewig, von Gottes Gnaden Großherzog von 
Heſſen und bey Rhein ꝛc. Unſern Gruß zuvor: Liebe 
und Getreue, Gtände des Großherzogthums! Die 
zweyte Kammer der Staͤndeverſammlung des Großher⸗ 
zogthums bat Uns die anliegenden Beſchluͤſſe über die 

Publicität ihrer Verhandlungen zu Unferer Genehmigung 
in der gejeglichen Ordnung überreicht. 

Da nah dem Inhalte diefer Befchlüffe bier nicht 
von einem zu erlafienden Gefeße, fondern von einer - 
bloß connivendo zu geitattenden Form der Sitzungen der 
— Kammer die Rede iſt; jo läßt ſich allerdings 

Ranches für die Befuguiß ber zweyten Kammer, diefen 
Gegenſtand allein für jich zu behandeln, fagen. 

Da indefien, wie dem auch fey, auf jeden Fall uns 
verfeunbar iſt, daß dieſer Gegenftand auch für bie 
erſte Kanımer, ſowohl wegen feines allgemeinen politi- 
fhen Jutereſſes! als auch wegen feines Einfluffes auf 
die landſtaͤndiſche Gejchäftsbehandlung von bedeutendem 
Gewicht jey uud da es Unſere Abficht ift, in allen Anz 
gelegenbeiten, welche .nicht., ‚ganz ohne Zweifel, ohne 
alles Intereſſe für eine. Kammer find, vor Unjerer 
Entſchließung die Anſichten der. Geſammtheit Unferer 
getreuen Stände zu vernehmen, den Zufland der öffents 
lichen Meinung über dieſe Angelegenheiten yon allen 
den möglichen verſchiedenen Standpunften aus. fennen 
zu lernen uud das gluͤckicherweiſe beflehende gegens 
eitige Vertrauen, fowohl unter den Kammern unter ſich, 
als auch zwifchen diefen und der Regierung, Immer mehr 
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zu befeftigen; fo fordern wir Unfere Lieben und Ge- 
treuen, Die zur eriten Kammer verfammelten Stände 
des Großherzogthums, hierdurch auf, die von der zmey- 
ten Kammer gefaßten, anliegenden Befchlüffe baldigft 
in Berathung zu nehmen, darüber fich zu einem Gut: . 
achten zu vereinigen und Uns daffelbe vorzulegen. 

Womit Wir übrigens Unfern Lieben und Getreuen, 
ben Ständen bed Großherzogthums, mit landesfürftlichen 
Hulden und Gnaden gewogen verbleiben. 


Auf befonderen allerhöchften Befehl. 
Großherzogl. Hefiifhes Geheimes Staatsminifterium. 
von Grolman. Jaup. Frhr. von Lehman. 

An 2. von Zangen. 
die erfte Kammer ber Stände: 


Berfanimiuug bes Großherzog: 
thums Heſſen. 


ANA 





XVIII. 


Weiterer Vortrag uͤber den, die Veran twortlichkeit 
der Miniſter betreffenden, Geſetzesentwurf. 
Erſtattet von dem Großh. Oberappellations⸗ 
Gerichtsrath Dr. Arens. | 


Aufgefordert durch die Bemerkungen , welche mehrere 
Mitglieder der Kammer über den, von mir in rubricir⸗ 
ter "Sage erflatteten, Vortrag vorgelegt haben, "habe 
ich meine Anfichten ‘einer nochmaligen forgfältigen und 
gewiffenhaften Prüfung unterworfen. Die Refultate 
berfelben habe ich einem verehrlichen Ausfchuffe in Fols 
gendem vorzutragen die Ehre: 

I. Der Herr Staatsminifter Frhr: du Thil ift in 

den von ihm vorgetragenen Bemerkungen der Meinung: 
daß e8 ein — von ihm nicht getheiltes — Mißtrauen 
in die Reinheit der Abfichten der Regierung verratben 
wuͤrde, wenn man annchmen wollte, daß das Gefek, - 
ſo wie es vorliege , feine Realität habe. 
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Ich kann : hierin ſeine Ueberzeugung nicht theilen, 
Ich ah zwar nirgend in einem —2 Vortrage be⸗ 
—— daß das Geſetz, ß wie es vporliege, feine 

ität babe, wohl aber habe ich bie, Meinung & 
äuffert: Daß für die Nealifirung des, durch das Ges 
feg beabfichtigten, Zwedes noch  Nebenbeftimmungen 
nothwendig feyen, Diefer Meinung bin ih noch 
jest, weil ih mir bie Gründe nicht wegräfonniren 
fan, worauf, biefe Meinung beruhet. Ich will verfus 
den, biefe Gründe zu entwideln. Bes | 
1.) Das Begnadigungss und Abolitionsrecht ſtehet 
dem Regenten unbeftritten zu. —* +93 
Daß er ſich deffen in Aufehung ber angeklagt und 
rtheilt werdenden, hoͤheren Staatäbeamten begeben 
wolle, fagt das Gefeg nicht. Es muß ihm daher vers 
möge ber allgemeinen Rechtsregel auch in Anfehung 
biefer Staatsbeamten fo lange zuftehen, big er fich deſſen 
ausdrüdlich begibt. ; 
Man darf au nicht mit bem Herrn Staatsminifter, 
pag. 60 feiner Bemerkungen, glauben: ber Regent 
babe fi des Abolitionsrechts Bon dadurch von ſelbſt 
begeben, daß das Geſeh ben Angeklagten vor Gericht 
geſtellt wiſſen will; denn ſonſt wuͤrden die unendlich 
vielen Strafgeſetze, welche vorſchreiben, daß der Ver 
brecher vor Gericht -geitellt, und zu biefer oder. jener 
Strafe ‚verurtheilt werden fol, gleichfalls „einen ſtill⸗ 
fehweigenden Verzicht. auf Das. Abolitions> und Begna- 
digungsrecht enthalten, was, foviel ich. weiß, noch nie 
ein er un — — n — 
Steht nun aber. dem Regenten hinſichtlich der, gegen 
die hoͤchſten Staatsbeamten gerichteten, ae und 
Urtheile dad unbefhränfte Recht der Abolitjon und 
Degnadigung zu, ſo lann er in jedem Fol 3ie Mi, 
kung des Geſetzes durch Gnabe vernichten, und das 
Volf hat durch das Geſetz feine größere Sicherheit, als 
es auch ohne daſſelhe haben würde, „weil der Regent 
mit der ‚einen Hand nehmen kann, was er. durch ‚dag 
Gefeg mit der andern gegeben bat. ; | | 
2) Der Ceſetzesentwurf beftimmt nicht die Behoͤr⸗ 
be, welche über den angeklagten höheren .Stantöbeamten 
richten fol; der ordentliche Richter muß daher auch hier 
als der zufländige angenommen werden, Allein aus 
diefer Competenz fünnen die nachtheiligiten Folgen herz 
vorgeben. Es ift möglih, daß der Miniftger und ein 
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Geheimer Staatörath wegen deffelben Vergehens ober 
Verbrechens angeklagt werden. | 
Der Miniſter wird hier von dem Oberappellationd- 
gericht, als feinem befreiten Gerichtsftande,, der Geheime 
Staatsrath von dem Hofgerichte gerichtet. Es ift mög- 
li, das eine Gericht fpricht den Angeflagten frei, das 
andere verurtheilt ihn. Soll man in diefen widhtis 
gen Sakhen bergleihen, wahres Aergerniß begrüns 
dende, Widerfpriche, die das Zutrauen der Gerichte 
untergraben, zulaffen, oder ift «8 nicht vielmehr noth— 
wendig, für alle Anflagen diefer Art nur eine rich— 
tende Behörde anzuordnen ? Sch trage Fein Bedenken, 
diefe Frage zu bejaben, — wie fie auch felbft von 
bem Herren Staatsminifter du Thil, pag. 58 feiner Be⸗ 
merfungen, bejaht worden ift — um dadurch eine we— 
fertliche Luͤcke des Geſetzes auszufüllen. : 
3.) Der Gefegedentwurf redet nur von den, gegen 
die hoͤch ſten Adminiftrativftellen gerichteten, Anflagen. 
In ber, dieſen Entwurf begleitenden, Rede des 
Großh. Staatsminifterd wird ber untergeordnete 
Staatsbeamte dem böchften, dem unmittelbaren, 
überall entgegengeſetzt. Nur der letztere fol fih auf 
angebliche Befehle des Negenten nicht berufen fünnen. 
Daß es der Untergeordnete nicht koͤnne, davon fiehet 
fein Wort in dem Gefete, was fich auf untergeordnete 
Staatsbeamten überhaupt gar nicht bezieht. Sollte e8 
daher auch räthlich oder nothwendig feyn, dem Regenz 
ten das Recht zu erhalten, mit Borbeygehung der böchften 
Behörden Befehle an untergeordnete Stantsbeamten zu 
erlaſſen Teine Frage, ‚auf die ich weiter unten zurüd 
kommen werde) fo würde es doch auf jeden Fall noch 
ben Netiben Beflimmung: DAB die untergeorb- 
ad Staatsbeamten fi eben fo wenig auf 
zefehle Des Regenten follen berufen fün 
ten, bedürfen, wenn nicht das Geſetz eine fehr auffal- 
lende Luͤcke behaften, und die Gefahr, in vielen Fällen 
feine\entfcheidende Norm darzubieten, begründen foll. 
Sch glaube daher nicht ohne Grund behauptet zu 
haben, daß der Gefeßesentwurf mehrere Nebenbeſtim— 
müngen notbwendig bedürfe, und ich wage es fogar 
diefe Ueberzeugung auch noch jest auszufprechen, weil 
ih von dem befannten Edelmuthe des Herrn Staats— 
minijters boffen darf, daß er das, an diefe Ueber— 
zeugung gefnüpfte, Praͤjudiz: daß fih darin ein Miß— 
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trauen gegen bie Reinheit der Abfichten ber Regierun 
anfündige, gegen mich nicht ausfprechen wird... J 
m. ferner eben darum, weil man die Reinheit der 

bfichten der Regierung nicht bezweifeln kann und darf, 
daß aud der Nothwendigfeit diefer Nebenbeftimmungen 
nicht mit. Unrecht weiter gefolgert werden koͤnne, ‚daß 
bie Staatsregierung von den Ständen die Borlegung 
biefer  Nebenbeftimmungen wirflich erwarte. | 


1, Sch habe in meinem Bortrage ed für zweck—⸗— 
gemäß und nothmwendig erachtet: daß der Negent die 
von ihm ausgehenden Befehle an die einfchlägige uns 
mittelbare Behörde erlaffen möge, und daß fie das 
jelbR contrafignirt werden möchten. Der Herr Staats 
minifter Frhr. du Thil ift auch hierin anderer Meinung. 
E83 fey mir erlaubt, die Gruͤnde zu entwideln, die mich 
zu biefer Meinung beftimmt haben, zugleich aber auch 
die Gründe zu beleuchten, die gegen meine Meinung 
vorgebracht worden find. ! 


Meine Gründe find folgende: 


1.) Scheint mir der Gefeßesentwurf in Berbindung 
mit der Nede des Großherz. Staatsminijters von Grols 
man zu der Annahme zu berechtigen: daß die Großb: 
Staatsregierung- felbft von der Vorausſetzung ausgegan⸗ 
gen fey, daß ber Großherzog die Befehle jederzeit an 
die einfchlägigen böchften Behörden abfenden oder ers 
laffen werde; denn die Nede des Minifters unterjcheidet 
überall- zwifchen der Berantwortlichfeit der hoͤchſten 
und der untergeordneten Staatsbehörden, und fagt 
von den leßteren: 

daß ein gültiger Befehl der Vorgeſetzten denjenigen, 
welcher in der Befolgung des Befehls eine Pflicht 
übte, nothwendig von eigener Verantwortlichkeit bes 
freye, und die Verantwortlichkeit auf denjenigen 
übertrage, welcher den Befehl ertheilt habe. CR: 

Sie erwähnt ferner, übereinftimmend mit dem Ges 
fegesentwurfe, überall nur der höchften Stellen, 
die ſich zu ihrer Entfchuldigung nicht auf die Befehle 
des Regenten follen berufen können, und es hätte dems 
nach der Artifel ganz anders gefaßt werden müflen, 
wenn man an die Möglichkeit: daß der Regent mit 
Borbeygebung der höchiten Behörden feine Befehle fos 
gleich an untergeordnete Beamten werbe. abgehen. laffen, 
gedacht hätte. Ä 
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2) Im Grunde enthält auch bie Erflärung bes 
Regenten: feine Befehle den einſchlaͤgigen hoͤchſten Be— 
börden, und namentlich dem Miniſterium zugehen Laffen 
zu wollen, nicht einmal etwas Neues, weil fchon das 
Drganifatigngedift ein Contrafigniren der hoͤchſten Bes 
fehle vorjchreibt,, und weil das Minifterium darin als 
ber Eentralpunft der ganzen Staatsverwal- 
tung unter.der unmittelbaren Direktion bes 
Regenten bargeftellt wird. 

3.) Es verdient eine hoͤchſt wichtige Ruͤckſicht, von 
bem Negenten jede Art von Compromittirung, die aus 
feinen Befehlen oder Verfügungen hervorgehen koͤnnte, 
entfernt zu halten. Erlaͤßt nun der Regent feine Bes 
fehle_jederzeit an bie höchiten Stellen; fo wird Diefen 
dadurch die Möglichkeit ber ehrerbietigen Nemonitration 
in den Fällen gegeben, in welchen fie in dem Befehle 
etwas /verfaffungss oder rechtöwidriges zu. finden glaus ° 
ben. Nimmt nun auch der Regent feinen Befehl zuräd, 
fo bleibt die Sache geheim; fein Anſehn, feine Würde 
werden in den Augen feines Volkes nicht compromittirt. 
Ganz anderd aber wird bie Sache, wenn ber Regent 
feine Befehle an untergeordnete Beamten erläßt. Soll 
bier — wie ed die Anfiht des Herrn Staatsminifters 

rhr. du Thil zu feyn fcheint — ber untere Beamte 

in ‚die Gategprie der hoͤchſten Beamten beraufrüden, 

fol 3. 8. der Unterförfter dem Dberforftfollegium, der - 
Landrath dem Minifterium gleich werden, und dad Ge 

feß auch anf fie angewendet werden; fo muß man ihnen 

auch, wie dieſen höchiten Behoͤrden, das Recht einräus 

men, ben Befehl des Negenten nach ihrer Heberzeugung 

für rehtsverfegend zu halten, und nicht zur Ausführung 

"zu bringen. Diele Weigerung wird dann, nad, dem 

gewöhnlichen Laufe der Dinge,» in das Publicum foms 

men, und es wird daburd das Anfehn des Regenten 

nothwendig. herabgefegt. — Der untere Beamte bat 

entweder togleich oder wenigſtens dann, zu geborchen, 

wenn bie — Behoͤrde auf ſeine Remonſtration dem 

ertheilten Befehle inhaͤrirt, und es duͤrfte vorzuͤglich in 

der jetzigen Zeit, in welcher mit ber ſubjektiven Ueber⸗ 

zeugung des Einzelnen ein fo unwuͤrdiges Spiel getries 

ben wird, hoͤchſt nachtheilig und gefährlich ſeyn, Die. 
Bollziehung höherer Befehle bloß von der Ueberzeuguug 

des Untergeordneten abhängig zu machen. 
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Sollte aber ber Herr Stantömtnifer mit dem Ge 
langen der Befehle des Regenten an die untergeordneten 
Staatsdiener die Berbindlichkeit der Anfrage und Be 
richtserftattung an bie höheren und reſp. höchiten Be⸗ 
hörden berbinden; fo - wird dadurch ‚nichts gewonnen, 
denn jest kommt erſt durch den Ummeg der Berichtes 
erftattung die Sache in Die Lage, in bie. jle ſogleich 
— kommen ſollen. 

4.) Der Staat beſoldet die unmittelbaren Staats⸗ 
diener, damit der Regent in ihnen Organe zur Vollzie⸗ 
hung ſeines Willens, zugleich aber auch treue Rathge⸗ 
ber, habe. Warum win fi der Regent der rathenden 
Stimme diefer Männer berauben? Hat er Fein Zur 
trauen mehr zu ihnen, fo entlaffe er fie, , was ihm ja 
nach der Dienfipragmatif ganz frei ftehet. Nichte (det 
— re unter dad Volk, als went ber Regent 

en Weg verläßt. — Sehr leicht kann 
er ei * —— einſeitige Darſtellung zu 
Handlungen beſtimmt werden, die nicht haͤtten vor⸗ 
hen koͤnnen, wenn er ſich nicht durch das Vorbeygehen 
—* erſten Raͤthe die Moͤglichkeit vernichtet haͤtte, daß 
eine rathende Stimme in ſein Ohr dringe. Was verliert. 
ber Regent durch die Zufage: er wolle alle feine Befehle 
an die einfhlägigen hoͤchſten Behörden rishten? Werden 
— — dadurch weniger verbindlich? Er kann nur 
gewinnen, nie verlieren. Bleibt ihm ja doch die 
vote Freikeit, fich bes Rathes eines jeden andern drit—⸗ 
ten zu bedienen ‚ zu dem er Zutrauen hat. Durch nichts 
fönnen Erfhleihungen ficherer verhütet werden, als 
durch den Rath derjenigen unmittelbaren Diener, bie . 
wegen-ber Folgen des jchlechten Rath, den fie ertheis. 
len, verantwortlich find. Der Herr Baron du Thil 
halt felbit das ‚Contrafigniren der Befehle des Res 
genten für etwas fehr wünfchenswerthes , und doch 
wuͤnſcht er nicht, daß es als gefegliche Regel ausges . 
fprodhen werde. Warum? — weil er glaubt, ber Re⸗ 
ent werde in Unthätigfeit verfegt, wenn er fih von 
Finen eriten Staatsdienern — finde, weil der Re 
gent außer Berührung mit allen Unterbehörden , die ihm; 
wegenaber Form, worin fein Wille füch ausfgreche, den 
Gehorſam auffündigen könnten, fomme, und weil end» 
lich das Eontrafigniren zu dem Zwede, das verantworts 
liche Subjekt kennbar zu machen, gar nicht genüge. 
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Den erften biefer Gründe verftehe ich nicht recht. 
Sol er etwa den Sinn haben: ber Regent kann den 
Befehl, den Die unmittelbare Staatsbehörde für wider— 
rechtlich bält, und den fie zu vollziehen ſich weigert, 
nicht mehr vollziehen laffen? fo läßt ſich das nicht aͤn— 
dern. Unthätig wird er aber dadurch eben fo wenig, ale 
er dadurch unthätig wird, wenn die Stände einen, ihnen 
vorgelegten, Gefeßesentwurf verwerfen. Eine unbe, 
dingte Verbindlichkeit der Beamten, den Befehl des 
Regenten zu befolgen, ift mit ihrer Berantwortlichfeit 
unvereinbarlich; das fann, das wird Niemand verfens 
nen, und das hat auch ficher der Großherzog nicht vers 
kannt, als er das Princip fanctionirte. Was daher 
Dem Regenten bey feinen hoͤchſten Behörden begegnen 
kann, das kann ihm eben fo gut begegnen, wenn er 
eine Unterbebörde mit der Vollziehung feines Befehls bes 
- auftragt. Soll man ed hier etwa zu ber, bed Regen⸗ 
ten unmwürdigen, Erſcheinung fommen laffen, daß der 
Regent feine unvollzogen gebliebene Befehle fo lange 
umberfendet, bis ſich ein Vollzieher dazu findet? Schon 
diefe Frage allein entfcheidet für das Bedürfniß: daß 
der Negent ben hoͤch ſten Behörden feine Befehle. zus 
geben laffen müffe. 

Den zweyten Grund kann ich nicht, zugeben. Der 
Regent wird durch das Erlaffen feiner Befehle an die 
hoͤchſten Behörden auf Feine Weife befchränft, die unte— 
ren Behörden. zur Erſtattung von Gutachten und ‚Ber 
richten aufzufordern, und die von ihnen aus eigenem 
Antriebe eritatteten, Borftellungen und Berichte: anzunch- 
men. Die Unterbebörden bleiben ihm gleih nahe, und 
durch das Erlaffen der Befehle an die böchften Stellen 
wird an ihrem Verhältnifje zu dem Regenten auch nicht 
das geringfte geändert. | | 

Der dritte Grund beruhet auf einem offenbaren 
Mißverſtaͤndniſſe. Ich babe nirgend behauptet: daß das 
Gontrafigniren zum Erfenntnißmerfmale des verants 
wortlichen Subjekts dienen fole. Es foll. nur daraus 
die Gewißheit hervorgehen, daß es nicht an einem 
verantwortlichen Subjefte fehle, und dieſer Zweck wird: im: 
mer erreicht, weil bei follegialifchen Berfaflungen dag Con⸗ 
trafigniven durch den Beyfall der Majorität bedingt if. 

Sch glaube übrigens, daß der erite Zufaßartifel wes 
niger grell gefaßt werben koͤnnte: es-ift gar nicht nöthig, 
darin die Wirkungen ver fehlenden Mirwiffenfchaft und 
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Gontrafianatur auszudruͤcken, denn biefe ergeben ſich 
von felbft, und icy nehme daher feinen Anftand, auf 
eine andere Faffung ded Artifels in der Art anzutragen: 
„, Damit. es nie an einem verantwortlichen Subjekte 
fehle, fo werden Bir die von Uns zu erlaffenden Bes 
fehle und Verfügungen jederzeit den einfchlägigen uns 
mittelbaren adminiftrativen Behörden, deren Gefchäfts- 
freiS durch den Inhalt der Verfügung berührt wird, 
zur Contrafignatur und Vollziehung zugehen Taffen: 
III. Daß das Großherzogl. Dberappellationgs Ges 
richt zur richtenden Behörde ernannt werden möge, barin 
ift auch der Herr Staatsminifter du Thil mit mir ein« 


verftanden. Nur — meint er —  verftehe fih die 


Competenz diefer Behörde fchon von felbjt, und ed werde 
hoͤchſtens, um darüber. feinem Zweifel Raum zu Taffen, 
deßfalls einer Anfrage um Erläuterung, bedürfen. 

Diefer Meinung bin ich nicht. Nach den bis jetzt 
beftehenden Gefegen hat nur der Stantöminifter in dem 
Dberapyellationdgerichte einen befreiten . Gerichtitand : 
alfe übrigen unmittelbaren Staatsdiener find entweder 
der Gerichtsbarkeit des Hofgerichtd oder des Oberfriegs- 
folfegiums u. f. mw. unterworfen. | 

Berüdfichtigt man nun, daß bey Vergehen, die fich 
Kollegia zu Schufden fommen laffen, nicht Die, ben 
Staat repräfentirende, collective Einheit, fondern jes 
bes einzelne Mitglied als singulus angegriffen 
wird; fo folgt von felbit, daß ohne eine neue gejegliche 
Beftimmung das Dberappellationsgericht nicht uͤberall 
ald Das zuitändige betrachtet werden: fünne. 

Es haben indeffen der Herr Geh. Rath Dr. Schmidt 
und der Herr Baron von Mapypes die Räthlichfeit; das 
Dberappellationsgericht zur richtenden Behörde zu er 
nennen, in Zweifel gezogen, und: e8 fey mir baher ers 
Iaubt , meine Anfichten darüber auszufprecen. 

a) Der Herr Geheimerath Schmidt glaubt: ) 

1.) Das jet allerdings ehrwuͤrdige Gericht koͤnne 
ausarten. 

Das iſt allerdings moͤglich, allein dieſe Ausartung 
iſt bey allen Behörden möglich, und bey dieſem Gerichte 
mwenigftend nicht wahrfcheinlih. Man würde fich eben 
fo gut in den Mitgliedern einer befonderen Commiffion, 
wenn man Diefe zur richtenden Behörde machen wollte, 
vergreifen fünnen. ine abjolute Garantie hat man 
bey Menfchen nicht ‚ eben weil fie — Menſchen find. . : 
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Er fürchtet 

9.) der Zweck ded Geſetzes dem Volke Vertrauen ein 
zuflößen, möge nicht erreicht werden. Meinem Urtheile 
nad) muß das Ober » Appellationsgericht das höchite Vers 
trauen einflößen. Die Regierung ernennt zwar die Mits 
glieder diefes Gerichtshofes; allein nach det Ernennung ijt 
der Ernannte völlig unabhängig und Das gewährt Die mög» 
Lichfte Sicherheit, oder follte mau etwa dem Gedanken, 
den ich mir faum auszüufprechen getraue: die Regierung 
werde, ihres Minifters wegen, diefes Gericht mit 
feilen Männer verpeften, Raum geben Eönnen?! Das 
ift nicht möglich. 

3.) Den dritten Grund balte ich für richtig, allein 
er gehört gewiß zu den feltenften Ausnahmen, und man 
— ihm daher keine Einwirkung als Regel einraͤumen 
koͤnnen. 

Dieſer Ausnahmsgruͤnde koͤnnen nun noch mehrere 
eintreten (man denke nur an eine zu Recht begruͤndete 
Perhorrescenz des Gerichts). In allen dieſen Fällen 
wird es einer beſonderen richtenden Commiſſion heduͤrfen, 
wozu der Regent und die Staͤnde die Mitglieder ernennen. 

Sch babe hierauf ſchon in Meinem Vortrage hin— 
gedeutet, als ich in demſelben bemerkte: daß das, 
ſich in der Errichtung eines beſonderen Staatsgerichts— 
hofs ankuͤndigende, und ſelbſt die Moralitaͤt antaftende, 
Mißtrauen, jo lange es nur immer geſchehen 
fönne, nicht ausgefprochen werden follte. In den 
vorberührten Fällen tritt nun eine abfolute Nothwendig- 
feit ein, und man wird daher der Ernennung einer bes 
fonderen Sommiffion für dieſe wahren Nothfälle nicht ents 
geben können. Sch bielt e8 damals nicht für nöthig, 
deßfalls beftimmte Anträge zu machen, weil ich glaubte, 
daß die Discuffion von felbft die Ausfüllung diefer Luͤcke 
zur Sprade bringen werde. Ich kann übrigens biefen 
Grund nicht verlaffen, ohne der vorangeführten Stelle 
meines Bortrags einige erlänternde Worte beyzufügen, 
weil e8 mir feheint, als fey fie mißverftanden worden. 

Bon Antaftung. der Moralität ſprach ich 
darum, weil ich glaubte, daß fich in der Art der Bes 
fegung eines befondern Staats> Gerichtshofes ein Mißs 
trauen in den. moralifhen Werth der Regierung und 
der Stände ausfpreche, und daß ferner von beiden Geis 
ten ſich der Gedanke ankuͤndige: jeder Theil werde ihm 
ergebene, und in feinem Intereſſe (was gar nicht von 
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dem des andern Theild. verfchieden feyn ſollte) handelnde 
und urtheilende Individuen zu Mitgliedern ernennen. 

‚  b) Der Herr Baron Mappes. hält es für raͤthlich, 
ein aus Mitgliedern der Aten Kammer und ded-Obers 
Appellationsgerichts zufammengefegtes Gericht zu conſti⸗ 
tuiren. Allein diefes ift nach den Artikeln 21 und 2 
des Berfaflüngsenifts, nad welchem nur ſolche Bes 
ſchwerden, welche auf einem, von beyben Kammern ge 
meinfam gefaßten, Beſchluſſe beruhen, berücfichtigt wers 
den follen, nicht moͤglich, weil Niemand Anfläger und 
Richter ugteid ſeyn kann. Und auf eine Abdnde- 
rung des Edikts, wozu die Rede des Großherzoglichen 
Staatsminiſters ohnehin wenig Ausſicht darbietet, ans 
et diefes kann ich aus mehreren Gründen nicht 

r raͤthlich und zwedgemäß halten, — | 
—  1V. Der Herr Staatöminifter du Thil mwünfcht 


in feiner Bemerkungen, daß der Unftatthaftigfeit der 


Appellation von den Urtheilen des Ober-Appellations⸗ 
Gerichts gar nicht erwähnt werben möge. Sch lege 
darauf fein Gewicht und bin daher: mit ihm einvers 
ftanden ; weil ich die Beftimmung, wozu mich der Ges 


danfe: der Angeklagte. fönne ‚oder werde vielleicht um , 


zweynialiger Verſendung der Aften eine breyfache Ins 
ſtanz in Anfprud nehmen, verleitete, jetzt felbft für 
überfläffig halte. Gleich überflüffig halte ich es mit 
hm, der zuläffigen Rechtsmittel befonders zu ermähs 
nen, weil die allgemeine Regel des Rechts auch für ihs 
ren Gebraud) entfcheidet.' | 

V. Der Herr Staatsminifter du Thil fo wie ber 
Herr Geheime Stantsrath von Wreden halten ven, in 
dem. zweyten Zufakartifel enthaltenen Termin von 3 
Wochen nicht für zureichend, mweil ed Fälle geben koͤnne, 
in welchen binnen: diefer kürzen Frift die Bukagıye 
und Erculpationsmittel nicht vorgelegt werden Fünnten 
oder dürften. Sch bin hiermit ganz einverftanden, und 
babe bey der Entwerfung des Artikels fchon wirflich dars 
an gedacht, denn es heißt in dem Art. nicht: daß bins 
nen dieſer Frift die Vertheidigungsmittel vors 
gelegt werden müßten, fondern es heißt nur: 
die Staatöregierung werde ven Ständen bie geeigneten 
Erdffnungen }ugeben laſſen, d. h. auf jeden Fall 
antworten. Diefe Antwort kann nun auch in der An— 
jeige beftehen, daß die Regierung die Vertheidigungss 
mittel aus befonderen Gründen noch zur Zeit nicht vor 
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legen duͤrfe, oder daß ſie dieſelbe in ſo kurzer Zeit 
nicht herbeyſchaffen koͤnne. Wer wird bier glauben, 
daß die Stände der Regierung feinen Glauben ſchenken 
und nicht von der gleichbaldigen Fortfeßung der An— 
klage abftehen werden? Es fiheint mir daher, die Fa’ 
fung des Artifel$ Feiner Aenderung zu bedürfen. . Sollte 
fie aber doch für nöthig oder nuͤtzlich erachtet werden, 
fo möchte ich fie dahin vorſchlagen: | 
„Wir werden denn hiermit in Zeit von 3 Wochen den 
Ständen entweder dasjenige, was zur Entſchuldigung 
des Angeklagten gereihen kann, vorlegen, oder ihnen 
die Eroͤffnung zugehen laſſen, daß dieſe Borlegung 
aus befonderen Gründen noch zur Zeit nicht mögs - 
lich ſey.“ 

Vi. Der Herr Geheimerath Freiherr von Wieſen— 
hätten bringt ferner eine Einfhaltung in dem 2ten Zus 
faßartifel in Antrag, der ich mit voller Ueberzeugung 
beytrete, weil ich es gleichfalls für Pflicht halte, dem 
Regenten das Abolitionsrecht zu erhalten , foweit dieſes 
a. Verletzung des gejeglichen Zwedd nur immer moͤg— 
lich iſt. | ' 

Dagegen Fanır ich | 

vi. dem Herrn Staatsminifter darin nicht beys 
pflichten: daß e8 eines theilmeifen Berzichtd auf. das 
Abolitiond- und Begnadigungsrechtd gar nicht bedürfe. 
Sch habe mich hierüber zum Theil fchon oben unter 
Nr. 1 audgefprochen, worauf ich mich der. Kürze wegen 
beziehe. Es wird daher nur einiger Worte über die 
Frage bedürfen: ob der von dem Nichter des Staats— 
amts überhaupt für unwuͤrdig Erflärte von dem Re— 
genten mit einem andern Staatdamte wieder begnadigt 
werden dürfe?" 

Sch muß diefe Frage auch noch jet verneinen;z denn 

a) kann wegen der wichtigen Ruͤckſichten, die hier 
vorliegen, von der Begnadigung des gemeiniten Ver— 
brechers. fein analoger Schluß auf den, des Staats 
dienjies für unmirdig, Grflärten Statt finden; ‚weil 
durch diefe Begnadigung der ganze Zwed des Geſetzes 
vereitelt werden fönnte. Dart der Regent feinen Ges 
neraladjutanten zum Minifter, den Minifter zum Genes 
raladjutanten, den Oberfriegsrath zum Geh. Staatsrath 
u. ſ. w. ernennen, fo haͤngt e8 auch bloß von feiner Gnade 
ab, den Richterfpruch ganz. wirfungslos zu machen. 


J 
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b) Der Herr Staatsminifter du Thil bemerft: der 

verurtheilte Minifter ſey darum noch fein Verbrecher. 

ch gebe das im allgemeinen zu. Er kann mit eis 
nem Bermeife oder einer anderen gelinden Strafe, bie 
er fich vielleicht bloß durch Unachtfamtfeit zugezogen hat, 
belegt werden. Allein wenn ihn der Richter nicht bloß 
feined Amtes entjegt, fondern ihn auch zu allem weites 
ren Staatsdienfte für unfähig erflärt, dann muß er 
wohl ein Verbrecher ſeyn. Wollte auch in diefem Falle 
ber Regent das Recht der Begnadigung, durch Verleihung 
eined andern vielleicht wichtigeren Amts, an ihm aus 
üben ; jo würde er das Intereſſe des Volks, was dieſes 
bey der Unterlaffung ber Amtsverbrechen hat, of 
fenbar gefährben. 

c) den Regenten wird ja auch hier das Recht ber 
Begnadigung nicht entzogen, fondern es wird bloß fo 
‚weit befbhränft, daß es nicht mehr zum Nactheil 
des Bolfes an einem Menſchen ausgeübt werden kann, 
der durch feine früheren Handlungen die VBermuthung 
gegen fi) begründet hat, daß er dem Staatsamte nicht 
treu und redlich vorftehen werde. 

Vill. Der 2te Zufagartifel erwähnt am Schluſſe 
bes Borbehalts des urtheilenden Gerichts, von bem der 
Herr Geh. Staatsrath von Wreden meint, daß er rich» 
tiger gerade umgefehrt gefaßt werde. Obgleich bie ans 
gefochtene Faſſung ganz zu demfelben Nefultate führt, 
wohin die in Antrag gebrachte Aenderung führen wird, 
fobald man davon ausgeht, daß es vermoͤge des Ges 
feßes allemal pofitive Pflicht für den Richter wird, bie 
Möglichkeit der Verleihung eined andern Amtes dem 
Berurtheilten ausprüdlich vorzubehalten, wenn er 
ihn deffen nicht für unfähig haͤlt — fo theile ich doch die 
Anficht des Herrn Geheimen Staatsraths vollfommen, 
daß die angetragene Aenderung zwedgemäß fey, und 
daß zwar um fo mehr, ald es ın dem Großherzogthum 
burd die Verordn. v. 11. März 1818 $. 6 bereitd aus⸗ 
geſprochen iſt: daß die Dienftentfegung nur 
dann Unfähigkeit zu jedem Öffentlidhen 
Amtenach fih zieht, wenn ſolche in dem rich 
terlihen Erfenntniffe ausdruͤcklich ausge 
fproden ſey. | 

IX. Der Herr Geheimerath Freiherr vor Wie 
fenhütten trägt auf Subftitution des Wortes: 

pflihtwidriger flatt gefegmwidriger 
Berh. d. erft. Kammer Beyl. Heft. 6 
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Handlungen in dem Geſetzesentwurfe an. Mir ſcheint 
dieſe Aenderung kein Beduͤrfniß zu ſeyn, weil jede 
Pflichtverletzung nothwendig ein Geſetz, was verletzt wird, 
vorausfegt, beyde Worte aljo denfelben Sinn haben. - 

X. Der Herr GStaatsminifter Freiherr du Thil 
wünfcht Feine nähere gefegliche Bezeichnung des verant- 
wortlichen Subjefts. Hierin flimmt er ganz mit mir 
überein. Wenn ich die Sade in meinem Vortrage zur 
Sprache gebracht habe, fo gejchah das nur darum, weil 
ich mannigfaltig über das Beduͤrfniß: die Verantwort— 
Iichfeit bloß auf den Referenten oder den Gontrafignis 
renden: zu befchränfen, babe reden hören, und an die 
Möglichkeit, daß die Sache aud) in der Kammer zur 
Sprache fommen könnte, dachte. Der Richter wird den 
wirklich Verantwortlichen ſchon finden, und es ſcheint 
mir hieruͤber gar keiner geſetzlichen Beſtimmungen zu 
beduͤrfen. 

Endlich und - 

XL bat der Herr Staatsminifter am Echluffe feis 
ner Bemerkungen die hier zur Sprache gebrachte Mas 
terie unter einen höheren politiihen Gefichtspunft ges 
ſtellt. Er thut das für den Zwei, um nashjuzeigen, 
wie bedenklich e8 fjey, Strafgefeße gegen den Mie 
nifter zu erlaffen. Da id) indeſſen nod) bey feinem Mit- 
gliede der Kammer irgend eine Luſt bemerft habe, derz 

leihen Strafgefege in Vorfchlag zu bringen; fo glaube 
ch mid) von der näheren Erörterung diefer Ausführung 
am fo mehr dispenſiren zu koͤnnen, als bis jetzt nur 
von der Erlaffung einiger weniger Nebenbeftimmungen 
u dem Geſetzes-Entwurfe die Rede war, auf welche diefe 
Ausführung um fo weniger herüber wirfen fann, als 
alle diefe Nebenbeftimmungen bloß bie Tendenz haben, 
das in dem Gefeßes » Entwurfe ausgefprochene Princip 
raftifch brauchbar zu machen, und in das Leben einzus 
ihren. Diefe einfachen Beftimmungen werden bey allem 
Wechſel der Dinge ihren Werth nicht verlieren; davon - 
bin ich feft überzeugt. Wenigftend würde e8 mic) ſehr 
-überrafchen , wenn mir jemand den Beweis lieferte ö 
daß fie bey der Fortdauer der Verfaffung in dem Wech— 
fel der Verhältniffe ihr Grab finden Eönnten. 


nımnmitavemnunrad 
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XIX. 


Weitere Bemerkungen des Herrn Staats-Miniſters 
Frhrn. du Thil über ven weiteren Vortrag des 
Referenten des zweyten Ausſchuſſes: die Ver—⸗ 
antwortlichkeit der Miniſter betr. | 
Auf den weiteren Bortrag ded Herrn Neferenten - 

faun ich nicht umbin, dem, was aus meinen früheren 

Bemerkungen fo eben ausdrüdlic angeführt worden ift, 

noch ginige Erläuterungen nachzuſchicken und fo kurz 

als möglich die wenigen Punfte abweichender Meinung, 
welche jett noch übrig bleiben, zu berühren. 

4.) Die Frage: ob die Stants-Negierung die Abs 
ſicht gehabt babe, die Stände zu Nebenbeſtimmungen zu 
dem Geſetze zu veranlaffen? übergehe ich, weil fie nur 
von Dem Großherzoglichen Staats -Minifterio felbft ents 
fihieden werden fann. Wenn ich Hbrigend behauptet 
babe, daß das Geſetz auch ohne Nebenbeſtimmungen 
Realitaͤt habe; ſo habe ich ſagen wollen und glaube es 
auch gezeigt zu haben, daß es auch ohne dieſe Nebenbe— 
ſtimmungen ſeine Wirkung aͤußern und zur Vollſtreckung 
kommen werde; auch habe ich die Meinung noch nicht 
geändert, daß mehr Nebenbeftimmungen, als diejenigen, 
e welchen ich mich fihon beyfällig ertlärt hatte, nur zu 

erwidlungen führen würden. 

2) Ic) bin noch nicht ganz überzeugt, daß das, 
was hinſichtlich des Begnadigungs » und Abolitions- 
rechts des Negenten (pag. 3 und 4) gefagt wird, bier 
Anwendung finde. Der Zwed des Abolitionsrechts ift, 
allgemeine Geſetze, wenn fie in einem gegebenen Falle 
eine Anwendung finden würden, die nicht in der Abs 
fiht des Geſetzgebers lag, oder die nadhıtheilige Folgen 
für das Gemeinmwefen haben koͤnnten, unjchädlich zu mas 
hen; hker handelt e8 fi aber von einem ganz fpeciels 
len Geſetze, richtiger gefagt, von einer Zuficheriung, 
ben Angeklagten vor Gericht zu ftellen, welche der Res 
gent den Ständen gibt und die er nicht zurüdnehmen 
kann, wenn er es bis zur Anklage hat kommen laffen. 

3) Der ordentliche Richter der oberftien Behörden 
fann meined Erachtens nur das Ober⸗Appellations⸗Ge⸗ 
richt ſeyn, und ich befireite das, was ber Herr Refe⸗ 
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rent hiergegen anführt. Ein Geheimer Staatsrath hat zwar 
feinen perfönlihen Gerichtsftand vor dem Hofgerichte, 
aber das vorliegende Gefeß nimmt nur feine Amte- 
bandlungen in Anfpruch 5 binfichtlih der Privathand- 
lungen, und der daraus entftehenden Rechtsverhältnijfe, 
ift zwifchen einem unmittelbaren und einem untergeord- 
neten Staatsdiener fein Unterfchied zu machen. Sene 
Amtshandlungen’ aber nimmt -er (fo wie jeder andere Rath 
in feinem Colleg) .nur in der Mitte des Minifteriumg, 
mit deffen Zuftimmung, nur in deſſen Namen, vermöge 
einer, nicht ihm perjönlich, fondern der ganzen Gtelle 
verliehenen, Gewalt vor; die Stelle felbjt wird daher 
in feiner Perfon belangt und es kann ihn alfo nur der 
ordentliche Nichter der gefammten Stelle richten. Der 
Minifter befindet fich in einer anderen Lage, weil er 
wohl manchmal in den Kal fommt, ohne das Kolleg 
feloftftändig zu bandlen. Auch der Geheime Staatsrath 
handelt felbftjtändig,, wenn er zum Beyfpiel ald Com: 
miffarius auftritt, dann aber tritt er in die Claſſe un- 
tergeordnneter Beamten, weil er von nftructionen und 
Befehlen abhängt, und er fann wegen diefer Amtshand⸗ 
lungen nur bey dem Minifter, als der ihm vorgeſetzten 
Behörde, angeklagt werben. 

Die oben erwähnte Berfchiedenheit des Amts- und 
Perfonalgerihtsftandes führt übrigens zu der Bemer: 
fung, daß man bey Abfafjung des Geſetzes nicht befonz 
ders ausgedrücdt hat, was in dem Sinne beffelben liegt, 
dag es nur bey Amtshandlungen feine Anwendung finde. 
Da wir wahrfcheinlich hier alle einverftanden find; fo - 
fönnte diefe Omiffion ergänzt werden. 

4.) Ueber das Eontrafigniren der Befehle bed Ne- 
genten habe ich meine Meinung gefagt !und. fie, feitdem 
nicht geändert; aber ich habe fie auch hauptfächlic in 
Beziehung auf die Faffung des erften Zufaßartifele ges 
fagt, welchen ber Herr Neferent vorfchlug, und würde 
Manches von dem Gefagten für überflüffig gehalten 
haben, wenn jener Artikel gleich in der Geitalt vorge- 
legt worden wäre, in welcher er jet vorgefchlagen 1ft. 

Nach dem erften Vorjchlage wäre fein Befehl des 
Regenten verbindlid oder ausführbar,, der nicht mit 
dem Beyrathe eines Minifters ertheilt, und mit einer 
Contrafignatur verfehen wäre: dagegen habe ich ge— 
fprochen. Denn ich dabey gefagt habe, der Regent 
werde in, Unthätigfeit verfegt, wenn er von feinen ober⸗ 


Beylage XIX. 85 


ſten Behörden getrennt fey; fo babe ich nicht geglaubt, 
fo. mißverfianden werden zu. fönnen, wie es in feis 
nem weiteren -Bortrage wirklich gefchieht, Von ber 
phyſiſchen Entfernung ded Negenten von. feinen obers 
ten Behörden, Cdie bey jeder Abmwefenheit aus der 
Reſidenz eintritt ,) babe ich geredet, durch welche 
Der. Regent nad) der Faffung des 1. Zufagartifeld wegen 
des Mangels einer Gontrafignatur und des Rathes eis 
nes Miniſters, in Unthätigfeit verfegt werden wuͤrde, 

mol in einem Lande, in welchem man die Stelle eis, 
Be Minifter-Stante-Setretärs nicht kennt. Ä 


Nebrigens wuͤrde ich mir nach allem, was ich ſchon 
fta ber über dieſen Gegenſtand geſagt habe, die nunmehr vor⸗ 
eſchlagene Faſſung des erſten Zuſatzartikels, als meiner 
Meinung nicht zuwider, gerne gefallen laſſen, wenn nicht 
er Ausdrud: „die von uns zu erlaſſenden Befehle und 
Berfügungen,’’ noch immer zu allgemein ſchiene. Auch 
Berichtserforderungen; der Auftrag, ein Gutachten zu 
katten ; der Auftrag diefe und jene vorbereitende Ars 
eit zu machen, kurz hundert Willend- Aeußerungen, 
‚welchen der Herr Referent dem Regenten gewiß nicht 
a8 NRecht abfpricht, find Befehle und Verfügungen und 
nithin koͤnnte das Geſetz auf fie gedeutet werden, und 
glaube daher nicht ohne Grund gefagt zu haben, 
dr * behutſam bey deſſen Abfaſſung zu Werke gehen 
Be. 
Wollen wir fagen „Wir werden die Befehle, welche 
einer Bekanntmachung oder einer ‚weiteren Berfügung 
u ihrer Vollſtreckung bedürfen, zur Contrafignatur n. 
w.“ oder ‚bie Befehle, welche —— — von 
uns ausgehen muͤſſen —“ kurz jede Faſſung, welche 
bie Befehle bezeichnet, bie an eine Contraſignatur ges 
bunden feyn follen, wird mir willfommen ſeyn, vorauds 
wer naͤmlich, daß die Kammer befchließe , daß ein Zus 
aß wegen des Gontrafignirens in Vorfchlag gebracht wers 
ſolle, den ich meines Drts für Überfißig halte, 
weil das Geſetz Feine Organifation der Staatsbehoͤrden 
geben will, weil e8 nur fagı, daß die Staatödiener 
verantwortlich feyn, und ſich nicht mit Befehlen bes 
enten entſchuldigen follen, der Richter folglich, im 
all einer Anklage, nicht fragen wird, ob ein Befehl 
des Negenten vorliege? noch diefen Befehl ald Recht: 
fertigungs- Grund anerkennen kann, mithin auch ber 
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Zweck des Geſetzes durch Beftimmungen Aber Gontras 
ſignaturen nicht befoͤrdert wird. — 
— 5.) Der. Herr Referent gibt jetzt ſelbſt zu, daß 
der Regent mancherlei Verfuͤgungen unmittelbar an Un— 
terbehoͤrden erlaſſen koͤnne; ich bin auch uͤberzeugt, daß 
er nie die Abſicht habe, ihm dieſe Befugniſſe ſtreitig 
zu machen. Dieſes wuͤrde aber doch in Folge jener 
vorgeſchlagenen Faſſungen des 1. Zuſatzartikels von ans 
deren geſchehen koͤnnen. Nur darin ſind wir noch nicht 
einverftanden-, daß ich annehme, der Regent koͤnne aus—⸗ 
nahmsweiſe in den Fall kommen, wegen Abweſenheit 
ſeiner Miniſter, oder wegen der Dringenheit der Sache, 
Unterhehoͤrden auch ſolche Befehle zu geben, deren Bolls 
firecfung für fie, nach dem Inhalte des vorliegender 
Geſetzes, eine Verantwortlighfeit nach fich ziehen koͤnnte 
und daß er nicht Regent feyn würde, wenn er hierzu 
nicht berechtigt wäre; ob er gleich, weil dieſes dem ges 
wöhnlichen Gefchäftsgange und der eingeführten Ord⸗ 
nung zuwider it, er ſich auch nicht leicht dem Widers 
fpruche einer Unterbehörde ausfeßen wird, gewiß jo fels 
ten als möglih von dieſem Nechte Gebrauch machen 
wird. Thut er ed aber dennoch; jo werden jene Writers 
behörden verantwortlich, und der Herr Meferent hat, gartz 


veht, wenn er ſagt: es muͤſſe diefes in dem Geſetzz 


ausgebrüct werden. Auch ich hatte dieſes früher ges 
fühlt, und vergaß nur ed zu erwähnen, — 
6.) Sch babe angenommen und nehme noch Ar, 
daß das DObrrappellationg» Gericht der ordentliche Rich— 
ter aller oberften Behörden, als foldyer, fey, denn, in? 
dem das Geſetz die hoͤchſten Behörden, von melden es 
redet, als folche darftellt , die in ihrem Wirfungsfreife, 
Namens des Negenten, handeln, feßt ed diefelben allers 
dings dem Minifterio gleich, und das mit Recht; fie 
müffen alſo auch denſelben Gerichtsitand haben, ben 
jenes als jolches hat, und wenn ich nicht ganz irre; fo 
beiteht bereits eine Verordnung, welche feftiett, daß 
das Ober⸗Kriegs-Kolleg, als folches, nur bey dem Obers 
Appellations-Gericht befangt werden fünne. a 
Mit dem Oberforft:Cölleg wird es, wenn es in feis 

ner jegigen Berfaffung bleibt, diefelbe Bewandniß haben, 
nichtS fteht dem im Wege, denn auf den perfäntichen 
Gerichtsitand feiner Mitglieder Fommt es, wie ich obert 
‚gezeigt zu haben glaube, nicht an, und bey den Hofge— 
richten hatte daffelbe, nur wenn es ald Fiscus belangt 
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ward, feinen Gerichtsftand; wegen der Amtshandlungen, 
von welchen bier die Rede ift, fand bisher nur eine 
Beichwerdeführung und feine gerichtliche Anklage ſtatt. 
Auch das Großh. Minifterium laͤßt ſich (wie ich mit 
Beyſpielen belegen Fann) ſobald es als Fiscus auftritt, 
bey den Hofgerichten belangen, ohne daß man deswegen 
ſagen wird, daß dieſe ſeine ordentlichen Richter ſeyen. 
In der Hauptſache kommt es aber hierauf nicht an, 
da ich ſchon früher meiner Seits damit einverſtanden 
wär, daB das Ober⸗Appellationsgericht als Staats⸗ 
gerichtshof, wenn ich mich des Ausdruckes bedienen 
darf, ausdruͤcklich zu bezeichnen ſey. u 
"7, Der Herr Referent it nunmehr mit: mir eins 
verſtanden, daß die Unftatthaftigfeit einer Appellation, ' 
und die Zuläffigkeit der gewöhnfichen Nechtsmittel, Feis. 
ner befonderen Erwähnung im Gefeße beduͤrſfe. Hierbey 
babe ich nur noch nachzutragen, daß ich zu jener Bes“ 
merkung nicht nur dadurch, daß bie un der 
Appellation mir überflüffig fchien, ſondern hauptſaͤchlich 
durch die Beſorgniß veranlaßt worden bin, daß jene 
Stelle des Geſetzes dahin mißdentet werden möchte, 
—— — Rechtsmittel gegen ein Erkenntniß Statt 
ſollten. | 
8.) Der Herr Referent bat fih nunmehr, bins 
ſichtlich des Termins von 3 Wochen , binnen deffen den 
Ständen auf eine Anklage bie nöthigen Ertänterungen 
gegeben werden follen, mit der Meinung des Herrn 
Geheimen Staatsraths v. Wreden und der  meinigen 
vereiniget, nnd ich bin niit der, "von ihm vorgeſchlagenen, 
neuen Fajfung der Stelle einverſtanden, nur wird Die 
gleich‘ darauf folgende Stelle der früheren Redaction 
bierbey ebenfalls eine Modification erfeiden muͤſſen, 
worüber ’am beften mündlich geſprochen werden kann. 
9) Der Herr Neferent bat einer meiner Aeufes 
rungen gar nicht erwähnt. Sch babe gefagt, daß, went 
der Regent vor der Anklage den: Minifter babe’ beftras 
fen Iaifen, oder der Letztere zur Zeit der Anklage fich 
nicht mehr auf feinem- Poſten befinde, keine Anklage 
von Seiten der Stände mehr ftatt finden fünne, Der 
Borihlag des Herrn Geheimenraths von Wieſen huͤtten, 
welchem der Herr Referent beypflichtet, hat eine aͤhnliche 
Tendenz. Beide werden alfo noch zu discutiren feyn. 
10.) Bey dem, was pag. 80 folg. gefagt wird, 
muß vieleicht auch von meiner Seite ein Mipverftänds 
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niß obwalten; der Herr Referent greift da eine meiner 
Aeußerungen an, mit welcher er jetzt, wenn ich ihn 
anders recht verſtehe, einverſtanden iſt. Ich habe geſagt, 
der Regent koͤnne den, durch Urtheil des Amtes beraub⸗ 
‚ten, Miniſter nicht bey dieſem Amt laſſen und den, wel—⸗ 
cher gleichfalls durch Urtheil für des Staatsdienſtes 
unwuͤrdig erklärt ſeyn, nicht wieder anftellen. 

Bey der Behauptung, daß das Begnadigungsredt 
nicht weiter befchränft werden muͤſſe, fiand mir ein Ges 
feß zur Geite, und das Zutrauen, das der Regent, 
welcher wohl wiffen muß, wen er wieder anftellen fann, 
und wie mweit er bey feinen Begnadigungen geben darf, 
in Anfpruch nehmen fann. Es fcheint, daß der Herr 
Referent jegt weitere Befchränfungen des Begnadigungss 
rechtes nicht begehrt, und in diefem Falle würde man 
fi) über die Faſſung des Artikels leicht vereinigen koͤn⸗ 
nen, ohne des Begnadigungsrechtes, das fi) von felbft 
verjieht, wo es nicht ausdrüdlich beſchraͤnkt ift, nur 
Erwähnung zu thun. 
In Beziehung auf das, was pag. 40 über ben 
Schluß meiner Bemerfungen gefagt wird, fommt mir 
am wenigften ein Urtheil darüber zu, ob das von mir 
Geſagte ganz müffig und überflüffig war, ober nicht? 
aber anführen muß ih | 

4) daß ich beym Niederjchreiben jener Bemerfungen 
sticht voraus wiffen fonnte, welche Zufäße zu dem Ges 
fege noch bey der Discuffion vorgejchlagen werden 
fönnten und daß ich dieſem lieber durch Darlegung 
meiner Anficht im Allgemeinen begegnen, als nachher 
fpeciell darauf eingehen wollte. | 

2) ‚daß ich nicht einräumen kann, daß niemand 
Luft bezeigt habe, Strafgefege gegen die Minifter vors 
N: denn dem eigenen Vorſchlag des Herrn Res 
erenten: daß der des Amtes entſetzte Minifter dem $. 6. 
der Berordnung vom 11. März 1818 zuwider, auch 
wenn er vom Richter nicht für unfähig zum Staats— 
dienfte erflärt worden ift, dennoch wicht wieder anges 
ftellt werden fönne, weiß ich nicht anders als mit dem 
Ausdrude: „Strafgeſetz“ zu bezeichnen, weil er gleich. 
einem folchen wirfen, und den Minifter in eine uns 
günjtigere Lage, als andere Diener, ſetzen wuͤrde; 
daffelbe gilt von dem Borfchlag, dem. Negenten das 
Abolitionsrecht unbedingt abzufprehen; (welcher nun 
durch die Propofition des Herren Geheimenrathe von 
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Wiefenhütten zum Theil mobifteirt iſt) ein gleiches fer⸗ 
ner von dem Vorſchlage, denjenigen: welcher ab instan-, 
tia abfolvirt: alfo von dem Richter nicht: beftraft wird, 
zur Strafe gefeglic vom Amte zu entfernen und ein gleiches; 
würde von jeder andern Befhränfung des Begnadigungss- 
rechts, die in Vorſchlag gebracht werden Fönnte, gelten. 


XX. 


Bemerkungen des Herrn Geheimenraths Dr. Schmidt 
über ven, die Verantwortlichfeit-der Minifter 
betreffenden, Geſetzesentwurf. a 


f 
— 
Er | 
4 

; 


1 


Der als Art. 2 in Vorſchlag — Zuſatz ge⸗ 
* durchaus nicht zu dem in Berathung ſtehenden 
eſetze. — 
Eine andere Aufgabe iſt die: zu verhindern, daß 
Miniſter und andere hoͤhere Staatsbeamten die ihnen 
anvertraute Gewalt nicht mißbrauchen. u 
Eine andere Aufgabe aber die: zu verhindern, 
daß von bem Regenten feine Verfügungen erlaffen 
werben, die den Ständen Beranlaffung zu Beſchwerden 
geben fönnen. . ee — 
Dort handelt ſich's von Sicherſtellung gegen Mi⸗ 
nifter und hoͤhere Staatsbeamten. Hier von Beſchraͤn⸗ 
fung des Regenten jelbft. Ein Gefeß in ber erfteren 
Beziehung fol ald Schugwehr gegen Unrechtlichfeit von _ 
Seiten ber Minifter und höheren Staatsbeamten dienen. 
Ein Geſetz in der legteren Beziehung ſoll defpotifche 
Handlungen von Seiten bed NRegenten verhindern. 

Der in Berathung ftebende Geſetzesentwurf hat ben 
Zweck, die erftere Aufgabe zu Iöfen. Der vorgefchlagene 
Zufab bat dagegen die leßtere Aufgabe im Auge, — er 
bezieht fih auf ein Gefeß, welches dermalen nicht in 
Frage ſteht. Dies allein möchte hinreichend feyn, um 
die Behauptung zu rechtfertigen, daß dieſer Zufag hier⸗ 
ber nicht gehört. " 

Folgende Betrachtung hat wahrfcheinlich zu dieſem 
Zuſatz die BVeranlaffung gegeben. Es ift denfbar, daß 
ein Regent Berfügungen erlaffe an jolche Behörden, 
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welche ihrer Beſtimmung nach nicht unmittelbar Befehle 
von demſelben zu empfangen haben. Es iſt denkbar, 
daß hierdurch den Ständen Veranlaſſung zu Beſchwer⸗ 
ben dargeboten werde. | 
Dieß zu verhindern, kann ed ein entfcheidendes 
Mittel zu ſeyn scheinen, daß feſtgeſetzt werde, feine 
untere Behörde folle einen Befehl des Negenten volljie- 
ben dürfen, fo lange derfelbe nicht durch eine unmittel- 
bare Behörde gegangen iſt. Daher alfo der Vorfchlag, 
daß die Vollziehbarfeit- der, vom Negenten ausgehenden, 
Verfügungen von der Mitwiffenfchaft und Contraſigna— 
tur der einſchlaͤgigen unmittelbarem, Behörden bedingt 


werde. BE | 
Allein nicht zur gedenken, daß. fein Grund vorbans 
den ift, dem Negenten auf folche Weife die Hände zu 
binden, fo ift ein Gefeß diefer Art ſelbſt nicht zu Stande 
zu bringen. 5 | NEE 
Maͤn nehme den Fall, mo Gefahr auf dem Verzug 
haftet, wo der Regent genöthigt it, feine Befehle mit 
Umgehung der unmittelbaren Stellen an untere Stellen 
zur erlaffen. Daß dem Negenten das Recht hierzu nicht 
abgefprocher werden bürfe, unterliegt wohl feinem 
Zweifel. Wem fol aber in diefem Fall die Beurtheiz: 
‚ Ding zufommen, ob wirklich Gefahr auf dem Verzug, 
er hbee nicht. Derjenigen Stelle, welcher ein folcyer 
efehl zugehet, wird doc wohl die Prüfung, ob ſie 
benfelben ausführen folle oder nicht, — nicht überlaffen 
werben duͤrfen. Es muß alſo die Benrtheilung dem 
Negenten anheim gegeben bleiben. * 
Es ſind noch mehrere Fälle denkbar. Es ſey ers 
laubt, noch auf einen derſelben aufmerkſam zu machen. 
Der Regent muß unſtreitig über die unmittelbaren 
Stellen wachen, um fich zu überzeugen, daß fie feinem 
Willen und dem Wohl des Staates nicht entgegen. hanz 
dein. Es gehört Died zu feinen: wichtigften Negentenz 
pflihten. Gefeßt aber nun, der Negent findet um des— 
willen nöthig, Aufflärungen von unteren Behörden zn 
rern die ihn in den Stand ſetzen, uͤber die Hand— 
ungen einer unmittelbaren Stelle urtheilen zu koͤnnen. 
Soll der Regent in einem folchen Falle feine Befehle 
nur unter der Meitwiffenfchaft und Gontrafignatur der 
unmittelbaren Stelle erlaffen, — oder fol ihm bie 
Möglichkeit, eine feiner wichtigften Negentenpflichten zu 
erfüllen , entzogen werden ? 
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Wenn daher! ein Geſetz dieſer Art nicht zerſtoͤrend 
in den Staatsorganismus eingreifen fol; fo muß es 
en alle die Falle aufzählen, in welchen die un⸗ 
"Behörden. verpflichtet find, die ihnen vom Res 

n unmittelbar zugegangene Befehle unweigerlich 

vollziehen. Daß aber die Aufzählung aller dieſer 

& die menfchliche legislative Weisheit uͤberſteige, dies 
möchte wohl feines Beweifes bedürfen. X 
— EEE EEE 1: 
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eyn, dem verehrlichen Ausfchuffe Die neue Redaction 
bes Geſetzes mit beſonderer Aushebung feiner zuſätzl i⸗ 
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jeden Fall überflüffig zu feyn. Denn die Zutheilung 
eines Grundftüces zu einer Gemeinde in polizeyliher 
Hinſicht ift feine Einmarfung. Dabey wird die Ein- 
marfung der noch nicht eingemarften. Örundftüde von 
der Annahme des Gefetes abhängen, worüber die erjte 
Kammer bereits, abgeftimmt; hat. Das Wort fünnte 
daher. als unndthig und. felbft möglicherweife Mißs 
verftändniffe veranlaffend weggelaffen werben. x 
I. Sn dem Art. 10 beißt ed: „bei dem zu— 
ftändigen Geridhte der gelegenen Sache.“ 
Es fcheint diefer Ausdruck nicht für ale Fälle richtig 
gewählt zu feyn. _ ni: 
Nach dem Art. 10, 15, 46 bed Geſetzes kann die 
Sache aus einem zweyfachen Grunde redhtshängig werben. 
a) als Folge der begehrten Einweiſung 
in das Grundſtuͤck, gegen welche der Beklagte die 
Einrede der nicht beobachteten Formen vorfhügen kann. 
(Art. 15, 16.) ! ni 
by) als Folge einer, über bie Größe der 
Entfhädigungsfumme, entweder von der Ber: 
waltungsbehoͤrde oder dem Eigenthümer, geführten Bes 
Daß in dem erften Falle der Gerichtsſtand ber; 


gelegenen Sache: begründet iſt, leidet feinen - Zweifel „ 


weil hier bloß: die, Erwerbung bes Beſitzes durch ; Die 
Klage bezwedt wird, alle diefe Erlangung des Bes 
fites bezwedende poſſeſſoriſche Rechtstitel aber aners 
fannt bey dem foro rei sitae angebracht werden muͤſſen. 

Das Naͤmliche läßt fich aber nicht unbedingt in dem 
zweyten Falle behaupten. en 

Der Gerichtsftand der gelegenen Sache gehört, bes 
Fanntlich zu den gemeinen befondbern Gerichtsſtaͤn— 
den (forum commune speciale) und er findet -nur 
Statt bey dem Gebrauche der pofjefforifchen , der dingli— 
hen Klagen und der fogenannten actiones in :rem 
scriptae. Keine diefer Klagen fann bier angeftellt wer: 
ben. Den Gegenftand des Gtreites bildet hier bloß 
die Frage: ob der, durch die Commiſſion befiimmte, 
Werth der Sade dem wirklichen Werthe der Sache 
entfpreche oder nicht, und ob der Eigenthümer darin 
eine zu große oder zu geringe Entfehädigung erhalte ? — 


E83 Fann die Klage bald von dem bisherigen Eigenthüs _ 


mer der Sache, bald gegen :ihn, angeftellt werben. 


Sieht man auf. das Fundament der Klage; fo iſt das 


\ 
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fein anderes, als ein, dem Eigenthuͤmer einer Sache 
anfgenöthigter, Kaufcontract, bey welchem die Größe . 
des nicht vereinbarten Kaufpreifes der richterlichen Bes 
ſtimmung überlaffen wird, oder wenn man ſich zu diefer 
in dem Art. 21 nicht angenommenen Anficht nicht bes 
fennien will, eine, bloß aus dem Gefeße begründete 
mit einer condictio ex lege zu verfolgende, rein pers 
fönliche Berbindlicykeit. Auf Feinen Fall kann bier 
alfo Das forum rei sitae begründet feyn, fondern ents 
weder der Gerichtsftand des Kontractd oder derjenige 
Gerichtsftand, vor welchem der Beklagte wegen feiner 
a Berpflidhtungen überhaupt belangt werden 
mu . j 

Nur in einem einzigen Falle laͤßt ſich bier das 
forum rei sitae rechtfertigen, wenn, was wegen des 
Inhalts ded Art. 13 gewiß jelten der Fall feyn wird, 
in dem foro rei sitae auf Immiſſion geflagt, und nun 
auch zugleich die Größe der Entichädigung Flagend zur 
Sprache gebradht würde; bier würde das forum rei 
sitae ob continentiam ex connexitate causarum als das 
competente betrachtet werben koͤnnen. 


Allein aus diefem feltenen Falle läßt fich offenbar 
feine allgemeine Negel bilden. Sft nicht znvor auf Sm; 
miffton geklagt, fo läßt ſich durchaus fein Rechtsgrund . 
benfen, aus welchem der judex rei sitae als der Zits 
fändige betrachtet werden koͤnnte. 


Daher werden auch die, von der zweyten Kammer 
dem Artikel eingefchaltete, Worte „der gelegenen 
Sache’ um fo mehr mweggelaffen werden müflen, als 
diefe Beitimmung ohnehin nicht zu dem Sinhalte des 
Art. 21 welcher bey den, für den Zweck des Bergbaues 
befchädigten, Grundftüden die Sahe von dem ordents 
lichen Richter des Eigenthums entfchieden wiffen will, 
zu barmoniren fcheint, und es fchwer hält, einen zus 
reichenden Grund für diefe Verfchiedenheit der Beſtim— 
mungen aufzufinden, zumal die durch Scürfen und 
Einſchlagen zugefügte Befchädigungen denfbarer Weife 
ben Werth ded Grundftüds beynahe gänzlich vernichten 
fönnen. | 

Da die beftehenden Geſetze den Gerichtsftand, bey 
welchem nach Verjchiedenheit der Fälle zu Flagen ift, 
genau genug bezeichnen; fo dürfte es beffer feyn, ent- 
weder allgemein zu fagen: 


94 Beylage XXL 


„entweder bey dem Gerichte ber gelegenen Sache oder, 
wenn bloß die Größe der Entfhädigung Den Gegens 
ftand des GStreites bildet, bey dem fonjt zuftänudigen 
- gemeinen oder dem befondern durch den Gontract bes 
gründeten Gerichte des Beklagten ’ Ä 
oder, was vielleiht den Vorzug verdient, Des Gerichts; 
flandes gar nicht zu erwähnen. | 

UI. Der 24. Art. fcheint in zweyfacher Hinficht 
einer Aenderung zu bedürfen: — 

a) heißt es darin: der Eigenthuͤmer fol fein Grund» 
eigenthum gegen Vergütung des oͤbonomiſchen Wers 
thes abtreten. 

Warum fol ihm bier, wo die Abtretung feines 
Eigenthums fogar auf minder wichtigen Gründen beruht, 
nicht der vollftändige Werth, den die Sade für 
ibn — nad) feiner individualität und nach der bey ihm 
Statt findenden Verbindung, welche diefe Sache mit 
anderen Sachen hat, vergütet werden ? 

: Der Lufigarten bey einem Gute, einem Haufe if 
vielleicht durch feine Verbindung mit dem Gute 3000 fl. 
werth, und die oͤkonomiſchen Vortheile, Die der Garten 
jährlich auswirft, betragen vielleiht faum 20 fl. Dem 
Habricanten fann ein, ihm fehr nöthiges oder gar uns 
entbehrliches, Grundftüc weggenommen werden, was für 
ihn 6000 fl. werth ift, und was bloß, nach feinem 
oͤkonomiſchen Betrage in Anfchlag gebracht, Feine 200 fl, 
werth jeyn kann. — | 
Man kann hiergegen auch nicht einwenden, daß 
ſchon der Art. 1 vollfländige Entſchaͤdigung ver 
ſpreche, und ber Art. 24-ausdrüdlich fage: „nad den 
Beſtimmungen diefes Geſetzes“ die vollſtän— 
dige Entſchaͤdigung ſich mithin von ſelbſt verſtehe. 
Man muß vielmehr gerade durch die Einſchaltung der 
Worte: oͤkonomiſchen Werths, auf den Gedanken 
geführt werden, daß bier nicht eine vollſtaͤndige 
Entfchädigung gegeben werden foll, weil es fonft mit 
Beziehung auf das Gefeß genügt, und dieſes ausdruͤck⸗ 
lihen Zujaßes, der eben darum nicht als irrelevant be 
trachtet werden kann, alsdann gewiß nicht beburft 
hätte, wenn man nicht die Abficht gehabt hätte, daran 
* ee einer Ausnahme von der Negel- zu 
nüpfen. 

b) Scheint der Eingriff in das Eigenthum des Pri⸗ 

vaten zu groß, wenn es jedem Privaten erlaubt. ſeyn 
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ſoll, wegen eines gemeinen Foſſils dem Andern ſein 
Eigenthum nehmen zu dürfen, ſobald er es zu einem 
bleibenden gemeinnügigen Zwede 3. B. einer Ziegel 
brennerey verwenden will. Es wird bierdurc. felbjt der 
Leidenichaft Thür’ und Thor geöffnet, und wer verbürgt 
dem Etaate, daß. der Erwerber in der Zufunft den ges 
meinnügigen Betrich fortjegen wolle und koͤnne? 
Es können durch dieſe gefegliche Beftimmung die wichtig. 
fien Intereffen des Eigenthümerd mit Füßen getreten 
und der Yaune, der Xeidenjchaft anderer Menſchen ges 
opfert werden. Man denke an den Fall. Jemand befigt 
ein Grundftüf, was die Annehmlichkeit feines Gutes - 
unendlich erhöbet. Ein reicher rachfüchtiger oder neidi— 
ſcher Mann erklärt: er wolle eine Ziegelbrennerey dar— 
auf anlegen. Er legt fie wirflih an, und hat feinen 
Zwed erreiht. Nach einigen Jahren läßt er die Brens- 
nerey- liegen. Bier ift der vermeintliche gemein 
nügige Zwed nicht erreiht, und der Eigenthuͤmer ift 
um fein ihm vielleicht fehr theures Eigenthum betrogen. 

Es gibt überhaupt Fein Mittel für den Staat, bie 
Fortjegung der begonnenen gemeinnügigen Anftalt zu 
erzwingen; denn der Staat fan, hoͤchſtens auf den 
Willen, nicht aber auf die Kräfte und die Dauer des 
Bermögeng, eines Menjchen einwirfen. 

Der Ausfhuß ift daher der Meinung, daß eine 
Aenderung des Artikels durch Weglafjung diefer Ein 
fehaltung von dem Worte: »Staate« bis zu dem Worte: 
»Dieiede nothwendig fey. | | 

IV. Auch der 11. Artifel fcheint dem Ausſchuſſe ei- 
ner YAenderung zu bedürfen. Das Geriht wird hier an— 
gewiefen, unter andern auf die meijten. Berfäufe und 
Verpachtungen des Grundſtuͤcks felbft oder benachbarter 
Grundftüde gleicher Befchaffenheit und auf die Befteuerung 
defjelben Rüdficht zu nehmen; ‘ | 
—Leicht Fann ein Richter durch diefen Artikel beftimmt 
werden, die vollftändige Entfchädigung bloß nad) Diefen 
vorgezeichneten Rüdfichten zu beftiimmen und leicht kann 
er die HDauptrüdficht aus den Augen verlieren, dem 
Eigentbümer auch den Echaden zuzujprechen, Den er 
nach feiner Individualität und nad der Verbindung dies 
fer Grundſtuͤcke mit andern Sachen erleidet. ar 

In vielen Fällen wird es fogar nicht einmal mög- 
ih ſeyn, die bier copulativ zufammengeftellten Mor 
mente zu ‚berüdfichten, weil fie fich jelbjt wiberjprechen 
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koͤnnen. Sollen aber dieſe Ruͤckſichten nach der, in den 
Discuſſionen der zweyten Kammer liegenden, Andeutung 
keinen geſetzlichen Werth fuͤr den Richter haben, 
ſondern als eine bloße Empfehlung, als ein Rath, be— 
trachtet werden; ſo find fie an und für ſich ſchon über; 
flüffig; koͤnnen aber den großen Nachtheil zur Folge 
baben, daß mancher Richter fie als eine Beſchraͤnkung 
oder Erläuterung des 1. Artikels betrachten, und die 
Größe der Entihädigung bloß nad den angegebenen 
Momenten beftimmen wird, wozu er um fo eher verleitet 
werben fann, als der Artifel der oben hervorgehobenen 
Rüdfiht, die vor allem andern bey der Zufprechung eis 
ner vollfiändigen Entfhädigung zu berickfichtigen 
ſeyn dürfte, mit feiner Sylbe erwähnt. 

‘ Der Ausfhuß trägt daher darauf an: daß diefer 
Artifel als überflüffig, und möglicherweife Mißverftänd- 
niffe und Mißgriffe des Richters veranlaffend , ganz 
weggelafjen werden möge, oder daß er folche Zufäge er; 
balte, wodurd jede Gefahr eines Mißverftändniffes ver 
mieden wird. | 





XXI. 


Vortrag ded zweyten Ausfchuffes über den Befchluß ver 
zwepten Kammer: die Staatsregierung um 
Einführung eines gleihförmigen Wechſelrechtes 
zu erfuchen. rftattet Durch den Herrn Staats⸗ 
minifter $rhrn. du Thil. 


Die zweyte Kammer der Stände bat an bie erfte 
Kammer Folgendes erlaffen. + 
(leg. der Erlaß.) | 

Auf dem Wechfelrechte beruht ein großer Theil des, 
in Handeldgefchäften fo überaus wichtigen Zutrauens; 
die augenblickliche Vollſtreckbarkeit einer Wechfelforderung, 
bey welcher faftalle, fonft zuläffigen, Einreden wegfallen 
und deren Befriedigung durch die bereiteften Erecutiond 
mittel entweder von dem Acceptanten oder Indoſſanten 
oder Ausiteller erzwungen wird, macht es allein möglich, 
daß man ohne hinlängliche Prüfung die Anweifung eines 
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Mannes, den mat vielleicht eben fo wenig kennt, ale 
denjenigen, auf welchen fie auggeftellt ift, ftatt baaren 
Geldes annehme, und auf der andern Seite beruht auf 
diefer Annahme, das heißt auf dem Verkehr durch Wech— 
fel, allein die Möglichkeit jener augsgebreiteten Handels: 
verbindungen, welche dermalen durch die ganze civilifirte 
Weit beftehen, und welche gar nicht denkbar wären, wenn 
jede Waare mit baarem Gelde bezahlt oder unmittelbar 
gegen eine andere ausgetaufcht werden müßte. Diejem 
nah iſt alſo das MWechjelgejchäft, und mithin auch eine 
Geſetzgebung über daffelbe, ein unentbehrliches Bedürfe 
niß in jedem Staate, in welchem Handel getrieben wird. 
Auch das Großherzogthum macht hiervon feine Aus— 
nabme, indem ed mehrere Handelspläge, und auch in 
feinen Fleinen Städtchen Fabrifen und Handelshäufer in 
ſich fchließt,. und dennoch ift feine Geſetzgebung über 
dieje wichtige Materie theils verfchiedenartig, theils mans 
gelhaft. Verfchiedenartig, weil in Rheinheſſen der Code 
de commerce, mithin das franzöfifche Wechfelrecht, Ges 
fegesfraft bat; in den altheffiichen Landen aber nur dag 
gemeine Wechjelrecht gilt, worunter die, aus den verjchiede« 
nen Wechrelordnungen abftrahirten allgemeinen, Grund 
füge verjtanden werden; Mingelbaie, weil in einis 
gen der neuerworbenen dießrheiniſchen Landestheile gar 
fein Wechjelrecht zu beftehen fcheint, weil feruer das 
gemeine Wechfelrecht viele beftrittene Fragen nicht pofitiv 
entjcheidet, und endlich, weil dag Verfahren unferer Ges 
richte nicht auf den eigentlichen Wechfelproceß berechnet 
it. — Die Berjchiedenheit der Gefeßgebung allein fchon 
it in dieſer Materie mehr, als bey manden andern, ein 
Uebel, weil bey und Wechfelgefchäfte weit mehr mit dem 
Aus- ald mit dem Innlande gemadyt werden, und fich 
von dem Fremden weder erwarten noch fordern läßt, 
daß er fi) alle Nuancen des Wechfelrechts, die in einem 
au demjelben Lande Statt finden, zu eigen machen 
ſoll. J 
In jeder Beziehung erſcheint daher die Motion des 
Abgeordneten Heyer, die Großherzogliche Staatsregie— 
rung um Einfuͤhrung eines gleichfoͤrmigen Wechſelrechts 


zu erſuchen, als vollkommen gerechtfertigt; Die zweyte; 


Kammer der Stände hat diefe Motion, nad einigen 


Discuffiouen, zum Beſchluß erhoben, und die hochan⸗— 


fehnliche erfte Kammer wird, der Meinung des Ausfchuf- 
fes nach, feinen Anftand zu nehmen haben, fich jenem 
Berh. d. erft. Kammer. Beyl. Heftl. 


Y, 


- 
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Wunſche anzufchließen;, um fo weniger, ald das Petis 


‚ tionsrecht überhaupt und das Recht, die Staatsregierung 


auf Lücken der Geſetzgebung aufmerffam zu machen, zu 
den Befugniſſen der Stände gehört. 
Es fommen übrigens bey einer neuen Gefeßgebung 


im Fache des Wechjelrechtd viele wichtige Fragen in Ber 


tracht, die in den Discuffionen, welde in der zweyten 
Kammer Statt fanden, zum Theil berührt worden find. 
Dahin gehört die Frage: ift ed nicht zwedmäßiger, ein 
fhon beftehendes, durch Erfahrung erprobtes, Wechjelrecht 
einzuführen, und wird dieſes mit der Fünftigen Gerichtes 
verfaffung des Großherzogthums beftehen koͤnnen? Sol— 
len daher eigene Handelsgerichte errichtet, und wie foll 
ed da, wo diejes nicht möglich ift, gehalten werden ®? 
Wer ſoll wechſelfaͤhig ſeyn? uw. f. w. Die leßte Frage 
ift befonderd wichtig, weil die Ausdehnung der Werhfels 
fähigkeit über den Handelgftand hinaus fehr nachtheilige 
Folgen haben fann. Der Ausfhuß glaubt jedoch noch 
ur Zeit nicht berufen zu feyn, über diefe und andere 
Ei ein Gutachten abzugeben, weil die Sache von 
Seiten der Staͤnde nicht erfchöpft werden kann, und 
die geſetzgebende Gewalt, mit ihr alfo auch der eigen- 
thümliche GSefegesvorfchlag, der Staatsregierung zufteht, 
die nicht unterlaffen wird, alles, was bier in Betracht 
fommt , forgfältig zu prüfen, und wenn fie eine be 
ftimmte Anficht darüber gefaßt hat, dieſe den Ständen 
zu eröffnen. 

Diefe Prüfung ift indeffen nicht die Arbeit eines 
Augenblidd ; es läßt ſich aud) ein Zweig der Gefeßgebung 
nicht abgerifjen bearbeiten , fondern er muß mit dem 
Ganzen und befonderd mit der Gerichtöverfaffung in Eins 
fang gejeßt werden, und man kann daher mit Gewiß— 
heit annehmen, daß die Staatsregierung felbjt mit dem 
beiten Willen nicht im Stande feyn wird, ein folches 
Gefeß noch auf diefem Landtage den Ständen vorzules 
gen. Indem die zweyte Kammer dieſes gleichfall® ers 
wog, ward fie zu der Betrachtung geführt, daß ein 
nicht unbedeutender Handelsort des Landes, Offenbach, 
eines Wechſelrechtes zu bedürftig jey, um ed noch 
mehrere Sahre zu erwarten; die Gründe, auf welchen 
diefe Meinung beruht, werden fich aus folgenden Ab- 
RKimmungen ergeben. 

(leg. die Rebe des Abgeordneten Knapp und bie 

Yenfferungen des Abgeordneten Kraft.) 


—V | 
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Der Ausſchuß hat über diefen Gegenftand folgende 
Anfiht. In dem, was Herr Knapp gejagt hat, liegt 
unverfennbar viel wahres. Herr Kraft, dem unter den 
Ständen wohl am meiften ein richtiges Urtheil über 
das, was für den Handelsftand zu Offenbach erfprieß- 
lih feyn mag, zuzutrauen ift, ſucht zwar nicht, wie 
Herr Knapp die Haupturſache davon, daß fich die Of; 
fenbacher eines fremden Wechjelplages bedienen, in dem 
Mangel eines Wechjelrechtes, aber er widerfpricht doch 
im Se gemeinen den Anfichten des Herrn Knapp nicht, 
und bat fi) feinem Borjchlage angejchloffen. Auch wir 
baben alfo nicht. bloß allgemeine Gründe anzunehmen, 
daß die alsbaldige Einführung eines Wechjelrechtes dem 
Offenbacher Handel zuträglich jey, fondern wir dürfen 
auch aus den Benehmen des Abgeordneten Kraft fchließen, 
daß Diefes von Geiten jener Stadt gewünfcht werde. 
Iſt aber von der, nur vorübergehenden, Einführung 
einer Gefeggebung die Rede, fo kann wohl nur an eine 
fhon vorhandene. gedacht werden, welche mit ihren 
Vorzuͤgen und Mängeln einftweilen, und bis etwas bef- 
feres oder für unfere Verfaſſung paffenderes gegeben 
werden fann, nach Offenbach übertragen werden müßte, 
Daß zu diefem Zwede die Frankfurter Wechfelordnung 
vorzugsweiſe zu wählen fey, fcheint feinem Zweifel un: 
terworfen, ſowohl deswegen, weil fie allgemein und 
bejonders auch in Dffenbadh allen denen, die hier in 
Betracht Fommen, bereits befannt ift, als auch weil 
Offenbach bisher gleichfam nur einen Handelsplag mit 
Frankfurt ausmachte. 


Der Ausschluß träst demnach darauf an, daß die 


hochanſehnliche Kammer den Beſchluß der zweyten Kamz 
mer auch zu dem ihrigen machen möge, Er befürchtet 
nicht, daß hierdurch eine voreilige Maaßregel veranlaßt 
werde, indem die Staatsregierung, bevor ſie einen Be— 
ſchluß faßt, ihrerſeits auch pruͤfen und nicht eher 
vorſchreiten wird, als bis ſie ſich verlaͤßigt hat, daß 
mit jener Frankfurter Wechſelordnung der Stadt Of— 
fenbady wirklich ein Geſchenk gemacht werde. 





- 


— 
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Bortrag ded dritten Ausfchuffes über den Antrag 
der zweyten Kammer auf die Öffentliche Bekannt 
machung der, im Jahr 1817 von Sr. König 
lichen Hoheit zur Unterftügung der Nothlei— 
denden bewilligten, 60000 fl., erftattet von Dem 
Herrn Geheimen Staatsrath von Wreden. 


Unvergeßlich wird in unſern vaterlaͤndiſchen Jahr⸗ 
buͤchern die Huld und Milde ſeyn, mit welcher unſer 
verehrter Regent in den Jahren der Theurung und 
des Mangels den Beduͤrfniſſen der aͤrmeren Claſſe der 
Unterthanen abzubelfen ſuchte. | 
Nicht zufrieden damit, daß Einzelnen ſowohl, als 
ganzen Gemeinden, Steuer- und Pachtnachlaͤſſe bewilligt, 
und dem Arbeitsluftigen Mittel zum Erwerb verfchafft 
wurden, gab der Großherzog jeder der beiden dieſſeiti⸗ 
gen Provinzen — denn jenſeits Rheins wurden andere 
Hülfsquellen eröffnet — die Summe von 30000 fl., und 
übertrug deren DBertheilung den beiden Regierungen. 
Beyde gingen einen verfchiedenen Gang. Die Regie⸗ 
rung zu Darmſtadtvertheilte das baare Geld an die 
Aemter; jene zu Gießen hingegen kaufte die nöthigen 
Lebensbedürfniffe, und vertheilte djefelben, überließ aud) 
Manchem, bey welchem bloß momentanes Bedürfniß ein 
‚trat, Diefelben gegen Verjprechen fpäterer Bezahlung. 

Das bey diefer Manipulation eine foͤrmliche Red 
nungsablage fhwieriger war, als in der Provinz Star— 
nburg, bedarf feiner Erinnerung. 

Diefe verfpätete Nechnungsablage ſcheint nun die 
Motion des Herrn von Buſeck, die ih nun verlefen 
_ werde, veranlaßt zu haben. | 

_, (Leg.) | 
"Welche Anfichten hierüber fowohl der dritte Ausſchuß 
- der zweyten Kammer, ald auch diefe felbft, über biefen 

Antrag batte, wird aus der Berlefung der hieher gehoͤri⸗ 

gen Aktenſtuͤcke hervorgehen. 


— (Leg.) 
Ehe ih mich num Über dieſe Anträge näher erfläre, 
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* = mir erlaubt, einige faftifche- Notisen boram zu 
Schon bad Geheime Staatsminifterium beftanb auf 
: einer öffentlichen Nechnungsablage, und erbielt bereite 
unterm 2. September. 1817 die, von ber hiefigen Regies 
rung über. die. Verwendung der gedachten Summe ab« 
gelegte, Rechnung, hielt aber mit deren. öffentlichen Be- 
kanntmachung aus dem Grunde zuruͤck, weil fie die Berech« 
nung der Provinz Heflen gleichzeitig erfcheinen laffen wollte. 
Dey der complicirteren Verfahrungsweife der Re: 
gierung zu Gießen war indeffen Diefe Rechnungsablage 
ſo bald nicht möglih, und verzögerte. ſich bis zum 
Erſt in diefem Fahre erhielt man die Verſicherung, 
- daß fie nächftens eingeſchickt werden follte, und auf dieje 
- Berficherung ließ man einftweilen in Nro. 44 des Res 
: gierungsblattes die Rechnungsablage der Provinz Stars 
fenburg mit der Berficherung, daß jene ber Proving 
Heſſen bald nachfolgen werde, abdruden. 
Bey diefer leßteren ftellt fi) die Sache nad) Aus» 
weis der Minifterialaften auf folgende Weiſe heraus: 
Die Regierung zu Gießen erfaufte aud dem ihr 
überlaffenen Fonds, und auf ihren Credit: | 
An Kornfrüächten für - » 76995 fl. 26% fr. 
An Kartöffeln für . » 3479 — 18 | 
vertheilt an baarem Gelde . 13061 — 17: 
Zu dem fommen noch Nachlaͤſſe. | 8427 — 41} 


welches alles zujammen die 
Summe von » » 440119063 fl. 435 fr. 
ausmacht. | 

Man fieht hieraus, daß die Regierung ihren Fonds 
durch mehrere Dperationen gefteigert hat, und Daß bie 
ihrer Dispofition überlaffenen 30000 fl. nur zum gerin- 
geren Theile in baarem Gelde vertheilt wurben. _ 

Die Geldrehnung führte die Regierung felbit, Die 
NRaturalrechnungen wurden aber theild von den Rent» 
beamten, theild von jenen geführt, bey welchen die ers 

fauften Früchte magazinirt waren. ii 
Wenn demnah den Ständen eine Flare Idee von 
dem, was von der Regierung geſchehen it, und von 
dem, was die einzelnen Aemter erhaiten haben, gege— 
ben werben fol; fo genügt es nicht an der Borlegung 
der Geldrechnung; vielmehr iſt e8 erforderlich, eine 
Ueberficht über die hingegebenen Natural⸗Unterſtützungs— 
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mittel aufnehmen zu Taffen, und ‚hierzu bat auch das 
Geheime Staatsminifterium der Regierung Die. geeignete 
Weiſung zugeben laffen, - | 

Die Subrepartition. war nit den Aemtern 
überlaffen, fondern eigenen, unter dem Namen der Ars 
ntencommiffionen fpäterhin erfcheinenden ;, Behörden , 
welche das Beduͤrfniß ausmitteln, und die Vertheilung 
leiten follten, und welche allein im Stande: find, die 
von ihnen geführten und abgehörten Rechnungen vorzus 
legen. Diefe Borlage leidet feinen Anftand, wird aber 
wenig Aufflärung geben, weil durd folche nicht bloß 


‚ bie aus den befragten 30000 fl. entflandenen, fondern 


überhaupt alle damals aufgebrachten, aufferordentlichen 
Unterſtuͤtzungsmittel gelaufen’ find. 

Dieſes J—— iſt der Antrag der zweyten Sams 
mer, was die Rechnungsablage ſelbſt betrifft, keinem An— 
ſtande unterworfen, da er ſelbſt in der Abſicht der Staats— 
regierung liegt, und mit deren früheren Anordnungen 
barmonirt. Daß ferner befannt gemacht werde, nicht 
nur was in jedes Amt, fondern auch was in jedes Ort 
gefloffen fey, ift ein fehr billiger Wunfch, weil in Die 
jem Falle eine Eontrole weit leichter iſt; ob aber dieſes 
möglich fey, ob für jeden Ort eine eigene Rechnung ges 
führt worden fey, und ob nicht vielmehr der Empfang 
jeden einzelnen Ortes nur mit der größten Mühe aus 
den Rechnungen ausgehoben werden müßte, wage id) 
nicht zu beſtimmen; ich glaube, daß die zweyte Kammer 
hierauf, fo wie auf den Umftand, daß die Offenlegung 
der Rechnungen denfelben DBortheil. gewähren werde, 
aufmerffam zu machen feyn dürfte, Cabgefehen davon, 
"daß der von derfelben vorgeichlagene modus mit vielen 
Schwierigfeiten und Weitläuftigfeiten auch in anderer 
Hinficht verbunden ift) - 

Dem weiteren Borfchlage der Offenlegung pflichte 

ich gerne bey. 
Mit diefem Antrage war der 2. Ausfhuß unter 
der näheren Mobification einverftanden , daß man fich 
zwar mit den Anträgen der zweiten Kammer yereinige, in 
dem Falle aber, daß ſolche aus obigen, — derfelben 
mitzutheilenden Gründen — nicht auf diefe Weife foll- 
ten ausgeführt werden Finnen, e8 bem Geheimen Staats: 
minifterium überlaffen werde, den ſchicklichſten modus 
felbft zu wählen. 


Beylage XXI. 4103 
XXIV. . En 


Bortrag des dritten Augfchuffes über die Vorftels 
lung des Frhr. 9. Horir, wegen der Baar— 
cautionen ver Gaffenbeamten in Rheinheſſen, 
erfiattet von Dem Herrn Baron v. Mappes. 


Der Freyherr von Horir, in Gaualgesheim anfäßig, 
fagt in feiner, an die erſte Kammer gerichteten, Vor— 
ftellung: Die Gajjenbeamten in Rheinheſſen hätten an 
ihrer geleijtet gehabten baaren Gaution an Frankreich 
40 vom Hundert verloren. Ohne eine Entjchädigung zu 
erbalten, hätten fie dann eine dregfache Gaution in Lie— 
genfchaften zu ftelen gehabt, und nun verlangten bie 
böchiten VBorjchriften, daß Etatt der Bürgfchaft in liegen— 
den Gütern eine ungleich ftärfere baare Kaution, als die 
frühere franzöfifche gewefen, von dieſen Gaffenbeamten 
geleiftet werden jolle. Ä | 

Ueber diefen wichtigen Gegenfland habe er unterm 
29. Auguft dieſes Jahres eine allerunterthänigfie Vor— 
ſtellung unferm Großherzoglichen  Staatsminiftertum 
übergeben, er legt davon eine Abſchrift bey, und erbittet 
ſich, (fo ift fein Ausdrud) deffalls die Aufmerkſauleit 
der Fandjtände des Großherzogthums. 

Herr dv. Horir ſchreibt nicht in feinem Namen, ſon⸗ 
dern in Auftrag des Herrn Eickemeyers, Einaehmers zu 
Worms: er legt eine, von Herrn Eidemeyer auf Stem— 
pelpapier gefehriebene nicht widimirte Vollmacht mit dem 
Bemerfen bey, daß er e8 bey der Vollmacht eines einzis 
gen Neclamanten babe bewenden laſſen muͤſſen, indem 
die, in der Provinz beftehenden,, Gefete collective Eins 
“ gaben an gejeßgebende Körper verböten. Ä 

Sn feiner, an das Etaatsminifterium gerichteten, 
Borftellung bittet Herr v. Horir: man möge ben 
Gaffebeamten der Provinz Nheinhefien wenigitens bie 
Alternative laffen, unter Buͤrgſchaft in Liegenfchaften 
oder baarer Bürgfchaft zu wählen, fo wie man es 
in derallerhöchften Berordnnung unterm 20. Juni 1820 den 
Provinzen Starfenburg und Oberheſſen geitattet habe. 

Herr v. Horir bezieht fi) auf den Parifer Friedens— 
ſchluß vom 30. Juni 1814, auf den Haupttraftat vom 
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20. November 1815, und das Großherzogliche Manifeſt 
vom 8. Juli 1816, um zu beweiſen, daß 

a) der Verluſt, welchen die rheinheſſtſchen Caſſebe— 
amten, bey erhaltener Rüczahlung ihrer Gaution, von 
Frankreich erlitten hätten, ihnen vom Staat erjegt wers 
den müffe, Ä 

) daß die bereit3 geleiftete, und durch gedachtes 
Großherzogliches Manifeit gefchüste, Bürgfchaft in Lie— 
genſchaften nicht koͤnne annulirt, und eine. baare verlangt, 
werden, | 
Meferent findet den Gegenftand felbft für die Gaffe- 
beamten des Großherzogthums wichtig, und deshalb eine 
Sfeichjtellung mit den Provinzen Starfenburg und Ober 
heſſen zu wünfchen. Die Befchwerde betrifft indejien 
Annahmsverbältniffe von Beamten, —' fireng genoms 
men greifen diefe in das DVerfaffungsmwefen nicht ein. — 
Dargetban ift e8 auch nicht, daß bey dieſen individuel— 
len Sntereffen erwähnter Beamten eine unbillige oder 
ungerechte Berlekungsart gegen ffe Statt hatte, oder daß 
das Staatsminiſterium auf ihre BVorftellung von dem 
faum verfloffenen 29. Anguft feine Entfchädigung geges 
bet, oder gar eine verweigert habe, welches fie hätten 
abwarten müfjen, um nach dem 23. Art. des Edikts 
dann vorzulegen, daß fie die gefeglichen und verfaſſungs— 
mäßigen Wege vergeblich eingefchlagen gebabt hätten. 

Aus Ddiefen Gründen fcheint dem Neferenten bie 
Borftellung jest zur Berathung der Kammer nicht ges 
eignet. Ä 


XXV. 


Bortrag des dritten Ausfchuffes, die Deffentlichfeit 
der Sitzungen in der zweyten Kammer betr. ; 
‚vorgetragen von dem Herrn geiftlichen Gehei— 

men Rath und Prälaten Dr. Schmidt, 





-, Der Grund, weldyen die zweyte Kammer ausdrüd- 
lich angeführt hat, fo wie manche andere, welche fich 
leicht hinzu denfen laffen, — dürften nicht hinreichend 
jeyn, um die Wünfche der zweyten Kammer genugsam 
zu motiviren. Die Verhandlungen derfelben werden ja 
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vollſtaͤndig gedruckt, und das Publikum erfaͤhrt hierdurch 
nicht bloß alles Bedeutende, was in der Kammer vors 
geht, fondern auch manches Unbedentende. 

Es hat darum auch, wie aus diefen gedruckten Vers 
bandlungen (Heft III. Beyl. ©. 5) erfehen werden kann, 
der zweyte Präfident der zmeyten Kammer felbft die Sache 
ans einem andern Gefichtspunft betrachtet. | 

Seing Worte find folgende: | 

„Weil das Publifum von allen Verrichtungen ber . 
Kammer gruͤndlich und vollftändig tur) die Preffe 
unterrichtet wird, fo kann der Zweck der örtlichen 
Deffentlichfeit nur barin beftehen, an den Sitzungs— 
tagen allemal eine gewiffe Anzahl von Staatöbürgern 
mit dem Gtaatsintereffe theatralifch zu unterhalten. 
So will e8 das Vorbild anderer Staaten und ber [os : 
genannte Zeitgeift. a? 

Der Grund, den die zweyte Kammer ausbrüdlich 
angeführt bat, bat auch bey weitem das Gewicht nicht 
mehr, welches er früher hätte haben koͤnnen. Die Zeit 
it bereits vorüber, wo man ed wagen durfte, dem uns 
unterrichteten Publifum vorzufpiegeln, daß die zmweyte 
Kammer nur theil8 aus Etaatsdienern, theils aus irres 
geleiteren und befangenen Männern beftche, von denen 
allen feine Selbftftändigfeit im Gegenfag gegen die Res 
gierung zu erwarten ſey. 
“- Sndeffen iſt nicht zu leugnen, daß die in unſern 
Tagen berrichende Meinung für die Deffentlichfeit der 
Eitungen fpriht, und daß eim Theil des größeren 
Publikums fih.nicht befriedigt hält, wenn ihm die Vers 
bandlungen bloß gedrucdt dargeboten werden. Durch die 
öffentlihen Situngen wird alles weit anjchaulicher und 
Icbendiger. Die Zufchauer und Zuhörer werden näher 
mit der individualität der Mitglieder befannt. Gie 
unterfcheiden, wem die Gabe der Nede in höheren 
Grade zu Gebote fteht, wer unerwartete Einmwürfe in 
der Schnelle mit Geiftesgegenwart fiegreih zu Boden 
zu fchlagen vermag, wer das Talent befigt, den Mans 
gel der Gründe durch wißige Wendungen kunſtvoll zu 
verbergen u. f. f. Es erwächlt bierdurd ein Intereſſe, 
theils für, theild wider die Mitglieder, welches auf 
feine Weife durch den todten gedrudten Buchftaben bers 
vorgebradht werden fann. . r 

Welche Ruͤckſichten hbrigens bey der zmeyten Kammer 
die beftimmenden gewefen feyn mögen, fo muß man 


N 


' 


106 | Beylage XXV. 


- 


ihr doch überlaffen, ihre Stellung gegen das Publicum 
felbft zu beurtbeilen, und der Ausſchuß trägt daher dar; 
auf an, daß die erfte Kammer ihren Wirnfchen nicht ent= 
gegen jey. 


Was die nähern Beflimmungen anbelangt, fo 
möchte folgendes zu erinnern ſeyn. U 

1.) Es iſt unter 2. b. angenommen, daß eine Aus— 
nahme Statt finüen ſoll, wenn von Mitgliedern des Ges 
heimen Staatsminifleriums oder einem Yandtagscommifs 
' farius zum Behuf irgend einer der Kanımer zu macens 
den Mittheilung eine geheime Sigung verlangt wird. 

Diefe Beſtimmung iſt ganz zwedlos, wenn bloß 
diejenige Sitzung geheim feyn fol, in welcher die Mit- 
theilung Statt findet. Es muͤſſen auch die Sigungen ges 
beim jeyn, in weldyen der Gegenfiand der Mittheilung 
in Relationen nnd Discuffionen berührt wird. Man 
darf jedoch wohl vorausfegen, daß dies die Meinung 
der zweyten Kammer gewejen ſey. Aufferdem tft zu ers 
wägen, daß das Wort: Mittheilung, — auf weldes 
doch bier ein bejonderer Werth gelegt Icheint, indem es 
unterftrichen worden, — ein fehr unbeftimmtes Wort 
it, da man fowohl die Vorlegung und Motivirung 
eines Geſetzesentwurfs, wie die unbedeutendfte Erläutes 
rung, eine Mittheilung nennen kann. E8 kann Dies zu 
Streitigfeiten binführen. 
Am 'angemeſſenſten fcheint es, bie Worte 

„zum Behuf irgend einer der Kammer zu machenden 
y, Mittheilung | 

‚ganz zu ftreichen. . DE | 

Hierdurdy wird allerdings die Entſcheidung, weldye 
Sißungen geheim feyn follen, ganz in die Hände bed 
Gouvernements gelegt. Allein bey der Alternative, 
‚wem bier die Beurtheilung zufommen fol, ob dem 
Gouvernement, oder der Kammer, muß es doch ficherer 
erfcheinen, dem erftern dieſe Beurtheilung zu überlaffen, 
weil ihm der Gegenftand fchon vorher befannt ift, und 
es daher eher zu beurtheilen vermag, ob fich derfelbe 
zur Publicität eigne, als die Kammer, welche jetzt erft 
mit demfelben befannt wird, — deren Mitgliedern er 
vielleicht erft nach längeren Verhandlungen ſich im richtis 
gen Lichte darftellt. 
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2.) Es iſt noͤthig, daß bey Mittheilungen, welche 
die erſte Kammer der zweyten zu machen hat, jener das 
Recht eingeraͤumt werde, erforderlichen Falls zu verlan⸗ 
gen, daß die Eikungen geheim feyn follen. Da bies 
Ihon jedem Ausſchuſſe zugeftanden ift, fo kann es der 
erfien Kammer um fo weniger verjagt werben. - Es 
verfteht fih, daß, wenn einit, bey verändertem Lokale 
die erſte Kammer ihre Situngen öffentlich halten follte, 
der zweyten Kammer dafjelbe Recht. in Bezug auf bie 
Sisungen ber erjten Kammer zuftehen muß. Indem bs 
rigens die erſte Kammer Ser” ihren allerunterthänigs 
fen Danf für dieſe Mittheilungen abzuftatten hat, wird 
noch befonders anzuführen feyn, daß die erfte Kammer 
fid) allerdings für berechtigt halte, über den fraglichen 
Gegenjtand mit zu berathen; — denn da bey weitem bie 
meisten Sachen, über melde verhandelt wird, beyben 
Kammern gemeinfchaftlich find, fo find bey der Frage 
über die Publicität derjelben offenbar beyde Kammern 
zugleich intereffirt. | 


XXVI. 


Zuſammenſtellung der Motive, welche die erſte Kam⸗ 
mer der Staͤnde zur Annahme des Geſetzes⸗ 
entwurfs uͤber die Verantwortlichkeit der Mi⸗ 
niſter ꝛc. ſo wie zu dem Antrage auf einige 
Zuſaͤtze beſtimmt haben. 


* 
— 


Als die erſte Kammer der Stände ſich für die Ans 
nahme des, die Verantwortlichfeit der Minifter aus— 
fprechenden, Gefegesentwurfs erklärte, und zu demfelben 
die in der Anlage I. enthaltenen Zufäge *) in Vorfchlag 
bringen zu müfjen glaubte, wurde fie von folgenden 
Ruͤckſichten und Gründen geleitet: | 

Es war ihr 

I. vollfommen einleuchtend, daß das monardifche 
Princip und die Unverleglichfeit und Heiligfeit ded Res 
genten es durchaus nicht erlaube, ben Negenten felbft 


*) Siehe die auf der Seite 61 u. 62 des Protokolls der XVIII. 
Sidung entpaltenen Zufagartikel, 
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in Anspruch zur nehmen, und mit ihm über Handlungen 
zu rechten, welche von den Ständen ald Recht und Ber: 
faffung verleßend betrachtet werden fönnten. Ed war 
ihr aber auch eben jo Far, daß den Ständen der Befis 
einer Waffe unentbehrlich ſey, weldye fie in den Stand 
ſetze, die dem hejfiichen Bolfe und dem einzelnen Bürs 
ger zuftchenden Rechte nach Beduͤrfniß felbit zu ſchuͤtzen, 
and gegen mögliche Eingriffe aufrecht zu erhalten. Dieſe 
Waffe tft ihnen durch das, in dem Gefegedentwurfe auge 
gejprochene,, und in der Nede des Großherzogl. Staats: 
miniterd? näher entwicelte Princip, was auf der 
einen Seite die Hetligfeit des Negenten anerfennt, und 

auf der andern den Ständen das durch feine Einrede zu 
entfraftende Necht der Auflage gegen die Minijter zus 
fpricht, vollitäindig zu Theil geworden; und es bat da— 
ber die erſte Kammer fein Bedenken tragen koͤnnen, dem 
Geſetz ihre Zuitimmung zu ertheilem. 

Nur ſchien ihr das in dem Artifel J. gebrauchte 
Wort „Dandlungen‘ nicht beitimmt genug zu 
ſeyn; fie hat fi) daher veranlagt gefunden, zur näheren 
Bezeichnung der bier erforderlichen Art der Handluns 
Ben die Borfeßung ded Wortes: ,„„ Amts’ in Vorſchlag 
su brinßen. . 

j fi. Zu dem Antrage auf die in der Anlage I. ver: 
zeichneten Zufüge it die Kammer badurd bewogen 
worden! 

1.) Schien es ihr durchaus nothwendig, daß das 
Verfahren, was der von den Ständen ausgehenden Ans 
klage vorangehen mine, fo genau als möglich beftimmt 
werde. Es ſchien ihr hierbey fchon durch die Wichtige 
keit der Sache geboten, daß die Anklage nicht unbes 
ſtimmt, fondern auf namentlich anzuführende, Thatfas 
hen gegründet, möglichft beitimmt abgefaßt werde. Sie 
war ferner überzeugt: daß es cben fo fehr die Befugniß 
ber Regierung verlegen, als die Grenzen des hier zu er— 
reichenden Zwedes Hberfchreiten würde, wenn die Stände, 
obue ihre Anflagepunfte der Staatsregierung zuvor 
mitgetheilt zu. haben, die richtende Behörde felbft ans 
geben, und die Anklage fogleich bey verjelben anbrins 
gen wollten. 

Es bleibt nämlih immer möglih, daß die Regie— 
rung den Ständen ſolche Aufſchluͤſſe über das Geſchehene 
ertheilen Fann, wodurch die Schuld des Angegriffenen 
ganz oder zum Theile verjchwindet. Es iſt aber auch 


= 
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möglih, daß die Regierung in einzelnen Fällen, z. B. 
wegen. ihrer augenblidlichen Berbältnife zu " anderen 
Staaten, die zur Rechtfertigung oder Entfchuldigung 
des Angegriffenen geeignete Gründe nocd zur Zeit nicht 
vorlegen darf, oder daf fie die nöthigen Belege wenigs 
ſtens fogleih nicht beybriugen kann. Für diefen Fall 
ſchien e8 der Kammer gleichfalls Pflicht der Stände zu 
ſeyn, ſich einjtweilen bey der Erflärung der Staatsregies 
rung: daß ihr die Vorkegung der Ncchtfertigungs oder Vers 
theidigung mittel noch zur Zeit richt möglich fey, zu beruhi⸗ 
gen. Hat die Borlegung der Grunde Statt gefunden, und 
die Stände find von der Unjchuld des Angegriffenen nicht, 
überzeugt geworden, dann wird es zum nicht zu bezweifeln 
den Bedürfniffe: daß die Regierung den Angegriffenen ent— 
weder fofort entferne, und dadurch ten Zweck der Anflage 
felbft realifire, oder dag fie den Angeflagten vor Ges 
richt fielle, und daß fie die Wirkung des, gegen den Anz 
geflagten erfolgten, Urtheils nicht durdy die Ausübung 
des Begnadigungsrehts laͤhme oder ganz vernichre. Das ı 
ber die Nothwendigkeit der Berzichtleifiung anf das Aboli- 
tionsrecht und auf einen Theil des Begnadigungsrechts, 
‚deren das Ende des als Artikel 2 bemerkten Zuſatzes 
erwähnt. Daber der Inhalt des dritten Zuſatzartikels, wos 
durch dem Regenten das Vorrecht der Abolition mittels 
bar fjoweit erhalten wird, als dieſes der Zwed des Ges 
feßes und das ntereffe des Volkes, was der Haupt 
fahe nad nur auf Entfernung des Echuldigen „gerichtet 
feyn kann, zulafien. 

2.) Ein weiteres Beduͤrfniß fchien der Kammer die 
Ernennung einer Behörde zu ſeyn, welche über die vors 
fommenden Anflagen richte. Sie hat fein Bedenken ges 
tragen, hierzu das Großherzogliche Oberappellationsgericht 
in Vorſchlag zu bringen. Diefes Gericht ift als böchfte» 
Suftizftelle jeiner Natur nach gegen allen. Einfluß von 
Auffen und durd die Dienftpragmatif insbefondere gegen 
alle Einwirkung der Regierung fiber geſtellt. Es ent: 
fpricht . daher allen Anforderungen, welche an einen 
Staatsgerichtshof nur immer gemacht werden können. 

3I Die Kammer ift ferner überzeugt, daß es ſehr 
wünfcenswerth ſey, wenn binfichtlich der Gontrafigna- 
tur der Befehle des Regenten eine erfchöpfende Anordnung 
erfolgte. Sie hat es fich aber nicht verbergen Tonnen, 
daß durch bejtimmte, in der Form eines Zulak- 
artifeld zu faſſende, Anträge der hier zu erreichinde 
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wuͤnſchenswerthe Zweck vielleicht "verfehlt werden koͤnnte. 
Die Verfügungen über die Contrafignatur der Allerhoͤch— 
ten Befehle betreffen die innere Einrichtung der mittels 
baren Behörden und den Geſchaͤftsgang, der bey diefen 
Statt finden fol. Berfügungen dieſer Art find durd 
das Verfaffungsedift dem Regenten ausfchließlich reſer— 
virt. Dabey wäre es denkbar, daß des Großherzogs 
Königl. Hoheit in der Vorlegung eines, die Gontrafig- 
natur vorjchreibenden, Artikels den DVerfuch einer Be 
fhränfung in einem Nechte finden koͤnnte, mas Aller 
Denn die Berfaffung zur ausfchließlichen Aug: 
bung vorbehält. 

- Darum fhien es der Kammer zwedgemäßer, Statt 
eines folchen Zufasartifels des Großherzogs Königliche 
Hoheit in der Adreffe, welche den gemeinfamen Beſchluß 
über bie Annahnte ded Gefeges begleiten wird, den ehr 
erbietigen Wunſch auszuſprechen: daß Allerhöchftdiefels 
ben binfichtlih der, für den gefeglichen Zweck nöthia 
gen, Gontrafignatur Allerhoͤchſt Ihrer Befehle das 
Geeignete und Erforderliche felbft anordnen möchten. 


ums 


XXVI. 


Antrag des Herren Oberappellationg Gerichtsraths 
Dr. Arens, die baldige Vollendung und Ein— 
führung der neuen Civil⸗Proceßordnung betr. 


Die baldige Einführung der neuen Civil» Proceßs 
ordnung, wovon ein bedeutender Theil bereits ale Ger 
(e6 publicirt it, kann nicht anders als ſehr wohlthätig 
eyn. 2 ’ 

Der . Unterzeichnete trägt daher darauf an: bie 
Großherzogliche Staatsregierung zu erfuchen, daß der 
noch fehlende Theil der Proceßordnung fo bald ald mög 
lid) ausgearbeitet, und mit dem fihon publicirten Theile 
proviforiich fogleih in Wirffamfeit gefegt werden möge, 
welches zu verfügen, die Staatsregierung nach dem Art, 
20. des Verfaſſungsedikts wohl befugt ift. 

Darmitadt den 14. September 1820. | 

Ä | Dr. Aren®. 
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Vortrag des zweyten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
uͤber den Geſetzesentwurf, die Auswanderung 
betreffend, erſtattet von dem Herrn Geheimen 
Staatsrath von Wreden. | 


+ 


Ein wmefentlicher Theil der perfönlichen Freiheit ift 
gewißlich die Freiheit der Auswanderung. Geſetze, wel- 
che dieje verbieten, oder erfchiweren, würdigen ben freien 
Bürger des Staates zu einer Art von Hörigfeit herab. 

Die Staatsregierung fühlte daher das Bedürfnig 
eines Gefeßes über die Freiheit der Auswanderung, und 
zwar um fo mehr, je verfchiedenartiger die dermalen gels 
tenden Beitimmungen hierüber in den verfchiedenen Thei- 
len des Großherzogthums find. | 
Bey dem Gejegesentwurfe, der ung vorgelegt wor 
den, ift in der Hauptſache wohl nichts zu erinnern. 
Indem er jedem Staatsangehsrigen das Recht der Aus- 
wanderung einräumt, fennt er bierüber feine andere 
Deichränfungen, als welche dur Familienverhältnifie, 
durch rechtliche Anfprüce der Gläubiger, oder durch 
Rüdfihten auf den öffentlichen Dienft berbey geführt 
werben. | —— 

Ich werde den Geſetzesentwurf vorleſen. 

Ler.) 


ep.) 

Wefentliches finde ich bierbey nichts zu bemerken, 
und darf mid, daher nur auf diejenigen, Zufäße und 
Abaͤnderungen befchränfen, welche die zweyte. Kammer 
gemacht, und und mitgetheilt, hat. 

Bey dem Art. 5 jchlägt diefelbe eine andere Kaf- 
fung vor. Aus Gründen, welche der Herr Minifterial- 
referent entwickelt bat, bezieht fich dieſer Artikel auf eine 
frühere Verordnung, die fih jedoch nur auf einzelne 
Glaffen von Perfonen befchränfet, welches bey der Alls 
gemeinheit des vorliegenden Geſetzes allerdings nicht ale 
ſachgemaͤß erfcheint. Sch bin daher der übereinitimmen- 
den Meinung, daß dieſes, ohnehin nicht nöthige, Alles 
gat hinweggelaffen, und Die von ber zweyten Kammer vors 
gefchlagene , fürzere und allgemeinere, Faffung adoptirt . 
werde. In dem Art. 6 fihlägt die zweyte Kammer eine 
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Aenderung vor, weldye bloß genauere Entwidelung def 
fen it, was fchon in-dem vorgelegten Entwurfe entbal- 
ten ift. Statt der Worte: wenn der Gläubiger 
befriedigt ıft, bringt fie folgende in Vorſchlag: 
wenn ſich in dem anberaumten Termine Fein 
Gläubiger gemeldet bat oder wenn die 
Gläubiger befriedigt, oder falls fie nicht 
alsbaldige Befriedigung verlangen können, 
fiher gejtellt find. Diefer Faſſung, die nur Die 
möglichen, unter obigem Gate denkbaren, Fälle aus: 
einander feßt, gab auch bereits der Herr Minifterial: 
referent feinen Beyfall. | A 

Eben jo liegt der in Antrag gebrachte Zufag nad) dem 
Morte: ji ch, noch hinzuzufügen: oder feine Söhne— 
fhon im Geiſte des Geſetzes. 

Ueber den ad c, gemachten Borjchlag: daß den 
Söhnen der Auswandernden, auch ſelbſt, wenn fie wirf- 
Lich in Kriegsdienjien ftehen, die Auswanderung mit 
den Eltern zu verjiatten jey, falls die Entziehung 

von der Siriegsdienftpflicht nicht der einzige Zwed der: 
felben ift, — Außerten ſich bey den Discnjfionen ‘der 
zweyten Kammer verjchiedene Meinungen und Anfichten. 
Sch werde fie verlefjen, gebe aber jenen, welche 
für die eben verlefene Faſſung ſprechen, den Vorzug. 
“Die hohen Mitglieder diefer Kaınmer, welche dem Miilitar- 
ftande näher angehören, werden diefe Gründe aud) befr 
fer würdigen. | - u 

Endlich brachte der Ausſchuß der zweyten Kammer noch 
einen Zufagartifel über die Wicderaufnahme der Ent: 
laffenen in Borfchlag, welchen aber die Kammer felbft 
übergangen zu fehen wünfcht, Sch trete dieſem Wunfche 
um fo eber bey, als diefer Zufag nicht bieher, jondern 
dahin, wie ein Ausländer die Rechte eines Innlaͤnders 
erhalten kann, gebört, indem die Wiederaufnahme eines 
Entlaffeneneine neue Aufnahme ift. Schließlich dürfte Doch 
wohl der im Art. 4 vorfommende' Mißſtand, dag im 
drey Zeilen zweymal das Wort: anzuzeigen, vor: 
kommt — jedoch nur als muchmaßliher Schreibfehler — 

zu bemerken jeyn. Ä 


—XXXEXEIEXI 
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XXIX: 


Vortrag des zweyten Ausfhuffes der erften Kam: 
mer der Landftände über die Motion des Herrn 
Oberappellations s Gerichtöratb8 Dr. Arens : 
die Proceßordnung proviforifh in Wirffam: 
keit zu feßen, vorgetragen von dem Herrn 
Geheimen Staatsrath v. Wreden. 


Aha 


FR 
Yan, 


An der Zwetmäßigfeit und dem hoben Nutzen die: 
ſes Antrags zweifelt wohl Niemand. Es ift über das 
Bedürfniß einer Proceßordnung nur eine Stimme, und 
wenn fi) bisher ein Tadel hören ließ, fo war er eher 
‚gegen den langfamen Gang des Gouvernements gerich- 
tet, weldes, mit der Vollendung und in Wirffamfeit 
Setzung diefes bereitd begonnenen wohlthätigen Wirkens, 
nur um deswillen die Beendigung der Iandftändifchen 
Arbeiten abgewartet zu haben fcheint, um den ungefin- 
den Urtheilen zu entgehen, die früherhin oft auch das 
Deite und Heiligfte tadelten, fobald es vonder Regie 
rung ausging. | 


Sch glaube daher, daß wir felbft der Staatsregie- 
rung einen weſentlichen Dienft: erzeigen, wenn wir 
ihr bisheriged Streben, in diefen wichtigen Theil der 
Rechtspflege, Ordnung und Ginförmigfeit zu bringen 
dankbar anerfennen, und fie erficchen, ihr begortnenes 
Werk zu vollenden, und proviſoriſch fogleich in Wirk: 
famfeit zu fegen, wozu fie nad dem Art. 20 des Vers 
faffungsedifts allerdings befugt ift. 


numvmmuv 
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XXX. 


Bortrag des zweyten Ausfchuffes über die Aufher 
bung der, das Viehſchlachten der Juden betref- 
fenden, Verordnung vom 10. July 1815; er: 
ftattet von dem Herrn Staatöminifter Frhrn. 
du Thil. | 


Seit dem 10. Suly 1815 befteht in den dießrheini— 
ſchen Provinzen des Großherzogthums folgende, durdy 
Klagen der Mesgerzunft über Beeinträchtigung in ihrem 
Gewerbe veranlaßte- Verordnung. 

(Liegatur,) 

Der Abgeordnete von Buſeck bat die Motion ge- 
macht, die Staatsregierung nm Zuruͤcknahme jener Ver— 
ordnung chrerbietigjt zu erjuchen, und die zwegte Kam— 
mer der. Stände fpricht diefen Wunſch in folgenden 
Worten aus: 

(Legatur das Communicat.) 

Der Hauptgeſichtspunkt, unter welchem jenes Ges 
feß betrachtet werden muß, ift der der Viehzucht, auf 
deren Beförderung der Staat, weil fie ein eigener Ers 
werbzweig ift, nicht nur, fondern wegen ihres großen ' 
Einfluffes auf den Aderbau, einen hohen Werth legen 
muß. Diefe leider nämlich allerdings dadurd) , daß nur 
zunftige Metzger, oder nur gewiſſe, gleichſam privilegirte, 
Juden, fchlachten dürfen. In dem dießrheiniſchen Theile 
des Großherzogthums ift leider die Viehzucht noch nicht, 
wie in einigen andern Theilen Deutjchlands, zu der 
Stufe gediehen, daß das Schlacdhtvieh feiner Größe und 
Schwere, mithin feines hoͤhern Preifes wegen, die Kos 
fien und Gefahren eines weiten Transportes lohne. 
Wir haben daher feinen bedeutenden Erportationshandel 
mit Vieh; er iſt in den größern Städten, wie Frank— 
furt und andern, durch das, aus entfernteren Gegenden ein— 
geführte, weit jchönere Vieh verdrängt; e8 wird auf den 
zahlreichen Viehmaͤrkten nur Nuß = nicht Schlachtvieh 
abgejeßt und der Producent, der Landmann, findet ſich 
mit dem Abſatze des letztern fat ausjchliefend auf die 
innländifhe Gonfumtion bejchränft. — Daher wirkt 
die Verminderung der Zahl derjenigen, welche fchlach- 
ten duͤrfen, zweyfach nachtheilig auf die Viehzucht. 


‘ 
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1.) naͤmlich wird es durch. die beſchraͤnkte Concurrenz 
der Kaͤufer den Metzgern, welche ohnedieß in einem 
Zunftverband ſtehen, nicht ſchwer, unter ſich einen Preis 
u verabreden, den ſie nicht uͤberſchreiten wollen, und 
den Landmann, der keinen andern Abnehmer findet, 
mittelbar zu zwingen, ihnen fein Vieh im unverhaͤltniß— 
mäßig geringerm Preife zu überlaffen. Es gibt Diftrifte 
anf dem von Städten entfernten platten: Lande, welche 
mit ihrem Abſatze an Schlachtvieh auf ein oder zwey 
Metzger bejchränft find. Ä 

2.) Wird durch die Verminderung der Zahl derjeni— 
gen , welche aus dem Schlachten ein Gewerbe macen , 
die Fleifcheonfumtion ſelbſt, und mit ihr der Reitz zur 
Production ded Viehes, (welche wir doch heben Re 
ten) vermindert. — Die Mebger find in der Regel 
nur in feinen und großen Städten zu: finden. 

Der Landmann, der ohnehin nie große Quantitäten 
Fleifches bedarf, verjagt fi) den Genuß deffelben Fieber, 
als daß er es mit großem Zeitverluft aus, der Entfer; 
nung berbey hole; er. würde ſich aber diefen Genuß 
nicht verjagen, wenn er es in. feinem Orte ohne Trans; 
portfoften, und, was die Hauptfache ift, um geringern 
Preis erfaufen koͤnnte, wie das bey Juden der Fall 
ift, welche, mit mäßigerem Gewinn zufrieden, meiftens 
wobhlfeiler ald die Metzger verfaufen. | 

Endlidy verdient auch die Aunehmlichfeit, welche 
für den Bewohner ded platten Xandes,- den größten 
Theil der Bevölferung alfo, daraus entiteht, daß er 
feinen Fleifchbedarf in der Nähe, und mit einiger Aus» 
wahl unter den Verkäufern, erhalten kann, einige Bes 
rücdfihtigung und der Ausfchuß ift daher der Meinung, 
daß das in Frage ftehende Gefeß von der zweyten Kams 
mer ganz aus dem richtigen Gefichtspunfte beurtheilt 
worden jey. | 

Nicht eben fo unbedingt tritt er aber dem ührigen - 
Theile ihres Befchluffes bey, infofern nämlid von der 
Staatsregierung begehrt werden foll, den Suden, auch 
den mit Vieh Handelnden, bloß gegen Entridhtung der 
Abgaben , welchen die Megger unterworfen find, das 
Schlachten ohne Ausnahme zu geftatten.. Wenn dieſes 
in der Provinz Rheinheſſen geichieht, wo alle Hand- 
werfe nur vermöge eines geldften Patentd betrieben. 
werden, ſo ift es ganz conjequent. Ob ſich aber die 
Sache in einem Lande, in welchem Zünfte befteben, 
eben fo verhalte? laͤßt ſich wohl fragen. g* 
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Es ift hier nicht der Drt, die Frage: ob Zünfte 
überhaupt beſtehen follen, oder nicht? zu erörtern; felbft 
die. Frage: ob man nicht wenigftens fo einfache Hand- 
werfe, die, wie das des Mepgers, Feine eigentliche Kunit- 
fertigfeit zu. ihrem Betriebe vorausfegen,, dem Zunft: 
zwange entziehen folle? kann der Ausſchuß unentjchies 


- den laffen, nicht aber die Thatfache überfehen, daß 


eine Meggerzunft gefeslich beſteht und dieſes vorausge⸗ 
ſetzt, ſcheint ihm das Gleichgewicht nicht hergeſtellt, 
wenn der unzuͤnftige Jude bloß dieſelben Abgaben be— 
zahlt, welche der Metzger entrichtet, denn dieſer hat ſein 
Handwerk zuͤnftig erlernen. muͤſſen, er bat ſich den Forms 
lichfeiten und den Koſten, welche die Aufnahme als 
Meifter mit ſich führt, unterworfen. Sein. Lebensunter- 
balt. in der Stadt, ijt tbeurer und -er hat die Verbinds - 
lichkeit übernommen, aud dann“ zw fihlachten, wenn er 
wenig oder nichts dabey gewinnt. — Der Inde aber 
ift alles. deſſen uͤberhoben, und kann daher nicht über 
Ungerechtigfeit flagen, wenn er gewiſſen Befchränfungen 
oder Abgaben unterworfen wird, damit er nicht ein zu 
großes Uebergemwicht über feinen. chriftlihen Mitbürger 
gewinne, 


Die Abgabe von 30fl. welche das Gefet vorfchreibt, 
bat diefen Zwed; fie it aber auch darauf berechnet, 
daß in jedem Dorf nur ein Jude ſchlachte, und mag 
allerdings für die Zunft, wenn deren mehrere gleiche 


Berechtigung erhalten, zu-groß ſeyn; dieſes fanıı man 


einräumen, ohne den Grundjaß aufzugeben. Einen 
gleichen Zwed würde die Befchränfung. haben, daß die 
Juden in Städten nicht jchlachten, noch Fleifch zum Vers 
fauf ausbieten dürfen, wobey es jedoch den. Einwoh- 
tern unbenommen bleiben müßte, fich ſelbſt Fleifch in 
den Dörfern zu holen. Wenn ferner der Jude, der 
den Viehhandel treibt, das Schlachten damit verbindet, 
fo betreibt er zwey Gewerbe zugleich, welches dem zuͤnf— 
tigen Handwerfer in. der Negel unterjagt ift, und es 
wird ein anderer Umftand uͤberſehen, welcher jene Bes 
flimmung mit veranlaßt haben mag, der naͤmlich, daß - 
es dem Suden, welcher zugleich Viehhandel treibt, bey 


der in Dörfern immer mangelhaften Polizeiaufficht, viel 


leichter wird, ungefundes Vieh zu fihlachten, das heißt, 
daß fein Betrug feltener, als bey den bloß fchlachtenden 


Suden, entdedt wird. 
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Ueberhaupt aber bat die Staatsregierung, feinen 
Grund, den Juden Begünjtigungen zuzumenden; fie 
bat auf. die liberalſte Weife gegen fie gehandelt, und 
allen denen das Gtaatsbürgerrecht nicht verweigert , 
welche fich nicht auf die wenige Gewerbe, die fie gerne 
ausfchliegend an fich reifen möchten, den Kleinbandel, 
die Maͤkeley, und das Schlachten beihränfen; fie bat 
aber auch die Bermwilligung des Buͤrgerrechts an Einzelne 
als ein Mittel betrachtet, den SKaftengeift zu brechen, 
welcher jene Nation im Staate ifolirt. 


Aus dem bisher gefagten gebt wenigftens das her; 
vor, daß die Beichränfungen, welche das Gefek enthält, 
nicht auf Willkuͤhr, fondern auf gewiſſen Gründen, be; 
ruben und die Staatsregierung wird auch jebt zu kei— 
ner Abänderung deffelben jchreifen koͤnnen, ohne die oben 
angedeuteten Betrachtungen abermals in Erwägung zu 
zieben, fie bat auch ale Mittel in Händen, es mit 
Gründlichkeit zu thun. Findet fie alsdann, daß ein 
neues Geſetz, jo wie es in dem Communicate der zwey— 
ten Kammer angegeben wird, ohne Nachtheil erlaffen wer: 
den könne, fo hat der Ausſchuß nicht das mindefte dagegen 
einzuwenden, findet fie aber, daß es nicht geſchehen 
fönne, fo ift e8 auch beffer, fie nicht darum erfucht zu 
haben. Deßmwegen wünfcht der Ausihuß; jenes Begeh— 
ren in weniger beflimmten Ausdrüden gefaßt zu fehen. 
Nach feiner Meinung würde es hinreichend und befler 
feyn , die Staatsregierung durch Mittheilung der Ver: 
bandlungen der Kammern auf die nachtheiligen Folgen 
aufmerfjam zu machen, welche das Geſetz vom 10. Suli 
1815 bat.und fie zu erfuchen, daffelbe zurüd zu nehmen 
oder durch einen neuen, den Ständen mitzutheilenden, 
Gefeßesentwurf fo zu modiftciren, -dDaß der Zwed: Be: 
günftigung der Viehzucht, durch erleichterten Abſatz, moͤg— 
Lichit erreicht werde. 


XEXEXXXXX 


118 Beylage XXX. 


XXXL 


Vortrag des zweyten Ausfchuffes uber die Mo— 
tion wegen der Feyer der Sonn » und Feyer: 
tage, erflattet von dem Herrn Prälaten Dr. 

‘ Schmidt, Pur 





Es hat der Abgeordnete Keller auf wuͤrdigere Feyer 
ber Sonn s und Feyertage im Großherzogthum angetras 
gen, und auch felbit, Namens des zweyten Ausſchuſſes, 
in der zweyten Kammer Vortrag erftattet. Der Abge- 
ordnete Floret, der zu den Mitgliedern diefes Ausjchufs 
fes gehört , hat ein eigenes Gutachten hinzugefügt. 

Die Klagen über Bernadhläffigung der Sonntags: 
feyer find in ganz Deutfchland allgemein. Dennoch 
dürfte fein Land zu finden feyn, worin es an Verords 
nungen über diefen Gegenftand fehlt. Allein ſchon ein 
flüchtiger Bli auf diefe Verordnungen offenbart, worin 
der Grund hiervon zu fuchen fey, naͤmlich darin, daß 
fie zu firenge find. 
| Die Enthaltung von der Arbeit an Sonn» und 

Feſttagen ift dem Chriſtenthum urfprünglich fremd. Erft 
dadurch Famen die EChriften zur Enthaltung von der 
Arbeit, daß fie die jüdischen Sabbathsgeſetze ins Ehri- 
ſtenthum übertrugen. ine Verordnung Conſtantins 
des Großen, durch welche die Sonntage zu Gerichts— 
ferien erhoben wurden, wirkte mit, um die Anwendung 
jener juͤdiſchen Geſetze auf die Chriſten zu befoͤrdern. 

Dem Einfluß jener juͤdiſchen Geſetze iſt es auch 
zuzuſchreiben, daß die vorliegenden Verordnungen uͤber 
die Sonntagsfeyer allzuſtreng ſind. 

Es muͤſſen Tage fuͤr die Erbauung feſtgeſetzt ſeyn, 
damit das Volk über feinen gewöhnlichen Geſichtskreis 
erhoben und an feine höhere Beftimmung erinnert werde. 
Ein Mittel, diefe Erbauung zu befördern, ift der oͤf— 
fentliche Gottesdienft. 

Es muß daher dasjenige abgehalten werden, was 
das Volk unfähig macht, dem Gpttesdienfte in der ges 
hörigen Stimmung beyzumohnen, — was wahrend 
ded Gottesdienftes den Eindruck deffelben ftöret, — 
was nach dem Gottesdienft die Wirfungen deffelben ver— 
nichtet oder doch ſchwaͤcht. Aber meiter zu gehen, und 
mehr noch zu unterfagen, — ift fein Grund vorhan- 
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ven. Es ift Forderung ber Natur ſelbſt, daß der 
Menſch fih auch Stunden der Erholung verftatte, 
Dem , der im Schweiße feines Angefichts fein Brod er- 
werben muß, bleibt an den ſechs übrigen MWochentagen 
oft Feine Stunde zur Erholung übrig. Es. würde zu 
bart feyn, wenn man ihm nicht geftatten wollte, einen 
Theil des Sonntags zur Erholung zu verwenden. 
Die näheren Beſtimmungen bierüber fünnen nur 
von denjenigen Behörden erwartet werben, welche mit 
der kirchlichen und der allgemeinen Polizey beauftragt 
find. Dem dAußern Vernehmen nach hat auch wirklich 
der Kirchen» und Schulrathb in Darmftadt dem Groß— 
berzoglichen Staatsminifterium den Entwurf zu einer 
Berordnung über diefen Gegenftand vorgelgt. | 
Der Ausfhuß trägt daher darauf an, dem Beſchluß 
der zwepten Kammer beyzutreten, nämlich: 
daß die Staatsregierung erſucht werden folle, zur 
Entferuung desjenigen, was die wirdige Feyer der 
Sonn = und Feyertage flört, Die geeigneten Maaß— 
regeln eintreten zu laffen. 


XXX. 


Adreſſe an feine Königliche Hoheit ven Großherzog, 
die Deffentlichfeit der Sitzungen der zweyten 
Kammer betr. 


ar enge Großherzog, Allergnädigfter 
err! \ | 

Für die Mittheilung der, von der zweyten Kammer 
der Stände in Betreff der Deffentlichfeit ihrer Sitzun— 
gen gefaßten, Beichlüffe erflatten wir Ew. Königlichen 
Hoheit um fo angelegentlicher unjeren devoteften Danf, 
je weniger wir die Ueberzeugung aufgeben Finnen, daß, 
da die meiften Gegenftände der Berathungen beyden Kam— 
mern gemeinfchaftlih find, auch die Frage über Die 
Deffentlichkeit der Sißungen beyden Kammern gleichfalls 
gemeinfchaftlicdy ſeyn muͤſſe. 

Wir haben daher dieſe Sache zuerſt an den ein— 
ſchlaͤgigen Ausſchuß verwieſen, und, nachdem dieſer das 
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hier beygeſchloſſene Gutachten erſtattet, ſind wir, nach 
vorausgegangener Prüfung, den in demſelben dargeleg- 
ten Anfichten beygetreten, daß nämlich die Oeffeutlich— 
feit der ech zwar Feine beföndere Bortheile ges 
währe, doch aber wegen der für diefelbe fprechenden 

DHpinion zu geftatten jey. 


Indem wir ung fubmifjeit auf diejes Gutachten bes 
ziehen, halten wir uns verpflichtet, noch insbefondere 
die Bitte ehrerbietigft auszuſprechen, daß Mittheilungen, 
die von Seiten der einen Kammer der andern gemacht 
werden, und Verhandlungen, die fich auf folche bezie— 
ben , nicht von ber einen allein zur Deffentlicyfeit ge— 
bracht werden, wenn die andere das Gegentheil für 
nöthig erachtet. | | 


Wir erfterben in tieffter Devotion 
Em. Königliden Hoheit 


allerunterthänigft treugehorfamfte 
Die erfte Kammer der Stände 


XXE 


XXXIII. 


Antrag, die Entſchaͤdigung der Bannmuͤller betref⸗ 
fend. 


Die Staatsregierung zu erſuchen: zur Vermeidung 
vieler Irrungen die Abgabe, welche die, bey Aufhebung 
des Bannes, Intereſſirten den Muͤllern, wohin ſie ge— 
bannt ſind, zu geben haben, proviſoriſch a 

Riedeſel. 


X 
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Bortrag des dritten Ausfhuffes über den Antrag, 
die Verhütung der Wildſchaͤden betreffend, er; 
ftattet von dem Heren Geheimen Staatsrath 
v. Wreden. 


Der Deputirte Neeb von Felda trug bey der zwey— 
ten Kammer der Zandftände darauf an, Die Staatsregie- 
rung zu erſuchen: die nöthigen Anordnungen zu * 
daß die Verordnungen wegen der Wildſchaͤden beſſer zur 
Ausfuͤhrung kommen; namentlich aber zu verfuͤgen, daß 
dem Forſtperſonal die Pachtung von Jagden, als unver⸗ 
einbarlich mit ſeinem Amte, unterſagt werde. 

Der Ausſchuß der, zweyten Kammer ging indeſſen, 
wie es aus Verleſung ſeines Vortrages hervorgehen 
wird, noch weiter. Er geht von dem Grundſatze aus, 
daß es nicht genuͤge, dem Wildbeſchaͤdigten Schadenser— 
ſatz zu geben, ſondern daß ſelbſt die Beſchaͤdigung ver— 
hindert werden muͤſſe; mit andern Worten, daß der 
Wildſtand ſelbſt vermindert werde. Das Mittel hierzu 
glaubt er, darin zu finden, wenn der obige Antrag des 
Abgeordneten Neeb angenommen, und Jagdpachtungen 
des Forjtperjonald, in fo weit fie ganze Forfte umfaf- 
fen, als ſchaͤdlich, und mit feinen Dienftpflichten un: 
vereinbarlich, erflärt würden. 

Nach vielen, über dieſen Bortrag gepflogenen, die 
Sache von allen Seiten beleuchtenten, Discuffionen, 
vereinigte ſich endlid die zweyte Kammer zu vorliegen 
* — ganzen Inhalte nach zu verleſenden) Be— 

luſſe. 

Es ſey mir nun erlaubt, meine Anſichten über den— 
felben vorzulegen, und in Kürze zu entwiceln. 

Meines Erachtens kann der Befchädigte mehr nicht 
fordern, als vollftändigen Schadenserfat. Genauere 
Beobachtung der desfallfigen Gefese würde daher hin 
reichen, ben Untertbanen zufrieden zu ftellen, ohne daß 
ed weiterer Befchränfungen, namentlich des Hinweg— 
fhießens des Wildes, bedürfte. Sollte aber ein foldyes 
als erforderlich erfcheinen, fo wird der Staat jelbft 
auf Verminderung des Wildes Bedacht nehmen, fobald 
die Entfchädigungen, die er leiften muß, die Bortheile 
überwieoeu,, die er zn beziehen bat. 
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Da indeffen die zweyte Kammer fich hiermit nicht 
befriedigt, fo werde ich die einzelnen Anträge durchgehen 
und unterfuchen, ob und wiefern man fich mit denſel— 
ben vereinigen koͤnne. Ich falle die beyden erften Ans 
träge zufammen, weil der zweyte mir fchon in dem erjten 
zu liegen fcheint. Ä 

Es follen nämlich den Iandesherrlichen Forftdienern 
Jagdpachtungen, in fo weit fie größere, zur Hege des 
Hochwildes geeignete, Diftrifte umfaffen, als nachthei— 
fig für die Unterthanen und als unverträglidy mit den 
Dienftpflichten der Forjtdiener, nicht geftattet werden — 
und zu dem Ende (Art. 2.) die Verpachtungen der Jag— 
den nur in kleinere Diftrifte abgetheilt werden. 

Man ging bier von der erjten ftrengeren, im Anz 
trage und während der Erörterung mehrmalen geaͤuſ— 
ferten, Meinung ſchon bedeutend ab. Die Pachtungen 
folen den Forftdienern nicht mehr überhaupt, fons 
dern nur in größeren, zur Hege des Hochwildes 
geeigneten , Diftrift verboten werden. Geläugnet - 
kann ed nicht werden, daß der pachtende Forftbediente 
gar leicht mit feiner Dienftpfliht in Gollifion fommen 
kann, in welchen Fällen dann nur zu oft der Pächter 
gegen den Staatsdiener, der Jaͤger gegen den Föriter, 
de oder Liebhaberey gegen Dienftpflicht prävaliren 
dürften. 

Diefe Colliſionsfaͤlle und die, möglicherweife dar: 
aus entjtehenden, Nachtheile hat der Neferent bey der 
zweyten Kammer ausführlich gefchildert. Hierzu fommt, 
daß in der organifchen Foritverordnung vom Sahr 1811 
$. 46. den Forjtdiener jedes Gefchäft unterfagt ift, 
worunter das Intereffe der Waldungen und ihres Erz 
trages leiden koͤnnte. | 

Da nun diefer Fall, den das Gefeß bier anführt, 
möglicherweife bey Pachtungen eintreten kann — da er, 
wenn man bie Leidenjchaft der Sagdliebhaber Fennt, nur 
zu oft eintreten wird, da endlich, durch die oben bemerk— 
ten Zufäße, die Härte der erften Meinung ſehr gemildert 
ift, fo würde ich Fein Bedenken tragen, mid; mit den 
beyden eriten Anträgen ber zwepten Kammer durchaus 
zu vereinigen. 

Der dritte Artifel fordert öffentliche Berpachtungen. 

In diefem Artikel, fo billig er augficht, Liegt mei- 
ned Ermefjend nicht nur eine harte Befchränfung der 
Eigenthunsrechte, fondern die gänzliche Zerfisrung des 
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Regals ſelbſt. Wer wird wohl am leichteften berglei- 
hen Pachtungen an ſich bringen können? Gewißlich die 
Gemeinden; mithin gerade diejenige Klaffe von, Staats» 
bürgern, welche die meiften Vortheile von der gänzlichen 
Bertilgung des Wildes haben. Ä 

Eine folde Verpachtung würde daher nicht Bes 
nußung, fondern vielmehr Zerſtoͤrung, eines nutzbaren 
Rechtes feyn. Ich glaube mich dgher gegen diefen Ar- 

tifel geradezu erklären zu müfjen. | | 

Endli der Ate Artifel trägt auf gänzliche Vertil— 
gung des Hochwildes, auſſerhalb eingefriedigter Thiers 
gärten , an. | 

Dieſe Arzney ift beynahe eben fo fchmerzlich, als 
die Kranfheit felbft, und es ift nicht wohl einzufehen, 
warum man, um dem Einen einen Schaden gutzu machen, 
den man auf eine andere Weiſe vollftändig erſetzen 
fann, einem Anderen einen Schaden ohne allen Er . 
fa& zufügen will. 

Bey genauer Befolgung ber bereits beftehenden Ges 
fege, oder falls man fie bier und da mangelhaft finden 
follte, durch deren Revifion und Ergänzung, fann jeder 
Wildbefchädigte. vollfommen von dem Sagbberechtigten 
entjchädiget werden; warum wollte man alfo noch weis 
ter geben, und durch gänzliche Ausrottung des Wils 
des zugleich eine nachhaltige Staatseinnahme vertilgen? 
warım wollte man — denn e8 ift nicht bloß von fiska— 
liſchen Sagden die Rede — die nubbaren Rechte fo mans 
cher Privaten ohne alle Schadloshaltung zum Opfer 
bringen? warum fol das Eigenthbum und Recht des 
Einen vernichtet werden, damit das Eigenthum des Ans 
dern, der auf andern Wegen Entfchädigung finden 
fann, unangefochten bleibe? 

Wo wäre hier die Gleichheit der Nechte? Sch glaube 
nicht vonnöthen zu haben, meitläuftger über einen Ges 
. genftand mid) zu verbreiten, der an ſich jo Elar ift 5 

ih nehme daher feinen Anftand, mich gegen den Antrag 
der zweyten Kammer in diefem Punkte zu erklären, und 
halte es in jeder Hinfiht für genügend, wenn Die 
Staatsregierung um die, in Art. 1 und 2 angetragene, 
Beichränfung bey Verpachtungen, und um Reviſion 
und firengere Befolgung der, wegen der Entfchädigun- 
gen bereits beftehenden, Geſetze erjucht wird. 

Der Ausfhuß vereinigte ſich hiermit im Allgemeis 
nen; erklärte fi) aber ferner für die Annahme des drits 
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ten, bie öffentliche Verparhtungen vorfchlagenden , Ar- 
tifelö, unter der Vorausſetzung jedoch, daß die Gemeins 
den in corpore von dieſen Pachtungen ausgefchloffen 
würden. | 
Deſn 4. Artikel endlih glaubt Dderfelbe auf dag 
Scharzwild befhränfen zu muͤſſen. J 


XX 


XXXV. 


Antrag, das Subſtitutionsrecht der Standesherrn 
betreffend. 


Die Artikel 2, 5 und 9 des Edikts über die land— 
ſtaͤndiſche Verfaſſung des Großherzogthums Heſſen ver— 
ordnen, wie Die Standesherrn in demfelben ihre Be— 
fugniffe als Landftände ausüben follen. Da aber nun 
mehrere, die jonjt ſehr geeignet ſind, dadurch verhindert 
werden, zu erſcheinen; ſo wollte Unterzeichneter ſeine 
Herrn Mitſtaͤnde ergehenſt erſuchen, ob nicht bey Sr. 
Koͤniglichen Hoheit, unſerem allverehrten Herrn, anzu—⸗ 
ſuchen ſey, daß die Standesherrn ſich auch durch ihren 
naͤchſten qualificirten Agnaten dürften vertreten laſſen? 

Ernſt Caſimir Graf v. Yſenburg. 





| XXXVI. 
Minifterialfchreiben, das Iandftändifhe Edikt ber 
treffend. 


Die unterzeichnete hoͤchſte Staatsbehoͤrde beehrt 
ſich, der erſten Kammer der Stände des. Großherzog— 
thums in der Anlage die Abſchrift einer Erklaͤrung 
mitzutheilen, welche heute, auf Befehl Seiner Koͤnig— 
lichen Hoheit des Großherzogs, in Bezug auf eine Mo: 
ton gegen den 16. Artifel des Edifts vom 18. März 
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d. J., in der. zweyten Kammer der Stände abgegeben 
worden ift. *) 

Se. Königliche Hoheit haben es für paſſend gehals 
ten, durch eine offene Erklärung über Allerhöchft Ihre 
reinen landesväterlichen Abfichten alle unnüge, gegen 
zufällige Formen gerichteten, Streitigfeiten zu befeitigen, 
und das Mißtrauen, welches man zu begründen und zu 
näbren gewußt hat, wo möglid, von Grund aus zu 
zerſtoͤren. 

Die unterzeichnete Staatsbehoͤrde wird auf dem, 
von ihrem allergnaͤdigſten Herrn ihr vorgezeichneten, 
Wege des volleſten Vertrauens gegen bie ſtaͤndiſche Kams 
mern fortſchreiten, amd fie darf der Hoffnung ſich bins 
geben, daß, bey der. Ermiederung dieſes Vertrauens, 
der Zeitpunkt bald eintreten werde, wo die Wünfche des 
allverehrten Souverains durch eine. vollfiändige Vereine 
barung mit den, Ständen des Großherzogsthums, auf 
eine, die Regierung und die Staͤnde gleich ehrende, Weife, 
werden erfüllt werden. | j 

Darmftadt den 14. Dftober 1820. 

Großherzogl. Heffifches Geheimes Staatsminifterium. 


v. Grohman. Wernher. Hofmann. 


An - 
die erfte Kammer der Stände des 
Großherzogthums Heften. 


mm 
XXXVII. 
Antrag, das landſtaͤndiſche Edikt betreffend. 


Es iſt wohl feiner unter und, der nicht mit ge 
rührtem Herzen in der, von der Staatsregierung ges 
gebenen, Erflärung über das Edikt vom 18. März dieſes 
Jahrs, einen neuen Beweis der väterlichen wohlmollens 
den Gefinnungen unſers geliebten Großherzogs erfennt, 
und wir alle find gewiß von innigem Danfgefühl für 


*) Siehe die Rede des Heren Geheimen Staatsraths Hofmann 
in dem VI. Heft Seite a1 der Verhandlungen bee zweyten 
Kammer der Landftände. . i 
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Ihn durchdrungen! Diefed darf uns indeffen nicht ab- 
balten, unfere Pflichten als Mitglieder der Ständever- 
fammlung auszuüben. Wir haben die genaue Beobacdh- 
tung der Verfaffung befhworen! Nach dieſer kann fein 
Grundgefeß gegeben, verändert oder aufgehoben werben, 
ohne die Beyftimmung der beyden Kammern! Niemand 
wird beftreiten fünnen, daß ein Gefeß, durch welches 
die: Verhältniffe des Fürften gegen fein Volk oder deſſen 
Stellvertreter bejtimmt werden, ein Grundgefeß fey; folg- 
ich ift ein folches: das Edift vom 18. März, und kann 
demnach nur mit Beyftimmung der beyden Kammern wier 
der aufgehoben werden. Aus diefen Gründen ergebet 
mein Geſuch an eine hohe Kammer: „daß es ihr ges 
fällig feyn möge, die Staatsregierung zu erfuchen, ung 
auf dem verfaffungsmäßigen Wege, durch einen Gefeks 
vorjchlag ihre Abfichten wegen des Edikts vom 18. 
März zufommen zu laſſen.“ 

Ä Ludwig Groß = und Erbprinz von Heflen: 


wmv san 


XXXVII. 


Vortrag des zweyten Ausfchuffes uͤber den Ans 
trag: Die Verwandlung der Privatzehnten in 
Grundrenten betreffend, erflattet von dem 
Herrn Staatsminifter Freyherrn du Thil. 


Der Ausſchuß glaubt, die Bortheile, welche für die 
Landesfultur aus der Abſchaffung der Naturalbezehntung 
hervorgehen, ald befannt vorausjeßen, und fid) jeder 
Erörterung dieſes Gegenftandes uͤberheben zu dürfen. 
Schwieriger ift vie Frage: ob der Staat berechtigt ſey, 
den Zehnteigenthumer zu zwingen, die Form feines Eis 
genthums zu verändern? Wir haben ung indeffen ſchon 
bey andern Gelegenheiten über den Grundfaß veritäns 
digt, daß das Privatintereffe dem öffentlichen Wohl 
untergeordnet ſey und daß der Staat zu höheren Zwecken 
felbit das Privateigenthum an ſich ziehen koͤnne. Wenn 
wir mithin, wie jchon gefagt, annehnen dürfen, daß 
die Aufhebung des Zehntens hoͤchſt erfprießliche und 
große Folgen für die Landescultur haben werde, fo koͤn— 
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nen mir auch dem Staate die Befugniffe nicht wohl 
ftreitig machen, die Verwandlung derfelben in eine an- 
dere, gleich fichere, Abgabe vorzufchreiben; nur kann diefe 
—— nicht anders, als gegen Zuſicherung einer ganz 
vollſtaͤndigen Entſchaͤdigung, ausgeuͤbt werden, weil fonft 
ver Staat einen feiner erſten Zwecke, Schuß bed Eigen— 
thums, , verläugnen würde. ' 

Diefemnad bleibt alfo nur noch eine dritte Frage 
zu erörtern übrig, die naͤmlich: auf welche Weife eine 
volltändige Entichädigung feftzufegen fey? Zur Beant- 
mwortung diefer Frage, muß man zwar auf das Gefeß 
vom 15. Auguft 1816, Aber Ablöfung fisfalifcher Zehn 
ten, binweifen, allein man würde irren, wenn man ans 
nehmen wollte , daß die Aufgabe, eine volftändige Ents 
fhadigung auszumitteln, durch jenes Geſetz gelöjt wors 
den fey. Damals wollte der hobe Eigenthümer der Dos 
"manialzehnten, als Landesherr, feinen Unterthanen nicht 
nur durch das Gefes felbft ein Gefchenf machen, indem 
er ihnen die Möglichkeit der Ablöfung der Zchnten gab, 
fondern er wollte ihnen auch auf feine Koften den Ges 
brauch diefes Gejchenfes jo fehr als möglich erleichtern ; 
diefes iſt aber nicht der Gefichtspunft , von welchem 
man bey dem Geſetze, von dem jeßt die Rede ift, aus— 
geben fann, vielmehr ift ftrenge Gerechtigkeit der einzige 
Maaßſtab, mit welchem jene Verordnung wenn fie auf, 
Privatzehnten angewendet werden ſoll, gemeſſen werden 


darf. Ä — 

Dieſelbe Anſicht hat der Ausſchuß der zweyten Kam⸗ 
mer gehabt und daher ſein Gutachten in der Form von 
Bemerkungen zu jenem Geſetz eingekleidet. 

Bey dem iten Art. deſſelben erinnert er daran, daß 
es gegen die Gleichheit der Rechte laufe, wenn nur dem 
Zehntpflichtigen , nicht auch dem Zehntberechtigten,, das 
Recht eingeräumt werde, die Verwandlung in Grunds 
renten zu begehren. - 

Dieſer Bemerfung, weldye auch die zweyte Kammer 
gebilligt hat, muß der Ausfchuß unbedingt beytreten. 
| Etwas andered wäre ed, wenn der Abfauf der 
Zehnten verordnet würde, weil in diefem Falle die Nach— 
theile, welche aus dieſer Nechtsgleichheit für den einen 
Theil entftehen Tönnten, größer feyn würden, als bie 
Vortheile die dem andern erwachfen,, indem nämlid) viele 
Zehntpflichtige, die Feine Kapitalien befigen, entweder 
etwas von ihrem Grundeigenthbum veräuffern ober 
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fih unter druͤckenden Bedingungen Credit verfchaffen 

müßten. 

Bey dem 5ten Art. wünfcht jener Ausfchuß die Bes 
fiimmung, daß beyden Theilen freyfiehen folle, die als— 

baldige Abſchaͤtzung des Zehntertrags zu verlangen. 

Diefem Wunfche ſtimmen wir nicht nur bey, fons 
dern wir müffen, auffer dem dort Angeführten, daß der 
Zehentberechtigte bey einer. Durchichnittberechnung als» 
dann fehr verkürzt werden fünne, wenn feine Verwalter 
in früheren Sahren nacyläffig waren, nod) den weiteren 
Grund für eine folche Beſtimmung anführen, daß er 
auch durch eingefchlichene Mipbräuche bey der Abzehu- 
tung, welde Die Verordnung vom 21. April 1815 für 
widerrechtlich erflärt, verfürzt worden feyn kann, und 
mithin, aller Billigfeit zuwider, jene Verordnung bey eis 
ner Durchſchnittsberechnung entweder ohne oder von ger 
ringer Wirfung für ihn ſeyn würde, weil fie, da die 
Verordnung nicht überall fogleich zur Ausführung Fam, 
den Ertrag des Zehntens nur während weniger Sabre 
erböht haben kann; hierzu fommt noch drittens, daß 
die Cultur in neueren Zeiten fehr geftiegen ift, und 
mithin. die Zehnten dermalen und Fünftig mehr, ais 
ehedem, ertragen müffen, welches bey einer, auf den 
früheren Vertrag gegründeten, Berechnung nicht berüd- 
fühtigt werden würde. 

u dem 12ten Art. wird die Beftimmung gewünfcht, 
Er im Fall einer Bejchwerde über die Abjchägung Des 
Zebentens, der ordentliche Nichter salva appellatione 
darüber entfcheiden folle, ob die, an die Stelle des Zchne 
tens tretende, Grundrente zu hoch oder zu niedrig ge— 
griffen jey. 

Der Ausſchuß muß befennen, daß ihm die Gründe, 
welche dein Geſetzgeber früher beftimmten, diefe Entſchei— 
dungen den Adminiftrativftellen zu übertragen, noch) im— 
mer die überwiegenden ſcheinen; nicht nur weil die Ge- 
rihtshöfe an Formlichfeiten gebunden find, die ihr Ber: 
- fahren weitlänfig und zeitraubender mädchen, ald «8 
bey dieſen häufig wiederkehrenden Fällen wuͤnſchenswerth 
üt, fondern auch Deswegen, weil fih von den Ad— 
miniftrativftelen mit Recht erwarten läßt, daß fie die 
Kenntniffe und Erfahrungen, welche ein eigenes gründ- 
liches Urtheil uber den Werth oder Unmerth ſolcher 
Abſchaͤtzungen vorausfegt, in höherem Grade, als Die 
Gerichte befigen. | | S 
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Dagegen aber fiimmt der Ausfchuß dem weiteren 
Vorſchlage bey, in folchen Fällen, gegen die Entfheidung 
der Regierungen, einen Rekurs an das Geheime Staats: 
minifterium zu geftatten. u: | 

Bey dem A6ten Art. wuͤnſcht der Ausſchuß der 
zweyten Kammer, daß das Wort marftrein ausge 
laffen uud ftatt deflen ‚Früchte, fo gut fie in der Ges 
marfung gewachjen find‘ gejegt werde. 

Rad unjerer Meinung dürfen die Worte marft 
reine Frucht nicht ausgelaffen werden. Diefe Benens 
nung bezeichnet bier eine, von Spreu, Staub und jeder 
Beymifchung gereinigte, Frucht und nur folche Frucht 
kaum der Zehnteigenthümer ald Nente annehmen, weil- 
bey der Abſchaͤtzung des Zehntens auf foldhe gerechnet 
wird und wollte man eine foldye Beftimmung nicht bey: 
behalten, fo wurde man, Statt eine Entfchädigung zu ger 
ben, die Rente fait vernichten ; denn die Erfahrung bat 
geiehrt, daß man fogar ſchlechte Frucht abliefern fünnte. 

Auffer diefen, fcehon in ber zweyten Kammer in 
Anregung gebrachten, Punkten, hat der. Ausſchuß noch 
folgendes zu bemerfen : 

1.) Er hat im Allgemeinen gegen ben Inhalt der 
Art. 6 und 7 des Geſetzes nichts einzuwenden, glaubt 
aber, daß fie noch einiger näherer Beftimmungen, bin- 
fihtliy ‚der Berwaltungskoften , bedürfen. Die Koften 
nämlich, welde der Bezug des Zehntens veranlaßte, 
trug in der That der Zehnurpflichtige mittelſt des Zehn: 
tend. Indem dieſe Koſten bey der Werthſchaͤtzung des 
Zehntend in Abzug kommen, entiteht für jenen ein Erz 
fparniß, das als ein wefentlicher Gewinn betrachtet wers 
den kann, den man ihm da zuwenden muß, wo für 
den Zehntberechtigten Fein Schaden daraus entfleht; wie 
das 3. B. bey dem fisfalifchen Zehnten, die verwaltet 
werben, ber Fall iſt. Will man gerecht jeyn, jo muß 
man. diefen Artikel nicht auf diejenigen Privaten an 
wenden, welche ihre Zehnten ſelbſt verwalten oder fie 
wit liegenden Gütern verpachten fonnten, und es 
wird daher ausdrüdlich zu fagen feyn, daß, wo fein ei- 
genes Perfonal für die Zehentverwaltung angeftellt, 
feine Scheuer mit der ausfchließenden Beftimmung, Die 
Zehnten aufzunehmen, vorhanden ift, überhaupt Feine 
Berwaltungstoften Statt fanden, unter diefem Namen 
auch fein Abzug bey der Zehntſchaͤtzung gemacht werben 
Darf; nur. der Drefcherlohn kann und darf in diefem 

Verh. d. erft. Kammer. Beyl. Heft. 9 P 
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Falle in Aufrechnung fommen. Ohne eine ausdrückliche 
Beftimmung diefer Art dürften die Zehntpflichtigen 
leicht zu der Meinung geführt werden, ed müfje bey 
Abſchaͤßung jedes Zehntens eine gewifie Summe für Ber- 
waltungskoiten in Abzug fommen. 

2.) Die, im Art. 8 vorgefchriebene, Verwandlung gewiſ⸗ 
fer Zehnten in Geld ift, bey dem progreifiv finfenden Werthe 
der Metalle, hoͤchſt drücend für den Zehntherrn, und Den, 
. in der Staatswirtbfchaft über unwandelbare Grund;infen 
angenommenen, Grundfägen zuwider; daher wäre es zu 
wunfchen, daß diefe Beſtimmung nicht beybehalten würde, 
um fo mehr als fie, im Vergleich mit dem 9ten Art., 
nicht ‚einmal conjequent erjcheintz denn auch da wird 
eine Getreiderente von Grundftäden gefordert, die nie 
Getreide hervorbringen. Weberhaupt Cund dieſe Bemer- 
fung findet auch bey dem 16ten Art. in Bezug auf marft- 
reine Frucht ihre Anwendung) darf man nicht von der 
Borausfegung ausgehen, daß ber Zehntpflichtige Die 
Frucht, die er ald Rente abliefert, felbit gepflanzt ba- 
ben müffe; er wird. im Gegentheil, je mehr die Aufhe— 
bung der Zehnten dem Zwede entjpricht, je mehr Die 
Landeskultur fteige, haufig in den Kal kommen, fie au: 
zufaufen und = feinem Felde Handelds oder andere 
Gewaͤchſe zu ziehen, die ihm mehr ald Getreide ein- 
bringen. 

3.) Berfteht es fich zwar won felbft, daß die Rente 
fich in jedem Sahre gleidy bleibe, und wegen Mißwachs 
oder anderen Unfällen fein Nachlaß derjelben rechtlich) 
gefordert werden. könne, allein ed würde zweckmaͤßig 
jeyn , dies ausdrücklich zu fagen. \ 

Diefe Nente ftellt den Durchfchnittsertrag des Zehn- 
tens dar; es find alfo günftige und ungünftige Sabre 
ſchon in Anfchlag gebracht und wollte man jemals eine 
Biene ee derjelben zulafien, jo müßte man aud 
einer Bergrößerung in anderen Jahren Plag geben. 
Endlich 

4.) glaubt der Ausſchuß, feine Meinung über den, 
in der zweyten Kammer von mehreren Seiten berührten, 
Abkauf der Zehnten fagen zu müffen. Ganz abgeſehen 
von der rechtlichen Seite einer ſolchen Verfügung, würde 
fie vermalen fchon deswegen nicht ausführbar ſeyn, weil die 
Zehntpflichtigen die hierzu erforderlicyen Summen nicht 
aufbringen können ; es gibt aber nody einen Weg, auf 
welchem man zu diefem Abfauf, wiewohl Jangiam, ge: 
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langen koͤnnte, wenn man nämlid die Grundrente, 
welche an die Stelle des Zehntens tritt, für ablösbar 
erflärte. 

Der Ausſchuß tragt Fein Bedenfen, feine Meinımg 
dahin anszufprechen: daß er den Staat nicht für herech- 
tigt hält, cin ſolches Gefeß für Privaten zu erlaffen. 
Wenn er die Zehnten abgefchafft wiffen will, jo recht: 
fertiget ihn ein großer, Allen wichtiger, Zwed, dem Ei: 
genthümer die freyefte Benutzung feines Eigenthums 
möglich zu machen und hierdurch die Kultur zu beleben. 
Einen ähnlichen Zwed hat die Ablöfung der Rente nicht, 
fie wirft nirgends nachtheilig auf das Staatswohl und 
ift eine große Ungerechtigfeit gegen den. Rentenbezieher, 
wenn fie wider feinen Willen gejchiebt, eine Ungerech— 
tigkeit, die bey der vorgefchlagenen Verwandlung der. . 
Zehnten, nicht Statt findet. Hier erhält der Eigenthuͤ— 
mer ein, dem Zehnten ganz ähnliches, Eigenthum, naͤm— 
lich eine, auf Grund und Boden haftende, feinem gänz- 
lichen Berlufte auggefeste, und ohne weitere Bemuͤhung 
von feiner Seite zu beziehende, Einnahme; nur Eigen 
finn kann ihn vermögen , diefem Taufche fich zu widerfegen. 
Bey der Ablöfung aber erhält er ein Kapital, das 
er entweder mit Gefahr des Berluftes ausleihen, ober 
auf eine, ihm nicht geläufige und gleichfalls gefahrvolle, 
Weiſe in Umlauf fegen muß; er bat alfo, und nod) mehr 
als er haben feine Lehens- oder Fideicommiß- Erben, 
einen fehr wichtigen Grund, fich einem ſolchen Zaufche 
zu widerjeßen. 

Diefes iſt jedoch natürlich nur in Beziehung auf 
ein Zwangsgejeß gejagt; der wirkliche Abfauf des Zehn 
tens wird durch die Verwandlung in Rente fehr er: 
leichtert,, indem, wenn beyde Theile ihn zutraͤglich fins 
den, die Ausmittelung des Preifes, der dem 20 oder 
25fachen Wertbe der Jahresrente gleichfommen wird, 
feiner Schwierigfeit unterworfen ift. | 


a... 
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XXXIX. 


Vortrag des dritten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
uͤber die Motion des Herrn Praͤſidenten von 
Riedeſel: die Entſchaͤdigung der Bannmuͤller 
betreffend, erſtattet von dem Herrn Geheimen 
Staatsrath von Wreden. 


Die vielfachen Beſchwerden der, zu beſtimmten Müb- 
Ien gebannten, Unterthanen über Drud und Vervorthei- 
lung der bannberechtigten Müller, und die Anzeigen 
der polizeilichen Behörden, daß fie, bey aller Wachſam— 
feit, dieſem Ungemac nicht vollftändig begegnen koͤnnten, 
bewog die Staatsregierung, dieſe Banngerechtigkeit ganz 
lich aufzuheben. Dieß geſchah durch eine, unterm 25. 
Februar 1818 erlaffene, Verordnung. Die diefem Ge; 
ſetze, welches: | 

a) alle fernere Gonceffionen zu einer Mühle mit 
irgend einem Zwangreiht- verbietet, und | 

b) allen bereits beitebenden Mühlenzwang, vom 1. 
Sanuar 1819 an, für erlofchen erflärt, — beygefügten 
näheren Beftimmungen waren folgende: 

4.) die bannberechtigten Miühleneigenthümer und die 
bannpflichtigen Mahlfunden, fo wie die, durch Aufbes 
bung des Banned gewinnenden, Müller follen bis zum 
41. September 1818 die Entjchädigung der Berechtigten, 
durch gütliche Uebereinkunft unter fich, feitfeßen koͤnnen; 
diefe Entjchädigung möge gefchehen durch eine Abfaufe- 
fumme oder durch einen jährlichen Padıt. 

2.) Kommt in diefem Zeitraum feine gütliche Bers 
einigung zu Stande, fo follen die, aus der Mitte der 
Regierungen und Hoffammern beyder Provinzen. nie 
berzufeßende, Commiffionen ohne Rekurs zu entfcheiden 
haben. Diefe haben die Größe der Entfchädigung mit— 
telft eines, jährlich zu entrichtenden, Fruchtpachtes feftzus 
ſetzen, und die Bertheilung deffelben unter diejenigen , 
mweldye durch Aufhebung des Banned Vortheile beziehen, 
zu reguliren. 

3) Durd die Aufhebung des Banned follen uͤbri— 
gend die Berbindlichfeiten gewiffer Muͤhlenbeſitzer, ihr 
vermahlenes Gut in den Mehlwagen größerer Städte 
niederzulegen, nicht aufgehoben’ feyn. 
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Hierauf wurden die Gommijfionen ernannt , und 
unterm 15. Mai 1819 ihnen eine ausführliche Inſtruk— 
tion, zur Ausmittelung der Entſchaͤdigung, ertheilt ; welche 
ich , da fie Feines Auszuges fähig iſt, in extenso hier 
vorlege. 

Es wird and der Anficht diefer Inſtruktion Jedem 
Har werden, daß cd an Normen, nach welchen die. Ent: 
fchädigung ertheilt werden folle, nicht mangelt; daß es 
aber bey ben, fo fehr verſchiedenen, Berhältniffen nicht 
möglih ift, gleihförmige Normen für das ganze 
Land zu geben. . 

Die, nach Ertheilung diefer Inftruftion erwachfenen, 
Akten enthalten nichts, als Anfragen und Befchwerden, 
und liefern den Bemweiß, daß eine allgemeine Norm, wie 
fie der Herr Einreiher der vorliegenden Motion, aus 
ſehr menſchenfreundlichen und achtungswerthen Abfichten, 
wuͤnſcht, kaum denkbar ſey. 

Es ſollen hier nur einzelne Belege zu dieſer Be— 
hauptung gegeben werden. | 

1.) An einigen Orten find alle Früchte, an ans 
deren nur diejenigen, gebannt, weldhe der Bann: 
pflichtige felbft erzielt. J 

2.) Im erſten Falle find entweder bloß die, inners 
balb des Banndiſtrikts erfanfte, Früchte gebannt, 
ober auch die aufferhalb deffelben erfauften. 

3.) Die Mahlordnung von 1726, welche die Quote 
beftimmt , fo der Bannberechtigte ald Molter rechtlich zu 
fordern hat, befteht nicht überall. An mehreren Orten 
berrjchen gegentheilige Obfervanzen. 

4) Einige Mühlen betreiben auf Schlag s und 
Schälwerf, d. h. diejenigen , fo ihre Mahlfruͤchte zur 
Mühle bringen, muͤſſen aud ihr Del darin fhlagen, 
. und ihre Suppenfrüchte darin fchälen laſſen. 

75) Die Differenz, zwifdyen bem reinen Ertrag des 
Bannmahlwerks und dem reinen Ertrag des Suchmahl⸗ 
werfs, bildet, nach dem Geſetze, die Entfchädigung bed 
Berechtigten. Bon wie manchen BVerhältniffen. hängt 
aber dieje Differenzbeitimmung ab? 
Nicht minder find | 

6.) die Vortheile , fo die Suchmuͤller aus dem auf 
gehobenen Zwange ziehen, von vielen, oft zufälligen, Um⸗ 
ſtaͤnden abhängig. m 

Es ließen fich noch mehrere, beynahe dürfte ich fa: 
gen, unzählige Anftände der Art anführen; ich begnuͤge 
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mich aber zu bemerfen, daß die, mit allen Partifularitäten 
innigft vertraute Gommifflon, allgemeine Normen für uns 
möglich hält, und daß die Preufifche Regierung, welche 
mit uns gleichen Schritt hält, fi im J. 1810 zu verord- 
nen bewogen fand: „in einem zu befiimmenden Zeitraum 
‚über dad Mahlweſen und den Ertrag der-einfchlagenden 
Mühlen vorerjt genau Buch zu halten, fodaun, nach Ab— 
lauf diefer Zeit, das Refultat mit dem, während bes 
Bannrechtes ftattgehabten, Ertrag zu vergleichen, und 
hieraus die Entſchaͤdigung und forgfältige Berüdfichtis 
gung aller, Verhaͤltniſſe zu abſtrahiren.“ Ich gebe die— 
ſer Verfuͤgung meinen Beyfall nicht, fuͤhre ſie aber nur 
als Beweiß an, wie ſehr auch dieſe Regierung das Un— 
thunliche allgemeiner Beſtimmungen gefuͤhlt habe. 

Auch die Commiſſion glaubt nicht, „mit Gew if 
ſensruhe“ Borfhläge der Art machen zu Eönnen, 
und trägt daher in ihrem neueften Berichte vom 26. Aus 
auft auf eine, nach den, bis jeßt vorliegen 
den, datis zu erlafjende temporäre — dem 
naͤchſt auszugleihende, — Beſtimmung an. 

Diefer- Bericht ıft dermalen in Berathung bey dem 
Geheimen Staatsminifterium, und wird hoffentlich den 
Hauptgrund der vorliegenden Motion: daß die Schuld 
der zur Entihädigung Berpflichteten fich zu fehr haͤufen 
werde — erledigen; er hindert indeffen nicht, daß die 
Staatsregierung um eine angemeflene, allenfall8 tempo= 
rare, Verfügung nad) dem Antrag erfucht werde. 


— 
XL. 


Vortrag des Herrn Gebeimen Staatsraths, Frey 
herrn von Gruben: das laͤndſtaͤndiſche 
Edikt betreffend. 


Dieſe hochanſehnliche Verſammlung hat bereits, durch 
abſchriftliche Mittheilung, von derjenigen Erklaͤrung 
Kenntniß erhalten, welthe am 14. dieſes Monats auf 
Allerhoͤchſten Befehl Seiner Koͤniglichen Hoheit des Groß— 
herzogs in der zweyten Kammer der Staͤnde abgegeben 
wurde. Das Großherzogliche Geheime Staatsminiſterium 
glaubt es bey dieſer Mittheilung nicht bewenden laſſen 


l 
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zu koͤnnen; fchon in mehreren Fällen hat vaffelbe von 
dem, der sig vorbehaltenen, Rechte Gebrauch 
gemacht, Geginfiände von ausgezeichneter Wichtigkeit, 
namentlih ſolche Eröffnungen, welche die Feſtſetzung 
eonftitutioneller Normen bezweckten, zur gleichzeitigen 
Berathung an beyde Kammern der Stände gelangen zu 
faffen, inden bierburd der Gang ver Verhandlungen 
beſchleunigt und eine ‚Bereinigung der Anfichten beyder 
Rammern fohneller bewirkt werden fünnte. Die erwäbnte 
Erklärung wurde zwar zunaͤchſt durd) eine, in der zwey— 
ten Rammer gegen den 16. Artikel des Edikts vom. 18: 
März. diefes Jahres vorgebrachte, Motion veranlaßt; 
auch befchäftiget fie fih in ihrem erfien Theil damit, die 
durch gedachte Motion ausgeſprochene Beforgniß durch 
eine, den wahren Sinn des Artikels entwicelnde, Er: 
Färung auf genuͤgende Art zu befeitigen. Die Staats— 
regierung fand es aber den Umſtaͤnden angemeſſen, bey 
diefer Erflürung nicht ftehen zu bleiben, vielmehr das 
mit eine weitere Eröffnung zu verbinden, welche jedes, 
etwa noch übrige, vickeicht weniger aus ben Beſtim— 
mungen bed Edikts, als ans deren Faſſung und Zufanız 
menftellung bervorgehende, Mißtrauen gegen . die Rein— 
—8* ihrer Abſichten auf das vollſtaͤndigſte entfernen 
ollte. — 

War ſchon durch das Edikt ſelbſt der Staͤndever— 
ſammlung das Recht, gemeinfchaftlihe Wuͤnſche und 
Beſchwerden an die Staatsregierung zu bringen, ohne 
irgend eine Beſchraͤnkung zugeſtanden, und wurde die— 
ſem Rechte, gleich bey dem Zuſammentritt der Stände mit 
ausdrücklichem Bezug auf den Inhalt des Edikts, die 
ausgedehnteſte Deutung gegeben ſo follte e8 nun auch durch 
diefe neue Eröffnung jedermann Har werden, daß bie 
Staatsregierung felbft den Wunfch hege, durch Vorle— 
gung fämmtlicher Deftderien der Ständeverfammlung, 
weldye das Berfaffungswerf betreffen, auf's baldigfie ın 
den Etand gefetst zu werden, jedem billigen Anfinnen 
in dieſer Hinficht zu entfprechen, und daß fie das We: 
fen der Sache, die vollfommenfte Eintracht zwifchen ihr 
und den Ständen , zwifchen Regent und Bolf, zu fehr 
beachte, um nicht auch folchen Wünfchen bereitwillig ent— 
gegen zu kommen, welche auf zweckmaͤßige Aenderungen 
in der Form gerichtet feyn fönnten. 

Diefer Gegenitand tft indeffen von fo hoher Wich— 
tigkeit, daß ſich von den patriotiſchen Gefinnungen diefer 
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bochverehrlicdyen Verſammlung mit der volleften Zuvers 
fiht erwarten laßt, fie werde demjelben unverzüglich 
die forgfältigfte Aufmerkfamfeit widmen, fo bald fie 
fih von Geiten der Staatsregierung dazu veranlaft 
ndet. Ä 
n Mir ift von der höchften Staatsbehörde der ehren: 
volle Auftrag geworden, Hochderjelben dieſe Veran— 
laffung zu geben, indem ich angewieſen bin, fie einzus 
laden: Ihre etwaige, bie Berfaffung des Großherzog» 
thums betreffende, Deftderien mit gewohnter Umſicht 
möglichit bald aufzuftellen, damit durch hbarmonifches 
Zufanmenwirfen, beyder ftändifcher Kammern nrit der 
Staatsregierung, in furzer Zeit ein Werf zur Vollen- 
dung kommen koͤnne, weldes beftimmt ift, das Ge 
fammtwohl des Vaterlandes zu allgemeiner Zufrieden 
heit unerfchätterlich zu begründen. 


RRXX 


XLI. 


Vortrag des zweyten Ausſchuſſes, das landſtaͤndiſche 
Edikt betr., erſtattet von dem Herrn Staats— 
Miniſter Freyherrn du Thil. - 


— 


Der Ausfchuß hat über die, der Kammer am 14. 
Dctober von Seiten des Großherz. Gcheimen Staat% 
minifteriums gemachte, Mittheilung und eine, durch dieje 
Mittheilung veranlaßte, Motion Seiner Hoheit des 
Groß- und Erbprinzen zu berathen und demnaͤchſt zu 
berichten. 





| ( Legantur. ) 

Was das Anerbieten der Staatsregierung: ſich mit 
den Ständen in Unterbandlung über die Bildung ber 
kuͤnftigen Berfaffung des Großherzogthums einlaffen zu 
wollen, betrifft, welches aus der eben verlefenen, in der 
zweyten Kammer gehaltenen, Nede eines Großherzogl. 
Sommiffärd hervorgeht; fo Fünnen die Stände meine 
Erachtens eine ſolche Zufiherung nur böchft dankbar 
aufnehmen, und ich bezweifle daher nicht, daß Seine 
Hoheit der Großs und Erbprinz im ber eriten 
Hälfte Ihrer Motion die Gefinnungen der gefammten 





rd 


Beylage XI. 137 


Kammer ausgeſprochen habe. In Gemaͤßheit dieſer 
Motion, und nach eigener Ueberzeugung, trage ich daher 
darauf an: daß die Kammer mit der Empfangsbeſchei⸗ 
nigung des Erlaffes vom 14. Detober eine Dankjagung 


“für die Großherz. Zuficherungen verbinden und durch 


das Organ ded Geheimen Staatsminifteriums an Ge. 
Königl. Hoheit den Großherzog gelangen laffen möge. 
Iſt man aber auch hierüber — einverſtanden, 
fo fühle ich doch wohl die Wahrheit deſſen, was bie 
Motion Sr. Hoheit andeutet, und daß man. fi) Die 
Frage aufwerfen müffe: ob die erfie Kammer bieje 
Dankſagung jest fchon abjtatten und überhaupt von 
jener —— officiell Notiz nehmen koͤnne? 
Der Zweck der Motion iſt naͤmlich: das nicht ganz Paſ—⸗ 
ſende zu rügen, Das in der Art und Weiſe liegt, wie 
die Staatsregierung der erften Kammer jene Eröffnung 
gemadht hat, und ‚zugleich durch jenes Verfahren aufs 
merffam gemacht, der Ietteren ihren conftitutionellen 
Einfluß auf die Umbilbung der Berfaffung zu fichern. 
Bisher hat die Staatsregierung alle, obgleich mins 
der wichtige, auf bie Verfaftung felbft Bezug habende, 
Eröffnungen beyden Kammern zugleich durch eigene Bots 
fhaften machen Taffen, und bier, bey der wichtigften 
die jemals an die Stände ergehen fonnte, bey der Frage: 
ob die Berfaffung beftehen folle oder nicht? unterläßt 
fie dieſes, und begnügt fi damit, der eriten Kammer 
durch abfchriftliche Mittheilung einer, in ber zweyten 
gehaltenen, Rede — davon zu geben, daß letztere 
ſich fortan mit Vorſchlaͤgen zu Abänderung der Bers 
faffung befchäftigen werde. Die Vernachläffigung liegt 
nicht bloß in der Form, fie greift auch in die Sade ein. 
Die Staatsregierung hat zwar die Kammer zu wähs - 
Ien, welder fie Gefeßesentwürfe zuerft vorlegen will; 
allein nicht nur find Eröffnungen, welche die Verfaſſung 
in ihrem ganzen Wefen berühren , nicht mit Geſetzes⸗ 
eniwürfen, im gewöhnlichen Sinne: des Worts, zu vers 
gleihen, fondern die Staatsregierung hatte ſich au 
felbft die Negel gebildet, folde Entwürfe jedesmal an 
Diejenige Kammer zuerit gelangen zu laflen, deren Ins 
terefie fie am wefentlichiten berührten. Nach diefer Res 
gel fcheint fie alfo arzunehmen, daß die zweyte Kammer 
ein lebhafteres und wefentlicheres Intereſſe an der Ver: 
faffung des Großherzogthums nehme und habe, als die 
erfte! Diefes beftätiget fich noch durch den Wortlaut der 


138 Beylage XUl. 


Rede des Großherzoglichen Commiſſaͤrs, welcher die 
Aufforderung, Deſiderien hinſichtlich der kuͤnftigen Ver: 
faſſung des Landes zuſammen zu ſtellen, an die zweyte 
Kammer allein richtet, auf welche die ganze Eroͤffnung 
um ſo gewiſſer ausſchließend berechnet iſt; als dieſe 
Aufforderung, und die eventuelle Zuſicherung der Zuruͤck— 
nahme des Ediktes, nur an eine, von der zweyten 
Kammer provocitte, Erklaͤrung angereiht und nicht in 
eine eigene Botfchaft eingefleidet if. In diefem ganzen 
Verfahren liegt etwas, das die zmeyte Kammer und dad 
gefammte Land in der Meinung beftätigen muß, daß 
die erfte Kammer das aufferwefentliche,- oder minder be 
deutende, Glied in dem Verfaffungsgebäude ſey; es liegt 
darin ein Mißfennen der conftitutionellen Bedeutenbeit 
diefer Kammer, welches zu rügen fie ſich felbjt fchuldig 
feyn dürfte. Nicht das Intereſſe der Mitglieder biejer 
Kammer, am wenigfien berjenigen, die nur ein per 
fönliches oder vorübergehende Recht haben, am ihren 
Berathungen Theil zu nehmen, fommt bier in Betradt, 
fondern nur dahin muß man fircben, ein Snftitet, 
welches, als Mittelbehörde zwiſchen Regierung und Volks⸗ 
repräfentation, von fo anerfannt wohlthätigem Einfluſſe 
auf dad Wohl des Ganzen feyn kann, daß felbit Re 
publifen der alten und neueften Zeit. es fich gegeben 
haben , bey feiner äußeren Würde und feinem materiellen 
Einfluffe zu ſchuͤtzen. 

Sch zweifle daher nicht daran, daß die Kammer 
befugt fey, in die Motion Seiner Hoheit des Groß— 
und Erbprinzen einzugehen und der Staatsregierung 
zu erflären: „daß fie auch ihrerfeitd den Inhalt der, 
der zweyten Kammer gemachten, Eröffnung in Bern 
thung ziehen und hinſichtlich etwaiger Abänderungen 
des landitändifchen Ediktes ihre conflitutionelle Wirk 
famfeit werde eintreten laffen, fobald es der Regierung 
gefallen werde, auch fie, gleich der zweyten Kammer, 
durch eine eigene Botfchaft von den Intentionen Gr. 
Königlichen Hoheit des Großherzogs in officielle Kennt 
niß zu ſetzen.“ Sch befenne indeffen, daß ich Gründe 
babe, der Kammer diefen Schritt nicht anzurathen und 
daher wünichte, daß auch Se. Hoheit meine Anſicht mil 
Ihrem Beyfall beehren möchten. - 

Erſtlich würde jene Forderung die Staatsregierung 
zu einer Art von Ruͤckſchritt nöthigen, den man ihr 
in einem großen Staate gewiß von Seiten ber erſten 
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Kammer zumuthen würde, von dem ich jedoch anheim 
gebe, ob es nicht beffer fey, ihn in diefem Augenblid 
bier zu umgeben? Zweytens koͤnnte diefer Schritt von 
Ununterrichteten oder Webelmollenden als ein Beweiß 
angefehen werben, daß die erfte Kammer die weitere 
Ausbildung ber Verfaffung des Großherzogthums nicht 
wolle und wuͤnſche und ihr Hinderniſſe in den Weg 
lege; eine Auslegung, zu der ich, ſo ungegruͤndet und 
unwaähr fie auch wäre, feine Veranlaſſung geben moͤchte. 
Drittens endlich würde hieraus ein gleichfalls. zu  miß- 
deutender Zeitverluft entfiehben, indem nach der Ge— 
ſchaͤftsordnung die. Ausfchäffe beyder Kammern: nur in 
dem Fall zufammen treten fönnen, wenn die Eröffnung: 
der Regierung an beyde Kammern zugleich ergangen ift, 
wir alfo, wenn wir die Botfchaft, welche an die. zweyte 
Kammer gegangen ift, noch zur Zeit ignoriren zu müflen 
glaubten, jenen Zufammentritt nicht bewirfen koͤnnen. 
Aus diefen Gründen habe ich geglaubt, den Bors 
fhlag machen zu müflen, daß man in dem vorliegenden 
Falle, aus Liebe zur Sadje, über das nicht ganz Res 
gelmäßige des Verfahrens hinausgehen, der Regierung 
aber zu verftehen geben möge, warum man es.thue und 
zugleich eine Verwahrung. der Anfprüche, welde die 
Kammer in dieſer Hinſicht machen kann, in diefe Er; 
EHärung mit einflechte. Um bier nicht in Wiederhofuns 
gen zu verfallen, will ich Tieber einen Entwurf vors 
legen, der zur Bafis der Berathung dienen Fanıt. *) 
Aus meinem Antrage folgt ferner, daß fih bie 
Kammer meines Erachtens fo benehmen follte, als fey 
ihr die Entfchliegung Sr. Königlichen Hoheit des Groß- 
berzog3 ganz auf dem geeigneten Wege befannt gewors 
den, daß fie alfo bagjenige, was fie bey Bildung der 
Fünftigen Verfaſſung berudfichtigt zu fchen wünfcht, 
jest in Berathung nehmen, fich auch fofort zu jenem 
Ende mit der zweyten Kammer, oder deren Ausſchuß, 
in freundfchaftliche Communication fegen follte. 


*) Siehe Beylage XLIL. b. 
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XLII. a. 


Schreiben an das Großherzogliche Heffifche Geheime: 
Staatdminifterium, das landſtaͤndiſche Edikt 
betreffend. | 








Die erfte Kammer ber Stände des Großherzog- 
thums war eben im Begriff, bie. bier beyliegende ehr— 
erbietige Empfangsbeicheinigung *) bes Erlafjes vom 
714. October d. 5. an das Großherzogliche Geheime 
Staatsminiiterium abgehen zu laffen,, als der Großherz. 
Geheime Staatsrath Freyherr von Gruben ihr in Hochs 
befien ‚Auftrag dieſelbe Botſchaft uͤberbrachte, durch 
welche die zweyte Kammer am 14. d. M. erfreut wors 
den ift; da indeffen die Anlage bereits den Ausdrud 
der Gefühle der Kammer in. diefer Beziehung enthält, 
fo bittet fie um die Erlaubniß, fi) auf diefelbe beziehen 
zu dürfen, und bat ihr nur eine Dankffagung dafır 

—beyzufügen , daß es Großherzoglichem Geheimen Staates 
minifterio gefallen hat, ihrem, dort alisgefprochenen 
Wunſche, durch diefe Botichaft zuvorzufomnten. 
Darmſtadt den 20. October 1820. 


Die erfie Kammer der Stände des Großher 
zogthums Heſſen. 


XLII. b. 
Schreiben an das Großherzogliche Heſſiſche Geheime 


Staatsminiſterium, das landſtaͤndiſche Edikt 
betreffend. 


— 


Die erſte Kammer der Staͤnde des Großherzog— 

thums gibt ſich die Ehre, dem Großherzogl. Geheimen 
Staatsminiſterio den Empfang des geehrten Erlaſſes 
vom 14. October dieſes Jahrs, mit welchem ihr eine 
Abſchrift derjenigen Eroͤffnung mitgetheilt ward, welche 


H Siehe Beylage XLII. b. 


m 
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an demſelben Tage der zweyten Kammer bei Gelegenheit. 
einer Snterpretation des Art. 16. des Tandftändifchen 
Edikts gemacht worden ift, ergebenft anzuzeigen. 

Mit dem innigften Danfgefühle hat die erfte Kams 
mer in den buldvollen Zufiherungen, welde Geine 
‚Könige. Hoheit der Großherzog der zweyten Kammer 
bey jener Beranlaffung madhen zu Jaflen geruhten, 
einen neuen unfchägbaren Beweis jener landespäterlichen 
Liebe und jenes unermüdeten Beftrebend gefunden, mit 
welchem Höchftdiefelbe alle Inftitutionen, die das Glüd . 
und die Zufriedenheit Ihrer Unterthanen begründen 
fönnen, in's Leben zu rufen bemüht find, und, wäre 
ed möglich, die treuefte Ergebenheit Hoͤchſtihrer Stände. 
noch erhöhen würden. Die erfte Kammer insbefondere 
fühle ſich glüdlih, in dem hohen Berufe auch ihrer; 
feits zu dem großen Werfe mitzumwirfen, weldyes Thron 
und Volk durd unauflösliche Bande aneinander knuͤpfen 
und ded Baterlandes Wohlfahrt auf ewige Zeiten bes 
gründen fol; fie wird ſich daher, die allgemeine Freude 
theilend, und in der Abficht, die Verhandlungen, deren 
baldige Beendigung fo wünfchenswerth ift, zu befchlen- 
nigen, ſchon auf die bloße Kunde jener hoͤchſten Intens 
tion bin, ſogleich damit befhäftigen, ihre Erinnerungen 
zu dem Edifte vom 18. Mürz d. J. zufammen zu ftellen, 
und desfalls mit der zweyten Kammer in Communication 
treten, ungeachtet fie, nach früheren Vorgängen bey 
ähnlichen, wiewohl minder wichtigen, die Verfaſſung felbft 
betreffenden, Eröffnungen und in Betracht, daß fie ein 
nicht minder wichtiges oder wefentliches Glied des DVer- 
faffungsgebäudes ift, als die zweyte Kammer, wohl 
ohne Uebertreibung erwarten durfte, daß bey der wich» 
tigften aller Eröffnungen, welche den Ständen gemacht 
werben koͤnnen, die Abfihten Sr. Königlichen Hoheit 
des Großherzogd auch ihr, gleich jener, durch eine 
eigene Botſchaft befannt gemacht und die Aufforderung: 
fi mit einem Werfe zu bejchäftigen, welches ohne ihre 
Mitwirkung niemals zu Stande fommeu kann, unmittel- 
bar an fie gerichtet werden würde, welches fie ſich auch 
‚für die Zukunft bey ähnlichen Fällen mit Zuverficht 
verſpricht. 

Darmſtadt ben 19. October 1820. | 
Die erſte Kammer der Stände des Großher— 
zogthums Heffen. 
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Neunundzwanzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
— Landſtaͤnde. | 


Darmfiadt am 25ten Dftober 1820. 
EXX | 
Unter dem Vorſitze de Herrn zweyten 
Praͤſidenten. J 
Albweſend: | I 
des Herrn Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht. 


Nach geſchehener Verleſung nnd Genehmigung des. 
Protokolls erſtattet J BR 

. 4) der Herr StaatSminifter Freiherr du 
Thil in der Form eines Entwurfs zu einem Communi⸗ 
cate an die zweyte Kammer, fchriftlichen Bortrag des zwey⸗ 
ten Ausfchuffes über bie, in der zweyten Kammer hinſicht⸗ 
Sich des neuen Maaßes und Gewichts gemachte, Motion, 

(Beylage -XLIM.) 

2.) Der Herr Oberappellationsgerichts— 
ratb Dr. Arens fohriftlihen Vortrag des zweyten Auss 
ſchuſſes über Die, in der.sweyten Kammer gefaßten, bie 
Abänderung einiger Stellen des Wahlgefeges zum Ges 
genftande habenden, Befchlüffe. Ze . 

(Beylage XLIV ) 

Das Prafidium bewirkt fodann die Abſtimmung über 
mebrere, nad) der Tagesordnung zur Abſtimmung ftehende, 
Gegenftände, namentlich — 
1) über den, von ber zweyten Kammer hinſichtlich 
der Berwandlung und Ablödfung der Privat, 
zehnten gefaßten, Befchluß. Bon den zu dieſem Ende 
vorgelegten Fragen: | 

1) Bill die Kammer bem Antrage der zweyten Kam⸗ 
mer beytreten : | 


„Die Staatsregierun zu erfuchen, den Ständen 
den Entwurf eines Geſetzes über Berwandlung 
Heft UI. d. Verhdl. d. erfi. Kammer. 1820. A 
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ber Privatzehnten in Grundrenten, mit Berüd, 
fihtigung der hierüber in der Kammer gemachten 
Anträge und Bemerfungen, vorzulegen?’ 
2. Bill die Kammer auch dem Antrage ber zweyten 
Kammer beytreten: 
„daß die Staatsregierung um Vorlegung eines 
Gefegesentwurfs über die Abloͤſung des Pris 
vatzehnten zu erfuchen ſey?“ 
wirb bie erfte einjtimmig mit Sa, die zweyte Dagegen 
von eilf Stimmen gegen eine verneinend beantwortet. 
2.) über die, die Feftfegung einer Ent 
fhadigungsfumme für den aufgehobenen 
Müblenbann betreffende, Motion. 
Bon den bepfalld von dem Präfibiunm vorgelegten 
Tragen: | 
1) Bill die Kammer dem Antrage: Ä 
„die Staatsregierung zu erfuchen, die Abgabe 
proviforifch feitzufegen, welche den bannberechtig— 


ten Müllern für den aufgehobenen Mübhlzwang - 


von den, bey biefer Aufhebung intereffirten, Iw 
bivibuen zu leiften iſt?“ beytreten. 

2) „Soll die Staatsregierung nur erfucht werben, 

die Geſetzgebung über diefen Gegenftand zu br 
fhleunigen und die, ihrer Befige entſetzten und 
noch nicht entfchädigten, Bannmüller wieder In 
den Befig ihres Bannrechts einzufegen ? “ 
wird die erfte von 10 gegen 2 Stimmen bejabend, 
die anypHte dagegen von 10 gegen 2 Stimmen vernel 
nend beantwortet. 

3. Ueber die Motion Sr. Erlaucht bes Herrn 
Grafen von Pfenburg das GSubjtituti 
onsrecht der Standesherrn betr. Die def 
falls vorgelegte Frage: | 

‚Sol die definitive Abftimmung über diefen Ges 

genftand noch zur Zeit auf fich beruhen und bie 

Sache an den zweyten Ausſchuß zurücgemielen 

“werben, um ihn bey der Zufammenftellung der, für 

die Berfaffungsurfunde zu machenden, Defiberien 

zu berückfichtigen ?’° 

wird von eilf Stimmen gegen eine bejahend beant 
wortet und bie Sißung gefchloflen. 
Beglaubigt: 


Riedeſel. v. Wreden. Dr. Arens. 








Dreyßigſte Sikung 


in dem Sitzungsſaale der erften Kammer ver 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt am 27ten October 1820. 
mm 
Unter dem Borfige des Herrn zweyten 
Zr Praͤſidenten. 


Abweſend: 


1. Des Herrn Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht. 
2. Der Herr Baron v. Mappes. n 


Der Secretaͤr verlieſt das Protokoll der vorigen Si⸗ 
tzung, was genehmigt wird. | 

Darauf eröffnet das Prafidium die Discuffion über 
ben, das neue Maaß und Gewicht betreffenden, 
Befchluß der zweyten Kammer. 

Es bemerft darüber : 

Des Prinzen Emil von Heffen Ho— 
beit: Er halte e8 für zweckgemaͤß, in dem, an bie 
zweyte Kammer zu erlaffenden, Communicate auch noch 
dad anzuführen, daß die Staatsregierung erfucht werben 
möge: mit der Aufhebung des Zwanges, der zur Eins 
führung des neuen Maaßes und Gewichts bisher anges 
wendet worben fey, auch zugleic) das Aufhören der Aichs 
beamten und ihrer Gebühren eintreten zu Iaffen, weil 
durch dieſe dem Staate und dem Bürger eine nicht uns 
bedeutende Ausgabe veranlaßt werde. 

Derfelben Meinung ift nebft mehreren Anderen auch 

der Derr Geh. Staatsrath v. Wreden: mit 
dem Ynfügen, daß das Aichen der, bisher in den vers 
fhiedenen Orten und Gegenden üblidy gewefenen, Maaße 
und Gewichte auf diefelbe wenig koſtſpielige Weife, bie 
früher Statt gefunden habe, geſchehen fönne. 

Der Herr Präfident: Das Aufhören dieſer 
Ahbeamten und ber, durch fie verurfacht werbenden, 
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Koften fey um fo nothmwendiger, ald die Gebühren für 
das Aichen oft den Werth des zu aichenden Maaßes 
erreichten; fo richteten fih 3.8. die Aichkoften für eine 
Waage nach der Zahl der Pfunde, die auf der Waage 
gewogen werben könnten, und es fey daher nicht felten: 
daß das Aichen einer Waage 9 bis 15fl. und nod) mehr 
oder doch eben fo viel, ald die Waage felbit Fojie. 
DesHerrn Grafen v. Yſenburg Erlandt: 
Am allernothwendigften fey die Freygebung des alten 
Holzmaaßes für den Privatverfehr; indem das neue 
aaß, wegen feines größeren Flächenraumeg, der jun 
gen Anfaat und dem Anfluge in den Forſten meit nad» 
theiliger als das alte ſey, und es fcheine jelbit zwedge 
mäß, das alte Holzmaaß ganz allgemein wieder einzufüb- 
ren, weil es aus dem angeführten Grunde auc den 
berrfchaftlichen Forjten fehr ſchaͤdlich ſey, und bey ber 
Unmöglichkeit, zwey Steden auf einander zu legen, durd 
‚den größeren Flächenraum, den es einnehme, weit mehr 
junge Holzpflanzen erftide und zu Grunde richte. 
Hierauf folgt die Discuffion über die, das Wahl 
gefe& betreffenden, Anträge der zweyten Kammer. In 
Anfehung derjelben bemerft 
des Prinzen Emilvon Heffen 9 
‚beit: Er fey zwar im Allgemeinen mit den Anfichten 
des zweyten Ausjchuffes einverftanden, allein er fey noch 
immer der Meynung: daß man gegen bie zu Deputirten 
Gewählten feinen Zwang und feine Strafe für den Fall 
der Weigerung J—— ſolle. Er halte ed noch im—⸗ 
mer für das Beſte, dem Gewaͤhlten eine kurze Friſt vor 
"x zufchreiben, binnen welcher er fidy über die Annahme der 
auf ihn gefallenen Wahl erklären müffe. Naͤhme er duch 
diefe Erklärung die Wahl an, fo fey er verpflichtet, der 
Annahme Folge zu leiften. Schlage er die Wahl auf, 
ſo müffe fofort zu einer neuen Wahl gefchritten werden. 
Es finde ſich auch in feiner einzigen Verfaffung ein 
Zwang oder eine Strafe gegen den, die Wahl ablehnen 
den, Deputirten ausgefprochen, und es fiheine daher in 
der Natur der Sache ein Grund zu liegen, der das Ans 
drohen von Zwangsmaaßregeln abrathe. Er wuͤnſche 
übrigens, daß bey der Abftimmung über die Frage: 
„ob nad) dem Antrage des Ausfchuffes ein Zwang aus 
ae werden folle oder nicht?“ J 
auf den Snhalt feiner deßfalls gemachten friiheren Motion 
KRüdficht genommen’ werden möge. 


Protofol XXX. vom 27. Oft. 1820. 5 


Der Herr DOberappellationsgerichtßrath 
Dr. Arens: Er habe ale Referent des Ausfchuffes die 
Frage: ob ein Zwang gegen bie zu dem Landtage Bes 
rufenen ausgefprochen werden folle? nicht für den Zweck, 
damit zugleich mit über diefelbe abgeftimmt werden möge, 
fondern bloß darum zur Sprade gebracht, weil fi in 
dem zu referirenden Material eine nahe Veranlaffung, 
diefen Gegenitand zu berühren, Dazu dargeboten habe, 
und weil er gewünfcht babe, daß die Sache bey der bes 
vorftehenden Berathung und Zufammenftellung der für 
die Abfaffung einer Konftitutionsurfunde zu machenden 
‚Defiderien mit befprochen werden möge. Der Antrag bes 
Ausjchufles betreffe auch nicht bloß die Deputirten, fons 
bern er umfaſſe auch Diejenigen, welche durch. das Gefeg 
oder ben Willen des Fürften zum Landtage berufen wuͤr— 
den. Es ſcheine ihm aucd noch jest am natürlichiten zu 
feyn : die Verbindlichkeit, auf dem Landtage zu erſchei— 
nen, aus dem Gefihtspunfte einer allgemeinen 
Bürgerpflicht zu betrachten, und diefe Verbindlichkeit 
nicht erft mit dem Momente der Annahme eintreten zu 
laffen. Es fcheine ihm: nicht ganz confequent zu. feyn, 
wenn ber Staat für jeden zn einem Staats- oder Ger 
meindeamte Berufenen die Verbindlichkeit zur Annahme 
ausſpreche, und e8 der Willführ des Bürgers überlaffe: 
ob er. dem ihm gewordenen wichtigen Rufe: an der 
Bolfsvertretung Theil zu nehmen, folgen wolle. Ihm 
erfcheine diefer Ruf als der wichtigfte, der dem Staats 
bürger je werben koͤnne. Daß in anderen Berfaffungen 
hierüber nichts beſtimmt fey, beweiſe an und für fich 
nichts, und man habe diefes vielleicht Dawum unterlaffen, 
weil man e8 als etwas, was fich von felbit verftehe, be— 
trachtet habe. Ihm fcheine e8 aus mehreren Gründen und 
namentlich darum, um bie&rneuerung ber bisherigen Ers 
fahrungen für immer unmöglich zu machen, raͤthlich, zum 
wenigften die Berbindlichfeit eines jeden Staatsbürgerg: 
dem an ihn ergangenen Rufe, an ben Landtagsverhands 
lungen Antheil zu nehmen, folgen zu müfjen, in der Vers 
faffungsurfunde auszufprechen. 

Der Herr Geb. Staatsrath von Vreden: 
So lange man fi über die Frage: ob der Gtaatss 
bürger verbunden fey, die auf ihn gefallene Wahl zum 
Landtagsdeputirten. anzunehmen, nicht vereiniget habe, 
werde auch über den Antrag der zweyten Kammer: es 
nicht mehr in die Willführ der Staatsdiener zu fegen: 
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bie auf fie gefallene Wahl abzulehnen, nicht abgeftimmt 
werben können, weil die Beantwortung der erften Frage 
die Antwort auf die zweyte bedinge. Eine Abftimmung 
über den Antrag fcheine indefjen: doch wenigftens in fo 
weit möglich zu feyn, ald ber Antrag ber eh 
nach die Gleichftelung der Staatsbeamten mit den übris 
gen Staatsbürgern, fo weit von der Annahme ver Wah 
len die Rebe fey, bezwede, und daher die der Kammer, 
vorzulegende Frage auf dieſe Gleichſtellung gerichtet wers 
ben fönne. 

Nachdem des Prinzen Emil von Heffen Hoheit 
und mehrere Andere ſich mit dieſer Anficht einverftans 
ben erflären, und weiter Feine Bemerfungen mehr erfols 
gen,. wird die Discuffion von dem Präfidium für gefchlof 
jen erklärt. | 

Der Herr Oberappellationdgerichtsrath Dr. Arens 
legt fodann noch der Kammer zwey, von ihm entwors 
fene, Communicate an die zweyte Kammer der Stände 
jur Genehmigung vor. Das Eine betrifft die Verwand— 
ung ber Privatzehnten in ftändige Grunbrenten, das 
Andere dagegen bat bie, für den aufgehobenen Mühlen: 
zwang zu leiftende, Entfchäbigung zum Gegenftande. 

Beyde werden genehmigt und die Sitzung von dem 
Präfivium aufgehoben. 


Beglaubigt : 
Riedeſel. v. Wreden. Dr. Arens. 





— Einunddreyßigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. | 
Darmſtadt am 3ten November 1820. 
wmuwmmmnnmw 
Unter bem Borfige des Herrn zweyten 
Praͤſidenten. 


Abweſend: | 
des Herrn Landgrafen Louis. von Heſſen Durchlaucht. 


Nach gefchehener Verlefung: und Genehmigung des 
Protpfolld der vorigen Sitzung erftattet der Herr Geh. 
Rath Dr. Schmidt : eh 

41.) Vortrag des zweyten Augfchuffes uͤber die in der 
zweyten Kammer in Antrag gebradhte Berbefferung 
des Schulwesen. 

‚(Beylage XLV.) 

2.) Bortrag deffelben Augfchuffes über den, dad Er; 
ziehungsweſen zum Gegenitande habenden, Auffag 
Des Regierungsſekretaͤrs Dieffenbad in Alsfeld. Ä 

Das Präfidium veranlaßt fodann die Abftimmung 
über die, fih auf Abänderung einiger Stellen 
Des Wahlgeſetzes beziehenden, Befchlüffe der zweyten 
Kammer durch Borlegung der folgenden drey Fragen: 

1.) „Tritt die Kammer dem Antrage der zweyten Kam⸗ 
mer bey, daß, Statt der bisherigen 10 Wahlmänner, 
25 WBahlmänner wählen follen, ohne Unterfcied, 
ob fie nur einen oder zwey Abgeordnete zu wählen 
haben 2? 

2.) „Tritt die Kammer dem weiteren Antrage der zwey⸗ 
ten Kammer bey, daß es den Staatödienern nicht 
mehr frey ftehen folle, die auf fie gefallene geſetz⸗ 
liche Wahl willführlich abzulehnen?’ 

3.) „Will dann die Kammer befchließen, baß in Anje 
dung des Ablehnungsrechts die Staatsdiener den 

brigen Staatöbürgern gleich geftellt werben follen ? 
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Bon diefen wird Die erſte und bie dritte, mit Leber: 
gehung der zweyten, durch die Antwort auf die dritte 
von felbit erledigten, Fragen einfiimmig bejahend 
beantwortet. 

Auf gleiche Weife legt das Präfidium zur Abftim- 
mung über die, das neue Maaß und Gewicht be 
treffende, Motion die folgenden drey Fragen vor: _ 

1) „Dill die Kammer dem Antrage der zweyten Kams 
mer beypflichten, eine Sommiffion, gebildet nicht 
bloß aus Staatsdienern, fondern gemifcht aus 
Kaufleuten, Fabrifanten, Handwerkern, Landleuten, 
und Gutöbefikern, melde Mitglieder der Kammer 
find, niederzufegen, um die Frage: wie das neue 
Maaß und Gewicht zur allgemeinen Zufriedenheit 
beftimmt und abgeändert werden koͤnne? zu prüfen 
und zu begutachten, und hinfichtlidy Diefes neuen 
Maaßes und Gewichtes mit allem, was Kojten ver; 
anlaßt, einftweilen, und bi8 auf das Gutachten ber 
Commiſſion eine definitive Entfhheidung erfolgen 

wird, einzuhalten ? ” Ä | 

2) „Will die Kammer das Communicat an die zweyte 
Kammer, fo wie ed von dem zweyten Ausfchuß über 
dieſen Gegenfland entworfen, genehmigen? * 

3I „Iſt die Kammer der Meinung, daß in das Coms 
municat noch die Beitimmung aufgenommen werde, 
daß die Staatsregierung um Abfchaffung der, be 
beutende Ausgaben verurfachenden, Aichbeamten und 
Gebühren erjucht werden möge?‘ | 

‚und fließt die Sikung, nachdem die erfte derfelben ein- 
ſtimmig mit Nein, die beiden leßteren dagegen einſtim⸗ 
mig mit Ja beantwortet worden ſind, zugleich aber auch 
die Genehmigung des denſelben Gegenſtand betreffenden 
Communicats au die zweyte Kammer erfolgt iſt. 


Beglaubigt: | 
Riedeſel. v. Wreden. Dr. Arens. 





Zwepunddrepßigfte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. | 

Darmfladt am 7ten November 1820. 
Unter dem Borfite bed Herrn zweyten 
Präfidenten | 


Abweſend — | 
des Herrn Landgrafen Lonis von Heffen Durchl. 


x 





Das Protofoll der vorigen Situng wird vorgelefen 
und genehmigt. er ei — 
Kant eröffnet das Präfidium bie Discuffion über 
ben, die Verbefferung des Schulmwefens betrefs. 
fenden, Antrag. Es erfolgen hierauf folgende Bemers 
ungen. Es Auffert — 
der Herr Baron v. Mappes: Es ſcheine ihm, 
daß durch eine gleiche Feine Auflage auf, alle, in ber 
Gemarkung liegende, Grundftüde das feichtefte und ger 
rechtefte Mittel liege, dem Schullehrer der Gemeinde 
einen Gehalt’ zu beftimmen, von bem er jeinen Verhaͤlt— 
niffen gemäß leben fünne., Diefe Eleinen Beyträge aufs 
legen. zu dürfen, müßten die Gemeinden berechtigt wer— 
den. Die Stadt Mainz habe einen Schulfonds. Was 
diefer zur Befoldung der Lehrer nicht Teiften koͤnne, 
werde mit einem ungefähr in en fl. beitebenden Bey: 
trage aus den Gemeindemitteln beitritten. Man wünfche 
daſelbſt fehr die Ernennung von gemifchten Schulcom⸗ 
miffionen, in weiche auch einige Mitglieder des Ges 
meinderaths aufzunehmen feyen. Die Realiſirung dieſes 
Wunſches ſcheine mit der Geſetzgebung uͤber Gemeinde— 
verwaltung, die ſehnlichſt erwartet werde, in inniger 
Verbindung zu ſtehen. — ee 
Der Herr Geh. Staatsrath von Wreden: 
Soviel den einen Theil dieſer Bemerkungen betreffe; 
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fo liege derſelbe ſchon in dem Vortrage des zweyten Aus— 
ſchuſſes ausgeſprochen, nach welchem die Gemeinden da, 
wo ſie dazu vermoͤgend ſeyen, zu Beytraͤgen veranlaßt 
werden ſollen. Eines beſonderen Geſetzes bedürfe es 
deßfalls nicht, ſondern bloß der Einwilligung der Re— 
gierungen. Was den anderen Punkt, namentlich die 
gemiſchten Schulcommiſſionen betreffe, fo fen eine ans 
dere Einrichtung der oberen Provinzialbebörde , wels 
cher die Aufficht über das Echulwefen in der Provinz 
Rheinhefien übertragen fey, gewiß fehr wünfchenswerth; 
indem ohne alle Beymifchung eines geiftlichen Mitgliedes 
diefer wichtige Gegenftand bloß der Regierung tberlaffen 
fey, in welcher dann das hauptfädliche von einem 
Manne, dem Referenten , abbange. 

Der Religionsunterricht bleibe immer der Hauptges 
genftand des öffentlichen Schulunterrihts, und- es jey 
darum fehr fachgemäß, wenn ein gebildeter und erfahrs 
ner Geiftliher Mitglied der Provinzialbehärde werde. 
Man babe in neueren Zeiten den Gedanfen, den Reli 
jionsunterricht ganz von dem Schulunterrichte auszu 
chließen und ihn bloß den Pfarrern zu überlaffen ; al⸗ 
lein er halte diefes für fehr nachtheilig; auch hätten die 
Pfarrer zu viel zu thun, um dieſen Unterricht gehörig 
beforgen zu können. 

Des Herrn Grafen v. Stolberg Erlaudt: 
Ueber die Arbeiten der Fatholifchen Pfarrer wolle er 
nicht urtheilen,, weil er fie nicht genau kenne; molle man 
aber von den protejtantifshen Geiftlichen behaupten, daß 
fie mit Arbeit überhäuft feyen, fo koͤnne er nicht ums 

in, bier daß befannte, difficile est satyram non scri- 
ere, in Anwenduug zu bringen. | 

Der Herr Staatsminifter Frhr. du Thil: 
Die Gemeinden feyen zu arm; fie Fönnten wegen ber, auf 
ihnen laftenden zu großen, Abgaben nichts geben. Zus 
dem fey auch eine neue Auflage auf das unbemweglide 
Vermögen durchaus Fein richtiger Maaßſtab, weil mans 
ches Mitglied einer Gemeinde, was von der Schule 
einen gleich großen, ja vielleicht größeren Vortheil ald 
der Begüterte ziehe, gar Fein liegendes Vermögen befige. 
Ein beſſeres Miitel zu helfen, feheine in der Verbindung 
mehrerer zu gering befoldeten Schulftellen zu liegen: 

Der Herr Präfident: An mehreren Orten feyen 
auf Befehl des Kirchens und Schulraths befondere 
Schullehrer angeftellt, und ed würden diejenigen Orte, 
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welche ihren eigenen Schullehrer hätten, fihwerlih in 
eine Verbindung ihrer Schule mit einer andern einwils 
ligen, und es würde auf jeden Fall hart feyn, ihnen 
eine ſolche aufzwingen zu wollen. Er erinnere fich, eins 
mal in einem Sournal eine Einrihtung gelefen zu has 
ben, durch welche in den Niederlanden ohne großen 
Drud der Unterthanen die. Schulen bedeutend verbeflert 
worden feyen, und es fey vielleicht nicht ohne. Ssntereffe, 
von diefer Einrichtung nähere Kunde einzuziehen. 

Der. Herr Geh. Rath. Dr. Schmidt: Er fey 
überzeugt, daß man im Allgemeinen feinen andern Ans 
trag, ald den, welder von dem Ausjchuffe gemacht 
worden fey, machen koͤnne. Mit einer neuen Steuer 
komme man nicht durch; auch tauge der Maapftab nicht, . 
und Fonds, woraus man fchöpfen könne, feyen nicht 
vorhanbeh. 

Dey Herr wirflihe Geh. Rath Freiherr 
von Miefenhütten: Es ſey vielleicht aus den geifts 
lichen Fonds etwas zur Verbeſſerung des Schulweſeus 
aufzubfingen, und er finde ſich deßfalls aufgefordert, 
eine bejondere Motion dahin zu machen, daß die Staates 
regierung ganz genaue Berzeichniffe und Inventarien 
über das ſaͤmmtliche geiRtiche und kirchliche Vermögen 
aunfftellen und den Ständen vorlegen laffen möge. 

| (Beylage XLVI.) 

Nachdem diefe Motion an ben zweyten Ausſchuß 
verwiefen worden ift , legt der Herr Präfident den, den 
öffentlichen Unterricht betreffenden, Auffat des Großher⸗ 
zoglihen Negierungsfefretärd Dieffenbah aus Alsfeld 
zur Discuffion vor. 

Es bemerft darüber der Herr Geh. Stantsrath 

von Vreden: daß es räthlich zu ſeyn fcheine , den 

Auffab auch der zweyten Kammer mitzutheilen,, weil der 

Derfaffer deffelben um die Mittheilung an die fämmts 

lichen Standfhaften bitte. Mehrere erklären ſich 

hiermit einverftanden , worauf fodann die Sigung ges 
Beglaubigt: 


Riedeſel. v. Wreden. Dr. Arens. 
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Dreyunddrenßigfte Sitzung 


in dem Gitungsfaale der erften Kammer ver 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt am 14ten November 1820. 
—— 
Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
| Präfidenten. 


Abweſend: | | 
ded Herrn Landgrafen Louis von Heffen Durchlaucht 
und des Herrn ‚Grafen von Dfenburg- Büdingen 
Erlaudt. | | 





Der Herr Präfident eröffnet die Situng mit ber 
Erflärung, daß des Herrn Grafen Karl von Solms 
Rödelheim Erlaucht anmefend fey, um als Mitglied in 
die erfie Kammer aufgenommen zu werden, und daß, 
da über feine Qualiftcation wohl Fein Zweifel feyn 
fönne, feine Verpflichtung und Aufnahme feinem Al 
ande unterliegen werde. Da biergegen von feinem 
Mitgliede Bemerfungen erfolgten, fo wurde fofort zur 
Beeidigung deſſelben gefchritten, und der, in dem Vers 
faflungsedifte vorgefchriebene, Eid in die Hände bed 
Herrn Präfidenten abgelciftet. 

Der. Sefretär der Kammer verlieft hierauf das Pros 
tofoll der vorigen Sitzung, was genehmigt wird. 

Das Präfidium macht fodann die Kammer mit zwey 
Communicaten der zweyten Kammer befannt, wovon 
das Eine einen, die perfönliche Sicherheit betreffenden, 
Gefeßesantrag *). zum Gegenftand bat, das Andere das 
gegen fid) auf dad Auswanderungsgefeß **) bezieht. 

Beyde Communicate werden an ben zweyten Ausſchuß 
verwiejen. 





*) ©. die Beyl. CXIV. u. **) CXI. CXII. des 6. Hefts ber Ver: 
bandl. der zweyten Kammer ber Landft, 0 
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Die Tagesorbnung führt num zur Abftimmung 

1.) über die, die Berbefferung des Schulme- 
ſens betreffende, Motion. Der Herr Präfident legt zu 
dem Ende die vier Fragen vor: E 

1.) Will die Kammer dem Antrag ber zweyten Kam⸗ 
mer beytreten, die Staatsregierung zu erfuchen, 
zur Verbefferung des gefammten Schulmefens die 
geeigneten Maaßregeln eintreten zu laſſen, mit 
Berucfichtigung der, hierüber in der Kammer 
gemachten , VBorfyläge und Bemerkungen ? 

2.) Will fi) die Kammer dem weiteren Antrage der zwey⸗ 
ten Kammer anfchließen, daß in jeder Provinz 
baldmöglichft eine Commiffton zur Ausarbeitung 
der erforderlichen Borfchläge angeordnet werde? 

3) Will die Kammer ſich ferner mit dem Antrag der 
zweyten Kammer vereinigen, die Staatsregierung 
zu erfuchen, dafür zu forgen, daß die geringen 
Schullehrerbefoldungen fopiel möglich erhöht, und 
taugliche Schullehrer angeftelt werden möchten ? 

4) Will die Kammer dem Antrag ihres Ausfchuffes 
beytreten, daß der Staatsregierung die Verbeffes 
rung bed Schulwefend mit Berüdfichtigung der 
in den beyden Kammern gemachten Bemerfungen 
angelegentlidy zu empfehlen ſey, ed übrigens dem 
Ermefjen der zweyten Kammer überlaffen, ob das Fi- 
nanzgefeß einen Beytrag für diefen Zweck verftatte? 

von welchen die erfte, dritte und vierte mit Sa, bie 
zweyte dagegen von 10 Stimmen gegen Cine mit Nein 
beantwortet werben. 

2.) Ueber den, die Berbefferung des öffent 
lihen Unterrichts betreffenden, Vorfchlag des Re— 
gierungsfefretärs Dieffenbad in Alsfeld, in Anfehung 
deſſen die Frage: 4 

Wil die Kammer die Eingabe des Syndicus 
Dieffenbacdy der zweyten Kammer mittheilen ? 
einftimmig bejahend beantwortet wird. 

Die, fi) auf diefe beyden Abftimmungen beziehende, 
Communicate an die zweyte Kammer werben ber Kam- 
‚mer fofort zur Genehmigung vorgelegt, und es wird, 
nachdem diefe erfolgt ift, die. Situng von dem Präfis 
dium aufgehoben. 

Beglaubigt: | 
Riedeſel. v. Wreden. Dr. Arens. 
XxXX 
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Vierunddrepßigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt ben 18ten November 1820. 


nn. ummis 


Unter dvem-Borfige des Herrn zwepyten 
Präfidenten. 


Abwefend: 
des Groß⸗ und Erbprinzen von Heffen Hopeit, 
bes Prinzen Emil von Heffen Hoheit , des Landgrafen 
Louis von Heſſen Durchlaucht, des Herrn Grafen von 
Aſenburg Erlaudt, der Herr wirfl. Geh. Rath Frhr. 
vr Wieſen huͤtten u. der Herr Baron v. Mappes. 


Bey der Eröffnung der Sitzung benachrichtigt der 
Herr Präfident die Kammer, daß bed Herrn Grafen 
Albrecht von Erbady - Fürftenau Erlaucht anmefend ſey, 
um ald Mitglied der erften Kammer der Stände aufge 
nommen zu werden. Der Herr Präfident verbindet hiers 
mit die Anfrage: ob irgend ein Mitglied der Kammer 
bey diefer Aufnahme etwas zu erinnern finde? Als 
bierauf von feiner Seite Erinnerungen erfolgen, wird 
zur Beeidigung bed Herrn Grafen gefehritten, und von 
. demfelben der Eid nach der, ihm vorgelefenen, in bem 
Berfaffungsedifte vorgefchriebenen, Formel in die Hände 
‚ des Praͤſidiums abgeleiftet. 

Nach gefchehener VBorlefung und Genehmigung bed 
Protokoll der vorigen Sigung macht das Praͤſtdium 
die Kammer mit zwey neuen Cingaben befannt. Die 
erfte derfelben befteht in einem Sommunicate der zweyten 
Kammer, worin fie der erften Kammer von dem von 
ihr gefaßten Befchluffe: die Staatsregierung um Ber 
minderung. der in ber Provinz Starfenburg und Ober⸗ 
befien beftehenden Befreiungen von den Gemeinde⸗, 
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se und Zehntfrohnden zu erfuchen *), Nachricht 

Die zweyte befteht gleichfalls in einem Communicate 
der zweyten Kanımer, * den Zweck von ihr erlaſſen, 
um die erſte Kammer von dem gefaßten Beſchluſſe: vie 
Staatöregierung um einen Gefegesentwurf über ben 
zwedmäßigen Bau der Vicinalwege **) zu erfuchen, zu 
benachrichtigen. 

Das erfte Communicat wird an ben britten, das 
—— an den zweyten Ausſchuß zur Begutachtung ver⸗ 
wie en. J 
Hierauf werden folgende Vorträge erſtatte: 

1) Bon dem Herrn Geh. Rath Dr. Schmidt der 
Vortrag des zweyten Ausſchuſſes über den Antrag bes 
Herrn Geh. Rath Frhr. von Wiefenhütten, die ges 
naue Snventarifation des geiſtlichen und 
firhlihen Vermögens betreffend. 

(Beylage XLVII.) | 

2.) Von dem Herrn Geh. Staatsrath v. Wreden 
der Vortrag des zweyten Ausjchuffes über das Au 
wanderungsgefeß. 

eyinn: XLVIII.) 

3.) von dem Herrn Oberappellationsgerichtsrath Dr. 
Arens das Gutachten deſſelben Ausſchuſſes uͤber den, 
in der zweyten Kammer gefaßten Beſchluß: die Staats, 
regierung um eine neue Gefeßgebung über 
Freiheit und Sicherheit der Perfonen zu ers 


fuchen. : 
| (Beylage XLIX.) 

Shließlid) wird der Kammer der Entwurf eines 
Erlafles an das Großherzogliche Geheime Staatsminiftes 
rium, wodurch daſſelbe von dem Eintritt der Herrn 
Grafen von Solms: Rödelheim und von Erbach: Fürs 
ftenau benachrichtigt wird, zur Genehmigung vorgelegt, 
und nachdem diefe erfolgt iſt, die Sitzung von dem Präs 
ſidium aufgehoben. Ä 

Beceglaubigt: 


Niedeſel. v. Wreden. Dr. Arens. 


wm 





*) S. Beil. CXVIII. u. **) CXVI. d. 4, Hefts d. Verhdl. d. Iten 


Kammer der Landſt. 
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Sünfunddrenßigfte Sißung | 


in dem Situngsfaale der erften Kammer der 
| Lanpftände 
Darmfiadt den 2iften November 1820. 


.mmmnasuV 


Unter dem Borfige des Herrn zweyten 
Präfidenten. 
Abweſend: — J 
des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit, des Landgrafen 
Louis von Heſſen Durchlaucht und der Herr Geheime 
Rath Dr. Schmidt. Ä Ä 


Nach gefchehener DVerlefung und weuchmigung dei 
Protofolls der letzten Sigung eröffnet das Präfidium der 
Kanmer den Inhalt eines, das Viehfchlachten der Ju 
den *) zum Gegenftand habenden, NRecommunicats der 


zweyten Kammer. Es wird befhloffen, daffelbe zu den 


Acten zu regiftriren. 

Der Herr Staatsmintfter Freiherr du Thil erftattet 
ſodann mündlichen Vortrag des erften Ausſchuſſes über 
die Motion des Abg. Freiherrn von Nodenftein, die 
zwedgemäßere Erhebung bes Ghauffees, 
Brüden- und Pflaftergeldes betr. Er mad zu 
bem Ende die Kammer mit dem Inhalte des, von der 
zweyten Kammer über diefen Gegenftand gefaßten, Be 
fchluffes, fowie des darüber von dem Ausſchuſſe erftats 
teten Vortrages befaunt mit der Erflärung: daß ber 
Ausfhug fo fehr, als die zweyte Kammer, das Beduͤrf⸗ 
niß einer zwedgemäßeren Erhebung des Chauffeegeldes ers 
fenne, und mit ihr die wuͤnſchenswerthe Bequemlichkeit 
für den Reifenden, an der erften Barriere für den gan— 
zen Weg, den er zurüczulegen gedenfe, das Chauſſee⸗ 
geld zu entrichten, gehörig zu würdigen wiſſe. Der 
Ausſchuß koͤnne ſich aber auch nicht die Schwierigkeit 


*) ©. bie Beyl. CXIII. des fechsten Hefts des Verhandl. der 
zweyten Kammer der Landft, 


- 


| 





| 
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und die pecuniaͤren Nachtheile verbergen, welche dieſe 
Erhebungsart für die Chauſſeecaſſe haben werde. Sn ei⸗ 
nem arrondirten Lande, wie Bayern, laſſe ſich die Art 
der Erhebung leicht ausfuͤhren; weit ſchwieriger aber 
ſey ſie in einem Lande, was, wie das Großherzogthum 
De, durdy fremde Landestheile durchichnitten werde. 

uch fey in Bayern der Inländer von Entrichtung des 
Ehaufjeegelded ganz frey, mas ohne bedeutende Nacdhs 
'theile der Gaffe in dem Großherzogthum Heffen nicht 
werde eingeführt werben fönnen. Sp lange aber der 
Snländer von der Bezahlung des Ehauffeegeldes nicht 
befregt werde, würden ſich häufige Defraudationen gar 
nicht vermeiden laffen. Eine gleichzeitige Erhebung des 
Brüden- und Pflaftergeldes ſcheine ihm aber noch größe- 
ren Schwierigfeiten zu unterliegen, weil dieſe Abgabe 
in die Caſſen einzelner Communen flöffen,, und man 
finde diefe Bereinigung und gleichzeitige Erhebung felbft 
nicht in Bayern, wo body der Fremde an der erften Bars 
riere das Chauffeegeld auf einmal bezahle. Der Ausfchug 
trage indeffen doch Fein Bedenken, darauf anzutragen: 
daß fi die erfie Kammer dem Antrag der zweyten um fo 
mehr anfchließen moͤge, als ihm befannt fey, daß die 
Staatsregierung fi) bereits in dem Befige eines Ent» 
mwurfs einer, die zweckgemaͤßere Erhebung bes Chauſſee⸗ 
geldes beabſichtigenden, neuen Chaufleeordnung befinde. 
Das Präfidium eröffnet hierauf die Discuffion | 

- 1) über das Auswanderungsgefeg: Es 
bemerkt hierüber | 

Der Herr wirflihe Geheimerath Freyherr 
v. Wiefenhütten: Da fi die zweyte Kammer mit 
den Anfickten der erften Kammer nicht bereinigt babe, . 
vielmehr ihrer früheren Meynung inhärire, und nur bloß 
eventuell, wenn bie erfte Kammer auf ihrer Anficht fers 
ner bebarren jollte, ein Auskunftsmittel vorfchlage; 
fo halte er für zweckmaͤßig, der Staatsregierung bie 
Wahl zwifchen den verfchiedenen Anfichten zu überlaffen. 
Sn diefer Maaßregel fpreche fich zugleih eine Zartheit 
gegen die zweyte Kammer aus, die dieſe fiher nur gut: 
aufnehmen fönne. 
Der Herr Geh. Staatsrath von Wreden: 

Er theile diefe Anfiht aus dem Grunde nicht, weil der 
Staat durch einen folchen Antrag in Berlegenheit gefegt 
werde: 
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Des Herrn Grafen von Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaucht: Er finde in der Anfiht des Herrn Geh. 
Raths Freiberrn von Wiefenhätten ein pafjendes Tem 
perament. Nur dürfe man fie nicht als einen Grundfag 
aufftellen , der für alle vorfommende Fälle dergleichen 
Art entfcheidend werden folle. 

Der Herr Präfident: Er fey mit dem Bor 
ſchlage einverftanden, fobald derfelbe (worüber er nicht 
ganz mit fi) einig fey) mit dem 70ten Art. ded Ent 
wurfs des Nefrutirungsgefeges, nach welchem. der , dem 
Corps wirklich ſchon einverleibte, Rekrut — die Zeit dee 
wirflicden Krieges oder kurz vor demfelben allein ausge 
nommen — fich vertreten laffen fönne, nicht im Wider— 
ſtreite ſtehe. az 

Der Herr Ober: Appellationsgeridts 
rath Dr. Arens: Ein folder Widerftreit fey nicht 
zu befürchten. Der 70te Art. des Rekrutirungsgeſetzes 
ftelle eine ganz allgemeine Regel auf, Die alfo aud für 
den Fall, wo der Bater eines Soldaten auswandern - 
wolle, Anwendung finde. Für- diefen Fall der Aus— 
wanderung verordne nun aber der eventuelle Vorſchlag 
der zweyten Kammer noc etwas ganz befonderes, was 
eben darum mit der allgemeinen Regel des 70ten Art. 
in feine Berührung und in feinen Widerftreit treten koͤnne. 

Hinfichtlich des Vorſchlags des Herrn Geh. Raths 
v. Wieſenhuͤtten ſey er zwar uͤberzeugt, daß er fuͤr ſolche 
Faͤlle, in welchen ſich beyde Kammern ſchlechthin nicht 
vereinigen koͤnnten, mitunter als ein ſehr paſſendes Aus 
kunftsmittel angewendet werden koͤnne — er glaube aber, 
daß es in dem vorliegenden Falle ſeiner Anwendung 
aus dem Grunde nicht beduͤrfe, weil die zweyte Kammer 
eventuell fuͤr den Fall einer bleibenden Disharmonie der 
Anſichten einen Vorſchlag gemacht habe, der ihm annehm⸗ 
bar fiheine, und für defien Annahme fich auch ſchon 
Mehrere ausgefprochen hätten. 

Da weiter feine Bemerfungen erfolgen, fo wird bie 
Discuffion über dieſen Gegenftand für gefchloffen erklärt. 
- Das Präfidiunt legt fodann 

2.) den Antrag des Herrn Geheimenrath8 Freiherrn - 
v. Wiefenhätten, Die Inventarifation des fird 
Iihen Vermögens betreffend, zur Discuffion vor. 
Da indefjen der Bere Geh. Rath v. Wiefenhätten fih 
mit dem Antrage des Ausfchuffes: - die Sache noch zur 
Zeit auf fi) beruhen zu laſſen, einverftanden erklärt; 
fo wird auf den Antrag bes Praͤſidiums von aller weis 








Protofol XXXV. vom 21. Nov. 1820. 19 


teren Discuffion über diefen Gegenftand abftrabirt und 
: | | 


r 
8.) zur Discuſſion über bie, Die perfönlide 
Freiheit und Sicherheit zum Gegenftand 
babende, Motion. übergegangen. In Anſehung ders 
felben wird | | 

von dem Herrn Baron v. Mappes bemerft: 
Es fiheine ihm die gefegliche Erlaubniß,, Semanden des 
Nachts in feinem Haufe arretiren zu laffen, fchreclid. 


Die Sache habe zwar wegen ber, von dem zweyten Aus⸗ 


ſchuß in Anregung gebradten, Möglichfeit, daß ber, 
eines Verbrechens Verdächtige ſich bey Tage nie in feiner 
Wohnung betreten laffen könne; ihre zwey Seiten; allein 
ed fcheine ihm doc das Schrecbare, was mit einer nächt- 
Iichen Arretirung verbunden ſey, überwiegend zu feyn, 
und das zwar um fo mehr, als der zu Arretirende des 
Verbrechens nod nicht einmal überwiefen jey, fondern 
auf den bloßen, gegen ihu begründeten, Verdacht ars 
retirt werde: 

Der Herr Präfident erinnert hiergegen: Es 
verſtehe fich von felbft, daß die Unterfuchung und Vers 
urtheilung der Arreftation nicht vorangehen koͤnne; ims 
mer fey aber doch gegen den zu Arretirenden ein bedeu— 
tender Verdacht begründet , den er in den mehrſten Fäls 
len feiner eigenen Schuld werde beyzumefjen haben: 

Der Antrag des Ausfchuffes bezwede weiter nichts, 
als die Möglichkeit nächtliher Arreſtationen: er 
wolle fie keineswegs als Negel feftgefeßt haben, fondern 
nur für eigentliche Nothfälle, wo man des zu Arretis 
renden fonft nicht habhaft werden. Eönne, vorbehalten 
wiſſen, und dagegen werde fich ſchwerlich etwas erin- 
nern lafjen. 

Die in Borfchlag gebrachte neue Gefeßgebung über 
politifche Verbrechen könne vielleicht bis zu dem steuen 
Sriminalgefeßbuche aufgefchoben bleiben, weil auch die 
weyte Kammer durch ihren, binfichtlicdy der perfönlichen 

reibeit und Sicherheit gemachten, - Antrag mwahrjcheins 
lich nichts. anders bezwede, ald daß bey der Entwerfung 
bed neuen Griminalgefeßbuches auf die, von ihr hervors 
gehobenen, Punkte möge Rücficht genommen werben: 

Der Herr Dber s Appellationsgeridhtss 
rath Dr. Arens bemerkt hiergegen, daß nad dem 
Bortrage des Ausfchuffes der zweyten Kammer und 
den , über die Motion Statt gehabten Discuffionen die 
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Abſicht der Kammer dahin gehe, daß die neue Geſetzge⸗ 
bung über die perfönliche Freiheit und Sicherheit fobald 
als möglicdy erfolgen möge; es fey nicht die Abſicht, dem 
zu erwartenden Griminalgefegbuche vorzuarbeiten. 

Sole demnach diefed Geſetz vorläufig ifolirt erſchei— 
nen, fo laſſe fi) aus den von dem Ausſchuſſe angeführ: 
ten Gründen das Beduͤrfniß einer gleichzeitigen neuen 
Geſetzgebung über politifche Verbrechen wohl nicht be 
zweifeln. Es bemerft 
- ber Herr wirflidhe Geh. Rath Frhr. von 
MWiefenhütten: Der Ausfchuß der zweyten Kammer 
babe unter der geheimen Verwahrung wahrfcheinlicd das 
in der franzöfifchen Gefeßgebung vorkommende mettre 
au secret verfianden, was einen andern Sinn habe, 
als den, welchen der Ausfchuß der erften Kammer du 
mit verbunden babe. 

Der Herr DbersAppellationsgeridts 
rathb Dr. Arens: Diefe Bedeutung bed Wortes fey 
bem Ausfchuffe keineswegs fremd geweſen; natürlicher jey 
aber ber andere, von ihm unterfellte, Sinn bamit zu 
verbinden, und der Ausſchuß babe daher geglaubt, diefen 
nicht unberührt laſſen zu dürfen. 

Der Herr Präfident erflärt hiermit die Discuffion 
für gefchloffen und hebt die Sigung auf. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. u Wreden. Dr. Arens. 
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Sechs unddreißigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt, am 24ſten November 1824. 


INN AAN 


Unter dem Borfite des Herrn zweyten 
Praͤſidenten. 


Abweſend: 


Des Groß⸗ und Erbprinzen von Heſſen Hoheit, 
des Landgrafen Louis von Heffen Durchlaucht und des 
Herrn Srafen von Erbah-Fürftenau Erlaucht. 


Das Protofoll der vorigen Sitzung wirb vworgeles 
fen und genehmigt. | 
‚ Das Präfidinm fegt fodann die Kammer in Kennts 
niß von drey, während der Zeit eingelangten, Eingaben : 
41.) von einem NRecommunicate der zweyten Kam⸗ 
mer, den Geſetzesentwurf über die Berantmwortlichfeit der 
Minifter betr. ; | | 
2.) von einem, von berfelben Behörde erlaffenen, 
Recommunicate, betreffend den Geſetzesvorſchlag über 
die Verwendung des Privateigenthums zu öffentlichen 
3.) von einer Vorftellung ded Herrn von Ebel in 
Mannheim, welche die Interceffion der Kammer wegen 
ibm angefonnener Frohnden bezmwedt. 
Die beyden erfteren Eingaben werben an ben zwey⸗ 
en die letztere dagegegen an ben dritten Ausſchuß vers 
wiefen. 


*) Siehe Beyl. CVI. und **) CXXIV. des ſechsten Hefte ber 
Verhdl. der zwepten Kammer der Landfl, | 
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Hierauf erftattet fchriftlichen Vortrag 

a) Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden Aber die in 
Antrag gebrachte Verminderung ber Befrey 
ungen von Amts- und Gentfrohnden. 

(Beilage L.) 

b) Der Herr Staatöminifter Freyh. dur Thiel über bie 
Motion des Freyh. v. Breidenftein, den Bau der 
Bicinalmwege betreffend. 

 —  @&eilage ILL) 

Bon dem Präfidium wird hierauf die Discuffion über 
die, bie zwedgemäßere Erhebung des Chauſ— 
feegeldes zum Gegenftand habende, Motion eröffnet. 

Es Außert darüber: 

Der Herr Staatsminifter Freyh. du Thil: 
‚ Der Wunfc der zweyten Kammer fcheine hauptſaͤchlich das 
bin zu geben, daß die Reifenden der Befchwerlichkeit, an 
jeder Barriere anzuhalten, überhoben würden. . Er habe 
daher, als Neferent des Ausſchuſſes, um fo williger ih— 
rem, in allgemeinen Ausdrüden gefaßten, Antrage beys 
geftimmt , als diefer nur dahin gehe, hierin proviſoriſch 
eine. Aenderung zu machen, wenn die Erlaffung einer 
allgemeinen Chauffeeordnung Schwierigkeiten finden follte. 

Er glaube übrigens, daß, obgleich die Entmwerfung 
einer Ehauffeeordnung nicht ſchwierig ſey, indem natür 
ih zu einem folchen Gefege fchon Vorarbeiten vorhan— 
den ſeyen, doch befondere Fälle die augenblidliche Erlaſ— 
fung derfelben verhindern koͤnnten. Dahin gehöre ber 
Umftand, daß verichiedenartige, nach dem Beduͤrfniſſe 
der Provinzialchauffeefaffe abgemeffene, Tarife in den beys 
den Provinzen Starfenburg und Heffen beftänden, ja daß 
fogar innerhalb der Provinzen die Tarife nicht auf allen 
Routen gleicy feyen. Da die Regierung das Chanffeegeld 
ı niemals als eine Finanzquelle betrachtet habe, fo fey ihr 
Streben nur immer dahin gegangen, durch daffelbe bie 
Koften der Erbauung und Unterhaltung. der Kunſtſtraßen 
zu decken, und daher feyen bey abgefonderten Adminifira 
tionen auc) verfhiedene Tarifeenfftanden. Im Allgemeinen 
“babe jedoch das Shauffeegeld niemals den Aufwand gebedt, 

den die Erbauung und Unterhaltung der Straße erfordern. 

Ein weiteres Hinderniß bei Erlaffung eines allge 

meinen Gefeges fey der Umftand, daß in ber Provin 

Rheinhefien, deren Straßen 34,000 fl. Fofteten ‚_ fein 

Chanffeegelö- erhoben werde. Wenn er nicht irre, fo be— 

rube dieſes darauf, daß in Frankreich der Straßenbau 
/ 
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mit der Salzſteuer beftritten worben fey ; in ben beyben 
übrigen Provinzen hätten die Bewohner derfelben bie 
Salzfteuer und nebenbey das Chauffeegeld und noch Bey— 
träge zum Straßenbau zu bezahlen; ehe man: alfo zu eis 
nem allgemeinen Gefege fehreite, müfje doch daruͤber ents 
fhieden werden, ob diefe Einrichtung fortbeftehen folle? 
Endlich koͤnne die Staatsregierung noch in gewiſſen 
Verhaͤltniſſen zu anderen Staaten einen Grund finden, 
dermalen in dieſer Materie nichts definitiv zu beſtimmen. 
Der Herr Baron v. Mappes: In der Provinz 
Rheinheſſen werde kein Chauſſeegeld erhoben. Anſtatt 
Wegegeld ſey eine mäßige Salzauflage eingeführt wor⸗ 
den. Die Straßen von Mainz nach Alzey und Koblenz 
feyen unter der franzöfifchen Regierung auf Koften des 
Staats erbauet worden. Der Provinzialrath von Rheins 
heſſen babe in einer feiner legten Sitzungen fich einftims. 
mig gegen Einführung des Wegegelds erflärt, um die 
Bewegungen des Fuhrwerks durch die Provinz zu erhals 
ten. Solche Bewegungen ıınd die vielen Neifenden, durch 
gute Wege und durch das ungehinderte Reifen angezos 
gen, brachten durch ihre Berührungspunfte dem Ganzen 
den größten Nuten. Wenn’ daher durch die Aufhebung 
des Ehaufjeegeldes Feine zu große Verminderung der Eins 
nahme in der Staatskaſſe entftände, fo erfcheine fie of— 
fenbar fehr wuͤnſchenswerth, und Zuflüffe, welche aus 
dem, durch diefe Befreiung vermehrten, Wohlftante bers 
vorgehen würden, dürften den entſtehenden Verluſt viels 
leicht vollfommen erfegen. - Ä ur 
Der Herr Geheime Staatsrath v. Wreden: 
Er fönne es nicht für gerecht halten, den unentgeldlis 
chen Gebrauch) der, auf Koften des Staates erbaueten, 
Wege zu geftatten, und zur Dedung bed, dadurch für 
bie Staatscaffe entitehenden,, Defizitd eine Auflage auf 
das Salz zu legen. Diefe Auflage drüde jeden Eonfur 
menten; fie treffe den Armen fo gut als den Reichen, 
und der Arme müfjfe demnach mitbezahlen, Damit der 
Bermögendere bequem und frei die Straßen befahren und 
ber Kaufmann feine Waaren wohlfeiler beziehen koͤnne. 
Diefe beiden Claffen von Staatsbürger feyen nämlich dies 
jenigen, weldhe, wenn auch nicht den alleinigen, doch 
ben größten, Gewinn aus der Aufhebung des Chaufjees 
geldes ziehen würben. — 
Der Herr Präfident: Er theile die Anſichten 
des Herrn Geh. Staatsrathe v. Wreden um fo. mehr, 
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als in Frankreich zur Zeit. der gefchehenen Salzauflage 
bereit8 alle Straßen gebaut geweſen feyen, es daſelbſt 
alfo blog noch auf die Unterhaltungsfoften, bie durch 
eine ganz unbebeutende Auflage auf das Salz hättenges 
bedt werden. fönnen, angekommen fey. : In den Provinz. 
zen Starfenburg und Oberheſſen dagegen feyen noch die 
mehrften Straßen zu bauen. In Franfreich koͤnne auch 
faft Jeder die Straße gebrauchen und aus der Aufhebung 
des Ehauffeegeldes feinen verhältnigmäßigen Gewinn zies 
hen; ar jey das ganz anders, und fchon darum fey 
eine gänzliche Aufhebung des Chauffeegelded ohne Unges 
rechtigfeit nicht möglich. 
Des Herrn Grafen v. Dfenburg Erlaudt: 
Er glaube, daß die zur Discuffion ftehende Motion haupts 
ſaͤchlich dadurch veranlaßt worden ſey, daß der Reifende 
wegen Entrichtung des Chauffeegelded an fo vielen Or—⸗ 
ten anhalten müfje, und er glaube daher, daß die ganze 
Motion burdy die zu treffende Einrichtung, nach welcher 
ber Neifende auf den Stationen an die Poftmeifter das 
Shauffeegeld zu entrichten babe, ihre binlängliche Erles 
digung erhalten werde. ! 
Der Herr Präfident erflärt die Discuffion für ges 
ſchloſſen, und veranlaßt die Abftimmung | 
1.) über die, die Snventarifation des 
Kirhenvermögens betreffende, Motion des 
Herrn Geheimenrathb8 Freyherrn v. Wie- 
fenhütten. | | 
Die für diefen Zweck vorgelegte Frage: 
Iſt die Kammer der Meynung, daß der Antrag des 
Herrn Geheimenrathbd v. Wiefenhütten fo lange auf 
fi) beruhe, bis eine Motion, die in der zweyten Kam⸗ 
mer gemacht worden ift, Gelegenheit gibt, ihn, ale 
damit. zufammenhängend, zu reproduziren ? | 
wird einftimmig bejahend beantwortet. 
2,) Ueber das Auswanderungsgefek. 
Auch bier wird die der Kammer vorgelegte Frage: 
Wil die Kammer dem Antrage ihres Ausſchuſſes bey- 
treten, daß ber Antrag der zweyten Kammer anzunebs . 
men ſey, ber fo lautet: , 
‚Die zweyte Kammer will die Staatsregierung ers 
fuchen, die Beflimmung in das Gefeß mit aufzu- 
nehmen, daß den, im wirklichen Kriegsdienfte fte- 
benden, Söhnen des Audwandernden die Berbind: 
lichfeit perbleibe, ihre Dienfizeit auszuhalten, und 


Protofod XXXVI. vom 24. Rov. 1820. 25 


daß ihre Eltern, wenn fie auswandern, verbunden 

ſeyen, zu Berfiherung ihrer Dienfttreue den Betrag 
der Einftandsfummme für einen Stellvertreter, oder 
den Betrag des Erbtheild, falls dieſer den Betrag, 

der Einftandsfumme nicht erreicht, ald Kaution im 

Lande zurüdzulaffen ? 
einftimmig beja hend beantwortet. 

3.) Ueber die, die perfönlihe Freyheit— 
und Sicherheit betreffende, Motion des Ab— 
geordneten A A hhdy v. Gagern, vermittelft 
Borlegung der fünf Fragen: | 

1.) Will fih die Kammer dem Antrage der zweyten 
Kammer anfchließen, die Staatsregierung zu bitten, 
den Ständen ein Gefeß, die Sicherheit und Freyheit 
der Perfonen und bed Eigenthums betr., vorzulegen? 

2.) Sft die Kammer der Meynung, daß, ftatt ded uns 
ter Nr. 3. des Vortrags ded Ausſchuſſes der zweyten 
Kammer gebrauchten Wortes: „ordentlidher‘ 
gefegt werde: „geſetzlicher Richter‘? 

3I Bil die Kammer dem Antrage ihres Ausfchuffes 
beytreten,, baß auf die Beftimmung bed zweyten Aus⸗ 
ſchuſſes der zweyten Kammer unter Nr. 5., wie lange 
die geheime Verwahrung bauern könne, nicht anzu⸗ 
tragen fey ? | ee, 

4.) Sit die Kammer der Meynung, daß auf den 6ten 
Punkt im Berichte des Ausfchufles der zweyten Kam⸗ 
mer, ber fo lautet: „In welchen Tagesftunden bie 
Verhaftung in der Wohnung vorgeben möge‘, nicht 
anzutragen fey ? | 

5.) Bil die Kammer damit auch, dem Antrage Ihres 
Ausſchuſſes gemäß, die Bitte an bie Staatsregierung 

‚ verbinden, zugleich mit diefem Gefege ein vollſtaͤndi⸗ 
ges Strafgeiet wegen ber politifchen Vergehen vor« 
zulegen 

Nachdem auch dieſe Fragen fammtlic mit Ja bes 
antwortet worben find, wird die Sigung von dem Präs 
fidinm aufgehoben. | 


Beglaubigt: 
v. Riedeſel. Dr. Arens. vp. Wreden. 





GSiebenunddreißigfte Sigung 
in dem Sitzungsſaale der erften Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 27ſten November 1820. 


V—— 


nn dem Borfibe bes Herrn zweyten- 
Präfidenten. 


Anmefend : 
Die fammtlihen Mitglieder, mit Ausnahme des Lands 
grafen un? von Heffen Durchlaucht. 


Das Protofoll der vorigen Sigung wird porgelefen 
und genehmigt. 


Das Praͤſidium legt hierauf zur Discuffion vor: 


1.) Den Antrag auf Berminderung ber 
Befreiungen von den Amts und Centfrohn— 
den. Es bemerft hierüber 


Des Herrn Grafen v. Pfenburg-Büdins 
en Erlaubt: Er ſey mit dem Antrage des Aus» 
chuſſes, worin die der Befreyung von den Frohnden 

wahrhaft Bedürfenden berausgehoben mworben feyen, ganz 
einverftanden. 

Des Herrn Grafen v. Stolberg Erlaudt: 
Man werde die Befreyungen nicht aufheben Finnen, 

4.) für folche, die für die Gemeinden arbeiteten, und 
ne Befreyung zur Belohnung für ihre Dienfte ers 

telten ; 

2.) für ſolche, die dem Staate dienten, und mit bes 
ren Verrichtungen die Frohnde unvereinbarlid ers 
fcheine, und 

3.) für diejenigen, welche gefeßlich, wie 3. B. die Lands 
mehroffisiere, die Befreyung von Frohnden genöffen. 

' Der a: Präfident: Er könne dem A beys 

ffimmen. äbe gar zu viele Befreyungen ; 3. 3. für 
Zöllner, Su theißen u. dgl.m. Der Arme müffe die 
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Zaften allein tragen, während ber Reiche frei ausgehe; 
Das. fey ungeredt. e 

Der Herr wirkliche Geheimerath Freyh. 
v. Wieſenhuͤtten; Einige der Befreyten koͤnnten mes 
gen der Natur ihrer Dienſtleiſtungen, wie 3.8. Zöllner, 
Foͤrſter, zu Frohnden nicht angehalten werden; bey vier 
len Anderen dagegen, 3. B. bey Bach- und Parffnechten, 
- Dafenheegern,, fey das natürlich anders. Dieſe müßten. 
für die als pars salarii bisher genofjene Befreyung ent» 
ſchaͤdigt werben. | s 

Der Herr Gehbeimerath Dr. Schmidt: Aud 
bey den fo nothwendigen Kaftenmeiftern und Kirchenfenios 
ren, die zum Beſten der Gemeinde thätig feyen , fcheine 
ihm die Aufhebung der Befreyung darum unmöglich, weil 
man jonft zu dieſen und mehreren anderen Gemeindeäms 
tern feine Leute mehr erhalten werte. 

Des Herrn Grafen v. Erbah-Fürfenau 
Erlaubt: Erfey ganz ber — des Herrn Praͤ⸗ 
ſidenten: man ſey bisher mit dieſen Befreyungen zum 
mn und zum Drud der Aermeren viel zu freygebig 

ewefen. * 
Der Herr Präfident: In Anſehung der Bach— 
und Parffnechte, Zehnter u. f. wm. wolle er noch bemer⸗ 
fen, daß es bey diefen wohl darauf anfomme: ob fie zus 
gleich Gemeindeleute feyen oder nicht ? — wollten der⸗ 
gleichen Leute gewoͤhnlich das ganze Jahr frey ſeyn; der 
Natur der Sache nach koͤnnten ſie dieſe Befreyung nur 
waͤhrend der Zeit, wo ſie durch ihren Dienſt abgehalten 
ſeyen, anſprechen. | 

Der Herr Geh. Ar: v. Wreden: 
Dieſe Unterſcheidung zwiſchen temporärer und gaͤnz— 
licher Befreyung finde er ganz ſachgemaͤß. | 

Des Herrn Grafen v. Solmd-NRödelheim 
Erlaubt: Auch er finde diefe Unterfcherdung gerecht. 
Es fcheine ihm, daß hier überhaupt von dem Grundfage 
ausgegangen werden müfje: die Befreyungen nur in fo 
weit eintreten zu laffen, als fie dur) das Amt ,. was Ei: 
ner befleide, nothwendig geboten feyen. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Es 
werbe genügen, wenn bie Staatsregierung bloß im All 
gemeinen, und ohne Bezeichnung der einzelnen Perfonen, 
darauf aufmerffam gemacht werde, eine Verminderung, 
der Befreyungen nad Möglichkeit eintreten zu laſſen. 
Wolle die Staatsregierung deßfalls ein Gefeg erlaffen, 
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fo fomme die Sache ja ohnehin bey ben Ständen wieber 
zur Sprache, und dann fep es noch immer Zeit, in das 
Einzelne einzugeben. ER RE 
Das Präfidvinm erflärt bie Discaffion für geſchloſ⸗ 
fen und legt Ä . 
2.) den, anf den zwedgemäßeren Bau ber 
ee gerichteten, Antrag zur Discuſ⸗ 
| Es bemerft darüber: _ | | 
Des Herrn Grafen v. Dfenburg Erlaucht: 
Niemand fey mehr als er von dem Bedürfniffe fahrbas. 
rer Wege überzeugt. In diefer Ueberzesgung babe er 
bisher eine der Hauptfiraßen des Vogelsbergs nad) Frank⸗ 
furt, die fogen. NReffenftraße, auf feine eigene Koften uns 
terbalten. Der Antrag bed Ausfchuffes fcheine ihm ſehr 
ſachgemaͤß, und er wolle fi daher bloß einige Bemers 
fungen mit Ruͤckſicht auf einzelne Localitäten erlauben. 
Es jcheine ihm ein Unterſchied zwifchen den Wegen, die 
zu jeder Zeit paflirt werden müßten, und folchen, die 
nur im Sommer und im SHerbfte der Feldfultur wegen 
zu pafliren feyen, und die zugleich Verbindungswege zwis 
fhen den einzelnen Ortfchaften feyen, durchaus nothwen⸗ 
dig. Die Hauptwege möchten wohl am richtigften von 
dem ganzen Amte zu bauen und zu unterhalten feyn, 
weil es fleine Orte mit großen Feldmarfen und ums 
gekehrt gebe, und weil die einzelnen Orte die Wege nicht 
ausfchliegend brauchten. Hierdurch werde auch ber große 
. Widermwille der einzelnen Gemeinden gegen den Wegbau 
verfchwinden, oder fich doch verringern, weil dann bie 
Koften für die einzelnen Gemeinden nicht zu hoch werben 
würden. Aus biefem Grunde fey auch ber fehr nöthige 
Bau bed Weges von Altftabt, der nad) dem Plane des 
großherzogl. Hofkammerraths Hoffmann die Vogelsber: 
ger Straße über Ortenberg, und eine andere über Buͤ⸗ 
Dingen mit einander habe verbinden und dann in bie 
Chauſſee nah Windeden babe führen follen, unterblies 
ben. Die Bauern, denen der Bau bed Weges durch ihre 
Gemarfung angefonnen worden fey, hätten fich deßfalls 
mit Erfolg beichwerend an die Regierung gewendet. Gleich 
nothmwendig fey der Bau einer dritten Sat tftraße über. 
den Vogelsberg, die von Widermus bis an Diebach unte 
dem Haag fehr gut chaufirt fey, von da an bis nach 
—2 aber, obgleich der ſog. Kaſten der Chauſſee 
fertig ſey, und ed nicht an Steinen fehle, in uͤbelem Zu: 
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ftande fich befinde. Der Grund bes übeln Zuſtandes die- 
ſes Theild liege wieder darin, baß er dutch die Termi⸗ 
ney einer Kleinen Gemeinde hinziehe, welche die Koften 
‚nicht aufbringen könne, und weil andere nahe liegende 
größere Gemeinden, die ben Weg gleichviel gebrauchten, 
zu dieſen Koften nicht zugezogen würden. | 
Seine Standesherrfhaft ſey fo gelegen, daß wenn 
er in Gemäßheit des ftandesherrlichen Edikts, F. 68., zu 
dem Wegbau nad dem Steuerfuße beytragen folle, dies 
fer Beytrag für ihn nicht hoch kommen werde. Bisher 
babe er die von einem zum andern Orte. führenden, und 
durch feine bedeutenden Waldungen laufenden, Wege nit 
einer, oft 2000 fl. überfieigenden, Summe allein unter⸗ 
halten, dagegen babe er zu den, durch das freye Feld 
laufenden, Wegen gar nichts beygetragen. Sollte nun 
binführo nah dem Steuerfuße beygetragen werden, fo 
würben die Gemeinden auch zu dem Bau ber Wege durch 
Die Waldungen concurriren müffen, was ihnen höher zu 
ftehen fommen werde. Er fey indeſſen, des allgemeinen 
Beiten wegen, bereit, es bei ber bisherigen für ihn Foft- 
—— Einrichtung gern zu belaſſen. 
ie in dem Vortrage bed zweyten Ausſchuſſes em⸗ 
pfohlene Leitung durch Techniker halte er fuͤr ſehr vor⸗ 
theilhaft; denn dadurch werde manche unnuͤtze und werth⸗ 
loſe Arbeit vermieden werden. Den Beamten fehle es 
oft an ben bier noͤthigen Kenntniſſen und an gutem Wil⸗ 
fen. Wegen ber, in dem Vortrage berührten, Hohl: 
wege werde ber Staat in bad Mittel: treten müffen. Auch 
dürfte es fich als zwedgemäß empfehlen, ben einzelnen 
Drtseinwohnern einzelne Stüde des Weges zuzutheilen; 
Dadurch laſſe fih die Sache befjer überfehen und feiner 
Fönne dann, wie. es bisher oft geſchehen, die Schuld auf 
ben Andern fchieben. 
Der Herr wirflihde Geheimerath Freyberr 
v. Wiefenhütten: Eine der erften Fragen bei dies 
fer Angelegenheit fey die: ob die Bicinalwege durch Geld, 
beyträge oder durch Frohnden berzuftellen feyen. Der 
Landmann babe nicht immer Geld, wohl aber gebe er, 
wenn ihm die Wegbefferung zur rechten Zeit zugemuthet 
werde, Kräfte und Zugvieh willig dazu ber. Gierdurd) 
werde zugleich die größtmöglichite Gleichheit feftgefegt, 
indem Fein Gutäbefiger mehr Zugvieh halte, ald er noͤ⸗ 
thig habe, und es einerley fey, ob etwa ein Verpachter 
oder Forenfis nicht feine eigenen Pferde, fondern feines 
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Pachters Fuhr zur Arbeit ftellen laſſe. Gutes, mittles 
res und geringes Gelände habe in der Regel jeder Guts⸗ 
befiter; es fey alfo auch hierin Gleichheit, und man 
verbleibe bey der alten Parömie: Jeder frohndet, wie 
er befpannt iſt; nur dürfe dann Feine Ausnahme Statt 
finden, und jeder Befpannte müffe mitzugezogen werden. 

Der Wegbau felbft dürfte den Gemeinden zu übers 
laffen, und der Technifer nur dann zu abhibiren feyır, 
wenn befondere ſchwierige Fälle fi ergäben, worüber 
der Beamte zu erfennen haben würde. 

Des Herrn Grafen v. Solmd-Rödelheim 
Erlaubt: Bor allen Dingen werde zuerft unterfchie- 
Den werden müffen, was Haupt- und bloße Vicis 
«nal: Wege feyen. Der Bau ber erfteren falle dem gan- 
zen Stante oder doch den einzelnen, Provinzen zur Laſt; 
der Baır der leßteren dagegen ben einzelnen Gemeinden. 
Die Koften hierzu fünnten nad dem Steuerfuße nicht ers 
‘ hoben werden, weil dadurch dem bedeutend Begüterten 

eine faft unerfchwingbare Laſt werde aufgebürdet werben. 
Der Herr Geh. Stantsrathb v. Vreden: 
Es gäbe drey bier wohl zu unterfcheidende Arten von 
Straßen: 1.) Kunftitraßen, Chauſſeen; 2.) allgemeine 
Berbindungsftraßen, und 3.) bloße Vicinalwege. Der 
Bau der erfteren falle, als zum Beften des Ganzen ges 
reihend, dem Staate, der Bau der zweyten der Pros 
vinz, und der Bau ber leßteren den einzelnen Gemein 
den zur Laſt. Was nun die durch Teßtere verurjacht wer⸗ 
denden Koften betreffe, fo theile er die Anfichten des 
Herrn Geheimenraths v. Wiefenhütten, daß jedes Ges 
meindeglied nad dem Verhältniffe feiner Beipannung zu 
dem Wegbau concurriren muͤſſe. 

Der Herr Baron v. Mappes: Sn ber Pros 
vinz Nheinheffen beftehe diefe -Unterfcheidung der Wege 
wirkſich. Bloß die Vicinalmege feyen von den Gemeins 
den zu unterhalten. Technifer würden bloß für den Bau 
ber Brüden und für die Abſteckung der Wege zugezogen. 
Die Herbeyfchaffung der Mittel zum Wegbau jey ledigs 
lich den Gemeinden jelbft zu überlaffen. Es werde auch 
zwedgemäß feyn, die Leitung bed Wegbaues einer allges 
meinen Wegbaudireftion unterzuordnen. 

Des Herrn Grafen v. Erbabh-Fürftenau 
Erlaubt: Vor allem Anbern bedürfe es einer gefeg- 
Tihen Beflimmung darüber, was Vicinalweg fey. Im 
Würtembergifchen feyen, fo viel er fich erinnere, ſowohl 
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hieruͤber, ald über bie Concurrenz der einzelnen, -fehr 
zweckmaͤßige Verordnungen erlaffen, auf die er aufmerfs 
jam. machen wolle. | 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Hinſichtlich der Auffiht über die Wege und der Concurs 
renz ber Technifer trete er der Meynung des Herrn Bas - 
ron v. Mappes bey. Was Dagegen die Beftreitung der 
durch den Wegbau entftehenden Koften betreffe, fo fcheine 
es das Billigite zu feyn, diefelbe auf die ganze Provinz 
auszufchlagen, weil der gute Zuftand der Wege nicht 
‚bloß ben einzelnen Gemeinden, fondern der ganzen Pros 
vinz zum Bortheil ‚gereiche, indem dadurch der Verfehr 
überall erleichtert werde. - I 

Des Herrn Grafen v. Erbah-Fürftenau 
Erlaubt: Er fey mit den Anfichten Sr. Hoheit des _ 
Prinzen Emil über die Concurrenz zu den Koften des 
MWegbaues um fo mehr einverftanden, als ein kleines 
Dorf, was eine große Feldmark habe, fehlechthin auffer 
Stand fey, die Koften, welche dur den Bau der Wege 
durch die Gemarkung veranlaßt würden, aufzubringen. 
Der Herr Baron v. Mappes: Das müffe mar . 
ber Regierung überlaffen, ob und wann einem einzelnen 
Dorfe unter die Arme zu greifen fey. Eben fo fcheine 
ihm der Regierung die Beftimmung über die Richtung 
der Wege überlaffen werden zu müffen. | 

Des Herrn Örafen v. Erbah-Fürfenau 
Erlaubt: Er glaube, daß die alten Wege wenigfteng 
in der Negel beyzubehalten feyen, weil die neuen Rich— 
tungen zn viele Koften verurjachen wuͤrden. 

Des Herrn Grafen v. Solmd3- Rödelheim 
Erlaubt: Es ſey nicht felten, daß zwey, drey Wege 
von einem Orte zum andern. führten, und in folchen 
Faͤllen genüge es offenbar, wenn einer diefer Wege ges 
baut und gehörig unterhalten werde. 

Der Herr Dber-Appellationsgerihtsrath 
Dr. Arens: Er fey ganz damit einverftanden, daß es vor 
allem Andern in diefer Angelegenheit einer Unterfcheidung 


zwifchen den großen Heerftraßen, den allgemeinen Beybins 


dungsds (Sefundärs) ftraßen und den Bicinalmegen bedürfe. 
Er fey ferner überzeugt, daß die Staatsregierung die unters 
fcheidenden Merkmale diefer verfchiedenen Arten von Wes | 
gen fo genau als möglich feftfegen müfle, um dadurch 
den möglichen Srrungen,. die aus dem Mangel einer fols 
hen Unterjcheidung hervorgehen koͤnnten, zu begegnen. 
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Sey das gefchehen, fo ſcheine es bad natuͤrlichſte zu ſeyn, 
die großen Heerſtraßen auf Koſten des ganzen Staates, 
die allgemeinen Berbindungswege in den Provinzen auf 
Koften der Provinzen, und die Vieinalwege auf Koften 
der einzelnen Gemeinden bauen und unterhalten zu laffen. 
Die Vicinalwege ſeyen zunächft nur zum Belten der ein- 

einen Gemeinden da, und es entfcheide daher über Die 
—— wer zu ihrem Baue verpflichtet ſey? die bekannte 
Rechtsregel: wer den Gewinn hat, muß auch die Laſten 
tragen. Ihm ſcheine der Beytrag nad dem Gteuercapis 
tal der Billigfeit am mehrften zu entfprechen, weil — was 
vorzüglich von den Landftänden gelte — manches Gemein= 
deglied fein unbewegliches Vermögen befike, und als 
Kaufmann, Handwerker ıc. bey guten Vicinalmwegen eben 
fo fehr als der Begüterte intereflirt feyn könne. Wolle 
man der ganzen Provinz die Verbinblichfeit, die Bicis 
nalmege zu unterhalten, auflegen, fo würden auch die 
Naturalpräftationen zum Wegbau wegfallen, und Die 
außerordentlidy großen Koften in Geld ausgefchlagen und 
erhoben werben müflen, und gerade darin finde er ein 
Hauptmittel, den Bürger und Bauer zu ruiniren, weil 
es dem Landmanne ſowohl als dem Bürger häufig an 
Gelegenheit fehle, dad, was er für die Arbeit, die er 
felbft hätte leiften Finnen, zu bezahlen bat, wieder zu 
verbienen. Sollte es einzelnen fleinen Gemeinden, die 
vielleicht eine große Feldmark hätten, zu fchwer fallen, 
‚ben Wegbau durch ihre Gemarkung allein zu beitreiten, 
fo müßten diefe von der ganzen Provinz unterftüßt wer⸗ 
ben. 8 würde biefer Unterftügung aber gewiß nur als 
feltene Ausnahme von der Regel bedürfen, weil in den 
mehrften Fällen, vorzüglich in fruchtbareren Gegenden, 
bie Zahl der Gemeindeglieder mit der Größe der Gemar⸗ 
fung in einem gleichen Verhältniffe ftehen werde. 

Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden: 
Richtiger werde man in ſolchen Nothfällen die Aemter 
mit concurriren laffen. 

Des Herrn Grafen v. Solms: Rödelheim 
Erlaubt: Es werde aber doch gut feyn, die Fälle - 
genau zu beflimmen , in welchen eine folche aufferordent- 
lihe Concurrenz eintreten folle. _ | 
| Der Herr Baron v. Mappes: Die burd ben 

Bau der Bicinalwege verurfacht werbenden Koiten auf 
bie ganze Provinz zu werfen, fcheine aud darum nicht 
möglich zu ſeyn, weil einzelne ordentliche Gemeinden ihre 
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“Wege vielleicht jept fhon gebaut hätten, und es daher 
ungerecht feyn duͤrfte, wenn man fie anhalten wollte, 
* nachlaͤſſigen Gemeinde ihre Wege mitbauen zu 
en. | ee | 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Die Gemeinden blieben aber doch immer noch bey der Vers 
befferung der Wege in den übrigen Gemeinden interefjirt. 
Es Fönne überhaupt bier nur von dem Grundfage im 
Allgemeinen, nicht aber von deſſen möglichen einzelnen 
Ausnahmen die Rede feyn. | 

Des Groß- und Erbyrinzen von Heffen 
Hoheit: Ihm ſcheine eine Unterfcheidung der Wege 
durchaus nothwendig. Bey allgemeinen Verbindunge- 
ftraßen falle die Verbindlichkeit, fie zu bauen und zu ums 
terhalten, auf die ganze Provinz, zu deren Beiten Die 
Verdindungsſtraße zunaͤchſt exiſtire; bey Vicinalwegen das 
"gegen halte er die Gemeinden vorzugsweiſe fuͤr verpflich⸗ 
tet, die Koften zu. beftreiten, weil fie zunächft den Vor; 
theil aus dem Wege ziehen, und weil er nicht einfehe, 
wie ein bloßer Bicinalweg der ganzen Provinz zum Vor⸗ 
theil gereiche. | 

- Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit; 
Die erleichterte Sommunication, Die aus ben befleren 
Wegen hervorgehe, fey doch für eine jede Gemeinde, mit⸗ 
bin auch der ganzen Provinz, vortheilhaft. -, ö 

Des Herrn Grafen v. Erbabh-Fürftenau 
Erlaubt: Frucht- und Holzbandel könnten die Wege 
allgemein interefjant machen. 

Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden: 
Wolle man die Koſten für den Baw der Vicinalwege auf 
bie ganze Provinz vertheilen, fo werben die Naturals 
präftationen durch Beſpannung und Handfrohnden wegs 
fallen müffen,, und das fünne nur nachtheilig ſeyn. 

Ded Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Das folge keineswegs; diefe Naturalpräftationen koͤnn⸗ 
ten beybehalten werden. 

Der Herr Staatsminifter Freyh. du Thil: 
Wenn der Ausfchuß darauf antrage, die Concurrenz zum 
Wegbau nach dem Steuercapitale zu beftimmen, fo bes 
ruhe das auf folgenden Gründen: 

1.) fey die Beipannung Fein vollkommen richtiger 
Maaßſtab zur Vertheilung »bleibender Koften, weil ein 
jchlechtes Feld nicht weniger Zugvieh ald ein gutes ers 
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fordere, und weil bie Qualität bed Zugviches, was I 
der halten wolle, bloß von feiner Willfür abbange; 
2.) erfordere e8 die Billigfeit, daß zur Herftellung 
ber Wege ein Geder ohne Nüdfiht darauf, ob er Zug 
vieh halte oder nicht, verhältnißmäßig beytrage, weil 
die wohlthätigen Wirkungen guter Wege dem Ganzen 
zu ftatten kaͤmen. Ä 
3.) Es fey billig, daß auch der Forenfe zum Wegs 
bau beytrage; da biefe Wege zur Bebauung feiner Län 
dereyen und zur Fortbringung der Producte derfelben be 
nutzt würden, und es koͤnne der Umftand, baß er diefe 
Ländereyen vielleicht nicht felbft bebaue, feinen rechtlichen 
Unterfchied. zur Folge haben. Dafür werde er, wenn 
die Wege allgemein hergeftellt feyen, wohl eine höhere 
Pachtfumme erhalten, und koͤnne überhaupt.die Verbind» 
lichkeit zum Wegbau durch den Pachtcontract auf den 
Pachter übertragen. . 

4) Muͤſſe man bei einem Gefege über den Wegbau 
nicht die Gemeinde A und B, und das individuelle Ins 
terefje ihrer Bewohner, fondern das ganze Land vor Aus 
gen haben; und wein auch der Forenfe genöthigt werde, 
zu dem Wegbau einer Gemeinde beyzutragen,, die er nicht 
bewohne, jo kaͤmen ihm dafür die guten Wege fo vieler 
anderer Gemeinden, in welchen er nicht. pofjefjionirt je, 
wieder zu flatten. | 

Es ſcheine aber die Gerechtigkeit zu erfordern, daß 
das zu erlaffende Geſetz fich über das Verhaͤltniß des 
Pachters und Verpachters zum Wegbau binfichtlich der, 
zur Zeit der Erlaffung des Gefetes bereits beftehenden, 
Pachtcontracte ausipreche. Bey fpäteren Contracten fönne 
dieſes Verhaͤltniß vertragsweife. feftgefegt werden. I#' 
Anfehung der früher eingegangenen Pachteontracte dage 
gen würde ein Gefeß, was bloß die verpachtenden Fo— 
renfen nöthigen wollte, die Wege nur im Lohne und für 
baares Geld bauen zu laſſen, jehr hart feyn. 

Beyde Anträge beruheten auf der Gerechtigfeit. Sollte 
ed aber dennoch vorgezogen werden, Die Concurrenz zum 
Wegbau nad der Befpannung feftzufeßen, fo werde er 
nichts weiter dagegen einwenden , indem er für feine Pers 
fon nur dabey gewinnen fönne. 

Der Herr Präfident: Er halte zunörderit eine 
Eintheilung der Wege in Hauptftraßen, in Provinzial 
firaßen und in Vicinalwege für durchaus nöthig. Der 
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Bau ber erfteren falle bem Staate, ber Bau, der zwey⸗ 
ten ber Provinz, der Bau der leßteren den Gemeinden 
zur Laſt. Die Landräthe würden ſich hinlängliche Fers 
tigkeit in Anordnung ded Wegbaues aneignen koͤnnen, 
und die Regierung werde e8 ficher zugeben-, daß von ihs 
nen in. fchwierigen Fällen Straßenbaumeifter gegen mis 
ige, son den Gemeinden zu zahlende, Diäten zugezos 
gen werden dürften. Auf die Steuer koͤnnten die Kos 
ften des Wegbaued nicht repartirt werden; ber Weg 
müfje von den Ortseinwohnern gemacht werden. 


Wolle man auch diejenigen, die aus einer Gemeinde 
Zinfen und Gefälle zu beziehen hätten, mitbeytragen lafs 
fen, fo würden diefe mehr, als fie bezögen, aufwenden 
müffen. Bisher ſey die Arbeit auf bie Beſpannung mit 
Zuziehung der unbefpannten repartirt gewefen, und es 
fey noch feine Klage über Prägravationen entſtanden. 
Man müffe die Art und Weife der Vertheilung der. Ars 
beiten den Leuten ſelbſt überlaffen ; die Regierung, 
die feiner Anficht nach zu viel regiere, dürfe fi) darın 
nicht mifchen. Eine folhe Einmifchung werde nur uns 
nöthige Weitläufigfeit und Unzufriedenheit erzeugen. 

Der Herr Präalat Dr Shmidt: Der 
YAusfchlag der, durch den Bau ber Bicinalwege verurs 
ſacht werdenden , Koften auf die ganze Provinz fcheine 
ſich darum nicht rechtfertigen zu Iaffen, weil man uns 
moͤglich annehmen koͤnne, daß diefe Wege der ganzen : 
Provinz zum Bortheil gereichten. Die Wege in der 
Wetterau nüspten den Bewohnern berjelben, aber nicht 
den Bewohnern in dem Amte Böhl und Biedenfopf, ob» 
gleich diefe zu berfelben Provinz gehörten. Mau Fünne 
diefe Wege aber auch nicht blog als foldhe betrachten, 
die nur ben einzelnen Gemeinden, beren Gebiet fie 
durchliefen, nüßten; fie nügten vielmehr den je einem 
Diftrikte vereinigten Nachbargemeinden; darum fcheine 
es ihm nothwendig, die Arbeit und die Koften des Weg» 
baues auf Eleinere Diftrifte, deren Vortheil durch den 
Weg befördert werde, zu repartiren, Die Abtheilung 
der Diftrifte felbft hange natürlich von der Localitaͤt 
im Einzelnen ab. 

Des Groß» und Erbprinzen Bon Heffen 
Hoheit: Es fey vielleicht am einfachften und richtig— 
ften, das ganze Amt zu dem Wegbau concurriren zu 
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lafien , die Arbeit und die Koften mithin auf den gan⸗ 
zen Amtsdiſtrikt zu repartiren. 

Das Prafidium erklärt hierauf die Discuffion für 
gefchloffen, und legt für den Zwer der Abftimmung 
über den, die zwedgemäßere Erhebung Des 
Chauſſeegeldes betreffenden Antrag, der Kammer 
die Frage vor: ob fie dem darüber von der zweyten Kams 
mer gefaßten Beichluffe beytreten wolle? en 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit 
bemerft hiergegen: daß er eine andere Fafjung der Frage 
münfchen müffe; weil die Erlaffung einer Chauſſeeord— 
nung noch ‚nit nothwendig die Erlaffung eines, ber 
ftändifhen Mitwirfung bedürfenden, Gefetes im fich 
fchließe; die zweyte Kammer daher nicht berechtigt zu 
jeyn fcheine, die Vorlegung der in Antrag gebrachten 
Chaufjeeordnung zur Einholung der ftändifchen Zuftims 
mung zu verlangen. Er müffe daher wuͤnſchen, daß die 
Frage ganz allgemein auf das Erlaffen einer Chauffees 
ordnung gerichtet werden möge. | 
' Da fi der größte Theil der Mitglieder der Kam— 
mer und namentlich auch der Herr Präfident von der 
Nichtigkeit diefer Bemerfung aus dem Grunde überzengs 
ten, weil es bloß von dem, zum Boraus nicht zu beftints 
menden , Umfange der Chauſſeeordnung abhangen werde, 
ob fie unter die Gategorie eines bloßen Neglements 
oder eines, der Zuflimmung der Stände bebürfenden, 
‚Gefeßes falle, fo wurde die Frage auf.die Weife von 
dem Präfidium abgeändert: 

. Will die Kammer dem Antrage ber zweyten Kammer 
beytreten, baß die Staatsregierung erfucht werde: eine 
allgemeine Chauffeeordnung für die Provinzen Stars 
fenburg und Oberhefjen zu erlaffen, und darin ind 
bejondere auszudrüden, daß ed den Reiſenden geftats 
tet fey, das Chauffeegeld, fowie das Pflaftergeld und 
Brückengeld, welches ben, in der Route gelegenen, 
Gemeinden zutfteht letztere jedoch vorbehältlicy der Bes 
rechnung oder Vergütung an diefelben, gleich an der 
eriten Barriere, wo fie die Ehauffee berühren, bis an 
die Grenze oder ben inländifchen Ort, wohin fie zu reifen 
angeben, auf einmal zu bezahlen; in dem Fall aber, 
daß diefes nicht ſogleich gefchehen koͤnne, die Abändes 
rung in ber bisherigen Erhebungsart jener Abgaben 
fogleich zu verordnen? 
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und ernftimmig bejahend beantwortet. 

Schließlid) wurden noch zwey Communicate an Die 
zweyte Kammer, wovon fi) das eine auf das Aus 
wanderungsgefeß, das andere dagegen auf ben 
Antrag über perfönlihe Sicherheit und Freis 
heitsbezieht, zur Genehmigung vorgelegt. Diefe wirb 
einftimmig ertheilt, und die Sigung von dem Präfidium 
aufgehoben, | 


Beglaubigt: 


Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 


An 
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Adhtunddrepßigfte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt den Uten December 1820. 
Unter bem Borfiße des Herrn zweyten 


Präfidenten. 


Abwefend: 
bes Groß» und Erbprinzen von Heflen Hoheit, 
bed Prinzen Emil von Heflen Hoheit , des Landgrafen 
Louis von Heffen Durchlaucht, des Herrn Grafen von 
Erbach Fürftenau Erlaucht und der Herr ‘Geh. Staats⸗ 
rath v. Wreden. 


Nach gefchehener Vorlefung und Genehmigung des 
Protokolls veranlaßt das Prafidinm die Abftimmung 
a) über den, in der zwepten Kammer gemadhten, bie 
Berminderung ber Befreiungen von Den 
Amts- und Gentfrohbnden betreffenden Antrag 
durch Vorlegung der folgenden Frage : 
Will fich die Kammer dem Antrage der zweyten Kams 
mer anfchließen, die Staatsregierung zu erfuchen, bie 
vielen theils gefetslich , theils anmaßlich beftehenden 
Pefreiungen von Gemeinde » , Amts⸗ und Gents 
frobnden in den Provinzen Starfenburg und Obers 
heſſen zu vermindern ? | 
welche einſtimmig beja hend beantwortet wird, fodann 
b) uͤber den, den Bau der Vicinalwege zum 
Gegenſtande habenden, Antrag. Die deßhalb vorge— 
legte Frage: 

Will die Kammer dem Antrage der zweyten Kammer 
beytreten, daß die Staatsregierung zu erfuchen fey, 
die, zur Beförderung des zweckmaͤßigen Baues ber 
Vicinalwege noch erforderlichen, Maaßregeln für bie 
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‚einzelnen Lanbestheile baldmoͤglichſt eintreten zu TYafs 

fen, insbefondere auch den Ständen den Entwurf ges 

fetslicher Beſtimmungen, in foweit diefe etwa noch 

mangeln ober die beftehenden unzweckmaͤßig find, vors . 

legen: zu laffen , mit Berädfichtigung der hierüber in 

ben Kammern. gemachten Anträge und Bemerfungen? 
wird gleichfalls einjtimmig mit Ga beantwortet und die 
Sitzung aufgehoben, nachdem das, die zmwedgemäßere 
Erhebung des Chauffeegeldes betreffende, Communicat 
an die zweyte Kammer bie einflimmige Genehmigung 
erhalten hat. Ä 


Beglaubigt * 
Riedeſel. Dr. Arens. 


wm 
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Neununddreyßigſte Sikung 


in dem Gißungsfaale der erfien Kammer ver 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt am 8ten December 1820. 
XXXXXXXXXXXXXXXX — 
unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Präfidenten. 


Abwefend: en 
bed Prinzen Emil von Heſſen Hoheit, des Herrn Lands 
grafeu Louis von Heffen Durchlaucht und des Herrn 
Grafen von Erbadh- Für ſtenau Erlaudt. 


Der Sefretär der Kammer verlieft das Protofoll der 
vorigen Situng, was genehmigt wird. Es erftattet 
bierauf ber Herr Dberappellationsgerichtsrath Dr. Arens 
Vortrag bes zweyten Ausfchuffes 

1.) über den Gefegesentwurf, die Abtretung 
bes Privateigenthums für Hffentliche Zwede 


betreffend ; 
CBeylage LIL) 

2.) über den, die Veräußerung ber Groß— 
berzoglichen, in dem Inlande gelegenen, Dw 
mänen zum Gegenftard habenden, Gefeßesantrag 

| (Beylage LII.) 

Hiernächft werden noch zwey Communicate an bie 
zweyte Kammer der Stände, wovon das eine fich auf 
ben, in Antrag gebrachten zmwecgemäßeren, Bau ber Dis 
einalwege und das andere auf die Motion des Abgeords 
neten Lochmann über die Verminderung der zu häufigen 
Befreiungen von Gemeinde-, Amtss und Eentfrohnden. 
bezieht , zur Genehmigung vorgelegt. Diefe erfolgt eine 
fimmig, worauf die Sitzung aufgehoben wird. . 

| Ä Beglaubigt: 


Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Vierzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt am 1iten December 1820. 
mnumunnswvnnddVv 
Unter dem Borfite des Herrn zweyten 
ZONEN 


Abweſend: 
des Herrn Landgrafen Louis yon Heſen Duräjlaucht. 


Das Protofoll der vorigen Situng wird vorgelefen 
und genehmigt. Der Herr Staatöminifter Frhr. du Thil 
erftattet hierauf der Kammer ausführlichen Bericht über 
diejenigen Defiderien, zu deren Vorlegung die Stände 
durch die Erflärung vom 14. Det. von der Gtaatöres 
gierung aufgefordert worden find, und über welche ſich 
die — der beyden Kammern einmuüthig vereinigt 

a 


& erflärt hierauf der Herr Präfident: er fey übers 
zeugt, baß die, von dem Herrn Staatsminifter Frhrir. 
u Thil fo eben vorgetragenen, Defiderien von den Aus— 
ſchuͤſſen auf das forgfältigite berathen worden feyen, und . 
daß es in dem Ssntereffe der beyden Kammern liege, ſich 
über die Annahme der Defiderien fobald als moͤglich zu 
entfcheiden. Er erlaube fi) daher die Frage: 
ob über —* Annahme ſogleich abgeſtimmt wer; 
den ſolle? 

Die ſaͤmmtlichen Mitglieder beantworten dieſe Frage 
bejahend; worauf der Herr Praͤſi ident die weitere 
Frage vorlegt: 

ob die Kammer die, von den Ausſchuͤſſen vorgeſchlagenen, 
Deſiderien ohne weitere Erinnerung und ann anzus 
nehmen — ſey? 
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Auch dieſe Frage wird — mit Ja beants 
wortet. 

Es erfolgt darauf die fernere Frage: j 
ob das Großherzogl. Geh. Staatsminifterium und bie 
zweyte Kammer von dem fo eben gefaßten — 
gleichbald in Kenntniß geſetzt werden follen ? 

Nachdem auch dieſe Frage einſtimmig bejaht, und 
das fuͤr dieſen Zweck ſogleich entworfene Communicat an 
die zweyte Kammer genehmigt worden iſt, hebt das Praͤ⸗ 
ſidium die Sitzung auf. 


| Beglaubigt: 
v. Riedefel. Dr. Arens. v. Wreden. 


mm 


n3 





Einundvierzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. | ——— 
 Darmfladt ben 15ten December 1820 


Unter dem Borfige des Herrn zweyten 
u | Praͤſidenten. — 

Abweſend: OR a 
des Groß». und Erbprinzen von Heffen Hoheit, 
des Prinzen Emil von Heffen Hoheit und ded Lands 
grafen Louis von Heffen Durchlaucht. u 5 


Nach gefchehener..-Borlefung und Genehmigung bed 
Protofold der ‚vorigen Sitzung macht das Präfidium 
die Kammer befannt mit mehreren neuen Eingaben , na⸗ 
mentlich: | | 

41.) mit einem Erlaffe ber zweyten Kammer worin 
fie bie erfte Kammer benadprichtigt, daß auch fie bie, 
in Beziehung. auf bad Berfaffungswerf von den Aus 
Tchüffen entworfenen, Defiderien einftimmig und unbes 
dingt angenommen habe. | J 

Es wird darauf beſchloſſen, ihn zu den Acten zu 
regiſtriren. | 

2.) Mit einem Communicate ber zweyten Kammer, 
betreffend den, ſich auf den Wechfel der Feld» und Wald⸗ 
wirthichaft beziehenden, Antrag des Abg. Krönde. *) 

Es wirb dieſer Antrag an ben dritten Ausſchuß 
berwiefen. R 
- 3.) Mit einem Gommunicate derfelben Kammer, 
wodurch fie die erfte Kammer von dem , auf Befchränfung 
des Haufirhandels gerichteten Antrag, bed Abg. Meyer 
aus Grünberg **) in Kenntniß feht. 

Nachdem biefer Gegenftand dem zweyten Ausfchuffe 
. gum Gutachten zugewieſen ift, eröffnet das Praͤſidium bie 

Disenffion über den, bie Abtretung des Privat, 


*) Siehe d. Beyl. CXXXVI. db. achten Hefts und **) Siehe 
©. 47 db. dritten Hefts d. Verhol. d. zweyten Kammer. 
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eigenthbums für öffentlihe Zwecke betreffenden, 
Gejeßesentwurf und die neueren darüber von ber zwey—⸗ 
ten Kammer gefaßten Befchlüffe. 

g: Es bemerft hierüber | | 

ber Herr Baron von Mappes: Er fey 
zwar. mit den. Anträgen des Ausfchuffes im Ganzen eins 
verftandenz allein er koͤnne ſich Hinfichtlich eines Punk 
tes mit ken Anfichten defjelben nicht. ganz _ vereinigen. 
E83 koͤnne mitunter eine Gemeinde der andern aus blos 
‚ Bem Privatintereffe das gemeine Foſſil, mas diefe in 
ihrer. Gemarfung nicht befige, und. deſſen fie doch noth⸗ 
wendig bedürfe, verjagen, und es fiheine daher nicht 
ohne Grund zu feyn, wenn die zweyte Kammer das, 
einer Gemeinde zugeftandene, Recht: die Abtretung des 
Privateigenthums wegen eines ihr nöthigen: gemeinen 
Foſſils zu verlangen, auch ber die Grenzen ihrer Ges 
marfung ausdehne, Auf jeden Fall werde man bei einer 
folhen unbilligen und das Wohl der andern Gemeinde 
 gefährbenden Berfagung der Staatsregierung das Recht 
vorbehalten müfjen, ald Ausnahme von der Regel, bie 
eine Gemeinde zur Ueberlaffung bes der Nachbargemeinde 
nothwendigen gemeinen Foffild zu nöthigen. | 

‚Der Herr Geheimerath Dr. Shmidt: Die 
Bemerfung bed Herrn Baron von Mappes fey nicht 
ohne Grund, und fie fönne vorzüglicd für den Bau ber 
Bicinalwege aus dem Grunde wichtig werden ; weil ſich 
oft in der Gemarfung der einen Gemeinde gar kein 
Material zum Wegbau finde, waͤhrend die Nacbarges 
meinde in ihrer Gemarkung Leberfluß daran habe. 

Des Herrn Grafen von Erbadh-Fürftenau 
Erlaubt: Er leugne unicht, daß dergleichen Flle 
eintreten fönnten, allein fie würden doch immer zu beit 
feltenen gehören, und er finde in ihnen daher feinen 
genügenden Grund, die Negel ſelbſt umzuftoßen. 
werde baher genügen, daß für diefe feltenen Falle eine 
Ausnahme von der Regel feftgefegt werde. | 

Der Herr Präfident: Für diefe feltenen Aus 
nahmsfälle könne die Staatsregierung helfen. Sie koͤnne 
in den Fällen, in welchen bie eine Gemeinde unbillige 

‚und dem öffentlichen Wohl nachtheilige Schwierigkeiten 
mache, die Abtretung des Privateigenthums verlangen. 
Die Gemeinden fönnten daher in ſolchen Fällen jeberzeit 
an bie Staatsregierung recurriren, und durch diefe dad 
für fi) verlangen, was ihnen aus den, von dem Aus 


. 
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ſchuſſe entwickelten, Gruͤnden als Regel zu erzwingen, 
nicht zugeſtanden werden duͤrfe. ln 
Des Herrn Grafen von Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaubt und der Herr Geh. Rath Dr. Schmidt 
‘ erflären fich hiermit völlig einverftanden, und es wird, 
ba weiter feine Bemerkungen erfolgen, bie Discuffion 
für geichloffen erklärt. J | 
Schließlich wird ein, fi) auf die Annahme der, in 
Beziehung auf Has Verfaffungswerf von den Ausfhüffen 
angetragenen, Defiderien beziehender Erlaß, an das 
Großherzogliche Geh. Staatsminifterium -zur Genehmi- 
gung vorgelegt: Diefe erfolgt. einflimmig, worauf die 
igung aufgehoben wird. | 


Beglaubigt: 


Riedefel. Dr. Arens. v. Wreden, 
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Zweyundvierzigſte Sißung 


in dem Gibungsfhale der erften .Kammer der 


| Landſtaͤnde. | | 
Darmſtadt am 18ten December 1820. 
nmvwannVnns 
Unter dem Borfite des Herrn zweyten 
Präfidenten. 


Abwefend : 
des Herrn Landgrafen Fonts von Heſſen Durchl. 


Das Protofoll der vorigen Sigung wirb vorgelejen 
und genehmigt. | 
Das Präfidium eröffnet ſodann die Discuffion über 
den, die Beräufferung der Großherzoglichen 
Domänen betreffenden, Geſetzesentwurf. ES wird 
hierauf bemerft: \ 
3u dem erften Artifel | 
von dem Großherzogl. Regierungscommiffarius Herrn 
"Geh. Staatsrath Wernher: Der in bem Ent 
wurfe vorfommende Ausdrud: „zu jeder Zeit‘ be 
geichne nur die juriftifche Ewigkeit , das befannte tem» 
us perpetuum longissimum, — Man fönne baber 
einen Anftand nehmen, die von dem Ausfchuffe vorge 
ſchlagene Faffung zur größeren Deutlichfeit für den 
Layen nachzugeben. 
‚. Zu bem zweyten Artifel 
In Beziehung auf denfelben erflärt * 
der Herr Staatsminiſter Frhr. du Thil: 
Als in dem Ausfchuffe über dieſen Artikel referirt wor— 
den fey, habe er dem Referenten, der die Zuftimmung 
ber Majorität erhalten habe, nicht in allen Punkten 
beytreten koͤnnen, und er babe +8 ſich deßhalb vorbehal: 
ten, feine abweichenden Anfichten in einem beſonderen 
fchriftlichen Votum, was als Anhang zu dem Vortrage 
des Ausſchuſſes betrachtet werden koͤnne, zu entwickeln · 
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Diefed Votum wolle er jebt der Kammer vorlegen, das 
mit auf feinen Inhalt bey. der. Disenffion Ruͤckſicht ges 
nommen werden koͤnne. Derfelbe verlieft hierauf fein 
fchriftliches Votum. 

(Beylaige LIV.) 

Hiernaͤchſt erflärt 

der Herr wirkliche Geh. Rath Frhr. von 
Wiefenhbütten: Wenn der Ausfchuß fi) gegen eis 
nige, in dem Art. 2 des Geſetzesentwurfs enthaltene, 
Die Nichtigkeit der Veräufferung nad) fich ziebende, Forms 
Kichfeiten erflärt habe, fo müfje er ganz die Anficht des 
Ausjchuffes theilen. Er glaube aber noch etwas weiter 
geben zu müflen. Der verfaufende Staat müffe zwar 
gegen Unterſchleife fiher geftellt Ton; allein man dürfe 
darum doc dem Gefchäfte Feine allzu — Schwierig⸗ 
keiten in den Weg legen, und den bedaͤchtigen Kaufliebs 
baber nicht von dem Kaufe abfchreden. 

Die, bey ihrer Unterlaffung eine Nichtigfeit zur 
Solge habenden, Hörmlichfeiten dürften Daher zu befhräns 
ten jeyn: | 

a) auf bie öffentliche Bekanntmachung in ber Lands 
zeitung und auf einen Anfchlag an dem Orte der geleges 
nen Sache und in dem Hauptorte des Landrathsbezirks, 

b) auf öffentliche Verfteigerung, — 

c) auf Ratification der verfaufenden Oberbehörbe. 

Alles übrige, in dem Art. 2 des Geſetzes, Ents 
baltene möge bloß Snftruction für den Berfaufscommifs _ 
farius feyn, wofür derfelbe, namentlid wenn er unter 
dem Anfchlagspreis zuſchlagen ſollte, verantwortlich und 
zum Erſatz der Koſten verbindlich zu machen waͤre. So⸗ 
bald aber der Zuſchlag geſchehen, und die Ratification 
erfolgt ſey, muͤſſe der Kauf ſowohl für den Käufer, als 
den Verkäufer unwiderruflich feyn. Daß der Anfchlags- 
preis bey-den, um Geldpacht verliehenen, Gütern das 
zwanzigfache bed jährlichen Ertrags, ohne Abzug ber 
Steuern, ausmachen folle, fey billig; allein bey Gütern, 
bie Fruchtpacht lieferten, fey. diefer Anja, wenn die 
Kammertare zum Grunde gelegt werben folle, viel zu 
hoch. Der 15fache Betrag dürfte hier vielmehr der ans 
gemefiene feyn. ’ 

Ob Staatöpapiere nad) dem Nennmwerthe ald baare 
Zahlung anzunehmen ſeyen, darüber beftimme der Ges 
ſetzesentwurf nichts. Da indeffen der Berfauf zur Abs 
tragung ber Staatsfchulden geſchehen folle, fo ſcheine 
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diefe Zahlungsart allerdings fehr zuläffig zu ſeyn, und 
bad zwar um fo mehr, als diefe Zulaffung den Verkauf 
fehr erleichtern werde. | 

Es fey überhaupt möglichft ſchneller Verkauf zu wuͤn⸗ 
fhen, um den Abfluß. des baaren Geldes in das Aus 
land durch die Zinfenzahlung zu filtiren, und den Um 
lauf des Geldes in dem Lande durch Zuräüdzahlung an 
inländifche Gapitaliften zu vermehren; denn nidjt bie 
Maſſe des Geldes allein, fondern auch der fehnelle Ums 
fhwung bdefjelben erhöhe den Wohlftand der Bürger. 

Der Herr Staatsminifter Freyb. du Thil: 
Er koͤnne den Anſichten des Herrn Geheimenraths Freis 
berrn v. Wiefenhütten hinſichtlich des zuleßt beruͤhrten 
Punktes nicht ganz beyſtimmen. Die Annahme von Staates 
papieren an ——— ſey natuͤrlich bey einem pri 
vaten und einem Öffentlichen Verkaufe nicht glei. 
Bey jenem fünne, der Staat eine doppelte Taxe machen, 
die eine über den Werth der Sache, die andere über den 
Werth der Staatspapiere. Bey einem öffentlichen Ver: 
faufe falle das natuͤrlich weg. Wenn bey dem öffentlis 
chen Verfaufe der Staat baared Geld erhalte, fo könne 
er die Papiere felbft Faufen,, und den Gewinn felbft ma 
chen, den fonft der Käufer machen werde. 

Der Herr Geheimerath Freyh. v. Wieſen— 
hütten: Die Regierung koͤnne bloß einige Procente 
Daran gewinneit. 

Der Herr Baron v. Mappes: Es gehe durch 
die Annahme der Staatspaptere nach ihrem Nennwertbe 
nichts verloren. Sobald nämlich die Staatsregierung 
beftimme, daß die Papiere nah ihrem Nominalwertbe 
angenommen werden follen, fo würden dadurch aud die 
Preiſe höher getrieben werden. SL 

Der Anfhlagspreis dürfe gleichfalls nicht zu bob 
gegriffen werben. , Ihm fiheine das Zmanzigfache des 
jährlichen Ertrags, nach Abzug der Steuern, die rl 
tigfte Anſchlagsnorm zu feyn. Durch dem Gedanken, 
wohlfeil zu Zaufen, finde fich von felbft eine größere 
Concurrenz von Käufern, und dieſe Concurrenz treibe 
von felbft zu höheren Preifen. | 

Der Herr Präfident: Erfey hiermit ganz ein— 
verftanden. Sobald die Zahl der Kaufluftigen ſich mehre, 
werde die zu verfaufende Sache von ſelbſt zum hoͤchſten 
Preiſe getrieben werden. 


— — — v — 
* > 
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SE Der Herr Stantsminifter Freyh. du Thil: 

» Unter dem wirklichen. Werthe bürfe man nicht anbieteit. 
Der Herr Baron v. Mappes: Es komme nur 
arauf an, erit Liebhaber zu der Sache zu befommen, 
uhher treibe ſich der Preis von jelbfi; das beitätige die 
n | | | 


Erfahrung. | 
Ser Herr Geheimerath Freyh. v. Wieſen— 
Atten: Man fey ja vollfoinmen ſicher, fobald ber 
uſchlag unter Vorbehalt. der Ratififation gefchehe. 
Der Herr Baron v. Mappes:. Für dieſen Vor 
—* koͤnne er nicht ſtimmen, weil durch ihn die Käus 
2 abgeſchreckt würden — | Ä 
-- Der Herr Geh. Staatsrath Wernher: In 
ranfreich und in specie im Donnersberge, wo unzaͤh⸗ 
e Domänen verfauft worden, fey auch nur der Vers 
tauf, bey welchem die formes legalus beobachtet worden, 
gültig gemein, und dennody habe er nie den Fa erlebt, 
iß Verkäufe als illegal und nichtig angefochten wor; 













gen. 
Man wolle es dahin geftellt feyn laſſen, ob auch der 
Käufer einen Berfauf, bey dem nicht alle Förmlichkeiten 
eobachtet worden ſeyen, als nichtig anfechten Fönne; es 
fomme hier nur darauf an, diejenigen Verfaufsformen 
enan zu beflimmen, welche als weſentlich zu betrady- 


den. | 
Bortrag des Ausſchuſſes fehe als auffermwefent- 


an: | 
a) die Art, wie ber Anfchlagspreis beftimmt wers 
det folle. Das Geh. Staatsminifterium koͤnne diefe Ans 
ſicht nicht ganz theilen. | I 5 | 
.. Der Staat, welder fein Vernidgen durch Dritte 
verwalten Iaffen müfje, habe Anfprıyh auf den beſonde⸗ 
ren Schuß der Geſetze. So wenig der DVerfauf von 
Gütern ber Minderjährigen beftehen koͤnne, wenn ber 
Zuſchlag unter dem Taratum gefchehe, eben fo wenig 
könnten auch Staatögüter unter dem Taxatum zugefchlas 
gen werden. | | 
auptfächlich fcheine aber die Art, das Taxatum 
zu beitimmen, anzüſtoßen, weil ber Käufer bey derfelben 
mit concurrire, Bey ber Aeftimation von Gütern ber 
Minderjährigen concurrire der Käufer auch nicht; def» 
ſenungeachtet fey der Verkauf nichtig, wenn bie Erpers 
tert nicht beeidigt gewefen feyen. Um mögliche Collu⸗ 
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fionen zu vermeiden, und Beforgniffe zu befeitigen „Panne 

der angefochtene Artifel etwa ſo gefaßt werden: 

„daß ber Anfchlags- Preis als richtig berechnet ange 
fehen werben folle, wenn binnen drey Monaten nad 
ber DVerfteigerung bie obere Domänen Verwaltung 
weder eine Erinnerung mache, noch eine neue Verfteis 
gerung provocire.’’ | 


) Die Verfteigerung bey Licht habe den Zwei, 


den Zufchlag von dem Willen eined Menfchen, fowie 
von dem Zufalle unabhängig zu maden.  Surprises und 
Begünftigungen feyen unmöglich, wenn immer ein Licht 
ohne Gebot abbrennen muͤſſe, ehe zugefchlagen mers 
den dürfe. Diefe Foͤrmlichkeit ſey weſentlich, weil das 
Recht, zuzufchlagen,, durch fie bedingt fey. 

Da übrigens dad Intereſſe des Staats dadurch eis 
nigermaßen ‚gefichert fey, daß nicht unter dem Anfchlage 
adjudicirt werden dürfe, fo Eönne dad Recht, wegen Nicht: 
beobachtung dieſer Förmlichfeit eine neue DVerfteigerung 
zu provociren, ebenfalld auf 3 Monate befchränft wers 
den. Eine richtige Führung der Protofolle werde übris 


gend diefe Schwierigkeiten nicht entftehen lafjen. 


| c) Soviel die lit. b. ded Art. 2 vorgejchriebene 
Unterzeichnung des Protokolls betreffe; fo ſey nicht zu 


" überfeben, daß hier von einem Contracte, der überall 


von den Partheyen unterſchrieben werde, die Mede je. 
Bey Berfteigerungen fey diefe Unterzeichnung um ſo 


. mehr nöthig, ald man denjenigen, der aus dem Haus 


en berausichreie, nicht an der Stimme fenne, ſelbſt 

enn er feinen Namen nenne. . Er werde fich aber wohl 
hüten, in Gegenwart feiner Mitbürger hervorzutreten, 
und einen andern Namen zu unterzeichnen. Die Unter 


ſchrift fey daher fehr wichtig, weil durch fie alle Unges 


wißheit über die Perfon des Steigerers vermieden werde. 
4) Die Vorſchrift lit. c. habe nur den Beweis zum 
Zwecke; fie fey blos reglementarifch, und koͤnne daher 
aus ber Reihe der wejentlichen Formen wegbleiben. 

e) Daß lit. d. des Art. 2 gebrauchte Wort: „mög 


. Lich ft" beziehe fi nur auf den Bezeichnenden. Bloße 


un reiche nicht hin. Beſſer fen vielleicht zu 
eßen: | = ; 
„Nach Nebenlieger, Gewann und Flaͤcheninhalt, und 
wenn es ein Haus fey, flatt Gewann 4 Straße 
f) Was die Befanntmahung des Auſchlagspreiſes 
durch die Landzeitung betreffe; fo koͤnne ber Staat un⸗ 
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möglich die Abfiht haben, feine Bürger zu induciren; 
fie herbeyzuloden und zu unbefonnenen Geboten zu vers 
feiten. Sie müßten vorher willen ; daß unter dem Tara- 
tum sticht zugefchlagen werde, damit fie danach ihr facit 
achen fünnten. Man gebe übrigens zu, daß an bie 
on re die Strafe der Nichtigkeit nicht gefnüpft 
zu werben brauche. | —— 

Auſſerdem koͤnne, ſoviel den Anſchlagspreis bes 

enicht unbemerkt bleiben, daß mar, weil die Lanz 
deöjteuern veränderlich feyen, und weil nad) dem Steuer; 
fuß noch manche andere vorübergehendentaften aufzubringen 
ſeyen, im ihnen wohl feine Laft erbliden könne, welche 
einen Abzug an dem Capital zulaffe. Beruͤckſichtige man 
bierbey nn. daß der Kaufwerth den. Pachtwerth immer 
—— ‚ fo ſey nicht wohl zu zweifeln, daß die Güter 
ohne Abzug der Steuern würden Iosgefchlagen werben 
können. Sollten diejelben aber aud in ſeltenen Fällen 
‘ Feine Käufer finden, fo fönne ja die Staatsregierung 
eine zweyte DVerfteigerung mit verringertem Anfchlage 
verfuchen. 

Der Herr Baron von Mappes: Die Ans 
zundung der Lichter bey dem öffentlichen Verkaufe ftehe 
‚dem Bekannten einmal, zweymal, dreymal des Ausrus 
fers gleich; nur werde dadurd der Partheplichfeit vors 
gebeigt. Bey dem Anfange der Verfieigerung werde 
das erſte Licht angeziindet und ausgerufen, erſtes Licht. 
Erfolge darauf fein Gebot, fo werde das zweyte ange— 
zündet und ausgerufen zweytes Licht. Werde aud 
Dann nicht geboten , fo gefchehe die Anzündung des dritten 
Lichtes mit dem Ausruf: drittes Licht. Sey auch 
das erlofdjen, ohne Erfolgüng eines Gebots, jo werde 
bie ausgebotene Sache zuruͤckgenommen. Sobald aber 
ein Gebot. erfolge, werde ſogleich ein erfted Licht anges 
zündet; erfolge während feiner Dauer fein Gebot, fo 
werde ein zweytes mit feinem Ausrufe angezündet, und 
fo weiter ein, drittes, wenn während des Brennens des 
zwepten Niemand. mehr geboten habe. Sowie aber bey 
Dem dritten Lichte geboten werde, erfolge ſogleich wieder 
Die. Anzuͤndung eines erften Lichtes und der. Zuſchlag 
Lönne nur an ‚den geſchehen, welcher während des Bren— 
nens ber drey Lichter wicht überboten worden fey. ‚Der 
Vorſchlag/ daß die Lichter wenigftens 4 Minuten bren- 
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nen müßten, feine nicht gut ausführbar, werde lange 
Weile verurjachen, und dadurch der Concurrenz fchaden. 
Der Herr Geheime Rath Freiherrv. Wie— 
fenhütten. Die Nacıtheile der Ratification, die der 
Herr Baron von Mappes früher angeführt habe, feyen 
ihm befannt; er halte fie aber dennoch für zweckgemaͤß, 
weil durch fie die vielen Foͤrmlichkeiten abgefchnitten 
werden Eönnten. | 


Der Herr DOberappellationg s Geridt% 
zath Dr. Arens: Er fey durch die, von. dem Herrn 
Staats Minifter du Thil und dem Herrn Geheimen 
Staatsrath Wernher entwidelten, Gründe vollfommen 
überzeugt geworden, baß ber Anſchlagspreis nach dem 
zwanzigfachen des jährlichen — ohne Abzug ber 
Steuern normirt werden fünne. Man koͤnne auf jeben 

au den erften Verkauf hiermit verfuchen, indem bie 

taatsregierung ja immer nod freie Hand behalte, 
bey einem fehlgefchlagenen Verſuche den Anfchlagspreis 
herunter zu feßen und eine neue DVerfteigerung zu vers 
anlaffen. Er gehe daher von feiner früheren Anſicht, 
die er als Referent des Ausfchuffes vertheidigt babe, 
um ſo mehr ab, als es ihm eine der erjten Ruͤckſichten 
j ſeyn fcheine, den Staat gegen Verfchleuderung feine 

ermögens ficher zu ftellen. | 

In der Art, den Anfchlagspreis zu beftimmen, fo 
wie in dem Zufchlage nad) Abbrennung der Lichter, und 
der Unterzeichnung bed Protokolls durch den Käufer 
koͤnne er auch noch jeßt Feine weſentliche Formen erken⸗ 
nen. Es fey hier nicht die Rede davon, ob diefe For 
men zu unterlafien feyen, fondern es frage fich bloß, 
ob an ihre zufällige Verſaͤumung eine Nichtigkeit 
bes ganzen Vertrags zu Enüpfen fey? 

‚Mit den Gründen, die der Herr Regierungscom⸗ 
miffarius anführe, könne man nur die Beybehaltung 
diefer Formen, nicht aber auch das rechtfertigen, daß 
ihre Verfäumung - von felbft eine Nichtigkeit des Der 
trags zur Folge haben muͤſſe. Ganz vorzüglich gelte das 
von dem Mangel der Unterzeichnung des Protofold. 
Es laſſe fich nicht. einſehen, was auf. diefe Unterzeich⸗ 
nung antommen koͤnne, fobald über den Käufer Fein 
Zweifel vorliege. | 

‚_Der, von dem —— Herrn Regierungscom⸗ 
miſſarius gemachte, Vorſchlag hinſichtlich der Bezeichnuug 
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des zu verfaufenden Gegenftandes fey dem, in bem Bes 
ſetzesvorſchlage enthaltenen , offenbar vorzuziehen, weil 
er die Sache hinlänglich bezeichne und. die frühere, Uns 
mtheit entferne. | 
Es ſey übrigens für den Staat, wenn er ben An⸗ 
fhlagepreis nicht vorher oͤffentlich in der Zeitung bes 
machen laſſe, ber Vorwurf, ferne Bürger inducisen 
und fe nantentlich zu einem ihnen nachtheiligen Ankaufe 
ver zu wollen, um deßwillen gewiß nicht zu bes 
ürchten; weil er hierin nur etwas befolge, was bisher 
eder Private bey angeftellten Verfieigerungen aus guten 
Gründen befolgt habe. Daß man zu theuer Faufe, das 
gegen fiyere jeden ſchon an und für ſich die billige Norm 
Anfhlagspreifes. Der Staat folle bier bloß ben 
(gewiß fehr erlaubten) Vortheil nicht aus der Hand 
geben , auch ſolche Leute an den Ort ber DVerfieigerung 
zu Mengen, welche bloß durch die Hoffnung, uͤberaus 
wohlfeil zu kaufen, dahin gebracht werben können. · Die 
Zahl der Eoneurrenten, bey welchen fidy die Luft zu 
Faufen oft erft dann einftellt, wenn fie die Sache ſehen, 
folle bLoß vermehrt, oder, richtiger: nicht vermindert werben. 
Der Herr Präfident: Es fey vielleicht zweck⸗ 
mäßig, für den Berfauf der Domänen, den, nad ber 
Gewohnheit vieler Orte beftehenden, breymaligen Vers 
Fauf einzuführen, Es erwirdert darauf: 
der Herr Geheime Staatsrath Wernher: 
diefer dreymalige Verkauf fey bereitö durch eine Verord⸗ 
nung aufgehoben. | 
c) Zu dem 3. Artifel bemerkt 
der Herr Geheime Staatsrath Wernher: 
Daß die, von der Kammer gewuͤnſcht werdende, andere 
Faffung bereitd bey der Discuſſion in der zweyten Kam⸗ 
mer uachgegeben worben fey. Derfelbe erflärt weiter 
d) zu dem 4, Artifel: | | 
Der Berftelgerer fey unfähig zu bieten; aus bem 
Gegentheil Fönntey große Inconvenienzien entitehen. 
das Wort: Steigerer, welches nah dem Sprachge⸗ 
brauche Bietendeund Letztbietende bezeichne, werde 
Daher beyzubehalten feyn. 
Es erwiebert darauf 
der Hertz Ober⸗Appellations⸗Gerichts— 
ratb Dr. Areng: Der Ausfhuß habe auf die, diefen 
Artifel betreffende, Bemerkung eben fein großes Gewicht 
gelegt , und es werde, obgleich er fie noch jetzt für rich 
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tig. halte, wohl, ohne der Sache zu ſchaden, davon ab, 
ftrahirt werben fönnen. | 
Der Herr Präfident: Bey dem Bieten bürfe 
auch fein, der Berfteigerung immer nachtheiliges, Con⸗ 
fortium unter mehrern geflattet werben. | 
“ "Der Herr Geh. Staatsrath Wernher: Sm 
einem Gonfortium liege Feine verbotene Handlung. Obne 
deſſen Zulafjung werde auch die Concurrenz bey. dem 
Berfaufe bedeutender: Güter vermindert werden. Bloß 
Drohungen und Beitehungen an Dritte, um fie von 
dem Anfaufe abzuhalten, müßten verboten werben. _ 
Des Herrn Grafen v. Solmd-NRödelheim 
Erlaudt : Man findet. — ſogenannte Kippen 
aber auch haͤufig bei der Verſteigerung kleiner Guͤter; 
für dieſe ſeyen ſie doch auf jeden Fall zu verbieten. 
6) Zudem 10. Artikel bemerft . .. 

der Herr Geh. Staatsrath Wernber: Dad 
in biefem Artifel vorfommende Wort: „rechtliche Gr 
währ’ enthalte feine Unbeftimmtheit. Sedermann vers 
ftebe fie, allein das Zuvorbeftimmen des Privatinterefled 
könne zu Ungerechtigkeiten führen ; denn, da 
74.) die gezwungene Abldjung der Privatrenten ge 
ſetzlich noch nicht ausgefprochen ſey, fo fege er den Kaͤu⸗ 
fer des, mit einer Guͤlte behafteten, Grundſtuͤcks in die 
Nothwendigkeit, mit der einen Hand zu empfangen, 
um mit der andern auszugeben. Da er nur das zwans 
zigfache empfangen folle, fo babe er für diefe unange 
nehme Verwaltung feine Vergütung. 
2. R Greife die vorgefchlagene andere Faffung der mi 
lichen Beftimmung einer fünftigen Gefeggebung über Abloͤ⸗ 
fung der Privatrenten vor. Erfcheine dereinft ein foldes 
Geſetz, fo könne die Summe mehr. oder weniger als bad 
zwanzigfache ſeyn. Alsdann müffe aber auch die Ent 
ihädigung gleichwiel betragen; weil ja mit dem gleichen 
Ertrage die Gülte in jedem Augenblide abgefauft wer, 
den koͤnne. es . a 
— 3.) Sey die Vorausbeftimmung bey Gülten, bie ın 
einer parte quota bed Brutoertrags beftehen, gar. nicht 
ausführbar, Der ohnehin ſchwer auszumittelnde Ertrag 
könne fehr gering feyn. Mit dem Capital biefes ar 
fey aber der Käufer eined Wingertsfeldes nicht entf 
digt, weil er, um es ertragbar. zu machen, zuvor Zaus 
fende verwenden müfle, und bie er nicht verwenden 
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könne, wenn er von bem, auf feine Koften hergeftellten, 
vollen Ertrage den dritten Theil,-oder gar die Hälfte 
an den Zinsberechhtigten abgeben folle. 
Faͤlle, wo von Staatsgütern Gülten abzugeben feyen, 
wärben nicht oft vorfommen, und für diefe feltenen Fälle 
genge ‚ber allumfafjende Ausprud: „rechtliche Ge 
-währ. | 


Es Auffert barauf Ä | 
‚ ber Herr Oberappellationg-Gerichtsrarh 
Dr. Arens: Nach den, von dem Herren Regierungss 
commifjarius entwidelten, Gründen feyen . allerdings 
Fälle denkbar, in weldyen bie von dem Ausfchuffe vor: 
geichlagene andere Faflung nicht ausreiche, und große 
Schwierigkeiten veranlaffe. Es werde daher bey der urs 
ſpruͤnglichen Faſſung um fo eher belaffen werden fönnen, 
als ed Sache des Richters ſey, in jedem concreten Falle 
nad) den vorliegenden , fehr mannicfaltigen, Verbält- 
niffen die Größe der Gemährleiftung zu beftimmen. . 

f.) In Beziehung auf den A5ten Art., wird von 

dem Herrn Baron von Mapppes bemerft: daß 
in ber Provinz Rheinhefien Feine Landrichter und Land» 
fihreiber eriftirten, es werde daher der Zufaß : 

„oder durch befondere Bevolmächtigte aus der Mitte 

ber Kreisgerichte.“ 3 Ä 
zu biefem Artifel nothwendig werben. 


g) Zu dem 17. Art. erflärt | 
der Herr Geh. Staatsrath Wernher: Daß 
bie Regierung ben, zu demſelben in Borfchlag gebrach⸗ 
ten, Zufaß unbedenklich nachgeben werbe. | 
Da hierauf weiter feine Bemerkungen erfolgen, fo 
wird von dem Präfidium die Discnfion für geichloffen 
erflärt, und bie Abftimmung über den, die Abtre— 
tung des Privateigentbums für Öffentlide 
Zweecke betreffenden, Gefegesentwurf durch Vorlegung 
der ſechs Fragen veranlaßt: | 
4.) Will die Kammer auf der, früher von ihr vorge 
ſchlagenen, Faffung im 10, Art. bebarren, welche 
fo Tautet: „‚entweber dem Gerichte der geleges 
nen Sache, ober, wenn bloß die Größe ber Ent 
“ — den Gegenſtand des Streites bildet, 
ey dem ſo 
dern durch den Contract begruͤndeten Gerichte?“ 


% 


nft zuftändigen . gemeinen oder beſon⸗ 
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2.) Will die Kammer 58* zweyten Kammer au 

ſchließen, welche ber allen 
allen, wo über die Größe der Entfchädigung . 

gerichtlich zu enticheiden, die Klage bey dem 
ſtaͤndigen Gericht der gelegenen Sache anzı 
gen ſey, ohne Unterfchied, ob 9 en ben Ei 
genthuͤmer, oder ob von ihm Klage erhoben 
werde? 


3.) Will die Kammer dem Antrag der zweyten Kammer 
beytreten, daß nach den Worten „dem Staate“ 
die Worte eingeſchaltet werden: „oder den Ge 
meinden, innerhalb oder aufferhalb ihrer Gemar 
fung , weldye ein folches Foffil zu gemeinnügigen 
und nicht bloß vorübergehenden Zweden verwen 

den wollen ? ’ | 

4.) Will die Kammer den Artikel annehmen, wenn 
die Worte: „und auſſerhalb“ wegbleiben ? 

5.) Will die Kammer den von der zweyten Kammer 
in Vorſchlag gebrachten Zufat zum Aiten Art. 
annehmen, der fo lautet: „Immer kann aber 

‚ nur auf dem gemeinen, und niemals auf den 

‚N —— Ruͤckſicht genommen wer⸗ 
den 

6.) Will die Kammer dem Antrag der zweyten Kam⸗ 
mer und ihres Ausſchuſſes gemaͤß, bey bleibender 
Verſchiedenheit der Meinungen beyder Kammern, 
es der Staatsregierung uͤberlaſſen, diejenige An 
ſicht, welche ihr als die ſachgemaͤßeſte erſcheint, 
zu waͤhlen? 

Don dieſen Fragen wird die erſte bejahend be 
antwortet, und bie zwepte, als durch die Beantwor 
tung ber erfteren bereits erledigt, übergangen. Bon 
den übrigen dagegen wird bie dritte mit Nein, bie 
vierte, fünfte u. fechste aber werben einftimmig mit Ja 
beantwortet. 

Der Herr Präfident eröffnet hierauf der Kam 
mer, daß. nad) einer vertraulichen Mittheilung des Präs 
fidiums der zweyten Kammer die mehrſten Mitglieber 
derfelben beſchloſſen hätten: des Großherzogs Königl. 
Hoheit um gnädigfte Gewährung 14tägiger Gefchäfte 
ferien zu bitten. Er laͤßt fogleic über die Frage: o 
ſich die erfte Kammer diefer Bitte anjchließen molle ? ab⸗ 
ſtimmen, und erhaͤlt von den ſaͤmmtlichen Mitgliedern 
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einung iſt, daß in allen 
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ver Kammer, mit Ausnahme zweyer Stimmen, eine 
bejabende gg 8 ber vorgelegten Frage. 
Hierauf wird bie Sitzung aufgehoben, nachdem noch 
zuvor auf den Antrag bed Präfidiums der vorläufige 
Entwurf einer Dankadreſſe an des Großherzogs Königl. 
Hoheit für das Geſchenk der naͤchſtens publicirt werden⸗ 
den Verfaſſung einmäthig befhloffen worden if. 


| Beglaubigt: u 
Riedeſel. v. Wreden. Dr. Arens. 
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‚Dreyundvierzigfle Sikung 
in dem Situngsfaale der erften Kammer ver 

| Landſtaͤnde. 

Darmſtadt am 2ten Decembet 1820. 





Unter dem Vorfitze des Herrn zweyten 
Ä Dräfidenten 
Abweſend: 


Des Herrn Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht. 


Das Praͤſidium eroͤffnet die Sitzung mit Vorlegung 
der eingegaͤngenen Erlaſſe, namentlich: 
1.) des tee vom 18. Dee. betreffend 
die feyerliche Publication der Verfaſſungsurkunde; ) 
2.) eines Communicats ber zweyten Kammer, wos 
durch fie die erfte von ihrer Bitte um 14tägige Geſchaͤfts⸗ 
ferien benachrichtigt. 
chi — Eingaben werden ad acta zu nehmen be 
oſſen. 
Es verlieſt ſodann der Herr Geh. Staatsrath von 
Wreden die von ihm entworfene, und in der vorigen 
Sitzung beſchloſſene Dankadreſſe. Dieſelbe wird, als die 
Gefuͤhle und —— der Kammer vollkommen aus⸗ 
druͤckend, einmuͤthig genehmigt. 
(Beylage LV.) 
Ferner wird ein, die Abtretung bed Privateigen⸗ 
thums für. öffentliche Zwecke betreffendes, Tommunicat 
an bie zweyte Kammer zur Genehmigung vorgelegt, 
und einftimmig genehmigt. | 
Zum Schluffe wird der Entwurf des an des Groß her—⸗ 
zogs Königl. Hoheit zu richtenden Geſuchs um 14tägige 
Gefchäftsferien zur Bilfigung vorgelegt, und, nachdem 
dieje einftimmig erfolgt ift, die Sigung von bem Praͤ— 
fivium aufgehoben. a 
se Beglaubigt: 
Riedefel. Dr. Arens. v. Wreden. 


RRARRARANAN RAN 





*) Diefer Erlaß ift gleihlautend. mit dem, &. 99 des Ofen 
Hefte der Verband. der. zwepten Kammer, abgebrudten. 
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- Bierundvierzigfte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer der ie 

— andſtaͤnde. 
| Darmitabt am Biten December 1820. 





Geſchehen in den vereinigten. beyden Kammern 
| der Staͤn deverſammlung. 





In Gemaͤßheit des, an die beyden Kammern ber 
Stände ergangenen ,: böchften Reſcripts vom 18ten d. M. 
verfügten ſich die ſaͤmmtlichen Mitglieder der erften Kams 
mer der Stände mit Ausnahme bed, durch Kranfheit ver- 
hinderten, Zandgrafen Louis von Heffen Durchlaucht 
unter dem Bortritte ihred- Herrn Präfidenten- in den Gis 
zungen ber zweyten Kammer zu einer öffentlichen 

igung. | 
Nachdem fie ſich dafelbit zur Rechten der, für ben 
Großherzoglichen Staatsminifter errichteten, Nebners 
bühne auf ihre Site niedergelafen hatten, trat der 
Großherzoglidhe Staatsminifter von Grolman, begleitet 
von den übrigen Mitgliedern des Großherz. Geh. Staats⸗ 
minifteriums und dem Großherz. Geh. Legationsrath Heis 
nemann, in den Saal, und beitieg fogleih die Nebs 
nnerbühne. Derfelbe hielt hierauf eine Rebe ), und ließ 
die Verfaffungsurfunde **) aus dem, auf Pergament 
gefhriebenen und in rothen Sammet eingebundenen, Dris 
ginale durch ben Großberzogl. Geh. Legationdrath Heines 
mann öffentlidy vorlefen und verfünden. 

Nach beendigter Vorlefung und ber darauf von dem 
Großherzog. Staatsminifter gehaltenen Schlußrebe übers 





*) ©, Seite 129 d. 9. Hefts u. **) Beyl. CLXX. beffelben Hefts 
d. Verhdl. d. 2ten Kammer ber Landft. 
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reichte derſelbe dem Herrn Praͤſidenten der erſten Kam 
mer das Document, um es in dem ſtaͤndiſchen Archive 
aufbewahren zu laſſen. 

Die Mitglieder beyber Kammern erhoben ſich hierbey 
von ihren Sigen, während ber Herr Präfident ber erften 
Kammer die Gefühle der Liebe und Dankbarkeit der bepden 
Kammern in folgenden Worten ausfprady: Ä | 

„Se. Königliche Hoheit der Großherzg haben unfere 
Wuͤnſche erhört, und ung durch dieſe vollitändige Der, 
faffungsurkunde einen nenen Beweis ihrer väterlichen 
Liebe gegeben. Jeder von und iſt gewiß von dem 
innigften Dankgefuͤhle durchdrungen, und Jeder wird 
freudig mit in den Ausruf einflimmen : 

Es lebe der Großherzog! 

Dreimal wurbe hierauf dem verehrten Fürften ein 
einftimmiges Lebehoch gebracht. Der —— 
Staatsminiſter verläßt hierauf mit den übrigen Mitglie—⸗ 
dern bes Minifteriumd den Saal, worauf fi and die 
erfte Kammer aus bemfelben entfernt. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arnd. v. Wieden. 
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Yin ———— 2 12. — 
4 FSuͤnfundvierzigſte Sitzung 
öl: dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Beet Landſtaͤnde. | 
Darmitabt am Sten Januar 1821. 
Unter dem Borfige ded Herrn zweyten 
Praͤſidenten. J 


Abweſend: | | 
des Landgrafen Louis von Heffen Durchlaucht, ber 
Herren Grafen von Stolberg, von DVfenburg 
Büdingen und von Erbad-Fürftenau Erlaudten 
‚und der Herr Prälat Dr. Schmidt. 


I. Die Protofolle der legten Sitzungen vom 18ten, 
20ten und 2iten «December des, vorigen Jahre werben 
vorgelefen und genehmigt. | | 

Das Praͤſidium legt fobann der Kammer bie 
neuen Eingaben vor, namentlich 

1.) ein Minifterialrefcript vom 20. Dec. v. J., 
was bie nachgefuchten 14 tägigen Gefchäftsferien bewilligt. 

Es wird deſſen Regiftrirung ad acta befchloffen. 

2.) Mehrere Communicate der zweyten Kammer. 
Diefelben betreffen : —— 

a) den Beſchluß der zweyten Kammer hinſichtlich der, 
in Antrag gefommenen proviforifchen,, Behfegung des 
Entfhädigungsbetrags für die bannberechtigten er.*) 

b) den Antrag der Abgeordneten Herren Lochmann, 
Engeroff und Weber auf die Aufhebung des Holzmagas 
zind in Darmftadt und die Öffentliche Verfteigerung alles 

—9* aus den Domanialwaldungen in dem Oberforſte 
adt, **) 
) Den Antrag ber Abgeordneten Herrn Mayer aus 
Grünberg, Geiffel und Reuter, binfichtlich der Erbver⸗ 
eg bey ben Suftizämtern der Provinz Ober 
en. | 





*) Siehe die Beyl. CXL. des achten Hefts ber Verhandl. ber 

u sweyten Kammer der Lanbft. r 

z 2 ©. d. Beyl. CXLI. u. CXLII. ebendaſelbſt. 

N ”#) &, d. Beyl. CXLVIIL u. CXLIX. bes 9, Hefts d. Ber⸗ 
handl. des zweyten Kammer ber Landfl, 
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-  d) Den Antrag der Abgeorbn. Herren Piftorius aus 
Worms und Kertel. aus Mainz, bie Aufarbeitung der 
Kücdftände bei dem Kreisgerichte in Mainz betr. !) 

e) Den Antrag bed Abg. Herrn Heyer, die Staats, 
regierung um Befeitigung der Hinderniffe einer genuͤ⸗ 
— Suftigpflege bey dem Hofgerichte in Gießen zu 
erfuchen. *) SE 
| f) Die Vorftellung der Stabt Friebberg, wegen 
Uebernahme der ihr belaffenen Landesfchulden und gleis 
her Behandlung wie die andern Städte des Landes. ’) 

5) Den Gefegesentwurf über die Verwandlung der 
Privatzehnten in Grundrenten. ) 

h) Den Antrag des Abg. Herrn Krönde, die Re 
ception der, in bem Lande gebornen, Unterthanen be 
treffend. °) . 

i) Den Antrag bed Abgeordneten Freiberrn v. Ga 
gern, die Befferung des Zuftandes der proteftantijchen 
Kirche ber. ) | 

Bon diefen Eingaben werden bie von a bis f incl, 
an ben dritten, die von g.bis i an ben zweyten Aus 
ſchuß zur gütachtlichen Berichtserftattüng vermwiefen. 

‚ DL. Hierauf erflattet der Herr Geh. Staatörath 
v. Wreden Bericht des zweyten Ausſchuſſes über den 
Antrag des Herrn Abg. Mayer von Grünberg, die 
Befhränfung des Häufirhbandelg betr. 

— (Beylage LVI.) 
und der Herr Praͤſident hebt die Sitzung auf. 


Begiaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 


— 


:) ©. Beyl. CXXII und CXXIII. des 6. Hefts, und Beyl. 
GXLVI. und CXLVII. des 9. Hefts der Verhandl. der 
zweyten Kammer der Landſt. | e 35 

—2) S. Beyl. CXLIV. u. CXLV. des 9. Hefts ber Verbdl. 
der zweyten Kammer der Landſt. EEE 

») ©. Beyl. CXXX. des 7. Hefts der Verhdl. der zweyten 
Kammer der Landfl, _ | — 

) ©; d. Beyl. CLIX. des 9. Hefts der Verhdl. der zweyten 
Kammer der Landſtände. PIRATEN 

*) Siehe die Beyl. CLX., CLXL u; CLXII. ebendaſelbſt. 

*) ©. Seite 101: des 3. Hefts u. Behl. CXXIX. b. 7. veſts 
des Verhdl. ber zweyten Kammer der Land 
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Sehsundvierzigfte Sitzung 
"sin dem Sikungsfaale der erften Kammer der 
Ä Laandſtaͤnde. | EEE 
Darmfadt, am 12fen Januar 1821. 





Unter dem Vorfitze des Herrn zweyten 
ER Praͤfidenten. 
Abweſend: | Se Bi er 
des Landgrafen Louis von 8 en Dorchlaucht und des 
Herrn Grafen von Erbach⸗Fuͤrſtena u Erlaucht. 


| | 


I1.. Nah gefchehener DVerlefung und Genehmigung 
ded Protokolls der vorigen Sitzung maht 
_._ H. das Präfidium die Kammer befannt mit einem 
Schreiben des Großherzogl. Hofgerichtsadvocaten Dr. 
Breidenbah aus Darmftadt, wodurch derfelbe feine, als 
Bevollmächtigter der fämmtlichen unbefpannten Gemeinde» 
leute zu Biebesheim ıc. verfaßte, Denkſchrift, die Nes 
ception unbefpannter Beyfaffen in die Gemeinden. betr., 
ber Kammer überreicht. BR er Ä 

Diefe- Eingabe wird einftweilen, und bis die Sache 
durch Mittheilung ber zweyten Kammer werde Gegen 
—* — Berathung werden, ad acta zu regiſtriren be⸗ 

oſſen. | | — 
III. Es werben hierauf von dem dritten Ausſchuſſe 
mehrere Vorträge erſtattet, namentlich: 

4.) durch des Herrn Grafen zu Yſenburg⸗Buͤdingen 
Erlaucht, ſchriftlicher Vortrag über den Antrag des 
Abg. Herrn Krönde, den Wechſel der Feld- und 
Waldwirthſchaft ber. _ Ba 

u —CcBeylage LVU.) 

2.) Durch ben Herrn Geh. Staatsrath v. Wreben 
mündlicher Vortrag über den, von der zweyten Kam⸗ 
mer gefaßten, Beſchluß, daß fie dem Antrage ber eriten 
Kammer, die Staatsregierung um baldige proviforifche 
Feſtſetzung des Entihädigungsbetrags für die bannbes 
rehtigten Müller zu erſuchen, nicht beytreten könne. 


Mo Heft ZI. 


Der Antrag des Ausſchuſſes geht dahin? die Staats, 
regierung nunmehr, nad Anleitung des Art. 82 der 
Berfaffungsurfunde,, von dem gefaßten Beſchluſſe in 
Kenntniß zu feßen. e% a 
3.) Durch ben Herrn Prälaten Dr. Schmidt mind 
Ficher "Vortrag Über die, von dem Herrn v. Edel 
in Mannheim geführte, Beſchwerde über 
Grobndeprägravation. 

Der Ausfchuß trägt darauf an: daß dieſe Beſchwer⸗ 
beführung, weil weder die behauptete Prägravation, 
noch eine bereits Statt gefundene Enthoͤrung von Seiten 
der hoͤchſten Staatsbehödrde befcheinigt, vorliege, dem 
Großperzogl. Geh. Stantsminifterium zur allenfalld ger 
eigneten Berüdfihtigung empfohlen werden möge. 
4) Durch denfelben, mündlicher Vortrag über den 
Antrag der Abg. Herrn Mayer von Grünberg, Geißel 
und Reuter, die Berzögerung der Erbverthek 
Iungsfahen bey den Juftigämtern der Pr 
vinz Oberheſſen betreffend. Der Ausſchuß trägt 
beftimmt durch die, in ber zweyten Kammer ben 
angeführten, Gründe, barauf an, dem Beſchluſſe der 
zweyten Kammer: —— 
daß die Staatsregierung zu erſuchen ſey, zur Beſor⸗ 
derung der Erbvertheilungsfachen bey ben Juſtiſ 

tern der Provinz Oberheſſen unverzüglich die Mi 
erforderlichen Manfregeln eintreten zu laffen; ; mit 
Ruͤckſicht auf die, darüber in der. Kammer gemachten, 
- Anträge und Bemerkungen —2 
beyzutreten. Be 
5) Durch denfelben, münblicher Vortr über die 
yon der Stadt Friedberg eingereichte, .d 
ihr angeblich. belaffenen, Landesfchulden k 
betreffende, Denffdrift. re 
- Der Referent erftattet hierüber der Kammer and den 
von ber zweyten Kammer imitgetheilten , Aetenftüden 
ausführlichen Bericht, und trägt Darauf an, daß ſu 
die Kammer dem, von der zweyten Kammer dahin ge 
faßten Befchluffe: | re 
die Staatsregierung fü, wie im $. 17 des, von dem 
dritten Ausſchuſſe erſtatteten, Vortrags angetragen 
32 an erfuchen, | | 
anſchließen möge. —4 

6.) Durch den J Ober⸗Appellation ——— 

Dr. ürens ſchriftlicher Vortrag über den Antrag de 
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Abgeordn. Herrn Heyer, bie Beförderung einer 
prampteren Juftizpflege bey dem Hofgerichte 
zu Gießen betr. Ber | 

CBeylage LVII.) 

7) Durd den. Herrn Baron von Mappes fchrifts 
Iiher Bortrag über die Motion der Abg. Herxu Piftos 
rius aus Worms und Kertel aus Mainz ie Aufs 
arbeitung der Rüdftände bey dem Kreisge— 
richte in. Mainz betreffend. | 

(Beylage LIX.) 

8.) durch des Herrn Grafen zu PWfenburg » Büdins 

en Erlaucht mündlicher Vortrag über die, von den Abg. 
ern Lohmann, Engeroff und Weber eingereichte, 
auf Aufbebung des Holzmagazind in Darm 
ſtadt und die Öffentliche Verſteigerung alles 
Holzes aus den Domanialwaldungen des 
DberforftesDarmftadt gerichtete, Motion. Nach— 
bem der Herr Peferent aus den, über diefen Gegenftand 


- 


in ber zweyten Kammer Statt gefundenen, Verbands , 


Sungen ausführlichen Bericht erftattet hat, Auffert er, 
als einftimmige Anficht des Augfchuffes , folgendes: Eis 
nes Antrags auf Aufhebung des bisher beftandenen Holze 
magazind bebürfe es nicht mehr, weil fi aus dem 
Budget ergebe, daß die Staatsregierung den, zur Uns 
terbaltung dieſes Magazins aus der Staatsfaffe bisher 
gegebenen, Zufchuß für das Jahr 1824 nicht mehr ald 
Ausgabe fortführe. Es fey unftreitig Sache der Stadt 
Darmitadt, für ihre Armen zu forgen und man müfle es 
daher lediglich ihr überlaffen , wie und auf welche Weife 
fie zur Unterftügung der Bedürftigen ein Holzmagazin 
anlegen wolle. Dem Staate fönne hierbey ein Zuſchuß 
um fo weniger zugemuthet werden, als ohnehin ein 
großer Theil der Staatseinfünfte in Darmftadt verzehrt 
werde, die Stadt mithin, im VBerhältniffe zu den übrigen 
Städten und Orten des Großherzogthums „ ſchon größere 
Vortheile genieße. Sobald nun aber ber, von dem 
Staate zu dem Holzmagazin aus den Domanialmalduns 
en bisher geleiftete, Sufhuß wegfalle, fey es: ganz 
achgemäß und confequent, das ſaͤmmtliche Holz aus den 
Domanialwaldungen des Oberforfts Darmſtadt oͤffentlich 
verfaufen zu laſſen. Dadurch werde die Staatscaſſe 
eben fo ſehr gewinnen, als der Reſidenzſtadt die Moͤg— 


lichkeit gegeben werde, dasjenige Holz, was ſie fuͤr ihr 


Holzmagazin beduͤrfe, und was ſie nicht aus ihren ei⸗ 
Heft II.d. Verhdl. d. erſt. Kammer. 1820. € 


”, 
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genen Waldungen aufbringen könne, kaͤuflich an fich zu 
bringen. ; | 

IV. Die Tagesordnung führt nun zur Diecuffion 
über den, Die Befhbränkfung des Hauſirhan— 
dels betreffenden, Autrag des Abg. Herru Mayer aus 
Grünberg. / | 2 

In Beziehung auf denfelben bemerkt | | 

der Herr Baron v. Mappes: Eine Einihräns 
fung des, von Juden getrieben werdenden, Hauſirhan— 
dels fcheine nur da geboten zu.feyn, wo Die öffentliche 
Sicherheit Durch ihn. gefährdet werde. Ein gänzliches 
. Verbot befjelben fcheine darum nicht ausführbar zu jeyn, 
weil fih die Juden nod zur Zeit dem Ackerbaue, den 
Handwerfen, und anderen, in der menfchlicyen Gefell 
fchaft üblichen, Arbeiten nicht widmeten, und fid auch 
nicht vorherfeben laffe, wann fich diefes einmal Andern 
werde; man werde ihnen daher die ihnen nethige Mits 
tel, ihren Lebensunterhalt zu erwerben, nicht entziehen 
dürfen. Man werde aber die Nachtheile des Hauſirhan— 
dels durch Erſchwerung der Patentertheilungen, durd 
Annullirung der, auf Privatpfänder contrahirten, Schul— 
den wohl vermindern fünnen. 

Mas die, nad Mufter verfaufenden reifenden, Kauf 
feute betreffe,, fo werde durch’ dieje Leben und Bewegung 
im Handel und Wandel, Wetteifer in Vervollkommnung 
der Fabricate, wohlfeilere Preife und Geldcireulattion 
befördert, und wenn aud hier und da einige Kleinhänd- 
ler dadurch in Nachtheile kaͤmen, fo werde die Staats⸗ 
regierung darauf feine Nückficht nehmen fönnen, weil 
fie feinen einzigen der verbundenen Ringe ber. großen 
Bewegung des Handels als unbedeutend betrachten dürfe 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hobeit : Ihm 
fheine es am fachgemäßeften , die Staateregierung bloß 
im Allgemeinen auf diejenigen Momente aufmerkſam zu 
machen, welche bey einer Beichränfung des Hauſirhan⸗ 
dels zu berücdfichtigen fegn dürften. Unter diefen Mo 
menten fcheine der Unterfchied zwifchen den Städten und 
dem platten Lande vorzügliche Aufmerffamfeit zu ver— 
dienen. Nicht mit Unrecht ftelle man das Haufiren ald 
in polizeilicher Hinficht gefährlich aus dem Grunde dar, 
weil fich nicht felten unter den Haufirern Mitglieder 
von Diebebanden befänden, welche dann durch den Zu— 
‚tritt in die Haͤuſer die Gelegenheiten und Localitäten 
auskundſchaften koͤnnten. Diefem Uebel werde man aber 
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durd eine Verordnung, welche den Haufirern das Hers 
um‘ragen_der Waaren in die Häufer unterfage, und 
ihnen bloß das Feilhalten ihrer Waaren in beitimmten 
Häufern oder Plägen erlaube, wenigitend zum Theile 
begegnen koͤnnen. Ä 

Der Herr Präfident: Eine foldhe Verordnung 
feheine ihm mehr reglementarifh, als der Gegenftand 
einer, an bie Einwilligung der Stände gebundenen, Ger 
ſetzgebung zu feyn. Vorzuͤglich wichtig jcheine ihm die, 
leider! von der Regierung nicht hinlaͤnglich beobachtete, 
Borficht in Ertheilung der Haufirfcheine zu feyn, indem 
dieſe Scheine nicht felten, — wie diefes noch vor eis 
niger Zeit bei einem, in Altenfchlirf aufgegriffenen, 
baufirenden Räuber der al geweſen ſey, — an ge 
faͤhrliche Menichen ausgetheilt würden. | 

Des Herrn’Grafen u Solmd- Rödelheim 
“ Erlaudt : Er halte eine Beihränfung des Hauſirhan⸗ 
dels darum für nothwendig, weil in ihm offenbar eine 
Ungeredhtigfeit gegen die Ortsfrämer liege. Auf jeden 
Fall müßte aber dafiir geforgt werden, daß die Haufir 
ſcheine nicht durch Abfchriften verdoppelt würden, wie 
diejes von denjenigen, die einen Haufirfchein geldit häts 
ten, geichehe. | 

Der Herr Geh. Staatdratb von Vreden: 


Vorzüglich wichtig fcheine ihm die möglichfte , Vorſicht 


bey Ertheilung der Haufirfcheine, zu feyn. Dadurch werde 
der Gefahr , die das Haufiren in polizeilicher Hinficht 
begründe, am beften abgeholfen werden Finnen. 
Des Herrn Grafen von Yſenburg-Buͤdin— 
gen Erlaudht: Ueber das Haufiren beitünden bereits 
gute Verordnungen, und ed würde die Staatsregierung 
bloß zu eriuchen_feyn , fie einer Revifion zu unterwerfen. 
—V. Das Prafivium läßt hierauf über den, den 
Verkauf der Großherzogl. Domänen betreffen« 
den, Geſetzesentwurf abſtimmen, und legt zu dem Ende 
hieruͤber folgende Fragen zur Beantwortung vor: 
1.) Bil die Kammer den erſten Artikel, fo wie er 
von der Staatsregierung vorgelegt ift, und der 
fo lautet: | 


( Legatur. ) 
annehmen? 
Diefe Frage wird einftimmig mit Nein beantwortet? 


2.) Will die Kammer fid) dem Vorfchlage der Be | 
Kammer; ftatt der Worte: „zu jeder Zeit‘ 


E 2 
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‚die Worte: — Ablauf von 30 Saprent, 
zu ſetzen, anfchließen ? 

Diefe Frage beantworten. 9- Stimmen gegen 4 mit Wein. 

3.I Will die Kammer darauf antragen, daß jtatt der 
Worte: „zu jeder Zeit” die Worte: „big 
zu dem Ablaufe der gefegliden Berjäh 
rungszeit’, in den Art. aufgenommen werden ? 

. Diefe Frage wird von 10 Stimmen gegen 3 mit Ja 

beantwortet. 

4.) Will die Kammer den Art. 2, fowie er vorge⸗ 
ichlagen worden ift, annehmen ? | 

Diefe Frage wird einjtimmig verneint. 

5.) Sit die Kammer der Meinung, daß binfichtlich der, 
in dem Gefegesentwurfe vorgefhriebenen, Foͤrm⸗ 
lichkeiten zwiſchen weſentlichen und nicht wejents 
lichen Sörmlichkeiten unterjchieden werden müfje? 

Auf nn Frage folgt eine einftimmige Bejahbung. | 

6.I Will die Kammer, nah dem Antrage des And 

ſchuſſes, zu den wefentlichen Foͤrmlichkeiten zählen: 
a) die Bezeichnung der zu verfaufenden Güter durch 
den Großherzog; 

by die Seffentlichkeit bes Verkaufs; 

c) Bekanntmachung des Verkaufs durch das Re 
gierungsblatt und Die Zeitung; 

d) Verſteigerung durch einen befonderen Commiffas 
rius in Gegenwart des Nentamtmanng; 

e) Defanntnacung des Anfchlagspreifes bey ber 
Verfteigerung ? 

- Sämmtliche Stimmen verneinen biefe Frage. 

7I Will die Kammer, daß die übrigen, in dem Ars 
tifel noch weiter vorgeſchlagenen Foͤrmlichkeiten, 
namentlich 

a) die Lit. a vorgeſchriebenen Formen für bie Be 
fimmung des Anfchlagspreijes ; 

b) bie Formen hinſi chtlich der anzuzündenden Lich» 
ter Lit 

e) die Lit, hund i verzeichneten Formen des Pros 

tokolls, ald nicht wefentliche, d. b. feine Nichtigs 
feit des ganzen Vertrags zur Folge babenden, 
Foͤrmlichkeiten betrachtet werden follen? 

Dieje Frage wird von 9 gegen 4 Stimmen verneint. 

8.) Will die Kammer in Beziehung auf die Formlichs 
feiten, welche bie Feftfegung des Anfchlagspreries 
und den Gebrauch der Lichter betreffen, und bie 
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.fih Lit. e und g bed Art. 2 näher angegeben 
finden, den neueren Vorſchlag des Großherzügl. 
Negierungscommiffarius annehmen: „daß diefe 
— als gehoͤrig gewahrt betrachtet werden 
ſollen, wenn binnen 3 Monaten die obere Dos 
mänenyerwaltung dagegen weder Erinnerungen 
macht, nod) eine neue Verjleigerung provocirt? 

Steben Stimmen gegen feh8 verneinen diefe Frage. 
9) Bill die Kammer, daß nad) dem Inhalte des Ges 
fegegentwurfd Lit. d der Anfchlagspreis vorher 

‚jedesmal durch die Landzeitung Öffentlich befannt 

emacht werde? — | 
9— dieſe Frage beantworten 7 Stimmen gegen 6 mit 
ein. 
10.) Soll nach dem Geſetzesentwurfe der Anſchlags— 
preis in dem Zwanzigfadhen. des jährlichen Ers 
trage ohne Abzug der Steuern beftehen ? 
Diefe Frage beantworten 9 Stimmen gegen 4 'mit Ja. 
44.) Soll nad) der Anficht des Herrn Staatsminifters 
—— du Thil: „das zwanzigfache des bis— 
erigen Ertrags zwar dad minimum bed Ans 
ſchlagspreiſes, d. h. des Angebotes ſeyn, foll es 
aber der Staatsregierung freigegeben werden, den 
Anfchlagspreis zu erhöhen, fo oft ihr Gründe das 
zu vorzuliegen fcheinen *? 
Diefe Frage wird von 12 Stimmen gegen 1 mit Ja 
beantwortet. Ä — Eee 
412.) Soll der Staatsregierung, nah dem Beſchluſſe 
ber zweyten Kammer, das Recht gegeben werben: 
„in bem Falle des nicht erfolgenden Angebots, 
nach einer weiteren Abſchaͤtzung, den Anſchlags— 
preis herabzuſetzen“? 
Diefe Frage beantworten 11 Stimmen gegen 2 mit Sa. 
413.) Soll nad) der Anſicht des Herrn Geh. Raths 
Freiheren v. Wiefenhütten in den Hallen, in 
welchen das zu verfaufende‘ Gut Fruchtpacht 
gegeben hat, ftatt des Zwanzigfachen des jähr- 
lien Ertrags, bloß das Fünfzebnfache zur 
Betimmungsnorm ded Anfchlagspreijes gemacht 
werden? Bu 
Yuf dieſe Frage erfolgt von 10 Stimmen gegen 3 eine 
verneinende Antwort. 
14.) Iſt die Kammer ber Meinung, daß bey dem Vers 
faufe der Domänen, Staatspapiere nach ıhrem 
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Kominalwertbe an Zahlungsftatt angenommen 
werden follen ? 2 
Zwölf Stimmen gegen 4 beantw. diefe Frage mit Nein. 
15.) Hält ed die Kammer für zweckgemaͤß, daß für 
den Verkauf der Domänen ber am einigen Or— 
ten übliche dreymalige Verkauf eingeführt werde? 
Einftimmig wird diefe Frage mir Nein beantworte. 
416.) Stimmt die Kammer dafuͤr, daß nach dem neue 
ren Borjchlage des Großherzoglichen Regierungs— 
commiſſarius fjtatt der, in dem Art. 2 Lit. d be 
findlihen, Worte: „moͤglichſt genaue Be 
zeihnung‘ die Worte „Bezeihnung nad) 
Nebenlieger, Gemarkung und Fläden 
inbalt und bey Häuſern nad der 
Straße fubftituirt werden ? 
Diefe Frage beantworten fAmmtliche Stimmen mit Ga. 
17) Will die Kammer dem, von der Staatsregierung 
bereitö zugegebenen, Borfchlage der zweyten Kam: 
mer, nad welchem in dem Art. 3 an die Gtelle 
der Worte: „auf der Stelle‘ die Worte: 
—,„ehe die Sikung der VBerfteigerung 
aufgehoben wird’ gefegt werden follen, bey: 
treten ? 
Auch dieſe Frage wird einitimmig bejabet. — 
18.) Will die Kammer den Art. 4, der fo gefaßt if: 
| ( Legatur., ) J 
annehmen ? J 
Dieſe Frage wird von 10 Stimmen gegen 3 bejahend 
beantwortet. | 
19.) Wil die Kammer die, nicht angefochtenen , Ar 
tifel 5 bis 9, welche fo Lauten: | Ä 
| (Legantur.) 
annehmen ? 
20.) Will die Kammer die Worte in dem Artikel 10 
„rehtlihe Gewähr’ beybehalten? 
21.) Bill die Kammer die ünangefochtenen Artikel, 
41 bie 16, die fo gefaßt find: 
Legantur.) 
annehmen? | | 
22.) Stimmt die Kammer dafür, daß nach bem Worte 
des 15. Art.: „Landſchreiber“ die Worte: 
„oder durch Bevollmädtigte ans ber 
Mitte der Kreisgerichte‘’ eingefchalten 
werben ? Ä | | 
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3) Wil die Kammer, baß , nah dem Antrage des 
Ausihuffes, dem 17ten Art. die Worte: „oder 
fonitige dinglide Belaͤſtigungen“ beys 

gefügt werden ? 

24.) Will die Kammer die Art. 18—20, wozu nichts 

* bemerkt worden ift, und die fo lauten: 

_ (Legantur.) | 
annehmen ? | RK, 

25.) Will die Kammer das Gefe annehmen, und die, 
zu ben einzelnen Artikeln gemachten,‘ Bemerkungen 
‚als bloße Wünfche vorbringen ? | 

Sämmtliche Stimmen beantwortenıdie 19te, 20te, 2ite, 
22%te, 23te, 24te und 25te Frage mit Ta. 

Zum Schluſſe trägt des Prinzen Emil von 
Heffen Hobeit der Kammer vor: der erite Ausſchuß 
werde in kurzer Zeit mehr, wie bisher, befchäftigt wers 
den, und er halte ed daher für angemeſſen, ihn noch 
mit einem Mitgliede zu vermehren. Auflerdem werde eg,. 
nah dem Art. 67 der Berfaflungsurfunde, bald zu 
einer vertraulichen Befprechung der eriten Ausfchüffe der 
beyden Kammern über das Finanzgefes fommen, und 
ed entitehe hierbey die Frage, welche Formen in diefer 
Beziehung zu beobachten feyen? Er glaube, daß deßfalls 
etwas Beftimmtes feftgefeßt werden. müffe; es werde Dies 


fe8 aber ohne großen Aufenthalt fchon jekt nicht ger 


ſchehen koͤnnen, und er fchlage deffalld vor, daß die 
Kammer den erften Ausſchuß ermächtigen möge, fich 
einitweilen-auf eine, ihm ſachdienlich fcheinende, Weife 
mit dem erften Ausichuffe der zweyten Kammer in Gom- 
munication zu feßen, dabey aber aud bie Rechte der 
Kammer binfichtlich der, für die Zufunft zu verabredens 

den, Formen zu wahren. | 
Das Praͤſidium laͤßt über die beyden Anträge fofort 
abſtimmen, und, nachdem fie beyde einftimmig angenom- 
men worden find, fogleich zur Wahl eines nenen Mits 
gliedes des erften Ausfchuffes fchreiten. Die Wahl fällt 
mit einer Mebrbeit von 9 Stimmen auf des, Herrn Gra— 
fen von Solms⸗Roͤdelheim Erlaudht, und die Sikung 
wird aufgehoben. 
| Beglaubigt: 


Riedefel. Dr. Arend. v. Wreden, 


I 





Siebenundvierzigſte Sitz ung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 

Darmſtadt am 15ten Januar 1821. 


nm... mn 


Unter dem Borfige des Herrn zweyten 
Präfidenten. | 
Abwefend : J | 
des Sandgrafen Louis von Heffen Durchlaucht, de 
Herrn Grafen von Erbad- Fürftenau Erlaudt, 
ber Herr Geh. Staatsratb von Wreden, und der 
Herr wirfl, Geb. Rath Freiherr v. Wiefenpütten. 





J. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird vorge 
leſen ne genehmigt. 


er Herr Präfident verlieft fodann eine, von 


dem Kaufmann Schreer aus Gimbach übergebene ben 
Haufirhandel betreffende , Vorftellung. Diefelbe wird 
ad acta zu regiftriren und biernächft der zweyten Kam⸗ 
mer mitzutbeilen befchloffen. . 

III. In Gemäßheit der Tagesordnung werben von 
* Sri folgende Gegenftände zur Discuffion vor 
gelegt : 


1.) Der Antrag des Abg. Herrn Krönfe über den 


Wechſel der FKelds und Waldwirt aft. 
Es bemerkt hieruͤber bſch 


der Herr Prälat Dr. Schmidt: Er halte es 


für zmedmäßig, daß der Herr Profeffor Walther in 


Gießen, der über diefen Gegenftand fehr viel nachgedacht 


und große Erfahrungen gefammelt babe, mit feinem 
Gutachten vernommen werden möge. 
Der Herr PBräfident: Gr hätte gewuͤnſcht, 


daß der Herr Krönfe feinem Borfchlage zugleich eine 


Berechnung des, aus ber Ausführung deffelben hervor 
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gehenden, Gewinned beygelegt hätte Seiner Anſicht 
nad werde das Ausrotten ber Wurzelftüde viel zu koſt⸗ 
fpielig werben, und es ſey bald ein Wald vernichtet, 
aber es dauere eine fehr lange Zeit, bis er wieder an« 
wachje. | — 
Des Herrn Grafen v. Stolberg Erlaudt :- 
Es paſſe nicht jeder Boden zu jeder Holzart, und man 
mwerbe daher bey der Ausführung ded Kroͤnke'ſchen Ans 
trags erjt manche, fehr nachtheilige Erfahrungen machen 
men ‚ ehe daraus ein wirklicher Gewinn hervorgehen 
werde. | 
Der Herr Staatsminifter Freiherr du 
Thil: Man babe fhon bisher von der Forftbehörde 
die Erlaubnig zu dieſer Wechfelwirthichaft erhalten koͤn⸗ 
nen, und er du —— daß. durch die angetras 
gene allgemeine Empfeh 
werben. 
2.) Der, die Entfhäbigung für die bann— 
berechtigten Müller betreffende, Antrag des Herrn 
Präfidenten Freiberen v. Riedeſel. Ä er 
Es Auffert hierüber: ——— 
Des Herrn Grafen von Yſenburg-Buͤdin— 
en Erlaubt: Dem Vernehmen nach fey das Groß— 
— Geh. Staatsminiſterium mit dieſem Gegenſtande 
bereits gegenwaͤrtig beſchaͤftigt, und man koͤnne deßhalb 
die Sache vielleicht auf ſich beruhen laſſen. | 
Der Herr Staatsminifter Freiherr du 
Thil: Er fey nicht diefer Meinung. Die Sache fey 
für die dabey Sntereffirten zu wichtig, und er glaube 
daher, daß man den Beichluß der Kammer nebft den, 
demfelben vorangegangenen, Verhandlungen einfeitig an - 
die hoͤchſte Staatsbehörde gelangen laffen moͤge. | 
3.) Die Frohndprägravation betreffende 
Borftellung des Herrn von Ebel in Mann— 
heim. In Anfebung berfelben bemerkt 
des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Da 
der Herr von Edel weder das Dafeyn einer Drägravas 
tion befcheinigt, noch auch dargetban babe, daß er ſich 
bereits früher an das Großherzogliche Geheime Staates 
minifterium gewendet habe, fo werde man auch, nah 
dem Art. 81 der Verfaffungsurfunde,, die Sache ganz 
auf fich beruhen laſſen müflen, und fie dem Großherzogl. 
Geh. Staatsminifterium nicht mittheilen Finnen. 


ung nicht viel werde gewonnen 
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Der Herr PBräfidbent: Da der Herr von 
Edel feine Borftellung an die Ständeverfammlung richte, 
fo werbe diefe auf jeden Fall der zweyten Kammer mits 
getheilt werden müflen. | | 

4.) Die Motion der Abg. Herrn Mayer aus Grün 
berg, Geißel und Reuter, die A der 
Erbvertheilungen bey den Suftizämtern der 
Provinz Oberheffen. betreffend. In Beziehung 
Darauf Auffert 

des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Er 
finde zwar bey dem Antrage ded Ausfchufles im Allge 
meinen nichts zu erinnern, nur ſcheine ihm das, in 
dem Befchluffe der zweyten Kammer gebrauchte, Wort: 
„unverzüglich ‘ nicht ganz paffend gewählt zu feyn. 
Diefes Wort habe einen yeremtorifchen Character, und 
er glaube daher, daß dafür irgend ein anderer Ausdruck: 
ba „fo bald als möglich” zu. fubitituiren ſeyn 

te. 
Der Herr prälat Dr. Schmidt: Er fey bier 
mit um fo ntehr einverftanden, al8 das Wort: „un 
verzüglich‘ nur von höheren Behörden , im Verhälts 
J zu den ihnen untergeordneten, gebraucht zu werden 
pflege. | Bo 
5) Die, vonder Stadt Friedberg über 
reihte, Denffhrift, das Belaffen von Tan 
desfchulden and Gleichhaltung mit den Ib 
rigen Städten des Großhberzogthums betr. 
In Beziehung auf diefelbe äußert 

des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Es 
fey, foviel er wiſſe, bey der, über dieſen Gegenftand 
in der zweyten Kammer Statt gehabten, Discuffion ken 
Iandeöherrficher Gommiffarius zugegen geweien. Da 
nun in diefer Denffchrift die Staatsregierung gewiſſer— 
maaßen angegriffen werde, fo werde die Ständeverfanms 
lung billig Anitand nehmen müffen , die erhobenen Be 
fhwerden, fiber welche die Staatsregierung ſich noch 
nicht erklaͤrt habe, zur Abhuͤlfe zu empfehlen. 

Der Herr Prälat Dr. Schmidt: Die fehlende 
Gegenwart eines Negierungscommiffarius werde bier 
um deßwillen unberückfichtigt bleiben koͤnnen, weil das 
großberzogliche Geh. Staatsminifterium dem Neferenteit 
des Ausſchuffes der zweyten Rammer bie fämmtlichen 
Minifterialacten zur Einficht mitgetheilt habe. 


' 
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Der Herr Staatsminifter Freih. du Thil: 
Der Grund des Unglüds der Stadt Friedberg liege in 
ihrer früheren unordentlichen NRechnungsführung, und 
ed werde ihr nicht anders, als auf dem Wehe einer, 
von der Staatöregierung auszuübenden, Liberalitaͤt, 
Die fie auch ſchon früher gegen fie ausgeuͤbt habe, ges 
bolfen werden fünnen, und er fey feit überzeugt, daß 
fie felbit den Rechtsweg mit einem günftigen Erfolge 
nicht. werde. betreten fünnen: 

6.) Der Antrag des Abg. Herrn Mayer von Grüns 
berg, die Suftizpflege bey dem Hofgerichte zu 
Gießen betr. In Beziehung auf denfelben bemerkt %4 

des Herrn Grafen v. Solmd-NRödelheim 
Erlaudt: Er fönne ſich mit dem Antrage des Ausfchuffes 
nicht recht vereinigen. Die Langfamfeit der Suftizpflege 
bey dem Hofgerichte zu Gießen fey ganz allgemein arts 
erfannt, und wenn er auch den Grundfaß, auf welchen 
der Ausfhuß feinen Antrag gründe, vollfommen billige, 
fo fünne er doch mit der davon gemachten Anwendung 
auf den vorliegenden Fall nicht übereinftimmen. Denn 
es müfle für die Befchleunigung der Suftizpflege von der 
Staatsregierung noch mehr gefchehen, mis bisher ſchon 
gefcheben fey, und die Sache fey zu wichtig, um nidt 
die allgemeine Stimme des Publicums zu den Dhren der 
Staatsregierung zu bringen. 

Der Herr Staatsminifter Freih. du Thil: 
Er halte aus dem, am Schluffe des Bortrags angeführ: 
ten, Grunde den Antrag des Ausfchuffes der Tage der 
Sache vollftommen angemeſſen. | 

Der Herr Präfident: Er müffe der Meinung 
bes Herrn Grafen von Solms beytreten, weil für bie 
Befchleunigung der Suftispflege bey dem Gießer Hofges 
richte immer noch mehr gefchehen müffe. 

Bey diefer Gelegenheit wolle er zugleich die haͤufi— 
gen Gollateralgelder » Sommifftionen , die von dem Groß— 
herzogl. Hofgerichte angeordnet würden, zur Sprache 
bringen. Statt diefe Commiffionen bey vorkommenden 
Fallen den Beamten anfzutragen, würden immer. befon- 
dere Commiſſarien von Gießen abgeſchickt, welche mit 
einem großen Aufiwande von Zeit und mit großen Ko- 
ften die Snventarien aufftelten. Man führe bierüber 
ganz allgemein Klage, und er wüuͤrde deßfalls eine be; 
fondere Motion machen, wenn er nicht überzeugt wäre, 
daß eine. bloß gelegenheitliche Berührung diefes Gegens 
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ſtandes ſchon genüge, um die Staatsregierung zu einer 
Abhülfe diefer Befchwerde zu veranlaffen. | 

Der Herr Dber- Appellationsgeridts 
rath Dr. Arens: Er fey noch immer überzeugt, daß 
der Antrag des Ausfchuffes der Lage der Sache vollkom— 
men angemefien ſey. Es fcheine ihm noch jetzt, daß die 
Stände von ihrem Rechte der Motion feinen gan 
richtigen Gebrauch madıten, wenn fie die Staatsregie— 
rung zu Anordnungen aufforderten, welche bereitd ge 
troffen worden feyen. Nun zeige aber der -Bortrag dee 
Ausſchuſſes zur Genüge nah, daß allen einzelnen Der 
fiderien , welche die, von dem Abg. Herrn Heyer aus 
gegangene, Motion aufftelle, bereits abgebolfen ſey — 
ed ergebe fid daraus, Daß die Staatsregierung. in ber, 
von ihr angeordneten, Bifitation eine. rechtsfräftige 
Maafregel, um die Gebrechen des Hofgerichts. fennen 
zu lernen und ihnen abzuhelfen, ergriffen habe; daß die 
Zahl der Hofgerichteräthe bereit vermehrt worden ſey 
und daß das Hofgericht ſchon zwey Negiftratoren habe, 
und er glaube daher an das Dafeyn uͤberwiegender 
Gründe, dem Antrage des Ausfchuffes beyzutreten. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Er 
balte es, der angeführten Gründe ungeachtet, dennoch 
für fehr heilfam, die Staatsregierung im allgemeinen 
auf das Beduͤrfniß einer prompteren Juſtizpflege bey 
dem Hofgerichte in. Gießen aufmerffam zu machen. Eine 
prompte Juſtizpflege ſey unftreitig eine der wichtigſten 
und eriten Anforderungen, die der Bürger an den Staat 
machen könne, und bey der Unabhängigkeit, welde bie 
Eonftirution den Gerichten zufichere, zeige ſich in der Auf 
merffanfeit, welche die Stände der Juftizpflege wibmeten, 
beynahe das einzige Mittel, die Hinderniffe eines ſchnel⸗ 
Sen Ganges und einer größeren Regfamfeit zu entferne. 

Des Herrn Grafen von Stolberg Erlaudt: 
Auch er halte dafür, daß die Staatsregierung im allge 
meinen auf die Cangfamfeit der Nechtspflege bey dei 
Gießer Hofgerichte ‚aufmerffam zu machen fg. — 

7) Der, die Zuftizverzögerung bey bem 
Kreisgerichte in Mainz betreffende, Antrag bed 
Abg. Herrn Piftorius. Es Auffert darüber | 

der Herr Präfident: Diefer Gegenſtand ſey 
wohl dem fo eben Behandelten völlig gleich. ts⸗ 
Der Herr Ober « Appellationsgerihlt 
rath Dr. Arensd: 8 zeige ſich dabey body bie Ve 





Protokoll XLY II. vom 15. San. 1821. 7 


ſchiedenheit: daß hinfichtlich des Rreisgerichts die Staats» 
regierung, fo Biel er wiffe, dag, zur Entfernung ber us 
Rizwerzögerung. Notbwendige noch znr. Zeit nicht ange 
ordnet habe, und daß bey diefem Gerichte die Ruͤckſtaͤnde 
fo groß zu ſeyn fehienen, daß nur durch eine Trennung 
des Gollegiums in zwey, von einander unabhängige, 
Sectionen werde geholfen werden können. —— 

Der Herr Baron v. Mappes: Die Verzoͤge— 
tung der Rechtspflege bey dem Kreisgerichte zu Mainz 
fey, jo viel er erfahren babe, zu der Zeit, ald der Herr 
Piftorins deffalld eine Motien in der Kammer gemadt 
babe, der Regierung bereits befannt gewefen, und jie habe 
in dem Krigge, dem Abfterben des vorigen und der Kränfs 
Iichfeit des jegigen Präftdenten ihren Grund gehabt. 
Auch erfenne die Staatsregieruug, fo viel er wife, in 
der Theilung des Gerichts ein nothwendiges Mittel, um 
die vielen Rüdftände aufarbeiten zu fünnen. 

8.) Die, auf Abfhaffung des Holzmagazins 
in Darmftadt gerichtete, Motion des Abgeord. Herrn 
Lohmann. In Beziehung auf diefelbe erklärt . 

der. Herr Staatsminifter Freih, du Thil: 
Er habe gegen den Antrag ded Ausfchuffes, infofern er 
jede Begünftigung der Stadt Darmitadt vor dem platten 

ande abgeftellt und fomit den, in diefer Beziehung erhos 
benen, Beſchwerden abgebolfen wiffen wolle, nichts zu 
erinnern. Ueberfehen dürfe man aber dabey nicht, daß 
die Verwaltung der Domänen dem Großherzoge zuftehe, 
und daß man es wohl nicht hindern: fönne, wenn der 
Hof das, zu feinem Bedürfniffe und zu dem Dienfte des 
Staates erforderlihe, Holz aus den benachbarten Wals. 
dungen in einem eigenen oder mit einem ftädtifchen vers 
bundenen, Magazine anhäufen wolle. Er glaube ferner, 
daß eine Stadt von dem Umfange diefer Reſidenz nicht 
ohne Holzmagazin feyn dürfe, weil die Bewohner einer 
Stadt aus Mangel an Raum, nicht wie die des platten 
Landes einen Holzvorrath anhäufen fönnten, und mithin 
das Holz nur in dem Augenblide des wirklichen Bedürfs 
niſſes anfaufen Fönnten. Dieſem Uebel koͤnne nicht, wie 
Einige vorgefchlagen hätten, durch häufig wiederholte 
Berfteigerungen im Walde abgeholfen werden, da befannts 
lih das Holz nur in einer Periode des Jahres gefällt 
werden fünne, und auch in derfelben, theils zur Schonung 
des Waldes, theild wegen der fumpfigen Beſchaffen heit 
vieler Gegenden, theils endlich, um es dem Diebſtahle 
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hie page: abgefahren werden muͤſſe. j Wenn alſo die 
wohner der Stadt nicht dem Wucher der Privatſpecu— 


lanten ‘Preis gegeben werden follten, jo müffe durchaus 


ein Dagazin, deſſen Vorrath dem Bedarf der Einwohs 
ner ungefähr gleichfonme, errichtet werden, nicht von 
Seiten ded Staates, fondern von Ceiten der Stadt. 
Diefe koͤnne dann das Holz in Berfteigerungen Faufen, 
und- es, mit Zufügung des Fuhrlohns und eined Auf 
fchlags für Berwaltungsfoften und Betricbscapitals ns 
terefjen, wieder verfaufen. Da aber die Stadt arm jey, 


oder doch wenigftens unter der Laſt ihrer Echulden falt - 


erdruͤckt werde, fo erfordere e8 die Billigkeit, daß ihr 
der Staat durch Zahlungsfriften bey den Holzveriteiges 
rungen zu Hilfe komme. Nur mit diefen Modijicationen 
trete er feiner Seits dem Befchluffe der zwegten Kams 
mer bey. | | 

Der Herr Ober-Appellationsgerichts— 
rathb Dr. Arens. Er fünne den, von dem Herrn 
Staatsminifter Freiberrn du Thil fo eben geäufferten, 
Anfichten nur zum Theile beyftimmen. So viel nämlid 
das Holzbedürfniß für den Sroßherzoglichen Hof betreffe, 
fo fcheine ihm alles davon abzuhängen: ob die Civilliſte 
für des Großherzogs Königliche Hoheit bloß in Gelde 
oder auch zugleich im Naturalien feitgefeßt werde. Sey 
das Eritere der Fall, fo werde der Hof feinen Holzbedarf 
gerade wie jeder andere ankaufen muͤſſen. Denn, went 
auch der Großherzog Eigenthimer der Domänen fey, und 
wenn ihm auch die Verwaltung derfelben zuftehe, ſo 
gehörten doc) die, aus den Domänen zu gewinnenden, 
Früchte verfaflungsmäßig dem ganzen Staate, und der 
Staat fey natürlich fehr dabey intereſſirt, diefe Früchte 
fo body, als nur immer möglich fey, anzubringen, weil 
aus einer Erhöhung der Tomanialeinkünfte eine Vermin— 
derung der Abgaben von felbft hervorgehen werde. Man 
werde es daher nur billigen Finnen, wenn die Stände 
die Staatsregierung erfuchten, alles Holz aus dem Ober 
forfte Darmftadt ohne Unterfhied zum öffentlichen Ber 
faufe zu bringen; denn gerade dadurch werde ſich ber 
höchite Preis des HolzesVon felbft heransitellen, und beh 
der großen Concurrenz von Käufern ber hoͤchſtmoͤgliche 
Gewinn aus den Waldungen gezogen werden. Bey Die: 
fen Sffentlichen Verkäufen koͤnne dann auch der Croßher⸗ 
zogliche Hof feinen Holzbedarf anfaufen und in ein eige— 
ned Magazin zufammenfahren laffen. Ein Privilegium 
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für. ihn werde. fi) aber eben fo wenig vertheidigen laſſen, 
als ein Privilegium für die Rejidenzftadt, welches der Herr 
Staatsminiſter Frhr. du Thil ja felbft für unbillig erkläre. 

Der Herr Präajident: Er fey hiermit vollfoms 
men einverſtauden, und ſey gleichfall8 überzeugt, daß nur 
durch einen öffen:lichen Verkauf alles Holzes die Begüns 
jtigungen entferut gehalten werden fünnten. - 

Ded Groß- und Erbprinzen von Heffen 
Hobeiti Er flimme für die Beybehaltung des Holz 
magazins, vorzüglich aus dem Grunde, weil ihn deſſen 
Beybehaltung für die Unterfiügung der Armen nothwens . 
dig zu ſeyn ſcheine. Es werde dieſe Beybehaltung aud), 
ohne irgend eine Beguͤnſtigung zur Folge zu haben, das 
durch möglich werden, daß der VBerfaufspreis des Holzes 
jedesmal nad) dem Preife, den ed bey den fonftigen Vers 
kaufen babe, feitgefegt, und unter dieſem wahren Werthe 
fein Holz; aus dem Magazine. abgegeben werde, 

Der Herr Baron v. Mappes: Auch er flimme 
fiir die Beybehaltung des Holzmagazins; indeffen fcheine 
es ibm, ale ob .nur der Stadtrath, wenn das Geſetz über 
Gemeindeverfafjungen gegeben ſeyn werde, für die Anles 
gung Des Magazins die, feinem Intereſſe am mehrjten 
‚ entiprchenden, Mittel zu wählen habe. In Rheinheſſen 
firire fich) der Preis des Holzes durch die Concurrenz der 
Verfäufer. Gewöhnlich faufe dann die Stadt Main; zur 
Zeit, wo ihr das Holz am wohlfeilſten zu feyn fcheine, 
einige 1000 Stecken in der Abfiht, um im Winter fuͤr 
den Fall, wo bie Holzpreife zu fehr fteigen follten, das 
Holz für den Fojtenden Preis abzugeben, und fo das Stei- 
gen zu einem übermäßigen Preije, befonders zum Beften 
der Armen, an welche —9— ganz kleine Parthieen über- 
laſſen wuͤrden, zu verhuͤten. 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: 
Auch er ſey überzeugt, daß das Holzmagazin in der Res 
ſidenz nicht eingehen dürfe, daß es aber auch, ohne eine, 
Begünftigung für irgend einen Theil, forterbalten wers 
ben fönne. Er halte für zmedmäßig, gleich anfangs mehs 
rere öffentliche Verfteigerungen des Holzes zu veranftal- 
ten. Aus den, auf diefen Verfteigerungen erlöft werdens 
den, reifen fey der Mittelpreis zu berechnen, und für 
diefen das Holz; was in dem Magazine anzuhäufen fey, 
an die Einzelnen abzugeben. Dadurch verliere die Staatds 
einnghme nichts und es fünne zugleich für das Beduͤrf⸗ 
niß der Reſidenz geforgt werden. ! 
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Da weiter feine Bemerkungen erfolgen , fo erflärt 
He Prafidium auch dieſe Discuffion für gejchloffen und 
t 


IV. uͤber den, die Beſchraͤnkung des Hauſir— 
handels betreffenden, Antrag des Abg. Herrn Meyer 
durch die Vorlegung der beyden Fragen abſtimmen: 
1.) Iſt die Kammer mit dem Antrage der zweyten Kam— 

mer einverſtanden, daß die Staatsregierung erſucht 
werden moͤge: den Staͤnden einen Geſetzesentwurf 
vorzulegen, wodurch der bisher geſtattete Hauſirhan⸗ 
del beſchraͤnkt werde, mit Ruͤckſicht auf die, daruͤber 
in beyden Kammern gemachten, Anträge und Be 
merfungen ? 

2.) Iſt die Kammer der Meinung, daß der Haufirhan 
del der Staatsregierung zu einer ftrengeren polizei 
lichen Auffiht, mit Berüdfichtigung der, hierüber in 
den — geſchehenen, Aeuſſerungen, empfohlen 
werde | 
Bon denfelben wird bie erfte von 10 Stimmen mit 

Nein, die zwepte dagegen einftimmig mit Sa beant 

wortet. Be 


Zum Schluffe wird der Entwurf eines, die: Veraͤuſ⸗ 


ferung der Großherzoglichen, in dem Inlande gelegenen, 
Domänen betreffenden, Communicats an die zweyte Kams 
mer zur Genehmigung vorgelegt. 

Diefe erfolgt einftimmig, und die Situng wird auf 
gehoben. | 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. 


| 
| 
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Achtundvierzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 19ten Januar 1821. 


uvm 


Unter dem Borfiße des Herrn ameyien 
Präfidenten. 
Abwejend : 


Des Herrn Landgrafen Louis von Heffen Durchlau t; 
des Herrn Grafen von Erbach-Fuͤrſten au Erlaudt; 
der Herr Geh. ea v. Breben; der Herr Praͤ⸗ 
lat Dr. Schmid t. 





Das Prototoll der vorigen Sitzung wird vor⸗ 
gie und genehmigt. 

Der Herr Präfident fegt fodann die Kammer 
von m Eommunicate der zweyten Kammer in Kennts 
niß, wodurch diefe den, über die Abfaufung und. die Abs 
loͤſung der Grundrenten BEIRPER „Beſchluß der erften 
Kammer mittheilt. *) 

Diefe Eingabe wird * den erſten Ausſchuß zur 
Berichtserſtattung verwieſen. 

UI. Hiernaͤchſt werden von dem Praͤſidium folgende 
Gegenſtaͤnde zur Abſtimmung gebracht: 

1.) Be auf die Aufhebung des Holzmagas 
zins in Darmfladt und die öffentliche Vers 
fteigerung des, aus dem Öberforfie Darm 
ſtadt zu verfaufenden, Holzes — Antrag. 
Es werden hieruͤber die beyden Fragen geſtellt: 

1.) Will die Kammer dem Beſchluſſe der zweyten Kam⸗ 
mer beytreten: die Staatsregierung zu erſuchen, 





*) ©. Beyl. XILu. XI. d. 1. Defts u. CXXV Dd. 6. we d. 
Verhandl. d. zweyten Kamm. d. Landſt. 


Heft 11. d. Verhdi. d. erſt. Kammer. 1820. F 


82 — Heft II. 


daß alles Holz, was aus den Domanialmwalbungen 
des Oberforſts Darmſtadt verfauft wird, oͤffentlich 
verſteigert werde ? 

Dieſe Frage wird von y Stimmen gegen 2 'mit Ja 

beantwortet. 

2.) Bill die Kammer, daß das Holzmagazin in Darm 
ftadt in der Art fortbeftehen bleibe, daß dem Lande 
dadurch Feine befondere Koften verurfacht werden? 

Diefe Frage wird einmüthig bejahend beantwortet. 

2.) Der, die Juftizpflege bey dem Gießer 

Hofgerichte betreffende, Antrag des Abg. Herrn Heyer. 

Die zu dem Ende vorgelegte Frage: 

Will die Kammer dem Antrage der zweyten Kat 
mer beytreten, die Staatöregierung zu erfuchen, die 
nöthigen Maaßregeln zur Beförderung einer promps 
ten SJuftizpflege bey dem Hofgerichte in Gießen zu 
ergreifen, mit Rücficht auf die, in den Kammern 
deßfalls gemachten, Bemerfungen ? | 

wir von 9 Stimmen gegen 2 bejahend beantworte. 


3.) Die, über Belaffung der Landesſchul— 
den ꝛc. Beſchwerde führende, Borftellung der 
Stadt Friedberg. | | 

. Das Präfidium legt hierüber bie beyden Fragen vor: 
41.) Tritt die Kammer dem Antrage Der zweyten Kam— 
mer bey, daß die Staatsregierung zu erfuchen ſey, 
den Bejchwerden der Stadt Friedberg , fo wie in 
‚ dem $. 17 des Vortrags des dritten Ausfchuffes der 
zweyten Kammer angetragen worden iſt, | 
ae .  (legatur) 
abzuhelfen ? 
2) Sf die Kammer der Meinung, daß bie Beichwers 
den der Stadt Friedberg der Staatsregierung bloß 
im Allgemeinen zu einer billigen Berädfichtigung, 
mit Hinficht auf die deßfalls in den Kammern ges 
machten Bemerfungen, zu empfehlen feyen? _ 
und es erfolgt auf die erfte eine einftimmige vernei— 
nende und auf die zweyte eine einftimmige beja— 
bende Antwort. i Ä 


4) Die, fih über Frohnde-Prägravpation, 
befhwerenbe, Borftellung des Herrn v. Edel 


in Mannheim. Im Beziehung auf dieſelbe wird bie 
Trage: 


| 
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Will die Kammer bie Vorftellung des Herren von 
Edel der zweyten Kammer mit der Bemerkung mits 
theilen, daß diefelbe wegen Mangels der, in dem 
Art. 81 der Verfaffungsurfunde verlangten, Nach— 
mweifung, an die Staatsregierung nicht werde abges 
eben werden fönnen ? | 
vorgelegt und einftimmig bejahend beantwortet. 


5.) Der, auf die Beförderung der Juftiz 
pflege bey dem Kreisgerichte in Mainz gerich« 
tete, Antrag des Abg. Herrn Piltorius. Die deßfalls 
a Frage: | 

- Will die Kammer dem Antrage der zweyten Kam⸗ 

mer beytreten, bie Staatsregierung zu erſuchen, 
fo bald ald möglich, die nöthigen Maaßregeln zur 
Beförderung der Suftigpftege bey dem Kreisgerichte 
in Mainz eintreten zu laffen, mit Rüdficht auf die, 
in den Kammern deßfalls gemachten, Anträge und 
‚. Bemerfungn? En 
wird von den fümmtlichen Mitgliedern der Kammer mit 
Sa beantwortet. 


6.) Der, die Entfhädigung der Banımül 
ler betreffende, Antrag des Herrn Präfidenten Freihersn 
v. Riedeſel. In Beziehung auf denfelben wird die Frage: 
Dill die Kammer den Antrag wegen ber, den Bann⸗ 
müllern zu leiftenden, Entfchädigung,, nad dem 
Art. 82 der Berfaffungsurfunde einfeitig an bie 
Staatsregierung gelangen laffen ? | 

‘ vorgelegt und allgemein bejahend beantwortet. 


71) Der, auf Beförderung der Erbvertheis 
Iungsfahen in der Provinz Ober heſſen gerich— 
tete, Antrag des Abg. Herrn Mayer. Die fi darauf 
beziebende Frage: | | 

Will die Kammer dem Antrage der zweyten Kam: 
mer beyftimmen, daß die Staatsregierung zu erfüs 
chen fey, die nöthigen Maaßregeln zur Beförderung 
der Erbvertheilungsangelegenheiten in der Provinz 
Oberheſſen zu ergreifen, mit Rückficht auf die, im 
den Kammern deßfalls gemachten, Bemerkungen? 
wird einftimmig mit Sa beantwortet. 
8.) Der, den Wechſel der Feld»: und Wald 
wirthfchaft betreffende, Antrag des Abgeordn. Herrn 
Krönde. Auf die deßfalls vorgelegte Frage : 
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Will die Kammer den, von ber zweyten Kammer 
gebilligten, Antrag des Abg. Krönde gleichfalls ans 
nehmen und ihn der Staatsregierung zur geeigne 
ten Berüdfihtigung empfehlen ? 

erfolgt gleichfalls eine allgemein bejahende Antwort. 
Schließli wird der Kammer ber. Entwurf eines 
Communicats an die zweyte Kammer, den Haufirbandel 
betreffend, zur Genehmigung vorgelegt und, nachdem 

diefe erfolgt ift, die Sigung aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. 


- 
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Neunundpierzigfte Sikung 
in dem Sitzungsſaale der erften Kammer. der 
Lanpftände,. es 
Darmfiadt am 2bten Januar 1821. 
umnmmmmmuunv 
Unter dem Borfibe des Herrn zwepten 
| Praͤſidenten. = 
. Adwefend: ee RL: 
des Groß- und Erbprinzen von Heflen Hoheit, des. 


gandgrafen Louis von Heffen Durchlaucht und des 
Herrn Grafen von Erbah- Fürftenau Erlaudt. 





I. Das Protokoll der vorigen Sigung wird vors 

gelefen und genehmigt. — —- | u 

A. Der Herr Präfident referirt: am 24ten db. M. 
babe eine gemeinfchaftliche. Deputation  beyder Kammern 
Sr. Ercellenz dem Herrn Staatsminifter von Grolman 
fieben Adreſſen überreicht. Diefe Adreſſen hätten ſich 
1) auf die Aufhebung des Novalzehntend; 2.) auf bie 
Reviſion des Hypothefenweiens; 3.) auf das Erlaffen 
einer Suftruction für Steinfeger; 4.) auf die Aufhebung 
des Bezugs der Sporteln durch die Beamten; 5.) auf 
die Feyer der Sonn» nnd Feſttage; 6.) auf die baldige 
Borlegung eines Entwurfs zu einer Gemeindeordnung 
und 7.) auf die Einführung eines Wechſelrechts bezogen 
und die Deputation habe von dem Herrn Staatsminifter 
die Verfiherung erhalten, daß die Wiünfche der Stände 
moͤglichſt berüdfichtigt werden würden. Ä 

II. Das Praͤſidium macht ferner die Kammer. bes 
kannt mit folgenden neuen Eingaben : 

1.) mit einem Erlaffe der zweyten Kammer, den auf 
Berbefferung der Gefängniffe gerichteten Antrag ber Abg. 
Herrn Heyer und v. Bufed betr. *) ne 

Derfelbe wird an den dritten Ausfhuß verwieſen. 

2.) Einen weiteren Erlaß der zweyten Kammer, 
woburd fie der eriten Kammer von dem gefaßten Der 


* 





— 


”) &. Beyt. CLIT, CLAN u. CEIV ®..9. Hefts d. Verhandl. d. 
jweyten Kamm, d. Landft. | | 
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fehluffe: die Abftimmungen fogleich auf die beendigten 
Disceuffionen folgen zu laffen, Nachricht ertheilt. *) 

In Beziehung auf diefen Erlaß bemerft der Herr 
Praͤſident: die zweyte Kammer habe nody mehrere ans 
dere, eine Abänderung der Gefchäfisordnung bezwedende, 
Beichlüffe gefaßt. Da diefe Beſchluͤſſe der erften Kammer 
bis jetzt noch nicht mitgetheilt worden feyen, fo erlaube 
er ſich die Frage: ob es nicht angemeflen fey, Die zweyte 
Kammer um die baldigfte Mittheilung diefer Beſchluͤſſe 
zu erfuchen und bis zu deren Ankunft den, fo eben ers 
mwähnten, Erlad nicht zum VBortrage auszuftellen ? 

Diefe Frage wird allgemein bejahend beanfwertet 
und das, un Mittheilung der übrigen. Bejchlüffe bittende, 
Communicat an die zweyte Kammer fofort entworfen 
und gezeichnet; — 

3) einen, bie Abſtimmungen über bad Conſcripti⸗ 
ondgeich begleitenden, Erlaß der zweyten Kammer. **) 

Diefer wird an den zweyten Ausfchuß verwiefen. 

Der Secretär der Kammer legt hierauf mehrere, von 
ihm concipirte, Erlaffe an die zweyte Kammer, namentlich 

1.) über die Beförderung der Suftizpflege in der 
Provinz Rheinheſſen; 

2.) über. die, angebliche Frobnde- Prägravation bes 
treffende, VBorftellung des Herrn v. Edel in Mannheim; 

3.) über die Beförderung der Zuftizpflege bey dem 
Hofgerichte zu Gießen ; ; | | 

4.) über das Holzmagazin in Darmftadt; 

5.) über ben Antrag des Abg. Herrn Krönde, den 
Wechſel der Feld» und Waldwirtbichaft betr. ; 

6.) über die Befchwerdeführung der Stadt Frieds 
berg, das Belaffen von Landesichulden betr. ; u 
‚.. 7 über die Beförderung der Erbvertheilungsfachen 
in ber Provinz Oberbeffen; ſodann den Entwurf eines 
Erlaffed an das Großherzogliche Geheime Staatsminifte- 
rium, bie, den Bannmüllern zu leiftende, Entfchädigung 
betreffend, zur Genehmigung: vor. — 

Dieſe wird einſtimmig ertheilt und die Sitzung aufs 
gehoben. rn 

J | Beglaubigt : 
Riedeſel. v. Wreden. Dr. Arens. 


Er | 
9— — — LIX. b. 3. Heſts d. Verhandl. d. zweyten Kamm. d. 


andſt. 
*+) ©. Beyl. XLIX u. L. d. 2 Hefts u, CXXVI. b. VII. Hefts 
d. Verhandl. d. zweyten Kamm. d. Tandft. 
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Fünfzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 30ten Januar 1821. 
mundi 
Unter dem Borfige des Herrn zwepten 
Präfidenten. 

Abwefend: —— 
des Herrn Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht 
und der Herr wirkliche Geh. Rath Freiherr von Wies 
fenhütten. | ! 


1. Das Protofol der vorigen Gigung wird vorges. 
fefen und — | 

U. Das Präfivium fegt die Kammer in Kenntniß 
von folgenden neuen Eingaben : | 

a) von einem Erlaffe der zweyten Kammer über. 
den Antrag des Abg, Herrn Krönde, das Frohndweſen 
in den ftandesherrlichen und patrimonialgerihtsherrlichen 
Bezirken betreffend *); , | 

b) von einem weiteren Erlaffe diefer Kammer, wors 
in fie der erftien Kammer auf ihre, die Abänderung ber 
Geſchaͤftsordnung betreffende, Anfrage Antwort ertheilt. 

Die erftere.wird an den dritten Ausſchuß verwiefen, 
Die zweyte bloß ad acta zu regiftriren bejchloffen. 

III. &8 werden hierauf mehrere Vorträge erftattets 

a) von dem Herrn Prälaten Dr. Schmidt ſchrift- 
Iicher Vortrag des zweyten Ausfchuffes, über den, die 
Verbefferung der proteffantifhen Kirche 
bezwedenden , Antrag des Abgeordn. Heren Freiherrn 


von Gagern. 
CBeylage LX.) 





— — 


*) Siehe Beyl. CLXXIV. und CLXXV. beg zehnten Hefts ber 
Berhdi. der zweyten Kammer der Landſt. — 
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) von demfelben, fchriftlicher Vortrag des ndm- 
lichen Ausjchuffes, über den Antrag des Herrn Geh. 
Raths Frhrn. von Wiefenhütten, die Aufftellung 
eines vollfiändigen Etats über das prote 
ſtantiſche Kirhenvermögen betr. 

(Beylage LXI.) 

c) von dem Herrn Geb. Staatsrath von Wreden 
muͤndlicher Vortrag des dritten Ausfchuffes, über 
die, von den Abg. Herrn Heyer und v. Buſeck in Ans 
trag gebrachte, Berbefferung der Gefängniffe 
Derfelbe erftattet zuerft aus den, von der zweyten Kam 
mer mitgetheilten, Actenſtuͤcken ausführlichen Beridt 
über alles dasjenige, was über diefen Antrag in der 
zweyten Kammer verhandelt worden ift,. und Fmipft 
baran die Bemerkung: dem Ausfchuffe fcheine die Aus 
führung des von der zweyten Kammer über diefen Ge 
genftand gefaßten, und auf DVerbefferung der Gefaͤng⸗ 
niſſe gerichteten, Beſchluſſes fo lange eine Unmöglichkeit, 
als nicht der Staatsregierung von den Staͤnden die 
Fonds angewieſen würden, welche für die gewuͤnſchte 
Verbeſſerung der Gefaͤngniſſe nothwendig ſeyen. So 
lange es an dieſen Fonds, die die Staatsregierung nicht 
ſchaffen koͤnne, fehle, enthalte der Wunſch einer Ver⸗ 
beſſerung im Grunde etwas widerſprechendes, und bie 
erfie Kammer werde deßfalls Anftand nehmen miüfen, 
fih diefem Wunfche anzufchliegen. Es laſſe fich nicht 
leugnen, daß die Gefängniffe an mehreren Orten einer 
Berbefferung bebürften; allein es fey auch wahr, daß 
die Staatsregierung in den legten Jahren auf eine, 
ben Kräften des Staats angemefjene , Weife jährlih 
mehreren Gefängniffen eine beffere Einrichtung habe 
geben lafien. Mehr habe bisher nicht gefchehen koͤnuen, 
und werde auch noch jeßt nicht gefchehen koͤnnen, weil 
dergleichen Verbefferungen ungebeuere Summen erfor 
berten „ und man daher nur nach und nach zur allge 
weinen Berbefferung aller Gefängniffe gelangen koͤnne. 
Bor allem andern bedürften wohl die Stodhäufer in 
Gießen und Darmftadt einer befferen und humaneren 
Einrihtung, und es fey nicht zu verfennen, daß fd 
zwifchen ‚ihnen und der Zuchthausanftalt zu Marienſchloß 
ein auffallender Gontraft zeige, beffen Entfernung mal 
um fo mehr winfchen müffe, als die fehr, und vielleicht 
nur zu human eingerichtete, Zuchthausanftalt zu Ma 
rienſchloß bloß wirklich Verurtheilte in ſich aufnehme, 
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die Stockhaͤuſer dagegen mit Individuen befeßt feyen, 

gegen welche bloß Indicien vorlägen und welde in 
Folge der, gegen fie vorzunehmenden, genaueren Uns - 
terjuchung ganz unfchuldig befunden werden fönnten. 
Man werde ſich übrigens felbft diefen fonderbaren , gewiß 
nicht zu rechtfertigenden, Contraft vollfommen erklären 
koͤnnen, wenn man nur berüdfichtige, daß: das Zudhts - 
baus zu Marienfchloß eine, erft vor mehreren Sahren 
geichaffene; ganz neue, Anftalt fey, bey welcher man 
natürlich alles, was Humanität und Billigfeit erfordere, 
babe berüdfichtigen koͤnnen; daß dagegen die beyben 
Stocdhäufer in Gießen und Darmſtadt ganz alte Ges 
bäude feyen, deren Einrichtung in eine Zeit falle, in 
welcher überhaupt die Stimme der Humanität ſich noch 
nicht fo laut für eine beffere Behandlung der Gefanges 
nen und der Verbrecher erklärt habe. Der Ausſchuß 
trage demnach darauf an, bem Befchluffe der zweyten 
Kammer nur in fo ferne, und bloß für den Zweck bey 
zutreten, daß die Staatsregierung darin eine Aufforbe- 
rung erhalten möge, den Ständen eine Darftellung der 
dringendften Bebürfniffe für die Verbefferung, der 
Gefängniffe vorzulegen, damit alsdann von der Stände 
verfammlung das unumgänglih Nothwendige 
verwilligt werben fünne. J 

Der Herr Präfident ſchließt die Sitzung. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. v. Wreden. Dr. Arens. 
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Cinundfünfzigfte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt den 3ten Februar 1821. 
wan..1n.mrmmm 
Unter dem Vorſitze des Herrn zwepyten 
Präfidenten. 


Abweſend: 


des Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht und der 
Herr wirkliche Geh. Rath Frhr. von Wiefenhütten 


I. Das Protofoll der vorigen Sikung wird vers 

lefen und erhält die Genehmigung der Kammer. 

: 11. Das Präfivium verlieft folgende neue Eins 
gaben : 
a) Einen Erlaß der zweyten Kammer, betreffend 
ben , über das neue Maaß und Gewicht gemachten, Ans 
trag bed Abg. Herrn Frhrn v. Breidenftein. *) 

Er wird an den zweyten Ausſchuß verwieſen. 

b) Ein von dem Pfarrer Dieffenbach in Leidhefen 
der zweyten Kammer überreichte, und von biefer ber 
erften Kammer mitgetheiltes, Schreiben, was ſich über 
die Kirchenvifitationen und die Entheiligung der Sonn 
und Feſttage verbreitet. 

Die Kammer verweift ed an ben dritten Ausichuß. 

c) Eine Mittheilung der zweyten Kammer , woburd) 
fie der erften Kammer von dem Befchluffe Nachricht er- 
theilt, welchen fie über die, fih auf die Einführung 
breiter Nadfelgen beziehende, Motion des Abg. Herrn 
Weber gefaßt hat. **) 


*) Siehe die Beyl. CLXVII. des neunten Hefts d. Verhdl. 
d. zweyten Kammer d. Landſtände. 

**) ©. d. Beylage CLXV. und CLXVI. des 9. Hefts d. Ber: 
handl. der zweyten Kammer der Landftände. 
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d) einen, bie Prorogation der -bireften Steuern 
und inbirecten Auflagen. betreffenden, Erlaß des Groß» 
berzogl.. Geh. Staatsminifteriums. | 

GBeylage LXII.) 
Die Kammer beſchließt, dieſe beyden Erlaſſe an den 
erſten Ausſchuß zum Gutachten abzugeben. 
| e) Einen ferneren Erlaß der zweyten Kammer zur 
Begleitung bes Befchluffes, den fie über. den, die Schiffs 
barmadhung der Lahn bis Gießen betreffenden, Antrag 
des Abg. Herrn Balfer gefaßt hat. *) | 

Die Kammer vermweift ihn an den dritten Ausſchuß. 

Des Herrn Grafen von Erbach⸗Fuͤrſtenau Erlaucht 
übergibt hierauf der Kammer zwey Motionen : Die. eine 
derjelben bezieht fih auf die Ausgleihung der 
Kriegsfoften, N. | 

(Beylage LXIIL) — 
die andere dagegen auf die Errichtung einer all— 
gemeinen Wittwen- und Waiſen-Caſſeanſtalt. 

(Beylage LXIV.) 

Beyde Antraͤge werden dem dritten Ausſchuſſe zur 
Begutachtung zugetheilt. | 

II. Der Herr Staatsminifter Frhr. du Thil ers 
ftattet hierauf fehriftlichen Vortrag des zweyten Ausfchufs 
ſes über den Antrag des Abg. Herrn Krönde, die Re 
ception der im Lande gebornen Untertha- 
nen, und die Aufhebung der Conceffionen 
und Dispenfationen bey Heirathen betr. 

(Beylage LXV.) 

IV. Das Präfidvium eröffnet die Discuffion über 
folgende Gegenftände: | 

1.) über den, auf VBerbefferung der prote 
ſtantiſchen Kirche gerichteten, Antrag des Abge- 
ordn. Herrn Freiherrn v. Gagern. Es fpricht darüber 

des Herrn Grafen v. Stolberg Erlaudt: 
Dem proteftantifchen Kirchenwejen fehle e8 an einer bins 
laͤnglichen Gefeßgebung; es fey zu wenig beftimmt und 
geregelt. Der Provinz Rheinheſſen habe die Revolution 
geſchadet, wodurd dad Vermögen ihrer Kirchen Staatd- 
eigenthum geworden ſey. Nachdem das Land an eine 
geregeltere Regierung gekommen, habe dieſe ihre Auf: 
merfjamfeit vorzüglich auf die bürgerlichen Angelegens 
beiten richten müßen, und darum dem Kirchenwefen we⸗ 


*) ©. d. Beyl. CLXXIX. u. CLXXX. bes 10. Hefts d. Verhdl. 
der zweyten Kammer ber Landſt. 
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niger Sorgfalt widmen fönnen. Auch bei den übrigen 
Provinzen habe wegen ber dringenden Nothwendigkeit, 
die bürgerlichen Verhältniffe zu regeln, den geiftlichen 
und kirchlichen Angelegenheiten bisher noch nicht die 
erforderliche Aufmerffamfeit ‚gewidmet werden fünnen. 
Sn den ftandesherrlichen Gebieten feyen die Conſiſtorien 
zu ſehr befchränft, um Fräftig einwirken zu fönnen. 
Die Amtss Kirchenconvente und Presbyterien beruheten 
mehr auf ber Dbfervanz , ald auf einem Geſetze, und 
feyen daher nicht überall in geregelter Wirkfamfeit. Er fey 
übrigens mit Dem Antrage des Ausfchuffes einverftanden, 
daß für die Berbefferung der inneren Berfaffung der protes 
ftantifchen Kirche die Kammern, deren Thätigfeit fich auf 
bürgerliche Verhaͤltniſſe beſchraͤnke, fein Votum hätten, 
daß vielmehr hierfür durch eine Reviſion der Firchlichen 
Sefege und Verordnungen, fowie durch eine Synodal« 
einrichtung , geforgt werden muͤſſe. Eine Vermehrung 
ber Befoldungen für einzelne Geiftlihe ſey allerdings 
wuͤnſchenswerth; allein bey den großen Staatsbebürfnifs 
fen, die nach dem Budget jetzt zu beftreiten feyen, werde 
man noc zur Zeit auf keine Erhöhung ber Befoldungen 
antragen fönnen. 


Der Herr Prälat Dr. Schmidt: Der Kir— 
chenrath zu Gießen habe den Entwurf einer Amts» Kirs- 
chenconventsorbnung, welche auch in den ftandesherrs 
lichen Gebieten werde eingeführt werden, bereits fertig, 
und es werde daher dem, von dem Herrn Grafen jo 
eben erwähnten, Bedürfniffe in furzer Zeit abgeholfen 
‚ werden fünnen. Hinfichtlich‘ der weiter berührten,, zu 
fehr befchränften, Wirkfamfeit der Unterconfiftorien müffe 
er bemerfen, daß die Unthätigfeit einiger Conſiſtorien 
auch darin ihren Grund habe, daß fie zu mangelhaft 
befeßst feyen, und es ihnen mitunter an dem nöthigen 
fubalternen Perfonale, namentlih an einem Gefretär, 
Regiſtrator u. f. mw. fehle. 

Des Herrn Grafen von Erbabh>Fürftenau 
Erlaucht: Diefer Vorwurf paffe nicht auf die Unters 
corfiftorien der Provinz Starfenburg, gegen deren ges 
börige Befeßung fich fiher nichts werde erinnern laffen. 
Der Herr Dberappellationsgeridhtgrath 
Dr. Arens:. Für eine richtige Würdigung ber Vor— 
fchläge und Anträge, welche der Herr von Gagern zur 
Berbefferung des proteftantifchen Kirchenwefens mache, 
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muͤſſe man vor allem andern unterſcheiden, auf welche 
Art und Weiſe der Großherzog fuͤr dieſe Verbeſſerung 
thaͤtig ſeyn koͤnne. Der Großherzog ſey 1.) der 
oberſte Biſchoff der proteſtantiſchen Kirche 
ſeines Landes, und habe als ſolcher das Recht, zur 
Verbeſſerung der kirchlichen Verfaſſung, zur Erhaltung 
bed evangeliſchen Lehrbegriffes, zur Beförderung wahrer 
Religiofität zc,2c. die, ihm zweckdienlich fcheinenden, Vers 
ordnungen zu erlaffen,, und er fey hierbey weder durch 
die Berfaffungsurfunde , noch durch irgend ein fonftigeg 
Geſetz, an die Mitwirkung oder Zuftimmung der Stände 
ebunden. Auch in früheren Zeiten hätten die heſſiſchen 
anbftände zu der Erlaffung von dergleichen Berordnuns 
gen nie concurrirt, und die Gefchichte der Reformation 
lehre , daß der Landgraf Philipp der Großmüthige auf 
einer Synode, zu welcher die fämmtlichen Yandgeifilichen 
‘ berufen worden feyen, der proteftantifchen Kirche feines 
Landes die erfte Einrichtung und Verfaffung gegeben 
babe. Man fönne daher die Ständeverfammlung «auch 
nicht ale das Sapitel des Negenten betrachten, und man 
werde ihr in diefer Eigenichaft ein Necht der Wirk 
ſamkeit um fo weniger einräumen fönnen, als ja fonft 
ein großer Theil diefer Capitularen aus Gatholifen bes 
Reben würde, und möglicher Weife felbit aus Juden bes 
fieben könnte. Man werde es der proteftantifchen Kirche 
in Heflen gewiß nicht verargen Finnen, wenn fie fi, 
wie gewiß erwartet werben dürfe, gegen bie Wirkffams 
feit folder Gapitularen , und eines fo fonderbar com; 
ponirten bifchöflichen Senates protestando verwahrte. . 

Der Großherzog fey aber audy 2.) Landesherr, und 
übe als folcher das fogenannte jus circa sacra hinficht- _ 
lich der evangelifchen Kirche feines Landes aus. ALS 
Inhaber dieſes Rechts koͤnnten gleichfalls zum Beften 
und zum Schutze des Staats Verordnungen und Feeſetze, 
welche aber in die interna religionis et constitutionis 
nicht eingreifen dürfen, von ihm erlaffen werden, und 
nur allein in Anfehung ihrer werde von einer Mitwirs 
fung ber Stände die Rede ſeyn Fünnen. 

2.) Ueber den Antrag ded Herrn wirfliden Geh. 
Raths Freiberrn v. Wiefenhütten, die Aufftellung 
eines vollftändigen Etats des Kirchenver— 
mögeng betr. Es wird hierüber bemerft, 

von dem Herrn Baron von Mappes: Er 
fönne eine Gleichftellung der fämmtlichen Pfarreyen hin- 
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fichtlich ihres Einkommens nur für fehr nachtheilig 
halten. Eine Gleichftelung werde. bewirken, daß Nies 
mand mehr Fundationen und. Vermäcdtniffe zum Beften 
der Kirchen und Pfarreyen errichten werde. Auch im 
Mainzifhen babe früher ein Unterfchied unter den Pfars 
reyen befanden, und einige feyen fo gut fundirt gewe— 
fen, daß nur Doctores theologiae dazu befördert wors 
den wären. Die Bernichtung alles Unterſchiedes im 
Einfommen werde die Nemulation zerftören. Es fey 
zwar wahr, daß einige Pfarrer zu gering befoldet feyen, 
allein diefen Pfarreyen werde dadurch aufgeholfen wers 
den können, baß die Staatsregierung die Ortsgemeinden 
ermächtige, zur Berbefjerung des Pfarreyeinfommens 
fleine Auflagen von allen, in der Gemarfung liegen, 
den, Grundftüden zu erheben. 


Es Auffert darüber ferner 


bes Herrn Grafen von Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaubt: Die Kirchenfonds gingen theild durch die 
ihnen auferlegten Steuern, theild durch eine unorbents 
liche und dabey mit Koften verfnüpfte Adminiftras 
tion faft allenthalben zu Grunde. Diefe Art der Ads 
. miniftration müffe aufhören, und ed werde daher ein 
Zufammenwerfen der Fonds nicht vermieden werden 
fönnen. Nur durd eine folhe Zufammenwerfung werde 
eine Glaffification der fämmtlihen Pfarreyen möglich 
werben. Diefe fey fehr wuͤnſchenswerth, und daher fo 
bald als möglich vorzunehmen. Bey diefer Gelegenheit 
finde er fidy übrigens veranlaßt, der vortrefflichen Sti— 
yendiatenanftalten zu erwähnen, die für junge Geiftliche 
in dem MWürtembergifchen eriftirten., Durch fie werde eg, 
vermöge des abgejonderten in der Gtipendiatenanftalt 
felbft ertheilt werdenden, Unterrichts allein möglich, 
einen Acht religiöfen Sinn in den jungen Männern zu 
erhalten und fie vor den Modeirrthiimern der neueren 
Zeit zu bewahren. Er wiffe zwar wohl, daß es noch 
gur Zeit an den nöthigen Fonds zur Erridhtung eines 

hnlichen Seminariums fehle, allein er habe es doch 
für zwedmäßig gehalten, ſchon jetzt deſſen wenigftens 
zu erwähnen. 

Der Herr Geheime Staatsrath v. Wreden: 
Für eine Glaffification der Pfarreyen Fönne er aus dem 
Grunde nicht ſtimmen, weil dadurch die geringeren Pfars 
reyen gewiflermanßen verurtheilt wuͤrden, immer. mit 


! 
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bloßen Anfängern befett zu werben. Diefes fey offen» 
- bar unbillig. Auch der Zufammenwerfung der Fonds 
könne er nicht das Wort reden, weil durch fie Das Recht 
der Stiftung verlegt werde. | 

Der Herr Präafident: Auch er ſey derfelben 
Meinung, weil der conftitutionelle Staat die Rechte der 
moralifhen Perfon eben fo fehr, als die der phyſiſchen, 
zu fchüßen verpflichtee ſey. Wolle fi) uun der Staat 
eine Zufammenwerfung der verſchiedenen Firchlichen Fonds 
in eine Maffe erlauben, fo fey das ohne Verlegung der 
beftehenden Fundationen und der Rechte der einzelnen 
Gemeinden nicht möglih. Mit demfelben Rechte, mit 
welchem bier der Staat die Rechte moralifcher Perfonen 
antafte, werde er auch das Eigenthumsrecht der Privaten 
angreifen, fünnen, und das werde doch wohl Niemand 
vertheidigen. 

. Des Herrn Grafen von Erbach-Fürſtenau 
Erlaubt: Er fey weit entfernt, das Verlegen der eins 
zelnen Fundationen in Schug zu nehmen, und er wünfche 
eine Zufammenwerfung der kirchlichen Fonds bloß in 
foweit, als dieſes ohne wirfliche. Rechtsverletzung ges 
fcheben koͤnne. 

Um die, von dem Herrn Geh. Staatsrathb von 
Wreden erwähnte, Unbilligfeit, die aus einer Elaffift- 
cation der Pfarreyen hervorgehe, zu entfernen, werde 
man einen eigenen Fonds bilden müflen, aus welchem 
denjenigen verdienten Pfarrern, welche auf geringeren 
Pfarreyen lebten, ein verhaͤltnißmaͤßiger Zufhuß ger 
reicht werden fönne. | 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Menn er den Herrn Grafen von Erbad recht verftehe, 
fo wolle diefer bloß eine Glaffification der Pfarreyen, 
keineswegs aber eine unbedingte Zufammenwerfung aller 
Fonds. Einer theilweifen Zufammenwerfung werde fein 
Rechtsgrund entgegenftehen, da die Kirchen, aufler ih— 
rem GStiftungsvermögen, aud noch häufig anderes Ders 
mögen befäßen,, deſſen Urfprung gar nicht ausgemittelt 
werden. fönne , und was fie eben fo gut von dem Stante, 
als aus einer anderen Quelle, erworben haben könnten. 
Die Zufammenwerfung diefed Vermögens in eine ges 
meinfchaftlihe Maffe könne nicht rechtöverlegend feyn, 
wohl aber werde daburch der. große Vortheil, den 
eine vereinfachte Abdminiftration und die nur dadurch 
möglich werdende Glaffification ber. Pfarreyen gewahre, 
erreicht werden. 
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Der Herr Geh. Staatsrath v. Wrebden: 
Diefer Mittelweg verdiene alle Aufmerkfamfeit. Dadurd 
werde auf der einen Seite das Recht der Stiftung unverlegt 
erhalten und verhütet, daß die Neigung, Stiftungen zu 
machen, welche vorzüglic in ber Provinz Rheinhefien 
wieder aufzuleben anfange, nicht ganz vernichtet werde, 
auf der anderen Seite aber auch der Vortheil erreicht, 
der aus einer Glaffification der Pfarreyen hervorgehen 
fönne, fobald, wie im Würtembergifchen, ein eigener 
Fonds ex fructibus beneficii vacantis und aus andern 


fammenwerfen derfelben und eine Verbefferung der Pfar 
reyen möglich ſey. Sid) weiter und ausführlicher über 
diefen Gegenftand zu verbreiten, halte er noch zur zeit 


Erlaucht: Wuͤnſchenswerth ſcheine es auch zu ſeyn, 
die Pfarrer uͤberall bloß auf Geldbeſoldungen zu ſetzen. 
Die Beſoldung vieler Pfarrer beſtehe bloß in Guͤtern 
und der Pfarrer werde dadurch genoͤthigt, felbſt Ackerbau 
zu treiben, Handarbeiten zu verrichten und ſeine Pro⸗ 
ducte wieder zu verkaufen, wodurch das Anſehen dd 
geiſtlichen Standes nicht wenig leide. Er glaube daher / 
daß es gut ſey, wenn den Geiſtlichen bloß fo viel Feld⸗ 
gut gelaſſen werde, als zu den eigenen haͤuslichen der 
dürfniffen des Pfarrers nothwendig ſey. a 
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Des Herrn Grafenv. Solmd-Rödelheim 
Erlaubt: Er fönne für die Verwandlung der Natur 
ralien in bloße Geldbefoldung unmöglich ftimmen, indem. 
die Pfarrer jegt bettelarm feyn würden und gar nit 
eriftiren. könnten, wenn man in Älteren Zeiten die Pfars 
reyen bloß in Gelde dotirt hätte . 

"Der Herr Geh Staatsrath vu. Wreden: 
Die Dotirung mit Gätern habe auch fehr. viel Gutes. 
Die Pfarrer fönnten den Landleuten mit guten Beyfpies 
len in der Fandwirtbfchaft vorgehen und —— dadurch 
auch eine Beſchaͤftigung, welche fuͤr viele Pfarrer, die 
wenige —*z haͤtten, recht nuͤtzlich ſey. 

Des Herrn Grafen v. Erbach-Füͤrſtenau 
Erla ucht: Das Letztere werde man nur da behaup⸗ 
ten. fönnen, wo der Pfarrer zugleich einen Vicar habe. 
Sehle es ihm daran, wie diejes. für den Odenwald die 
Regel bilde, fo werde er durch das Treiben des Aders 
baued häufig fein Amt verfäumen muͤſſen. 

„Der Herr Baron v. Mappes: Gm Allgemei- 
nen werde ed gewiß gut feyn, wenn der Pfarrer Aders 
bau habe und die wenigen Ausnahmen werde man nicht 
für die Aufhebung diefer anführen fünnen. 

3.) über den, die Berbefferung der Öefängs 
niffe bezwedenden, Antrag der Abg. Herrn Heyer und 
v. Buſeck. — Darüber bemerft: h 

Der Herr Baron v. Mappes: hm fcheine es 
angemefien, der Staatsregierung diefen böchftwichtigen 
Gegenftand in dem Sinne, ber fi in dem Befchluffe der 
jweyten Kamuuer ausfpreche, zu empfehlen und ihr zu 
glei für das zu danken, was fie fchon bisher zur Vers 
efferung der Gefängnifje getban habe. Auch den Ges 
fängniflen in Mainz habe die Staatsregierung, fo viel er 
wifje, mehrere Verbefferungen zugedacht. 1.) Wolle man 
bey dem neuen Suftizgebäude, welches der Staat errichten 
laffen werde, Gefängniffe anbringen, in welchen die vor 
Gericht Stehenden, bis zu ihrem Urtheile, gehörig bewacht 
werben Fönnten. 2.) In dem Gebäude, welches die Stadt 
vor und nah zum Stodhaufe werde einrichten laffen, 
werde man auch Locale einrichten, in welchen fi) die, 
vor das Polizeigericht gebrachten, Perfonen bie zur Ents 
ſcheidung ſchicklich aufhalten Fünnten. | Ä 

" Der Regel nach befuche der Präfident der Aſſiſen 
forgfältig die Gefängniffe und’ erflatte darüber der Res 
gierung feinen Bericht. Ä | 
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| Des Herrn Grafen v. Pfenburg- Büdingen 
Erlaudt. Die Organifation der Landgerichtsbezirke 
werde auf die VBerbefferung und Einrichtung der Gefäng- 
niffe Einfluß Auffern und man dürfe daher nicht erwar- 
ten, daß vor der Bollendung diefer Organifation für die 
— der Amtsgefaͤngniſſe etwas werde geſchehen 
nnen. | 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Die Verbefferung der Detentionsanftalten für Menfchen, 
die bloß in Unterfuchung feyen, fey dringend nothwendig. 
Er fey weit entfernt, deßfalld der Regierung einen Vor 
wurf machen zu wollen; allein man fönne es fic nicht 
verbergen, daß manches fchauderhaft ſey. Man finde 
namentlich Leute, die. bloß in Unterfuchung feyen, in 
Gefängniffen für verurtheilte Berbrecher aufbewahrt. 
Bloße Empfehlungen, wie die von der zweyten Kammer 
befchlöffene, genügten hier nicht. _ Angemefjener fey der 
Antrag des Äusſchuſſes der erſten Kammer,. dem er fih 
mit dem Zuſatze anfchließe, daß die Staatsregierung 
erfucht werben möge, wenn möglich, noch in dem Laufe 
diefes Landtages, die Mittel zur Verbefferung der Gefäng: 
niffe in VBorfchlag zu bringen. | — 
Der Herr Praͤſident: Auf der. andern Seite 
fey das Zuchthaus zu Marienfchloß zu human eingerid» 
tet. Die verurtheilten Verbrecher würden dort beſſer, wie 
ber ren: Theil der Landleute, genährt. Sie erhielten 
dafelbft in jeder Woche dreymal Fleiſch, während ber 
Landmann felten einmal in der Woche Fleiſch zu eſſen 
habe. Das Zuchthaus werde dadurch zur Verſorgungs⸗ 
anftalt und von vielen Verbrechern fo lieb gewonnen, 
daß fie immer darin zu bleiben wünfchten. | 
Des Herrn Grafen von Erbach-Fuͤrſtenau 
» Erlaudht: Er theile diefe Anfichten ganz und ihm 
feyen mehrere Beyſpiele bekannt, in welchen Verbreder 
ebeten hätten, in der Anftalt. bleiben zu dürfen. Er 
alte daher eine Einfchränfung für nothwendig. 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoher: 
Vielleicht koͤnne durch eine folche Befchränfung nicht um 
bedeutend gefpart und mit diefen Erfparniffen zur Ver 
befferung der Detentionsanftalten beygetragen werden. 
Das Präfidium erklärt hierauf auch diefe Discuſſion 
für gefrhloffen und hebt die Sigung auf. 
Beglaubigt: 


Riedeſel. v. Wreden. Dr. Arens. 
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Zmweiundfunfzigfte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erften Kammer der 
Landſtaͤnde. 

Darmſtadt am 7ten Febrnar 1821. 





Unter dem Borfiße des Heren megten 
———— = 


Abwefend: 


bed Landgrafen Louis von ſſen Durchlaucht und der 
Herr wirkliche Geheimerath Frhr. v. Wiefenhätten. 


I. Der Secretaͤr der Kammer verlieſt das Prototoll 
der vorigen Sitzung, was genehmigt wird. 

II. Der Herr Praſident macht die Kammer mit einem, 
waͤhrend der Zeit eingelangten, Erlaſſe der zweyten Kam⸗ 
mer bekannt. Derſelbe bezieht ſich auf die, von dem Abg. 
Herrn Keller gemachte, die Verbeſſerung des Unterrichts der 
juͤdiſchen Jugend zum Gegenſtande habende, Motion. *) 

. Diefer Erlaß wird.an den zweyten Ausfchuß verwiefen. 

III: Hierauf werben folgende Borträge erſtattet: 

Es referirt 

1.) des Herrn Srafen von Vfenbu Buͤdingen Er⸗ 
laucht: die Anſichten des dritten Ausſchuſſes 

a.) über die, von: dem Abg. Herrn Balfer in Antrag 
gebrachte — IamaTıRg der Lahn. - 

Beylage LXVIL) 

b.) über dert Antrag des Abg: Herrn Kroͤncke: das 
Frohndweſen in den ſtandes⸗und patri⸗ 
monialgerichtsherrlichen Bezirken betr. 

(Beylage LXVII.)- 
Der Herr Geh. Staatsrath v. Mreben.: das 
Gutachten deſſelben Ausſchuſſes uͤber ben, die Einfä h⸗ 
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rung einer allgemeinen Wittwencaffeanfalt 
bezwedenden, Antrag bed Herrn Grafen von Erbad); 
Fürftenau Erlaudıt. | 
.(Beylage LXVIIL) 

3) Der Herr Prälat Dr. Schmidt, bloß muͤndlich 
die Meinung des dritten Ausfchuffes über das, ſich auf 
die Kirhenvifitationen und die Sonntags 
feier beziehende, Schreiben bes Pfarrers Dieffen 
bab zu Leidheden. 

Nachdem er die Kammer mit dem Inhalte nud der 
Tendenz dieſes Schreibens vollitändig bekannt gemacht 
bat, trägt er, in Berüdfichtigung feines unpraftijcen 
Inhalts, darauf an, es ad acta regiftriren zu laſſen. 

4.) Der Herr Kanzler Dr. Arens die Anfichten dei 
dritten Ausfchuffes über den, fih auf die Ausglei— 
bung der Kriegsfoften in ber Provinz Star— 
tenburg beziehenden, Antrag des Herren Grafen von 
Erbach s Fürftenau Erlaudht. | 

(Beylage LXIX.) | 

AV. Das Praͤſidium eröffnet die. Discuffion über 
die Motion des Abg. Herrn Kröude; die Reception 
der, im Lande gebornen, Unterthbanen uud 
die Buliebeng der Conceffionen und Die 
penfationen bey Heiratben ber. _ 
Es Auffert darüber | ET tee 
des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: E 
ſey darin mit dem Antrage des Ausjchuffes ganz. einver 
fanden, daß man die Dispenfationen, fo weit diefe übers 
haupt ertheilt werben. föunten, jederzeit. unentgeldlid 
ertheilen möge. Man habe indeffen hinſichtlich der Auf 
bringung des Staatsbedarfs in diefer Finanzperiode mit 
großen Schwierigkeiten zu kämpfen und man werde dem⸗ 
nah darauf Bedacht nehmen müfjen, den, durd die Wk 
entgeldlich zu ertbeilenden Dispenfationen entitehenden, 
Ausfall auf eine andere angemeffene Weife zu bdeden. 
Wolle man nämlich den Ausfall auf die Gejammtheit 
. werfen und nicht eine andere indirecte Abgabe bafür ſub⸗ 
ftituiren, fo könne er damit nicht einverjtanden feyn. 

Des Herrn Grafen von Solms. Rödelheim 
Erlaucht: Nach dem ftandesherrlichen Edikte Art. 57 
fiehe den Standesheren ein, Recht auf die Receptiondge 
buͤhren u und ſie muͤßten daher, wenn dieſe Gebüpren 
in der Sufunft aufhören follten, dafür vollftändig euls 


. 


ſchaͤdigt werden, wodurch dem Stante eine doppelte kaſt 
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aufgebürdet werde. Er verbinde übrigens mit diefer Ber 
merfung feineswegs die Abficht, der Aufhebung der Res 
ceptionsgebühren widerfpredhen zu wollen. — 
Der Herr Praͤſident: Die Abgabe für die Re⸗ 
ception fey unbedeutend und die dafür zu leiftende Ents 
ſchaͤdigung werde daher nicht viel befragen. J 
Der Herr Staatsminiſter Freih. du Thil:. 
Die Receptionds und Dispenfationsgebühren könne man 
fehr wohl in eine Claſſe werfen. Die Dispenfationdges 
buͤhr fey Folge des Rechts der Jurisdiction und die Res 
ceptionsgebühren gründeten fi) auf ben rag 
Verband. Bedeutend feyen indeffen diefe Leiftungen für 
den Staat nit. An vielen Orten feyen auch die Bey⸗ 
——— bereits aufgehoben. Er 
er Herr Baron v. Mappes: Er halte es 
für geredht, die Abgaben für Heirathsconceſſionen und 
Dispenfationen abzufchaffen, weil ‚vorzüglich der Arme 
davon getroffen werde und weil eine Beichränfung ber 
Heirathen, nad der Natur des Menfchen, die Leidens 
ſchaft und den Reiz zum Heirathen noch mehr vergroͤ⸗ 
Bern werde. Heirathöverbote und Beſchraͤnkungen fünn- 
ten nur bemoralifiren und boshaft machen. Geltatte man 
Freiheit zu heirathen, fo werde Beritand und Erfahrung 
den Menfchen leiten. Der Arme vergleiche und ſehe bie 
Armuth des darbenden verheuratheten Nachbars und 
werde feine Reidenfchaft überwinden. — Die Receptionen 
folle man eigentlich nur da verweigern, wo ber Aufzus 
nehmende fein Zeugniß feiner Religiofität, Arbeitfamfeit 
und guter Aufführung beybringen koͤnne und wo ihm 
Civil hinderniſſe entgegenftänden. Ihm fdheine es übris 
gend gerecht, durch cine Stempelabgabe nur fo viel zu 
erheben, als nöthig fey, um die Koften des Regiftrirs . 
bureau zu decken. 
SDes Herrn Grafen von Solmd-Röbelheim 
Erlaubt: Zum SHeirathen fey man immer bereit, 
aber man denfe dabey felten an die Mittel, die Kinder 
zu ernähren. 
Des Herrn Grafen von Aſenburg-Buͤdin— 
gen Erlauht: Es fey hier nicht von einer Beſchraͤn⸗ 
fuug die Rebe, fondern von ber Abfchaffung einer Leis 
ftung, welche, foviel die ſtandesherrlichen Gebiete betreffe, 
nad) den Art. 38, 45 u. 57 des ftandesherrlichen Edikts, 


den Gtanbeöherrn entrichten ſey. Solle man biefe 
Abgabe durch ein Öes abſchaffen wollen , fo fey der 
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Staat auf jeden Fall verpflichtet, dafür eine volftändige 
Entfhädigung zu leijten. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Diefe Abgaben gehörten in die Claſſe ber indirecten und 
er wuͤnſche fie — abgeſchafft, ſobald dieſe Finan; 
periode ihre Abſchaffung erlaube. Ihm ſcheine es, dai 
ed noch weit wichtigere Gegenſtaͤnde zu aͤndern und zu 
regeln gäbe und daß, ehe diefe geordnet feyen, man biele 
‚ minder wichtige Zwecke nicht werde berücfichtigen:Tönnen. 
Wolle man indeffen dennoch fchon jeßt zur. Aufhebung 
fehreiten, fo werde der Ausfall durdy irgend eine ander 
zwecmäßige indirecte Auflage gedeckt werden müffen. 

Der Herr Präfident: Der Staat fey nur zu 
freygebig mit den Receptionen. Man recipire. Bettler, 
die nachher nur ben Gemeinden zur Laft fielen und man 
berüdfichtige nicht genug die Proteftationen, . bie von deu 
Gemeinden gegen dergleichen. Receptionen — wur⸗ 
den. Er koͤnne namentlich hier als Beyſpiel anführen, 
daß die Regierung dem Bezirke der, Familie v. Riedeſel 
einen offenbar ſchlechten Menfchen, aller dagegen erhobe— 
nen Proteftationen ungeachtet, durch Ertheilung der Re 
ception aufgezwungen habe. - - dag 

V. Das Präfivium veranlaßt hierauf. die Abſtim— 
mung über mehrere Gegenftände: J. 

2.) über den Antrag des Abg. Herrn Freiherrn von 
Gagern, die Berbefferung der proteſtantiſchen 
Kirche betr. Es Iegt der. Kammer zu dem Ende die 
Trage vor: Ä | 

Wil die Kammer dem Antrage der zweyten Kau—⸗ 
mer in der Art beytreten, baß die Staatsregierung 

erfucht werde, zur Befferung des Zuftandes bet 
proteftantifchen Kirche die noch erforderlichen Maaß⸗ 
regeln verfaffungsmäßig eintreten zu laſſen, mit de 
ruͤckſichtigung ber, hierüber in den Kammern gemach⸗ 
ten, Bemerkungen und Antraͤge? 
welche von 11 gegen 2 Stimmen be jahen d beantwork! 
wird, 
B.) über den Antrag des Herrn wirklichen Geheimen 
Raths Freiherrn v. Wiefenhütten: die Aufitellung 
eittes vollfiändigen Etats über das Kirchen 
vermögen betr. 

Von den darüber aufgeftellten drey Fragen : 

1.) Iſt die Kammer der Meinung, daß die Stanfört 
gierung erfucht werde, eine vollftändige Inventari— 
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fation des gefammten Kirchenvermögens vornehmen 
u laſſen? | 

2.) Sf die Kammer der Meinung, baß, nad) dem An: 
trage, das gefammte Kirchenvermögen zur. Gleich» 
ftelung und Berbefferung der Pfarrftellen benußt 
werden möge? _ 

3) Im Falle es fi) durch die Inventarifation ergibt, 
daß das Vermögen der Kirchen nicht bloß aus 
Gtiftungen befteht, ift da die Kammer der Mei» 
nung, daß diefes nicht fliftungsmäßige Vermögen 

zur Verbefferung von geringen geiftlihen Stellen 
verwendet werde? | 
wird bie erfte von 40 Stimmen gegen 3 bejahend, die 
zweyte dagegen einftimmig und die dritte von 11 Gtins 
men, gegen 2 verneinend beantwortet. 


©.) über den, auf Berbefferung der Gefäng- 
niffe gerichteten, Antrag der Abg. Herrn v. Buſeck und 
Heyer. Die für Diefen Zwed vorgelegten beyben Fragen: 
1.) Will die Kammer dem Antrage der zweyten Kams 
mer in ber Art beytreten, daß die Staatsregierung 
erfucht werde, eine Reviſion der Gefängniffe zu 
veranlaflen, mit Berüdfichtigung der, in den Kam⸗ 

mern gemachten, Anträge und Bemerkungen? 


2.) Wil die Kammer bie Staatsregierung erfuchen, 
auf dem nächften oder wo möglich, noch auf dem 
jegigen Landtage den Kammern die Koftenanfchläge 
vorlegen zu laͤſſen, welche die Beflerung der Ge: 
füngniffe erfordern, damit hierzu das Nöthige ver- 
williget werden fönne? 

werben einftimmig bejahend beantwortet. 


VI. Der Herr Staatsminifter Freiherr du Thil trägt 
vor: In dem erften Augsfchuffe fey darüber Zweifel ent: 
ftanden : ob über einen, von der Staatsregierung an die 
zweyte Kammer gebrachten, Gefegesentwurf, über weldyen 
in Ddiefer Kammer zwar berathen, aber noch nicht abge, 
flimmt worben fey, und welchen die zweyte Kammer, ohne 
Abftimmung, der erften Kammer mitgetheilt habe, von der 
erften Kammer fogleich abgeſtimmt werden Fonne? Der 
Ausfhuß babe ihn beauftragt, dieſen Zweifel, weldyer 
auf die Art der Einrichtung des, an die Kammer zu 
erftattenden, Berichts Einfluß Auffere, der Kammer zur 
gefälligen Entfcheidung vorzulegen. 
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Das Prafidium legt diefen Zmeifel fofort zur Bera- 
tbung nnd Abftimmung vor und es erfolgt darauf der 
einſtimmige Beihluß : 

„daß in Fällen, wie ber von bem Herrn Staatömi: 
nifter Freiherrn du Thil fo eben vorgetragene, ber 
- gleihbaldigen Abftimmung von Seiten der erften 
Kammer nichts entgegenftehe ; daß diefe Abftimmung 
vielmehr dem Art. 89 der Verfaffungsurfunde, wel 
cher von derjenigen Kammer, an welche der Geſetzes⸗ 
entwurf zuerft gebracht werde, bloß eine Berathung, 
aber feine Abftimmung verlange, ganz angemefen 


ey. dd 

VII. Der Herr Präfident macht die Kammer dar 
auf aufmerffam, daß die eine Kammer im Berbhältnife 
zu der anderen mitunter eine Veranlaflung zu Erinne 
rungen finden fönne. Bey ſolchen —— en halte 
er ed nicht ganz angemeſſen, dieſe ſchriftlich abgehen zu 
faffen, weil daburd denkbarer Weife das gute Einwrs 
ftändniß unter den Kammern geftört oder doch getrübt 
werden koͤnne; er erlaube fih daher die Anfrage, ob 
nicht die Kammer befchließen wolle, daß in ſoichen Zäl 
len die Erinnerung durch eine bloß mündliche vertraw 
liche Eröffnung‘ des Präfidenten ber einen an ben Praͤ⸗ 
fidenten andern Kammer gefchehen möge? 

Diefer Beſchluß wird einftimmig dem Antrage gemäß 
gefaßt und die Sigung aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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i Dreiundfünfzigfte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
— Landſtaͤnde. | | 
Darmftadt, am 10ten Februar 1821. 
Unter. dem Vorſitze des Herrn zweyten 
| . Bräfidenten. 
Abwefend : 


des Prinzen Emil von Heffen Hoheit , des Landgrafen 
Lonis von Helen Durchlaudt: | 





I. Das Protofoll der vorigen Sitzung wird vorges 
Sefen und — | | — 
En — Es werben der Kammer mehrere Vortraͤge er⸗ 
et: | 
‚4.) von bem Herrn Geb. Staatsrath von Wreben, 
fchriftlicher Vortrag des zweyten Ausfchuffes über bie 
Zeitder, in der Kammer vorzunehmenden, _ 
Abfiimmungen. 

(Beylage LXX.) | 

2.) von dem Herrn Staatsminifter Frhr. du Thil 
statt fchriftlihen Vortrags über das neue Maaß 
and Gewicht, der Entwurf eines, von dem zweyten 
Ausſchuſſe gebilligten motivirten, Communicates an bie‘ 


zweyte Kammer. 
(Beylage LXXL) 
- 3.) von dem Herrn Ganzler Dr. Arens ſchriftlicher 
Bortrag deſſelben Ausfchuffes über den, die Ber ants 
- wortlilhfeit der Minifter betreffenden Gefeged- 


entwurf. 
.(Beylage LXXU.) WR, 
4) von dem Herrn Staatsminifter Freiherrn du 
Thil ſchriftlicher Vortrag des erften Ausſchuſſes über 
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den, fih auf die Abldfung der fiscaliſchen und 
der, den Gemeinden und Stiftungen zufte 
benden, Örundrenten beziehenden,, Gefegedentwurf. 
(Beylage LXXIM.) 
III. Der Tagesordnung gemäß eröffnet das Praͤſi⸗ 
dium die -Diseuffion Be 
1.) über den Antrag des Abg. Herrn Balfer, die 
Shiffbarmahung der Lahn betreffend. 
| Darüber bemerft 
der Herr Staatsminifter Freih. du Thil: 
Es ſey gewiß fehr zu wuͤnſchen, daß die Lahn ſchiffbar 
feyn ge; allen an eine Schiffbarmachung berfelben 
fönne man bey dem großen Aufwande von Koften, ber 
dadurch werbe veranlaßt werden, fo lange nicht denfen, 
als der Staat für nöthigere Dinge zu forgen und Aus— 
aben zu machen babe. Dringender,, ald diefe Schiffs 
armahung, fcheine ihm eine Aenderung und richtige 
Leitung des Flußbettes der Nidda und der Horloff zu 
feyn, durch deren häufiges Austreten ganze Gegenden 
uͤberſchwemmt und verfumpft würden, und er würde 
deßhalb eine Motion gemacht haben, wenn ihn nit 
die Ueberzeugung : daß der Finanzzuitand des Großher— 
zogtbums den, dadurch verurfacht werdenden bedeuten 
den , Koftenaufwand noch zur Zeit nicht erlaube, davon 
zurückgehalten hätte. | 
2.) über den Antrag des Abg. Herrn Krönfe: das 
Frohndweſen in den ſſandes- und patrimo— 
nialgerihtsherrlidhen Bezirfen betr. 
In Beziehung darauf bemerkt — 
des Herrn Grafen von Uſenburg-Buͤdin⸗— 
gen Erlaucht: Es ſeyen ſchon fruher Commiſſionen 
zur Regulirung dieſer Angelegenheit ernannt geweſen, 
ſie haͤtten aber zu keinem Reſultate kommen koͤnnen, 
weil die Bauern Schwierigkeiten gemacht, und alles fuͤr 
Staatsfrohnden erklaͤrt hätten. Auch hätten ſich bie 
Advocaten in die Sache gemifcht und darum fey not 
nichts entfchieden worden. - Bemerfen müffe er übrigend 
bey dieſer Gelegenheit auch noch das: daß man bad 
Geſetz auf eine fehr unrichtige und unbillige Weife auf 
die Gartenfrohnden angewendet, und fie dadurch zu Staats⸗ 
frobnden gemacht Babe. a 
Des Herrn Grafen von Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaucht: Vor allem werde man den Grundfag : DA 
von den Commifjarien überall die Localitäten zu pruͤſen 
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und auf diefe bey ihren Taxationen Rücdficht zu. nehnten 
ſey, auöfprechen muͤſſen. Das Gefchäft: ſey auch noch 
aus dem weiteren Grunde zu keinem Reſultate gedie— 
ben, weil an manchen Orten die Unterthanen die 
Frohndepflicht ganz abgelengnet hätten. | 
Der Herr Präfident:: Seiner: Anficht nad) 
werde man von einer detaillirten Erörterung Diefes Ge⸗ 
genftandes noch zur Zeit wohl abſtrahiren können ; weil 
er diefe erft dann für nöthig halte, wenn den Ständen 
zuvor ein Gefeßesentwurf von der Staatsregierung vors 
- gelegt ſeyn werde, — — — 
3.) über den, auf Einführung einer allge 
meinen Wittmencaffe-Anftalt gerichteten, Anz: 
trag des Herrn Grafen v. Erbach - Fürftenau Erlaudt: 
- &8 äuffert darüber : = 0° | 
Ä der Herr Berfaffer des Antrags: Er. habe 
nicht bloß die Anzahl der Motionen vermehren wollen. 
Finde die Kammer fie nicht paffend, fo habe er für ſich 
weiter fein Intereſſe dabey. Die ; ftandesherrlichen Dis 
ftricte der Grafen von Erbach hätten uͤbrigens die Mos 
tion nicht veranlaßt, weil in dieſen dergleichen Infti: 
— Verſorgung der Beamtenwittwen bereits be— 

nden. — J 
Der Herr Präfident: Es ſey vielleicht gut, 
wenn ein Geſetz erlaube, auch Nichtbeamten gegen eine 
angemeſſene Einlage in das Wittwencaſſeinſtitut aufzu— 
nehmen. Se | Ä | | 

Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden: 
Dagegen fen nichts zu erinnern, nur müffe die Größe 
der Einlage zuvor gehörig berechnet werben. 

Des Herrn Grafen von Erbabh-Fürftenau 
Erlauht : Im Hanauifchen habe früher eine Ähnliche, 
aber bloß private, Einrichtung beftanden; fie ſey aber 
auf einmal vernichtet worden. Dergleichen Inſtitute 
feyen dem Zufall zu fehr unterworfen, und es bebürfe 
zuweilen nur eines‘ bedeutenden Sinkens der Staats⸗ 
papiere, um fie ganz zu alteriren. | 

Der. Herr Geh. Staatsratb von Wreden: 
Davon habe die beftehende Wittwencaffeanftalt nichts zu 
befürchten , weil alle Gapitalien bloß an Private aus⸗ 
geliehen feyen. | | 

Des Herrn Örafen von Erbadh-Fürfenau 
Erlaubt: Er habe bey feinem Antrage vorzüglich die 
Abficht gehabt, den, noch nicht in: einer Wittwencafle- 
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anftalt befindlichen, Beamten den Cintritt in dieſelbe 
möglich zu machen. N 

Der Herr Geh. Staatsrath von Wreber: 
Er kenne feine Staatsdiener , die nicht ſchon wirklich 
einer Wittwencaffe angehörten. Entweder feyen fie naͤm⸗ 
lid in ber allgemeinen .oder in irgend einer der mehre 
ren befonderen Bittwencaffe- Anftalten 32. der Geift: 
lichfeit, der Forſtdienerſchaft zc. ıc. 

Ded Herrn Grafen von Erbabh-Fürftenau 
Erlaucht: Es frage ſich aber, ob dieſe Wittwencaſſe⸗ 
rg auch die nämliche zweckgemaͤße Einrichtung 

tten 

Der Herr Geh. Staatsrath von Wreden: 
Die Militär sWittwencaffe habe aus dem natürlichen 
Grunde, weil fich bey ihr die Sterbfälle in kurzer Zeit 
ſehr häufen koͤnnten, ihre ganz eigenthuͤmliche Einrich⸗ 
tung, und die geiſtliche Wittwencaſſe werde mehr als 
Privatanſtalt betrachtet. 

4.) uͤber den, die Kriegskoſten⸗-Ausglei— 
chung betreffenden, Antrag des Herrn Grafen von 
Erbach⸗Fuͤrſtenau Erlaucht. Es wird darüber bemerft 

von dem Herrn Verfaſſer des Antrags ſelbſt: 
Die Großherzogliche Staatsre ierung habe uͤber dieſen 
Gegenſtand zwey Gefegesvorfchläge, den einen für bie 
Provinz Starfenburg und den andern für die Provinz 
Oberheſſen den Ständen vorgelegt. Wolle man den, 
fi auf die Provinz Starfenburg beziehenden, Entwurf 
zur Ausführung bringen, fo fey dadurch der vollkom⸗ 
mene Ruin einer ganzen Gegend, namentlich des Oden⸗ 
waldes, von felbft ausgefproden. Der Odenwald habe 
in den Kriegszeiten die ihm auferlegten Naturalpraͤ⸗ 
ſtationen geleiſtet. Er habe dieſe Naturalien in. den 
fruchtbareren Gegenden ankaufen müffen, und dadurch 
in dieſen Gegenden eine bedeutende Geldmaffe in Eirs 
eulation gebracht. Solle er nun auch noch weiter an 
biefe Gegenden die großen Summen zur Ausgleichung 
ber Kriegsfoften bezahlen, fo fey er gänzlich und für 
immer ruinirt. Es laffe fich nicht einfehen, warum 
man bafjelbe Geſetz, was man für. die Provinz Obers 
heſſen in Vorſchlag gebracht habe, nicht auch auf die 
Provinz Starfenburg anwenden wolle. Diefes fey billig, 
und werde auf die Proving Starfenburg um fo mehr 
ausgedehnt werben muͤſſen/ als dasjenige, was für.den 
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Vogelsberg Recht fey, auch für den Odenwald Recht 
werden müfle. Ä 
Ä Der Herr Canzler Dr. Arend: Es koͤnne 
hier noch nicht davon die Rede feyn: ob ber Antrag 
des Herrn Grafen zu unterftägen, und ob die Ausdeh⸗ 
zung des, für die Provinz Oberheffen vorgelegten, Ges 
feßesentwurfs auf die en Starfenburg wuͤnſchens⸗ 
werth fey? Noch zur Zeit koͤnne bloß über die Frage 
discutirt und berathen werden: ob die Kammer auf das 
Marerielle der Motion eingehen, und ob fie nicht viel—⸗ 
mehr erſt abwarten müffe, daß der Gefegesvorfchlag auf 
dem regelmäßigen Wege der Kammer zur Deliberation 
mitgetheilt werde? Diefe. Frage könne nad dem Y9ten 
Artikel der Verfaſſungsurkunde nur bejahend beantwortet 
werden. Die: Motion beziehe ſich anerfannt auf denſel⸗ 
ben Gegenftand, der auch den Vorwurf bed Gefeßesent- 
wurfes bilde. Nach dem 89. Art. der Berfafjungsurs 
kunde folle nun aber diejenige Kammer, welcher. ein 
Geſetzesentwurf zuerft mitgetheilt werde, auch zuerft dar⸗ 
über berathen. Wolle nun die erfte Kammer auf bie 
erhobene Motion den Juhalt des Gefeges ſchon jet 
in Berathung ziehen, und namentlih mit des Herrn 
Grafen von Erbad » Fürftenau Erlaucht fi auf bie 
Frage einlaffen: ob der Gefeßesentwurf für die Provinz 
Starfenburg oder der für die Provinz Oberbeffen anzu- 
nehmen fey ? jo werde dadurch die Verfaſſung verlegt 
werden, und er glaube daher, daß der Antrag bed Aus⸗ 
fchuffes der Lage der Sache vollfommen angemeffen fey. 

Des Herru Grafen von Erbah-Fürftenau 
Erlauht : Man könne aber nicht wiffen , wie bald die 
zweyte Kammer diefen Gefegesentwurf in Beratbung 

iehen werde. Es ſey möglih, daß über ihn auf die 

Fe Landtage noch gar nicht abgeſtimmt werde; die Sache 
fey aber von zu großer Wichtigkeit, und es könnte. bie 
Regierung nad dem Landtage vielleipht veranlaßt wer⸗ 
den, nad) den ‚;in dem Gefege aufgeftellten, Grundſaͤtzen 
in der Sache zu verfahren. | J 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Das ſey nicht 
zu befuͤrchten, weil die Regierung ohne Zuſtimmung 
der — keinen Geſetzesvorſchlag in Ausfuͤhrung brin⸗ 
gen koͤnne. 1r ts 

Des Herrn Örafen von Erbadh-Fürftenau 
Erlaucht: Wenn dad wer Hal ſey, fo babe er weiter 


110... Heft 77. 


nichts dagegen, wenn nad) dem Antrage ded Ausſchuſſes 
die Motion einftweilen auf fich beruhen bleibe. 
Der Herr Präfident erflärt hierauf die Discuffion 
auch über .diefen Gegenſtand für gefchloffen, und läßt 
IV, über den, die-Rereptionder, im Lande 
gebornen, Unterthbanen, und die Conceſſio— 
nen und Dispenfationen bey Heirathen be 
treffenden, Antrag des Abg. Herrn Krönfe durch Bor 
legung der brey ragen abjtimmen: — 
1.) Will die Kammer dem Antrage der zweyten Kam: 
in ber Art. beytreten: „daͤß die Staatsregie⸗ 
‚rung zu erfuchen. fey, den Ständen den Entwurf . 
eines Geſetzes vorzulegen, deſſen Zwet ift, bie 
Weitläuftgfeiten und Koften bey der Reception 
der Unterthanen zu entfernen, mit Ruͤckſicht auf 
die, darüber in. beyden Kammern gemachten, Anz 
träge. und Bemerkungen?’ er 
2.) Tritt dig Kammer dem Antrage ihres Ausfchuffes 
bey, die Staatsregierung gleichfalls zu erfuchen, 
von den Heiratbsconceffionen und Dispenfatior 
nen gleichfalls alles Finanzielle zu entfernen? 
3.) If die Kammer der Meinung., hierauf nur dann 
anzutragen, wenn. der dadurch entftandene And 
. fall in den Finanzen nicht auf. die Gefammtheit - 
repartirt, fondern auf eine andere zweckgemaͤßere 
Weiſe erhoben werden könne? - 
Bon dieſen Fragen wird bie:erfte.allgemein und die 
zweyte von 7 gegen 6 Stimmen bejahend, die britte 
Dagegen non 10 Stimmen gegen 3 verneinend br 
antwortet. ni | | 
V. Zum Schluffe werden der. Kammer drey Coms 
municate an bie zweyte Kammer, wovon das eine ſich 
auf die Berbefferung der. Gefängniffe bezieht, das zweyte 
die Berbefjerung der proteftantifchen Kirche betrifft und das 
dritte die Inventarifation des Kirchenvermögend zum 
Gegenitande hat, zur Genehmigung vorgelegt. Diefe er 
folgt einftimmig und die Sigung wird gefchloffen. 


Beglaubigt: 0 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Bierundfünfzigfte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 13ten Februar 1821. 


Unter dem Borfiße des Herrn zwes ten 
PEIISDERLEN. 


Abwefend : ——— ie 
des Landgrafen tonis von ‚Gehen Durhiauht 


I. Das Protokoll ber - vorigen Sigung wird vor⸗ 
geleſen und genehmi 
U. Der Herr Flaſtdent ſetzt die Kammer in Kennt; 
niß von einem Erlaffe der zweyten Kammer, wodurch 
ſie der erſten Kammer das Duplicat einer, von dem 
Hofgerichtsadvocaten Stahl im Namen der Aemter Zwin⸗ 
genberg und Seeheim übergebenen, das. Berhäftniß ber 
Beyfaflen zu ihren Gemeinden betreffenden, Berftellung 
mittheilt und fie zugleich von dem deßfalls gefaßten Bes 
ſchluſſe in Kenntniß fest. *) 
m" At — verweiſet dieſe Eingabe an den dritten 
usſchu 
111. Das Praͤſidium legt hierauf mehrere Gegen, | 
ftände zur Discuffion vor: | 
1.) den , von der zweyten Kammer hinfichtlich der 
Zeit der Ybfimmungen gefaßten Beſchluß. 
Es aͤuſſert ſich hieruͤ 
— Herr Praͤlat Dr. Schmidt in folgender J 


— 


*) S. Seite 39 des 11. Hefts ber wehemmn m zweyten 
Kammer der Landſtände. 
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‘ Der Antrag wegen bed Art. 19 der Tanbftändifchen 

Geſchaͤftsordnung hat eine Empfehlung für ſich, wie fie 
wenigen Anträgen zur Geite ſteht. Es kann nämlid 
durch die vorgeichlagene Veränderumg Zeit eripart und 
dadurch eine Verminderung der, durch diefen Landtag 
entſtehenden, Koften bewirkt werden. Da dieſer Landtag 
jhon feit dem 27ten Jun. v. I. eröffnet ift, fo muß 
jeder Vorſchlag dieſer Art zum Voraus für fi ein 
nehmen. | 

Um fo mehr bedauert e8 ber Urheber dieſer Bemers 
fungen, baß er. dem jegt zur Sprache Ffommenden, Bor; 
fchlage feine Zuftimmnng nicht geben kann, weil ber 
Zwed, den man beabfichtet, mit dem Mittel, wodurch 
man benfelben zu erreichen fucht, keineswegs in richtigen 
Berhältniffe fteht — vielmehr der fo ſchaͤtzbare Zeitges 
winn, die fo wünfchenswerthe Koftenerfparniß, auf folde 
Weife doch- allzu theuer erfauft werden dürften. 

Es kann gefchehen,, daß wenn in einer folden Der: 
fammlung der Partheigeift fein Wefen zu treiben ange 
fangen bat, die Zeit, die zwifchen der Berathung und 
der Abftimmung liegt, allerdings von diefem Geifte br; 
nugt werden. fann, um Anfichten zu verändern und 
Stimmen zu gewinnen. 

Jedoch möchte die Nücdkficht auf diefen möglichen 
Fall hier um fo weniger in die Beurtheilung der vor 
liegenden Frage eingreifen dürfen, als dieß ohne eine 
Beleidigung der Mitglieder der Ständeverfammlung 
überhaupt nicht geſchehen kann. Jedes Mitglied bat ber 
fhworen, nad) eigener Ueberzeugung handeln zu wollen. 
Eine ftändifche Gefchäftsordnung darf daher keine Mit 
glieder vorausfegen, die nicht durch eigene Ueberzeu⸗ 
gung, fondern durch fremden Einfluß, beftimmt werden. 

Ohnehin darf man ſich auch wohl der beruhigenden 

Hoffnung überlaflen, daß Gründe oder Scheingruͤnde 
die bey der Discuffion nicht fiegreich geblieben, OD 
wohl: felbft nicht ans Licht getreten find, im Grillen 
feine folhe Gewalt ausüben werden, um der. Abilim 
mung eine entgegengefegte Wendung zu geben. 
‚ ; Unter. den Gründen, die mit Beltand für, bet, 
in Frage ftehenden, Antrag angeführt werben füns 
nen, verdient der befonderd beruͤckſichtigt zu —— 
daß bey manchen Gegenſtaͤnden, die in vielfachen S* 
ziehungen betrachtet werden. muͤſſen, demjenigen, ber 
diefe Gegenftände entfernter Liegen, manded bey 
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Abſtimmung, namentlih, wenn ber Fragen fehr viele 
vorfommen, nicht mehr ganz gegenwärtig feyn kann 
und er daher durch augenblidliche Verwirrung. in - Ges’ 
fahr fonımt , gegen feine Ueberzeugung zu ftimmen. Diefe 
Ruͤckſicht iſt ſehr beachtenswerth, weil ein Mißverftchen 
ſolcher Art aͤuſſerſt leicht Statt finden fan FOR ur 
Pruͤft man jedoch fchärfer,, welches wohl das ficherfte 
Mittel feyn möchte, um folches Mißverftehen zu verhuͤ— 
ten, fo fann ed nur darin zu finden feyn, daß die 
Fragen, über welche abgeſtimmt werden fol, möglichit 
beftimmt und deutlich aufgeftellt werden. Ä F 

Je verwickelter eine Sache iſt, je divergirender die 
Anſichten find, die ſich bey den Discuſſionen hervorftels 
len, deſto leichter wird bey der Abſtimmung ein Miß— 
verſtehen eintreten koͤnnen. Aber gerade in dieſem naͤm⸗ 
lichen Falle wird es auch eine, in gleichem Verhaͤltniß 
ſchwierige, Aufgabe für das Praͤſidium ſeyn, die Fragen 
beſtimmt und deutlich aufzuſtellen, und zwar unmittelbar 
nach den Discuſſionen, ehe noch ein Protokoll vorliegt, 
bloß mit Huͤlfe des Gedaͤchtniſſes, vielleicht ſelbſt, ohne 
daß die noͤthige Zeit vergoͤnnt geweſen iſt, das Anges 
hoͤrte genugſam zu erwägen und zu ordnen. Es möchte 
die Frage verjtattet feyn, ob nicht, went man von 
diefem Standpunfte bie Sache anfieht, dei Antrag mehr 
gegen ſich habe, als für ſich? 

Es ift nun fo — der Sterbliche fit dem Irrthüm aus 
efeßt. Die Kraft der Nede greift mächtig in den Mens 
chen ein, Wem möchte es nicht begegnet jeyn, daß er, 

wenn über einen Gegenftand gut und warm gefprocheit 
wurde , daß er dann bisweilen für die Anficht des Res 
denden gewonnen wurbe, aber fpäter gleichwohl einfah, 
daß dieſe Anficht nicht die richtige war, und daß er 
ne fi) nur in dem Zujtande der Taͤuſchung 
befand i J 

Die Gegenſtaͤnde, die im Geſchaͤftskreiſe der Staͤnde— 
verſammlung vorkommen, ſind ſo verſchiedenartig, daß 
nicht alle mit allem ohne weiteres hinlaͤnglich bekannt 
ſeyn koͤnnen. 

Um ſo gewiſſer iſt es, daß auch der Ueberlegung 
Die ihr gebührenden Rechte zugeſtanden werben müſſen. 
Die Berichte der Ausfchäffe find nicht immer zureichend, 
um die, in Frage ftchenden, Gegenftände von allen 
Seiten ins Licht zu feßen. Nicht felten werden bey dei 

. Discuffiouen neue Geſichtspunkte eröffnet, Nur erft nad) 
Geft 11. d. Verhdi. d. erft, Kammer, 1820 H 


ee: 


11% | Heft I. 


vorausgegangenen Discuffionen Fann ein Gegenftand, 
ald gehoͤrig von allen Seiten berüuͤckſichtigt, angeſehen 
werden. Bier alfo ift erjt der Zeitpunft, wo die Leber: 
legung eintreten kann und wo ihr daher auch Die erfors 
derliche Zeit verftattet werden muß. I 

Es iſt daher eine fehr weife Beftimmung der heſſi-⸗ 
- fhen landſtaͤndiſchen Geſchaͤftsordnung, daß erſt drey- 
- Tage nach den Discnfjionen abgeftimmt wird, und auf 
die Einrede, daß ed doch in andern Staaten andere 
ſey, dürfte man erwiedern fönnen, daß die heſſiſche 
Geſetzgebung, aujfer diefem, wohl auch noch andere Bor: 
züge befige. a. J 

Die Frage, die vorliegt, um es kurz zu faſſen, 
iſt keine andere, als die: ob die Abſtimmungen uͤber die 
wichtigſten Intereſſen des Vaterlandes der Gefahr bloß— 
geſtellt werden ſollen, abhängig zu werden von dem vor 
übergebenden Eindrude der Wohlredenheit? — ob es 
wohl beruhigend ſeyn fann für ein Volk, welches von 
feinen Vertretern fo viel zu fordern berechtigt iſt, wenn 
diefe, um Zeit zu gewinnen und Kojten zu erjparen, 
ihm dafür die Beſorgniß fchenfen, daß ihre Beſchluͤſe 
das Product rednerischer Talente und Kuͤnſte feyen ? 

.. Auch der Antrag des Augfchuffes der erften Kammer 
möchte einer näheren Prüfung bedürfen, naͤmlich ber, 
daß die Vorlefung des Protokolls über die Discuſſionen 
mit der Abſtimmung verbunden werde. 

Es ſoll nach der Gefhäftsordnung das Protofoll 
über bie Verhandlungen jedesmal in der naͤchſten Sitzung 
vorgelefen werden. Allein, wenn diefe nächte Sitzuug 
früher Statt bat, ald drey Tage nach den Discuſſionen, 
ſo kann die Abjtimmung nach der Geſchaͤſisordnung noch 
nicht. vorgenommen werden. Es möchte num mande 
nachtheilige Folgen von andern Seiten haben, wenn Die 
Borlefung des Protofolld verfchoben werden johte. Auch 
möchte die zweyte Kammer, feit ihre Sitzungen öffentlich 
find, es dem Publicum ſchuldig feyn, daß im jeder 
Sigung das Protofoll der vorhergegangenen verlejen 
werde, * 

Es ſcheint darum am angemeſſenſten, bey der Ge⸗ 
ſchaͤftsordnung zu beharren, da es uͤberhaupt nicht er⸗ 
ſprießlich ſeyn kann, wenn an vorliegenden Geſetzen und 
Reglements jeden Augenblick modificirt wird. 

Sollte übrigens in diefer Hinſicht, dennoch eine Mo⸗ 
dification in Ruͤckſicht zu kommen verdienen, fo moͤchte 
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e8 die ſeyn, durch welche beſtimmt würde, daß nad) 
beendigten Discurfionen die Abftimmung nicht allzu— 
lange verfhoben werde, weil fonjt hierdurch 
leichter ein Mipverjteben herbeygeführt werden fan, 
als auf irgend eine andere Weiſe. Ä 

Der Herr Präfident: Ihm ſcheine ed zweds 
gemäß, die Sache an den, mit zwey Mitgliedern zu 
verſtaͤrkenden, Ausſchuß zuruͤckzuweiſen. Es leide nämlich 
keinen Zweifel, daß noch mehrere Gegenſtaͤnde der Ge— 
ichaͤſtsordnung einer genaueren Beſtimmung beduͤrften, 
und es koͤnne daher dieſe Gelegenheit ——— werden, 
um die ganze Geſchaͤftsordnung einer Reviſion zu un— 
terwerfen, und das Noͤthige genauer zu beſtimmen und 
abzuaͤndern. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Er koͤnne 
diefe Anficht nicht theilen. Sollte auch noch Mehreres 
in der Geſchaͤftsordnung genauer zu beftimmen und abs 
zuändern feyn, fo glaube er doc) nicht , daß dieſes bLoß 


auf Beranlayung des, über einen einzigen beftimmten. 


Punkt von der.zweyten Kammer gefaßten, Befchluffes 
geiheben koͤnne. Sobald nämlidh eine MRevifion der 
ganzen Geſchaͤftsordnung wirkliches Beduͤrfniß fey, fo 
ſcheine diefe nur auf eine eigene, befonders darauf ges 
richtete, Motion vorgenommen werden zu fünnen. 

ı Der Herr Geheime Staatsrath v. Wreden: 
Er fey hiermit um fo mehr einverjtanden, als durdy eine 
foldye Revifion der Landtag, der ohnehin Tange genug 
Dauere, wieder um mehrere Wochen werde verlängert 
werodeit. 

Der Herr Baron v. Mappes: Er halte den 
Beſchluß der zweyten Kamıner für ganz fahgemäß. Eine 
Sleihbaldige Abftimmung entfpreche nicht bloß allen beftes 
benden Gefeßgebungen, jondern auch ganz der Natur der 
Sade. Werde nämlid) fogleich nach der Discufjion ab- 
geftimmt, fo fey die ganze Verhandlung den Mitgliedern 
‘Der Kammer noch in ganz frischem Andenken und es 
werde ihnen eben dadurch das klare Auffafien der, zur 
Abftimmung vorgelegt werdenden, Fragen jehr er.eichtert. 

Der Herr Geheime Staatsrath v.Wreden: 
Er glaube das nicht. Bey den Discuffionen werde ſehr 
fchnell hin und ber geredet. Oft ſchweife die Discuffion 
auf andere Gegenftände Aber und es werde dem Ungeüb- 
ten oft fehr fehwer, den eigentlichen Punkt, worauf es 
anfomme, feſt zu halten. Eine weit Elarere Ueberficht des 
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Verhandelten dagegen gewaͤhre das Vorleſen des Proto; 
tolls und es ſey darum gewiß raͤthlicher, die Abſtimmung 
erſt auf dieſe folgen zu laſſen. 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Ihm 
ſcheine eine, auf die Discuſſion unmittelbar folgende, 
Abſtimmung in manchen Fällen ſehr wüuͤnſchenswerth. 
Manche Gegenſtaͤnde haͤtten beſondere Eile, manche ſeyen 
minder wichtig und man werde daher vielleicht nicht ohne 
Grund zwischen den einzelnen Gegenfkänden der Dicufs 
fion und Abjtimmung einen Unterjchied machen fönnen. 
Bey Geſetzesentwürfen halte er eine gleichbaldige Abftim 
mung nicht für gut; bey bloßen Motionen dagegen werde 
man ein gleichbaldiges Abftimmen, ohne Nachtheil, zuge: 
fteben können. In einer folchen Unterſcheidung fipeine 
ibm das Mittel zu liegen, wodurch den Wünschen der 
ziweyten Kammer entfprochen werden fünne. 

Der Herr Geheime Staatstath v.Wreden: 
Man. Fönne es vielleicht dem Urtheile und der Beftims 
mung bes Prafidenten und des Ausſchuſſes überlaffen, 05 
fogleih, oder erit nach Vorleſung des Protokolls, abge 
ſtimmt werden folle. 

Dis Prinzen Emilvon Heffen Hoheit; Er 
glaube, man muͤſſe fi) bloß an den Unterfchied zwiſchen 
Motionen und Gefekesentwürfen halten. Dirfer Unter 
fchied fey in der Natur der Sache gegründet. Go bald 
nämlich die Ständeverfammlung dem Entwurtfe die Zus 
ftiimmung ertheile, fo jey dadurch alles vorbanden, was 
für das Dajeyn einer gefeglichen Norm erforderlich ſey. 
Ganz anders verhalte es ſich aber mit bloßen Motionen, 
bey welchen es erfi von dem pruͤfenden Urtheile der 
Staateregierung abhänge: ob und in wie weit fie auf 
Diejelbe eingeben wolle ? | | 

Die Zeit der Abftimmung bloß von dem Urtheile des 
Präfidenten und des Ausjchuffes abhängig zu machen, 
feheine ihm aus dem Grunde nicht räthlich, weil diejes 
echt möglicherweife mißbraucht und namentlich dem 
Parttenvejen, was doch immer möglich bleibe, Vorſchub 
geleiſtet werden koͤnne. | 

Der Herr Kanzler Dr, Arens: Er fünne den 
Unterfchied zwifchen Motionen und Geſetzen nicht für bi 
gründet halten. Ihm erjcheine die Sache fo. Bey dei 
Gefegesentwurfe habe die Regierung, ‚bey der Motion 
dagegen hätten die Stände die Snitiative. Go wie der 
Gefegesentwurf durch die Annahme der Stände zum wirk 
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lichen Geſetze werde, fo erlauge auch die Motion die 
Kraft eined Geſetzes, fobald die Staatdregierung derfels 
en ihre Zuſtimmung ertheile. Es fey bier bloß ein fors 
maler Unterfchied vorhanden, und es fiheine ihm daber, 
daß die Abjtimmung ber eine Motion auf dieſelbe Um- 
fiht und Ueberlegung Anſpruch habe, weiche mit Recht 
für Die Abſtimmung über einen Gefegedentwurf verlangt 
werde. Er theile übrigens ganz die Anficht des Herrn 
Prälaten Dr. Schmidt: daß für die Beybehaltung ber, 
in der Geſchaͤftsordnung vergefihricbenen, Norm übers 
wiegende Gründe vorhanden feyen. Borzüglich fcheine 
ihm der Grund bier entjcheidend zu feyn, daB auch der 
erfahrenfte und geübtefte Gefchäftsmann nicht im Staude 
ſeyn werde, über das, oft fehr verwidelte und weitlaͤu— 
fige, Material auf der Stelle die nöthigen Fragen in 
logifcher Ordnung und auf eine, alles vollfommen ers 
(höpfende, Weife zu entwerfen, J 

Der Herr Praͤſident: Die zweyte Kammer 
verbinde mit dem, auf eine gleichbaldige Abſtimmung ge— 
richteten, Beſchluſſe die Abſicht, daß über jeden eins 
zelnen Punkt. fogleich nach beendigter Discuſſion abs 
geftimmt werde, Eine folche Abftinnmung, die ohne eine 
vollftändige Ueberſicht des ganzen Gegenſtandes vorges 
nommen werde, koͤnne die nachtheiligften Folgen haben 
und zu den größten Mißbraͤuchen führen. Man werde 
daher auch aus diefem Grunde dem Beſchluſſe der zwey— 
ten Kammer nicht beytreten koͤnnen. V 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Der 
Hauptgrund, den die zweyte Kammer für ihren Beſchluß 
anführe, fey Abkürzung der Gchhäfte, Für eine folde 
Abkürzung werde aber eine gleichbaldige Abfiimmung wer 
nig wirken. Weit wirffamer ſcheine ihm eine Berlänge- 
rung der Situngen und der Grundfaß zu feyy, eine Si— 
Kung nicht cher zu ſchließen, bis die ſaͤmmtlichen, auf 
der Tagesordnung ſtehenden, Gegenftände völlig abgehan: 
delt feyen, Diefer Grundſatz beftehe auch fir die Stände 
verjammlungen in andern Staaten. — 

Der Herr Staatsminiſter Freih. du Thil: 
Ihm ſcheine der Antrag des Ausfchuffes noch immer ber 
zwecgemäßere zu feyn, jobald man ihn dahin modiftcire, 
daß das Vorlefen des Protofols nicht unterbrochen, ſon— 
der erft mach der beendigten Borlefung des ganzen Pro: 
tokolls über die einzelnen Gegenftände gleihbald abge— 
ſtimmt werde. ee | 


118 Heft II. 


2.) Den Erlaß ber zweyten Kammer, das neue 
Maaß und Gewicht betr, 

In Beziebung daranf bemerft 

ber Herr Geheime Staatsratb v. Wreben: 
In dem einen Punfte, daß die weitere Verwendung von 
Koften auf das nene Maas nd Gewicht filtirt werden 
möge, werde man fich mit der zweyten Kammer mohl 
vereinigen koͤnnen, fobald nur diejenigen Koſten ausge 
nomnien würden, welche die Einführung und Einrichtung 
bed neuen Maaßes zum Staatsmaaße etwa noch weiter 
veranlaffen fünnten. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Die 
zweyte Kammer bringe eine Theilung der Adrefje in Bors 
ihlag. Sie wünfhe nämlid für den Punkt, worin die 
Beichlüffe beyder Kammer hbarmonirten, Die Ueberreis 
chung einer gemeinichaftlichen Adreffe an den Großherzog; 
für Diejenigen Punkte dagegen, worin die Anfichten beys 
der Kammern verſchieden feyen, das Erlaſſen zweyer ber 
fonderer Schreiben an das Geheime Staatsminijterium. 
Bon einer jolhen Theilung wife unfere Verfaflungsurs 
funde nichts und er glaube daher nicht, daß aus einem 
zufammenhängenden Ganzen bloß ein einzelner Punkt 
berausgeriifen und zum Gegenitande einer gemeinſchaft— 
lichen Adreffe gemadyt werden fünne. Er muͤſſe fid dw 
ber gegen diefe Theilung erklären und halte eine gemein 
ſchaftliche Adreſſe nur dann für möglich, wenn die zweyte 
‘ Kammer auf die weitere Miitheilung der erjten Kammer 
bie Sahe nochmals berathen und den Bejchlüfjen der 
erſten Kammer beytreten werde. = 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Er fey bier 
mit um fo mehr einverjtanden, als dag materiell Zufams 
menbängende, fchon der Natur der Sache nad), nicht zer 
riffen werden fönne, und als ein, an des Großherzogs 
Königl. Hoheit zu richtender, Wunſch durch den Inhalt 
der, an das Geheime Staatdininifterium zu erlaffenden, 
Schreiben möglicher Weife fo modificirt werden fönne, 
baß die Gewährung des ifolirt ausgefprochenen und an 
und für ſich vielleicht gewährbaren, Wunſches dadurd) 
unmoͤglich werde, Dergleichen Verbindungen fönnten zu 
Mißbraͤuchen und Nachtheilen führen und er balte es 
daher fuͤr das Beſte, wenn ſich die Kammern ſtreng an 
bie Worte der Berfaffung hielten. Ä 

3.) Die, die Abldjung der fiscaliſchen und 
der, ben Gemeinden und Stiftungen zufteben 
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den, Grundrenten betreffenden, beyden Gefebes- 
entwärfe. J— | 
Der Herr Präfident legt zuerft den, die fiscalis 
fhen Grundrenten betreffenden, Gefeßedentwurf zur 
Discuffion vor. — 
Zu dem erſten Artikel deſſelben wird bemerkt 
von dem Herrn wirklichen Geheimenrath 
Freih. v. Wieſenhütten: Er ſey ſehr für die Er; 
leichterung des Grundrentenverkaufs; der Staat komme 
ſonſt nicht zum Ziele. Die aͤrmere Claſſe, womit man 
hier zu thun habe, werde nicht abloͤſen, wenn man ihr 
nicht ganz evidente Vortheile anbiete. Die Stadt Frank⸗ 
furt, worin. die Abkaufung der Grundrenten für einen. 
angemeffenen Preis gleichfalls möglich fey, worin aber 
felten oder nie von diejem Nechte Gchrauch gemacht werde, 
liefere für das Gefagte einen redenden Beweis. Der 
"Staat werde auch durch eine foldye Erleichterung nichts 
verlieren. So lange Girundrenten auf den Grundſtuͤcken 
bafteten , kaͤmen tagtäglih Nachlaßgeſuche vor. Diefe 
würden aufhören; auch würden die Adminiftrationgfoften. 
fih) bedeutend verringern. Die hohe Kammertaxe werde 
abſchrecken; die Leute würden glauben, man wolle fie in 
Nachtheile bringen. Man folle- daher lieber den Preis 
des Setraideg, 3.3. den Preis des Korns zu Afl., herz 
unterfegen und diefen geringern Preis mit dem 25fachen 
multipliciren. Das führe zu demſelben Nefultate und 
werde zugleich.die Ablödfung befördern. j 
Der Herr Staatsminifter Freih. du Thil: 
Dadurch werde der Ablöfungsertrag auf 100 fl. Fonmen, 
die Staatsregierung verlange 121 fl. Er babe gegen den 
Vorſchlag im Ganzen nichts zu erinnern und er glaube, 
die Stände fönnten ed der Negierung überlaffen : ob fie 
zen oder die andere Art der Berechnung vorziehen 
wolle. | 
Der Herr Präfident: Der Bauer rechne bey 
dergleichen Sachen audy und er glaube nicht,. daß viel. 
dabey werde gewonnen werden. un, 
Der Herr Geheime Staatsrathbv. Vreden: 
Bier Gulden fey zu gering. Richtiger werde man den 
Preis des Korns auf 5 fl. feßen und das 20fgche zum 
Multipticator machen. an 
Der Herr Staatsminifter Freib. du Thil: 
Er halte e8 nicht für gut, die Form des Gefeged ohne 
ſehr erhebliche Gründe zu ändern. 
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Des Prinzen Emil v. Heffen Hoheit: Wenn 
fein großer Zwec erreicht werde, fo fey auch er dafür, 
es bey dem Gejetesvorfchlage zu laffen. Der Bortrag 
des Ausſchuſſes fee fehr gut auseinander, welche größere 
Bortheile aus der Ablöfung der Grundrenten im Gegen 
fage der Zehnten für die Pflichtigen bervorgehe; man 
werde daher die Ablöfung derjelben eben darum, weil fie 
“weniger drüdend feyen, nicht zu fehr erleichtern dürfen. 
Gpllie der jegige Geldmangel ſich noch fteigern, fo werde 
man vielleicht in einigen Jahren wieder Grundrenten 
‚auflegen muͤſſen und er würde daber gegen den Geſetzes⸗ 
entwurf ſtimmen, wenn nicht die VBerfaffung die Veraͤuſ— 
ferung eines Drittheild der Domänen vorfchreibe. Allein 
für eine Herabfesung des 18fachen werde er fich nie er 
flären. In feinem- andern Staate finde man nicdrigere 
Abldjungspreife Bloß Nheinheffen, wo man die Doms: 
- offenbar verfchleudert babe, mache hiervon eine Aus 
nahme, j 
, Der Herr Baron v. Mappes: Er ſtimme für 
eine Erleichterung der Ablöfung und darum für das 
15fache, weil dadurd die projectirte Schuldentilgung 
einen rafcheren Fortgang erhalten werde; weil ferner 
dadurch cine große Erfparung an Adminiftrationgkoften 
möglich und weil es in dem Augenblicke von großem 
Merthe fey, recht bald zu dem Befite won dieponiblem 
Gelde zu gelangen. | 

Das Ablöfungsgefchäft werde ſich auch noch badurd 
fehr erleichtern, wenn die Grundrenten einen commers 
ciellen Cours erhielten und auch von Dritten angefauft 
werden fönnten, | 

Der Herr wirkliche Geheimerath Freih 
v. Wieſenhuͤtten: Nach aller Erfahrung würden ſich 
zu den Renten wenig Käufer finden. Auch werde dadurch 
ber gefeßliche Zwed; die Grundſtuͤcke von den Renten 
frei zu machen, verfehlt werden. | 

Des Prinzen Emil v. Heffen Hoheit: Man 
duͤrfe nicht uͤberſehen; daß ein Drittheil der fiscaliſchen 
Grundrenten abzulöfen ſey und baß diefes eine Drittheil 
zwey Millionen betrage. Würden fie nun zu mohlfel 
weggegeben, fo müffe dad, mas weniger erlöfet werde, 
von der Gefammtheit übernommen und diefer alfo zur 
Bereicherung der Pflichtigen eine druͤckende Laſt aufge: 
bürdet werden. = | 

Das fey pffenbar ungerecht. 
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Der Herr Staatsminifter Frei. du Thil: 
Er ſey hiermit ganz einverfianden und es fey hier bloß 
die Frage: ob der Vortheil eines baldigen Verkaufs zu 
wobhlfeilen Preijen den Vortheil überwiege, der aus einem 
fucceffiven und langfamen Verfanfe zu angemefjenen Prei- 
fen hervorgehen werde? und biefe Frage werde man nur 
verneinend beantworten fünnen. 


Der Herr Baron v. Mappes: Der Art. 1 des 
Geſetzes erwähne auch noch des Werthes, in welchem die 
Staatspapiere ald Zahlung angenommen werben follten. 
Eine Annahme nad) ihrem Nominalwerthe fey hier nicht 
zuläffig, weil fonft der Staat den wahren Preis nicht 
erhalten würde, Bey dem Anfaufe von Gütern fey das 
anders, weil diefe feinen geregelten Preis hätten. 

Der Herr StaatSminifter Freih. duThil: 
Eine Annahme der Staatspapiere nad ihrem Nenns 
mwerthe fey bier auch noch darum unmöglich, weil dadurch 
Das ganze Amortiſationsſyſtem werde durchlächert werben. 
Mau werde nämlich) zuerft bloß mit Aprocentigen Papie: 
ren bezahlen und die 5procentigen wegen ihrer größeren 
Zinfen zum Nachtheil des Staates behalten. 

Des Prinzen Emil v. Heffen Hoheit: Er fey 
hiermit um fo mehr einverftanden, als fonft der Staat 
bey dem gefeglicy regulirten Preife der Grundrenten die 
Differenz des Courſes von dem Nennwerthe zur Bereiches 
rung des Nentenfäufers rein verlieren würde. 

E8 wird ferner zu dem zweyten Artifel bemerkt, 

von dem Herrn Baron v. Mappes: Wenn 
man das A5fache zum, Multiplicator machen wolle, ſo 
müffe auch der Preis des Getraides, fo wie ihn die 
Staatsregierung angefest habe, gelaffen werben, fonft 
werde der Staat zu jehr verkürzt werden. | 

Der Herr Staatsminifter Freih. du Thil: 
Die zweyte Kammer wolle aber auch noch aufferdem eine 
Herabfegung der Getraidepreiſe; das gehe auf Feine Weife 
an. Die Preife des Geiraides Ffünnten auch noch mehr 
fallen. Daraus werde, wenn man nicht, wie cd das Ger 
feß thue, einen Mittelpreig firire, für den Staat ber 
große Nachtheil entftehen, daß er zu den vorübergehen- 
den niedrigen Preijen feine Nenten losſchlagen müffe und 
ed werde alddann, wenn man noc dazu das 15fache zum 
Multiplicator mache, aus den Nenten nur fehr wenig 
geldjet werden. Ä ae | 


* 
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‚ Der Herr Präafident: So lange der Pflichtige 
bie Rente entrichte, bezahle der Berechtigte die darauf 
haftende Steuer. Nach eingetretener Ablöfung verhalte 
es ji) gerade umgefehrt. Darım feyen fo viele für die 
Erleichterung der Ablöjung und die Herabjegung der 
Preife und darum wollten auch die Leute nicht ablöfen. 
Er ſey gewiß: die Abloͤſung werde nur dann gut von 
Stätten ‚gehen, wenn die Preife etwas beruntergefegt 
würden. Ä Ä 

Des Prinzen Emil v. Heffen Hoheit: Gerade 
darum, daß ber aufgefundene Mittelpreis des Getraides 
etwas body ausgefallen fey, habe die Regierung den nied— 
rigen Multiplicator. von 18 feftgefegt. Wolle man die 
Preiſe herabfegen, was vielleiht ganz gut ſeyn könne, 
jo müffe aber auch der Multipficator. verbältnißmäßig 
erhöhet werden. Bey einer foldyen Herabfegung aufber 
einen und der Erhöhung auf der andern Seite fey. aber 
wohl zu bedenken, daß diefes wieder neue Debatten ver; 
anlafjen werde und daß dadurd der Fandtag aufs Neue 
werde verlängert werden. | 

Des Herrn Grafen von Erbahsfürftenau 
Erlaubt: Ohne eine Herabfegung der Getraidepreife, 
fürchte er, werde bey dem jegigen Geldmangel und ben 
niedrigen Getraidepreifen gar nicht abgelöfet und fo aljo 
ber Zweck des Gefeges gar nicht erreicht werden. 

Ded Prinzen Emilv. Heffen Hoheit: Sollte 
das der Fall ſeyn, fo halte er es für beſſer, das Geſetz 
in Diefer Finanzperiode noch ganz unausgeführt zu Taf 
- fen, als zum Nachtheile des Staats die Renten zu ver 
fhleudern. 

Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden: 
Sp viel das Holz betreffe, fo fey für diefes Fein Normal: 
preis möglich, weil der Preis deffelben überall nach den 
Gegenden wechfele und es werde daher der Gefegesvor- 
fhlag anzunehmen feyn. Ä 

Zu dem dritten und den folgenden Artikeln 
des Geſetzesentwurfs werden Feine Bemerkungen gemacht. 
Das Prafidium legt daber die, in Vorſchlag gebrachten, 
Zuſatzartikel zur Diecuffion vor. 

In Anfehung derfelben bemerkt ae; 

bed Herrn Grafen v. Solms. Rödelheim 
Erlaucht: Der Vorfchlag, die Ablöfungsiumme in jähr- 
lihen Raten entrichten zu laſſen, fey zwar an und für 
ſich gut, allein er werde ſich doch nicht ausfuͤhren laſſen, 
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weil der Staat mit den unendlidy vielen. Zinspflichtigen 
— eine ſo langjaͤhrige Berechnung unterhalten 
nne. g cn * 
Der Herr Praͤlat Dr. Schmidt: Der Por 
flag: aud dritten Perfonen das Anfaufen von Grunds 
renten zu geitatten, fcheine. dem gefeßlichen Zwede zw 
widerftreiten. Der Zweck des Geſetzes ſey zunächit der: 
die Grundftücde von den darauf haftenden Grundrenten 
zu befreien und diefer Zweck werde durch die allgemeine 
Erlaubniß des Ankaufs nicht erreicht werden °  . — 
| Der Herr Präfident: Der Artifel fey bloß aus 
dem Grunde zugefügt worden, um die Zahl der Käufer... 
zu vermehres und dadurch zugleich die Schuldentilgung. - 
zu erleichtern. Zu Zu ——— 
Der Herr Geheime Staatsrath v. Wreden: 
Es dürfte in diefer allgemeinen Erlaubniß zum Anfaufe 
auch zugleidy ein Mittel liegen, die Zinspflichtigen zum 
Abkaufe der, auf ihren Grundftücden haftenden, Renten 
zu bejtimmen, indem es ihnen nur unangenehm und nachs 
theilig feyn Eönne, wenn fie von Dritten kaͤuflich erwors 
ben würden. | 
Das Präfidium legt hierauf den zweyten, fih auf 
die, an Gemeinden, Pfarreyen, Schnlen und 
fonftige Stiftungen zu entrichtenden, Grundrenten 
beziehenden, Gefetesentwurf zur. Discuffion vor. 
Hierüber redet | | ' 
der Herr PBrälat Dr. Schmidt:- Dem Gtaäte 
kann daran gelegen feyn, daß das Grundeigenthum von 
den, darauf rubenden, Laften frei gemacht werde. Er 
faun hierdurch beftimmt werden, bey dem Abfaufe, Bes 
dingungen einzugeben, bie ihm zunaͤchſt einigen Verluft 
bringen, weil die Vortheile, die er fih van der Bes 
freiung des. Grundeigenthbums „verfpricht , ihm jenen 
Verlust überwiegen. Die, bier in Frage fommenden, 
moralifchen Perſonen haben jenes Intereſſe für Die 
Befreiung des Grundeigenthbums nicht. Es fann daher 
auch nicht von ihnen gefordert werden, daß fie fi zu 
denfelben Bedingungen bey dem. Abfaufe verftehen, welche 
ſich der Staat gefallen laßt. , 
Es kommen bier in Betracht: 1.) Geldgülten, 
2.) Naturalguͤlten. un 
Was die Geldgälten anbelangt, fo füllt e$ obue 
weiters im die Augen, daß, wenn felde nach $. 4. 
durch den 18fachen Bruttobetrag abkäuflich find, Die Re⸗— 
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venue, welche bisher fünf Gulden betrug, nunmehr nur 
4 fl. 30 Er. beträgt. Es wird alfo von der Einnahme, 
welche die Gemeindsärarien, geiftlihen Fonds u, f. f. 
unter dieſer Nubrif bezogen, ein Zehentheil bloß dem 
Interefig, weldes ber Staat an der Befreiung des 
Grundeigenthbums nimmt, ohne weiteres aufgeopfert — 
und zwar einem Intereſſe, welches vielleicht weniger in 
= — ‚ als in der Theorie, begründet ſeyn 
ürfte. 
Man kann auch nicht fagen, daß die Adminiftration 
durch den Abfauf erleichtert werde. Zwar Fanıt dieß 
allerdings fo feheinen, wenn man kleine Gülten , bie 
nur. in einigen Kreuzern oder Hellern beftehen , im Auge 
bat. Diefe dürften aber hier gerade nicht in Betradt 
gesogen werden, weil binfichtlich des Abkaufs bderfelben 
ereitd Berordnungen vorliegen, die wohl hinreichend 
feyn dürften, weil Cwenigftend bey den geiftlichen Fonds 
in Oberheffen) fortwährend Abkaͤufe Statt finden, ins 
dem den meiften Pflichtigen diefe Fleinen Abgaben läftig 
find und fie fich daher gerne dazu verftehen felbft mehr, 
als das 18fache, dafuͤr zu bezahlen. 
Es find demnach zunaͤchſt hier die größeren Gülten 
in Rücficht zu ziehen. Hinfichtlich diefer aber macht «6 
nicht mehr Mühe, ob die Einnahme ald Gülte, oder 
als Zins von ausgeliehenem Capital, quittirt und ver 
rechnet wird. Dagegen muß von der andern Seite noch 
in Anfchlag gebracht werben, daß Gapitalien weit mehr 
der Gefahr, verloren zu gehen, ausgefegt find, als 
Grundftüde, auf denen Gülten haften, befonders feitdem 
bie Flurbücher eine gehörige Einrichtung erhalten haben. 
Was die Naturalrenten anbelangt, fo find bier 
drey Falle denkbar : die Naturalien können in dem Ber: 
bältniß zu dem Werth des Geldes zu hoch, ober zu nie 
drig, ober richtig angefegt feyn. Sind fie zu hoch ans 
geſetzt, fo bleibt die Verordnung ohne Erfolg, indem 
die. Pflichtigen fich nicht zum Abfauf verftehen werben. 
Sind fie zu niedrig angefeßt, fo muß die Klage über 
den, den Gemeindsärarien, geiftlichen Fonds u. f. f 
drohenden, Verluſt noch verftärft werden. 
Stehen diejelben endlich im richtigen Verhaͤltniſſe zum 
Werth des Geldes, fo findet hier alles das feine Ans 
wendung, was über die Geldrenten gejagt mordei- 
Nur das kann biergegen eingewendet werden, daß Die 
Adminiftration etwas muͤhſamer fey, weil die eingenoms 
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menen Naturalien doch verfauft werden muͤſſen. Dieß 
wird jedoch dadurdy wieder befchränft, daß wohl die 
meiften Necepturen noch andere Naturalien einzunehmen 
haben, mit denen daher die in Frage ftehenden zugleich 
verfauft werben fünnen. | 

Bon der andern Seite muß dabey in NRüdficht ges - 
zogen werten, baß jede Verwandlung der Naturalien 
in Geld für die Zufunft einen Verluft zur Folge bat, 
indem ſtets der Werth des Geldes im Verhältnißg zum 
Werth der Naturalien fällt, und. die augenblicdfichen 
niedrigen Getraidepreife feinen Beweis für das Gegen» 
theil darbieten koͤnnen. RO - 

Wenn e8 demnach fchon ein fchweres Opfer ift, wel- 
ches F. 1 von den Gemeindsaerarien, geiftlichen Fonds 

u. f. f. fordert, ohne denfelben irgend einen Vortheil 
dafür zu gewähren; fo wird dennod $. 4 eine neue 
harte Laſt hinzugefügt. | 

Hiernach follen naͤmlich diejenigen Beamten und 
Bedienfteten der Gemeinden, die Geiftlichen, Echullehrer 
und fonftige, an öffentlihen Stiftungen Betheiligten, 
welche dergleichen Grundrenten unmittelbar zu erheben, 
oder nußnießlich zu beziehen hatten , die Zinfen des Abs 
löfungscapitald zu 5 vom Hundert aus dem Vermögen 
der Gemeinden, der Kirchen, Pfarren, Schulen und 
fonjtigen Stiftungen genießen. Wenn demnach einer 
der, in Frage ftehenden, Fonds eine Grundrente befikt, 
binfichtlich deren das befchriebene Verbältniß eintritt, 
und biefelbe beträgt 3. B. jährlih 10 fl.,. fo foll er 
diefe verfaufen für 180 fl., die ibm jährlich nur 9 fl. 
ertragen, foll aber dann 1 fl, zulegen, um den Nup« 
nießer zu entichädigen. 

Die Sache fpricht fich felbit aus. 

Aber bemerft verdient es noch zu werben, baß hier 
zum Theil bey der Entjchädigung auf Fonds hingemies 
fen ift, die gar nicht vorhanden find. Die Pfarren und 
Schulen haben der Regel nach feine andern Fonds, als 
gerade diejenigen, deren Revenuen die Befoldungen der 
Pfarrer und Echullehrer ausmachen. Um daher die Pfarrer 
und Schullehrer in diefen Falle nicht ohne Entfchädigung zu 
laffen, würde man auf die Kirchenfaften zurücgeben 
müffen. Aber man würde alsdann nicht felten in diefen 
Kirchenfaften Fonds anerkennen müͤſſen, deren Beftim: 

-mung es durchaus nicht ift, zur Pfarr» und Schulbeſol⸗ 
dung beyzuträgen und noch oͤfters wird man in. denfel- 
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ben Fonds antreffen, deren Kräfte zu einer folchen Ent- 
Schädigung nicht zureihen: 
: Denn, wenigftend in.der Provinz Oberheſſen iſt es 
der Fall, daß viele Kirchenkaften erjchöpft find. Die 
Anzahl derer, die ihre Steuern nicht entrichten können, 
ift jehr bedeutend. Die Anzahl derer, Die nicht vermoͤ— 
‚gend find, das Negierungsblatt nebft der Großherzogl. 
Zeitung zu bezabien, ift es nicht minder. Es febit jelbit 
nicht an Kirchenfaften, die nicht im Stande find, die 
Koften für Brod und Wein zur Abendmabhlsfeyer zu 
tragen, ‚und daher diefe Koften von den Gemeinden 
haben übernommen werben miüffen, damit nur dad 
Abendmahl felbft gehalten werden fonnte. 
Ä Daß die meiften Gemeindsaerarien fich nicht in beis 
feren Berhältniffen befinden, wie die firchlichen und 
wohlthätigen ‚Stiftungsfonds iſt befannt. | 
Bey dieſer Lage der Sache tit die gemiffenhaftefte 
Sorgfalt nöthig, daß nicht ohne Noth die geringite 
Einnahme vermindert, die unbedeutendjte Ausgabe her 
beygeführt werde. Er fünne daher nur dafür ſtimmen, 
daß der vorgelegte Gefegentwurf abgelehnt werde. 
Des. Prinzen Emil von Beten Hoheit: 
Seiner Anficht nad) koͤnne der Staat über den Abkauf 
‚der, an die Gemeinden u. f. w. zu entrichtenden, Grund 
renten eben fo wenig eine Verordnung erlafjen , als ihm 
diefes hinfichtlich der, an Privarperjonen zu entrichten 
den, Renten möglid) fey. Dem Staate ftehe in Anfehung 
. der moralifchen Derfonen bloß das Recht der Obervormund- 
ſchaft zu, und aus diefem Rechte werde fich eine folde 
—— ſchwerlich vertheidigen oder rechtfertigen 
laſſen. 
Das Praͤſidium ſchließt hierauf auch uͤber dieſen 
Gegenſtand die Discuſſion, und läßt - 
IV. in Gemäßheit der Tagesordnung über folgende 
Gegenftände abjtinmen : | | 
4.) über die Motion des Abg. Herrn Balfer, die 
Shiffdbarmahung der Lahn ber. - 
Die, zu dem / Ende vorgelegte, Frage: 
Hill die Kammer, nad) dem Antrage ihres Aus 
ſchuſſes, die Motion des Abg. Herrn Balſer der 
Staatsregierung mittheilen und zur Berückſichti⸗ 
gung empfehlen ? | 
wird von 12 Stimmen gegen 2 verneinend bean 
mwortet 5 EN 
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2.) über die, das Frohndemwefen in den 
ftandesherrlihen und patrimionialgerid ts: 
berrlihen Bezirfen betreffende, Motion ded Abg. 
Herrn Krönfe. | 

Der Herr Präfident legt deßfalls nachftehende Fra= 
gen zur Beantwortung vor: 2 

1.) Wil die Kammer dem Belchluffe der. zweyten 
Kammer: „die Staatsregierung zu erfuchen, 
über dad Frohndweſen in den ftandes- und pas 
trimonialgerichtsherrlichen -Bezirfen nach den, in 
dem Bortrage des dritten Ausjchuffes angegebenen, 
Grundzügen, die fo gefaßt find: 

| . (inseratur.) 
den Ständen einen Gejeßesentwurf vorzulegen, 
mit der weiteren Bitte: den Betrag deſſen, was 
hiernach von der Gefammtheit in den flandes- 
und yatrimontalgerichtsherrlichen Bezirken zu übers 
nehmen feyn möchte, wenigftend approrimativ ans 
zugeben ‘’ unbedingt, und ohne alle Beſchraͤnkung 
beytreten? Ä 
Diefe Frage wird einftimmig mit Nein. beantwortet. 
92) Sf die. Kammer der Meinung, daß dem, fo eben 
angeführten, Befchluffe der zweyten Kammer nur 
unter Befchränfungen beygeitimmt werden koͤnne? 
Sämmtlihe Stimmen beantworten biefe Frage bes 
jabend. 

3.) Erflärt fi die Kammer mit dem erften Grunb- 
fage: ‚‚daß die, dem Fiscus frohndbaren, Uns 
terthanen der Provinz Oberhefien gerade ſo, wie 
die der Provinz Starfenburg behandelt werden 
follen , einverftanden? * — 

Dieſe Frage wird ebenfalls einſtimmig mit Ja beant- 
wortet? h | 

4.) Zritt die Kammer dem, unter Num. 2 ausge⸗ 
fprochenen, Grundfaße: „der Staat entſchaͤdigt 
alle Frohndberechtigten, durch immerwaͤhrende Geld⸗ 
renten aus den Staatscaſſen fuͤr ihre ſaͤmmtlichen 

| Frohnden, unbedingt bey ®‘ en 

Diefe Frage wird von 12 Stimmen gegen 2 mit Nein 
beantwortet. 

5.) Will die Kammer diefen Grundfag nur unter der 
Mopdification annehmen: „daß den Standesherrn 
und PatrimonialsGerihtöheren das Reluitiong- 
capital entweder fogleich in banrem Gelbe, oder 
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in, au ‚porteur Iautenden, Obligationen abgetragen 
werde * 

Stimmen beantworten dieſe Frage mit Ja, eine mit 

ein. | 

6.) Wil die Kammer den, unter Num. 3 angegebes 
nen, Örundfaß: „die frohndbaren Unterthanen 
in den Souveränitätsfanden bezahlen jährlich fo 
viel an die Staatscaffe, als der Grundzins betra= 
gen haben-wirde, wenn fie nicht mehr Frohnden 
geleiftet hätten, als die Unterthauen in den Dos 
manialaͤmtern der Provinz Starfenburg, und 
man dieſe eben fo, wie da berechnet und ange- 

ſſchlagen ‘haben würde‘, annehmen ? 

Diefe Frage wird einftinmig mit Sa beantwortet. 

73 Bil die. Kammer dem Grundjage Wr. 4: „daß im 
Voraus ein gewiffer Tag zu beftimmen, an wel; 
chem alle Frohndleiftiung und die Bezahlung des 
Frohndgeldes an die Frohndherrn überall aufböre, 
und der Bezug der Rente dafür nad) deftnitiver 
oder proviforifcher Beſtimmung derjelben , ſowie 
die Entrichtung.der Beyträge von den Frohndbas 
ren an die Staatscajfe anfangen’, ihre Zuſtim— 
mung ertheilen ? | 

Diefe Frage verneinen fümmtliche Stimmen. 

8) Will die Kammer diefem Grundfage, foweit er 
eine- proviforifhe Beſtimmung zuläßt, nur 
unter.der Befhränfung ihre Zuftimmung errtheilen: 
„daß ein Proviforium, ald dem 5öflen $. bed 
fintidesherrlichen Edicts widerfprechend, nur mit 
den Vorbehalte richterlicher Entſcheidung, für den 
Fall: zu geftatten fey, wenn die, durd den Com— 
miſſarius ausgemittelte, Entfhädigungsfumme von 
den Forderungen des Frohndberechrigten nicht 
mehr, ald um ein Drittheil des Betrages abweiye? 
412. Stimmen gegen 2 beantworten diefe Frage mit Ja. 

9) Will die Kammer dem Grundfaße unter Wir. 5 
„um mehr Einheit in die Gefchäftsbehandlung zu 
bringen, die Ausführung wo moͤglich, einem eins 
zigen Commiſſaͤr zu übertragen‘ beyftinmen ? 

Diefe Frage wird einftiimmig verneint. 

—10.) Will die Kammer, wegen der Schwierigfeit ber 
Ausführung dieſes Grundjageg, bloß darauf antrar 
gen: „daß für diejenigen Gebiete, in welchen, 
wie 3. B. für die Erbadifchen, und bie Solm⸗ 
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fifchen Häufer, fehr aͤhnliche -Verhältniffe obwal⸗ 
ten, einzelne Commiſſaͤre zu ernennen feyen? 
Diefe Frage beantworten fammtliche -Stimnen mit I 

11.) Will die Kammer dem Grundfage Nr. 6, „daß 
für die, gegen die Entfcheidungen des Commiſſaͤrs 
etwa zu ergreifenden, Recurſe eine peremtorifche 
Frift — werden moͤge“ ihre Zuſtimmung 
ertheilen | 

Diefe Frage wird ebenfalld von fämmtlichen Stimmen 
mit Ja beantwortet... Pr Eon. 

12.) Iſt die Kammer der Meinung, dem Grundfate 
Nr. 7, „daß die,'in Darmftadt- für Rheinheſſen 
beftehende, Appellationscommijfion in Adminiftras 
tiv = Zuflizfachen mit der Erledigung dieſer Res 
curfe zu beauftragen ſey“ beyzutreten ? 

Diefe Frage wird von 12 Stimmen gegen 2 mit Nein 
beantwortet. —— — 

13.) Haͤlt es die Kammer fuͤr, der Verfaſſung und 
dem ſtandesherrlichen Edicte, angemeſſener: „die 
Entſcheidung in dieſen Recursſachen dem ordent- 
lichen Richter, etwa mit der Vorſchrift eines, von 
ihm einzuhaltenden ſummariſchen, Verfahrens, zu 
uͤbertragen? 

13 Stimmen gegen 1. beantworten dieſe Frage mit Ja. 

3.) Ueber den Antrag Sr. Erlaudt des: Herrn 

Grafen von Erbadhhs Fürftenau, die Errihbtung 

einer allgemeinen Wittwen: Eaffeanjtalt 

betreffend. zZ 

Es werben der Kammer die beyden Fragen vor» 

elegt: Ä Ä | 

= 1) Wil die Kammer nad dem Antrage Sr. Erlaucht 
des Herrn Grafen von Erbach-Fuͤrſtenau die 
Staatsregierung erfuchen: „nach Maaßgabe der 
Brandverficherungsanftalt eine gleiche ,ı das Groß- 
berzogthum Hefjen umfaffende, Anftalt für Witt- 
wen und Waifen zu begründen’? 

2.) Wil die Kammer dem Antrage ihres Ausſchuſſes: 
„die beftehenden Wittwencaflen in ihren  jegigen 
Berfaffungen fortbeftehen zu laſſen“ beyftimmen ? 

von welchen die erfte von 13 Stimmen gegen 1 vers 

neinend, die 2te aber bejahend beantwortet wird. 
4.) Ueber das, die Kirhennifitationen ıc. 

betreffende, Schreiben des Pfarrers Dief- 
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fenbach zu Leidheden. Auf die, zu dem Ende vor: 

gelegte , Frage: U 
Iſt die Kammer der Meinung, daß das, die 
Kirchenviſitationen ꝛc. betreffende, Schreiben des 
Pfarrers Dieffenbach zu Leidheken bloß ad acta 
zu regiftriren fey? 

erfolgt eine einftimmige bejahende Antwort. 

5.) Ueber den, fih auf die Kriegsfoften-Au% 
gleihung in der Provinz Starfenburg bejie 
.. A — bes Herrn Grafen von Erbach -Fuͤrſte— 
nau Er t. | 

Der Herr Präfident legt ber Kammer die Frage vor: 

Wil die Kammer dem Antrage des Herrn Grafen 
von ErbadyFürftenau Erlaucht, der fo lautet: 

(inseratur.) Bu 
beytreten ? 

Nachdem diefe Frage von 10 Stimmen gegen 4 
verneineudb beantwortet worden ift, und der Ent 
wurf eines, die Neception der, im Lande gebornen, Un 
terthanen betreffenden, Gommunicates an die zweyte 
Kammer die einmäthige Genehmigung erhalten hat, wird 
die Sigung von dem Praͤſidium aufgehoben. | 


Beglaubigt : 
Riedeſel. Dr. Arend. v. Wreden. 
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Sunfundfünfzigfte Sikung 
in dem Sibungsfaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 
Darmſtadt am 17ten Februar 1821.; 


anna 


Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Präjidenten .\ 
Abmwefend : 


bes Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht; des J 


Herrn Grafen von Yfenburg- Büdingen Erlaucht. 





I Das Protofoll der vorigen Sikung wird vor: 
gelefen und erhält die Genehmigung der Kanımer. 

II. Das Prafidium eröffnet die Discujfion über den, 
von der zweyten Kammer binfihtlih des Verant— 
wortlichfeitsgefeges gefaßten und der erſten Kam⸗ 
mer mitgetheilten,, Befchluß. | 

Es äuffert darüber oo 

| des Groß» und Erbprinzen von Heffen 
Hoheit: Zu ber Zeit, als die zweyte Kanımer den Bes 
ſchluß gefaßt habe: daß. die Nothwendigfeit der Contras 
fignatur aller, von dem Großherzog ausgehenden, die 
Staatöverwaltung betreffenden, Berfügungen in dem Ge⸗ 
fege ausgefprocdhen werden möge, habe die neue Berfafs 
fungsurfunde noch nicht erijtirt. Diefe verordne in dem 
Art. 109, daß nicht bloß die Großherzoglidyen Staate- 
minijter, fondern auch alle übrigen Staatsdiener, 
infofern fle nicht in Folge von Befehlen ihrer vor 

efesten Behörden handeln, jeder innerhalb feines 

irkungsfreifes für die genaue Beobachtung der Vers 
fafjung verantwortlidy fegn folle. | 

Diefe Beftimmung mache die Vorſchrift der Contra— 
fignatur ganz entbehrlich, weil fie einen jeden Staats 
diener, infoweit er nicht auf Befehl einer, ihm vorgefeg- 
ten, Behörde handle, für die Beobachtung der Verfayun 
verantwortlich erfläre, jeder Staatsdiener ai 
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in ben Fällen, in welchen er einen, von dem Negenten 
unmittelbar erhaltenen, Befehl zur Ausführnng bringe, 
den Ständen verantworlich bleibe. 

Der Herr Baron v. Mappes: hm fcheine es 
allerdings nothmwendig zu feyn, daß jeder Minifter in 
feinem Face contrafignire ; "denn die Minifter hätten 
die, Initiative. Sie feyen die erften Rathgeber des Fürs 
ſten, der durch fie die beftehenden Geſetze vollziehen laſſe. 
Nach dem Art. 109 der Verfaffungsurfunde hätten die 
Kammern. nur gegen diefe zu Flagen; gegen alle übrigen 
Staatöbiener fey von den Miniftern Klage zu erheben. 
Ihm fcheine, wegen der nicht hinreichenden Garantie, die 
Lage des Negenten Aufferft delicat, fobald die Sache ans 
ders beftimmt werden follte und darum neige er fich zur 
Annahme der, von ber zweyten Kammer über dieſen 
Punft ausgefprocenen, Anſicht, fobald e8 nicht räthli- 
cher gefunden werden follte, es bloß bey dem, im dem 
Gefeßesentwurfe ausgefprochenen, Prinzip und dem Art. 
109 der Berfaffungsurfunde zu belaffen, wie dieſes auch 
in den mehreften Staaten der Fall ſey. 

»Des Groß» und Erbprinzen von Heffen 
Hoheit: Nah dem Art. 109 der Verfaffungsurfunde 
feyen, wie gefagt, die ſaͤmmtlichen Staatödiener vers 
antwortlih; fie feyen es alfo auch für die Vollziehung 
derjenigen Befehle, die der Regent ihnen unmittelbar 
ertheile — benn der Art. 109 nehme bloß den Fall aus, 
in welchem fie auf Befehl der, ihnen vorgefeßten 
Behörden handelten, der Regent aber fey feine Bes 
börde, fondern er fee die Behörden ein. Der Regent 
werde fich auch nicht leicht entfchließen, mit Uebergehung 
des Minifterd, Befehle an Unterbeamten zu erlaffen. 
Thue er es aberdennoch, fo fichere der Art. 109 audy für 
biefen Fal.e Daß der Regent gegen dergleichen Befehle 
feine Widerfprüche erhalte, das ſey des Negenten Sache 
und es beftimme ihn daher fein eigenes Äntereffe, mit 
an Befehlen behutfam und vorfichtig zu Werfe 
zu geben. 

Der Herr Geheime Staatsrath v, Wreden: 
Der Gefegesentwurf über die Verantwortlichfeit der Mis 
nifter fey dur den Art. 109 der Berfaffungsurfunde 
erweitert worden; darum könne es jest bloß bey dem 
Entwurfe nicht mehr bleiben, fondern der Entwurf müffe 
nad) dem Inhalte des Art. 109 erweitert werden. Da⸗ 
durch erlange die Verfaffung ihre volfommene Gewähr 
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Denn entweder gehe eine Verfügung von ber höchften 
Staatsbehörde aus, fo fey die Unterjchrift oder Contra⸗ 
figuatur vorhanden, oder es fey das nicht der Fall, fo 
gewähre der Art. 109 die vollfommenfte Sicherheit. 
Der Herr Baron v. Mappes. Er halte es 
mit der Würde und dem hoben Standpunfte, worauf - 
der Fürft ftehe, nicht ganz vereinbarlih, ihn in eine 
Lage zu bringen, in welcher er durch den möglidy blei- 
benden Widerſpruch der unteren Beamten gewiſſermaßen 
compromittirt werden koͤnne. 

Des Groß- und Erbprinzen von Heffen 
Hoheit : Daß fo etwas nicht eintrete, dafür babe der 
Fürft feine Vernunft. Ihm fcheine es gerade mit ber 
Würde des Fürften nicht vereinbarlicy zu feygn, wenn man 
in feine Urtheilsfraft ein fo großes Mißtrauen fegen und 
von ihm annehmen wolle, daß er ſich dergleichen Com⸗ 

romittirungen ausfegen werde. — Der. Zweck ded Ges 
etesentwurfs fey Gewähr der Verfaflung und der Zu- 
fagen. Diefer Zweck werde durch ihn und den Art. 109° 
der Berfaffungsurfunde vollkommen erreicht und es be 
dürfe daher der Aufnahme der Gontrafignatur in das 
Geſetz keineswegs. 

In dem Einwurfe: der Regent duͤrfe ſich nicht dem 
Widerfpruch eines Unterbeamten ausſetzen, ſcheine ihm 
die Anmaßung einer Vormundſchaft uͤber den Regenten 
zu liegen und eine ſolche Vormundſchaft wuͤrden ſich die 
Staͤnde nie arrogiren wollen. F 

Der Herr Geheime Staatsrath v. Wreden: 
Wolle man die Vorſchlaͤge des Herrn Baron v. Mappes 
annehmen, ſo werde das ohne eine Abaͤnderung der Con⸗ 
ſtitution, die das Gegentheil dieſer Vorſchlaͤge bereits 
enthalte, nicht geſchehen koͤnnen. | | 

Des Groß: und Erbprinzen von Heffen 
Hoheit: Man fey in der Hauptfache, namentlich darın, 
daß den Ständen Sicherheit für die Verfaſſung und bie 
Großberzoglichen Zufagen zu-geben fey, ganz einverftans 
den; ‘bloß in Anfehung der Mittel für diefe Sicherheit 
fepen die Anfichten verjchieden. ‚ 

Der Herr wirkliche Geheimerath Freiherr 
v. Wiefenhütten: Er.glaube, der Antrag des Aus- 
ſchuffes erfchöpfe die Sache und die Kammer werde ſich 
mit ihm conformiren koͤnnen. 

Der Herr Präfident: Nach dem $. 25 der es 
fhäftsordnung folle die Ständeverfammlung bloß, mit 
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dem Großberzogl. Geheimen Staatsminifterium in Be— 
‚nebmen treten. Wenn nun aber ein Staatödiener, der 
nicht Minijter fey, eine ftrafbare Handlung vornehme, 
gegen wen folle denn da geklagt werden? 

Der Herr Prälat Dr. Schmidt: Der 25 
der Gefchäftsordnung koͤnne nicht hierher gehören; er 
beztehe fich bloß auf Communicationen, nicht aber auf 
Anklagen. / 

Der Herr Präfident: Die Stände fönnten da- 
durch aber doch in unangenehme Berhältniffe kommen, 
fobald fie dig, ihnen für die Anklage nöthigen, Notizen 
bloß dur das Minifterium einziehen müßten. | 

Es werden hierauf die einzelnen Beftimmungen de, 
von der zweyten Kammer gefaßten, Beichlufjes zur Dies 
euffion vorgelegt. - Ä : 

Es Auffert hierüber ad 1 | 

be8 Prinzen Emil von Hefien Hoheit: Er 
fey mit dem Antrage des Ausfchuffes ganz einverftanden. 
Die Stände fünnten nyr die Abficht haben, die Verfaf- 
fung zu fihern. Die, ber Verfaſſung zumider laufenden, 
Handlungen feyer aber gefeswidrig. Das Wort „„pflicht- 
widrig’ Fönne auch leicht zu Mißverftändniffen führ 
ren, indem dieſes auch folche Handlungen bezeichne, die 
nicht unter die Gategorie der rechtsverlegenden gehörten. 

Der Herr Geheime Staatsrath v. Wreden: 
3.3., wenns ber Minifter Semanden einen zu fiharfen 
Verweis ertheile. N 

Der Herr Präfident: Das Beyfpiel fey viel: 
leicht zu fcharf gegriffen. 

Der Herr wirkliche GeheimerathFreiherr 
v. Wiefenhbütten: Ein Minifter fönne auch noch 
auf andere Weife pflichtwidrig handeln, 3. B. er fey d 
Trunke zu fehr ergeben; er fete dad Decorum zu fehr 
Geite; das werde man doch nicht pafliren laſſen koͤnnen. 

Des Prinzen Emilvon Heſſen Hoheit. So— 
bald er fonft die Verfaffung nicht verlege, fo gehe das 
bie Stände nichts am. _ | 

Des Herrn Grafen v. Solms-Roͤdelheim 
Erlaucht: Er fönne nachlaͤſſig in feinem Amte feyn, er 
handle nicht fleißig; hier fey doch bloße Pflichtwibrigfeit 
und die Stände feyen fehr dabey intereffirt, daß ein fols 
cher Minifter nicht auf feinem Poften bleibe. 

Des Herrn Grafen v. Stolberg Erlaudt : 
Die Gerichte könnten nur nad Geſetzen fprechen; Hands 
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lungen, wie die beyſpielsweiſe angeführten, Eönnten nicht 
Vorwurf einer, gegen den Minifter zu erhebenden, Ans 
flage werden, wohl aber die Stände berechtigen, von 
dem, ihnen in dem Art. 81 gegebenen, Rechte ber Bes 
fhwerdeführung Gebrauch zu machen. oo 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Wenn ein 
Minifter Handlungen, wie die beyfpielsweife angeführs 
ten, begehe, im übrigen aber fich Feine Verlegung der 
Berfafiung und der Großherzoglichen Zufagen zu Schuld 
fommen laſſe, fo könne, weil der Zwed des Ge 
feßes und derAnflage fih bloß auf eine Ga— 
rantie der Berfaffung und der Großherzog 
Libhen Zufagen befbhränfe, deßfalls eine Ans 
Elage gegen den Minifter natürlich sticht Statt finden. 
Wohl aber koͤnne der Regent in einem folchen Betragen 
des Minifiers eine Veranlaffung finden, ihn zu entlaffen; 
auch jtehe, wie ber Herr Graf v. Stolberg fehr richtig 
bemerfe, den Ständen unftreitig die Befugniß zu, von 
dem, ihnen in dem Art. 81 der Berfaffungsurkunde geges 
benen, Rechte der Befchwerdeführung Gebraudy zu mas 
hen; allein diefes Recht der Befchwerbeführung dürfe 
mit dem Rechte der Anklage nicht verwechfelt werben. 

Ad 2 bemerft J 

des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Er 
halte die Contraſignatur zwar fuͤr wuͤnſchenswerth, 
allein ſeit dem Daſeyn des Art. 109 der Verfaſſungsur⸗ 
kunde nicht mehr fuͤr ſo wichtig und nothwendig, als er 
ſie fruͤher betrachtet habe, weil der Art. 109 den Staͤn⸗ 
den für die Verfaſſung und die Großherzoglichen Zuſa⸗ 
gen eine binlängliche Sicherheit gewähre.. Wolle man 
ie Nothwendigfeit der Contrafignatur. abfolut augfpres 
chen, fo könne der Regent wegen der möglichen Abwe⸗ 
fenbeit des Gontrafignirenden in Lagen kommen, wo er 
etwas fehr Nügliches oder dringend Nothwendiges gar 
nicht verfügen dürfe. Das Richtigſte fey vielleicht, zu 
unterfcheiden, ob fich eine Verfügung auf, durch Die Ber 
faſſung beftimmte, Gegenftände beziehe oder nicht? Bloß 
für die Verfügungen der erften: nicht aber auch für bie 
ber letzteren Art werde die Contrafignatur: gefeglich aus⸗ 
gejprochen werden müfjen. Ä 

Des Groß- und Erbprinzen von Heffen 
Hoheit: Mit Beziehung auf die, früher von ihm anger 
führten, Gründe muͤſſe er fi) hiergegen erflären. Mehr 
als Sicherheit koͤnnten die Stände nicht verlangen- und. 
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nr gemähre ber Art. 109 der Berfafiungsurfunde voll: 
ommen. | 
Des Herrn Örafen von Erbah-Fürftenau 
Erlaudt: Er fey mit den Anfichten Sr. Hoheit des 
Prinzen Emil einverftanden und er finde darin ein rich» 
tigesErpediens, die verfchiedenen Anfichten zu vereinigen. 

Der Herr Präfident: Er habe ſchon früher die 
Gründe, warum er die Contrafignatur für nothwendig 
halte, angeführt. Er könne fie aber jest nur noch für 
wuͤnſchenswerth, nicht aber für nothwendig halten, wenn 
nad) der Anficht der Kammer der Art. 109 der Berfaf- 
ſungsurkunde die nöthige Sicherheit gewaͤhre. 

Des Herrn Grafen v. Solmsd-Rödelheim 
Erlaudt: Er fey mit den Anfichten des Herrn Präfidens 
ten vollkommen einverjtanden. | 

Ad 3 erflärt | | 
ber Herr Baron v. Mappes: Er könne nur 


fuͤr eine Anklage auf den übereinftimmenden Beſchluß der 


beyden Kammern flimmen. Das Amt eines Minifters 
ſey ohnehin fehr ſchwer und man fönne feine Veranlaf- 
fung haben, es burch eine Erleichterung der Anklagen 
noch ſchwerer zu machen, 

Des Herrn Grafen von Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaucht: Er theile diefe Anfichten um fo mehr, als es 
bey einer zu großen Erleichterung der Anflagen ſchwer 
halten dürfte, tüchtige Männer für die Stelle eines Mir 
nifters zu erhalten. F | | 

Des Prinzen Emil v. Heffen Hoheit: Auch 
er ſey hiermit einverftanden. Die Anklage bloß von dem 
Beichluffe einer Kammer abhängig zu machen, würde 
dein Zwey- Kammer- Syſteme zuwider feyn. Es koͤnne 
aber auch der Art. 75 der Verfaſſungsurkunde hier nicht 
analog zur Anwendung gebracht werden, weil es an einer 
richtigen Aualogie durchaus fehle. Der Fall einer Anklage 
ſey mit dem Falle, den der Ari. 75 vorausſetze, auf keine 
Weiſe zu verwechſeln. Bey dieſem ſey die Regierung mit 
der einen Kammer einverſtanden, bey jenem ſey das nicht 
der Fall. Ohnehin ſtreite die Anwendung mit ber Würde 
und den Rechten der Kammern und zwar vorzüglich mit 
den Rechten der erften Kammer, welcher man eben fo gut, 
wie ber zweyten Kammer, ein richtiges Urtheil zutrauen 
dürfe, weiche aber, bey einer Zufammenzählung der Stim⸗ 
men, immer die Minderzahl ausmachen werde, In einis 
gen andern Staaten fey fogar die erfte Kammer richtende 
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Behörde und man werde daher das Zufammenzäblen der 
Stimmen auf feinen Fall zugeben Fönnen. | 

Der Herr -Präfident: Er fey hierin anderer 
Meinung. Es Iaffe ſich mit Recht annehmen, daß wenn 
der, von der einen Kammer- befchloffenen, Anklage etwa 
eine leidenfchaftliche Sinwirfung oder ein Irrthum zu 
Grunde liegen follte, dieſe Leidenfchaft und diefer Srrs 
thum in einem Zeitraume von 3 Jahren ganz verfchwins 
den werben. Finde ficy die nämliche Kammer, nad) dem 
Ablaufe diefer Zeit, zur Erneuerung ihres Beſchluſſes 
veranlaßt, ſo werde man auch annehmen muͤſſen, daß 
diefe Erneuerung auf triftigen Gründen beruhe. Auf der 
andern Seite ftehe aber zu erwarten, daß die Kammer, 
wenn der Minifter fich binnen Diefer Zeit durchaus geſetz⸗ 
mäßig betragen habe, von aller weiteren Anflage von 
felbft abfteben werde. | 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Das 
Zwey- Kammer »Spftem werde, wie gefagt, durch das Zus 
fammenzählen der Stimmen zu fehr verlegt. Die Nechte 
beyder Kammern feyen gleich und wenn nicht die Verfaf- 
fungsurkunde von diefer Regel einige Ausnahmen machte, 
fo würde er felbft für diefe Ausnahmen nicht jtimmen. 
Auf jeden Fall fey fein Grund vorhanden, dieſe Aus 
nahmen zu vermehren. . 

Des Herrn Grafen v. Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaubt: Die Selbftftändigfeit der Kammern, naments 
lich der erften, werde durch das Zufammenzählen alterirt 
werden und wenn nicht die Berfaffung das Zufammeit- 
zählen in einigen Fällen ausnahmeweife erlaubte, fi 
würde er gleichfall8 dagegen fenn. - —J 

Der Herr Geheime Staatsrath v. MWreden: 
Auch ihm fcheine ein Zufammenzählen der Stimmen, als 
letztes Remedium, bloß in den Källen zuläffig zn ſeyn, 
nr etwas not hwendig zur Entfheidung Fomuten 
Der Herr Baron v. Mappes: Wenn Gründe 
zur Anklage da feyen, fo werde ed aud an der Zuftims 
mung beyder Kammern nicht fehlen und ed werde baber 
auch ein Zufammenzählen der Stimmen in beyden Kam⸗ 
mern nicht nöthig ſeyn. 

Was insbefondere die Ergänzung der Richter in dem 
alle, wo das Oberappellationsgericht nicht hinlaͤnglich 
efet feyu werde, betreffe, fo fcheine es der Würde und 

dem hoben Standpunfte des Negenten nicht angemeſſen 
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u ſeyn, wenn er fich in die Ernennung von Richtern 
zu einer bereits vorliegenden Klagfache einmijchen wolle. 
Hier müfle alles vermieden werden, was den Negenten 
nur irgend einer Bemerfung bloßſtellen koͤnne. Er fey 
daher auch für den Antrag der zweyten Kammer, daß 
die, zur Ergänzung nothwendigen, Richter zuvor in dem 
Geſetze genau bejtimmt werden möchten. 
Der Herr Geheime Staatsrath v. Wreden: 
Dem Angeflagten jey aber doc) auch daran gelegen, tuͤch— 
tige Richter zu erhalten und es dürfte daher nicht paſ— 
fend jeyn, den Negenten bloß auf die Alteften Mitglieder 
der Mittelgerichte, die zufällig feine ausgezeichnete Juris 
ften und abgelebte Männer feyn koͤnnten, zu bejchränfen. 
Des Prinzen Emil v. Hefjen Hoheit: Er trete 
den Anfichten des Herrn Baron von Mappes vorzüglid) 
aus dem Grunde bey, weil der anzuflagende Miniiter 
auf die Wahl der Richter Einfluß haben koͤnne und dad 
dürfe nicht Statt finden. Darum würden zunaͤchſt bie 
Ober» Appellationsgerichtsräthe in das Dber » Appellatı- 
onsgericht zuruͤckzuziehen, für den Fall ihrer Ermange 
lung aber, die zur Ergänzung nothwendigen Mitglies 
ber des Gerichts zum Voraus zu ernennen fegn. 
Der Herr Kanzler Dr. Arens: Der Antrag 
ded Ausfchuffes der erften Kammer weiche von den Ans 
fichten des Herrn Baron von Mappes im Grunde gar 
nicht ab. Der Antrag fey nämlich zunaͤchſt auf eine 
Ergänzung des Gerichts durch ehemalige Ober » Appella- 
tionsgerichtsrärhe gerichtet und diefe Art der Ergänzung 
heine der Würde des höchiten Gerichtshofes ganz ange 
meſſen zu feyn. Sollte ed aber an ehemaligen Ober »Ap- 
pellationggerichtsräthen fehlen, fo folle, nad dem An 
trage des Ausſchuſſes, eine Auswahl der tüchtigften Mits 
glieder der Mittelgerichte Statt finden. Dadurch fey doch 
auf jeden Fall die Zahl derjenigen Männer, woraus die 
Ergänzung gefchehen folle, genau beſtimmt und mehr 
werde es wohl nicht bedürfen, weil diefe Männer ſaͤmmt⸗ 
lich entweder noch jest ein Nichteramt befleideten oder 
doc) früher befleidet hätten. 
Ad 4. erflärt man fi) allgemein mit dem Autrage 
des Ausſchuſſes einverftanden. | 
Ad 5. bemerft 
der Herr Baron v. Mappes: Der, von ber 
zweyten Kammer ausgefprochene Wunſch um Gentralifis 
rung erfcheine ihm billig ; denn fie gebe den Gemeinde 
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und Provinzialverfafjungen Gemeingeift, die Gontrole 
— die Ueberſicht wuͤrden erleichtert, und Koſten ger 
part. | — 
Des Groß- und Erbprinzen von Heffen 
Hoheit: Winfchenswerth könne die Gentralifirung wohl 
ſeyn, allein fie, gehöre auf feinen Fall hierher. 
d 6. In Beziehung darauf aͤuſſer Ä 

des Prinzen Emilvon Heffen Hoheit: Er 
halte dafür, daß auch gegen den abtretenden Minifter 
das Recht der Anklage offen bleiben müffe. Diefes Recht 
babe naͤmlich Sicherung der Gonftitution zum Zwecke, 
und dieſer Zweck werde leicht umgangen werden können, 
wenn fid) der Minifter durch Niederlegung feines Amtes 
der Anklage entziehen könne 

Der Herr wirflide Geh. Rath Freiherr 
v. Wiefenhütten: Auch er glaube, daß die Kam⸗ 
mer in biefem Punkte von ihrem früheren Befchluffe um 
fo eher abgehen koͤnne, als die Berfaffung alle Nieders 
ſchlaguug von Unterfuchungen gegen Staatsdiener aufhebe. 

Da weiter feine Bemerkungen erfolgen, fo erklärt 
er Prafidvinm die Discuſſion für geſchloſſen und vers 
anlapt 


IT. die Abſtimmung über folgende Gegenftände. 

1.) Ueber den Antrag der 2ten Kammer, die Ab 
ftimmungen unmittelbar auf Die Discuffion 
folgen zu laffen. 

Die, von dem Präfidium für diefen Zweck vorges 
legten, drey Fragen: | 5 
1.) Bil die Kammer dem Borfchlage ber zweyten 

Kammer: „daß die Staatsregierung zu erfuchen 
fey, die Gefchäftsordnung dahin abzuändern, daß 
die Abftimmung in der Regel unmittelbar nad) 
der Berathung vorzunehmen, ausnahmsweiſe aber 
alsdann, wenn wenigftens 4 Mitglieder es vers 
langen, bis zur naͤchſten Sitzung zu verfchieben 
ſey“ ihre Zuftimmung ertheilen? IE 
2.) Bill dann die Kammer dem Antrage ihres Aus 
ſchuſſes beytreten: „daß fogleich nad geſchehener 
Borlefung des Protofold in der Art abgeftimmt 
werde, daß unmittelbar auf die Vorlefung bes 
Theils des Protokolls, welcher ſich auf einen be 
ftimmten Gegenftand bezieht, die Abftimmung über 
diefen Gegenftand erfolge”? ers 
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3.I Will die Kammer, daß die Abftimmung erft auf 
die völlig beendigte VBorlefung des ganzen Protos - 
fols unmittelbar folge? Ä 
werben ſaͤmmtlich, und zwar die erfte und zweyte ein- 
ſtimmig, die dritte Dagegen von 10 Stimmen gegen 3 mit 
Nein beantwortet. | 
2.) Ueber ven, das neue Maaß und Gewidt 
betreffenden , Antrag ber zweyten Kammer. 

Das Präfidium legt zu dem Ende die Frage vor: 
Will die Kammer dad Schreiben an die zweyte 
Kammer wegen ded neuen Maaßes und Ge 
wicht, fomwie es von dem Ausjchuffe entworfeu 
iſt, als ihren Anfichten entfprechend, annehmen? 

welche einftimmig bejahend beantwortet wird. | 
3) Ueber die, die Ablöfung der fiscali— 
ſchen und der, an die Gemeinden, Kirchen ı. 
zu entridhtenden, Grundrenten betreffenden, 
beyden Geſetzesentwuͤrfe. — 

In Beziehung auf den erſten, ſich bloß auf die 

fiscaliſchen Grundrenten beſchraͤnkenden, Ge 
ſetzesentwurf werben die folgenden Fragen vorgelegt: 
1.) Bil die Kammer den erften Theil des erfien Ars 

tifel8 unverändert annehmen ? | 
Diefe Frage wird von 11 Stimmen. gegen 2 mit Ga 
beantwortet. 

2.) Nimmt die Kammer an, daß die Zahlung in li 
quiden Staatspapieren gefchehen koͤnne? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

3.) Sit es der Wille der Kammer, daß die inländi- 
fchen liquiden Staatspapiere nad) dem Nominals 
Werth, ohne Unterfchied der Zinfen, ald Zahlung 
angenommen werden? 

Diefe Frage verneinen fämmtliche Stimmen. 
4) Bil die Kammer, daß die Zahlung aud in in— 
ländifchen Staatspapieren bis zu 5 Procent, aber 
nur in der Art geleiftet werden fünne, daß 
1) die Staatspapiere liquid ſeyn müffen, 
2) daß der Sapitalwerth derfelben nad) dem 20fa- 
hen Betrag ber. einjährigen Zinfen berechnet wird? 
Diefe Frage wird ebenfalls einftimmig verneint. 

5.) Will die Kammer diefed auch von liquiden Stanid- 
| ‚papieren zu 6 proßt, gelten lafjen ? 
11 Stimmen gegen 2 beantworten dieſe Frage mit Ta. 
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6.) Nimmt die Kammer den Anirag' des Ausfchuffes 
“. an, den in dem Art.2 angefegten Holzpreis nach 
| den Verhältniffen der Gegend zu verändern ? 
Sämmtliche Stimmen verneinen diefe Frage. 

7) Nimmt die Kammer den Antrag au, den Preis 
für das Malter Korn auf A fl. feftzufegen, dann 
aber auch das 2bfache zum Multiplicator anzus. 
nehmen? —— | — 

Dieſe Frage beantworten ſaͤmmtliche Stimmen mit Ja. 

8.) Nimmt die Kammer die Preiſe unter Lit. A die— 
ſes Artikels unveraͤndert an? | 
Diefe Frage wird von 11 Stimmen gegen 2 verneint.. 

9.) Wil die Kammer ber Staatsregierung erflären, 
daß fie der Herabfegung der Preife unter A des 
Artifeld: $. 2., etwa nach den Borfchlägen des 
Abg. Krönfe, nicht entgegen fegyn werde, wenn 
fie von ihrer Seite auf gejetlichem Wege beliebt 
werde? | Ä 

Diefe Frage beantworten 11. Stimmen mit Sa, 2 mit 

10.) Nimmt die Kammer die, unter Lit. B’$. 2 ans 

| gefegten, Preife an? A 
Diefe Frage wird einſtimmig beja bet. 

11.) Wil die Kammer den Art. 3 mit den, von ihrem 
Ausſchuſſe vorgefchlagenen, Veränderungen ans 
nehmen, die fo lanten: „nach Verlauf der eriten 
10 Jahre follen die, bey dem Abfaufe der fidcas 
liſchen Grundrenten anzunehmenden, Preife der 
Naturalien, ohne daß man jedoch an die, ſich aus 
dem Durchfchnitte der Testen: 10 Jahre ergebende, 
Mittelpreife gebunden fey, nad) Maaßgabe der 
alsdann obwaltenden Verhältniffe von neuem ges 
feglich beftimmt und befannt gemacht werden ? 

Diefe Frage wird ebenfalls einftimmig bejahet. 
12.) Wil die Kammer die Artifel 4— 10 einfchließlich 
annehmen ? 
Diefe Frage wird von fjämmtlichen Stimmen mit Ta 
beantwortet. 2 Ä | 
43) Bill die Kammer den Art. 11 unverändert an 
nehmen ? 
Aud) eh — wird einſtimmig bejahet. 
14.) Wil die Kammer den Art. 12 unverändert an⸗ 


uehmen ? | ö 
Auf diefe Frage antworten ſaͤmmtliche Stimmen mit Ta. 
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15.) Tritt die Kammer dem Antrage ihres Ausſchuſſes 
bey, daß, wenn in einem Orte die Mehrzahl der 
Zinspflichtigen für die Verwandlung der, im 
Art. 2 Lit. B enthaltenen, Naturalpräjtationen 
in eine Geldrente jtimmt, die Minderzahl gehal- 
ten jey, dem Beſchluſſe der Mehrzahl beyzu- 
treten ? | 

Diefe Frage wird von 10 gegen 3 Stimmen mit Ta 
beantwortet. u 
. C Additionalartifel. ) 


16.) Nimmt die Kammer den Antrag an, daß jeder, 
er fey zinspflichtig , oder nicht, fiscalifche Grund: 


renten an fich Faufen könne ? 
Auf diefe Frage antworten 1i gegen 2 Stimmen mit Ta. 


17.) Will die Kammer einer Gemeinde, wenn fie fi 
ſolidariſch zur Zahlung verbindet, derfelben ſechs— 
jährige verzinsliche Ziele geitatten ? 

Diefe Frage wird von 11 gegen 2 Stimmen verneint. 

18.) Will die Kammer, daß vor Ablauf von zwey 
Sahren feine Concurrenz von Käufern eintreten 
fol, um zu erwarten, ob die Zinspflichtigen von 
diefem Geſetze Gebraud machen wollen? 

Diefe Frage wird einftimmig bejahet. 

19.) Iſt die Kammer der Meinung, daß bey dem 
Berfauf der Zinfen an einen Andern, dem Zind- 
pflichtigen ein Vierteljahr lang der Vorkauf vor 
behalten werden folle ? Ä 

Dieſe Frage beantworten 11 gegen 2 Stimmen mit Ja. 


20.) Wenn der Zinspflichtige felbft den Abfauf ber 
Renten verfäumt bat, fol er dann, nad dem 
Willen der Kammer, gehalten feyn, dem Ren 
tenfäufer, wenn er die Nente ablöfen will, 
ftatt des 18fachen, den 20fachen Betrag ald Ab» 
löfungsguantum zu zahlen? 


Auf diefe Frage folgt von 10 Stimmen eine bejahende, 


und von 3 Stimmen eine verneinende Antwort. 


Ueber den andern, die, an Gemeinden, 
Kirchen u. f. w. zu entridhtenden, Grundrem 
te . betreffenden, Gefeßesentwurf wird die Frage vor 
gelegt: oo | 

Will die Kammer das Gefeg wegen Abfauf ber 
Grundrenten, ‘welche an Gemeinden, Kirhen, 


— — 
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‚ Pfarren, Schulen oder fonft an öffentliche Stifs 
tungen entrichtet werden, annehmen ? 
und einftimmig mit Nein beantwortet. 

IV. Zum Schluffe werden der Kammer zwey, an 
die zweyte Kammer gerichtete, Communicate,- wovon 
das eine die Schiffbarmahung der Lahn- betrift, das 
andere dagegen das Frohndweien in den flandesherrlis 
chen und patrimonialgerichtsherrlichen Bezirken zum Ge: 
genftand hat, zur Genchmigung vorgelegt. Dieje er— 
folgt einftimmig, und die Sitzung wird aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Sechsundfünfzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt, am 20ten Februar 1821. 


m. 


Unter dem Vorfige des Herrn zweyten 
Präfidenten. 


Abweſend 
ded-Randgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht und des 
Herrn Grafen von Yſenburg-Buͤdingen Erlaucht. 


I. Das Protokoll der vorigen Situng wird vor— 
gelefen und genehmigt. 

1. Das Präfidvium feßt die Kammer in Kenntniß 
von einem Erlaffe der zweyten Kammer, wodurch fie 
die erfte benachrichtigt, daß die Staatsregierung zur 
Beftreitung der Landtagsfoften die Aufnahme eines Caſ— 
ſenanlehens von 20000 fl. in Antrag gebracht habe. 

a — Erlaß wird an den erſten Ausſchuß ver— 
ieſen. 

III. Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit 
referirt: Bekanntlich habe die Großherzogliche Staats— 
regierung der erſten Kammer vor einiger Zeit eroͤffnet, 
daß, wenn das neue Finanzgeſetz nicht bis zum 20. Febr. 
vollendet ſeyn werde, eine weitere Prorogation der bis⸗ 
berigen Steuern und Auflagen über- den 1. April hin; 
aus werde eintreten muͤſſen. Da nun die bezeichnete 
Frift mit dem heutigen ablaufe, fo werde dem Groß: 
berzoglichen Geh. Staatsminifterium- geantwortet werben 
muͤſſen, daß das Finanzgefeß noch zur Zeit nicht .ein- 
mal an bie erite Kammer gelangt fey. Der erſte Aus: 
fhuß finde ſich veranlaßt, die erite Klammer hierauf 
aufmerffam zu machen, und einen Entwurf zu dem, an 
das Großherzogt. Geh. Staatsminifterium zu erlaffens: 


den, Antwortfchreiben in Vorfchlag zu bringen.  Diefer 


% 
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Entwurf wird fofort vorgelefen und von der Kammer 
einftimmig genehmigt. 
: (Beylage LXXIV.) 

IV. Das Präfidium läßt hierauf über den, Die 
Berantwortlicfeit der Minifter betreffenden, 
Geſetzesentwurf abſtimmen, durch VBorlegung der nachs 

ftebenden Fragen: | 
‚49 Iſt die Kammer der Meinung, daß, nad dem 
Antrage der zweyten Kammer, in den Art 1 
des Gefeßesvorfchlags zwifchen die Worte: „g e⸗ 
feßwidriger Amtshandlungen’’ noch 
die Worte: „oder pflihbtwidriger” eins 
zufchieben feyen ? J 
Dieſe Frage wird einſtimmig verneint. | 
2.) Bill die Kammer, daß die Nothwendigkeit ber 
Contrafignatur aller von dem Großherzog un: 
mittelbar ausgehenden, die Staatöverwaltung bes 
treffenden, Verfügungen in das, Geſetz aufges 
nonmten werde ? \ | | 
Diefe Frage beantworten 10 Stimmen gegen 3 mit 
Nein. | 
3) Bil die Kammer, daß die Contrafignatur nicht 
menigitens für die, fih auf die Verfaſſung bes 
ziehenden, Verfügungen des Großherzogs geſetz⸗ 
lich ausgefprochen werde ? 
Diefe Frage wird von 7 Stimmen gegen 6 bejaht: 
41) Wil dann die Kammer, daß nach den Worten des 
Artikel 1: „Adminiftrativitetlen’ Die 
Worte: „fo wie alle mittelbaren Behörs: 
den, infofern fie von dem Negentenal 
lerböhftunmirtelbar erhaltene Befchle 
zur Ausführung bringen’’ eingefchaltet, 
und daß ftatt der Worte „oberften Stellen‘ 
die Worte: „Staatsbehoͤrden“ in deu 
Artikel aufgenommen würden? | 
9 Stimmen gegen 4 bejaben dieje Frage - 
5.) Will die Kammer dem Antrage der zweyten Kam⸗ 
- mer, daß die Anklage gegen diejenigen 
oberiten Staatsbeamten, welde eine, 
die Staatsadminiftration betreffende, 
Berfügung contrafignirt oder une 
terzeihnet haben, zu richten fey, bey- 
treten? | 
Diefe Frage beantworten 9 Stimmen gegen A mit Nein. 
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-6.) Tritt die Kammer dem Antrage der zweyten Kam- 
mer bey: „daß in Ermangelung einer Vereini— 
gung beyder Kammern die Anklage jeder einzel 
nen Kammer zujtehe,, und von ihr durch eine Depu— 
tation dem Großherzoge überreicht werden koͤnne? 

Sämmtlihe Stimmen verneinen diefe Frage. 

7.) Billigt die Kammer den eventuellen Antrag ihres 

Ausſchuſſes, daß bey einer, nicht zu Stande 
fommenden, Vereinigung beyder Kammern , die 
Anklage bis zu dem nächften Landtage ausgeſetzt 
und daß alsdann, nach der Analogie des Art. 75 
der Berfaffungsurfunde, die Stimmen in beyden 
Kammern zufammengezählt werden, um auf dieſe 

| Weiſe definitiv über die Anflage zu entfcheiden? 

Diefe Frage wird von 7 Stimmen gegen 6 mit Nein 
beantwortet. | 

8.) Will die Kammer dem Antrage der zweyten Kam 

mer beytreten: „daß in dem Gefeße die geringfte 
Zahl von Richtern beitimmt werden möge, welde 
ur Fallung eines Urtheilg über die Anklage er 
Forderfich ſind“? 
Dieſe Frage wird einſtimmig bejahet. 

9.) Iſt die Kammer der Meinung: daß das, nicht 
in der geſetzlichen Zahl beſetzte, Ober— 
appellationsgericht zunaächſt aus 
ehemaligen Oberappellationsgerichts-— 
raͤthen, welche für die Fällung des Ur— 
theils über die Anflage in das Colle— 
gium zurückzuziehen feygen, ergänzt 
werden möge? 

12 Etimmen gegen 1 bejahen diefe Frage. 

410.) Will die Kammer, daß erft dann, wenn e8 an 
ehemaligen Dberappellatiönsgerichtsräthen fehlen 
ſollte, das Dberappellationdgericht aus Mittelge— 
gerichten , „ohne bey ihnen auf das Dienftalter 

Reuͤckſicht zu nehmen, vollzählig zu ‘machen fey? 

Diefe Frage beantworten 8 Stimmen gegen 5 mit Nein. 

11.) Will die Kammer, daß die, zur Ergänzung des 
Dberappellationsgerichts erforderlichen, Richter 

zum Voraus ernannt werden follen? | 

Diefe arage beantworten 9 Stimmen mit Nein, 4 
Stimmen mit Sa. \ 

12.) Wil dann die Kammer, daß, im Falle dad 

Oberappellationsgeriht nicht hinlänglicy befegt 
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ſeyn, und es auch an ehemaligen Oberappella⸗ 
tionsgerichteräthen fehlen folte, das Gericht aus 
den, im Dienfte ältefien, en der 
Mittelgerichte —— werden ſoll? 
Dieſe Frage wird von 8 Stimmen gegen 5 mit Ja 
beantwortet. 

13.) Tritt die Kammer dem Antrage der zweyten Kam⸗ 
mer bey, der ſo lautet: „dem Verurtheilten ſteht das 
Rechtsmittel der Reviſion, mit voͤllig gleicher 
Wirkung wie das der Appellation, und eben ſo 
das Rechtsmittel der Reſtitution wegen neu auf- 
gefundener Thatſache gegen das erlaflene Erfennts 
niß zu. Ueber diefe Rechtsmittel wird abermals 
von dem Plenum des Oberappellationsgerichtg, 
jedod im Fall der Revifion mit Ausſchluß der 
vorigen Referenten entichieden, und Ay im lebte: 
ren Falle auf die, in der Frage 8 angegebene, 
Weife, nicht nur die Anzahl der Richter zu ers 
gänzen, fondern auch über bie, für die Ents 
Icheidung in erſter Inſtanz beftimmte, gefe tz⸗ 
liche Anzahl mit einigen Richtern gu vers 
mehren? 

Diefe Frage wird einftimmig bejahet. 

14.) Will die Kammer dem Befchiuffe der zweyten 
Kammer: „daß ein, durch richterliches Erkennt⸗ 
niß in die Entfernung vom Amte Verurtheil—⸗ 
ter, in einem anderen Staatsamte nicht wieder 
angeſtellt werden koͤnne, ſofern nicht das richter⸗ 
liche Erkenntniß den ausdruͤcklichen Vorbehalt 
auf Wiederauſtellung zu ſeinen Gunſten ———— 
ihre Zuſtimmung ertheilen? 

Dieſe Frage wird einſtimmig verneint. 

15.) Will die Kammer den früher von ihr gefaßten 
Beihluß: „daß der, durh Urtheil vom 
Amte Entfernte, nur dann nidt zu 
einem andern Staatsamte befördert 
‚werden dürfe, wenn er in dem Ur 

tbeile Überbaupt für unfäbig zum. 
Staatsdienſte erflärt worden iſt“ bey: 
bebalten ? 
Diefe Frage wird von 12 Stimmen gegen 1 mit Sa 
beantwortet. 

10.) Will die Kammer dem Antrage der zweyten 

Kammer: „die Staatsregierung um cine zwed: 
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gemäße Gentralifirung ber Staatöverwaltung als 
Bedingung. einer gejicherten Ausführung der aus— 
gefprochenen Berantwortlichfeit zu erſuchen“ Theil 
nehmen ? Ä 

Diefe Frage verneinen 9 Etimmen gegen 4. 

17) Will die Kammer auf ihrem früheren Beſchluſſe: 
„daß gegen Diejenigen unmittelbaren Staatsbe⸗ 
amten, welche vor der wirflic) erfolgten Anklage, 
entweder ihr bisheriged Amt niedergelegt oder 
von demfelben entfernt worden find, von Geiten 
der Stände Feine Anflage Statt finden ſolle“ fer- 

‚ ner beharren? 

Auf diefe Frage erfolgt von 7 Stimmen gegen 6 eine 
verweinende Antwort. 

18.) Will die Kammer befchließen, Daß die auf 
eine Anflage der Minifter ꝛc., gerich te— 
ten, Anträge,undbdie barüberzueröff- 
nenden Discuffionen, nur in vertrau— 
lihen, nicht Öffentlihen, Sikungen, 
vorfommen, und daß die Darüber Statt 
findenden Berbandlungen nicht früher 
dem Drude übergeben werden follen, 
als bis die Anflage definitiv be 
fhloffen worden iſt? 

Diefe Frage beantworten fammtlicdhe Stimmen mit Ta. 

19.) Will die Kammer auf ihren früheren, am AAten 
September des vorigen. Sahrs, Uber den, bie 
Verantwortlichfeit der Minifter betreffenden, Ges 
fegesentwurf gefaßten, Bejchlüffen,, infoweit fie 
nicht durch Beantwortung der vorhergehenden 
Fragen modificirt und erweitert worden find, nod) 
ferner bebarren ? 

Auch dieſe Frage beantworten fammtlihe Stimmen 
mit Ja. 

V. Zum Schluſſe werden zwey Erlaffe an Die 
zweyte Kammer zur Genehmigung vorgelegt. Der eine 
betrifft die, von der Staatsregierung über die Ablöfung 
der Grundrenten vorgelegten beyden, Gejeßesentwürfe; 
der andere dagegen den von der zweyten Kammer 
über die Zeit der Abftimmungen gefaßten, Beſchluß. 
Beyde Erlaffe erhalten die Genehmigung der Kammer 
und die Sitzung wird aufgehoben. 

Beglaubigt : 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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GSiebenundfünfzigfte Sißung 
in dem Sitzungsſaale der erften Kammer ver 
Landftände. 
Darmfadt am 23ten Februar 1821. 
rn... | 
Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
räfidenten. Ä 
Abwefend: 


ded Landgrafen Louis von Heffen Durchlaucht und des 
Herrn Grafen von Dfenburg- Büdingen Erlaudt. 





1 


J. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird vors 
gelefen und genehmigt. | 

II. Das Präfidium legt der Kammer zwey neue Eins 
gaben vor, Sie beftehen in zwey Gommumicaten der zwey⸗ 
ten Kammer, wovon das eine fi) auf den, von den Abg. 
Herrn Balfer, v. Gagern und Kraft gemachten, Antrag: 
das, die Wahlen der Abgeordneten betreffende, Geſetz 
vom 3. Auguft 1820 aufzuheben, bezieht *); das andere 
Dagegen ben Antrag des Abg. Herrn Heyer: die Strafen 
der einfachen Fleifchesverbrechen aufzuheben **) , zum Ge: 
genflande hat. Ä — 

Beyde Eingaben werden an den zweyten Ausſchuß 
verwieſen. | 

II. Des Herrn Grafen von Solmed Rödelheim 
Erlaudht erftattet im Namen des dritten Ausjchuffes 
fhriftlihen Vortrag über den, die Einführung 
breiter Radfelgen betreifenden, Antrag des Abg. 


Herrn Weber. 
Ä CBeylage LXXV,) j 





% 


*) S. Beyl. CXCIV u. CXCV. im 10, Heft der Verhdl. der 
jweyten Kammer der Lanpft. 


**) S. Beyl. CXCVI u. CXCVIT ebendafelbtt. 
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IV. Ded Herrn Grafen von Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaucht ftellt der Kammer vor, daß nicht zu verfchie- 
bende dringende Gejchäfte feine Anmefenheit zu Haufe 
nothwendig madten und daß er fich dadurch veranlaft 
finde, die Kammer um einen drey bie vierwoͤchentlichen 
Urlaub zu er.uchen. 

Diefer Urlaub wird einftimmig ertheilt. 

V. Zum Schluffe wird der Kammer ein, ‘die’ Ver; 
antwortlichfeit der Minifter betreffendes, Communicat an 
die zweyte Kammer zur Genehmigung vorgelegt, Dieſe 
wird ertheilt und die Sigung aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Ahtundfünfzisfte Sikung. 
in dem Sitzungsſaale ver erftien Kammer ver » 
Landſtaͤnde. | 


Darmſtadt am 23ten Februar 1821, 
α— 


Unter dem Vorſitze des Herrn N | 
Praͤſidenten. 


Abweſend: 


des Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht, der 
Herrn Grafen von AIſenburg-Buͤdingen und Er— 
ba : Fürftenau Erlaudten. - 


l. Das Protokoll der lebten Sigung wird. vorge⸗ 
leſen und genehmigt. 

iI. Der Herr Präfident macht die Kammer mit Dem 
Inhalte eines, das neue Maaß und Gewicht betreffenden, 
Recommunicats der zweyten Kammer befannt, *) , Die 
Kammer vermweifet daſſelbe an den Be Ausfhuß. - 

Es werden mehrere Vorträge, erftattet: 

4) von dem Herrn Staatsminifter Freib. du Thil 
fhriftlicher Vortrag des zweyten Ausſchuſſes uͤber die, in 
der zweyten Kammer in Antrag gekommene, Aufhebung 
der Strafen ber einfachen Fleiſchesver— 


brechen. 

(Beylage LXXVI.) 

2.) Bon dem Herrn Praͤlaten Dr. Schmidt ſchrift⸗ 

licher Vortrag des dritten Ausſchuſſes uͤber den Antrag 
des Abg. Herrn Keller, die Verbeſſerung der jüs 
diſchen Jugend betr. 

(Beylage LXXVII. 
» 3.) von dem Herrn wirklichen Geheimenrath Freih. 
v. Wieſenhuͤtten ſchriftlicher Vortrag des erſten Ausjchuf- 


*) ©. Seite 151 d. 13. Hefts d. Verhandl. d. zweyten Kammer 
db, Lanpft. 
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fes über die Aufnahme eines Caſſenanlehns 
von 20000 fl. zur Beftreifung der Landtag 
foften. | 

(Beylage LXXVIIL) 


IV. Das Präfidium legt den, die Einführung 
breiter Radfelgen betreffenden, Antrag zur Die 
euflion vor. | 

Darüber bemerkt 

ber Herr Staatsminifter Freih. du Thil: 
Als Großherzoglicher Bevollmächtigter bey der Konferenz 
über die Handelsangelegenheiten müffe er vor allen Din; 

en die Erläuterung geben, daß ihm ſchon vor geraumer 
Zeit ber Auftrag ertheilt und von ihm vollzogen worden 
ſey, die Einführung der breiten Felgen bey den Fracht— 
wagen al3 einen der Gegenftände, welche nur durch Les 
bereinfunft mehrerer Regierungen vollftändig ausgeführt 
werden fönnten, bey jener Gonferenz zur Sprade zu 
bringen oder vielmehr die, fchon feit mehreren Jahren 
mit einigen, namentlich der Königlich Baierifchen Regie 
rung, über denfelben Gegenftand gepflogenen, Berhand- 
lungen wieder aufzunehmen, Nach diefer Erläuterung 
erfcheine zwar die, in Vorſchlag gebradjte, Petition als 
etwas jehr überflüffiges, allein er ſtimme dennoch dafür, 
‚ berfelben beyzutreten, um einestheild der zweyten Kam— 
mer zu zeigen, daß die erite ganz ihre Anfichten theile, 
und anderntheils, weil er in dem vorgefchlageneu Ber . 
fchluffe eine beyfällige Erflärung von Seiten der Stände 
für alles daB erblice, was die Staatsregierung zur Er 
reihung jenes Wunfches mit andern Staaten verabreden 
koͤnnte. Er wolle nur noch das anführen, daß diefer Ge 
enftand bier vollftändig bearbeitet und man zu der Ue⸗ 
erzeugung geführt worden fey, daß ein gänzliches Ber: 
bot der fchmalen NRadfelgen bey Laſtwagen, wie es ın 
Frankreich Etatt finde, unzuläflig feyn würde, indem es 
einestheils8 manches fremde Fuhrweſen von unfern Gren⸗ 
zen abhalten, anderntheild dem inländifchen Frachtfuhrs 
weſen, welches im Dienite des Detailhandels und mit der 
Ausfuhr der Producte der Bergwerfe befchäftigt ſey, 
einen empfindlichen Stoß geben würde, fo, daß der Weg, 
den man bier zur Erreichung bed Ziels fchon betreten 
babe, der nämlich: bey dem Chauffeegeld » Tarife die brei- 
ten Räder zu begünftigen und die fehmalen gleichfam mit 
einer Strafe zu belegen, der einzig ausführbare feyn 
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bürfte, wiewohl in dem bermaligen Tarif das Verhälts 
niß noch nicht ganz richtig beftimmt feyn möchte. 

Der Herr Präfident: Das franzöfifche Geſetz 
beftimme nad Verfchiedenheit der Befpannung und der 
Befrahtung die Breite der Radfelgen, und es fcheine ihm 
zwedgemäß, auf diefe Verfchiedenheit bey dem zu erlafs 
ſenden Geſetze gleichfalls Rüdficht zu nehmen. 

Da weiter feine Bemerkungen erfolgen, fo erklärt 
das Präfidium die Discuſſion ur geſchloſſen und > 
die Situng auf. 


Beglanbigt 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Neunundfünfzigfte Sigung 
in dem Eitungsfaale der erften Kammer der 
Landſtande. 


Darmſtadt am 3ten März 1821. 


mr mnn.uV 


Unter dem Borfite des Herrn zweyten 
Präfidenten. 
Abmwefend: | 


des Yandgrafen Louis von Heffen Durchlaucht, der 
Herrn Grafen von Dfenburgs Büdingen und von 
Erbabh-Fürftenau Erlaucdten. 


I. Das Protokoll der vorigen Situng wird vors 
gelefen und genehmigt. 

Il. Der Herr Präfident macht die Kammer mit dem 
Inhalt zweyer neuen Eingaben befannt : 

1.) mit einem, ſich auf den Geſetzesentwurf über die 
Aufhebung des Zunftzwangs beziehenden, Neeommunicate 
der zweyten Kammer. *) 

Die Kammer vermeifet es an den zweyten Ausfchuß. 

2.) mit einer, an bie erfte Kammer gerichteten," Vor— 
fiellung des NRevierförfters Rauſch zu Ernithofen, worin 
derjelbe vorftellt, daß er von dem Großherzogl. Oberforjts 
Collegium vom Dienfte und Gehalte fuspendirt worden 
jey und diefe Angelegenheit bey dem Großherzogl. Hof: 
gerichte ihr Ende nicht erreichen wolle. 

Diieſe Eingabe wird, als zur Competenz der Kams 
mer offenbar nicht geeignet, bloß ad acta zu regiitriren 
beſchloſſen. 

III. Das Praͤſidium bemerkt der Kammer, daß der 
zweyte Ausfchuß die Auffchiebung der Discuffion über die 
Aufhebung der Fornicationgftrafen aus dem Grunde win 
fche, weil er e8 für zweckgemaͤß halte, noch zuvor Einſicht 
von dem, über diefen Gegenftand von der Gejegredacz 


*) ©. Beyl. CCXVIH. d. 13. Hefts d. Verhandl. d. zweyten 
Kammer d. Landft. 
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tions» Sommiffion erftatteten, Gutachten zu nehmen und 
biernächit weiteren Bortrag in der Sache zu erftatten. 
Die Kammer findet gegen die Gewährung diefes Wun⸗ 
ſches nichts zu erinnern. IE 06, 
‚Der Herr Präfident eröffnet daher die Discuſſion 
1.) über den Antrag des Abg. Herrn Keller: die 
Berbefferung der Erziehung der Juden betr. 
Es redet darüber 
der Herr Staatsminifter Freih. du Thil: 
Die einfihtsvolle Benrtheilung meiner früheren Arbeit 
über diefen Gegenftand, deren der Vortrag des dritten 
Ausfchuffes erwähnt, veranlaßt mich zu erflären, daß ich 
auch jett noch auf derfelben Anficht beharre, welche ich da— 
mals zu entwiceln gefucht habe; daß man nämlich nicht 
partielle Verfügungen über die Juden erlaffen, fondern ihr 
ganzes bürgerliches Verhaͤltniß und ihre, nicht bloß auf 
den Schulunterricht zu gründende, Erziehung zu Staats 
bürgern (welches fie in Maffe noch. nicht find, wenn man 
auch allen Individuen das Bürgerrecht geben wollte) 
durch ein umfaffendes Gefeg ordnen müffe. Schon in 
diefer Aeuſſerung liegt im Allgemeinen meine Beyſtim— 
mung zu den Anfichten des dritten Ausſchuſſes, infofern 
biefer nicht darauf anträgt, den einzelnen, in das Mas 
terielle jener Gefeßgebung eingehenden, Befchlüffen der 
zwegten Kammer beyzutreten. So zweckmäßig der Inhalt 
dieſer Befchlüffe, an und für fich betrachtet, ohne Zweifel 
ift, fo fünnen fie doch, je nach den Syitem, welches man 
annimmt, Modificationen erleiden müſſen; auch) fteht ih— 
nen fchon Das entgegen, daß fie Luͤcken enthalten, indem 
fie ſich z. B. nicht auf die Ritualgefege der Juden erſtre— 
den, die doch in enger Verbindung mit ihrem Inhalte 
fteben und es dürfte daher wohl ratbfam ſeyn, die Dis: 
cuffionen über diefen Gegenftand bis zu dem Augenblice 
zu vertagen, in welchem die Staatsregierung den Staͤn— 
den ein Geſetz über ſaͤmmtliche Berhältniffe jenes Volkes 
vorlegen wird, Damit man nicht in den Fall fomme, von 
—* gefaßten Beſchluͤſſen hier und da wieder abgehen zu 
muͤſſen. F 
Uebrigens leugne ich nicht, daß manche Beobachtun- 
gen, die ich anzuftellen Gelegenheit hatte, mir jegt mehr, 
als ehedem, den rohen Haufen der Juden, diejenigen welche 
der Referent des Ausfchuffes unter feiner erften Glaffe be: 
reift, als eine hoͤchſt läftige Buͤrde unferer Staatsgefell 
haft erfcheinen laffen, der man fich durch Austreibung 
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oder durch gänzliche Umformung derfelben entledigen muß, 
und da Recht und Menfchlichfeit das erfte diefer Mittel 
für unzuläffig erklären, fo ift gewiß fein Augenblick zu 
verlieren, um das leßtere ind Werf zu feen; es verfteht 
fi) daher, da Jedermann von diefer Ueberzeugung durch— 
drungen ift, wohl von felbft, daß die erfte Kammer mit 
der zweyten den Wunfch theile, daß die Staatsregierung 
fich ernftlich mit der Geſetzgebung befchäftigen möge, welche 
den Weg zu jenem Ziele bahnen fol. Auf den Ausſpruch 
diefes Wunſches möchte ich aber auch den Beſchluß der 
Kammer befhränft fehen. 

Irre ich nicht in der Ueberzeugnng, daß durch die 
Mittel allein, welche von Seiten der zweyten Kammer 
vorgefchlagen find, -der große Zweck noch nicht erreicht 
wird, fo wird auch die Meinung Entfchuldigung finden, 
daß man bey der Wahl der Mittel der Staatsregierung 
die Sjnitiative laſſen möge. Den Ständen bleibt ja ihr 
Urtbeil über jene Gefeßgebung immer vorbehalten und Die 
Verhandlungen der zweyten Kammer werden der Staate- 
regierung einen achtbaren Beytrag zur Bearbeitung der— 
felben gewähren. 

Bey diefer Erflärung ift es überflüffig, in ein weites 
red Detail einzugehen. Da jedody vielleicht mehrere Mit- 

lieder der hohen Kammer meine Meinung nicht theilen, 
ondern über die einzelnen Anträge zu reden gedenken, jo 
fey es mir erlaubt, meinerfeits mancher treffenden Bemer— 
fung zu buldigen, weiche der Bericht des dritten Ausſchuſ— 
fes enthält, namentlic) diefer — daß Gebote und Vorſchrif— 
ten nicht das Mittel feyn werden, die Juden umzuwan— 
dein, fondern daß diefes durch Unterftügung und indi 
recten Zwang zu bewirfen feyn dürfte; daß ferner eins 
Zwangsgebot, die chriftlichen Schulen zu befuchen, fo 
lange hart und nicht ganz gerecht feyn dürfte, ale in uns 
fern Schulen eine Kehrmethode befolgt wird, die den Re 
ligionsunterricht nicht fireng von jedem andern ſcheidet 
(welche Scheidung jedoch vielleicht nicht zweckmäßig für 
die chriftliche Sugend feyn dürfte) und daß es endlid) 
nicht minder druͤckend feyn würde, wenn eine chriftliche, 
geiftliche Behörde die Lehrer prüfte, welche. die jüdifche 
Jugend unterrichten und die Bücher beftimmte, deren fie 
fi) dabey bedienen jollen. — 

Nicht, als zuge ich im mindeften in Zweifel, daß der 
Staat dad Recht habe, die Erziehung und Bildung, der 
Juden eben fo gut, als die übrige Volksbildung zu leiten, 
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uuoern weil ich annehme, daß man zuerft Zutrauen erwe⸗ 
en müffe, wenn man auf eine Bolfsmafle wirfen will, 
und daß es nicht wahricheinlich fey, daß die Juden die— 
fes Zutrauen zu einer Behörde fafjen werden, welche fie 
einestheils nicht für hinlänglich unterrichtet und ver⸗ 
traut mit ihren Glaubenslehren, anderntheile für einges 
nommen gegen diefelben halten. Duldet man ein Relis 
gionsbefenntniß, fo muß man es aud als ſolches rejpec- 
tiren, es in feiner Freiheit und Unabhängigkeit belaſſen. 
Wo die Dazwiſchenkunft des Staats nothwendig wird, 
um wohlthätig auf Elementar= und NReligionsunterricht 
Cbeyde jege ich in eine Kategorie, weil fie bey den nie> 
deren Volksclaſſen immer verflodhten find) bey den Bes 
kennern diefer Religion einzumwirfen, da. muß er fich des 
Rathes und der Mitwirkung ihrer eignen Glaubendge- 
noſſen bedienen, muß aljo vor allen Dingen darauf be- 
dacht ſeyn, die Leute, die ihm hierzu behülflich feyn fön- 
nen, zu juchen und zu finden. Durch diefe muß er bewir- 
fen, daß das Streben nad höherer Eultur fich in dem 
Bolfe entwidele, aus ihm ſelbſt wenigfteng hervorzuge— 
ben fcheine; denn nur in diefem Falle wird jenes Stre⸗ 
ben, wie der dritte Ausjchuß richtig fagt, freudig und 
von ficherem Gedeihen feyn. Auch ift, wie jener Aus— 
ſchuß bemerft, eine mächtige Veränderung in den wohls 
babenderen Glaffen der Juden vorgegangen; ein anderes 
Keben und ein fo lobenswerthed Streben nad) höherer 
Bildung unter fie gedrungen, daß man nur die Indivi— 
duen, die diefem Impulſe folgen, nicht zurücitoßen, nicht 
unterdrücden darf, um zu bewirfen, daß in einer nicht 
entfernten Zeit aus dem Schooße diejes Volkes feldft eine 
hinreichende Zahl von Männern hervorgehe, welche vom 
Staate ermuthiget, wohlbefähiget ſeyn werden, ihre Glau— 
bensgenoſſen zu einer größeren Gultur zu erheben. 
Mehr über diefen Gegenjtand zu jagen, würde mich 
zu weit und von dem Ziele, welches ich mir gefeßt habe, 
abführen, ohne die vickjeitige Materie zu erfchöpfen; idy 
beſchraͤnke mich daher in Beziehung auf die Behauptung, 
von welcher ich ausgegangen bin, daß nämlich eine neue 
Gefeßgebung den ganzen bürgerlichen Zuftand der Juden 
umfaſſen nrüffe, noch auf eine einzige Bemerfung. Es ift 
befannt, daß eine große Anzahl der Juden unferes Yan 
Des, eben wegen ihrer arbeitjcheuen Thätigfeit, welche fie 
fammtlich an ein einziges Gewerbe fefjelt, in einer Dürf- 
tigfeit lebt, von welcher man Mühe bat, fich einen 
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Begriff zu machen. Sit es nun wahr, daß es feinen 
Zauber der Erziehung und der Lehre gibt, welcher Men; 
ſchen in Elend und Dürftigfeit und zugleich in Erniedri: 
gung geboren, erzogen und lebend, zu einiger Bildung 
‚ führen koͤnne — fo iſt es auch wahr, daß Vorſchriften über 
den Unterricht allein noch nicht zu dem Ziele. führen, 
weldyes wir vor und haben. Ä 

Es bemerft ferner darüber 
der Herr Baron v. Mappes: Auch er glaube 
dasjenige, was der Herr Prälat Dr. Schmidt ale Bes 
richterjtatter anführe, darin beftätigen zu müffen, daß 
in Mainz die chrijtlichen Schulen von der juͤdiſchen Ju— 
gend feit der Zeit, ald ihr diefed erlaubt worden fey, 
fehr befucht würden und er theile ganz die Anficht, daß 
man durd Zwang den beabfiytigten Zweck nicht erreichen 
werde. Der zu Orthodoxe fomme dadurd, dag man ihn 
ſich ſelbſt überlaffe und fich nicht um ihn zu befümmern 
jcheine, am erften von felbft zur Erfenntniß des Wahren 
und Bernünftigen.. | | 

Es erwache ſchon jeßt eine Art Eifer in ben jüdi- 
fhen Eltern; ihre Kinder näherten ſich den chriftlichen 
Kindern an und es entitünden ſelbſt Freundfchaften unter 
ihnen. Da die chrijtlichen Lefebiicher, der Juden wegen, 
nicht abgefchafft werden koͤnnten, jo werde fich vor und 
nad auch in den Juden die Ueberzeugung geftalten, daß 
die göttliche Lehre Ehrifti in Beziehung auf Tugend und 
Lebensglür der mofaischen Lehre nicht nachftehe. 

Diefe Heberzeugung ſey ſchon jeßt in mehreren gebil- 
deten und unterrichteten Juden begründet und es fey zu 
erwarten, daß von der Sudenfchaft felbft einmal der 
Wunſch: daß der Staat zur Verbefferung der jüdifchen 
Erziehung mit Fräftigen Mitten einſchreiten möge, werde 
ausgefprochen werden. | 

"Die, in Vorſchlag gebrachte, Bedingung: die Mög: 
lichkeit des Erwerbs des Staatsbuͤrgerrechts von der Fur 
higfeit, deutſch lefen und fchreiben zu koͤnnen, abhängig 
zu machen, fcheine nicht unbillig, wohl aber ein fehr zweck⸗ 
gemaͤßes Mittel zu feyn, um den Hang, die Kinder in Die 
Schulen zu fhiden, zu vermehren. Schließlich koͤnne er 
noch die Betrachtung nicht unberührt laſſen, daß fd) die 
Zahl der armen Juden fehr vermehre und es wäre daher 
vielleicht ein Gejeß zu wünfchen, welches das Heirathen nur 
dann erlaube, wenn der Jude Zeugniffe feiner guten Auf— 
führung und eines größeren Vermögens beybringen Fönne. 
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Der Herr Geheime Staatsratbv. Wreden: . 
Der Hauptſache nach fey er hiermit einverftanden, Jeder 
Zwang werde die Abneigung vermehren und daher nicht 
zum Ziele führen. | | 
Aus den Slementar-Schulbichern ſey — das Vaters 
unfer allein ausgenommen — alles der riftlihen Relis 
gion eigenthümlich Angehörende bereits entfernt. 

Ueber das Heirathen der Juden beftänden jchon Ge— 
feße, wodurd) die Größe des Vermögens der ſich verheis 
tatben wollenden beftimmt werde. Auch bejtehe ein Geſetz, 
was den Suden bey dem Erwerbe von Grundjtücen die 
Bedingung auflege, das erworbene Gut felbit zu bebauen, 
ınd es ergebe fih aus den, von den Regierungscolles 
iien in den letzten Jahren eingefandten, Tabellen, daß 
ieh bereits mehrere Juden mit dem Aderbau abgäben. 
Die Berbefferung der Erziehung der Juden werde fid) 
son felbft machen, ſobald man nur erft befjere und unter: 
richtetere Rabbinen habe. Auch dazu fey in dem Großher: 
zogthum Heſſen, wo mehrere junge Juden, welche Nabs 
binen werden wollten; auf Univerfitäten mit vielem Erz 
foige ftudirten, gegründete Hoffnung vorhanden. 

Des Herrn Grafen von Solms-Roͤdel— 
beim: Das, die Heirathen der Juden befchränfende, 
Geſetz geftatte namentlich nur einem Sohne einer Juden— 
familie, fih in der Gemeinde, worin er geboren, zu: 
etabliren,, um dadurch die Vervielfältigung der Fami— 
lien zu verhüten. 

Der Herr Präfident: Inſoweit der Beschluß 
der zweyten Kammer zugleich auf den Antrag gerichtet 
jey, den Suden das Deutſchleſen- und Schreibenlernen 
zur Bedingung ihrer Fähigkeit, das Staatsbuͤrgerrecht 
zu erwerben, zu machen, werde ihm die erſte Kammer 
um fo unbedenflicher beytreten fünnen, als dieſer An— 
trag bloß auf einen, gewiß fehr wohlthätig wirfenden, 
indirecten Zwang gerichtet jey. | 

2.) Ueber den Vorſchlag der Großherzogl. Staats— 
regierung: ein Saffenanlehen von 20000 fl. zur 
Dedung der Landtagskoſten aufzunehmen. 

Da hierüber von feinem Mitgliede der Kammer et— 
was bemerft wird; fo veranlaßt das Praͤſidium 

IV, die Abftimmung über den, die Einführung 
breiter Radfelgen betreffenden, Antrag durch Vor: 
legung der Frage: 
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Wil die Kammer dem Antrage der zweyten Kam— 

mer, der fo lautet: 
41.) die este zu erfuhen, in Berbin- 
dung mit den Nachbarſtaaten, wozu der gegen: 
wärtig bier verfammelte Handlungscongreß Die 
beſte Beranlaffung geben wird, dahin zu wirfen, 
daß unter Berücjichtigung der, in diefem Antrag 
entwicelten,, Motive, ein gemeinfamer Befchluß 
efaßt werde, die Einführung der breiten Rad— 
Ben in ſaͤmmtlichen Staaten aufs möglichfte zu 
befördern ‚ und demnächjt die dahin abzwedenden 
Geſetze gemeinfchaftlich, und zwar nad) überein 
ſtimmenden Grundjägen, zu entwerfen, wornach 
a) die Einführung der breiten Radfelgen zwar nicht 
unbedingt verordnet, jedoch, nah Maaßgabe 
ihres nüßlichen Einfluffes auf die Straßen, in 
den Weggeldertarifen noch mehr, als bisher er- 
leichtert,; 
b) die der fchmalen aber im’ Gegenfaß , und zwar 
ganz nach Verhaͤltniß ihrer [hädlichen Einwirkung 
auf die Straßen, erhöht werde; | 
2.) Im Fall durch Vereinigung mit den Nachbarſtaa⸗ 
ten nicht zu dem erwünfchten Ziele zu gelangen 
wäre, dann felbft eine eigene Verordnung in 
diefem Sinne zu erlaffen, und diefelbe in einem 
ne Zeitraume in Ausführung zu bringen; 
enbli 

3.) zu veranlaffen , daß fammtliche Gemeinden bes 
Landes über den Bortheil der breiten, und den 
Nachtheil der ſchmalen, Nadfelgen zuvor hinrei— 
chend aufgeklärt, und die, . wegen der richtigen 
GStructur der breitfelgigen Mäder vorgefchlagene, 
Methode zum anfchaulichen Unterricht der Hand: 
werksleute baldmöglichft in Vollzug geſetzt werde; 
beyftimmen? | 

welche einftimmig bejahend beantwortet wird. 

V. 68 referirt der Herr Staatgminifter 
Freiherr du Thil, im Namen des zweyten Ausichufs 
fes. Das Recommunicat, was die zweyte Kammer in 
Beziehung auf dad neue Maaß und Gewicht unterm 
22. Febr. d. 3. erlaffen habe, benachrichtige die erſte 
Kammer, daß die zweyte Kammer ihre, in Beziehung 
auf diefen Gegenftand befchloffene, einfeitige Petition 
fhon vor dem Empfange ded legten Communicatd der 
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erftien Kammer, an did Großherzogs Könige. Hoheit 
eingefandt gehabt habe. Die erfte Kammer werde hierdurch 
veranlaßt werden, nunmehr aud ihre abweichenden 
Anfichten und Wünfche zur Kenntniß der Staatsregie— 
rung zu bringen. Sie werde diefes indeffen nicht in 
der, von der zweyten Kammer beobachteten, Form thun 
fönnen, fondern den, von ihr fihon früher betretenen, ' 
Weg einer bloßen Mittheilung an das Großherzogl. 
Geh. Staatsminifterium auch diefesmal einhalten müffen, 
‚und das zwar um fo mehr, als diefer Weg den Wors 
ten und dem Sinne ded Art. 82 der Verfaffungsurfunde 
vollfommen entſpreche. Es eniftehe bierbey nur Die, 
Frage: ob es nicht vielleicht in dem Intereſſe der erften 
Kammer liege, Die zweyte Kammer auf den wabren 
Sinn des gedachten Artikeld und das Bebürfniß einer 
gleichförmigen Handlungsweiſe der beyden Kammern 
aufmerffam zu machen ? | 
Diefe Frage fcheine verneinendb beantwortet werben 
zu können, theild weil das Großherzogl., Geh. Staats⸗ 
minifterium gegen die, von der zweyten Kammer einges 
fhlagene, Form der directen Einfendung an des Groß: 
berzogs Koͤnigl. Hoheit nichts erinnern zu wollen ſcheine, 
theils aber darum, weil die Wahl der einen oder der 
andern Form wohl fein bedeutendes practifches Intereſſe 
babe; und. es befanntlicdy jedem Unterthanen frei ſtehe, 
feine Bitte Direct an des Großherzogs Königl. Hoheit 
einzufenden. ER 
E83 bemerkt hierüber 
der Herr Prälat Dr. Schmidt: In Beziehung. 
auf die, von dem Herrn Stantsminifter Freiberen du 
Thil ſo eben aufgeworfene, Frage könne er nicht ganz 
deſſen Anfichten theilen. | 
Nach dem Art. 82 der Verfaſſungsurkunde Fönne 
in dem Falle einer, nicht zu Stande fommenden, Vers 
einigung beyder Kammern offenbar nur eine gewoͤhn⸗ 
liche Mittheilung an das Großherzogl. Geh. Staatsmi⸗ 
niſterium Statt finden; man werbe hiervon noch mehr 
überzeugt, wenn man dieſen Artifel mit den, uunmittel⸗ 
bar vorhergehenden, Artikeln 79 und 80, welche von 
einer Ueberreihung ber gemeinfhaftlihden Be 
fchläffe an den Großherzog fprächen, vergleihe und den 
darin liegenden Gegenfag richtig auffaſſe. Auch fey. die 
zweyte Kammer nach den Schlußworten des Art, 82 
nicht befugt geweſen, ihre einfeitigen Wuͤnſche auszu—⸗ 
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iprechen, che fie die, in dem Recommunicate von- der 
eriten Kammer veriaugte, Antwort zuvor erbalten babe. 
Er glaube daher, dag die erftie Kammer diefcd gegen 
die zweyte Kammer nicht unberührt laſſen joe. 

Des Prinzen Emil von Deffen Hoheit: 
Auch er Fönne nicht dafür fiimmen, das Benehmen der 
zweyten Kammer ganz mit Stillſchweigen zu übergeben. 

E3 Scheine ibm Pflicht der erſten Kammer ,- überall 
auf genaue Veobachtung der VBerfaffung zu halten. Der 
Art. 82 der Berfaflung rede nun aber klar und deutlid 
bloß von dem Wege der gewöhnlichen Mittheis 
lung für den Fall, wenn die eine Kammer der andern, 
in Anſehung einer Petition oder Beſchwerdefuͤhrung, 
nicht beyſtimmen follte. Die Worte: „gewöhnliche 
Mitrheilung‘ hätten ald ganz unpajfend nicht ge: 
braucht werden fönnen, - wenn man fie auf den Groß 
berzog hätten beziehen wollen, und es ſey bloß ein Re 
dactionsfebler,, wenn e8 in dem Artikel ftatt „Groß— 
berzoglidhes Geheimes Staatsminifterium,” 
„hoͤchſte Negierung‘ heiße. Durch dieſen Ausdrud 
habe aber nur das Staatsminifterium verjtanden werden 
fünnen und jollen, weil in den Beratbungen der Aus: 
fbüffe der beyden Kammern nur von dieſem die Rede 
geweien ſey, und weil in den Artifeln 79.und 80 des 
Großherzogs für alles dasjenige, was ald Folge 
eines gemeinjamen Beſchluſſes an Ihn zu bringen fey, 
ausdrüclicdy erwähnt werde. Ob eine einfeitige Petition 
oder Befchwerde unmittelbar an den Großbeizog einge: 
fhiedr, oder nur dem Staat3minifterium mitgetheilt wer: 
den dürfe, koͤnne mitunter doch von practijchem Sn: 
tereffe feyn. Es ließen fih in diefer Beziehung nidı 
alle Fälle zum _Boraus berechnen... Sollte. e8 aber auch 
ganz gleichgültig feyn, ob die cine oder die andere Form 
gewählt werde; jo koͤnne das doc) hier, wo es fid) um 
eine genaue Beobachtung der Berfaffung und um ein 
gleichförntiges Benehmen beyder Kammern bandfe, nichts 
entfcheiden. Er halte daher die Sammer für genügend 
aufgefordert, fowohl das Geh. Staatsminiiterinm, ald 
auch die zweyte Kammer, von dieſen Gründen und Ver— 
baltniffen in Kenntniß zu feßen, und darauf anzutragen, 
daß der, von der eriten Kammer bisher beobachtete, 
Modus aud von der zweyten.Rammer eingehalten wers 
den möge. 


Protofoll ZIX. vom 3. März 1821. 163 


Des Groß: und Erbprinzen von Heſſſen 
Hoheit: Er ſey mit dieſen Anſichten um fo mehr einver⸗ 
ſianden, als auch er es nicht als gleichguͤltig betrachten 
fönne: ob die von der andern Kammer nicht genehmig— 
ten, Petitionen und Befchwerden der einen Kammer urs 
inittelbar an den Großherzog eingefchickt, oder ob fie 
bloß dem Geh. Staatsminifterium mitgetbeilt würden. 
Der Art. 82 der Berfafjungsurfunde eriaube bloß eine 
Mittbeilung der einfeitigen Petitionen an das Geheime 
Staatöminifterium, was ſich darans Far zu Tage lege, 
daß dic Art. 79 u. 80, im Gegenſatze ber gewöhnlichen 
Mittheilung, den Großherzog ausdruͤcklich als denjeni: 
gen bezeichneten, an welchen Die gemeinfamen Be 
fchlüffe beyder Kammern zu bringen feyen. Daß die 
Auslegung, welche die zweyte Kammer dem Artikel 82 
gebe, nicht die richtige ſeyn fönne, beweife ſich dadurd) 
. am Harften, daß nad) befannten Auslegungsregeln Fein 
Theil einer gegebenen Nede als. überflüffig betrachtet 
und behandelt werden dürfe, der Art. 79 aber durchaus 
zwecklos und überflüffig erfcheinen würde, wenn man 
den einzelnen Kammern gleichfalld Das Recht zuge: 
ftehen wollte, ihre einfeitigen Befchläffe direct an 
den Großherzog zu bringen. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Er habe zwar 
nie gezweifelt, daß der Art. 82 die Mittbeilung ber 
einfeitigen Befchlüffe bloß an das Großherzogl. 
Geh. Staatsminifterium erlaube; allein er febe 
es in der Sache felbft und in Anfchung ber practifchen 
Folgen für gleichgültig an, wenn diefe Beſchluͤſſe aud) 
direct an des Großberzogs Königl. Hoheit eingeſchickt 
würden. Es ſey indeffen allerdings wichtig, ſich überall 
genau an die Verfaffung zu halten und fein ungleichfoͤr— 
miges Verfahren: für die beiten Kammern entftehen zu 
faffen,, und aus diefem Grunde ftimme er gleicyfall® da— 
für, die beyden, von des Prinzen Emil v. Heften Hoheit 
vorgefchlagenen, Gommunicate abgehen zu laſſen. 

Der Herr Staatsminiſter Freih. du Thil: 
Bey den angeführten Gründen balte auch er jest Die 
Erlafung der vorgefchlagenen Communicate fiir zweck⸗ 
gemäß. Es werde indeflen nicht fachgemaß feyn, den 
Inhalt des, an das Großherzogl. Geh. Staatsminiite: 
rium zu erlaffenden, Gommunicats in denjenigen Erlaß 
aufzunehmen ,. worin die erfie Kammer ihre einfeitigen 
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Wuͤnſche binfichtithh bed neuen Maaßes und Gewichts 
ausfpreche. Der Entwurf zu dieſem Erlaſſe fey bereits 
fertig, und er beehre fi), benfelben der Kammer zur 
Genehmigung vorzulegen. 
| Diefe Genehmigung wird einftimmig ertheilt, und 
die . aufgehoben, 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Sechzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. J | 


Darmſtadt am Iten März 1821. 


Unter dem Vorfiße des Herrn zweyten 
ra Präfidenten. 

Abweſend: = 
des Landgrafen Louis von Heffen Durchlaucht, ber 
Herren Grafen von Dfenburg- Büdingen und von 
Erbabh-Fürftenau Erlauchten, ber Herr Prälat 
‚Dr. Schmidt und der Herr wirft. Geh. Rath Freiherr 
v. Wiefenhäütten. a — 


— — — — 


1.. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird vor⸗ 
geleſen und genehmigt. 53 = 
II. Das Präfivium Iegt der Kammer mehrere, 
während ber Zeit angelaugte, Erlaffe der zweyten Kam⸗ 
‚mer vor  Diefelben betreffen: | — —— 
1.) ‚die Beſchwerdefuͤhrung des Herrn von Edel in 
Mannheim über angebliche Froßndpprägravation *).; 
‚Die Kammer befchließt drefen Erlaß. ad. acta zu 
regiftriren. 


2.) Die Motion des Abg. Herrn v. Gagern über , 


die perfönliche Sicherheit und. Freiheit. **) 
— — Erlaß wird an den zweyten Ausſchuß ver⸗ 
wieſen. — | Er - R 
3.) Den Antrag des Abg. Herren Braun über .die 
Berbefferung der Suftizpflege bey den Friedensgerichten 
in der Provinz Rheinheſſen. ***) 


Die Kammer verweiſet diefes‘ Communicat an dem 


dritten Ausſchuß. 


*) S. Beyl, CCIIE. d. 12. Hefts d. Verhandl. d. zweyten Kam: - 


mer d. Landft. 
**) S. Beyl. CXCIII. d. 11, Hefts diefer Verhandl. 
***) S. Beyl. CCVI. u. CCVII. b. 12. Hefts daſelbſt. 


* 


ı % 


“ 
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; 
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4.) Den Antrag bed Abg. Herrin Blaͤß über die 
Ausübung des Salpeterregals. in den Provinzen Ober: 
beffen und Starfendurg. ') 

— Erlaß wird an den zweyten Ausſchuß ver—⸗ 
wieſen 

5.) Den Antrag des Abg. Herrn Mayer aus Mainz 
über Aufbewahrung der Acten der Ständeverfammlung. ?) 

Die Kammer perweifet den Erlaß an den dritten 
Ausschuß. 

6.) Die Motion ded Oberappellationsgerichts-Rathe 
Hersa Dr. Arens über die proviforifche Einführung 
der neuen Civil⸗ Proceforbnung. ?) 

— Erlaß wird an den zweyten Ausſchuß ver⸗ 
wieſen 
7.) Den Antrag der Abg. Herrn Heyer ıc. über 
das Poftwefen. 9 

Die Kammer beſchließt darüber das Gutachten des erſten 
Ausſchuſſes zu hoͤren. 

III. Es werben mehrere Vorträge erſtattet: 

1.) von dem Herrn Geh. Staatsrath v. Wreden, 
Namens des zweyten Ausſchuſſes, ſchriftlicher Vortrag 
über das Zunftweſen. 

-  (Beplage LXXIX.) 
2.) Bon dem Herrn Staatsminifter Freiherrn du 
Thil, Namens deffelben Ausſchuſſes, nachtraͤglicher Vor⸗ 
trag "über Die Aufhebung der Fornications— 


ſtrafen. 
(Beylage LXXX.) 
AIV. Das Praͤſidium veranlaßt hierauf, der Ta— 
gesordnung gemäß, die Abſtimmung 
1.) über die, von der Staatsregierung in Antrag 

gebradhte, Aufnahme eines Caffenanlehens 
von 20000 fl. zur Beitreitung der Landtage 
foften. Die, zu dem Ende vorgelegte, Frage: 

Bil die Kammer zu dem Antrage der Staatöres 

gierung, ein Anlehen von 20000 fl. zu Landtags: 

foften aufzunehmen, gleich der zwegten Kammer, 

ihre Einwilligung ertbeilen ? 
wird einftimmig bej abend beantwortet. 


— 


1) S. Beyl. CCVIII. CCIX, d. 12. Hefte d. Verhdl. d. zweyten 
Kammer d. Landſt. 

2) S. Beyl. CCIV. CCV. ebendafelbft. 

3) S Beyl. COXV. ebendaf. 

4) ©. Beyl. CCXtll. u. CCXIV. ebendaf. 
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2.) Ueber die, im Antrag gefommene, Verbeſſe— 
rung der Erziehung der jüdifhen Tugend. 
Das Präfidium Legt hierfür die beyden Fragen vor: 

1.) Wil die Kammer dem Antrage der zweyten Kam⸗ 

. "mer, der bahin gerichtet ift: 

a) daß die jüdifche Sugend da, wo bie Ssubenges 
meinde feinen eigenen Lehrer ihrer Religion, der 
in allen, jedem Menjchen und Staatöbürger noth- 
wendigen, Kenntniffen Unterricht ertheilen Tann, 
zu halten im Stande ift, die Chriſtenſchule be- 
yuchen, und an allen Xectionen derfelben, den 
Neligionsunterricht ausgenommen, den nämlichen 
Antheil nehmen müffe, als die Chriftenfinder? 

b) daß fünftighin Fein jüdifcher Lehrer, ohne vor⸗ 

herige, nach einem befonderen, für diefen Zweck 

‚eingerichteten, Schema vorgenommene, Prüfung 
bey einer jüdischen Gemeinde angenommen wers 
den dürfe? B 

c) daß kein Lehrbuch in den juͤdiſchen Schulen, 
auch felbft das der Religion nicht, ohne ſolches 
vorher der Regierung oder dem Schulrath vor: 
gelegt , und deffen Genehmigung deßhalb erbals 
ten haben, eingeführt und gebraucht werden 
dürfez; 

d) daß fammtliche jüdifchen Echulen einer Provinz 
unter die Oberauffiht und Xeitung des Provin— 
zialſchulraths und zunächit unter diejenige Orts; 
bebörde gejegt werde, welcher auch das chriftliche 
Schulweſen untergeben ift, und daher auch über 
den jedesmaligen Zuftand derjelben die jährliche 
Prüfung veranftaltet und darüber an die oberſte 
Behörde, wie über die Chriſtenſchulen, berichter 
werde, beytreten?. - — 

2.) Will die Kammer dem Antrage ihres Ausſchuſſes 
beytreten, daß die, zu Staatsbuͤrgern aufzuneh⸗ 
menden, Juden gehalten ſeyn ſollen, deutſch 
leſen und ſchreiben zu koͤnnen, daß aber im Ueb⸗ 
rigen feine Zwangsmaaßregeln gegen dieſelbe ers 
griffen werden mögen ? 

Die erfte derjelben wird einftimmig mit Nein, die 
zweyte dagegen einflimmig mit Sa beantwortet. Ä 

V. Zum Schluſſe billigt die Kammer einftimmig 
die Entwürfe dreyer Erlaffe, wovon der eine fich auf 
die, in Antrag gebrachte, Einführung breiter Radfelgen 
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bezieht, und an die zweyte Kammer gerichtet ift, bie 
beyden andern Dagegen den, bey Gelegenheit der Petis 
tionen, welche die beyden Kammern in Betreff des Maaß— 
und Gewichtsſyſtemes an die Großherzogl. Staatsregies 
rung zu richten fich veranlaßt fanden , zur Sprade ge⸗ 
fommenen, ®efhäftsgang der Kammern im Falle des 
Art. 82 der Berfaffungsurfunde zum Gegenftande haben, 
und wovon der Eine an das Großherzogliche Geheime 
Staatsminifterium, der Andere bagegen an die zweyte 
Kammer der Stände gerichtet ift. 
 (DBeylage LXXXL u. LXXXU.) 

er Prif dium hebt die Sigung auf. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Vortrag ded zweyten Ausfchufjes über die, hinfichts 
Sich ded neuen Maaßes und Gewichtes gemachs 
te, Motion (zugleich Entwurf zu einem Com⸗ 
‚municate an die zweyte Kammer) erftattet von 
dem Herrn Staatsminiſter Freiherrn du Thil. 


Die erfte Kammer der Stände bed Großherzogthums 
bat vie Ehre, der zweyten Kammer auf den Erlaß vom 
49. September d. G., dag neue Maaß und Gewicht bes 
treffend, zu erwiedern, daß fie Anftand nehme, dem 
erften Ihrer beyden Befchlüffe, fo wie.er gefaßt iſt, bei⸗ 
zutreten. | 

Erftlich, weil bie vorgefchlagene Commiſſion nicht 

anz verfaflungsmäßig zu ſeyn fcheint, indem das land⸗ 
Banbifche Edift, und die daffelbe ergänzenden Gefege fols 
cher, aus Mitgliedern der Staatsregierung und der Stäns 
deverfammlung zufammen gejegter berathender, Kommifjios 
nen nicht nur nicht Erwähnung thun, fondern auch bie 
Vorbereitung aller Vorfchläge der Kammern mit Ber 
ſtimmtheit an einen der drey Ausſchuͤſſe derfelben verwei⸗ 
fen. Zweytens, weil die ganz verfchiedenartigen Anfichten, 
Die fid) in einer fo zahlreichen Sommiffion finden würden, 
fchwerlich in Furzer Zeit zu einem Refultate führen oder 
Die Bearbeitung des Gegenftandes erleichtern dürften. 

Die erfte Kammer bat es daher für beffer gehalten, 
daß die Stände ſich über beftimmte, der Staateregierung 
zu machende, und dann: von diefer zu prüfende, Bors 
fchläge vereinigen möchten, und fie glaubt, daß es der 
Lage der Dinge und allen gegründeten Wuͤnſchen entfpres 
den würde, wenn man die Staatsregierung für den Fall, 
daß der, den bier durch Bevollmaͤchtigte in einem Con⸗ 
greffe vereinigten Regierungen bereits gemachte Vorſchlag 
zu einem für ganz Shddeutfchland einzuführenden gleichen 
Maaße und Gewichte nicht das gewünfchte Nefultat her⸗ 


4* 
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bey führen follte, um: Borlegung eined Gefegesentwurfs 
erfuchte,, durch welchen 
1.) bad durd die Verordnung vom 10, December 
1817 eingeführte Maaß und Gewicht für das der Negies 
rung erflärt, und in allen von ihr ausgehenden, und auf 
fie Bezug habenden, Verwaltungs » Maaßregeln für das 
allein gejetliche, neben demfelben aber 
2.) die bisher uͤblichen Maaße und Gewichte für den 
inneren Verfehr, unter Privaten fomohl als für den aus— 
wärtigen Handel, für zuläflig erklärt, und 
3.) die (von der Staateregierung felbit am zweds 
mäßigften ausgehenden) polizeylichen Beftimmungen, 
welche zu Verhuͤtung aller Betrügereyen erforderlich find, 
gegeben, zugleich aber die Foftbaren Aichanftalten und 
hodben Aichgebühren , weldye das Gefek verordnet, andere 
organifirt und refpective herabgefegt würden, 


Die Gründe, welche die erjte Kammer zu diefen Vor⸗ 
fchlägen führen, find folgende: 


a) Es ift einleuchtend, daß jede Regierung, fobald 
Berfchiedenheit der Maaße im Lande obmaltet, das Ih—⸗ 
rige Cgleichviel welches) haben müfle, und die Erfahrung 
zeigt, daß man fat in allen Staaten dieſes Beduͤrfniß 
gefühlt babe. Vor allen Dingen erheifcht das Gatafter 
Gleichfoͤrmigkeit des Flaͤchenmaaßes, aus mehrfachen, aber 
fo befannten Gründen, daß fie nicht erft angefuͤhrt wer 
den dürfen.  Ohnebin kann eine Veränderung des Flächen 
maaßes feine nachtheilige Folgen für den Verkehr haben; 
das Ausland fommt dabey nicht in Betracht, und Verträge 
über Grundftüfe find fo wichtig und verhaͤltnißmaͤßig ſo 
felten, daß die Fleine Mühe, das neue Maaß -eine Zeit 
lang, bis zu befferer Befanntfchaft mit demfelben, auf 
ein Älteres zu reduciren, gar nicht in Betracht kom⸗ 
men kann. ED 

Eben fo ift ed bey Laͤngenmaaßen; die Staatäregier 
rung fann nicht beym Straßenbau, bey Poſten u. f. m. 
die Stunde hier zu fo viel Klafter, dort wieder anders 
rechnen! fie fann nicht ihre Bauaccorde nach’ zeben ver 
fchiedenen Maaßen abfchliegen. So iſt es in allen Zwei 
gen der Gameralverwaltung. Welche Verwirrung entfteht 
nicht bey einer Gentralbehörde, wenn hundert Morgen 
Wald oder Ader in einem Theil des Landes nur halb fo 
viel Fläche, als in einem anderen einnehmen; bunbert 
Matter hier nur 3 fo viel Körner als dert enthalten? 


’ 
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u. f. mw. Zeit und Koften müfen auf bloße Maaßreduc⸗ 
tionen verwendet werden, obne überall Irrthuͤmer zu vers 
hüter. Hierauf beruht der VBorfchlag 1. indem die Kam⸗ 
mer annimmt, daß die- Staatsregierung -zu ihrem Maaße 
und Gewichte dasjenige am zweckmaͤßigſten wählen würde, 
welches feit mehreren Jahren fchon gefeglich beficht, auf 
defjen Einführung große Koften verwendet find, nad) mwels 
hen die Cataſter einer ganzen Provinz ſchon umgearbeitet.wurs 
den, das überdieß, auf einem mathematifchen Grunde rus 
bend, wiflenfchaftlichen Werth hat, einfach ift und durch 
"bloße Berechnung zu jeder Zeit wieder hergeſtellt wers 
den Fann. er 

b) Auf der anderen Seite hat die erfte Kammer die 
Anconvenienzen des neuen Maaßes und Gewichtes nicht 
mißfannt, welde in der zweyten Kammer gefchildert wors 
den find: und wenn auch, was ben inländifchen Verfehr 
anbetrifft, ohne Zweifel ein Theil des Widerwilleng gegen 
jene neue Ordnung auf Rechnung des Vorurtheils und 
des Anklebens an Gewohnheiten gefchrieben werden muß; 
wenn auch mehrere Stimmen fich für diefelbe erhoben und 
ganze Gorporationen das Großherzogl. Geh. Staatsmi⸗ 
nifterium um Aufrechthaltung bes Geſetzes vom 10. Des 
zember 1817 erſucht haben, fo ift doch nicht zu leugnen, 
daß der ausländifche Verkehr durch eine plößliche Veraͤn— 
derung des Maaßes und Gewichtes fehr gefährdet werden 
könne, indem derfelbe entweder ftodt, wenn fich die Aus— 
länder das neue Maaß und Gewicht nicht gefallen laſſen 
wollen, oder die Randesbewohner, wie die angeführten 
Beyſpiele zeigen, DBerluft bey deffen Fortfeßung - leiden, 
und da biefe-Rüdfiht in einem Staate, der, wie das 
Großherzogthum, mehr Grenze ald Binnenland und weit 
mehr auswärtigen als inneren Berfehr hat, doppelt wid, 
tig wird, fo bat fie die Kammer zu dem Borfchlag 2. 
geführt. Endlich 

c) verfteht es fich von felbit, daß im Falle der Ans 
nahme der beyden erfien Vorſchlaͤge mehrere polizepliche 
Beflimmungen zur Verhuͤtung von Betrügereien erforder, 
lich werden, in deren Detail man aber nicht eingehen zu 
müffen glaubt, weil fie am zwecdmäßfgiien - von der 
Staatöregierung, welder die Handhabung der Polizey 
ohnehin obliegt, ausgehen werden. Nur- der dermaligen 
fofifpieligen Aichanftalten dürfte ausbrüdlic zu erwähnen 
feyn , indem fie befonderd durch die hohen Aichgebuͤhren, 
welche zumeilen (3. B. bey Wagen) dem Werthe des zu 
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Fon ei Gegenftandes gleichtommen, Beſchwerde vers 
anlaffen. ’ | | 
Uebrigend würde bie Staatsregierung nad) diefen Vor⸗ 
ſchlaͤgen nicht gehindert fepn, die Einfichten und Erfah 
rungen einzelner Mitglieder der Stände bey Entmwerfung 
des Geſetzes zu benugen. | i | 


vum 


XLIV. 
Vortrag ded zweyten Ausfchuffes der erften Kam- 
mer der Stände, die Abänderung einiger Gtels 
len des Wahlgeſetzes betreffend; erftattet von 
dem Herrn Oberappellationd : Geriditsrath Dr. 
Arens. | | 


Sn ber zweyten Kammer der Stände find mehrere, 


auf Abänderung einiger Stellen des Wahlgeſetzes gerich⸗ 


tete, Motionen gemacht worden, von melden, wie aus 
dem Bortrage bed Ausfchuffes und den Berathungen und 
‚Beichlüffen der zweyten Kammer bervorgehet, nur zwey 
gebilligt worden find. | 

(legantur) 
Was nun den 
erften, von der zweyten Kammer gebilligten, Antrag bes 
„trifft, fo iſt nicht zu leugnen, daß es fehr wuͤnſchens—⸗ 
werth fen, die Wahlen von allem fremden Einfluffe 
frey zu erhalten. Es IAßt ſich eben fo wenig bezweifeln, 
daß das Gewinnen eines Einfluffes auf die Wahlmänner 
bey der geringen Anzahl von 10 weit leichter, als bey 
ber größeren Anzahl von 25 fey. Diejenigen, melde die 
Bearbeitung ber Bevollmächtigten oder der Wahlmänner 
verfuchen, werben vorzüglich die Gefahr, entdeckt zu wers 
den, zu fürchten haben, und biefe Gefahr wirb mit jes 
dem Manne, den fie mehr zu gewinnen haben, fidh vers 
groͤßern; fie werden dadurch von felbft von Werfuchen 
diefer Art abgehalten werden und zwar um fo mehr, als 
ed anund für ſich fchon ſchwerer ift, einer arößeren Anzahl 
von Menfchen einen und denfelben Sinn einzuflößen. 
88 gibt aber auch noch eine andere Seite, von: wels 
her die Vermehrung der Wahlmänner wünfchenswerth er 
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ſcheint. In allen Wahlbezirfen bat man: ſich burdy bie 
Ermwählung zum Wahlmann fehr geehrt: gefühl. Wird 
es nun in der Zufunft gefeglicdh möglich werben, daß Dies. 
ſes Zufrauen einer größeren Anzahl von Männern ger 
ſchenkt werden kann; fo wird dadurch auch in mehreren 
Männern ein erhböhetes vaterländifches Intereſſe anges 
vegt werden, was in einem conflitutionelen Staate nur 
erfreulich und von guten Folgen feyn fann. | 
Ob nun aber die Zahl der Wahlmänner gerade bis 
auf 25 zu erhöhen fey, darüber laͤßt fich mit entfcheiden» 
den Gründen nichts beftimmen. Man kann hier nur von 
dem reden, was wahrſcheinlich das zmwedgemäßere 
fey, und bier ſcheint dann wirklich die Zahl von-25 mit 
ber Population in den Wahlbezirfen in einem nicht uns 
paſſenden Verhältniffe zu ſtehen, zugleich. aber auch für 
den Zweck genügend zu feyn, der durch die Vergrößerung 
der Anzahı von Wahlmännern erreicht werden fol. | 
Der Ausfchuß ift daher der Meinung, dem Befchluffe 
der zwepten Kammer beyzutreten, als es ohnehin auf eine 
Art von Wilführlichfeit hinausgehen würde, wenn man 
bloß in der Zahl von dem Antrage der zweyten Sams 
mer abweichen wollte. Noch weit triftigere Gründe ſchei⸗ 
nen für den SIR De 
zweyten Beichluß der Kammer: daß e8 feinem ges 
wählten Staatsdiener freiftehen fol, die auf ihn gefallene 
Wahl willführlich abzulehnen, vorhanden zu feyn. 
Man muß bier nothwendig von dem Princip auds 
geben: es gehört in einem conftitutionellen Staate zu den 
wefentlichften und vorzuͤglichſten Bürgerpflichten, an ber 
Beratbung des allgemeinen Staatswohls auf den Landta⸗ 
nen Theil zu nehmen, fobald er nach Verſchiedenheit der 
Falle durch das Geſetz, den Willen des Fürften, oder die 
Wahl des Bolfes zu diefen Berathungen gerufen wird, 
‚Geht man von biefem Princip “aus, fo iſt fein 
Grund IH erfinden, aus welchem der Staatsdiener auf 
ein willkuͤhrliches Ablehnungsrecht Anfprüche machen Fönnte, 
— Es ſcheint gerade umgekehrt für die Annahme ber 
Wahl bey ihm darum noch ein Grund mehr einzutreten, 
weil ibm ald Staatebeamten eine erhoͤhete Pflicht obs 
liegt, für das allgemeine Befte fo oft thätig zu feyn, als 
fih ihm eine Gelegenheit dazu barbietet, 
Man kann biergegen auch nicht einwenden, baß er 
durch die Pflichten, die ibm das Staatsamt auflege, - an 
der Ausübung ber ihm als Deputirten aufliegenden Ber» 
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Bindlichketten gehindert werbe. — Ob er nämlich für den 
Staatsdienſt in dem Augenblide unentbehrlicy ſey? daruͤ⸗ 
ber ftehet nicht ihm, fondern nur der Staatsregierung, 
ein competented Urtheil zu. Ertheilt ihm nun die Staates 
regierung den Urlaub, befien jeder gemählte Staatsdiener 
nach dem Art. 14 ded Wahlgefeges bedarf, fo ftehet er 
dadurch jedem andern Staatsbürger völlig gleich, ohne 
bag in feinem - Staatsamte ein weiterer Grund der Abs 
lehnung der auf ihn gefallenen Wahl enthalten feyn kann. 

Der Ausfhuß hat daher Fein Bedenken, auch bier 
darauf anzutragen, daß die erftie Kammer ſich dem Bes 
fhluffe der zweyten Kammer anfchließen möge. 

Diefer ‚Befchluß alein ſcheint indeffen fir den Zweck, 
der durch ihn beabfichrigt wird, nicht zu genügen. Der 
Zweck dieſes Beſchluſſes ift zunaͤchſt wohl nur eine vers 
nuͤnftige Sleichftelung des Staatsbeamten mit den übris 
gen Staatsbürgern,, fo weit von der Verbindlichkeit, die 
Wahl zum Deputirten anzunehmen, die Rede ift, mittels 
bar au, die Landtäge gegen Unvollzähligfeit und gegen 
willkuͤhrliche Verringerung feiner Mitglieder zu fichern. 

Der bloße Ausſpruch? daß. der Staatsbeamte die Wahl 
nicht ablehnen dürfe, wird noch feine binlängliche Sicher, 
heit gewähren, daß er fie ‚Defleningeachtet nicht wirklich 
ablehne. Der Staat wirb weder ihn, noch jeden ande 
ren nicht im Stantsdienfte fiehenden Staatsbürger, 
manu militari in die Verſammlung führen laſſen, und 
e8 wird, fo lange nicht an die Nichterfüllung diefer Bürs 

erpflicht ein ſich von ſelbſt realifirendes Praͤjudiz ger 
.Inüpft wird, immer von dem guten Willen und der Laune 
bed Gewaͤblten abhängen, ob er auf dem Landtage er 
fheinen, und bie zu feinem Ende auf demfelben anwe⸗ 
fend bleiben will, oder nicht? Es wird der Faction, des 
ren Entftehen immer möglich bleibt, gelingen Fönnen, das 
Zuftandefommen eines Landtags zu verhüten, und einen 
gu Stande gekommenen wieder zu fprengen. Es wird 
urch dergleichen Grfcheinungen immer möglich bleiben, 
zum Nachtheil des Staates auf die Opinion der Menge 
einzuwirfen, und Auftritte hervorzurufen, die das gegen? 
feitige Vertrauen bed Fürften und des Volkes trüben oder 
gar erfchättern. Darum fcheint es eines weiteren Ans 
trage dahin zu bedürfen: daß ein Jeder, welcher durch 
bas Gefeg, den Willen bes Fuͤrſten, oder bie Wahl zum 
Mitgliede einer ber beyden Kammern berufen, wegen 
Nichterfüllung feiner Verbindlichkeit, auf dem Lanbtage 
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zu erſcheinen, ‚oder auf bemfelben bis zu Ende anmefend 
zu bleiben, feines Staatsbuͤrgerrechts für verluflig ers 
Härt werden. möge. — 

Indem der Ausſchuß auf eine ſolche Beſtimmung ans 
zutragen ſich durch die, in Vorſchlag gekommene, Abaͤn⸗ 
derung des 13ten Artikels der Wahlordnung veranlaßt 
gefunden hat, iſt er jedoch der Meinung, daß dieſer Zu⸗ 
Fan nicht zu diefem Artifel, fondern an irgend einem ans 
deren paflenden Orte der zu entwerfenden Verfaflungsurs 
Zunde aufgenommen werden möge, weil er ſich nicht auf 
die gewählten Mitglieder der zweyten Kammer befchränft, 
fondern die gebornen und ernannten Mitglieder ber erſten 
Kammer zugleich mitumfaßt. Zr ' 





XLV. 


Vortrag des zweyten Ausſchuſſes die Motion wegen 

BVerbefferung des Schulwefend betreffend; ers 

ſtattet von dem Herrn geiftlichen Geheimenrath 
Dr. Schmidt. | | 


* 


88 ift in der zweyten Kammer die Berbefferung bed 
Schulweſens zur Sprache gekommen. 

Die Wichtigfeit des Gegenftandes iſt allgemein: aners 
kannt, und Referent hält ed daher für unnöthig , hierbey 
zu verweilen. Es fcheint ihm vielmehr fachgemäß, for 
gleich auf dasjenige aufmerkſam zu machen, worauf es 
bier hauptſaͤchlich ankommt. 

Wenn der Schulunterricht verbeffert werben fol, ſo 
iſt erforderlich, daß tuͤchtige Lehrer angeſtellt werden. 
Dieß kann aber nur dann geſchehen, wenn hinreichende 
Befoldungen für diefelben ausgefegt find. So lange noch 
die Möglichkeit bleibt, daß ein. Schullehrer fein Amt nies 
derlege, um die einträglichere Stelle eines Viehhirten zu 
übernehmen, Cdiefer Fall ift im ber Provinz Dberheffen 
vorgefommen,) fo lange muß bie Berbefierung des Schul» 
weſens zunaͤchſt von der Verbeſſerung ber Befoldungen 
ausgehen. 
Da in den Verhandlungen ber —— Kammer die 
Provinz Oberheſſen als diejenige bezeichnet iſt, in welcher 
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noch am meiften zu wuͤnſchen fey, fo erlaubt ſich Referent, 
einige nähere Data anzugeben. 

‚ Er erinnert zuvor, daß in dem benachbarten Herzogs 
thum Naſſau die Befoldung eines Schullehrers auf dreys 
hundert bis fünfhundere Gulden beftimmt ift. 

Die Provinz Oberheffen bat 511 Schulen. Unter 
diefen find nur 148, wo die Bejoldung mehr ald zwey» 
hundert Gulden beträgt, und nur 30, mo diefelbe die Summe 
von dreyhundert Gulden überfteigt 

a übrigen 363 verhält es fich folgendermaßen. 
8 find 
. a) Schulen, wo die Befoldung 50 fl. oder 


weniger beträgt. . .. 54 
b) Schulen, wo he Seſoidung zwiſchen 51 
und 100 fl. ft 94 
ce) Schulen, wo ie Befoldung zwiſchen 101 
und 150 fl. fteht 111 

d) Schulen, wo bie Befoldung —* 1 
und 200 fl. fleht 104 
Simma 363 


Hierzu fommen dann 
e) Schulen, wo die Befoldung zwifchen 901 
und 250 fl. fteht 6 

Mollte man fämmtliche Schulen auf eine 
Befoldung von 300 fl. bringen, fo wäre mins- 
deſtens erforderlich fir jede Schule unter a) eine 

Zulage von 250 fl. folglich . : . 43500 fl. 
für jede Schule unter b) eine 

Zulage von 200 fl. folglich . . 1838800 — 
für jede Schule unter c) eine 

Zulage von 150 fl. folglich . . . 416650 — 
für jede. Schule unter d) eine | 

Zulage von 100 fl. folglich . 10100 — 
för jede Schule unter e) eine 
Zulage von 50 fl. fldich .» 0... 350 — 


Diefes beträgt zufammen 62800 fl. 

Hierzu kommt, daß noch an vielen Orten und zwar 

meift da, wo die geringften Befoldungen find, es ned 
an beſondern Schulhaͤuſern fehlt. 

Die Provinz Starkenburg bietet einen erfreulicheren 

Anblick dar. Aber in der Provinz Rbeinheſſen duͤrften 


fih bey einer näheren Unterfuhung ähnliche N 
bervorftellen. 
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"Daß ber: Staatöregierung dieſer Gegenftand nicht 
entgangen ift, dafür fpricht ſchon das, daß vor ungefähr 
18 Sahren für die Provinz Oberheffen ein eigener Schuß 
fonds errichtet worden ift, der die Beſtimmung bat, die 
geringen Schulftellen zu verbeffern. Die hierüber geführs 
ten Rechnungen können darthun, daß feitdem wirflich. eine 
beträchtliche Anzahl von Schulftellen verbeffert worden. 
Es find aufferdem auch an manchen Orten: neue Schuls 
häufer erbaut worden, und es würde unftreitig in dieſer 
Hinficht mehr gefchehen feyn, wenn die Zeiten des Kriege 
wenigere Hinderniffe in den Weg geftellt hätten. — 

Dem Berichtserſtatter in der zweyten Kammer muß 

ed nachgeſehen werden, wenn ihm manches entgangen iſt. 
Er gehört nicht bloß erft feit einigen Sahren dem Groß» 
berzogtbum an, fondern es. ift auch der Fall, daß nur 
ftandesherrliche Gebiete feinem Gefichtöfreife näber —— 
Sn den ſtandesherrrlichen Gebieten konnte aber hinſichilich 
des Schulweſens beynahe nichts geſchehen, fo lange die Vers 
haͤltniſſe der Standesherren nicht näher beſtimmt, ſo lange die 
Grenzlinie zwiſchen den Wirkungskreiſen der ſtandesherr⸗ 
lichen Conſiſtorien und der Großherzogl. Behörden nicht 
fchärfer gezogen waren. Auf ähnliche Weife muß ſich Res 
ferent auch manche in der zweyten Kammer vorgefommene 
Aeufferungen über das proteftantifche Schullehrerfeminar 
zu Friedberg erklären. . Diefe Anftalt hat ihren Anfang 
am Tage nad) dem Reformationsfeſt, am 1. November 
‚1817 genommen. Gie befteht alfo erft drey Sabre. 
Ueberbieß ift fie dermalen noch im Werden begriffen Bon 
den drey Lehrerfiellen tft die eine noch immer unbefekt. 
Auch hat das für diefelbe erforderliche Locale derfelben 
noch nicht ganz eingeräumt werden fünnen. Es möchte 
daher auf jeden Fall noch zu frühe feyn, um über biefe 
Anftalt abzufprechen. 
Die Anträge der zweyten Kammer find folgende: 
| “ (legantur ) 

So fehr Referent darin der zweyten Kammer bey« 
ftimmt, daß die Sorge für die Verbeflerung des Schuls 
mefend ber Staatsregierung dringend zu empfehlen fey, 
fo wenig fann er fich der Hoffnung hingeben, daß durch 
Niederfegung eigens hierzu beftimmter Gommiflionen dem 
Ziele um ein bedeutendes näher werbe gerückt: werden, 
indem er die Beforaniß nicht entfernen kann, daß es die- 
fen Commiffionen nicht möglich feyn werde, neue, bisher 
unbeachtet gebliebene, Hülföquellen zur Erböbung der. ges 
ringen Schulbefoldungen ausfindig zu machen. 
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Die geiftlihen Fonds, die bier zunähft in’s 
Auge gefaßt werben müflen, find in der Provinz Ober⸗ 
befien meift erfchöpft. Die Provinz Rheinheſſen bat des 
ren nur wenige. In der Provinz Starfenburg find Dies 
felben vermoͤgender; bier ift aber auch das Beduͤrfniß mes 
niger bringend. Hiermit ſoll übrigens nicht, geläugnet 
werden, daß an manchen Drten dieſe Fonds allerdings 
zur Verbefferung der Schulbefpldungen zugezogen. wers 
den koͤnnen. | 

Daß bie Stantscaffe beytrage zur Verbefferung 
ber Schulbefoldungen, iſt hoͤchſt wuͤnſchenswerth. Ein Blick 
auf Dad Budget nörhigt jedoch, ſich in dieſer Hinficht nur 
gemäßigten Hoffnungen zu überlaffen. — 

Es muß daher das Vermoͤgen der Gemeinden 
vorzüglich in Betracht gezogen werben. In dem gegen⸗ 
märtigen Augenblick find freilich ‚die meiften Gemeinden 
noch mit ſchweren Schulden belaftet. Es läßt fich aber 
boffen, daß in Zeiten des Friedens, bey verbeflertem Haus⸗ 
halt, ſich von diefer Seite günftigere Augfichten eröffnen 
werden. Es möchte ſich hieraus ergeben, daß die DVerbefr 
ferung der Echulen von einer forgfältigen Benugung der \ 
örtlichen und uͤbrigen befonderen Berhältniffe abhängen 
muß, — daß es bier vorzüglich darauf anfommt, bey je, 
der Schule den günftigen Zeitpunkt zu beobachten, und 
bie ſich gerade darbietenden Gelegenheiten zu ergreifen. 

Es bedarf daher für diefen Zwed einer ſtets fortwaͤh⸗ 

renden , nie ermüdenden, Aufmerkſamkeit, — aljo einer 
oder einiger ftändiger Behörden. 
. Kine über das ganze Großherzogthum ausgedehnte, 
unter dem Geheimen Staatsminifterium ftehende, Behörde 
erfcheint bier weniger augemeffen, da zmifchen den drey 
Provinzen eine zu große Verfchiedenheit eintritt, und die 
das Ganze befaffende, und zur Einheit binfeitende, Aufs 
fiht fchon in dem Geheimen Staatsminifterium Tiegt. 
Vielmehr ift ed entfpredyender, wenn jede Provinz ihre 
eigene Behörde bat. | 

Ale, bey Verbefferung des Schulmelens in Betracht 
fommende, Gegenftände liegen nach der dermaligen Drgas 
nifation theils im Gefchäftskreis der Kirchen» und Schuls 
raths⸗Collegien, theils im Gefchäftskreis. der Regierungs⸗ 
Gollegien. Jede der Provinzen DOberbeffen und Starfens 
burg hat ſowohl ein Kirchen- und Schulraths⸗Collegium, 
wie ein Regierungs⸗Collegium; nur die Provinz Rheins 
befien hat bloß ein Regierungs-Collegium; aber es ift ber 
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Wunfc vieler dortiger Geiftlihen, daß in biefer Hinficht 
eine Abänderung eintreten möge. Ä ' 
Hinfichtlich der Provinzen Oberheſſen und Startens 
burg kann daher Referent das Bedürfniß der Errichtung 
einer neuen Behörde nicht anerkennen, ob er gleich gerne 
einräumen will, daß durch einige Mopdificationen der Ors 
ganifation wer beftehenden Behörden der Zwed der Bers 
befferung des Schulweſens noch unterflüßt werden Fönnte, 
Es mag wohl der Fall ſeyn, daß die Kirchen» und Schuls 
raths⸗Collegien oft zu ſehr mit Gefchäften anderer Art 
belaftet find. Es mag feyn, daß den Negierungs-Colles 
gien das Schulwefen zu weit aus dem Auge entrüct ift. 
Diefen Mängeln dürfte aber leicht abgeholfen werden fünnen. 
Referent weiß, daß die höchfte Staatöbehörde die 
zweckmaͤßigere Organifation ter Kirchen» und Schulrathas 
Eollegien, und namentlich auch die Annäherung derfelben 
an die Regierungs⸗Collegien, dermalen bereits wirflih in 
Berathung gezogen bat. Er hält ed darum für unnöthig, 
bier in das Nähere einzugehen. Er fchlägt daher vor 
darauf anzutragen, daß die erfte Kammer den Anträgen 
der zweyten dahin beptrete, 
„daß der Staatsregierung bie. Verbefferung des Schule 
weſens mit Berücfichtigung der in beyden Kammern 
gemachten Bemerkungen angelegentlich zu empfehlen fey’’ 
ed übrigens dem Ermeſſen der zweyten Kammer überlaffe, 
ob das Budget einen Beytrag für dieſen Zweck verftatte, 


wumunvwunny 
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Antrag, die Aufſtellung eines Etats über das Kir— 
chenvermoͤgen betreffend; erſtattet von dem 
Herrn Freyherrn von Wieſen huͤtten. 


Die Berathung uͤber die Verbeſſerung der Gehalte der 
Schullehrer fuͤhrt auf einen gleich intereſſanten, nahe 
damit verwandten, Gegenſtand, naͤmlich auf die Frage: 
ob es nicht moͤglich ſey, eine zweckmaͤßige Gleichſtellung 
der Gehalte der Geiſtlichen uͤberhaupt zu erwirken, und 

ob nicht vielleicht auch auf dieſem Wege der Wunſch, die 
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Exiſtenz der Schullehrer zu verbeffern, wenigflend einiger, 
maßen, erreicht werden koͤnnte? he 

Zu diefem Zwed iſt eine moͤglichſt vollftändige Ueber, 
fiht des gefammten: Kirchenvermoͤgens — wenigſtens in 
den beyden dieſſeits rheinifchen Provinzen des Großherzog 
thums, — mit genauer Bezeichnung feiner Beftimmungen 
und Zwecke erforderlich. Und ich trage daher darauf an, die 
hohe Staatsregierung zu erfudhen: eine folche Ueberficht 
verfertigen zu laſſen, biernächft über die in Antrag ges 
brachten Fragen Berathungen anzuftellen, und deren Res 
fultate dem nächiten Landtag gefälligft vorlegen zu laſſen. 
Sollte aber auch felbft aus diefen Etats die dermalen ins 
tendirte Abficht als nicht erreichbar fich darftellen, welches 
jedoch kaum zu glauben ift, fo würde in jedem Fall feine 
unnöthige Arbeit veranlaßt; es würde vielmehr eine Lücke 
in dem Staatsinventario hierdurch ausgefült, und viels 
leicht fonftige nügliche Seen erweckt werben. 


ana 
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Vortrag des zweyten Ausſchuſſes uͤber den Antrag, 
die Aufſtellung eines Etats uͤber das Kirchen— 
vermoͤgen betreffend; erſtattet von dem Herrn 

geiſtlichen Geheimenrath Dr. Schmidt. 


Von des Freyherrn von Wieſenhuͤtten Excellenz iſt 
folgender Antrag gemacht worden. | 
(legatur 

Diefer Antrag bezieht fich zunaͤchſt auf die Verbeſſe— 
rung der Pfarrbefoldungen. Die Kammer bat in dem Aus 
genblict Feine befondere DVeranlaffung, fi mit dieſem 
Gegenftande zu befchäftigen. Sie wird bdiefelbe jedoch, 
vielleicht in Kurzem, erhalten, da wie aus den gedructen 
Verhandlungen erfehen werden fann, in der zweyten 
Kammer bereits eine, auch diefen "Gegenftand betreffende, 
Motion gemacht worden if. Da ohnehin die Sadje vor 
dem naͤchſten Landtage nicht in nähere Berathung fommen 
fann, fo möchte es am angemeffenften feyn, den Antrag 
vor der Hand zurüczulegen und alsdann, wenn die in 
der zweyten Kammer gemachte Motion befondere Verans | 
lafjung hierzu gibt, wieder zu reproduciren. 


suwnm.„.m 
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Vortrag des zweyten Ausſchuſſes über Das Aus— 
wanderungsgeſetz; erſtattet von dem Herrn 
Geheimen Staatsrath von Wreden. 


Aus der Verleſung deſſen, was uͤber den obenbe— 
nannten Gegenſtand in der zweyten Kammer verhandelt 
worden tft, ergibt ſich, daß beyde Kammern im Weſent— 
lichen einverſtanden ſind; daß aber hinſichtlich der Frage: 
ob auch den Soͤhnen der Auswandernden, wenn jene 
wirkliche Kriegsdienſte leiſten, die Auswanderung mit 
den Eltern zu verſtatten ſey? die zweyte Kammer auf 
ihrem fruͤheren Antrag beſtehe. Sie erklaͤrt naͤmlich, daß 
ſie in den dieſſeitigen Aeuſſerungen keine Gruͤnde finde, 
ihre fruͤhere Meinung zu ändern, Eben daſſelbe duͤrfte 
wohl auch der Fall bey der erſten Kammer ſeyn. Auch 
fie dürfte in den, von ber zweyten Kammer angeführten, 
Argumenten feinen zureichenden Grund entdedfen, um 
von ihren früheren Anfichten abzugeben. 

Da indeſſen-es fich nicht in Abrede ftellen laͤßt, daß 
ſich viel für und viel gegen jede der beyden Statt gefuns 
denen Aufichten fagen läßt — da bie Sache felbft von 
nicht gar großer Wichtigkeit ift — da die zweyte Kam⸗ 
mer für ben Fall, daß die erfte bey ihrem früheren Bes 
fehluffe beharren ſollte, fich nachzugeben bereit erklärt hat 
— ſo wäre meines Erachtens von aller weiteren Discufs 
fion um fo mehr zu abftrahiren, ale nur fonften der von 
dem GefeggebungssAusfchuß der zweyten Kammer aufges 
flellte Grundſatz: Ä 

„daß dem Regenten, wenn bad neue Refrutirungsgefeß zu 

Stande fommt, fein Dispoſitionsrecht mehr zuſtehe“ 
vielleicht zu neuen, ber Fünftigen Gefeggebung vorgrets 
fenden, Erörterungen führen Fönnte. 

Nach dem Dafürhalten bed dieſſeitigen Ausſchuſſes 
wäre daher über obige Gontroverfe, und wohl auch Gontros 
vers bleibende Frage weiter nichts mehr zu fagen, fondern 
dem eventuellen Antrage der zwepten Kammer der 
bieffeitige Beifall zu geben. | 

Es fragt ſich demnach nur noch, ob bie weiteren, 
diefem Antrage beygefügten Beftimmungen : 
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a) daß ben, im wirklichen Kriegsdienfte ftehenden, 
‚Söhnen der Auswandernden die Verbindlichkeit verbleibe, 

ihre Dienfizeit auszuhalten, — und daß 
b) bie auswandernden Eltern verbunben feyen, zur 


Verfiherung der Dienfitreue ihrer Söhne den Betrag ber | 


Einftandsfumme für einen Stellvertreter oder den Betrag 
bes Erbiheild, falls diefer den Betrag der Einftandefumme 
nicht erreicht, als Caution im Lande zurüczulaffen, 
in bad Gefeß aufzunehmen feyen? . 
Beydes ſcheint unbedenklich. 
Erſteres: weil es ſich ohnehin verſteht, daß jeder 
Dienſtpflichtige feine Dienſtzeit aushalten muͤſſe und burch 


dieſe allgemeine Faſſung das Dispenſationsrecht des Regen⸗ 


ten nicht ausgeſchloſſen iſt — und das letzte: 
weil es Folge des erſteren — Buͤrgſchaft fuͤr die zu erfuͤl⸗ 
lende Pflicht — iſt. 
Nach dieſen Praͤmiſſen findet der Ausſchuß keinen Ans 
ſtand, dem letzten eventuellen Antrage der zweyten Kammer 


unbedingt beyzutreten. | 7 


A— 


XLIX. 


Vortrag des zweyten Ausſchuſſes uͤber den in der 
zweyten Kammer gemachten, die perſoͤnliche Frei⸗ 
heit und Sicherheit betreffenden, Antrag; erftattet 
‚von dem Herrn Oberappellationsgerichtsrath Dr. 
Arens. 


In der zweyten Sammer der Stände hat ber Abg. 
Freiherr v. Gagern ben Antrag gemacht: daß die Staates 
-regierung erſucht werben möge, den Ständen den Entwurf 
‘eines Geſetzes über perfönliche Freiheit und Sicherheit vors 
zulegen. (leg. der Antrag.) 
Diefer Antrag bat, wie aus dem Vortrage bed Aus⸗ 
fchuffes der zmeyten Kammer 
Cleg. der Vortrag) | 
hervorgeht, auch die Billigung der Kammer erhalten, vo 
welcher der hierüber gefaßte Befchluß der erfien Kammer 
mitgetheilt worden ift. — 
Der zweyte Ausſchuß der erſten Kammer theilt, ſoweit 
von dem Wunſche, daß die Formen und Bedingungen der 
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Verhaftungen, fo genau ald möglich, gefeglich beſtimmt 
werben mögen, die Rebe ift, ganz die Anſichten der zweyten 
Kammer und ihres Ausfchufles; weil er überzeugt it, daß 
unfere. gegenwärtige Gefeßgebung dieſen Gegenftand nicht fo 
beſtimmt und erfchöpfend, als er es verdient, behandelt, 
daß diefelbe mithin einer Revifion fehr nöthig bedarf. 

Er kann fich aber nicht überzeugen, daß gerade alle 
Punkte, die nad ber Meinung des Ausfchuffes und dem 
Beichluffe ber zweyten Kammer der Staatsregierung zur 
Berudfihtigung bey Entwerfung des Gefepes empfohlen: 
werben follen, dieſe Berüdfichtigung auch wirklich verdie⸗ 
sen. Denn Ä 

1.) dürfte es nicht raͤthlich ſeyn, zu verorbnen, daß 
ber Verhaftete nur vor feinen ordentlichen Richter ges 
ftellt werben fol; weil ed dann Fälle geben fönnte, in wels 
chen der Verhaftete entweder gar feinen Nichter hätte, oder 
fein Urtheil von einem, für oder gegen ihn ypartheiifchen, 
Richter zu erwarten hätte. Denft man nämlich 5.8. an 
die nicht felten vorfommenden Gründe, die eine Perhorres⸗ 
cenz des ordentlichen Richterd oder eine Delegation recht⸗ 
fertigen, fo wird ſich von felbft ergeben, daß für das von 
dem Ausfchuffe unter Nr. 3 gebraudite Wort ordentlis | 
ber, gefeglidher zu fubltituiren ſeyn bürfte. j 
2) Unter Rr. 5 ded Vortrags wird auch darüber: 

„wie lange die geheime Verwahrung dauern könne‘ 
eine .Beftimmung verlangt. Diejed Berlangen: fest von 
felbft die Möglichkeit, daß geheime Verbaftungen und Vers 
wahrungen Statt finden fönnen, voraus. Diefe Möglich: 
keit war als eine geſetzliche in Heflen bisher unbekannt 
und man würde daher die Staatöregierung, wenn. man fie 
erfuchen wollte, die Dauer ber geheimen Verwahrung zu . 
beftimmen, per indirectum ‘auffordern, eine Einrichtung 
einzuführen, mit. welcher wegen bes möglicherweife aus ihre 
bervorgehenden Mißbrauche der Zweck, der durch die neue 
Gefeßgebung erreicht werben folle, auf das auffallendfte 
contraftirt. Ä | 

3.) Scheint die unter Nr. 6 in Antrag gebrachte Bes 
ſtimmung: 

„in welchen Tages ſtunden die Verhaftung in der 

Wohnung vor ſich gehen moͤge“ 
der großen Schwierigkeit unterworfen zu ſeyn, daß ſich 
Verbrecher mitunter bey Tage in ihrer Wohnung nicht 
betreten laſſen werden. Soll in ſolchen Faͤllen die Nacht 
ihre Wohnung zur Freiſtaͤtte machen? Der Ausſchuß iſt 
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fönnen. 


— 
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zwar barin einverftanben, daß man gegen den zu Verhafs 
tenden fo. fihonend, als nur immer möglich, zu Werfe ges 
ben und die Verhaftung fo wenig ald thunlich, ruheftörend 


machen möge; allein davon Fann. er fi) nicht überzeugen, 
daß die Berhaftungen in der Wohnung nur zu gemwiffen 


Stunden des Tages redtlid moͤglich ſeyn follen. 
Unter den Gründen, melde ed. als wiünfchenswerth 
barftellen, daß die Formen und: Bedingungen der Verhafs 


‚tungen möglichit genau beftimmt werden mögen, ift unftreis 


tig auch der fehr wichtig, welchen der Ausſchuß der zweyten 

Kammer dahin anführt: — 
„Politiſche Leidenſchaft kann ſo wach werden, die Gruͤnde 
der Sorge und der Geheimhaltung koͤnnen ſo ſcheinbar 
ſich darſiellen, daß fie ſich wohl mit dem Mantel ber 
Pflicht wahr oder falfch bededen laffen, womit die pers 
fonliche Freiheit der Sudividuen zu fehr im das Spiel 
fommt. — | | — 

Es laͤßt ſich naͤmlich nicht verkennen, daß in einem 
neuen, die Formen und Bedingungen der Verhaftungen 
genau beſtimmenden, Geſetze den Fehlgriffen der politiſchen 
Leidenſchaft ein ſichernder Damm entgegen geſtellt werden 
muͤſſe. Es reihet ſich aber auch an den hierdurch zu errei⸗ 
chenden Zweck von ſelbſt die Frage an ob es nicht noch 
eines andern Mitteld gegen diefe Fehlgriffe der Leidenfchaft 
bedürfe? _ 2 — 

Dieſe Frage wird nur bejahend beantwortet werden 


Von der politiſchen Leidenſchaft der Regierung wird 


‚für die Sicherheit der Perfonen erft dann nichts mehr zu _ 
befürchten feyn, wenn die Regierung in den beftehenden / 


Strafgefegen gegen die Verfuche einer, gegen fie oder den 
Staat gerichteten, SsMegalität eine hinlängliche Buͤrgſchaft 
hat; wenn fie gewiß ift, daß jedes Verbrechen, was gegen 
thr Leben oder gegen ihre gefeßliche Wirkſamkeit gerichtet iſt, 
in dem flaren, deutlihen, und alle mögliden 
Fälle erfhöpfenden Geſetze feinen Richter finden 


> werde und wenn fie weiß, baß fie nicht bloß dem ſchwanken⸗ 


ben richterlichen Ermeflen, was felbft von Leidenfchaft geleis 


ı tet feyn kann, abhängig fey. 


So lange die Regierung diefe Gewißheit nicht bat, 


- werben. Beforgniffe und Leidenfchaften und aus ihnen hers 


vorgehende Mißgriffe nie ganz vermieden werden. Unſere 
gegenwärtige Gefeßgebung bietet aber Feine ſolche Gewißheit 
dar. Sie iſt auf der einen Seite zum Theile zu hart und 


Y 
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graufam, wie das in Anfehımg bes Hochverraths der Fall 


it, während. fie auf der anderen Geite fohmwanfend und une . 


beſtimmt iſt. So ift ed nameutlicd bis zu diefer Stunde 
noch nicht einmal unter den Griminaliften ausgemacht: ob 
für den Begriff des Hochverraths jeder auch noch fo ent: 
fernte Conat genüge, oder ob dazu das Dafeyn einer, 
wirkliche Gefhpr begrümdenden, Handlung oder gar bie 
Vollendung des Verbrechens ſelbſt gehöre ? | 

-  Unfere Gefege fegen auf die Kichtbefolgung obrigkeit⸗ 
licher Befehle, auf das Verbrechen der Aufiwiegelung ‚. des 
Aufruhre, des Auflaufs ꝛc., obgleich fie fie im Allgemeinen 
für ftrafbar erklären, eben fo wenig eine bejtimmte Strafe, 
als fie diefes hinfichtlich ded Verbrechens der belcidigten ' 
Majeftät-thun. . 

Der Ausschuß ift daher einftimmig der Ueberzeugung : 

‚daß derfelbe Grund, weicher die zweyte Kammer beftimmt 
babe, bie Staatsregierung um ein, die. Formen und Bes 
dingungen ber Verhaftungen beftimmendes, Gefeg zu erfur 
chen, fie auch beflimmen werde, auf eine neue, die einzels. 
nen Arten und Grabe ber politischen Verbrechen bedrohende, 
erichöpfende Gefeßgebung anzutragen und das zwar um fo 
' mehr, als ein conftitutioneller Staat ein doppeltes Intereſſe 
bat, daß feine Eriftenz und feine Ruhe in feinem Momente 
gefährdet werde. Ä 





mw 


L. 


Vortrag des dritten Ausfhuffes, die Befreiungen von 
Frohnden betr.z - erftattet von dem Herrn Geb. 
Staatsrath v. Wreden. 


\ 


EN 


Der Grundfaß, welcher dem Befchluffe der zweyten 
Kammer zum Grunde liegt: 

„daß ber, welcher in der Gemeinde gleiche Nutzungen und 
Rechte genießt, auch gleiche Laften tragen müffe” 

ift unbezweifelt und von der Staatsregierung ſchon Tängft 

ausgeſprochen. ne 

Alles, was demnach diefem Grundſatze entgegen iſt, 

kann, der Regel nach, nur als Mißbrauch angefehen werben, 

deſſen Aufhebung von der Staatsregierung mit Zuverficht 

erwartet werben darf. = 
2 


\ 
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Indeſſen laͤßt es fich nicht in Abrebe ftellen, daß für 
manche Frohndbefreiung nicht nur gefegliche Beftimmungen, 
fondern felbit Billigfeitögründe — Mehrere genießen 
dieſe Befreiung als Belohnung der, der Gemeinde ſelbſt 
geleiſteten, Dienſte, z. B. Schultheißen und Buͤrgermeiſter; 
gegen dieſe iſt wohl nichts zu erinnern. 

Bey andern ſind dieſe polizeyliche Laſten unvereinbar⸗ 
lich mit ihren Dienſtverrichtungen. So kann der, an ſeine 
Zollbude gebannte, Erheber unmöglich Botendienſte leiſien. 
Dieſem mußte wenigſtens die Moͤglichkeit gegeben werden, 
dergleichen Dienſte mit Geld abzuloͤſen, und wieder in ans 
dern Fällen würde ein Dienft ohne diefe Befreiung jeden 
Reiz verlieren, wie bey Kirchenäfteften; und in dieſem letz⸗ 
ten Falle müßte an die Stelle diefer Befreiung eine andere 
Belohnung treten. 

Doch diefe Fälle zu fondern und bie, dem an fich unbe⸗ 
zweifelten Grundſatze entgegenfiehenden, Hinderniſſe zu befeis 
tigen, ift Sache ber ein Pong ed ift von ihr zu 
erwarten, daß fie feinen diefer Fälle unberuͤckſichtigt laſſen 


werde. 

Indeſſen ſcheint ſich diefe Sache nicht zu einem beſon⸗ 
deren Gefege zu eignen, ſondern fcheint vielmehr — und fo 
ſieht e8 auch der dritte Ausfchuß der zwegten Kammer an — 
bey einer Fünftig zu erlaffenden Gemeindeordnung zu bes 
rücfichtigen zu feyn. Meiner Anficht nad) dürfte daher der 
Antrag der zweyten Kammer auc bieffeitd zu machen und 
die Staatsregierung zu erfuchen feyn: über diefen Gegen» 
ftand bey der, demnächft zu erwartenden, neuen Gemeinde, 
ordnung Verfügung zu treffen. Ä | 


XIERR 


LI. 


Vortrag des zweyten Ausſchuſſes uͤber den Bau der 
Vicinalwege; erſtattet von dem Herrn Staates 
minifter Freiherrn du Thil. 


Dem, in den Anlagen des eben verleſenen Communi⸗ 
cats der zweyten Kammer Enthaltenen, iſt wenig Weſent⸗ 
liches mehr beyzufügen. Man müßte neu in der Staats⸗ 
wirtbichaft feyn, um die Wichtigkeit des Gegenftandes zu 
mißfennen, mit welchem fich bie Motion bes Freiherrn von 


\ 
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Breidenftein befchäftigte, um nicht einzufehen‘, wie indus 
ftriele und commercielle Verbindungen, mithin der Wohls 
ftand nicht nur, fondern felbft ein Theil der geiftigen Cul⸗ 
tur der niederen Volksklaſſen von dem Zuftande ber Land⸗ 
und Waflerfiragen abbänge, wie mit einem Worte ein 
Staat, in weldem Canal» und Wegbau vernachläffigt 
find, ſchon deßwegen nie ein blühender Staat im vollen 
Sinne ded Wortes feyn kann. Indeſſen fcheint es faft, 
als hätten die Kunftftraßen, welche allerdings in dem 
Großherzogthum in einem vortrefflichen. Stande find, alle 
Kräfte und Aufmerkfamfeit fo abforbirt, daß man an bie 
Vicinalwege nicht habe denken koͤnnen; denn über den vers 
wahrloften Zuftand bderfelben in verfchiedenen Diftricten 
des Landes kann kaum je etwas geſagt werben, das übers 
trieben fey; allein es ift wirflih wahr, was in der zwey⸗ 
ten Kammer gejagt worden ift, daß die Staatsregierung 
einer Unterftätung von Seiten des Landes bedürfe, um 
ihren guten Willen in biefer Beziehung zu bethätigen, 
woran fie in ben legten 30 Jahren hauptfächlich durch bie 
Betrachtung verhindert worden ſeyn mag, daß zu große 
Kriegslaften auf den Gemeinden ruhten, als daß man den 
Wegbau zu gleicher Zeit mit Nachdruck betreiben dürfe, 
Der Gebirgsgegenden, die ohnehin gewöhnlich durch 
den Winter ifolirt werden, nicht zu gedenken, liefert einer 
der fruchtbarften Diftricte des Großherzogthums, die Wet⸗ 
terau, einen auffallenden Beweis von den nacdhrheiligen Fol⸗ 
gen fchledyter Wege, indem dieſes Fornreiche Land gerade 
in der Hauptperiode des Getreidehandels, im Spaͤtherbſte 
und Winter, von ber Concurrenz in bemfelben eine mehr 
ober weniger lange Zeit hindurch faſt ausgefchloffen wird, 
und von Auffäufern erft dann bejucht zu werben pflegt, 
wenn andere, frlbft entferntere Gegenden, in welchen der 
Transport erleichtert ift, ihren Ueberfluß fchon abgegeben 
haben. Kurz, die Sache ift fo einleuchtend, daß es nicht 
wohl einem Zweifel unterworfen feyn fann, baß die body» 
zuverehrende Kammer fich dem Befchluffe der zweyten Kam⸗ 
mer anfchließen werde; da jedoch die Staatsregierung ers 
ucht werden foll, bey. dem Entwurfe bed zu erbittenden 
efeges auf die, in der Kammer gemachten, Bemerkungen 
Rückſicht zu nehmen, fo wirb es erlaubt feyn, auch dieſ⸗ 
feits eine Meinung über die Mittel, zu guten Vicinal⸗ 
wegen zu gelangen, vorzutragen. 
Den Gemeinden liegt allerdings bie Herſtellung und 
Unterhaltung ber Bicinalwege allein od; allein, wenn auch 
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der Staat ihrem Gutfinden überlaffen fan, in welchem 
Zuftande fie die bloß zur Betreibung ded Ackerbaues dies 
nenden Wege erhalten wollen, fo ift dieſes doch bey den 
Verbindungswegen, die von Drt zu Ort führen, nicht der 
Fall, theild wegen des Intereſſe, welches das Ganze bey ihs 
rer Erhaltung bat, theils weil.die Erfahrung ehrt, daß die 
Gemeinden nicht alle in der Einſicht ihres wahren Vortheils 
fo weit vorgefdhritten find, um diefem Gegenftande alle die 
Sorgfalt zu widmen, die er verdient; ed bedarf daher 
4.) eined Zwangsgeſetzes, welches die. Herftellung ber 
Berbindungsmwege und die (allerdings mehrjährige) Frift 
vorjchreibt, binnen welcher fie vollbracht feyn fol. 
2.) Mehr aber kann von den Gemeinden wohl nicht 
verlangt werden, als daß fie die Wege in fahrbaren Zus 
ftand fegen und darin erhalten. — Fahrbar ift ein Weg, 
welcher in jeder Jahreszeit ohne wahrfcheinliche Ges 
fahr des DVerfinfens, des Umwerfens oder Zerbrechens des 
Wagens, befahren werden kann. — Daß mehr. als diefes 
geleiftet werde, ift fehr zu wünfchen, wird auch wohl mit 
ber :Zeit durch den guten Willen der Gemeinden erreicht 
werde, aber es jet gefeglich vorzufchreiben, dürfte für 
den Anfang wenigftend zu weit gegangen feyn. 
3.I Die Eonturrenz zu diefem Wegbau dürfte (wie 
es bis jest fchon häufig der Fall war) nad dem Steuer⸗ 
fuße (der directen Steuer) abgemeffen werden und zwar 
ohne Unterſchied, ob die Steuer für Grundeigenthbum oder 
nicht entrichtet wird. | 
4) Jedem Steuerpflichtigen, den Forenfen mit einbes 
griffen, müßte nad; Maaßgabe ded Steuercapitals eine 
Strede zur Herftelung angewiefen und der Ortsvorftand 
etmächtiget werben, diefe, ſobald jener in Erfüllung feiner 
Verbindlichkeit faumfelig ift, auf deffen Koften durch den 
Wenigſtnehmenden berftellen zu laffen. Nach diefer Eins 
richtung, melde laut den Acten in Rheinheſſen (aber auch 
anderwärts).befteht, bedarf es feiner Einmarfung, um Wege 
berzuftellen, fondern nur der Unterordnung eines nicht eins 
gemarkten Bezirks unter die Aufficht eines Schultheißen. - 
5.) Der Ortevorftand, welchem die nächfte Leitung 
biefes Wegbaues und die Aufficht über denfelben zukommt, 
müßte für die Befolgung der Vorfchriften. höherer Bchörs 
den in Beziehung auf den Wegbau und dafuͤr, daß jedes 
Gemeindeglied zu Erfüllung feiner Verbindlichkeit angehals 
ten werde, verantwortlich gemacht werden: 
6.) Der Beamte endlich muͤßte für den Zuftand ber 
Vicinalwege feines ganzen Bezirks verantwortlich gemacht, ‚ 
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ihm die Vexbindlichkeit, ſaͤmmtliche Wege deſſelben in dieſer 
Beziehung jaͤhrlich zu bereiſen, auferlegt und die Mittel 
jegeben werden, die Gemeinden und ihre Vorſteher zu Er⸗ 
allung ihrer Pflicht anzuhalten. — 
Die meiften dieſer Anordnungen beſtehen ſchon allge⸗ 
mein oder theilweiſe und ſind dennoch im Großen ohne 
Wirkung geblieben, einestheils, weil die Regierung, wie 
ſchon geſagt, während der Kriegsjahre nicht mit großer 
Strenge vorſchreiten wollte, anderntheils, weil die Beam— 
ten dieſen Gegenſtand oft gänzlich vernachläffigten. Nun 
läßt fiy zwar hoffen, daß, wenn der Grundfag der Trens 
nung der Juſtiz von: der Verwaltung durchgeführt wird 
und über die Wahl eines Polizegbeamten nicht mehr vor: 
zugsmweife die juriftifchen Koenntniffe ded Mannes entfcheis 


. den, wir alfo in dieſen Stellen nicht Richter, fondern 


wirflihe Adminiftratoren fehen, Männer, die mit Luft und 
Liebe zur Verwaltung auch die dazu ‚erforderlichen. Kennt: 
nifje befigen, Ddiefer, wie mancher andere Zweig der Vers 
mwaltung, ſich anders geftalten werde: allein immerhin 
dürfte jene Gefeßgebung über Wegbau nikht vollftändig 
zum Zwecke führen, wenn nicht | RL 

7.) der weitere Vorfchlag des Freiherrn v. Breibens 
ftein, einen Zechnifer an die- Spitze alles Vicinalmegbaues 
zu fegen, mit in dad Gefet übergeht. Referent hatte in 
diefer Ueberzeugung vor mehreren Sahren die. Ernennung 
des Sroßberzogl. Hoffammerraths Hoffmann zum Bicinals 
wegbau⸗Inſpektor der Provinz Heflen, veranlaßt, welche 
aus Gründen, die nicht hierher gehören, ohne Wirkung 
geblieben iſt. By De 

Nicht dazu kann ein foldher Beamte beftimmt ſeyn, 
um die Vicinalwege gleich den Kunftftraßen felbft zu bauen 
oder ihren Bau beftändig zu tivigiliren, fonft müßte man 
nicht einen oder zwey, fondern zehen, Beamte diefer Art 
in * Provinz haben. Seine Beſtimmung kann zwey⸗ 
ey; ee 

a) den Beamten und Ortsvorftänden mit feinem Rathe 
an die Hand. zu gehen und zu verhindern, daß nicht der 
Aufwand von Kraft und Zeit, den der Wegbau erbeifcht, 
durch Verfioß gegen die Elementarregeln alled Straßen» 
banes zwecklos vergeudet werde. - Nur ein Beyſpiel zur 
Erläuterung: Selbſt auf den folideften Straßenbau wirft 
das ftehende oder lange verweilende Waſſer zerſtoͤrend; mie 
kann e8 aber in vielen Fällen anders befeitiget werden, 
als durch Nivellement, Wölbung des Wege und Graben, 
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deren Capacitaͤt der Waſſermenge angemeſſen iſt? Darf 
man von dem Ortsvorſtande erwarten, daß er alles dieſes 
immer richtig beurtheilen werde? und wenn er es koͤnnte, 
wozu wuͤrde es nuͤtzen, wenn die benachbarte Gemeinde in 
einem entgegengeſetzten Sinne handelte? Wir ſehen Wege, 
die durch Suͤmpfe geführt, jaͤhrlich von neuem mit Stei⸗ 
nen überfahren werden, die dann jedesmal durch Verſinken 
wieder verfchwinden. (Wer das Land Fennt, wird um Bey» 
fpiele nicht verlegen ſeyn.) Seber fieht ein, daß ein Damm, 
der die Straße auf lange Zeit fichern würde, weit, weni⸗ 
ger als diefe Reparatur koſtet und dennoch unterbleibt der 
Bau. Es kann, wie gefagt, nicht davon die Rede feyn, 
alle Vicinalwege des Landes ing Nivenu zu legen, oder 
überhaupt funfimäßig zu behandeln, aber ein Techniker 
wird beurtheilen, ob es möglich ift, an dieſem oder jenem 
Drte ohne einige Hülfe der Kunft einen brauchbaren Weg 
anzulegen; er wird ferner beym Bereifen ber Wege den 
DOrtövorftänten die Fehler, melde beym Wegbau gemacht 
werden, zeigen und angeben, wie fie verbefjert werben 
fönnen, und es ift gewiß uicht Uebertreibung, wenn man 
‚behauptet, daß mit einigen Gulden, welche ein: folcher 
Mann an Diäten bezieht, mancher Gemeinde Hand» und 
Spanndienfte im Werthe von mehreren hundert Gulden 
erfpart werden fönnen. u Ä 

b) Die zweyte Beſtimmung dieſes Techniferd würbe 
fegn, der Regierung nach feinen Vifitationgreifen Bericht 
über den Zuftand der Vicinalwege zu erftatten. Iſt es ihr 
wirflich Ernft, dieſe Wege in einen brauchbaren Etand 
fegen zu laſſen, fo bedarf fie einer fortbauernden Gontrole 
aller derer, die damit beichäftigt find; fie darf fich auf die 
Berichte der Beamten, welche felbft für den Wegbau vers 
antwortlid find, nicht verlafien und fann überhaupt nur 
durch einen Sachverftändigen beurtheilen laffen, ob an je- 
dem Drte das geleiftet worden, was nah Maaßgabe ber 
Localität und des vorhandenen Materials geleifter werden 
fonnte. Denn die VBicinalwege, die nur mit ber Arbeit, 
nicht mit dem Gelbe ber Gemeinden hergeflellt werben, 
tönnen nie auf einen Normalfuß fommen, fondern fie blei» 
ben immer von bem Material, das fich in ber Gemeinde 
findet, ober von der natürlichen Befchaffenheit ded Bodens 
abhängig und ed muß daher der Zuftand berfelben nie ohne 
Ruͤckſicht auf das beurtheilt werben, was mit dem Aufs 
wande, welchen man ber Gemeinde zumuthen darf, geleis 
et werben Fonnte ober nicht — ein lirtheil, das nur einem 
Sachverſtaͤndigen zufommt. 
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Endblich wird hier zu berathen feyn, ob nidht bie ge⸗ 
feglichen Beftimmungen über Wegnahme des Privateigens 
thums zu Staatszweden, auf die Bicinalwege eben fo, wie 
auf bie Kunftitraßen, angewendet werben follen ? 

Weann biefe Frage mit Nein beantwortet wird, wenn 
3.8. alle die Hohlwege, welche ſich in unferem Lande beftn, 
den, ferner Öffentliche Wege bleiben follen, fo wird es un 
möglich feyn, überall fahrbare Wege berzuftellen. Ferner 
dürfte die Motion die —— Staatsregierung ver⸗ 
anlaſſen, beſtimmte Grundſaͤtze über den Bau der Secun⸗ 
daͤrſtraßen aufzuſtellen. Straßen, bie einen:großen Theil 
einer Provinz durchziehen, die Poſtrouten ſind und dem 


achtfuhrweſen dienen, z. B. von Darmſtadt nach Aſchaf⸗ 


enburg und dem oberen Main, von Darmſtadt nach Mainz, 
werden als Vicinalwege bloß deßwegen behandelt, weil die 
Staatsregierung noch nicht die Mittel gefunden hat, ſie zu 
chauſſiren; fie find aber wirkliche Heerſtraßen, deren Unter⸗ 
haltung, ſowohl der Breite des Weges als des ſtarken Ge⸗ 
brauchs wegen, einen bedeutenden Aufwand erfordert; bies 
fen den Gemeinden und Privaten zuzumuthen, die mit ihs 
rem Grundeigenthume im Straßenzuge liegen, ift unendlich 
bart und die Gerechtigfeit erfordert, daß der Staat, wenn 
er, wie es allerdings nöthig ift, darauf befteht, daß folche 
Wege fters in fahrbarem Zuſtande feyen, auch eine Unter, 
Rügung zu ihrem Baue gebe. r | 
Der Ausfhuß hat geglaubt, daß in diefem Tortrage 
Andeutungen enthalten feyen, die bey der Fünftigen Geſetz⸗ 
gebung über biefe Materie benugt werden Fönnten. 


nn. nv 
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Weiterer Vortrag des zweyten Ausfchuffes, den Erlaß 
der zwenten Kammer hinfichtlic des Gefeesent: 
wurfs, die Abtretung ded Privateigenthbums für. 
öffentliche Zwecke betr.; erftattet von dem Herrn 
Dberappellationdgerichtärathb Dr. Arens. 


. Die zweyte Kammer der Staͤnde hat die abweichenden 
Anfichten der erſten Kammer hinſichtlich des, die Abtretung 
bed Privateigenthums für oͤffentliche Zwecke betreffenden, 
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Geſetzesentwurfs durch ihren Ausſchuß prüfen. Laffeit und 
auf den von diefem erftatteten, hier einzufchaltenden Bor» 
trag, fo mie. auf die darüber in der Kammer gemachten, 
bier gleichfalls zu vergleichenden, Bemerkungen: befchlofjen ; 

1.) daß nad dem Wunfche der erften Kammer das 
Wort „eingemarft‘’ indem Art. 6 wegzulaſſen ſey; 

2) daß fie der, von der erftien Kammer zu dem 
Se 10. des neuen Entwurfs in Vorſchlag gebrachten, 

affung : | 
‚entweder bey ben Gerichten der gelegenen Sache oder 
wenn bloß die Größe der Entfhädigung den Gegen» 
fand des Streits bildet, bey dem fonft zuftändigen ‚ges 
meinen ober befonberen, durch den Gontract begrindes 
ten Gerichte des Beklagten’ ß | 
nicht beypflichten koͤnne, daß fie vielmehr noch jett ber 
Meynung fey, ‚‚daß in allen Fällen, wo über die Größe 
ber Entfhädigung gerichtlich zu entfcheiden fey, die Klage 
bey dein guftändigen Gerichte der gelegenen Sache anzubrins 
gen ſey, ohne Unterfchied : 0b gegen den Eigenthümer oder 
‚von ihm die Klage erhoben werde und daß hiernach auch 
der Art. 21 abzuändern fey. BER & 

Der Ausfhuß der zweyten Kammer ftügt bie Beibehal⸗ 
tung feiner früheren Anſicht auf die Gründe: 

a.) Man fünne dem Fiscus nicht zumuthen, den im 
Lande begüterten Ausländer vor ausländifchen Gerichten, 
die nicht einmal verbunden feyen, nad ben Gefegen des 
Großherzogthums zu fprechen, zu belangen ; 

.b.) der ocalrichter könne fih eher, als der von ber 
Sache entfernt wohnende, die nöthigen Data zur Beurthei: 
lung des wahren Werths verfchaffen ; 

c.) e8 fey bier nicht von Anwendung bed bereits beftes 
benden Rechts, fondern von Erlaffung eines neuen Geſetzes, 
was nur die größere Zwecdmäßigfeit vor Augen haben 
fönne, die Rede, und 

d.) gehe die erfte Kammer von ber irrigen Vorausſe⸗ 
kung aus, ale ob auch von dem Eigenthümer geklagt wers 
ben fünne, indem nach dem Art. 10 die Klage immer nur 


gegen ben Eigenthümer zuläffig fen. 

Der erfte diefer Gründe widerlegt fich durch bie Bes 
merfung, daß das forum contractus, auf deflen Zuftäns 
bigfeitderflärung der Antrag ber erften Kammer gerichtet 
iſt, bey unbeweglichen Sachen mit dem foro rei sitae coin⸗ 
cidirt, mithin nie zu befürchten tft, daß der Fiscus dem 
Ausländer in dad Ausland werde folgen mäffen. 


I. 
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erſten Kammer war es hier, was der Ausſchuß der zwey⸗ 


ten Kammer uͤberſehen zu haben ſcheint, mehr um eine, 
dem bis jetzt beſtandenen juriſtiſchen Sprachgebrauche ent⸗ 
ſprechende Richtigkeit, der hier zu waͤhlenden Benennung 
des. Gerichtsſtandes, als um eine Verſchiedenheit in der 
Sache ſelbſt zu thun, indem es ihr unnatürlich und mit 
der Natur einer rein perſoͤnlichen Klage nicht wohl 
vereinbarlich zu feyn fhien, fie an das Gericht der gele⸗ 
genen Sache zu verweifen. Hierdurch :widerlegt ſich 
auch von felbft der zweyte Grund. Wenn nach dem 
beftehbenden Rechte der Fiscus die Wahl hat, den Eigen» 


tbumer entweder vor dem gemeinen oder vor dem bes 


fonderen Gerichtsftande des Contracts zu belangen, fü 
bat er es ja dadurch von felbft in feiner Gewalt, den Los 
calvichter, welcher hier. der Richter des Contracts ift, ans 
zugehen und es ift Daher. aus der, von ber. erfien Kams 
mer in Vorfchlag gebrachten, Faflung eine Erfchwerung 
der Ausmittelung- des wahren Werths der Sache nicht zu 


befürdten. © 0.20.00. a 
- - Soviel biernädhft den dritten Grund betrifft, fo ift 
bier zwar allerdings von einer neuen Gefesgebung Die 
Rede; allein die neue Gefetgebung kann unmöglich einen 
Grund haben, ganz ohne allen Zweck fuͤr bie Sache, den 
bisher beftandenen,. der Natur der Klage völlig angemeſ— 
fenen, juriftifchen Sprachgebrauch zu verlaffen und eine 
Benennung zu wählen, die ben bier vorliegenden Rechter 
verhältnifien nicht angemeffen ift. 

Der vierte Grund endlich hat in den Bemerkungen 
bey der Discuffion in der zweyten Kammer und indem, mit 
diefen Bemerkungen übereinftimmenden, Beſchluſſe derfelben 
bereits feine Widerlegung erhalten, indem dieſer Beſchluß 
die Möglichkeit, daß auch von dem Eigenthämer geklagt 
werden fönne, allerdings anerkennt, 

Der erften Kammer bürfte es daher gleihfalls an 
einem überzeugenden Grunde fehlen, von ihrer früheren 
Anficht abzugeben. Da indeffen durch ihre Bemerkungen 
wenigftens fo viel bereits bewirkt worben ift, daß bie In⸗ 
confequenz des Art. 21 zu dem Art. 10 dur den Beſchluß 
der zweylen Kammer aufgehoben if, und da es für bie 
Sadıe fein bedeutendes practiſches Moment. barbietet, ob 
die Anficht der erften oder der zweyten Kammer in das Ge⸗ 
feß aufgenommen wird, fo glaubt der Ausfhuß, daß man es 
nad) dem eventuellen Antrage. ber zweyten Kammer ber 
Regierung überlaffen könne zu beflimmen: ob bie von ber 
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zweyten Kammer ober die von ber erften sagte Faſſung 
in das Geſetz aufgenommen werden ſolle 


3.) Die zweyte Kammer iſt mit der erſten darin ein⸗ 
verſtanden, daß in dem Art. 24 das Wort „oͤconom i⸗ 
ſchen,“ ſowie auch die Stelle von den Worten „oder 
denjenigen,‘ bis zu den Worten „verwenden 
wollen‘ wegzulaffen feyen; fie trägt aber darauf an, 
daß Statt berfelben die Worte: | 

„oder den Gemeiden innerhalb und anffer 
balb ihrer Gemarfung, welde ein folde® - 
offil zu gemeinnuͤtzigen und nicht bloß vor 
übergebenden Zwedeh verwenden wollen,“ 
in den Artikel aufgenommen werden möchten. 

Die wegzulaſſenden Worte beziehen fih auf Privat 
perfonen, denen es wegen ber, bey ihnen leicht möglis 
. chen Shicanen, Gewinnſucht oder Feidenfchaft nicht geftat- 
tet feyn fol, die Abtretung des Eigenthums zu verlangen 
und es ift nicht zu leugnen, daß biefer Grund ber leiden, 
fchaft und der Chicanen bey ganzen Gemeinden nicht zu 
befürchten if. Es dürfte daher confequent feyn, den Ges 
meinden dad Recht, die Abtretung des Privateigenthums 
zu verlangen, einzuräumen. Nur barüber allein: ob dies 
ſes Recht fi) auch über die Grenze ihrer Gemarfung ausd- 
dehnen koͤnne, fcheint darum ein Zweifel nicht unnatürlicdy 
zu ſeyn; weil die Berechtigung einer Gemeinde ſchon an 
und für fi) auf ihre Gemarfung befchräntt tft, weil fer⸗ 
ner das gemeine Foffil, was für bie eine Gemeinde Bes 
duͤrfniß ift, auch für die Nachbargemeinden Bebürfniß feyn 
wird, man alfo nıit Recht wird annehmen fünnen, daß bie 
Gemeinde, deren Gemarkung das ihr noͤthige Foffil ent’ 
behrt, es in der Nachbargemeinde eröffnet finden und da- 
durch die Möglichkeit erhalten wird, es Fäuflich an ich zu 
bringen. Wollte man. einer jeden Gemeinde das Recht ein» 
räumen, die Abtretung von Grundſtuͤcken auffer ihrer Ge 
marfung zu gemeinnügigen Zweden zu verlangen, fo würde 
man tıngerecht gegen die andere Gemeinde, welche ber Zus 
fall mit dem Kol, was die Nachbargemeinde entbehrt, bes 
fchenft bat, werden müffen; man würde den Mitgliedern 
berjelben, welche in diefen zufälligen Gefchenten der Natur 
vielleicht eine ihrer vorzüglichiten Erwerbsquellen befigen, 
diefe Quelle entweder ganz oder doch zum größten Theile 
vernichten (wie das 3.3. bey Schiefers oder fonftigen Stein» 
bruͤchen, Sandgruben ꝛc. leicht denkbar it) und das bürfte 
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nö doch ſchwerlich mit Recht und Billigkeit vereinigen 
laſſen 


en. 
Der Ausſchuß trägt‘ daher darauf an, die von ber 
zweyten Kammer vorgeſchlagene Faſſung, mit Weglaſſung 


der Worte: | 
| „und auſſerhalb“ 


anzunehmen, oder ed der Staatdregierung zu überlaffen, 
ob diefe Worte mit aufgenommen werden follen. 
| Zu demielben Artifel macht übrigens die zweyte Kam⸗ 
mer auch noch den Borjchlag, die in demfelben befindlichen 
Worte: Steinfohlen, Erdfohlen, gleichfalls weg⸗ 
ulaffen und fie in den Art. 21, wohin fie eigentlich ger 
hörten, zu verfegen. Da dieſer VBorfchlag aus den eigenen 
Deimerfungen ber erften Kammer hervorgegangen iſt und 
dieſe Produkte unftreitig zum Bergbau, wovon ber Art. 21 
redet, gehören, fo wird gegen die Annahme dieſes Vor⸗ 
ſchlags nichts zu erinnern feyn. | u 
4) Die zweyte Kammer erflärt fih auch mit ber, 
von der eriien Kammer vorgefchlagenen veränderten, Fafr 
fung des Art. 11 einverfianden, fie wünfcht aber’ zu der⸗ 
felben noch den Zufag: | Ä 
„Smmer kann aber nur auf den gemeinen 
und niemals auf den bloßen Affections— 
wert Rüdfiht genommen werden.” 
Diefer Zufag kann um fo unbedenflicher zugeftanden 
‚werben, als er. den Anfichten der erften Kammer, die nur . 
ben wirklichen Werth berücfichtigt haben will, volfommen 
entipricht. 
MWenn nun biernädhft | 
5.) die zweyte Kammer noch darauf anträgt, bey 
einer bleibenden Berfchiedenheit der Anfichten der beyden 
Kammern der Staatsregierung die Wahl unter benfelben 
zu überlaffen, fo ift diefer Antrag fchon in dem vorbers 
gehenden gehörig berüdfichtigt worden. und ber Ausfhuß 
glaubt daher, fich darauf beziehen zu. dürfen. 
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Vortrag des zweyten Ausſchuſſes der erſten Kam⸗ 
mer der Staͤnde uͤber den, die Veraͤuſſerung 
der Großherzogl. in dem Inlande gelegenen, 
Domänen betreffenden, Geſetzesentwurf; erjtat- 
tet von dem ‚Herrn Oberappellations⸗Gerichts⸗ 
ratb Dr. Arens | 


Die Großherzogliche Staatöregierung hat der zweys 
ten Kammer der Stände einen Gefegedentwurf über bie 
Beräufferung der Großherzoglichen,, in dem Inlande ges 
legenen, Domänen voriegen Iafjen. 

legat. der Gefegesentwurf. 

Diefer Entwurf ift aber, nachdem darüber der Aus⸗ 
fhuß der Kammer Bericht erftattet hat, 

lesgat. der Ausfhußberiht _ | 
und ber Gegenftand gehörig discutirt worbenift, nur unter 
mehreren Abänderungen und Zufägen bedingungsweiſe ans 
genommen worden. ' | 

Der Ausfhuß Fanın gleichfalls nur darauf antragen, 
baß bie erfte Kammer fi) zu einer bedingten Annahme 
entfchließen möge; denn 

I. läßt es fich nicht verfennen, daß die Beſtimmung 
bes erften Artifeld, nach welcher der Kaufeontract wegen 
Verfaumung der Formen zu jeder Zeit fol als nichtig 
angefochten werden fönnen, die Sicherheit ded Eigenthums 
zu fehr gefährde, und dadurch den Verkauf felbft fehr ers 
fchwere. Wenn aber die zweyte Kammer darauf anträgt, 


bieſe Worte: „zu jeder Zeit‘ durch die Worte: „vor 


Ablauf von 30 Jahren‘ zw erfegen;. fo fcheint 
die Subftitution der Worte: „bis zu dem Ablaufe 
ber gefeglihen Verjaͤhrungszeit“ darum weit 
zwecdmäßiger, weil diefe Worte der bieffeitiger «rd» 
miſchen) Sefeßgebung, nach welcher dad Domanialvermds 
gen erft mit 40 Jahren verjährt, und auch zugleidh ber 
jenfeitigen Cfranzöfifhen) Gefeßgebung, nad) welcher die 
Verjährung ſchon mit 30 Jahren eintritt, entfprechen und 
dadurch eine Aenderung des beftebenden Rechts, wozu 
gar fein Grund vorhanden ift, vermieden werden Fann. 
11. Iſt der Ausfchuß überzeugt, daß ber Art. 2 des 
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Entwurfs nothwendig einer Modification beduͤrfe, wenn 
nicht ſehr bedeutende Intereſſen für die Negierung verlegt 
“ werden follen. 

Der Artikel enthält von Lit. a. big i eine Menge 
von Beräufferungsformen, deren Verſaͤumung in allen Fäl- 
len Nichtigkeit der Veräuflerung zur Folge haben fol. 7 
Es leuchtet von felbfi ein, daß eine zu große Ans 
“ zahl wefentliher "Formen nur nachtheilig ſeyn Fönne; 
denn theils werden dadurch Die Käufer abgefchredt, theils 
aber kann, da die Nichtigkeit eben fo gut von dem Kaͤu⸗ 
fer als von dem Verfäufer angeführt werden darf, es 
auch in dem Intereſſe des Käufers liegen, einenbem Groß» 
bergogtichen Fiscus vortheilhaften Berfauf als nichtig ans 
zufechten, fo bald er nur wachzuzeigen vermag, daß diefe oder 
jene unbedeutende Förmlichkeit nicht beobachtet worden iſt. 

- Der Ausfhuß ift der Meinung, daß nicht allen Fors 
men, die fich in dem Artifel aufgezählt finden, das Merks 
mahl des Wefentlihen gebühre Es ſcheint, als 
führe die Natur der Sache bier von felbt auf einen Uns 
terfchied zwifchen.foLhen Formen, modurd eine Verdäufs 
ferung unter dem angefchlagenen Werthe ber Sache nder 
gar eine unbefugte und heimliche Veräufferung vermieden 
werden fol, und ſolchen Formen, woburd bloß moͤg⸗ 
liche Unterfchleife bey der aus Auftrag, mithin befugt, 
vorgenommenen Veraͤuſſerung entfernt gehalten wers 


— den follen. 


Die Erfteren gehören unftreitig unter bie. wefents 
Lihen Formen, und ihre Verfäumung kann daher nur 
Nichtigkeit der Veräufferung zur Folge Haben. Dahin würs 
den gehören: - j 
" a) Bezeichnung der zu veräuffernden Güter durch den 
Großherzog. (lit. a.) - - - 

» ..b) öffentliche Verfteigerung (lit. b.) 

c) Bekanntmachung durch die Randzeitung (lit.cetd.) 

d). Berfteigerung burch einen befonderen Commiſſarius, 
in Gegenwart des Rentamtmanns (lit. f.) \ 
6) Bekanntmachung des Anfchlagspreifes bey ber 
‘ VBerfteigerung (lit. e.) RE — 

Man wird aber zu den weſentlichen Formen 
nicht rechnen koͤnnen | 

a) die Art und Weife, mie der Anfchlayspreis aufs 
Hefunden und beftimmt. werben fol; denn wollte man 
3. B. an einen bierbey Teicht möglichen Fehler in der Bes 
/ rechnung bes 20 fachen des jährlichen Ertrags nach dem 


32 Beylage LIII. 


Durdfchnittsertrage der legten 10 Jahre, eine Nichtigs 
keit des ganzen Gontracts knuͤpfen; fo würde fein Kaͤu⸗ 
fer die Gewißheit erlangen fönnen, daß fein Raufeontract 
mit rechtlicher Wirkung abgefchloffen ſey; weil er ja an 
diefer Berechnung feinen Theil nimmt, ja nicht einmal 
Kenntniß von ihrer Abfaffung erlangt. | 

Das Nämliche wird —— 

b) von dem lit. g. angegebenen Gebrauch ber Lich⸗ 
ter gelten. müflen. 

Es ift möglih, daß in einem gegebenen Falle gar 
Beine Lichter, oder daß fie doch nicht gerade jo, wie es 
der Artifel vorfchreibt, gebraucht werden. . Soll darum 
ber Contract, der ganz zum Bortheil bed Fiscus abges 
fhloffen feyn fann , nichtig feyn? Man: würde daburd) 
dem Käufer, der nicht vortheilhaft gefauft hat, felbit 
Mittel in die Hände geben, fich von feiner Verbindliche 
keit zu befreien. | 

Ebenfo wird man | 

c bie lit. h und i verzeichnete, bie Form des Pros 
tocolls betreffende, Beftimmung nicht unter die wefentlichen 
Formen zählen fönnen. Wie leicht kann dabey irgend ets 
was verfehen werden? Es kann eine der Beylagen nicht 
gleich zur Hand feyn und, in dem Vorſatze der fünftigen 
Beylegung, das Protofoll verfaßt werden. Wollte man 
fhon darum den Berfauf für nichtig erklären, fo könnte 
dadurch die Anfechtung bes vortheilhafteften Contracts 
berbeygeführt werben. 

Noch weniger wird man' 

d) die Beftimmung sub lit. d nach welcher die An» 
fündigung enthalten fol: r 
„moͤglichſt genaue Bezeichnung des zu verſteigernden 
Gegenſtandes, den Anſchlagspreis“ 

beybehalten koͤnnen. | 
Wollte man diefe Beftimmung, fo wie fie vorliegt, 
beftehen laſſen, fo würde jeder Käufer, der nachweijen 
Tann, das Kaufobject hätte noch genauer bezeichnet. 
werben fünnen, den Vertrag als nichtig anfechten können. 
E8 werden daher die Worte „möglihft genaue‘ 
ganz wegbleiben müffen, wenn nicht ein: jeder Contract 
der Chicane und der Gefahr der Nichtigkeit Preis gegeben 
werben folle. Es fcheint aber auch die Angabe des An⸗ 
fchlagspreifes bey der öffentiihen Anfündbigung 
in der Landzeitung wegbleiben zu fönnen, weil Mans 
her, der diefen Preis fchon zum Voraus fennt, dadurch 
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beftimmt werben Fann, die Auction gar nicht zu befuchen. 
Wäre ein ſolcher Zufat für den Verkaufenden wirflich vor: 
theilhaft, ſo würde die Praris gewiß nicht verfehlt has 
ben, bey Privatverfieigerungen von ihm Gebrauch zu mas 
chen, und doch iſt das nicht der Fall. Der Ausschuß ift 
daher der Meinung, einen Theil diefer Formen ganz weg» 
zulaffen, und den anderen Theil als aufferwefentliche in 
der. Art darzuftellen,, daß der Beamte, der diefelbeu zu 
beachten hat, im Falle der Unterlafjung, mit einer anges 
mefjenen Strafe bedrohet werde, 


- UI. Der zu dem zweyten Art. lit. e von der Kam⸗ 
mer gemachte Vorſchlag, die darin befindlichen Worte: 
nahme Abzug ber Steuern’ in die Worte: mit 
Abzug der Steuern‘ zu verwandeln, fcheint der 
Mebrheit der Mitglieder des Ausſchuſſes darum der Sache 
angemejjen, weil fonft der zu 5 Procent berechnete Ans» 
ſchlagspreis ohne. den Abzug der Steuern zu hoc) fomman 
und dev Verkauf dadurch erſchwert werden dürfte, 


Die Staatsregierung wird diefes auch um fo eher 
nachgeben, als die zmeyte Kammer den weiteren annehm⸗ 
baren Vorſchlag gemacht bat: ‚‚daß, wenn das ge 
feßliche Angebot nicht erfolgte, die Staat 
regiernng befugt feyn folle, nad einer wei— 
teren Abſchätzung den Anſchlagspreis zu vers 
ändern.’ Gleich zweckgemaͤß erfcheint 

IV. die angetragene Beränderung der in dem 3 ten 
Artikel befindlichen Worte: 

„auf der Stelle’ 
in die Worte: 

„ehe die Sitzung der Verfleigerung aufge 
boben wird; - 
indem e8 für dei bier zu erreichenden Zweck offenbar ges 
nügt, wenn die Vollmacht auch erfi am Ende der Verfteis 
gerung vorgezeigt wird, und eine frühere Befanntwerdung 
derfelben fogar Nachtheile haben Fönnte, wie dieſes in den 
Diseuffionen der zweyten Kammer fehr richtig ausgeführt 


worden ift. 


—V. Zu dem Aten Art. bat bie zweyte Kammer feine 
Bemerkungen gemadt. Es dürfte aber vielleicht die Bes 
merfung Statt finden fünnen, daß zur Vermeidung mögs 
licher Mißverftändniffe die Nichtigkeit des Verfaufs nur 
von einer wirklichen Erfteigerung abhängig gemacht 
werben möge. - | 
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Das in dem Artikel gebrauchte Wort: „„Steigern“ 
bezeichnete nämlih auch jedes Meiftbieten, und es 
dürfte nicht pafjend feyn, bloß an ein ſolches, cine Ers 
fteigerung nicht zur Folge habendes, Meifibieten, was 
freylicy verboten werden müßte, die Nichtigkeit der Vers 
fteigerung zu fnüpfen. | 

VI Man fann es nur als eine zwecgemäße Aendes 
rung betrachten, wenn die zweyte Kammer flatt der uns 
beftimmten Worte des 10ten Artikels: 

„rechtliche Gewähr zu leiften‘ 
die beitimmtere Faffıng : 

„Srtfhädigung, welde indem zwanzigfa— 

ben des jaͤhrlichen Betrages der nidht er— 

mwähnten Nente befteht‘ 
in Borfchlag bringt. 

Vi. Es dürfte nicht unpaffend fen, den Worten 
des 17ten Artikels: 

„antihretifche Berleihbungen‘ 
noch die Worte: 

„und fonftige dingliche Belaͤſtigungen“ 
beyzufügen; denn, wenn das im Anfange gebrauchte Wort: 
Beräufferungen im weiteren Sinne aud jede Con⸗ 
ftituirung eines dinglichen Rechts unter fich begreift, 
fo fan man doch nicht annehmen, daß ed bier in diefem 
weiteren Sinne gebraucht worden ift; weil man fonft der 
Verpfaͤndung 2c. die gleichfalls unter diefen weiteren Be» 
griff der Veräufferung fällt, nicht befonderd erwähnt ha- 
ben würde, und weil die Conftituirung von Dienfibarfeis 
ten, die durch diefe Faffung von der Dispofition des Ger 
ſetzes ausgejchloffen ſeyn würde, fehr häufig vorzufom: 
men pflegt. | 

Der Ausfhuß trägt daher daranf an, dem Befchluffe 
der zweyten Kammer beyzutreten, dieſen Beytritt aber 
mit dem Wunfche zu begleiten, daß auch auf die, in dies 
ſem VBortrage weiter enthaltenen, Bemerfungen bey Erlaf- 
fung des Gefekes Nücficht genommen werden möge. 


mm 
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Nachträgliche Bemerfungen des Herrn Staatsmi— 
nifterd , Sreyherrn du Thil, zu dem Bericht 
des zweyten Ausſchuſſes über den Gefekesent: 
wurf, Die Form der Veräufferung ver Do: 
mänen betreffend. 


Die Situng des Ausfchuffes, in welcher der nun 
fhon erftattete Bericht deffelben über den oben benannten 
Gegenfiand berathen wurde, ging zufälligerweife einer 
Sitzung der huchverehrten Kammer unmittelbar voran, 
fo daß der Herr Referent nicht mehr Zeit hatte, meine über - 
zwey wichtigen, von dem Geſetze berührten, Gegenftände 
gemachte, Bemerfungen in feinem Vortrage zn berückfichtis 
gen und ich finde mich daher veranlaßt, meine Anfichten 
bey Gelegenheit der Diecuffion des Geſetzes dem Berichte 
des Ausſchuſſes noch nachzutragen. 

Sc) rede von der Wertbfchägung der Domänen unb 
von ihrem Berfaufspreiße. 

ad i (Art. 2. lit. BE. des G. €) 

Daß bas Gefet des Minimum des Verfaufgpreifes der Dos 
mänen. feftfege, ift für die Staatsregierung angenehm, für 
die Stände eine Gicherungsmaaßregel. Will man demnach 
zu einer folchen Beftimmung gelangen, fo darf man ben 
Werth der Domänen nicht durch bloße Schäßungen zu 
finden fuchen, weil diefe, ohnehin manchen Zufälligfeiten 
und Srrthümern unterworfene, Methode nur in jedem eins 
zelnen Falle Anwendung findet und ſich mittelft derfelten 
feine allgemeine Regel bilden läßt, die den Ständen zum 
Mangftabe bey Beurtheilung eined Verkaufs und der Res 
gierung felbft zur Controle defjen, der ihn vornimmt, Dies 
nen könne. Man ift alfo genöthigt, fo wie es bisher 
meift gefchah und wie der Geſetzesentwurf vorfchlägt, den 
Mertb der Domänen nah dem Ertrage zu beftimmen. 
Mir fcheint es aber, daß der Gefegesentwurf nicht genug 
berüdfichtiget, daß auch diefe, unter ben vorliegenden Um⸗ 
ftänden vorzüglichere, Methode der Werthbeftimmung 
überaus trügerifch feyn Tann. 2 

Märe die Domänenvermaltung fchon ſeit zehen Sahs 
ren vollfommen geordnet und auf den beften Fuß gefest, 
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fo würbe ich jene Art der Werthbeflimmung mit voller 
Beruhigung anſehen; wir dürfen und aber nicht verheh— 
len, daß unfere Domänenverwaltung noch nicht zu der 
hoͤchſten Perfectibilität gelangt fey, d. b. daß unfere Dos 
mänen noch nicht alle das ertragen, was fie ertragen: 
könnten. Wir fennen den wahren Werth mancher Domäs 
nen noch nicht. Diefe Erfcheinung erklärt fi), ohne Bors 
wurf für irgend jemand, dadurch, daß ein großer Theil 
der Domänen neu erworben ift. Entweder ift die Vers 
waltung derjelben noch nicht vollfommen geordnet, oder 
wenn fie ed ift, fo ift fie es nicht feit 10 Jahren, oder 
fie find verpachtet; in diefem Fall waren fie-e8 vielleicht 
von jeher unter dem Werthe, und das- läßt fich von den 
Gütern aller Klöfter und geiftlihen Stiftungen fagen, 
und dann dauert entweder jener Pacht noch fort oder es 
haben vielleicht Cund auch dieſes ift bey allen Eleineren 
Büterftücden immer. der Fall) bey der Wiederverpachtung 
nur die Bewohner eined Dorfs concurrirt. Kann man 
wohl in allen dieien Fällen das Ergebniß der Ertragsbes 
rechnung für. einen richtigen Maaßſtab des Werthes hal: 
ten? ber fo erflärt es fih, mie ohne Pflichtverfegung 
von Seiten der Behörden Domänen haben verfauft wer— 
den fönnen, beren Käufer fich gerühmt haben, wohlfeil 
zu faufen, und andere, die mit Gewinn fogleich wieder 
weiter verfauft worden find. 

Hierzu gefelt fi) nody eine andere Betrachtung. Des 
conomifche Gebäude werfen nie einen unmittelbaren Ers 
. trag ab, und eben fo wenig die Wohnhäufer auf dem 
Lande; fie fommen alfo bey jener Art, den Werth zu bei 
ftimmen, gar nicht in Betracht. Diefes ift nun freilich 
beym Guͤterhandel überhaupt eine Art von Regel, die je 
größer das Object ift, defto mehr beobachtet wird, aber 
die Gebäude der landesherrlichen Domänen find oft mit 
befonderer Sumtuofität aufgeführt, es fteckt ein bedeuten 
des Gapital in denfelben, das jenachdem. die Rocalität 
ift, häufig verwerthet werden Fönnte, ' 

Alle diefe Gründe ſcheinen meinen Antrag zu recht 
fertigen, daß 

das zwanzigfache des bisherigen Ertrags zwar das Mis 
nimum bed Preifes d. h. das Angebot bilden folle, die 
Staateregierung aber ermächtigt werben möge, daffelbe 
zu erhöhen, fo oft ihr Gründe dazu vorzuliegen ſcheinen. 

Sch habe geglaubt, mic, über diefen Gegenftand vers 

breiten zu muͤſſen, weil die richtige Beftimmung des Anz 
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gebots ein höchft wichtiger Punkt bey Domänenverfteiges 
rungen ift, indem ſich bey großen Gütern nicht felten der 
Fall ereignet, daß fie demjenigen zugeichlagen werben 
miüffen, welcher fich bereit erklärt, diefes Angebot oder 
ein Geringes mehr zu bezahlen. Viele andere Kaufluftige 
fünnen überzeugt ſeyn, daß jener Preis den wahren Werth 
nicht erreiche und dennoch finden fie fi) von der Concur⸗ 
renz ausgefchloffen, weil fie. weder aus eigenen Mitteln 
noch durch Credit die bedeutende Eumme aufbringen koͤn⸗ 
nen, die zum Ankaufe erforderlich feyn würde. 

Diefem legten vorzubeugen, find wohl viele der Meis 
nung, daß man alle größere Güter, die zum Verkauf ge- 
bracht werden, zerftüceln müfle; eine Anficht, die ich zwar 
nicht theile, über die icy aber, da ſich nicht mit wenig 


- Worten über die Sache abfprechen laͤßt, bier nicht weiter 


reden will. f 
In demfelben Paragraphen des Geſetzesentwurfs fehlägt 


die Großberzogliche Staatsregierung vor, den Preis der- - 


Domänen auf, Das zwanzigfache bes 10 jaͤhrigen Durch⸗ 
fchnitteertrags ohne Abzug ber Steuern zu feßen; die 
zweyte Kammer ber Stände dagegen will, daß von dem 
Ertrage zunörderft die Steuern in Abzug fommen follen 
und meine Hertn Gollegen des zweyten Ausſchuſſes find 
diefem Vorſchlag beygetreten, indem fie mid) bey ber ents 
gegengefepten Meinung überfiimmten, aber nicht: überzeugs 
ten. Es bleibt mir alfo noch übrig, meine Gründe noch 
weiter zu entwideln. ve 

Vor allen Dingen wollen wir jenen Artifel in bie 
Sprache des gemeinen Lebens überfegen. Wenn die Staats⸗ 
regierung fagt, das zwanzigfache des Ertrags ohne Ab» 
zug u. f. w. fo fagt fie: „Die Domänen follen zu 4 pEt. 
verkauft werden.‘ — Denn mit Recht nimmt fie an, daß 
die jährlichen Grundftenern (zumal wenn darunter über: 
haupt Abgaben verfianden werden follen) zu Capital an- 
aefchlagen, menigftens dem fünften Theil bes Merthes des 
Dpiectes gleich Fommen. Wenn folglich die zweyte Kanı 
mer die Steuern vom Ertrage in Abzug bringt, fo will 
fie mit anderen Worten, daß die Domänen rein zu 5p6t. 
verfauft werben ſollen.“ Welche Meinung die richtigere 
fey? ift die Frage, die wir zu beantworten haben. 

Es ift ein, in der Natur der Sache begründeter, Satz, 
daß ein in Grund und Böden ober einem dieſem gleichges 
achteten Gegenftande Cder Grundrente) angelegtes Gapis 


- tal weniger einbringen müffe oder folle, als ein audges 
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liehenes ober gar ein durch Snduftrie in Umlauf gefeßtes 
Capital. Die Annehmlichkeit des Grundbefises und ‚die 
aus der Unzerfiörbarfeit feines Dbjectes hervorgehende 
Sicherheit, weldye er gewährt, begründen dieſe Regel, 
von welcher nur die Geldnoth des Güterverfäufers oder , 
andere ungewöhnliche Ereigniffe eine, ‚mwiewohl immer 
vorübergehende, Ausnahme bewirfen können. Es entſchei⸗ 
det mithin der jedesmalige Zingfuß, wie er ſich in einer 
mehrjährigen Periode geftellt hat, hauptſaͤchlich über ben 
Güterpreis im Großen und man nimmt gemeinhin an, 
daß Güter wenigfiens 1 pCt. meniger, ald- auögelichene 
Gapitalien, einbringen. müffen. Im Kleinen zeigt. die Er- 
fahrung Ausnahmen von biefer Regel, die fie aber nicht 
ſchwaͤchen; nämlich, ed wird bey dem Verkaufe einzelner 
Morgen. Landes, die zur VBervolftändigung der Aders 
mwirtbichaft des Einen oder Anderen dienen koͤnnen, oft 
ein Preis bezahlt, der den wahren Werth überfieigt. 
Wir hätten alfo den Zinsfuß zu betrachten und koͤn⸗ 
nen nicht in Abrede ftelen, daß er in Deutfchland geſun⸗ 
fen fey. Die Vermehrung der edlen Metalle, der Ver⸗ 
fehr des Kriegs, die englifchen Subſidien und franzöfiiche 
Gontributionen, haben große Geldmaffen nach Deutfchland 
geführt; diefe allein würden indefjen. in einem, durch 
gwanzigjäbrige Kriege heimgefuchten, Lande ben Zinsfuß 
nicht herabgedrüct haben , wenn nicht der Friede eine au—⸗ 
dere traurige Erſcheinung, die Stockung des Handeld und 
ber Gewerbe, fo wie das GSinfen aller Fruchtpreife, her⸗ 
beygeführt hätte. Dieſes hatte die Folge, daß eines Theile 
auf Grundverbefferungen Fein Geld mehr verwendet, ats 
beren Theild aus dem Handel und den Fabrifenunternahs 
‚men große Geldfummen herausgezogen wurden, die num 
ſaͤmmtlich zum Verleihen bereit liegen. Wie groß biefe 
Eummen feyen, und wie wenig fie unter ben jegigen Um⸗ 
ftänden nugbar verwendet werden fönnen, beweift die Leiche 
tigleit, mit welcher feit einem Sabre die ungeheuerften 
Staatsanleihen zu Stande gefommen find. Diefe Anleipen 
baben zwar augenblidlich das baare Geld vermindert, ba 
es aber nur in Gtaatscaffen überging, in. weldyen fein 
Geld haftet noch haften fol, fo wird es fehr bald wies 
der in Umlauf und größtentheils in den vorigen Händen 
ſeyn. Soldyen Umſtaͤnden ift die Erfcheinung zuzufchreiben, 
daß man gegen binlängliche Sicherheit zu 4pEt. Capita⸗ 
lien anleihen kann, und nur dieſe Anlehen, nicht die. Staates 
anleiden und Wechfelfchuiden, beftimmen den Zingfuß; 
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aber auch jene ſind nach Maaßgabe des Eredits der Staa⸗ 
ten wohlfeil geworden und eine benachbarte Regierung hat 
5 Millionen ohne Proviſion zu 5 pCt. entlehnen koͤnnen. 
Sollte man dabey Grund und Boden auch zu 5 pEt. vers 
kaufen? Nein, nach der obigen Pegel follıen die Güter 
zu 3 oder 34. p&t. verfauft werden; fo war es einft in 
Deutichland und jo würde ed auch heute feyn, wäre jes 
ner Gelbüberfluß ein nicht bloß feheinbarer, wäre er das 
Product eines allgemeinen über alle Elaſſen verbreiteten 
Wohlftandes! Statt. deffen ift er im Gegentheil das Ers . 
gebniß eines widernatürlichen, ich möchte fagen , convulfi: 
a ra Jene Geldmaffen befinden fi) in den Häns 
den Einzelner, und zwar gerade jener, die gar nicht nad) 
Grundbefiß, der nicht genug lohnt, und die Capitalien feßs 
haft macht, trachten, fondern die ihre Gapitalien durch 

arleihen mobil erhalten wollen, um bey jeder günftigeren 
Gonjunctur wieder darnach zu greifen. Indeſſen, damit 
Güter zu 4Ct. gekauft werden, ift es nicht nöthig, daß 
die Käufer Geld befigen, fondern nur, daß fie zu 4 pEt. 
welches entlehnen fünnen. 

Wer durch diefe theoretifchen Gründe nicht überzeugt 
ſeyn follte, den muß doch ein practifches Argument anfpres 
chen, das mir zur Seite zu ftehen feheint. Die Großherzogl. 
Staatsregierung hat feit Fahren bedeutende Domänen ver: 
Auffert; fie muß alfo eine genauere Kenntniß des Güter» 
handels haben als die Stände in ihrer Gefanmtheit; 
fchlägt fie mun den Verkauf zu 4 pCt. vor, fo muß fie ihn 
im Allgemeinen für anwendbar halten und die Bermuthung 
ftreitet für ihre Meinung, weil fie auf Erfahrungen ges 
. gründet iſt. Welches Intereſſe Fonnten aber die Stände 
Dabey haben, fie abzuhalten, ihrer Anficht zu folgen, da 
beyde Theile wünfchen müffen, die Domänen auf einen 
hoben Preis zu bringen. 

- Die Methode, nad dem Ertrage ohne Abzug der 
Steuern zu verfaufen, gewährt übrigens feine reine Rech— 
nung und ift dem Käufer vortheilhafter ald dem Staate; 
denn, gefeßt die Steuern auf Capital reducirt, feyen 
gleich dem fünften Theile des Ganzen und jener Faufe alfo 
zu 4 pCt., fo ift diefes doch nur fur den Augenblick wahr, 
nämlic) die Verminderung der Steuern ift für die Zukunft 
wahrfcheinficher, als ihre Erhöhung und tritt die erfiere 
ein, fo bat der Käufer wohlfeiler als zu 4 p&t. gekauft. 
Wil man es nun nicht dem Zufall überlailen, ob die 
Steuer gerade + des Ganzen ausmache — welches hier der 
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Fall und dort wieder nicht ſeyn kann, (denn unfere 
Steuerrectification ift nicht in allen Fandestheilen fo weit 
vorgerüdt, daß man hieruͤber Gewißheit habe) fo bringe 
man die Steuer in Abzug und multiplicire den Reſt des 
Ertrags mit fünf und zwanzig. 

Mein Antrag geht nad allem diefem dahin, daß bie 
bochverehrte Kammer entweder diefen VBorfchlag annehmen, 
ober die bewußte Stelle des Gefetegentwurfes unverändert 
laffen möge. Hält man es aber für nöthig, die Staates» 
regierung zu einer nochmaligen Prüfung ihres eigenen 
Vorfchlagd zu veranlaffen, fo. thue man es durch eine 
Bemerkung, durch die Dorlegung unferer Verhandlungen, 
aber ja nicht in der Form eined Amenbdements zu dem 
Geſetze oder eines Wunſches der Stände. 

Uebrigens ift e8 um fo unbedenflicher, meiner Mei- 
nung beyzuftimmen, als die zweyte Kammer der Stände 
ſchon einen Zufag in Vorfchlag gebracht hat, durdy wel⸗ 
hen die Staatsregierung ermächtiget werden würde, in 
einzelnen Fällen dad Angebot nach vorbergängiger Un: 
terfuchung herabzuſetzen. 


nn. 


LILV. 


Dankadreſſe der erſten Kammer der Stände ar 
Seine Königlihe Hoheit den Großherzog, in 
Beziehung auf die Berfafjungsurfunde, 


Allerburchlauchtigfier Großherzog, | 
| Allergnädigfter Herr! | 


Em. Königl. Hoheit find durch die, dem Großherzog» 
thum hHuldreichft ertheilte, DBerfaffung dem fihönften . 
Wunſche Ihres getreuen Volfes entgegen gefommen. Durch 
diefelbe fihern Ew. Königls Hoheit dem Staate eine un 
erfchütterliche, auf weifen Gefegen beruhende, Grundlage, 
dem Throne ben ihm gebührenden Glanz, jebem Stande 
bie Gewähr feiner Rechte, und jedem Bewohner des Lan— 
bes die, mit dem Wohle des Ganzen vereinbarliche, Freir 
beit. Durch fie haben Em, Königl, Hoheit bie Verhaͤlt⸗ 
niſſe zwiſchen Herrfcher und Volk gerecht und vaͤterlich bes 
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ftimmt, die zwifchen beyden beftchenden heiligen Bande uns ⸗ 
auflösbar gemacht, die verfchiedenen ſich bisher in fo man⸗ 
chen Stüden fremd gebliebenen Landestheile zu einer und 
derfelben glüdlichen Familie, deren Haupt und Bater 
AllerhöhftSie find, vereinigt * bie Tilgung brüdens 
der, aus verhängnißvollen Zeiten auf und übergeganges 
ner, Schulden, jelbft mit eigenem Opfer, erleichtert und 
möglih gemadt. | — 
Durch dieſe Verfaſſung haben Ew. Koͤnigl. Hoheit 
das in den Jahrbuͤchern von Heſſen, ja in den Annalen 
der Menſchheit unvergeßliche, bey Eroͤffnung des Landtages 
ausgeſprochene Wort geloͤſet: | Mr 
daß Wir alle glüclich ſeyn werben. | 
Erlauben demnady Em. Königl. Hoheit, daß bie erfte 
Kammer Allerhoͤchſtihrer getreuen Landftände für dieſe 
neue laudesväterliche Huld den tiefften Dank mit innigft 
gerübrtem Herzen erftatte, und die Verficherung uner- 
fhütterliher Treue und Liebe auf den Stufen bed Thro⸗ 
ned — diefem Altare des Baterlandes — ehrerbietigft 
niederlege. | | 
Wir verharren in tieffter Erfurcht 
| Ew. Königlichen Hoheit en 
. alleruntertbänigft treugehorfamfte 
— | erfie Kammer der Ständsverfammlung. 
Darmſtadt den 21. December 1820. 


LVI. 


Vortrag uͤber den Antrag des Herrn Abgeordneten 

Mayer aus Grünberg, den Hauſirhandel be; 

treffend; erftattet von dem Herrn Geh. Staats: 
rath' v. Wrevden. — | 





Sch babe mid durch Einſicht der Minifterialacten 
überzeugt, daß. das Geheime Staatsminifterium dieſen 
Begenftand bereits in Berathung gezogen hat. Die deß— 
halb eingeforderten Berichte find — jenen der Regierung 
zu Mainz abgerechnet — alle eingegangen, weichen aber 
eben fo fehr unter fi von einander ab, ald die Ahflim- 
mungen bey der zwmeyten Kammer. Nur in einem Punfte 
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fommen fie überein, nämlich: daß auf dem flachen Lande 
der Haufirbandel nicht, ganz entbehrt werben könne, 

Sch bin daher ded Dafuͤrhaltens: 

4.) daß es nicht nöthig fey, die Staatsregierung an 
etwas zu erinnern, womit fie fih unaufgefodert, und 
zwar fehr ernftlich „ befchäftiget bat; 

2.) daß ed nicht einmal paffend fey, fie auf die, in 
der zweyten Kammer gemachten, Anträge hinzuvermeifen, 
da diefe offenbar unter ſich felbft in Widerfpruch ftchen. 

Sch glaube daher weiter, daß die zweyte Kammer 
von. diefem Antrage abgehen wird, fobald fie erfährt, 
daß derfelbe bereits ein Gegenftand minifterieller Berathungen 
geworden ift. 4 

Sollte man dieß fuͤr nicht hinlaͤnglich erachten; ſo 
duͤrfte es genuͤgen, das Geheime Staatsminiſterium im 
allgemeinen um Reviſion der beſtehenden Geſetze und mög» 
Lichte Befchränfung des Haufirhandels zu erfuchen; wobey 
man biefelbe weiter aufmerffam machen koͤnnte: 

1.) auf den Unterfchied zwifchen Städten und flachem 

ande; Ä 

2.) zwifchen Ins und Ausländern; 

3.) zwifchen felbft fabricirten und erfauften Waaren ; 

4.) zwoifchen ſolchen, dic im Lande nicht zu haben find, 

amd foldhen, fo bey den Kaufleuten zu erhalten find; 

5.) auf die Frage, ob und in welcher Art den Mufter» 

reitern eine Steuer aufzulegen -fey. 


warn. 


LVII. 


Vortrag des dritten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
uͤber den Antrag des Abgeordneten Herrn 
Kroͤncke, den Wechſel der Feld- und Wald: 
wirtbfchaft betreffend; erftattet von ded Herrn 
Grafen zu Yfenburg » Büdingen Erlaudt. 


Neferenten ift der Auftrag geworben, über die rubris 
cirte Sache der bochverehrlihen Kammer feinen Bericht 
abzuftatten. Er glaubt fi hierüber ganz kurz faflen zu 
fönnen, weil der Antrag der zweyten Kammer nicht auf 


‘ 
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ein Zwangsgeſetz, fondern nur auf eine bloße Empfehlung . 
- ber Sadye gerichtet ift. | 

Ich erlaube mir, den Antrag bed Abgeordneten Herrn 
Krönde zu verlefen. Es ift wohl feinem Zweifel unters 
worfen, daß es an vielen Orten fchlechted Feld gibt, das 
faum die Eulturkoften abwirft nnd alfo beffer ald Wald 
benugt werden fönnte. Der Berichtserftatter der zweyten 
Kammer der Abgeord. Herr Neeb, hat fehr recht, wenn er in 
Rheinheſſen den Bau der Acacie zu Weinpfählen, felbft 
im Kleinen, empftehlt. In den Provinzen Oberheffen und 
Starfenburg möchte der Anbau von Laub» und Nadelholz 
wohl vortheilhafter feyn, befonderd bie Lerchen und Kies 
fern wegen ihrem fchnelleren Wuchs. i : 

Der Fall, daß Waldboden zu Feld gemacht würde, 
ſcheint mir weniger einzutreten, benn ber Mangel an 
Holz wird immer fühlbarer. Selbſt in foldhen Gegenden 
fteigt es im Preife, wo es fonft in Menge zu niedrigen 
Preifen zu haben war. In der verehrten zweyten Kam⸗ 
mer find auch deßwegen ſchon mehrere Anträge gemacht 
worden. Zu leugnen ift es jedoch nicht, daß es auch 
Fälle gebe, und zwar wahrfcheinlic am erften bey volfs 
reichen, meiftens nur Feine Feldmarfen habenden, Stäbdten, 
wo ein Wald beſſer als Feld benugt werden koͤnnte. Sch 
glaube demnach darauf antragen zu können, daß die erfie 
Kammer fid) mit dem Antrage der zweyten Kammer vers 
einige, obgleich ich noch folgendes zu berickfichtigen bitte, 

So ſchoͤn und vortheilbaft ſich die Sache der Wech⸗ 
felwirtbfchaft in ihren Grundfägen darftelt, wird ed doch 
wahrfcheinlicy viele Schwierigkeiten bey der Ausführung 
geben, welche biefelbe an ben meiften Orten ſchwer und 
beynahe unmöglich machen werben, 

Denn es ift nur zu befannt, daß ein Wald eher aus— 
gerottet ift, al er wieder anwaͤchſt und daß Nieder» ober 
Hackwaldungen nicht gut an allen Orten fich anlegen laffen. 

Ferner finde ich mich veranlaßt, auch darauf aufmerf» 
fam zu machen; daß nach $. 47 des ftandesherrlichen Edicts 
vom 17. Februar 1820, es verboten ift, Ausrodungen 
von Waldungen obne Erlaubniß der Staatsregierung, zu 
machen. Ich glaube um fo mehr, daß diefer $. bier 
Anwendung finde, ald gar manches Intereffe hier in Ruͤck⸗ 
ficht kommt, deſſen Beachtung der Regierung obliegt. - 
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LVII: 

Vortrag des dritten Ausfchuffes über die Motion des 
Abg. Herrn Heyer, die Juſtizpflege an vem Groß: 
herzoglichen Hofgerichte zu Gießen betr.; erftattet 
von dem Herrn Oberappellationdgerichtörath Dr. 
Arens. | 
Der Abg. Herr Heyer hat der: zweyten Kammer fols 

gende Motiou überreicht: 

( Legatur. ) 
Der dritte Ausſchuß hat darüber referfrt, 
(vid. der Vortrag ) 
und es ift Darauf nad) Statt gehabter Discuffion von ber 
zweyten Kammer befchloffen worden : 
„daß die Staatsregierung zu erfuchen fey, unverzüglich 
die nöthigen Maafregeln zur Beförderung der Juſtiz— 
pflege bey dem Hofgerichte in Gießen in Wirkſamkeit 
zu fegen, mit Ruͤckſicht auf die darüber in ter Kammer 
gemachten Anträge und Bemerkungen. ’ 

Der Herr Referent des dritten Ausfchuffes der zwey⸗ 
ten Kammer hat übrigens nachgemiefen : | u 

4.) daß fich feit dem Suly 1819 die Ruͤckſtaͤnde bey 
dem Hofgerichte zu Gießen vermindert haben; 

2.) daß die Zahl der gefchlofjenen fpruchreifen Sas 
chen wenigſtens nicht übermäßig groß ill; 

3.) daß das Großherzogliche Geheime Staateminiftes 
rinm durch Anordnung einer Viſitation, ſowie durch die 
firengfte Gontrole und die genauefte Aufficht die Hinderniſſe, 
die fich einer prompteren Suftizpflege entgegenftellen, zu bes 
feitigen bemühet geweſen iſt. 

. Die Großherzogliche Staatsregierung hat nun audy vor 
kurzer Zeit dem einen, allerdings gegründeten, Bebürfnifle 

a a Mitglieder durch Anordnung drey neuer Raͤthe ab» 

geholfen und mithin alles angeordnet, was zur Abhülfe der, 

von der Kama ficher übertriebenen, Gebrechen nur immer 
angeorbnet werden Fonnte, 

Den einzelnen Defiderien, die der Antrag des Abg. 

Herrn Heyer enthält, iſt entweder bereits abgeholfen oder 

fie find nicht gegründet. 

Derfelbe wünſcht | 
a.) eine Vermehrung der Näthe, weildas Hof 
gericht in Darmftadt bey weniger- Arbeit neun, das Hofges 
richt in Gießen dagegen nur fieben Raͤthe habe. 
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Der Ausſchuß der zweyten Kammer hat_aber zur Ges 
nuͤge dargetban, daß das Hofgeriht in Darmfladt mehr 
befchäftigt fey, als das Hofgericht ın Gießen und da das 
Steger Hofgericht jegt auffer dem Director acht Näthe und 
einen Affeffor hat, fo dürfte diefes Defiderium als vollkom⸗ 
men erledigt betrachtet werden koͤnnen; 

b.) eine Abtheilung des Hofgeridhts in 
zwey, von einander unabhängige, Sectionen. 
Es ift nicht zu leugnen, daß durch dieſe Abtheilung die Ars 
beiten mehr befördert werden koͤnnen; allein es wird dars 
aus auf der andern Seite der Nachtheil für das Materielle 
der Suftizertbeilung hervorgehen, daß an den zu fällenden 
Urtheilen nicht die fammtlichen Mitglieder des Collegiums 
Antheil nehmen Fönnen. Es dürfte daher die Frage: welcher 
von beyden Vortheilen hier der überwiegende fey, ſchwerlich 
zu Gunſten diefer Abtheilung entfchieden werden dürfen und 
man wird daher hierin einen genugenden Grund finden, 
ne nur in dem Aufjerften Nothfalle eintreten 

u laſſen; 

c.) eine andere Einridhtung zur Erledigung 
ber Fornicationgfälle Sin diefer Beziehung bat 
der Vortrag des dritten Ausfchuffes der zweyten Kammer 
gleichfalls dargethan, daß diefem, zum Theile allerdings 
gegründeten, Defiderium nur durdy eine neue Gejeßgebung, 
nicht aber durch eine Aenderung in der Organifation des 
—— von der hier die Rede iſt, abgeholfen werden 

nne; | 
d.) die befondere Einrihtung eines Pus 
pillars oder Qutelarfenats. Der Grund, der 
diefe Einrichtung als wuͤnſchenswerth darfielen fol, enthält - 
mehr eine Befchwerde gegen die Juſtizaͤmter, ald gegen das 
Hofgericht und es dürfte noch eine große Frage feyn, ob es 
zwedgemäß if, obnellnterfchied alle vorfommenden — 
mitunter fehr ıgirhtigen — Tutelarſachen bloß an einen bes 
fonderen Senat zu vermeifen; 

e.) die Anftellung zweyer Regiftratoren, 
Da nun diefe auch fehon wirklich vorhanden find, da fers 
ner die übrigen Defiderien entweder bereits völlig erledigt 
find oder deren baldigfte Erledigung von den Bemühungen 
und der Sorgfalt des Großherzogl. Geheimen Staatsmi; 
nifteriums , Durch welche für die Beförberung der Juſtiz⸗ 
pflege in fo Furzer Zeit bereits fo. viel gefcheben ift, mit 
Zuverfiht erwartet werben barf, fo ift der dritte Aus⸗ 
ſchuß, mit dem Antrage des Ausſchuſſes der zweyten Kam⸗ 
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mer völlig einverftanden, der Meinung: ben Antrag des 


Abg. Herrn Heyer noch zur Zeit auf fi beruhen zu laſſen. 
Er ift diefer Meinung um fo mehr, als er überzeugt iſt, 
daß die Ständeverfammlung von ihrem Stechte der Motios 
nen einen, nicht zu häufigen, vorfichtigen und namentlich 
dann feinen Gebrauch machen möge, wenn fie die Ueberzeu⸗ 
gung gewinnen kann, daß von der Staatsregierung bereits 
alles aufgeboten und angeordnet wird, worauf durch die 
Motion angetragen werden fol. Berliert die Berfammlung 
der Staͤnde dieje Niückficht aus den Augen, fo wird es leicht 
dahin fommen Fönnen, daß die Motionen den Eindrud vers 
fehlen, den fie, behutfam und aus genügender Veranlaffung 
gebraucht, bey der Staatsregierung ficher nicht verfehlen 
werden. | ; 


„a... 
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Bericht des dritten Ausſchuſſes, die Aufarbeitung der 
Ruͤckſtaͤnde beym Kreisgeriht in Mainz betr.; 
erfiattet von dem Herrn Baron v. Mappes. 


Sn der zweyten Kammer ber Stände Flagt ber . 
Abg. Herr Piftortus über den langfamen Gang des 
Kreisgerichtes in Mainz, fchildert davon die Folgen und 
trägt an, daß es der Kammer gefallen möge, die Staates 
regierung zu erfüchen, durch ein zweytes Kreidgeridht oder 
jedes. andere, ihr dienlich fiheinende, Mittel dem Uebel 
abzuhelfen. s — 

Der dritte Ausſchuß der zweyten Kammer gibt in ſei⸗ 
nem Berichte folgende Urfachen der vielen, allda noch unents 
ſchieden liegenden, Procefie an: j 

„Waͤhrend dem Kriege, den Unruhen und dem provi⸗ 
forifchen Zuftande von 1813 bis 1916 hätten viele ihre Eins 
Hagen beym Gerichte aufgeſchoben; dann hätte ſich aber in 
ruhigen Zeiten alles auf einmal an's Gericht gedrängt, dars 
- unter aud die Suden. Diefen hätte nämlich die Verord⸗ 
nung vom 17. März 1818, welde das Faiferliche Decret 
vom 18, März 1808 aufhob, in Klagfachen Erweiterung 
gegeben. Die Erledigung diefer, fo ungewöhnlich anges 
bäuften, Proceffe verzögere fih num noch mehr, weil jeder 
Advocat bey allen Inftanzen plaidiren fönne, weil eine 
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zweckmaͤßige Aufſicht über die Amtsverwaltung der Sach⸗ 
walter fehle, weil das Praͤſidium des Kreisgerichtes durch 
Sterbfaͤlle und Krankheit zu lange unbeſetzt geblieben ſey. 
Als Mittel zur Abhuͤlfe proponirt der dritte Ausſchuß der 
zweyten Kammer, die Einfuͤhrung von Landrichtern fuͤr die 
Zukunft, einſtweilen aber Abtheilung des Kreisgerichtes in 
zwey Sectionen, angemeſſene Vermehrung der Richter, Vor⸗ 
ſchrift fuͤr die Advocaten, um nur bey einer Section plaidis 
ren zu dürfen, Reviſion der Advocatentaxe ꝛc. Diefer Aus⸗ 
fchuß übergibt ferner eine Aufzeichnung ineinander greifens 
der Mittel, dieer von Seiten des Abg. Herrn Kertel erhal» 
ten. hatte. Hierauf erfolgen zwey Discuffionen über den . 
Gegenſtand in der zwepten Kammer — ein zweytes Ges 

richt in Worms oder Alzey zu -etabliren, wird vorgetragen: 
und beftritten — alle vereinigen fich aber über die Noths 
wendigfeit, bis zur gefchehenen Aburtheilung der anhängis 
gen Klagfachen zwey Sectionen in Mainz wirfen zu Iaffen. 

- Referent findet die angegebenen Urfachen der erfolgten 
Procefanhäufung vollfommen gegründet und das vorge, 
fchlagene Mittel, zwey Sectionen ununterbrochen Sigung 
halten zu-laffen, für das geeignetfte, um zum Ziel zufommen ; 
auch fcheint ihm der Auffag ( — ———— der vom Abg. 
Kertel der zweyten Kammer uͤbergeben worden und mit 
viel Sachkenntniß abgefaßt iſt, alle Aufmerkſamkeit zu 
verdienen. 

Kuͤuftig, wenn alles wieder in ſeinem gewoͤhnlichen 
Gange iſt, leitet und belebt wohl ein eminenter Praͤſident 
das Gericht in der Art, daß keine Ruͤckſtaͤnde bleiben. — 
Den unwiderſprechlichen Beweis, daß es geſchehen kann, 
gab der hochgeachtete Geheime Staatsrath Herr Wernher, 
unter deſſen Vorſitz, nebſt den laufenden Sachen, eine Auf: 
ferft bedeutende Anzahl Ruͤckſtaͤnde beendet worden ift. 

Da in der zweyten Kammer, bey der Discuffion über 
das momentane Uebel, der Einführung von Landrichtern 
erwähnt wurde, welcde nad) feiner Kenntniß der Stim⸗ 
mung in der Provinz ein großes bleibendes Uebel werden 
Fönnte Cdenn nie wırd ein Volk die Entfcheiduing feiner 
Streitfacken ohne Murren einem Richter anvertrauen, 
wenn ed an ein collegialifches Gericht gewöhnt war) fo 
bält Referent fich verpflichter, hierauf und auf die Zufage _ 
unſers gnädigften Großherzogs rücdfichtlich der Inſtitutio⸗ 
nen der Provinz Nheinheffen anfmerkfam zu machen. 

Ueber den nämlichen wichtigen Gegenftand find. in der 
67ten Sigung der zweyten Kammer richtige Bemerkungen 
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‚gemacht worden, die ich in der Beylage 7. zu über- 

geben die Ehre habe. | | —— 
Fxeferent iſt uͤbrigens des Dafuͤrhaltens, daß der An⸗ 
trag der zweyten Kammer zur Abhuͤlfe des augenblicklichen 
Uebels, in dem Sinne ihres Communicats, mit möglicher 
Beruͤckſichtigung der Anträge und Bemerkungen beyder 
Kammern bey der Staatsregierung zu unterſtuͤtzen ſey, 
welchem Antrage fammtliche Mitglieder des Ausfchuffes 
beygetreten find. Ä F 


— 


LX. 


Vortrag des zweyten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
uͤber den Antrag des Abg. Freiherrn v. Gagern, 
die Verbeſſerung der proteftantifchen Kirche 
betr.; erſtattet von dem Herrn Praͤlaten Dr. 

Schmidt. 


Die Frage, in wie fern die Verbeſſerung der prote⸗ 
ftantifchen Kirche ein Gegenſtand fey, der fich für die Bes 
ſchaͤftigung der Ständeverfanmlung eigne, — biefe Frage 
verdient allerdings bier zuerft in Betracht zu kommen. 
Die zweyte Kammer beftehr aus Katholiken und Proteflans 
ten, fo wie fie, ohne Ruͤckſicht auf die Eonfeffion, durch 
das Vertrauen ihrer Mitbürger berufen geworden find. 
Es kann daher gefchehen, daß zu Zeiten die Zahl der einen 
weit größer, wie die der andern if. Es find fogar Ju⸗ 
den, die das Staatsbürgerrecht erlangt haben, fähig, in 
die zweyte Kammer gewählt zu werden. Es ift daher bie 
aufgeworfene Frage allerdings nicht unbedeutend. 

Die Anfichten des Neferenten find folgende. 

Die proteftantifche Kirche kann nicht Gegenftand ber 
Beurtbeilung einer, fo zufammengefegten, Verſammlung 
feyn, infofern fie proteftantifche Kirche ift. Ihre 
Lehre als proteftantifche Lehre, ihre Verfaffung als protes 
ftantifche Verfaffung, die Amtsthaͤtigkeit ihrer Lehrer als 
‚proteftantifcher Lehrer, find ihr alleiniges Eigenthum und nur 
ihr allein kann hierüber ein Urteil zuftehen. 

Dagegen ift aber die proteftantifche Stirche eine, vom 
Staate in Schuß genommene, Kirche. Sie wird nicht bloß 
vom Staate tolerirt, fondern fie wird von demfelben uns 
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terftügt. In biefer Hinficht kann fie allerdings ein Ger 
ame» für die Beſchaͤftigung der Ständeverfammlung 
wer N. 2 . ’ 

Wenn der Staat eine Keche in feinen Schug nimmt, 
fo kann dieß nur gefchehen, weil ex dieſelbe ald eine” Ans 
ftalt betrachtet, welche dem Zwecke des Staates bient, 
d. h. als eine Anſtalt, durch welche Sittlicyfeit und Reli— 
giofträt befördert wird: - Dem Staate, als ſols em, liegt 
an der Nechtlichfeit feiner Bürger, Die Nechtlichkeit bat 
aber ihr ficherftes Fundament in der. Sittlichkeit und Res 
ligiofität, Eine Anftalt, die den Zwed hat, Sittlichkeit 
und Religiofität zu befördern, verdient darum die Unter⸗ 
Rüsung des Staates, wenn berfelbe fein eignes Intereſſe 
nicht verfennen will. Es entfieht. für ihn hierdurch dag 
Recht, eine ſolche Anftalt zu beobachten, ob fie den vors 
gefegten Zweck nicht aus dem Auge verliere. Aber e8 erges 
ben fi) hieraus zugleich die Grenzen, innerhalb welcher 
biefes Recht befchränft bleiben- muß. Hierbey muß uͤbri—⸗ 
gend ganz davon abgejehen werden, ob bie in Frage ſte⸗ 
bende Kirche diefelbe ift, zu welcher fih aud das Ober» 
haupt des Staates befennt, — dieſelbe, zwifchen welcher 
und dem Oberhaupte des Staates um deßwillen nuc ein 
engeres Berbältniß Statt findet, Es ift hier die protes 
flantifche Kirche ganz aus demfelben Standpunfte zu bes 
trachten, aus welchem. auch die catholifche betrachtet wers 
den müßte. * 


Indem Referent ſich nunmehr zur Sache wendet, be⸗ 
merkt er vorher, daß der Antrag, durch welchen die Ver⸗ 
handlungen der zweyten Kammer veranlaßt worden, von 
dieſer nicht anher mitgetheilt worden iſt. Er hat ſich da⸗ 
her an den Abdruck deſſelben, in den gedruckten Verhand⸗ 
lungen Heft III. ©, 101 f. gehalte. 

Daß der Urheber dieſes Antrags die Sache aus einem 
anderen Standpunkte angeſehen habe, als fie dem Reſe⸗ 
rd erfcheint, ergibt- ſich ſchon aus folgenden Worten 
befjelben : | 

„Wenn unter uns bie flaatörehtliche Lehre von dem 
summus episcopus in der Perfon des Fürften wahr ift, 
wie ihre denn Niemand widerfprochen bat, fo find eben 
fo ficher die Stände des Landes fein- Gapitel und feine 
vorderften Raͤthe.“ er 

Da der Urheber des Antrags von ben Stränden 
überhaupt fpricht 5 da die Verfaſſung überdieß Fein corpus 

Verh. d. erſt. Kamm. Beyl Heft II. 1820 (u 


* 
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evangelicorum in ber Ständeverfammlung anerfennt, fo 
ift es wohl unbezweifelbar, daß derfelbe der Yroteftantis 
fchen Kirdye ein Capitel zugedacht hat, welches nicht bloß 
aus Mitgliedern einer anderen chriſtlichen Kirche beitebt, 
fondern wohl auch noch einige Rabbiner in feiner Mitte 
zählen koͤnnte Fir dieſe Fürforge wird wohl die protes 
ftantifche Kirche „nicht ſehr danfbar feyn. Der Antrag 
felbft befaßt vier, Defiderien. Ä u: 

Das erfte ift: „die Aufficht auf Sitte And Lehre der 
. proteftantifchen Geiftlihen zu ſchaͤrfen.“ 

Was die Lehre betrifft, fo beginnt der Urheber mit 
der Aufforderung, dahin. zu wirken, daß ber ächte Glaube 
der. Vorältern auf die Enfel gebracht, daß die Reformas 
tion nicht verdorben, verunftaltet und erfchitttert ‚werde. 
Er erinnert an die Zeiten, wo Zollifofer, Reinhard, ep, 
Plank hr Zierden der Kanzel und des Lehrſtuhls gewor⸗ 
den u. 1. T- | 

Nur beyläufig will Referent bemerken, daß diefe Zeis 
« ten noch nicht fo ganz vorüber feyn dürften, da Hanf 
feinen Lehrſtuhl in Göttingen noch mit ungefchwächter 
Kraft beffeidet und von allen proteftantifchen Theologen 
hoch verehrt wird. — 

Allerdings ſind Beſorgniſſe geaͤuſſert worden, daß die 
Proteftanten in Gefahr ſeyen, ſich von ihrem urfpränglis 
chen Lehrbegriffe zu entfernen. Allein die Zeit, wo diele 
Beforgniffe am lauteften geäuffert wurden, iſt fchon über 
ein Vierteljahrhundert vorüber. Selbſt ber fo eben ge- 
nannte Leß blieb von dem Vorwurfe der Neuerungsſucht 
damals nicht verfchont, wie 3.8. die, von Benner gegen 
denfelben gerichteten, Streitfhhriften darthun. = 

Es ift übrigens hier der Ort nicht, in Unterfuchungen 
» über den gegenwärtigen Stand der yroteflantifchen Dog⸗ 
matif einzugehen, da die Sorge für die Erhaltung ihres 
Lehrbegriffs lediglich der proteftantifchen Kirche: felbft über: 
laſſen bleiben muß. j | — 

Ein anderes wuͤrde es freilich ſeyn, wenn die Lehre 
proteſtantiſcher Geiſtlichen dahin ausarten ſollte, daß da⸗ 
durch der Sittlichkeit und Religioſitaͤt ſelbſt Nachtheil ge⸗ 
bracht würde. Dann würde, weil das Intereſſe des Staa⸗ 
tes hiervon betroffen wird, ber Gegenfland: allerdings die 
Aufmerkfamfeit der Stände in Anfpruc nehmen dürfen. 
Dann würde es aber auch erforderlich feyn, fich nicht bloß 
in unbefiimmte Klagen zu verlieren, fondern vielmehr bie 
Tharfachen möglichft beftimmt darzulegen. 


Beylage IX. . 5 


Bas die Sitten der Geiſtlichen anbelangt; fo geht der 
Antrag nicht in das Nähere ein. % ſo geh 


— 


ESs iſt gewiß, wenn ein Geiſtlicher, — welcher Kirche 
er auch angehoͤre, — ſich den Augen des Publikums auf 
eine Art darſtellt, daß dadurch bey dem Publikum oder bey 
einem Theile deſſelben eine geringere Meinung von dem 
geiſtlichen Amte erzeugt werden kann, ſo wird hierdurch die 
MWirkfamfeit des geiſtlichen Amtes beſchraͤnkt und die Sache 
der Sittlichkeit und Religiofität fann hierunter leiden. Iſt 
aber dieß, fo darf die Ständeverfammlung — von melcher 
Kirche auch ihre Mitglieder find — hierauf gewiß ihre Aufe 
merfjamfeit richten. nn Ä 
Klagen über die proteftantifchen Geiftlichen, wie die, 
welche in der zweyten Kammer erhoben ‚worden find — 
find fait in allen yproteftantifchen Ländern Deutichlande 
bisher ‚laut geworden.; - Referent ift weit entfernt, viefels 
ben für ganz ungegründet zu erflären. Aber er ift doch 
zugleich verpflichtet, zuzufegen, daß er unter der Heffijchen 
(Seiftlichfeit eine große Anzahl von Männern fennt, die, 
der Würde ihres Amtes eingedenf, nie Beranlaffung zw - 
ſolchen Klagen geben. ,  n. ; : 

Da die Staatsregierung dermalen wirklich damit ums 
geht, _ die Aufficht über. die. proreftantifche Geiftlichfeit 
zwecdmäßiger zu organifiren, fo erhält diefes Defiderium, 
fo feru es fih auf die Zitten der Geiftlichen bezieht, biers 
durch feine Erledigung. Referent wendet fich daher zu dem 
zweyten ‚und dritten Defiderium, nämlich: ‚‚den Kammern 
‚ eine Ueberficht des Gehalts und der firen Emolumente der 

Geiftlichen im ganzen Großherzogthum mitzutheilen und 
‚auf Berbefferung ihres Gehalts und anftändigen Austoms 
mens nach und nach Bedacht zu nehmen.’ 
Unftreitig würden der Klagen über das Herabfinfen 
der Geiftlichen weit weniger ſeyn, wenn bie Befoldungen, 
welche die meiften erhalten, ihrem Stande und den Ber 
dürfniffen der Zeit mehr angemeffen wären. Der Drug 
des Mangels macht leicht den Mann muthlos und. vers 
nichtet in ihm dad Gefühl der Würde feines Amtes. Nah⸗ 
rungsforgen verwiceln ihn in eine Menge Eleinlicher Ruͤck⸗ 
fihten, wodurch er in den Augen des Publitums verlieren 
muß und endlich auch das Vertrauen zu fich felbft verliert. 
Man denfe fih einen Geifllichen, der auf ein einfamed 
Dorf bingemwiefen ift.. Er fehnt ſich wohl nach Umgang 
mit Männern, die mit ihm auf gleicher Etnfe der Bils 
dung ſtehen und fönnte folche auch in der Nachbarfchaft 

ö . . + 
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finden; allein ed wuͤrde ihm ſchwer fallen, wenn er dem 
Gafte, der ihn mit einem Glafe Wein bewirthet hat, wies 
der ein Glas Wein vorfegen follte. Er ſieht fi daber 
genöthigt, diefem Umgange zu entfagen. Er muß fi dem⸗ 
nad) entweder zuräcziehen oder einen minder koſtſpieligen 
Umgang bey denjenigen fuchen, bie an Bildung unter ihm 
ſtehen. So kann es leicht gefchehen, daß er verbauert. 
Aber jollte er nicht mehr Mitleid, ald Tadel, verdienen ? 
Da über diefen Gegenftand noch in der heutigen Si— 
gung ein Antrag des Herren Freiheren v. Wiefenhütten vor, 
fommt, fo will Referent nicht länger bierbey verweilen. 
Das vierte Defiderium ift endlih: 
„kirchliche Verfafjung wieder herzuftellen oder zeitgemäß 
einzurichten. *° | 
Beſtimmter bat fich der Urheber des Antrags nicht er- 
klaͤrt. Referent vermuther, wegen der Verbindung, daß 
bier an die DOrganifation der Inſpection über die Amtsfuͤh⸗ 
rung und den Lebenswandel der Geiftlichen gedacht fey. In 
diefem Falle hat er ſchon oben das Nöthige bemerkt. Er fegt 
noch zu, daß ihm die altheflifche Einrichtung vollfommen 
zwedgemäß erfcheint, und daß die fi) Darbietenden Mängel 
und Gebrechen meift ihren Grund dartn haben, daß biefe 
Einrichtung nicht in allen ihren Theilen aufrecht erhalten 
und we urfprünglichen Beflimmung gemäß behandelt wor» 
den ift. 
Es ift in dem Antrage auch von ben befonderen Vers 
bältniffen der Provinz Rheinheffen die Rede, wobey fich auf 
‘eine, von der dortigen Geiftlichfeit eingereichte, Denkſchrift, 
fo wie auf ein Schreiben eines dortigen Geiftlichen, bezogen 
worden. Diefe Beylagen find ebenfalld nicht anher mitges 
theilt worden. Referent will aber bey diefer Gelegenheit 
bemerken, daß aud ihm von rheinheffichen Geiftlichen meh— 
rere Mittheilungen gemacht worden find, die Bezug auf das 
dortige Kirchen- und Echulmefen haben. Es fchien dem 
Referenten am angemeffenften, diefelben furzer Hand an das 
Geh. Staatsminifierium gelangen gu laffen und glaubt hiers 
* — Abſichten der Verfaſſer am ſicherſten entſprochen 
zu haben. | 
Der Beſchluß der zwegten Kammer geht übrigens dahin: 
„daß die Staatsregierung zu erfuchen fey, zur Befferung 
des Zuftandes der proteftantifchen Kirche die noch erfors 
derlihen Maapregeln verfaffungsmäßig eintreten zu lafs 
fen, mit Beruͤckſichtigung der hierüber gemachten Anträge 
und Bemerkungen. 


‘ 
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Referent trägt darauf an, daß bie erfie Kammer dies 
fem Befchluffe beyflimme, indem er voraugfegt, daß der 
Ausdrad: „„verfaffungsmäßig‘ bier zugleich den 
Sinn habe, die Goncurrenz der Stände auf die richtigen 
Grenzen zu befchränfen. — 

Der Ausſchuß iſt, dem Weſentlichen nach, dieſem Ans 
trage beygetreten. 


amwmmnmnmmmas 


LXI. 


Vortrag des zweyten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 
den Antrag des Herrn Geheimen Raths Freiherrn 
v. Wiefenhütten wegen Aufftellung eines Etats 
über das proteftantifche Kirchenvermögen betr. ; 
erfiattet yon dem Herrn Prälaten Dr, Schmidt. 


Die Klagen, daß die Befuldungen ber proteftantifchen 
Geiftlichen zu gering und den Beduͤrfniſſen der Zeit nicht 
mehr entfprechend feyen, find, wenigſtens hinfichtlich der 
Provinzen Oberheffen und Rheinhefien, nicht ungegründer. 
Da Referent in dem Augenblide die Verzeichniffe der geiſt— 
lichen Stellen der Provinz Oberhefien, nur mit Ausnahme 
derjenigen, welche ſich in den fandesherrlichen Gebieten 
befinden, vor fi hat, fo will er die Refultate hier mit» 
theilen, N 

Es find diefer Stellen zufammen 202. 

Unter denfelben befinden fich - 

a.) Stellen, wo die Befoldung unter 500fteht . . 36 
b.) Stellen, wo die Befoldung zwifchen 500 und 


OR RE ee ans 
c.) Stellen, wo die Befoldung zwiſche 700 und 


1 Re er — 
d.) Stellen, wo bie Befoldung zmwifchen 1000 und 
1400 fl. ſteht + + * . + + * + u . 
e.) Stellen, wo die Befoldung über 1400fl. ſteigt 21 ° 


22 
Ge wichtiger dem Staate bie Sittlichkeit und Reli— 
gioſitaͤt feiner Bürger ſeyn müffen, um fo gewiffer erfordert 
es fein Intereſſe, dafılr zu forgen, daß der geiftliche Stand 
nicht durch den Drud von Rahrungsforgen dahin gebracht 
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werde, baß er in ber öffentlichen Meinung finfe und das 
durch. an feines Wirffamfeit verliere. | 

Durch diefe Betrachtung iſt auch folgender, von bem 
Heren Freiherrn v. Wiejenhütten gemächter, Antrag vers | 
aulaßt worden: | 

(Lezatur. ) 

Indem bdiefer Antrag ſich genugſam ausfpricht, will 
Referent nur noch zur Erläuterung defjelben eine Bemer: 
fung beyfügen, 

Die fogenannten Kirchenfonds find Fonds von fehr 
verſchiedenen Beflimmungen, namentlich in Bezug auf die. 

Verbindlichkeit, zur Erbauung und Unterhaltung der Kirchen, 
Pfarrwohnungen und Sculhäufer beyzutragen. Manchen 
liegt die Baus und Unterhaltungslaft binfichtlich aller dies 
fer Gebäude allein ob. Manchen. wiederum nur binfichtlich 
ber einen oder der andern. Manche haben nur einen- be: 
ftimmten Theil diefer Koften zu tragen, während ein an: 
derer Theil von der Gemeinde oder dem Kirchfpiele getras 

gen wird. Andere dagegen find von allen ſolchen Laſten 
völlig frey. Es ergibt fich hieraus von felbft,. baß ed nur 
zu Mißgriffen verleiten würde, wenn man alle diefe Fonds, 
weil fie einen gemeinfchaftlihen Namen führen, ſaͤmmtlich 
unter eine Categorie bringen und auf diefelbe Weife be- 
handeln wollte. Vielmehr erfcheint es als nöthig,: daß die— 
felben, mit Ruͤckſicht auf ihre verfchiedenen Beftimmungen, 
in verfchiebene Clafjen ‚gebracht werden, weil nur hierdurch 
eine, dem beabfichteten Zweck entiprechende, Weberficht des 
disponiblen Kirchenvermögens möglich wird. 

Unfireitig bat dieß in dem Antrage felbft durdy bie 
Worte „mit genauer Bezeichnung feiner Beftimmungen 
und Zwecke“ angedeutet werden folen. Dem Referenten 
fchien es jedoch nicht überflüfftg, Ddiefen Punft mehr, hers 
vorzubeben, weil ihm befannt ift, daß bisher bey Fertigung 
ſolcher Ueberfichten hierauf die erforderliche Ruͤckſicht nicht 
immer {ft genommen worden, — man hat 5. B. bisweilen. 
geglaubt, dadurch eine Gleichſtellung zu bewirken, daß man 
bey den baupflichtigen Fonds den Betrag der Baufoften nadj 
einem zehnjährigen Durchſchnitte in Abzug brachte u, dgl. m, 

Uebrigeng befchränft.fich der Ausſchuß blog auf Ems 
pfehlung bes Antrags, fofern er die Fertigung einer fols 
chen Ueberſicht betrifft, ohne zugleich auf die, in Frage 
gebrachte, Gleichftellung der Geiftlihden und Verwendung 
des localen Kirchenvermögens hierzu einzugeben. 


UnvvvmrnYV 
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| LXII. | | 

Erlaß des Großherzogl. Geheimen Staatsminifteri; 
ums, Die Prorogation ver directen Steuern und 
indireeten Auflagen betr. - | | 


Das Großherzog, Geheime Staatsminifterium glaubt 
vorausfegen zu müflen, daß es Wunfch der Ständever- 
fammlung fey: e8 möge vom 1. April J. J. an, nicht eine 
abermalige Prorogation der bisherigen directen Steuern 
und indirecten Auflagen eintreten, fondern von bdiefen - 
Tage an das, Ihrer Berathung übergebene, neue Finanz- 
geieb, in dem ganzen Umfange ded Großherzogthums zur 

ollziehung kommen. 

Die Staatsregierung theilt dieſen Wunſch; allein der 
bisherige Geſchaͤftsgang hinſichtlich der, an die landſtaͤndi⸗ 
fhen Kammern gebrachten, . Finanzangelegenheiten floͤßt 
ihr die Beforgniß ein, daß es nicht thunlidy feyn werde, 
bemfelben zu entfprechen, ba die Nepartition der neu bes . 
willigten directen Steuern fowohl, al& wie die, zur Si— 
cherſtellung und Erhebung der Fiinftigen indirecten Aufla- 
gen erforderlichen, Cinrichtungen und Anftalten einen 
Zeitraum von wenigftens fünf bie ſechs Wochen erfordern, 
innerhalb deffen mit der angeftrengteften Thätigfeit gear: 
beitet werben muß, wenn der Zweck erreicht werden fol. - 

Sie fiebt fi) daher veranlaßt, der Ständeverfanms 
lung zu eröffnen: ° 

„daß eine weitere Prorogation der bisherigen Steuern 

und Auflagen über den 1. April hinaus nur dann vers 

mieden werden kann, wenn das neue Finanzgefek King: 
ſtens bis zum 20. Februar vollendet und von beyden 

Kammern fomwohl, ald wie von des Großherzogs König» 

licher Hoheit, genehmigt feyn wird. ’ 

Ein längerer Verzug würde die eutgegengefeßte Notbs 
wenbigfeit unvermeldlich berbeyführen und bey. diefen Um: 
ftänden glaubt das Geheime Staatsminifierium, daß es die 
Ständeverfanmlung als einen Beweis feiner Achtung atis 
erfennen werde, wenn es diefelbe hierdurch auf diefe Vers 
bältniffe aufmerkffam macht. 

Darmftadt den 31. Jannar 1821. — 5 

Großherzogl. Heffifches Geheimes Staatsminifterium. 

v. Srolman. Frhr. v. Gruben. EIMRND. ' 
Zu Ä otbe. 
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LXIII. 


Antrag die Kriegskoſtenausgleichung betr., von dem 
Herrn Grafen Albert von Erbach. 


Der Unterzeichnete erlaubt fich, binfichtlicy der, in ber 
Mrovinz Starfenburg in den Jahren 1813, 4814 u. 1815. 
entftandenen, Kriegsfoftenausgleichung dahin einen Antrag, 
zu machen, daß nämlich die hohe Staatsregierung erfucht 
werben möchte; 

1.) dieſe Kriegsfoftenausgleichung entweder ganz zu 
befeitigen. oder wenigſtens 

2,) bis auf eintretende beffere Zeiten zu verfchieben 
und fie erft der Berathung eines Fünftigen Landtags ans 
heim zu ftellen oder endlich | 

3.) nur nach Berbältniß der natürlichen und Vers 
mögendfräfte der einzelnen Nemter vorzunehmen und 

4.) bey diefer Bornahme und der deßhalb vorausgehen 
follenden Revidirung der vorliegenden Rechnungen - jeden 
Amts ober auch. (durch Bereinigung mehrerer Aemter ) 
größeren Bezirken zu verftatten, durch einen, frey zu waͤh⸗ 
lenden, Bevollmächtigten diefe Rechnungen einjehen und 
die, für nöthig findenden, darauf Bezug habenden, Bes 
merfungen vorbringen zu koͤnnen. | 


LXIV. 


"Antrag die Errichtung einer allgemeinen Wittwen - 
und Waifencaffe: Anftalt betr., bon dem Herrn 
Grafen zu Erbach. 


Dbgleih in dem Großherzogthum Heffen mehrere 
partielle Berforgungsanftalten für Wittwen und Waiſen 
beftehen, fo umfaſſen doch folche nicht alle Verhältniffe , 
fondern es bleiben in diefer Hinficht zu einer Bervollfoms 
nung folcher Inſtitute immer noch Wuͤnſche übrig. 

Es kann aber nicht unwichtig feyn, wenn die Hins 
terbliebenen eines, dem Staate treu und einfichtöuol ges 
dient habenden Manneg, um fo mehr.eine, dem Lande 
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nicht zur Laſt fallende, Ausficht in die Zukunft haben, 
als der Staatsdiener, ſchon dadurd beruhtgt, fich mit ei⸗ 
nem ungetheilteren Ssnterefje feinem hoben Berufe wid» 
men fanı. | | | 
Ein. Beamter des Staated aber ift felten in ber 
Lage — wenn er nicht gerade eigene Mittel befigt — von 
feiner Befoldung ein Capitalvermögen zum Behuf der fers 
neren Subfiftenz feiner Familie zu fammeln, und Dieß 
‚zwar um fo weniger, ald nach ausdruͤcklichen und aus der 
. Natur feiner Verhältniffe hervorgehenden Bellimmungen, 
ihm und feiner Familie nicht geftattet ift, durch eine ans 
bere, jedem anderen Staatebürger zugelaffene Befchäftigung, 
fich einen Nebenerwerb zu verfchaffen, und als mit feinem 
Tode auch der Gapitalftod, woraus feine Hinterbliebenen 
die Subfiftenzmittef erhalten Fünnten, gänzlich hinwegfaͤllt. 
Da es aber erwieien werben fann, daß, falls fid) 
ber Staat ganz mit Penfionen- befaffen wollte, eine vers 
einfachte . Adminiftration unmöglich werden dürfte; fo 
fommf es bier darauf an, unter Garantie der hoben 
Staatsregierung eine WittwencaffeAnftalt, bie demſel⸗ 
ben Staate nicht zur Laſt fällt, in das Leben zu rufen: 
Sch erlaube mir daher in biefer Beziehung, dahin einen 
Antrag zu machen, daß die hohe Staatsregierung erfucht 
werden möge, nah Maaßgabe ber Brandver— 
fiherungsanftalt eine gleidhe, das Großher— 
zogthum umfaffende, Anfalt für Wittwen 
und Waifen um fo mehr zu begründen, als 
bie eben bemerfte Feueraffecuranz fein Ca— 
pitalvermögen hat, fondern, fib auf den 
Werth des, zu verfihernden, Vermögens ba 
firt, und von diefem Stode die bedürfenden . 
— nah Procenten ausfhlägt und 
erhebt, 
Der Unterzeichnete erlaubt ſich noch die, feine Mos 


tion befräftigen müffende, Bemerfung, wie die neuere Ger 


schichte. des deutfchen Baterlandes unzählige Beifpiele aufs 
ftellt, daß folche Inſtitute, bey denen ſich Gapitalten aufs 
häuften, flatt der Fortdauer dem Untergange entgegen 
aefübrt worden find, DE 
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Bortrag des zweyten Ausfchuffes der erften Kam— 
„mer über den Antrag des Abgeordneten Herrn 
Krönde, die Neception der Unterthanen. und 
die dabey Statt findenden Dispenfationen be: 
treffend; erflattet von dem Herrn Gtaatsmi: 
nifter Freiherrn du Thil. J 





Die zweyte Kammer der Staͤnde hat in Betreff des 
oben benannten Gegenſtandes folgenden Beſchluß gefaßt: 
(legantur 1) dad Communicat, 2) die Anträge und 

3) Diecuffionen) 

Der Zwed ber Anträge war, von der Neception ber 
Eingebornen, Cwenn fie ja Statt finden müfe,) Weit 
läuftigfeiten und Koften, und. bey den Heirathsconceſſio⸗ 
nen alles Finanzielle zu entfernen - -. | 
In der Begründung jener Anträge ift fehr viel Wahr 
red gefagt worden. Wahr ift e8 z. DB. daß nichts uns 
ftaatswirtbfchaftlicher feyn koͤnne, ald das Capital neuer 
Anſiedler, folcher die erft ein Gewerbe beginnen wollen, 
im Boraus zu fehmächen. —J | 

Wahr ferner, daß es ungerecht fey, Diepenfationen, 
bie nach einmal angenommenen Grundfägen ertheilt wer, 
den müflen, bezahlen zu laffen, und mißftändig , daß bey 
ber letzten Organifation Dispenfationen, die kirchlichen 
Urfprungs find, wie die von verbotenen Graden bey Heu- 
rathen, den Hoffammern übermiefen wurden. — 

Wahr endlich, daß ſo manche kleine Abgabe den 
Staatsregierungen ehedem nur deßwegen wichtig war, 
‚weil die Verfaſſung ihnen nicht geftattete, nach ibrer Ein⸗ 
fiht eine andere, obgleich zweckmaͤßigere an bie Stelle zu: 
ſetzen; baß aber da, wo Regierung und Stände: bie: 
Summen, melde fie ald das Bedürfniß des Staatshaus⸗ 
halts anerfennen,. auf jede zwecddienlich fcheinende Weiſe 
aufbringen Fönnen, die Zufälligfeiten alten Herfonmene 
ftaatswirtbfchaftlichen Gründen überall, wo feine erwors 
bene Rechte verlett werden, weichen müffen. Hieraus 
gebt fhon hervor, daß der Ausſchuß geneigt ift, feiner 
Seits den Beichluß der zweyten Kammer zu unterflügen; 
es if aber feine Pflicht, die hochverehrte Kammer mit den 
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Einzelnheiten des Gegenftandes ; von welchem die Rede 
it, zuvorberft befannt zu machen; anzugeben, wie er 
den Befchluß der zmeyten Kammer, indem er ihm beys 
tritt, verftehe, und endlich, weil man von der Staates 
regiernng nichts erbitten muß, das nicht füglich gewährt 
werben kann, zu zeigen, daß nicht alle Formalitäten und 
Ausgaben bey der Neception der Unterthanen wegfallen 
Fönnen. Er bat ſich zu diefem Ende DVerzeichniffe aller 
Abgaben, die bey LUnterthanenreceptionen vorzufommen 
pflegen, verfchafft und Iegt fie hiermit vor. 

(legantur die Berzeichniffe ) 

Die Hauptfache in dieſer Materie ift der Zweifel, 
über welchen zwar Fein ausdruͤcklicher Beſchuß gefaßt 
worden ift, ber aber in bem Antrage aufgeworfen wird: 
Ob nämlich eine Neception. der Inlaͤnder Statt finden 
müffe? Wir beantworten diefe Frage mit Ta. 


Es ift nie davon bie Nebe gewefen, dem Eingebornen 
den Aufenthalt in feinem Baterlande, oder die Benugung 
feines Vermögens, zu erſchweren; ſo lange er nicht heis 
rathen und Genoffe einer Eorporatign werden will, bedarf 
er feiner Reception. Es ift ferner ein Irrthum zu glaus 
ben, daß die NReceptionen und vollends die Dispenfatios 
nen, von welchen bier die Rede ift, yon der Leibeigenfchaft 
herrührten. Die Manumiffionen und was fonft in diefe 
Gategorie gehört, find abgefchafft. Die Receptionen fin- 
den nur dann Statt, wenn ein Unterthan heirathen, ein 

ewerbe beginnen, und einen bürgerliden Stand antres 
- ten, Gemeindsmann, Benfaße, Hunftgenoffe werden will; 
fie find eine polizegliche Maaßregel, der eine Unterfuchung 
über das Alter und die rechtlichen Werbältniffe, die bey 
Heirathen oder dem Eintritte in die Gemeinden in Bes 
tracht kommen, fodann über das Vermögen des Aufzus 
nehmenden und die Wahrfcheinlichkeit, ob er deu Unters 
halt einer Familie zu erwerben im Stante feyn wird, 
vorangeht. Der Zwed der Unterfuhung ift, diejenigen 
anszufchließen,, welchen in ihren Begehren ein rechtliches 
Hindernig im Wege fteht, oder die e8 nicht wahrfcheinlich 
machen fönuen, daß fie eine Familie zu ernähren im 
Stande ſeyn werden. Diefe Unterfuchung ſcheint der 
Staat der Sicherheit der Gefelfchaft, vor allem aber den 
Gemeinden fchuldig zu ſeyn, ſo lange biefe noch ein Eir 
genthum, gleichpiel ob mit gleicher oder ungleicher Bes 
rechtiaung. befigen, und (wenn fie auch Fein Eigenthum 
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hätten) fo Lange fie die Verbindlichkeit behalten, ihre Ar- 
men zu ernähren, | 

Man wendet dagegen ein, baß es zu den Rechten 
der Menfchheit und ebenfo des mündigen Staatsbürgers 
gehöre, fih, wann und wie er wolle, zu verbeirathen, 
und ein Gewerbe zu treiben. Allein der Menfch im 
Staate hat überall Rechten zu entfagen, die ihm das Na— 
turrecht einräumt, und der Staat hat dagegen für die » 
Sicherheit und das Wohl feiner Bürger zu -forgen. Will 
man jenen Grundſatz annehmen und dem Staäte alle Auf- 
ficht über Anfiedelungen rauben, fo muß man zugleich auf 
die Mittel bedacht feyn, eine nahrungslofe Population im. 
Zügel zu halten und vorzüglich den. Staat nnd die Ge- 
meinden von der Verbindlichkeit Losfprechen, die Armen zu- 
unterhalten; fonft. führt man nach und nach die Sachen 
dahin, wo fie in England wirklich find, daß nämlich Die 
wohlhabenden Bürger cm meiften zum Auswandern ges 
neigt find, weil fie ihr Eigenthbunm nidyt gehörig gefchüßt 
finden und durch die Armentare felbt der Armuth nahe 
fommen. | | 

Wäre man nicht in neueren Zeiten allzu nachfichte, 
vol bey neuen Anfiedelungen gewefen, und hätte man die, 
oft nicht ungegründeten, Einwendungen der Gemeinden 
mehr beachtet; fo würden wir nicht an manchen Orten 
eine Population fehen, die fih und dem Staate zur Laſt 
ift. Menfchen, die nur wenige Morgen Landes befigen, 
die höchftens in der Nähe einer großen Stadt, nie auf 
dem platten Lande, den Unterhalt einer Familie abwerfen 
fönnen, fiedeln fih an, find nicht wahre Landleute, weil 
ihr Aderbau nicht volle Beſchaͤftigung gibt, nicht Tagloͤh⸗ 
ner, weil jener fie hindert es zu feyn, erziehen eine Fa— 
milie in Dürftigfeit, Halten fie zu Wald» dann zu Feld» 
freveln an und befähigen fie fo, wie die Noth fteigt,. 
zu weiteren Fortfchritten auf diefer Bahn: Man durchs 
gehe die Gemeinden des Landes und man wird überall in 
ber Wirflichfeit die Belege zu diefem Bilde finden. Ges 
wiß wären jene Menfchen weit glücdlicher, wenn man fie 
nie in jenen Zuftand hätte verfinfen laffen. In der Theorie. 
fielt man den Sat auf, daß jeder gefunde Menfch, aud) 
ohne Handwerk, den Lebensunterhalt für eine Familie mit 
feiner Händearbeit zu erwerben im Stande fey; dieſer 
Sat iſt bis zu einem gewiffen Grabe. wahr, überall, wo 
die Menfchen naͤher zufammen gedrängt find und viel 
Derfehr herrſcht; er iſt aber durchaus unwahr in vielen 
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Diſtrikten des platten Landes, wo Ackerbau das einzige 


Gewerbe iſt, und ber Tagloͤhner nicht das ganze Jahr 
hindurch Arbeit findet noch finden wird, wenn man die 
Goncurrenz der Arbeit wachen läßt, ohne daß die Nach— 
frage nady Arbeit zugleich wachfe; auch zeigen fich in je— 
der Gemeinde Sudividuen, von denen Alle wifjen, daß fie 
nicht die Abſicht haben, fich durch angefirengte Arbeit zu 
ernähren. Die Ungebundenheit ſolcher Menfchen bey 
ra fann nur die Ruhe befferer Bürger 
efährden. | J 

— Waͤre nicht unſer Staat, ſowie der groͤßte Theil des 
füblichen Deutſchlands, in der Lage, die man in der Staats⸗ 
wirtbfchaft den Zuftand des Stillftichens nennt; ıbäre er 
im Wachfen begriffen, fo würden aus der gänzlichen Freis 
heit beym Anſiedlen nicht ganz die gefchilderten Nachtheile 
entftehen, und es find daher Schlüffe von der Gefeßgebung 
eined Staates auf die des anderen nicht ohne Beruͤckſichti⸗ 
gung biefer Berfchiedenheiten zuläffig. | 


Daß die Honoratioren feiner Neception und Feines 


Heirathsconcefjes bedürfen, rührt wohl daher, daß fie ges 


woͤhnlich weder Bürger noch Gemeindsleute werden wols 
len und baß man von ihnen nicht fo fehr zu befürchten 
‚ bat, daß fie dem Staate zur Laſt fallen, weil fie meifteng 
ein Vermögen befißen oder von Aemtern leben. Gie find 
uͤbrigens hinſichtlich der Hetrathen denfelben Gefegen, mie 
andere Bürger, unterworfen und daß fie in diefer Beziehung 
fein Standesprivilegium genießen, geht ſchon daraus bers 
vor, daß bey den Subalternofficieren die Erlaubniß zum 


Heirathen von der Nachweifung eines gewiffen Bermögend | 


abhängig gemacht if. 


Gehen wir demnach davon aus, daß auch ferner noch 
Receptionen Statt finden müffen und fegen diefen, wenıt 


fie einen Zweck haben follen, gewiſſe Unterfuchungen . 


voraus, fo werden Berichtserftattungen, Augftelung von 


Urkunden und Decreturen der Behörden durch diefelben 
veranlaßt werben. . Für alle diefe DVerrichtungen werden . 


Gebühren bezahlt werden müffen, fo lange der Grundfag 
befteht, daß die, welche die öffentlichen Behörden durch 
ihre Privatangelegenheiten befchäftigen, zu den Koften ih— 
rer Unterhaltung insbefondere beytragen müffen, fo lange 
alfo 3. B. noch Gerichtögebühren Cunter welder Venen, 


nung fle auch vorfommen mögen) bezahlt werden. Das, 


J 
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Einzige, worauf der Staat hier verzichten koͤnnte, wären 
die Taxe für die Neception und das Einzugsgeld. Auf 
diefe hätte er aber auch wohl um fo gemwiffer zu’ verzich, 
‚ ten, als jeder Eingeborne da, wo feiner Anfiedelung nicht 
rechtliche oder polizeyliche Gründe eutgegen ſtehen, ein 
Recht darauf hat, daß fie ihm geflattet werde, 

Das vorgelegte Abgabenverzrihniß zeigt übrigeng, 
daß auſſerdem bey der Neception noch Eintrittögelder an 
die Gemeinden und Zünfte, oder Dispenfationsgebühren 
für Wanderjahre und Meiſterſtuͤck zu entrichten find, wel: 
che eine nicht unbedeutende Summe ausmachen. 

Ob diefe Abgaben lediglich aus dem national » dfonos 
mifchen Gefichtspunfte, von welchem der Antrag ausgeht, 
oder auch aus einem rechtlichen oder polizeylichen zu bes 
trachten feyen? wäre noch zu unterjuchen; auf jeden Fall 
aber fcheint ed, daß diefer Gegenftand nicht hier, fondern 
bey Gelegenheit einer Gemeinde- und Zunftordnung, zur 
Sprache fommen muͤſſe. — 

Die Weitlaͤuftigkeiten bey den Receptionen aber, uͤber 
welche in der zweyten Kummer geklagt wird, find eine 
nur allzu gegruͤndete Beſchwerde, die zum Theile von der 
Organiſation des Jahres 1804 herruͤhrt, welche drey Bes 
hoͤrden mit einem Geſchaͤfte befaßte, das früher eine ein» 
ige beforgte. Vielleicht koͤnnte diefen Beſchwerden abges 
holen und. die Gefchäfte bey den Receptionen fehr vers 
einfacht werden, wenn man fie den Landräthen mit einer 
ausführlichen Inſtruction, auf ihre Verantwortlichkeit und _ 
mit. Borbehalt des Necurfes, übertrüge. 


Ueber die Dispenfationen überhaupt hat der Ausſchuß 
die Anfiht: daß man vor Allem die Gefege, die da in 
Betracht fommen, revidiren und Fünftig Handlungen, bie 
man ohne causae cognitio, auf das bloße Anfuchen bin, 
zulaffen will, nicht mehr. zu den verbotenen zählen, über 
die Derbote aber, die man beybehält, defto ftrenger was 
chen. und Ausnahmen in einzelnen Fälen, nur bey wichti⸗ 
geren Gründen, die gegen die Anwendung des Geſetzes 
fprechen,, eintreten laſſen, dann aber auch unentgeldlich 
verwilligen follte; eben weil jene befonderen Gründe für 
den Bittenden fprechen und. Gerechtigkeit oder Billigfeit 
nicht erft erfauft’ werden dürfen. | , 

- &o lange indefjen eine Militärpflichtigfeit und ein 
‚Gefeß, welches die allzufrühen Heirarhen der Landleute 
befchränft, ein, Verbot der Heirath in gewiflen Graden der 


Beylage LXVI. . 63 


Berwandtfchaft, ein Gebot der Proclamatior, des Traners 
jahre der Wittwen u.f. mw. befiehen, fo lange wird eine, 
nur nie die Finanzbehörde, über die Befolgung diefer Ges 
fege wachen müffen und jede Heirath wird fie in Thätig- 
keit fegen. Daß alddann die mäßigen Gebühren zu eni—⸗ 
richten feyen, welche überhaupt die Behörden in Privats 
angelegenheiten beziehen, verfteht fi) wohl von felbft und 
wir reden daher nicht von Abfchaffung der Sporteln oder 
des Stempeld, fondern von Abfchaffung der Taren und 
Dispenſationsgebuͤhren. | 
Der Ausfhuß fehließt mit der Bemerkung, daß manche 
- ber Wünfche, welche die Kammern bier vortragen, durch 
‚ bloße Reglements und Verfuͤgungen der Staatsregierung 
erreiht werden fünnen, und er fihlägt daher folgenden 
Beihluß vor: 

Die Staatöregierung zu erfuchen, die Weitläuftigs 
feiten und Koften bey der Necention der, im Lande ges 
bornen, Untertbanen, fo wie von den Heiratheconceffionen 
und Dispenfationen alles Finanzielle zu entfernen, und, 
infoweit e8 erforderlich ift, den Stänpen, mit Beruͤckſich⸗ 
tigung der Verhandlungen beyder Kammern, einen Ges 
fegesentwurf zu dieſem Ende vorzulegen. | | 
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LXVI. 


Vortrag des dritten Ausfchuffes der erften Kammer 
über ven. Antrag des Abgeordneteu Herrn 
- Balfer, die Shiffbarmadung ver Lahn bis 
Gießen betreffend; erſtattet von des Herrn 
‚Grafen zu Yfenburg : Büdingen Erlaudt. 


Daß der Antrag bed Abgeordneten Herrn Balfer ver 
hohen Staatsregierung zu geeigneter Berädfichtigung ems 
pfohlen werde, fann auch der erften verehrten Kammer von 
dem Ausfchuffe vorgefchlagen werden, indem jene am beften 
die Mittel prüfen fann, welche zur Ausführung des Vor⸗ 
ſchlags geeignet find, und ob es auch der gegenwärtige an⸗ 
erfannte Nothitand des Landes erlaube, ein ſolches Unter» 
nehmen auszuführen, da es leicht noch andere nöthigere 
- Saden geben dürfte. | 3 
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LXVII. 


Vortrag des dritten Ausſchuſſes der erſten Kam⸗ 
mer uͤber den Antrag des Abgeordneten Herrn 
Kroͤnke, das Frohndweſen in ven ſtandesherr⸗ 
lichen Bezirken betreffend; erſtattet von des 
Herrn Grafen zu Yſenburg-Buͤdingen Erlaucht. 


— 


Der obengenannte Gegenſtand, welcher in ber vers 
. ehrten zwepten Kammer der. Stände zur Sprache gebracht 
worden, ift für die Standes» und PatrimonialGerichtes 
berrn fowohl, als die Bewohner ihrer Gebiete, von ber 
größten Wichtigkeit und verdient daher die ganze Aufs 
merffamfeit. der erften Kammer. Gin Standesherr aber 
wird wohl einigen Anfpruh auf Nachficht haben, wenn 
er von dem Elende, das in feinem und feiner Standess 
genoſſen Gebieten herrſcht, nicht öffentlich reden läßt, ohne 
einige Worte über die wahren Urſachen dieſes Zuftandes 
- ber Dinge zu fagen. Diefe Gebiete waren ehedem nicht 
. minder glädli und zufrieden, ald andere deutſche Lars 
der; fie waren zwar zu manchen Naturalpräftationen. vers 
bunden, aber dafür waren bey einer fehr einfachen Bers 
waltung die Steuern hoͤchſt unbedeutend, Die höheren 
Steuern eined Staats mit einer weit complicirteren Ders 
waltung, Die zum Theil ohne volle Beridfichtigung des 
ärmlicheren. Zuftandes einer Gebirgsgegend angelegt wur⸗ 
den, die Verdoppelung bdiefer Steuern in Kriegsiahren, 
und bie übrigen Drangſale des Krieges find ed, welche 
diefen traurigen Zuftand herbeygeführt haben, Den Stans 
desherrn konnte daher eine Anficht der Sache, welde fie 
unverbientermweife als die Peiniger derer -barftellte, Die 
ehedem ihrer Obhut anvertraut waren, denen fie nie ents 
fremdet wurden, und deren Verarmen fie mit tiefer Trauer 
anfahen, nur hoͤchſt ſchmerzlich ſeyn. Wären es nur die 
Frohnden allein, die die Unterthanen jener Gebiete in 
diefe Lage feßten, fo würde daraus der Behörde, welche 
ohne Berüdfichtigung diefer Frohnden, und ohne fie in 
Abzug zu bringen, Steuern anlegte, ein nicht ungegrüns 
deter Vorwurf erwachfen. Um fo billiger ift-e8, daß der 
Staat in’d Mittel trete, um ein Uebel zu heilen, das une 
ter feiner Hand entftand, und ed war daher erfreufich, in 
der verehrten zweyten Kammer anerkannt zu fehben, daß 
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die Standeöheren hier nur als Privatleute in Betradyt 
kommen, welche feine Verbindlichkeit haben, dem öffent» 
lichen Wohl größere Opfer, ald Andere, zu bringen. 
WUeber einige Aeuſſerungen, die in den Verhandlungen 
der zweyten Kammer vorfommen, kann man bier mit Bes 
zug auf fchon vorhandene Gefege hinwegeilen, um zur 
Hauptſache uͤberzugehen. | 

Gegen die unentgelbliche Aufhebung ber Leibeigen- 
ſchaftsgefaͤlle fchügt die Stanbesherrn ber $. 57 des Edikts 
vom 17. Februar 1820 und fie würden, wenn dieſes Ges 
feg nicht vorhanden wäre, von ber Gerechtigkeit die Refti« 
tution aller derjenigen Kändereien und Berechtigungen, 
welche der ehemalige Leibherr feinen Leibeignen eingeräumt 
bat, erwarten dürfen. 

Eben fo verhält es fi mit der Ausfcheidung ber 
ſtaats⸗ und gutöherrlichen Frohnden. Es war natürlich, 
- daß ein Gefeg, welches, obne zu beruͤckſichtigen, daß die 
Standesherrn früher Gutsherrn und Frohndberechtigte 
geweien waren, ebe fie Landesherrn wurden, welches ohne 
ifche Grundlage, nach einem willfürlich angenommes 

nen Grundfage, die Staats» und Gutsfrohnden fchied, 
das Dorf des Neichritterd zum Staate erhob und jelbft 
dem landfäßigen Adel, der nie reihsummittelbar gewejen 
wär, Frohnden als Staatsfrohnden entzog, — bie leb⸗ 
hafteften Reclamationeu von Seiten der Standed- und 
Gerichtöheren zur Folge haben mußte, und die. Großhers 
zogliche Staatsregierung hat im gerechter Anerkenntniß, 
daß den Reclamanten zu nahe getreten ſey, in dem $. 61 
des mehrerwähnten Edikts verorbnet, daß über bie Bes 
fohaffenheit der, ald Gutsfrohnden in Anfpruch genomme- 
nen, fogenannten Staatsfrohnden eine abermalige Unter⸗ 
fuchung, mit Zuziehung ftandesherrlicher Bevollmächtigter, 
Statt finden fole. Nur unter der Vorausfegung, baß 
dem ganzen Inhalte dieſes Paragraphs Genuͤge geleiftet 
und den Standesherrn aus allgemeinen Staatsmitteln 
volle Entfhädigung für die Gutsfrohnden, welde bas 
Geſetz Staatöfrohnden nennt, geleiftet werbe, ift ed wahr, 
was ber Urheber des Autrages fagt, daß fie nichts das 
egen einwenden könnten noch würden, daß im Zmeifele- 
alle eine Frohnde für Staatsfrohnde erklärt werbe. 
Auf feinen Fall aber fönnen die Standesherrn auf bie ges 
fegliche Beftimmung des $. 60 des Edikts verzichten, kraft 
‚deren, in Entftehung gütlicher rg nur. der com⸗ 
petente ordentliche Richter in Faͤllen dieſer Art entſcheiden 
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fann, und dafjelbe müfien fie in-Anfpruch nehmen, wenn 

egen die Beftimmung des 53. Paragraphs des Edikts die 
Fropnden ihnen ohne oollfändige Entichädigung entzogen 
werden follten. Diefe dürfen fie fi mm fo mehr von der 
Gereditigfeit der Staatsregierung verfpreden, ald die 
wmeiften Frohnden durch freie Vertraͤge zwiſchen Gute, 
berrn und Unterthanen in einer Zeit entfianden find, in 
welcher man, aus Mangel an Eeld, nur Naturaleifinugen 
ausbedingen fonnte. Die Gutsherrn gaben für die Frohn⸗ 
den, die fie mit Geld zu bezabien auffer Stand waren, 
theils Ländereien, theils Berechtigungen zu Lefeholz, zu 
Holzabgaben in geringen firen Preiſen oder wohl auch 
ganz unentgeldlih u. f. w. Berechtigungen, die noch 
foribefteben und weit mehr als die Frohuden werth find. 
Dieſes Berbältniß laͤßt füch in vielen einzelnen Fällen nach— 
weifen und von diefen Fällen gilt nad der Analogie ein 
Schluß auf andere. Me? 

Es ift diefes feine müflige Bemerfung, fondern es ift 
im Koͤnigreich Weitphalen bey Abſchaffung der Krobuten 
von diefem Grundſatze ausgeaan en worden, und es liegt 
darin der Grund, daß viele Frobndpflichtigen die Beybe⸗ 
haltung derſelben dem DBerlufie jener Berechtigungen 
vorzogen. 

Eben deßwegen müfjen auch die Standes» und Pas 
trimonialgerichtöberrn gegen jeden Schluß proteſtiren, 
welcher von dem Anſchlag der Frohnden, der .ın den 
Großherzoglichen Domanialämtern Statt gefunden bat, 
auf den Werth der ihnen gebührenden Frobnden ges 
macht werden fünnte. Referent fennt zwar die Frobnds 
verbältniffe in jenen Aemtern nicht genau, aber er fiebt, 
daß die erwähnten Berechtigungen der Untertbanen beybes 
halten und die Frohnden doch in fehr niedrigen Anfchlag 
gebracht worden find. Ein Berfahren, das allerdings 
ſehr wohltbätig für die Frohndpflichtigen, aber auch nur 
einer Regierung möglich war, die ohne Einfchränfung 
über die allgemeinen Staatemittel gebot, und aus ihnen 
den Verluft erfegen fonnte, der dem Domanialvermögen 
zugefügt worden feyn mag. 

Ob ein Taglöhner fo viel arbeite ald drey Froͤhnder 
und ob nicht in manchen Fällen die Zahl ber Arbeiter 
wichtiger fey, als die angeſtrengteſte Arbeit Einzelner, 
wird nicht bier, fondern bey der Taration der Frobnden, 
zu erörtern ſeyn. Auch über die Frage, ob bie Untertha⸗ 
nen im Staude feyen oder nicht, die Frobnden fortzus 
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leiften ‚ iſt es nicht nötbig, etwas zu. fagen, fobald ber 
Staat befchließt, daß Feine Naturalfrohnden mehr Statt 
finden follen. Darin aber wird wohl bie Weberzeugung 
aller Standes» und Patrimonialgerichtöherren überein tref⸗ 
fen, daß die Unterthanen die Naturalfrohnden leichter, als 
die Entſchaͤdigung, leiften koͤnnen, ja, daß fie in ihrer jegts 
gen Lage ganz aufler Stand find, diefe aufzubringen. 
Der Referent zweifelt daher nicht daran, daß ſaͤmmt⸗ 
liche Standes⸗ und Gerichtöheren, deren Verhältniffe in 
diefer Beziehung ganz gleich find, ihren Angehörigen bie - 
Erleichterung gönnen werben, welche ihnen aus einer Ges 
feggebung erwachfen kann, die einen großen Theil der Frohnd⸗ 
reluitionggelder auf die Staatscaſſe waͤlzt; er verfpricht fich 
auch von ihren Gefinnungen „ daß fie zur Befchleunigung 
der jegt nöthig werdenden Ausfcheidtung und Taxation 
alles, was in ihren Kräften ſteht, beytragen, und dabey 
alle Billigke;t eintreten Iaffen werden, welche ohne ihren 
zu großen Schaden Statt: finden kann; er hofft aber 
auch, dag man in diefem: Falleder Bereitwilligfeit werde Ge» 
rechtigfeit wiederfahren laſſen, mit welcher die Standes » 
und Gerichtsherrn die Hand zu einer Einrichtung .bieten, 
die auf zweyerlei Weile zu ihrem Nachtheile gereicht ; ein» 
mal, weil fie durch Steuern felbft zu ihrer eignen Ent» 
ſchaͤdigung beytragen müffen, und zweytens, weil fie. zu 
einer gänzlichen und befonderd anfänglich hoͤchſt koſtſpieli⸗ 
gen, Reform ihrer ganzen Verwaltung gezwungen werben. 
Peferent kann jedoch, wie fi ſchon aus feinem bis⸗ 
berigen Bortrage ergibt, dem Beſchluſſe der verehrten 
zweyten Kammer, fo' allgemein er auch gefaßt ift, nicht 
unbedingt beytreten, weil er auf bie Anträge bes britten 
- Ausfchuffes jener Kammer den Bezug nimmt, Unter bie 
fen 7 Anträgen trägt. Referent. darauf an: 
dem Aten beyzutreten; F 
Bey dem Nea den Grundſatz anzuerkennen, daß ber 
Staat die Frohndberechtigten entſchaͤdige. Geldrenten aber 
koͤnnen dieſe Berechtigten zwar auf eine gewiſſe beſtimmte 
Reihe von Jahren, um das Geſchaͤft zu erleichtern, ſich 
gefallen laſſen, aber nicht fuͤr immer; weil ſie ihr Vermoͤ⸗ 
gen nicht von den Staatsfinanzen abhängig machen koͤn⸗ 
nen; fie müffen daher auf der Bezahlung des Reluitions⸗ 
capitals, in Geld oder in Obligationen au porteur, bes 
ftehen, welche übrigens den Beltimmungen ihrer Hands 
gefeße unterworfen ſeyn würden. | 
Mit dem Zten ſich einverfianden zu erklären. 
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Dem ten nicht beyzutreten, weil er mit dem $. 58 
des Edikts in Widerſpruch ſteht, kraft deſſen Feine pros 
viſoriſche Beſtimmung und keine Beſitzentſetzung, ohne de⸗ 
finitive Regulirung der Entſchaͤdigung, Statt finden fol. 
Alles, was die. Standesherrn nach den Erfahrungen, wels 
che fie über den Anfchlag, der Frohnden bisher haben ma⸗ 
chen müffen, in dieſer Beziehung nachgeben koͤnnten, 
wäre, daß die Frohnden aufhören und-ein Proviforium , 
mit Vorbehalt richterlicher Entfcheidung, eintreten Fönnte, 
wenn bie, durch den Commiſſaͤr ausgemittelte, Entſchaͤdi⸗ 
gungsfumme von der Forderung. des Berechtigten um 
—— als ein Drittheil des Betrags der letzteren 
abwiche. 

Bey dem 5ten die Bedenklichkeit zu Aufferr, daß, ba 
nach dem eignen Anerfenntniffe des Ausſchuſſes dieſer 
Gegenftand nur durch Localunterfuchuggen und für. jeden 
Diftriet. inöbefondere erledigt werden kann, cin einziger 
Commiffär diefes ſchwierige Gefhäft nur. allein in 16 
Standesherrichaften,, ohne die patrimonial » gerichtäherrlis 
chen. Bezirke zu zaͤhlen, nicht: in Furzer Zeit erledigen 
koͤnne, daß alfo, ‚wenn aud ein erfahrener Mann das 
Ganze leiten follte, die Localverhandlungen einzelnen Com⸗ 
miffarien in ben verfchiedenen Stanbesherrichaften übers 
tragen werben ‚müßten. Zmedmäßig bürfte es vielleicht 

feyn, für diejenigen Gebiete, im welchen fehr ähnliche - 
Verhaͤltniſſe obwalten, nur einen Conmiſſaͤr zu ernen⸗ 
nen, z. B. für Erbach einen, für Solms einen ans 
dern u. f. w. Ä N, 

Mit dem Hten fich einverftanden zır erflären. 

Gegen den Tten zu erinnern, baß es: den Beſtim⸗ 
mungen ber DVerfaflung und des Edikts angemefjen ſeyn 
wird, diefe Entfcheidungen dem ordentlichen Richter, et» 
wa mit ber Vorfchrift eined fummarifchen Verfahrens, zu 
übertragen, und zwar um fo mehr, als ber vorgefchlas 
gene Gerichtshof für eine Provinz errichtet ift, in welcher 
eine ganz andere Gefeggebung und ein ganz verſchiedenes 
gerichtliche Verfahren Statt findet: - sr 

. Mit diefen Befchränfungen geht der Antrag bed Res 
ferenten auf die Annahme des Beichluffed der verehrten 
zweyten Kammer. - = 

. Den Boranfchlag der Koften, welcher in ber 2ten 
Kammer gemacht worden iſt, fann Referent nicht für ganz 
richtig halten, da er felbit in feiner Standesherrſchaft 
jährlich gegen 6000 fl. vertragemäßige Frohndgelder, und - 
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aufferbem noch Naturalfrohnden, die ebenfalls zu 6000 fl. 
anzufchlageu find, bezieht; wornac ſich ein Gapitals. 
werth von 240,000 fl. darſtellt. 
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LXVIM. 
Bericht des dritten Ausfchuffes der erften Rammer 
über den Antrag des Herrn Grafen zu Fürftes 
nau Erlaucht, vie Einführung einer allge, 
meinen Wittwencaffe: Anftalt betreffend; vorges 
tragen von dem Herrn Geheimen Staatsrath 
v Vreden | 


Des Herrn Grafen von Erbach Fürftenau Erlaucht 
überreichten der hohen Kammer den Antrag: bie Staats, 
regierung . zu erfuchen‘, eine, das ganze Großherzogthum 
umfaflende, Wittwens und Walfenanftalt, nah Maaß⸗ 
gabe ber Brandverficherungs-Anftalt — ald welche kein. 
Capitalvermögen befige — zu errihten. 2 

Es fey mir erlaubt, den Antrag feinem ganzen Ins 
halte nach zu verleſen. | 

Sch ehre die Abficht des Herrn Grafen, welche Feine 
andere feyn fann, als das traurige Loos zu lindern, 
welched die binterlaffenen Gattinnen und Kinder verdiens 
ter ‚Staatsbiener in früheren Zeiten nur zu oft betraf, 
und diejenigen dem Mangel und druͤckenden a for» 
gen zu entziehen, deren Gatten und -Bäter ihre Kräfte 
und oft ihr Leben dem Wohl des Vaterlandes zum Opfer 
gebradht haben. | 

Ich würde auch weniger Anſtand nehmen, die als 
Meufter angeführten Normen ber Brandverficherungsans 
ftalt ald anwendbar zu betrachten, wenn es fich von der 
Begründung einer, noch nicht beftehenden, Anftalt dieſer 
Art handelte, Allein es befleht bereits eine ſolche Anftalt, 
und fie iſt unter den wibrigften Verhältniffen zu einer 

Höhe gekommen, welche für die Zufunft bie fchönften Re⸗ 
fisltate erwarten läßt. 

Es fey mir erlaubt, anf bie Gefchichte dieſer Anftalt 
gurädzugehen.. | ; 
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Im Jahr 1808 erhielt diefelbe ihr Entftehen und 
umfaßt, nach der Beftimmung des Geſetzes und der Abs 
jicht ihres erhabenen Stifters, die -‚gefammte Hof» und 
Civildienerſchaft. Nur die Geiftlichfeit, das Militär amd 
bie Forfidienerfchaft, welche eigene Berforgungsanftalten 
Dirfer Art fhon hatten, nahmen an derfelben feinen Ans 
theil. Die Landesuniverſitaͤt, welche aus, gleichem Gruus 
an davon ausgefchloffen war, trat fpaterhin der⸗ 
elben bey. ar u Fa ne 

Die Quellen, aus welhen ber erfte Fonds der Ans 
ftalt fich bildete, waren; | | 
4.) die Antrittögelder ber Theilnehmer, melde. ans 
faͤnglich zu & der Befoldung berechnet waren;  .... 
| 9.) die jährlichen Beyträge, welche in Einem von 
Hundert befianden ; | 

3.) bie Beyträ e ber Dispenfationscaffen , melche für 
die biefige Caſſe auf 2000 fl., für jene des Herzogthums 
Weſtphalen auf 500 fl. feſtgeſetzt waren; TIERE 
“ 4,) ein Beytrag von 500 fl. aus bem Weſtphaͤliſchen 
milden Stiftungsfonds; 9* 
5.) ber dieſſeits überfommene Antheil der eheinaligen 
Wormſer Wittwencaffe, welcher jedoch nicht eher, ale nad) 
Abgang der darauf angewiefenen Wittwen, an dieſe Ans 
ftalt übergehen follte; | a 
6) ein Beytrag der Generalcaffe von 5000 fl. jaͤhr⸗ 
lich, wogegen jedoch die Caſſe des Inſtitutes die, vom 
Staat bisher bezahlten, Geldpenftonen übernahm. - _ 

In dem Jahre 1812 a dem Snftitute noch mehr 
rere nicht unbedeutende Bortheile zu: Hr 
| 1.) nahmen Se. Königl. Hoheit alle, von dem Witt⸗ 

weninftitute früherhin übernommenen, Penfionen bemfelben 
wieder ab, und wiefen fie tenjenigen Taſſen wieder heim, 
Auf denen fie ehemals hafteten; —— rag 

2.) wiefen Se. Koͤnigl. Hoheit ber Gaffe des Inſti⸗ 
tutes nach Ableben eines jeden, dazu berechtigten, Staats⸗ 
bieners den Bezug Des Sterbquartals zit; N 

3.) da die Eintrittägelber in ein und berfelben 
Claſſe fehr verfchieden und oft unbedeutend waren, obs 
wohl der Bezug der Penfion in einer Claſſe immer ders 
felbe war, fo wurde ein richtigere® Verhaͤltniß der Antrittd- 
‚gelder feitgefegt, wornach diefe fernerbin nicht mehr 
dem Betrag bed fehr ungleichartigen Gehaltes, font 
nach der Große der claffenmäßigen Penfion bemeflen wurs 
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den. Daffelbe Princip gem nn auch bey den jährlichen 
Beyträgen feine Anwendung; | 

4.) wurden binficptlich derjenigen, fo erft in voran, 
geruͤcktem Alter der Auſtalt beytraten, höhere Antrittes 
gelder feiigefegt.. — | | 

Su dem Jahre 1819 traten die Mitglieder der Lan» 
Desuniverfität dem Givildiener »Wittweninftitute, gegen 
Einlage ded gefammten Univerfitätswittwens»Eaffevermö- 
gend, bey und in dem Jahre 1820 verortiieten Se. 
Königliche Hoheit die Aufnahme ſaͤmmtlicher, in der Pros 
vinz Rheinheſſen und den Souveränitätslanden angeftell- 
ter, Staatödiener in den Berband diefer Anftalt und vers 
mebrten, nebſt Zuficherung anderer erft fpäter derjelben 
zufließenden PVortbeile, deren Einna'me mit jährlichen 
2000 fl. Durch diefe verfchiedenen Zuflüffe ftieg bis jegt 
der Gapitalfonds der Anftalt auf eine Summe von mehr 
als 200,000 fl., obwohl die politifchen Veränderungen 
nur ımgäntig auf dieſelben einmirkten. 

Die Trennung einer ganzen Provinz — des Herzog: 
thums Weftphalen — und die dadurch herbeygefuͤhrte 
Rückgabe der, aus diefer Provinz dem Inſtitute bisher 
zugeflojfenen, Gelder; der Verluſt mehrerer und bedeuten⸗ 
der, zu den Provinzen Starfenburg und Heſſen gehörts 
ger, Aemter; die Aufnahme der Provinz Rheinheſſen und 
der ftandesberriichen Gebiete, ohne daß die bisherigen 
Theilnehmer der Anftalt, durch einen verhältnigmäßigen 
Beytrag an diefelbe, für den Verluſt enrfchädiget worden 
wären, der ihnen durch die Erweiterung des Umfangs des 
Inſtitütes und deilen vermehrte Laften, zuging — alle 
diefe wibrigen, durch die politifchen Umwälzungen herbey⸗ 
geführten Verhältniffe, durch welche die, der Anftalt zum 
Grunde liegenden, Berechnungen fo oft alterirt wurden, 
fonnten dennoch nicht bindern, daß das Sinftitut zu einer 
Höhe und Selbftändigfeit gelangte, auf weldyer es bofs 
fentlich jedem ferneren Unfalle ruhig entgegen fehen kann. 

Es fragt fih demnach: ift es räthlih, ein, mit fo 
großem Aufwand von Mühe und Koften errichtetes, Ges 
bäude zu zerſtoͤren, um ein anderes an deſſen Stelle zu 
fegen, deſſen Gedeihen noch fehr zweifelhaft it ? 

Nach meiner Ueberzeugung beantworte ich dieſe Frage 
mit Nein und meine Gründe find folgende: 

41.) Für den Wittmwenverband, 5 wie er jett bes 
fteht, hat die Erfahrung entfchieden; ob eine, nach ben 
Regeln der Feueraffecuranz zu errichtende, Anftalt gleiche 
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Vortheile gewaͤhren werde — ift wenigftend fehr proble⸗ 
‚ matifch. Zwar geht der deßhalb gemachte Antrag vom 
dem Grundfage aus; daß Inſtitute, bey: welchem ſich Eas 
pitalien aufhäufen, ſtatt der Kortdaner dem Untergange 
entgegen geben, Allein, — Dank fey ed der. humanen 
Denkart unferd Zeitalter — bie Erfahrung fpricht wit 
allgemein für diefen Satz. Selbſt unter den fuͤrchter⸗ 
lichſten Stürmen des Krieges jchonte man bie, zur Bern 
minderung menfchlichen Elendes gefchaffenen, Anstalten, 
Die Wittwenanftalt des Hochftiftes Speier fteht noch 
unverfehrt da, während der Staat felbft, dem fie ange⸗ 
hörte, untergegangen ifl. - en 
2.) Die bisher gefammelten Gapitalfonde find, wer 
nigftens großentheild, Eigenthum der bisherigen Theil 
nehmer der Anftalt. Aus ihren Antrittögeldern und Bey⸗ 
trägen find fie gutentheild erwachfen. Können fie. denſel⸗ 
ben wohl ohne Nechtöverlegung entzogen werden? Die 
Landesuniverfität inferirte, um fih an ber Wohlthat dies, 
ſes Verbandes einen Antheil zu erfaufen, ein Capital 
von mehr ald 20,000 fl., das beynahe ganz aus den Bey⸗ 
trägen der Einzelnen fich gebildet hatte; kann ihnen Dies 
fes ohne Verlegung ihrer. Rechte genommen werden? 

3I Wird fih die Lage der Theilnehmer ſehr vere 
fhlimmern. Dermalen zahlt 3.3. ein Mitglied der 5ten 
Klaffe 12 fl. _ So wohlfeil wird es ihm nicht werden, 
wenn er an bem jährlichen Bedarf nach den, bey Affe» 
curanzen angenommenen, Grundſaͤtzen beytragen fol. 
Dermalen zahlt er in dem einen Sahre wie in dem ans. 
dern, welded dem guten. Hauswirthe eine Sache von 
Werth iſt; bey einer Affecuranz würde mit jedem Viertel⸗ 
jahre die Beytragsfumme mechfeln, und’ nie würde der 
Debent einen. Boranfchlag machen können. . * 
A.) Schon jetzt iſt die Eintreibung der Beytraͤge mit, 
Schwierigkeiten verbunden. Um wie viel groͤßer wuͤrden 
aber dieſe ſeyn, wenn die Beytragsquote ſich mehrte? In 
den Zeiten des Krieges und des Hungers wuͤrde aber 
wahrſcheinlich die Einnahme ganz ſtocken, und die uns 
gluͤcklichen, darauf angewieſenen, Wittwen wuͤrden gerade 
in dieſer ungluͤcklichſten Periode darben. 

5.) Nach der Verfaſſungsurkunde Art. 43 genießen 
ale, vom Staate anerfannten, Verteiler engere 
bes befonderen Schutzes des Staates, und in dem 409ten 
Art. werden bie, bisher gefeglichen, Beſtimmungen über 
die Rechte ber Staatsdiener aus dem befiehenden Inſti⸗ 


- 
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tute der Wittwen⸗ und Waifencaffen- unter den beſonde⸗ 
ren Schuß der Verfaffung geſetzt. Die Wittwenanftalten 
find demnach durch unfere Verfaffung geficbert und geheis 
iigt. Bor diefer ehrwürdigen Garantie, muß jeder Zwei⸗ 
fel an deren Erhaltung verftummen, Wenn nun unfere 
biöherige Wittwenanftalt durd die Erfahrung bewährt ift; 
wenn mit ihrer Aufloͤſung wohlerworbene Rechte zu 
Grunde gehen würden; wenn bey der vorgefchlagenen 
Aenderung bie Lage der Contribuenten fowohl, ale der 
Wittwen und Waifen, fi verfchlinmern würde; wenn 
endlich dafjelbe unter dem heiligen Schuge der Berfaflung 
nicht mur feinen Fortbeftand, fondern auch Wachsthum 
und Emporfomnen erwarten darf, fo fehe ich feinen 
Grund diefe Anftalt, welche unter den Morumenten der 
Regierung unfered Großherzogs eines der fchönften, mens 
fchenfreundlichften und glänzendften ift, mit einer anderen 
zu vermwechfeln, welche diefelben Bortheile weder verfpricht 
noch gewähren fann. Sollte allenfalls der Umſtand, daß 
die evangelifche Geiftlichfeit ber ftandesherrlichen Gebiete 
von der Wohlthat eined Wittwenverbandes allein nody 
ausgefchloffen ift, den. wohlthätigen Wunſch des Herrn 
Grafen erzeugt haben, fo darf ich die beruhigende Vers 
fiherung beyfügen,: daß ſich die Staatsregierung auch mit 
diefem Gegenſtande thätig befchäftiget und ihrem Ziele bes 
reits nahe gekommen ift. 


u. nV 


LXIX. 


Vortrag des dritten Ausfchuffes über den Antrag 
Sr. Erlaudt ded Herrn Grafen Erbach Fürfte 
nau, die Kriegöfoften : Ausgleichung betreffend; 
erftattet von dem Herrn. Kanzler Dr. Arens. 


} 


Die Motion des Herrn Grafen von Erbach Fuͤrſte⸗ 
nau über die Kriegsfoften-Ausgleihung berührt einen 
Gegenftand, den die Staatsregierung durch Vorlegung 
eines, ber zweyten Kammer mitgetheilten, Geſetzesent⸗ 


wurfs: | | 
Cvid. die Berhandl. der zweyten Kammer Heft I. S. 64. 
und IX. Heft, VBeylage CLXVI) 
bereits felbft zur Sprache gebracht. hat. I 
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ner ruhigen Faffung, welche zur Abftimmung nöthig- ift. 
Nah dreyen Tagen hat fich die Leidenfchaft gelegt und 
die falte Stimme der Vernunft ift hörbarer. | 

3.I Die Gründe für und dagegen find, dem Anfcheine 
nach, oft von gleicher Stärfe — wie es z. 3. bey vor: 
liegenden Gegenftande der Fall ift — e8 ftellen ſich guch 
oft Anfichten heraus, weldhe, wenn nicht durch Gründe 
lichkeit, doch durch ihre Neuheit oder durch die Art des 
Vortrags, imponiren. Sn folhen Fällen ift es auch dem, 
geuͤbteſten Gefhäftsmanne zu verzeihen, wenn er mit fich 
ſelbſt nicht gleich einig werden kann; durch eine kurze Vers 
tagung wird daher die Sache fehr oft an Gründlichfeit ges 


4.) Bey zufammengefegten Gegenfländen, ; wo bie 
Beltimmung des folgenden von der des vorhergehenden 
abhängig iſt, ift es gefährlich, über diefes abzuftimmen, 
ebe 2 alle Folgen davon genau berathen und erörs 
tert bat. R | 
In abstracto feheint oft eine Sache fehr gut, und 
leuchtet ein, weil fie mit dem vorgefaßten Syſteme har⸗ 
monirt. Betrachtet man aber die Folgen, die fie im ges 
meinen Leben hat; fordert man bie. Schulweisheit vor den. 
Kichterftul des gefunden Menfhenverftandes, jo aͤndert 
ſich die Sache oftmals, fehr. Ueber einen Grundfäg abs 
zuftimmen, ehe die Folgerungen erörtert find, bleibt das 
ber immer gefaͤhrlich. ae 2 
5) Die ber Fragen wirb bey Gegenitäns 
sg ‚die fich im viele Punkte auflöfen, Aufferft ſchwie⸗ 
g ſeyn. * 
6.) Iſt ed von entfchiebenem Nutzen, daß die Verle⸗ 
fung des Protokolls der Abſtimmung vorangehe. In dem 


Prdtokolle werben alle Gründe im Zuſammenhange vorge⸗ 


tragen und erleichtern daher ein ruhiges und beſonnenes 
Abſtimmen ſehr. SE We ! i 
Diefe Gründe für und wider die vorgefchlagene Abs 
änderung ber Gefchäftsorbnumg fiehen fich mit ziemlich 
gleicher Stärfe gegenüber. Sch wage es nicht, mic. für 
die einen ober die andern zu entfcheiden und glaube, daß 
Erfahrung bier eher eine entfcheidende Stimme babe, als 
Gründe. Der Ausfhuß ift indeflen des einſtiumigen Da 
fürbaltens, daß bie — Gruͤnde uͤberwiegend ſeyen 
und traͤgt daher darauf an, feftzufegen: | 
* a. daß die Abſtimmung nie am Tage der Discuſſion, 
ondern — 
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b. bey Verleſung des Protocolls geſchehe, welches 
zu dem Ende zu unterbrechen ſeyn wuͤrde. 
Bey dieſem Mittelwege wuͤrde die, von der zwey⸗ 
ten Kammer in Vorſchlag gebrachte, Oeffentlichkeit bey 
Abſtimmungen, welche in mancher Hinſicht fo viele Nach⸗ 

theile bat, als unnoͤthig ſich darſtellen. 


XEXXXXX 


LXXI. | 

Communication an. Die. zweyte Kammer ber Stände, 
ſtatt Vortrags des zweyten Ausfchuffes : der 
erfien Kammer, über Das neue Maaß⸗ und 


Gewichtöfyftem; vorgetragen von. dem Herm 
Staatöminifter Freikerrn du Thil. 


Die erfte Kammer der Stände bes Großherzogthums, 
gibt ſich die Ehre der zweyten Kammer. auf den geneigten 
Erlaß vom 11. vorigen Monats, in. Betreff des Maaß⸗ 
und Gewichtiyftend Folgendes zu erwiedern. 

‘In. Ermangelung neuer Gründe, welche biejenigen 
widerlegten, auf.denen die früheren, forgrältig ermogenent 
und in das Materielle der fraglichen Geſetzgebung einges 
henden, Beichlüffe der erften Kammer berubten, hat ſich 
diefe nicht veranlaßt finden fünnen, von jenen Befchlüfs 
fen nunmehr abzugeben; fie hat vielmehr denfelben nur 
noch die Erläuterung nachzutragen, daß allerdings auch 
ihr Wunſch auf baldige Einftellung eines Theils der Koften, 
welche die Vollfiredung der Verordnung vom 10. Decems 
ber 1817 erbeifcht, gerichtet war; ‚eine ausdruͤckliche Er⸗ 
mähnung diefer Koften ihr aber deßwegen nicht gerade 
nöthig ſchien, weil in der Bitte um Abänderung einer 
Seſetzgebung die weitere Bitte, um Einftelung unnöthis 
ger Ausgaben zu deren Ausführung, zugleich mit enthalten 
iſt, wozu die weitere Betrachtung kommt, daß bie 
erfie Kammer durch eine allgemeine, auf — aller 
jener Koſten ‚gerichtete, Bitte mit ſich ſelbſt in Wider⸗ 
ſpruch gerathen wuͤrde, indem ihr die, auf Einfuͤhrung 
Des neuen Maaßes und Gewichtes bey der Staats⸗ und 
Domänenverwaltung (z. B. bey dem Gatafter) etwa 
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noch zu verwenbenden, Koften fehr zuläffig und ſelbſt noͤ⸗ 
thig fcheinen. . F — | 
Wenn aber auf der anderen Geite beybe Kammern 
noch in dem Wunfche ibereintreffen, daß das eben erwähnte 
Geſetz nicht feinem ganzen Inhalte nach aufrecht erhalten 
werden möge, fo fcheint es doch nicht wohl. thunlich, der 
Großherzogl. Staatsregierung diefen Wunſch in einer geo _ 
meinfchaftlihen Adreſſe vorzutragen, weil diefe nur mit 
Bezugnahme auf die befonderen Petitionen beyder Kam⸗ 
mern, deren Inhalt widerfprecdhend feyn wird, gefaßt 
werden Fönnte, und die erſte Kammer erachtet ed daher 
bey diefer Lage der Sache um fo mehr für angemeffener, 
daß beyde Kammern von der Befugniß, welche ihnen ber 
Art. 82 der Berfaffungsurfunde einräumt, Gebraud ma: 
den und ihre Wünfche in befonderen Petitionen der 
Staatsregierung vortragen, als das Uebereinſtimmende 
in jenen Wuͤnſchen von felbft in die Augen fpringen wird. 
Die erfte Kammer wird jedoch hierin den Vorgang der 
zweyten abwarten, weil die Motion, weldye die gegens 
wärtige Verhandlung veranlaßte, in diefer gemacht ward, 
und fohte nicht jegt noch eine Bereinigung beyder Kam⸗ 
mern über diefen Gegenftanb von fo allgemeinem Snterefle 
zu Stande fommen, fo wird der Berfuch, fie zu bewirs 
fen, in dem Zeitpunfte erneuert werden müflen, in wels 
chem die Großberzogliche Staatsregierung ihre Vorſchlaͤge 
über biefe Materie der Berathung der Stände übergeben wird. 


wmnummtimiimv 


IXXII. 


Weiterer Vortrag des zweyten Ausſchuſſes über 
den, die Verantwortlichkeit der Miniſter be— 
treffenden, Geſetzesentwurf; erſtattet von dem 
Herrn Kanzler Dr. Arens. 


Die, von der zweyten Kammer uͤber den, die Ver⸗ 
antwortlichkeit der Miniſter ꝛc. betreffenden, Geſetzesent⸗ 
Perl gefaßten und der erften Kammer mitgetheilten, Be» 
. e . .“ . 

| (legantur) : 
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find die Veranlaffung, daß der zweyte Ausfchuß nochmals 
beauftragt worden dit, über den Gegenftand diefer Bes 
jchlüffe einen Vortrag zu erflarten. 

Der Ausſchuß glaubt, dieſem Auftrage nicht beſſer 
entfprechen zu Fönnen, als wenn er diejenigen Punfre, 
in melden diefe Beſchluͤſſe von den Befchlüffen der erften 
Kammer abweichen, abjondert, und bey einem jeden ders 
felber die Frage prüfend, beantwortet, ob ihm die Kams 
mer ihre Zuſtimmung ertheilen könne ? 

4. Die Beſchlüſſe barmoniren in folgenden Punkten: 

a.. daß das, in dem Art. 1 des Entwurfs vorfoms 
mende, Wort: „ Handlungen’ dur die Vorfegung 
des Wortes: „„ Amts’ naͤher bezeichnet werden möge; 

b daß die Gontrafignatur aller, von dem Großber: 
zoge re ausgehender, Berfügungen wuͤnſchens⸗ 
werth ſey; 

c. dad für alle, gegen die höchften Staatsbehörden 
zu erbebenden, Anklagen das Großherzogliche Dberap- 
pellationss Gericht der allein zuftändige Richter feyn möge ; 

4. daß die, im Gefolge der erhobenen Anklage vore 
zunehmende, Unterfuchung in feinem ‚Falle unterdruͤckt, und 
Das landesherrliche Begnadigungsrecht zu Gunſten des 
Verurtheilten infofern nicht ausgeibt werden moͤge, daß 
ein, durch richterliches Erfenntni? vom Amte Ent 
fernter, in. feiner bisberigen Stelle belafien werben Fönne. 

Il. Sn allen übrigen Punkten zeigt fich dagegen ents 
weder ein directer Widerftreit der Anfichten, oder doch 
feine UWebereinftimmung, indem Die zweyte Kammer fich 
über mehrere der, von der erfien Kammer in Antrag ges 
bradten, Beltimmungen gar nicht beftimmt erflärt, zus 
gleich aber and) mehrere neue Beflimmungen in Vorfchlag 
bringt, über welde die Boriräge und Discuffionen ber 
erften Kammer fich bisher noch gar nicht verbreitet haben. 
Alle diefe Punfte können, da fie überall eine befondere 
Prüfung nothwendig machen , hier, ohne der Deutlichkeit 
zu fchaden, zufammen geftellt werden. - 

1.) Die zweyte-Rammer wünfcht, daß zwiſchen bie 
Worte: ‚„‚gefegwidriger Handlungen“ nody die 
Morte: „oder pflihtwidriger‘‘ eingefchoben‘ 
werden möchten. | — a 
Diefer Wunſch wird gegründet auf die Möglichkeit 

Der Begehung pflihtwidriger Handlungen, die nicht 
als Verletzung eines beftimmten Gefetes bes 
trachtet werben könnten. Streng genommen , dürfte ſich 
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dieſe Anficht ſchwerlich vertheidigen laſſen. Geſetz und 
pflicht find Correlatbegriffe; ſie ſtehen ganz in dem Ver⸗ 
haͤltniſſe des Erzeugenden und des Erzeugten, und ed laͤßt 
ſich keine Pflicht ohne das Daſeyn eines Geſetzes denken. 
Beruͤckſichtigt man nun hierbey, daß ein Gericht nur al⸗ 
lein nach Rechtsgeſetzen Recht ſprechen kann, daß ferner 
der Ausdruck: „Pflicht“ ſehr haͤufig als Gegenſatz der, 
durch Rechtsgeſetze begruͤndeten, Verbindlichkeiten 
gebraucht wird, und daß er eigentlich in das Gebiet der 
Moral gehoͤrt; ſo wird die erſte Kammer, ſich fuͤr deſſen 
Aufnahme zu erklaͤren, um fo mehr Anſtand nehmer mäfs 
fen, als er fehr leicht zu Mißverftändnifien die Beranlafs 
fung werben fann, und, als er fchon früher in der Kam⸗ 
mer zur Sprache gefommen, aus den angeführten Gruͤn⸗ 
den aber ald unpaffend verworfen worden ift. EI 

2) Sol nad dem Befchluffe der zweyten Kammer 
bie Gontrafignatur aller, von dem Großherzoge unmittels 
bar ausgehenden, die Staatöverwaltung betreffenden, Ber» 
fügungen in das Gefeg aufgenommen werben. 

Auch die erfte Kammer Hält die Gontrafignatur aller 
hoͤchſten Befehle für wünfchensmwerth, und fie weicht von 
den Anfichten der zweyten Kammer bloß in den Mits 
“ teln ab, wodurch dad, was hier wünfchenswerth ers 

ſcheint, erreicht werben fol. 

Die zweyte Kammer will die Aufnahme eined, bie . 
Gontrafignatur anorbnenden, Zufabartifels: die erſte 
Kammer dagegen befürchtet, fich durch den Vorfchlag eis 
nes ſolchen Zufagartifels von dem bier zu erreichenden 
Zwede zu entfernen, und zieht daher das Ausſprechen 
eines, an ben Großherzog zu richtenden, Wunfches vor: 
daß Allerhöchftdiefelben hinfichtlich der, für den geſetzlichen 
Zweck nöthigen, Gontrafignatur das Geeignete und Er⸗ 
forderlihe anordnen möchten. 

Man kann nicht fagen, daß dieſe Verfchiebenbeit der 
Anfichten ohne alles practifche Moment: ſey. Wirb die 
Gontrafigi:atur in bem Geſetze ausgefproden, fo 
bildet fie nach dem 109ten Artikel der Verfaſſungsurkunde 
einen Beitandtheil der Verfaffung. Drbnet dagegen, nady 
dem Antrage der erften Kammer, bloß ber. Großherzog 
das Erforderliche an: fo fällt. das Angeordnete unter die 
Gategorie der Neglements, deren Dauer lediglih von 
dem Willen bed Großherzogs abhängt. 

Soll das Geſetz praftifch und nicht bloß ein Scheine 
geſetz ſeyn; fo muß es den Ständen bie volle Sicherheit 
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gewähren, daß fein Fall vorkommen koͤnne, in welchem 
e8 an einem verantwortlichen Subjerte fehlte: Diefe uns 
erläßlich norhwendige Sicherheit kann nun aber bloß auf 
zwey Wegen erreicht werben ; entweder 
1.) dadurch, daß das Gefes bie Contrafignatur 
oder die Unterfchrift alfer, von dein Großherzoge ausges 
benden, und die Staatöregierung betreffenden, Verfuͤ⸗ 
gungen durch die einfchlägige hoͤchſte Staatsbehörde ans 

' prönet, ober | 

2.) daß es, in dem Falle der fehlenden Coutrafignas 
tur oder Unterfchrift, auch die fämmtlichen mittelbaren 

Staatsdiener, welche von dem Regenten mit der Vollzie⸗ 

hung eines, ihnen allerhöhftunmittelbar ertheilten, Bes 

fehls beauftragt werden, den Ständen eben fo, wie die 
eontrafignirenden unmittelbaren Staatsbeamten, für vers 
antwortlich erflärt. 

Welche von diefen beyden Anordnungen den Vorzug 
verdiene, darüber laͤßt fich fehr viel für und gegen ans 
führen, und es ift in den, ſchon früher über diefen Ger 
gr in den Kammern erftatteten, DBorträgen der 

orzug der Gontrafignatur fehr ausführlich geprüft und 
entwicelt worden. Cine nochmalige Wiederholung diefer 
Prüfung würde aber darum ohne allen Zwed feyn, meil 
unfere Verfaſſungsurkunde Art. 109 fih fehr klar und 

Deutlich für die zulett erwähnte Anordnung ausſpricht. 

Diefer Artikel erklärt nämlih auch die mittelba- 
ren Staatsbeamten für die genaue Beobachtung der Vers 
faſſung für verantwortlich, und nimmt fie Bloß in dem 
einzigen Falle, in welchem fie in Folge von Bes 
feblen ihrer vorgefegten Behörden han 
dein, von diefer Verantwortlichfeit aus. Die mittelbaren 

Staatsbehörden bleiben alfo auch in dem Falle, in wels 
chem fie von dem Großherzoge, der Feine Behörde 
ift, unmittelbar Befehle erhalten und ausführen, den 
Ständen verantwortlich, und es kann mithin Fein Fall 
mehr gedacht werden, in welchem e3 an einem, den Stäns 
Den verantwortlichen, Subjecte fehlte. Die mittelbaren 
Staatsbehörden, welche auf allerhöchftunmittelbar an fie 
erlafjene Befehle handeln, werden badurd für Den come 
ereten Fall ſelbſt unmittelbar, und darum, fo 
wiei ihre Berantwortlichfeit in concreto betrifft, den eis 
entlich unmittelbaren Behörden ganz gleich. Die Stände 

iten ſich zunächft an die widerrechtlihe Handlung und 

Äbren Urheber. Iſt diefer Urheber eine ſchon an und für 
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fih unmittelbare Staatsbehoͤrde, fo findet die Ans 
klage unbedingt gegen fie Statt. If der Urheber aber 
eine an und fir fi) mittelbare Behörde, fd fteht ihr, 
nad) dem Art. 109 der Verfaſſungsurkunde, die einzige 
Einrede zur Seite, daß fie auf Befehl der ihr vorgefeg- 
ten Behörde gehandelt habe. Kann fie diefe Einrede be- 
weifen, fo ift fie frei; fie trangferirt aber dadurch von 
felbft die Verantwortlichkeit auf diejenige höhere Behörde, 
auf deren Befehl fie die verfaſſungs- oder rechtswidrige 
Handlung voraenonmen bat. 

Die Stände find alfo für alle vorfommenden Fälle 
vollfommen gefichert, und mehr Eönnen fie von dem Ges 
fege nicht verlangen. Damit nun aber über diefe Sicher, 
beit fein Zweifel möglich bleibe, wird es einer kleinen 
Modification des ten Artifeld des Geſetzesentwurfs bes 
dürfen. Aller denkbare Zweifel, der aus einer Zufammens 
ſtellung und Vergleihung des 109ten Artifeld der Vers 
faffungsurfunde mit dem Art. 1 des Gefegedentmurfg hers 
vorgeben fönnte, wird nämlich verfchwinden, wenn nad) 
den Worten des Art 1 ‚„„Abminiftrativftellen‘ die 
Worte: „ſo wie alle mittelbare Behörden, infofern fie 
von dem Hegenten allerhöchftunmittelbar erhaltene Be— 
fehle zur Ausführung bringen‘’ eingefchaltef, und wenn 
fart der Worte: ‚„„oberfien Stellen’ die Worte: 
‚„ Staatsbehörden‘ in den Artikel aufgenommen 
werden. * 

3.) Fuͤr die Form der Ausfuͤhrung wuͤnſcht die zweyte 
Kammer Folgendes in das Geſetz aufgenommen: 

a. daß, in Ermangelung einer Vereinigung beyder 
Kammern, jeder einzelnen Kammer das Recht der Ans 
klage zuftehe; | 

b. daß die Anflage gegen diejenige oberfte Staats⸗ 
behörde zu richten feg, von welcher eine, die Staatdads 
miniftration betreffende, Verfügung contrafignirt oder uns 
terzeichnet worden iſt; 

c. daß die Anklage dem. Großherzoge durch eine bes 
fondere Deputation beyder, oder in dem geeigneten Falle 
einer, Kammer überreicht werde; 

d. daß die Anflage, fofern nach Befchaffenheit ber» 
felben nicht zuvor den Ständen nähere Erläuterungen 
mitzutheilen für nothmwendig erachtet werden follte, dem 
Oberappellationggerichte in einer angemefjenen Frift zur 
— Uuterſuchung und Entſcheidung mitzuthei⸗ 
en ſey; 
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.:  e.. daß in dem Gefete die geringfte Zahl von Rich 
tern, welche zur Fällung eines Urtheild gegen Minifter 
oder die oberften Staatsbehörden erforderlich fey, feltge 
fegt, zugleidy aber auch beftimmt werden möge, daß diefe 
Zahl, in dem Falle einer nicht hinreichenden Beſetzung 
des Dberappellationggerichts, aus den im Dienfte Alteften 
Mitgliedern der Mittelgerichte ergänzt werden folle ; 
— 8 daß den Berurtbeilten das Nechtömittel der Re— 
viſion mit völlig gleicher Wirkung; wie das der Appellas 
tion, und eben fo das Rechtsmittel der Reftitution, mes 
gen neu aufgefundener Thatfachen, gegen das erlaffene 
Erfenntniß . zu geflatten ſey; daß ferner über dieſe 
Rechtsmittel das. Plenum des Dberappellatiönsgerichts, 
jedoch im Falle der Reviſion mit Ausfchließung der voris 
gen Meferenten, zu entfcheiden babe, und daß in dem 
legteren Falle auf die, unter e angegebene, Art nicht 
nur die Anzahl der, Richter zu ergänzen, fondern auch 
über die, für die Entfcheidung in erfter Inſtanz beſtimmte, 
gefeslidhe Anzahl mit einigen Richtern zu vernichs 
ren fey: 
ad a und c; | as 
Die erfte Kammer wird ben erften und dritten, uns 
ter a und c angeführten, Anträgen nie ihre Zuftimmung 
ertheilen können; denn | ER 
4) iſt die Anklage eines Minifters, deſſen Wirkſam— 
feit ſich über das ganze Land verbreitet, offenbar eine alls 
gemeine Fandesangelegenheit, bey welcher beyde Kammern 
"auf gleihe Weife interefjirt find. Es ift, vorzüglich. in 
einer, von Opinionen beherrfähten und die beſtehenden 
Berhältnijfe umgeftaltenden, Zeit leicht möglich, daß ein 
Minifter, obgleich er, das allgemeine Wohl feft im Auge 
haltend, fein Amt treu und redlich verwaltet, der einen 
oder der andern Kammer fehr mißfallen kann, weil er 
jewiffen Ideen, welche bey einzelnen, Einfluß habenden, 
Annern vorherrſchen, und welche durch dieſe felbft der 
Majorität der Kammer mitgetheilt werden fönnen, nicht 
buldigt, oder weil er ſich weigert, der Unterftüger vor 
Intereſſen zu werden, die individuell und unbillig ſich 
ausfchließend in einer Kammer ausbilden. In ſolchen Fäls 
Ien kann es dann fehr in dem augfchließlichen Intereſſe 
einer Kammer liegen, den Minifter, wenigſtens für eine 
beftimmte Zeit, durch eine Anklage von feinem Poften zu 
eutfernen, und diefer Zweck wird dann auch leicht erreicht 
werden, fobıld das Schickſal deffelben bloß und aus⸗ 
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fhlieglich den Händen einer Kammer - übergeben wirb. 
Schon bloß aus diefer Ruͤckſicht allein dürfte ed daher 
eben fo wenig in dem mwohlverftandenen Intereſſe der, 
zweyten als in dem der erften Kammer liegen, die Eriftenz 
des Minifterd von dem Rechte der Anklage einer einzigen 
Kammer abhängig zu machen. 

2.) Wenn die eine Kammer für und bie andere ges 
gen die Anklage des Minifters ftimmt, fo darf man 
wohl mit Gewißheit annehmen, daß die Beantwortung 
der Frage: ob eine Anklage rechtlich Statt finden fünne? 
febr zweifelhaft feyn mäffe. Bey einem ſolchen Zweifel 
fordern Recht, Billigkeit und Humanität die großen Uebel 
und Drangfale, die das Gefolge einer Öffentlichen Anflas 
ge bilden, von eiuem Manne entfernt zu halten, dem 
feine nachherige Freiſprechung die erlittene Kränfung, die 
Beeinträchtigung feiner Ehre und den Verluft feiner Ruhe 
wieder vergüten und erfegen fann. Das Geſetz, was den 
Minifter für verantwortlich erftärt, ift auch fchuldig, ihn 
gegen eine ungerechte Anklage, fo viel ale — ſicher 
zu ſtellen, und es wird dem Vorwurf des Leichtſinnes 
unmoͤglich entgehen koͤnnen, wenn es da, wo die eine 
Kammer ihn fuͤr ſchuldlos erklaͤrt, ihn dennoch der An⸗ 
klage der anderen Preis gibt. 

Man wird ſich hiervon noch mehr uͤberzeugen, wenn 
man erwaͤgt, daß nach dem Art. 83 der Verfaſſungsur⸗ 
kunde die Stände für den Inhalt ihrer freien Abſtim⸗ 
mung nicht verantwortlich find, diefe DVerantwortlichfeit 
aber auch bey den gerechteften Männern eben darum, weil 
fie Menfchen find, nicht unbeachtet gelaffen werben 
fann und darf, 

3. Man fönnte hier vielleicht die Erinnerung machen, 


daß es ber biefen Punft Feiner weiteren gefeglichen Ent» 


fcheidung mehr bedürfe, indem darüber in dem Art. 82 


ber Berfaffungsurfunde, nach welchem jeder Kammer das 
Recht der einfeitigen Befchwerdeführung zufteht, bereits 
eine Entjcheidung vorliege. Diefe Erinnerung verfchwins 
det aber von felbft, fobald man nur beachtet, daß bier. 
nicht von Petitionen und Befchwerdeführungen, fondern 
von einer Anklage, die Rede ift. 
Bey jenen einfeitigen Befchwerdeführungen hängt es 
von dem Urtheile und der freien ntfchließung ber 
Staatsregierung ab, ob und in wie weit fie die darin 
ausgeſprochenen Wünfche berüdfichtigen koͤnne und wolle. 
Bey der erhobenen Anklage Dagegen iſt der Regent vers 
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faffungemäßig verpflichtet, den Angellagten vor Ges 
richt zu fielen. Der Art. 82 beruhet bloß auf dem Gruns 
de, das der einen Kammer wünfchenswertb Erfcheinende 
der Kenntniß der Staatöregierung nicht zu entziehen, weil 
bas von ihr Gewünfchte, der entgegenftehenden Anficht 
der andern Kammer ungeachtet, wirklich Gutes enthalten 
fann. Diefer Grund kann aber für die Anklage der Mis 
nifter ꝛc. nicht entfcheiden, weil bey ihr die Regierung 
feine Wahl behält, der Anklage vielmehr ihren freyen 
Lauf laſſen muß. Zu welchem Refultate würde man auch 
gelangen, wenn man den Art. 82 auf dad Necht der Ans. 
klage anmwenden wollte? Beyden Kammern fteht doch uns 
ſtreitig ein ganz gleiches Recht der Petition zu. Wollte 
nun die eine Kammer durch die, von ihr erhobene, Ans 
Hage den Regenten auffordern, den Angeklagten vor Ges 
richt zu fielen, zu gleicher Zeit aber die andere Kammer 
den Negenten bitten, ihn nicht vor Gericht zu ftellen; fo 
würden ſich diefe widerftreitenden Petitionen von felbft ent» 
fräften und aufheben. Gleiche Kräfte und gleiche Rechte 
beben ſich befanntlich von felbk auf, und man wird diefe 
ewig wahre Pegel bier um fo mehr zur Anwendung 
bringen müffen, als ohnehin für die Schuldlofinfeit die 
Rechtsvermuthung fireitet, und als der Art. 93 der Vers 
faffungsurfunde von diefer unbeftrittenen Regel, für einen 
anderen Kal, eine fehr richtige Anwendung gemadt bat. 
Kann demnach der Art. 82 der Berfaffungeurfunde 

bier Feine Anwendung finden, und müffen vielmehr in 
dem vorliegenden Kalle die Art. 79 und SO, welde für 
die Möglicyfeit, einen Befchluß an den Großherzog 
zu bringen, die Uebereinftimmung beyder Kammern . 
vorausfegen, zur Anwendung gebracht werben; fo wird es 
4.) entweder bey dem früheren Befchluffe der Kams 
mer, nach welchem die Möglichkeit der Anklage die Uebers 
einftimmung beyder Kammern vorausfeßt, belafien wer⸗ 
den müffen, oder man wird in der, während ber Zeit 
publicirten, Berfaffungsurfunde eine Beftimmung auffuchen 
müfjen, aus deren Inhalte für den Fall der fehlenten 
Uebereinftimmung \oyder Kammern, rechtsanalog eine 
andere Entfcheidungsnorm entlehnt werden kann. In 
diefer Beziehung haben nun bereits mehrere Mitglieder 
Der zweyten Kammer die Analogie der für das Finanzges 
feg gegebenen, jegt in dem Art. 67 der Verfaflungsurs 
funde wiederholten, Beftimmung, nad welder bey einer 
fehlenden Uebereinftimmung die Stimmen in beyben Kam⸗ 
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mern fogleich zufammen gezählt werden follen, in Anſpruch 
— Der Ausſchuß kann ſich aber von der Rich— 
igkeit dieſer Analogie nicht uͤberzeugen; er iſt vielmehr 
überzeugt, daß ed entweder an aller Analogie gaͤnzlich 
feh.e, oder daß nur aus dem 75ten Artikel der Verfafs 
fungsurfunde, nad) welchem, wenn die eine Kammer eis 
nın Gefetesvorfhlag annimmt, die andere ihn .aber abs 
lehnt, für den auf dem nächften Landtage wieder vorges 
legt werdenden, Gefeßesentwurf, die aus der Zufammens 
zablung der Stimmen hervorgehende, Majorität entfcheis 
dend werden foll, eine analoge Entſcheidung abgeleitet 
werden koͤnne. Diefe Ueberzeugung beruhet auf folgenden 
Gründen: _ R 

4.) enthält der Art. 67 eine ganz fpeciele, auf das 
Finanzgefeß befchränfte, Vorfchrift, welche fehon darum 
teine ausdehnende Erklärung zuläßt. | 
2) Diefe Vorſchrift beruher auch auf dem ganz fpes 
ciellen Grunde, daß das Finanzgefeg nothbmwendig zur 
Entfcheidung gebracht werden muß, und falechthin feine 
Aufichiebung auf den nächften Landtag leidet. Diefer 
Grund tritt aber bey einer, gegen die Minifter zu 
erhebenden, Anklage nicht ein, indem Niemand behaupr 
ten wird, daß über eine, gegen den Minifter in Antrag 
gebrachte, Anklage eine gleichbaldige Entfcheidung noth⸗ 
wendig erfolgen müffe. ; 

3.) Auch in der neuen Verfaffungsurfunde iſt die 
Vorfchrift auf das Finanzgefeß befchränft geblichen,, was 
fiher nicht gefchehen feyn würde, wenn man die Abficht 
gehabt hätte, fie auf andere Fälle, namentlidy den bier 
vorliegenden, auszudehnen. Dagegen läßt fid) aber 

4.) für die analoge Anwendung des 75ten Artikels 
fehr viel ‚fagen. Die Anklage eines Minifters kann für 
den Staat gewiß nicht wichtiger ſeyn, als das Erlaffen 
eines allgemeinen Geſetzes. Iſt namlich der Minifter wirks 
lih ſpuldig, fo wird er den naͤchſten Landtag nicht abs 
warten und ſich fo bald als möglich zurückziehen: ift er 
aber unfchuldig, nun! fo fann es nur erwuͤnſcht feyn, 
daß nicht fogleich eine Anklage Statt gefunden bat. 
Stimmt eine Kammer für und bie andere gegen die 
Anklage, fo ift das Dafeyn eined genügenden Grundes 
zur Anklage gewiß fehr DL ‚ und es ift felbft mög» 
lich, dag Opinion und. Leidenfchaft an diefer Verfchiedens 
beit der Anfichten Theil haben fönnen. Es fann daher 
‚ nur fehr zwedgemäß ſeyn, die definitive Entfcheidung über 
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die Anklage bis zum nächften Landtage zu verfchieben, und 
dann die Majorirät der zufammengezählten Stimmen 
beyder Kammern entfcheiden zu Jaflen. Während dieſer 
Zeit wird ſich die Wahrheit Flarer zu Tage legen, die Leis 
tenfchaft wird beruhigt und dadurd zugleich Die eine Kam⸗ 
mer vor dem Unglüde, eine. übereilte Anklage gemacht 
zu haben, bewahrt werben. u, | 

Der Ausfchuß ift daber, geftüßt auf bie fo eben vors 
getyagenen Gründe, der Meinung: daß die Kammer, von 
ihrem früheren Befchluffe abzugeben, feine gegründete Urs 
facye babe; daß fie aber in dem Falle, wenn die zweyte 
Kammer diefem Befchluffe ihre Zuftinmung ferner verfas 
gen follte, eventuell wohl nachgeben könne, daß in 
dem Falle einer Meinungsverfghiedenheit beyder Kammern, 
der Art. 75 der Berfaflungsurfunde auf die zu bes 
fehließende Anklage der Minifier ıc. analog angewen⸗ 
Det werde. 
— Ad b. Die zweyte Kammer wünfcht ferner die ges 
feglihe Xeftimmung: daß die Anklage nur gegen biejes 
nigen oberftien Staatsbeamten, weldhe eine Berfügung 
‚eontrafignirt oder unterzeichnet haben, gerichtet wer⸗ 
den fönne, * 

Auch dieſem Wunſche wird ſich Die erſte Kammer aus dem 
Grunde nicht anſchließen koͤnnen, weil es erſt von der 
Organiſation der hoͤchſten Staatsbehoͤrden ahhaͤngen wird, 
ob dieſelben eine collegialiſche oder eine buͤreaukratiſche 
Verfaſſung erhalten, und weil nach der Verſchiedenheit 
dieſer Verfaſſungsformen auch das verantwortliche Sub⸗ 
ject nothwendig verſchieden ſeyn muß. Durch die Gewaͤh⸗ 
rung dieſes Wunſches wuͤrde der Regent, dem das Recht 
der Organiſation der Staatsbehoͤrden verfaſſungsmaͤßig 
zuſteht, und der uͤber die Einrichtung des Miniſteriums 
in dieſem Augenblicke vielleicht ſelbſt noch feinen Entfchluß 
gefaßt hat, ſich ſelbſt die Haͤnde binden und ſich fuͤr die 
Zukunft der Moͤglichkeit berauben, in den Verfaſſungsfor⸗ 
men ſeiner höchſten Behoͤrden weſentliche Veraͤnderungen 
eintreten zu laſſen. Es ſteht daher auch gewiß nicht zu 
erwarten, daß dieſer Wunſch, deſſen Gewaͤhrung fuͤr die 
Erreichung des geſetzlichen Zweckes auch keineswegs we⸗ 
ſentlich erfcheint, Gewährung finden werde. Dad Ge— 
richt wird bey einer, gegen den einzelnen. Minifter, ober 
bey eiver collegialifchen Verfaſſung gegen das ganze Col⸗ 
legium, zu erhebenden Anflage, den eigentlich Schuldigen 
ſchon auffinden und denjenigen freifprechen, ber feine 
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ler oberften "Staatsbehörden in eine Einzige mandhe 

Bedenflichfeiten und Hinderniffen unterworfen feyn; denn 
ſo mwünfchenswerth fi auch die Aufhebung des Oberforfts 
und des Oberbaucollegiums ald unmittelbare hödhfle 
Staatsbehörde jedem LUnbefangenen barftellen wird, 
jo fcheint doch die Verbindung des Großherzoglichen Obers 
friegefollegiums, fo weit fich dieſes mit technifchen Ges 
genftänden zu befchäftigen hat, mit dem Großh. Geh. 
Staatsminifterium rein unmöglich zu feyn, und cd wird 


daher der erfien Kammer nicht an Gründen fehlen, eine A 


Theilnahme an diefem Befchluffe, der ohnehin an eis 
nen ganz anderen Ort gehören dürfte, Yanz 
abzulehnen. 

| 6.) Die zweyte Kammer. verweigert dem Beſchluſſe 
der erfien Kammer: daß gegen denjenigen Mis 
nifter ıc. welcher vor wirflidh erfolgter An; 
flage entweder fein bisheriges Amt nieder 
gelegt, oder von demfelben entfernt worden 
tft, von Seiten der Stände feine Anflage 
Statt finden möge, ihre Zuftimmung. Die erfte 
Kammer hat diefen Befchluß nicht ohne: erhebliche Gründe 
gefaßt, und wenn auch jegt der Art. 50 der Verfaffungsurs 
Funde das Niederfchlagen der Unterfuchungen gegen Staatds 
diener wegen Dienftverbrechen ganz aufhebt, jo ſcheint es 
doch an. Gründen für die Beybehaltung diefes Beichluffes 
nicht zu fehlen, 

1.) Iſt es Mar, daß ber Hauptzweck ber von den 
Ständen ausgehenden, Anklage.nur auf die Entfernung 
des oerfafjungds oder rechtswidrig handelnden Minifters 
ꝛc. gerichtet fey. Der Erreichung dieſes Zweckes bedarf 
es aber dann nicht mehr, wenn er ſchon vor der Anflage 
entweder fein Amt niedergelegt hat, oder von dem Res 
genten bereitd davon entfernt worden ift. 

2.) Es ift nicht zu leugnen, daß durch die Verfegung 
des Minifterd in den Anflageftand Handlungen und Vers 
bältniffe möglicherweife zur Sprache gebracht. werden, 
welche den Staat in ein fehr unangenehmes Verhältniß 
mit andern Staaten bringen , und welche benfbarermeife 
felbft den Negenten oder Mitglieder der Negentenfamilie 
compromittiren koͤnnen. 

3.) Wenn der Befchluß der Kammer dahin gebt, daß 
von Seiten ber Stände feine Anklage gegen ihn 
Statt finden möge, fo bat fie dabey nicht die Abficht has 
ben fönnen, den Minifter von den Entfchädigungen zu 
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befreyen, welche von dem Staate oder von Einzelnen ges 
gen ihn reclamirt werden koͤnnen. Die hierauf zu richten» 
den Klagen können nicht aufgehalten oder niedergefchlagen 
werben, und der Minifter wird daher gerade in dem wich⸗ 
tigen Falle für den Staat der Rechtsverfolgung nicht 
entgehen Fönnen. 

Der Ausfchuß ift indeffen der Meinung, daß die 
erfte Kammer- auf ihren Befchluß und auf die ihm unters 
liegenden Gründe fein fo großes Gewicht legen möge, 
um auf demfelben auch noch dann, wenn ihm’ die zweyte 
Kammer noch weiter ihre Zuftimmung verfagen follte, fers 
ner zu bebarren. Er glaubt vielmehr, daß man ber zwey⸗ 
ten. Kammer bey der Fortdauer ihrer abweichenden Meis 
nung wohl nachgeben könne, und zwar um fo mehr, als 
fi) von ihr ficher erwarten laſſe, daß fie in Uebereinftim» 
mung mit ber erften Kammer den Befchluß faflen werde, 
Daß die, auf Anflage der Minifter ıc. gerichteten, Anträge 
and die darüber zu eröffnenden Discuſſionen nur in vers 
traulichen , nicht öffentlichen, Sigungen vorfommen, und 
daß die darüber Statt findenden Verhandlungen nicht früs 
„ber dem Drucke übergeben werden follen , ale bis die Ans 
flage von den beyden Kammern befchloffen worden if. 
Die Kammern werden diefe Rücdficht der Ehre der erften 
Staatsbeamten und den großen Nachtbeilen, die aus den 

leidenfchaftlichen Ergüffen einzelner Mitglieder der Kams 
mern für den Ruf der Minifter möglicherweife hervor, 
. gehen, gewiß nicht verfagen können. 


nam vum dan 
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Vortrag des erften Ausfhuffes der erften Rammer 
über die Ablöfung der fiscalifchen und ver, den 
Gemeinden und Stiftungen zuftehenden, Grund: 
renten; erftattet von dem Herrn Staatsmi⸗ 
nifter Freiherrn du Thil, 


Referent kann füglich feinen Vortrag abfürzen, in- 
bem er bem zwedmäßigen Vortrage des erſten Ausfchufs 
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ſes der zweyten Kammer Schritt vor Schritt folgt und 
nur feine beyfällige oder abweichende Meinung angibt. 
Clegant. der Gefegedentwurf und Vortrag des Herrn 
Geheimen Staatsraths Hofmann.) 
Zuvörberft fiimmt er allem dem, was in ber Eins 
leitung zum Bortrage des erfien Ausfchuffes pag. 1 — 3 
sefagt wird, im Allgemeinen bey. indem er aber bey 
Art. 1 anerkennt, daß es zwechnäßig feyn würde, das 
Grundeigentbum von Befchwerden zu befreien und bie 
Finanzverwaltung durch Abfchaffung der Renten zu vers 
einfachen, kann er fich durchaus nicht überzeugen, daß 
diefe Zmwede jo wichtig feyen, als fie die zweyte Kammer 
zu betrachten fcheint, indem fie den Kaufpreis der Rens 
ten fogar auf das 15fache des Ertrags herabfegen will. 
Seiner Meinung nad), bat der Staat feine hinreichenden 
Gründe, Opfer auf Koften der Gefammtheit zu bringen, 
um den Zingspflichtigen die Ablöfung reizend zu machen. 
Es hat zwar .viel für fih, wenn man fagt: der Staat 
fole die Renten für das, was fie ibm werth find, hinger 
ben und den Zingpflichtigen, welcher die Befreiung von 
denſelben vielleicht mehr, als ihm der Bezug werth fey, 
den Vortheil gönnen, Allein, da man die Renten abges 
fchafft wiffen will, fo find fie derjenige Theil der Domas 
nen, ber vor allen Dingen zur Veräufferung beftimmt 
‚werben muß; dad Quantum der Domänen aber, welches 
veräuffert werben kann, ift genau beftimmt und macht das 
Pfund aus, mit welchem die Staatsregierung und bie 
Stände zu wuchern haben; es fiheint die Pflicht beyder 
zu feyn, aus demfelben fo viel ald möglich zu ziehen, das 
mit nicht die Gefammtheit den Neft der Staatsfchulden 
mittelft der Steuern bezahlen müffe. Diefer Zweck würde 
aber nicht erreicht werden, wenn man die Verwaltungs» 
foften in Abzug bringen wollte. Diefe Koften Fleben nicht 
der Natur der Renten , fondern den Stäatseinrichtungen 
an; ber Zinspflichtige, ber die Mente- ablöft, der Pris 
vatmann, der fie kauft, haben ſolche Ausgaben nicht; den 
wahren Werth der Rente beflimmt alfo der Ertrag, nad) 
Abzug der Steuern; nimmt der Staat einen Anderen 
Maapftab an; thut er, als feyen feine Renten bloß deß- 
wegen, weil fie ihm gehören, weniger werth als diefelben 
Renten, wenn fie Privaten zuftünden, fo begibt er ſich 
ohne alle Nothwendigfeit eines Capitals, das zur Schuls 
dentilgung beftimmt war, und erlaubt ſich auf Koften 
der Geſammtheit eine Begünftigung der Zinspflichtigen 
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des Staats, welche um fo ungerechter ift, als 1. bens 
noch fein großer allgemeiner Zwed dadurch erreicht wird, 
indem alle Privatrenten, deren Zahl durch die neuefte 
Gefeßgebung noch vermehrt werden wird, fortbeftehen, 
und 2. die, welche Privaten zinspflichtig find, durch 
Steuern zu der Begünftigung der. Staatszingpflichtigen 
beytragen müßten, während ihnen die Laſt der Renten 
bliebe, wenn nicht etwa der Staat dazu fchreiten will, 
auch fie wieder. durch Gefege auf Koften der Zinsberech⸗ 
tigten zu begünftigen. 
Adgefehen von diefem Gefichtspunfte, ift die Vereins 


fachung“ der Finanzverwaltung zwar ein intereffanter 


Pr 


Zwed, allein da er doch nicht augenblicklich erreicht wer⸗ 
den kann, da die Renten, ſchon wegen ihrer großen Vers 
mehrung durch Ablöfung der Zehenten, noch lange forts 
dauern werden und die Kameralfpeicher alfo beybehalten 
werden müljen, fo kann hierin fein Grund liegen, bie 
Abloͤſung durch Begünftigungen zu befchleunigen, um fo we—⸗ 
niger, da die Schwierigfeiten, melde die Entrichtun 
und Erhebung allzufleiner Renten mit fich führt, dur 
unfere Geſetzgebung, nämlich durch das Eonfolidiren der 
Renten und ihre Nadicirung auf gewiſſe Grundftüde, 
fchon fehr vermindert find. 

Auch aus dem Gefichtspunfte ber Nationaldconomie 
betracdhter, iſt die Ablöfung der Renten keineswegs fo 
wichtig, daß fie Dpfer von Seiten des Staats rechtfertis 
gen könnte, fo lange zumal, als er die Kräfte der Ger 
fammtheit noch zur Schuldentilgung in Anfpruch zu nehs 
men bat. DBefreit wollen freilich alle von Grundrenten 
ſeyn; fie möchten es auch von Abgaben überhaupt ſeyn. 
Aber gegen die Nenten berrfchen gewiſſe Vorurtheile, 
Weil fie nicht von allen Grundſtuͤcken entrichtet werben, 
fo Hält man fie für eine Ungerechtigkeit, und doch find fie 
ein wohl ermorbenes Eigenthum, das eben fo heilig ale 
jedes andere feyn muß, das auch, mas bie älteren Pens 
ten anbetrifft, weit entfernt, feinen Urfprung einer. Bes 
druͤckung zu verbanfen, nur auf ein ehemaliges, jegt meift 
in Dergefjenheit gerathenes, Eigenthumsrecht gegründet 
tft, das der Mentebezieher auf den Boden, von welchem 
fie entrichtet werden, hatte. Man verwechfelt ferner alls 
zuoft ihre nationaldconomifihe Bedeutenheit mit der ber 
Zehenten, mit denen fie doch nichts gemein haben, Letz⸗ 
tere find nachtheilig, weil fie dem Eigenthümer des Lan⸗ 
des oft die Freyheit rauben, es nach feiner Einficht zu 
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debauen, und weil fie ihn von jeder Grunbverbefferung 
und foftfpieligeren Bebauung, deren Früchte er mit einem 
andern theilen muß, abfchrecen. 

Die Grundrente hat diefe Wirkung nicht. Niemand 
fragt den Zingpflichtigen, wozu er feinen Boden verwen« 
de? und niemand fordert ihm eine größere Abgabe ab, 
wenn er mehr geerntet bat. Daß man fie auch dann, 
wenn nichts geerntet ward, zu fordern wenigſtens berechs 
tige ift, ſchwaͤcht das eben Gefagte nicht; denn die Ren⸗ 
ten find auf eine Brache, d. h. zwey Ernten in drey 
Jahren berechnet, und dennoch pflegt man deren dreye 
zu machen, alfo find die Mißjahre gedeckt. Daß der Lands 
mann die Rente einmal im Jahr abliefern muß, das darf 
um fo weniger hoch angefchlagen werden, als er fünftig 
vielleicht mehreremal zum Markt fahren muß, bevor er 
das Getraide verfauft, das zur Rente beftimmt war. 

- Worin liegen alfo die Nachtheile der Nenten, bie 
den Staat veranlaffen könnten, fich ihrer mit Verluft zu 
entichlagen ? 

Daß man fi bemühen müffe, dem Landmanne Ges 
legenheit zu verfchaffen, feine Fleinen Sapitalien in Grund» 
eigenthum anzulegen, wie in der zweyten Kammer anges 
führt ward, das tft fehr wahr und daher widerfpricht 
man auch der Ablöfung der Renten im Allgemeinen nicht 
und Br nicht über die Frage: Ob? fondern über die Fras 
ge: Wie | | 

Man darf audy darauf rechnen, daß der Landmann 
ba, wo er Gelegenheit hat, fein Getraide gut zu verwers 
then, und wo er mit feiner Arbeit oder feinem Geſchirre 
täglicdy etwas. verdienen fann, geneigt feyn. wird, die 
Nente in dem Werthe, den fie für den Staat wirflicd) 
bat, abzulöfen, während derjenige, der unter weniger 
günftigeren Verhältniffen lebt, der nicht fogleich Gelegen» 
beit findet, fein Getraide zu verfilbern, weit lieber dieſes, 
ale Geld, das er fih nur mit Schwierigkeiten verfchaffen 
fann, abgeben wird. Diefer erfennt alfo die Ablöfung 
nicht für eine Wohlthat, und warum follte fie ihm der 
Staat erft mit großer Nachgiebigfeit angenehm machen ? 
Die Erfahrung hat ung gelehrt, daß das ebeu Gefagte 
wahr fey. Die Gefege über Ablöfung der Zehnten und 
der Frohnden wurden in einer Provinz mit Freuden 
aufgenommen und durchgeführt, blieben aber faft wirs 
kungslos in der anderen, weil der Zuftand bes Aders 
baues, der Induſtrie, des Verkehrs in beyden Ländern 
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nicht derfelbe, mit einem Worte, der Zeitpunkt noch nicht 
erfchienen war, in weldyem dieje Gefeße dringendes Bes 
duͤrfniß für jenen Randestheil waren. Man verfpricht fich 
große Vortheile von folhen Aenderungen, aber man ers 
zwinge an jenem. Ort die Ablöfung der Zehnten, und der 
Aderbau wird noch länger in demfelben Zuftande bleiben ; 
man erzwinge den Abfauf der Frohnden und man wird 
nur die Klage hören, daß das Geld nicht aufzubringen 
fey, das ſtatt ihrer gefordert wird. 

Neferent bat zeigen wollen, daß er bie Zmede, 
welche mit dem, vor ung liegenden, Gefeße erreicht wers 
“ den können, nicht fo hoch anfchlage, daß fie den Staat 
vermögen müßten , einen Theil feines Eigenthums unter 
dem Kaufwerthe wegzugeben; er bat auch daran erinnert, 
daß es Pflicht gegen die Gefammtheit fey, das Eigenthum 
des Staated zum hoͤchſten Werthe zu ſteigern. Doch die 
zweyte Kammer der Stände ſcheint von anderen Anſich⸗ 
ten auszugehen. Der Großberzoglihe Regierungscom⸗ 
mifjär verfichert, daß der, im Gefege beftimmte, Preis 
der Renten dem gleich fomme, was fie dem Staate ders 
malen, und zwar in einem  Augenblide werth feyen, wo 
die Staats» und Gemeindeabgaben auf dem höchften Punfte 
ftehen, und dennoch befchließt die Kammer, jenen Preis 
auf doppelte Weife herabzufegen; einmal durch Vermin⸗ 
derung des Multiplicatord von 18 auf 15 und dann noch 
einmal durch Verminderung ded Multiplicandumd, vers 
möge. der Herabfegung des Tarifs der Fruchtpreife, Cvon 
weldyer wir jedody an diefer Stelle nicht zu reden haben). 
Referent kann nad feinen Grundfägen nur derjenigen 
Meinung bevpflichten, welche dem wahren Werthe der 
Renten am nächften fommt. \ 

Der Preiß der Renten ift nicht fo fchwer zu beftimmen. 
Man hat fie ehedem überfchägt, wie der Großbherzogliche 
Regierungscommiffär anführt, aber der hohe Werth, den 
man ihnen beylegte,, beruht nidyt bloß auf Vorurtheilen. 
So fehr ber Nominalwerth ihres Ertrages wechfeln fanır, 
fo haben fie vor Geldeinfünften den Vorzug, daß fie im 
Durdfchnitte einer Reihe von Fahren immer in einem ges 
wiffen Verhältniffe zu den Preifen aller übrigen Dinge 
bleiben; ferner find fie in einem Staate, in welchem das 
Eigenthum überhaupt gefhüßt ift, eben fo unzerftörbar, als der 
Grund und Boden feld. Kein Unglüdsfall, fein Dieb» 
ſtahl, fein Banferott, fein Betrug, Eönnen den Eigenthuͤ⸗ 
mer der Subftanz, wenn man es. fo nennen dürfte, d. h. 
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ber Berechtigung berauben; daher müflen fie im Preiſe 
dem Boden gleich fiehen. Bor diefem aber haben fie ben 
großen Vorzug, daß fie, ohne perfönliche Gegenwart zu 
erfordern, ohne in der Quantität des Ertrags einem Wed): 
fel unterworfen zu feyn, ohne die Mühe und Arbeit, auch 
ohne die großen Auslagen, welche der Anbau ded Bodens 
erfordert, bezogen werden fünnen, und daher wurden fie 
ftetö höher, als diefer, gefhätt und theurer bezahlt: Das 
Minimum des Preifes iſt Daher der Preis der Grundftüde.. 
Der Beleg zu dieſer Angabe finder fi in der Gejegges 
bung der meiften Staaten. Frankreich dient nicht zum 
Muſter; wir leben nicyt unter den Umftänden, unter wel⸗ 
chem dort Gefege gegen dad, was man Feudalabgabe 
nannte, und wozu eine gewiſſe Begriffsverwirrung auch 
bie Renten zählte, gemacht wurden. Aber felbjt, in dem 
franzöfifhen Königreihe Weftphalen beftimmte das Ges 
feg, wenn Referent nicht irrt, den Preis auf das 25fache 
des Ertragde. Die naſſauiſchen Geſetze erflären einen 
großen Theil der Renten für unablösbar, und unfere 
neuefte Gefeggebung hatte den Preis auf das 25 fache bes 
ſtimmt Wenn die Regierung nun dieſen Preis auf das 
18 fache herabſetzt, fo hat fie doch zu Erreichung der Zwecke 
des Geſetzes, der Nachgiebigfeit genug gezeigt, ja fie bat 
wohl zu viel gethan, indem fie nur Berechnete, was 
ihr die Nenten in diefem Augenblif, wo die Staats— 
und Gemeindeabgaben auf dem höchiten Punkte ſtehen, 
werth find. 

Wie der Ausfchuß der zweyten Kammer zu bem Bors 
fehlage gefommen, den Multiplicator fogar noch weiter 
herunter zu _fegen, zeigt fein Vortrag. Er wollte ben 
Art. 2 des Gefeges nicht angreifen, "und- fühlte doch, 
daß die Nenten bey den Grundfägen des Geſetzes in Dies 
ſem Augenblide nicht gerade fehr viele Käufer finden 
würden. Er fagt audbrüdlich, die Fruchtpreife feyen zu 
bob. Um nun dem Uebel auf andere Weife abzubelfen, 
machte er jenen Vorſchlag, vielleicht ohne zu wiflen, 
daß die Kammer aud; den zweyten Artikel noch abäns 
dern wuͤrde. 

Allein es ift doch zu beachten, daß das Geſetz, und 
alfo die Beftimmungen des Art, 1 für alle Zeiten gegeben 
find; daß durch fie der Zingpflichtige ein Recht erhält, 
zu jeder Zeit, wenn er es für gut findet, die Mente um das 
15fache abzulöjen, während laut des Art.3 ber Tarif des 
Art. 2 alle 10 Jahre, und zwar ohne Zweifel nach ben Durchs 
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ſchnittspreiſen, denn welchen andern Maaßſtab bat die 
Finanzverwaltung? geändert werben muß. Hieraus folgt: 
daß, wenn die Fruchtpreiſe noch lange fo niedrig bleiben, 
wie ſie jeßt ftehen, die Staatsregierung nach 10 Sahren 
einen neuen, fehr herabgefeßten Tarif, aufftellen muß. Da 
fönnte die Durchfchnittsberechnung das Malter Korn 
auf. 4 fl. feßen, fo daß die Rente eines Malters Korn, 
welche die Staatsregierung heute zu 121% fl. Capital, 
werth anfchlägt, vermöge der Multiplication mit 15 fl. 
fuͤr 60 fl. verkauft werden müßte. Stiegen alsdann die 

Preiſe bald nach. Feltfegung des neuen Tarife, Cund 
eirimal werben fie unausbleiblich wieder fteigen) fo mwürs 
den die Renten alle verjchwinden, der Staat aber hätte 
zur Schuldentilgung flatt einer Million, die er fi 
verſprach, nur eine halbe eingenommen. So gewiß ift 
ed, daß man in der Staatsverwaltung nie von felten 
Grundfägen, zu denen man einmal gelangt ift, abweichen 
Dürfe, und daß in der Geſetzgebung die Entſcheidungs⸗ 
gründe nicht aus den zufälligen Berbältniffen des Moments 
bergenommen werben dürfen. Referent würde daher, 
wenn es von-ihm abbinge, diefer Gefahr wegen, den 
Preis der Renten nie unter das 20 fache des Ertrags ge 
fegt haben, und Diejenigen Mitglieder ber zwenten Kam: 
“mer, welche behaupteten, daß wenn eine Herabfeßung dee 
Rentenpreiſes Statt finden folle, fie durch Berminderung 
der Fruchtpreife bewirkt werden müffe, hatten feiner Meis 
nung nad) fehr recht. | 

Man darf ſich auch nicht auf die Badiſche Geſetzge— 
bung, welche allerdings die Ablöfung um das 15 fache 
des Ertrags zuläßt, berufen; jenes Gefeg ift ein Zwaugs⸗ 
gefeß , erlafjen in einem Augenblide, wo, dort wie hier, 
Das Ergebniß der Durchfchnittsberechnungen ſehr hoch 
— ed leidet alſo keine Vergleichung mit dem Un» 
erigen. 

Wenn Referent fo weitlaͤufig über dieſen Gegenftand 
geredet hat, ſo geſchah es einestheils, weil er ſich mit 
einer ſehr achtbaren Mehrheit in Widerſpruch ſetzt, und 
ſich und der Sache ſchuldig war, zu zeigen, daß es we— 
nigftend nice ohne Gründe geſchah; anderentheils, 
weil er in Beziehung auf das Gefeg über die Ablöfung 
der Renten der Stiftungen von ihrem Einfluffe in bie 
Nationalwirthſchaft reden mußte. | 

Sein Antrag geht übrigens dahin, ‚den erften Theil 
des Art. 1 des Entwurfs unverändert anzunehmen. 


Berh. d. erft. Kamm. Beyl. Heftll. 1820. 7 
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Der zweyte Theil dieſes Artifeld fpricht einen neuen 
Bortheil für die Nentenfäufer aus. Ein Staat, der ein 
feftes Amortifationgsfpftem bat, in welchem das Loos über 
die Sapitalien, welche zur Rüdzahlung fommen entſchei⸗ 
det, iſt nicht verbunden, feine Staatspapiere im Nomis 
nalwerth anzunehmen ; vielmehr gründen die meiften Staas 
ten ihr Tilgungsſyſtem bloß auf den Ankauf ihrer eigenen 
Papiere nach dem Curs. Die Staatsregierung hat indef; 
jen hier das Gegentheil ausgefprochen, und ed fey dems 
nach. Dieſes vorausgefegt, ſtimmt Neferent den Beſchluͤſ⸗ 
fen b, c, d und e der zweyten Kammer dahin bey: 

„daß liquide inländifche Staatspapiere, mit Ausfchluß 
ber 6 procentigen, nicht gerade nach dem Nominalwerthe 
zwar, aber auch nicht nach dem Curſe, fondern in 
dem Betrage angenommen werden fönnen, welcher 
das 2ofache ihrer —— Zinſen darſtellt. 

rt. 2 


Dem Antrage, welchen der erfte Ausſchnß der zwey⸗ 
ten Kammer in Beziehung auf die Holzpreife macht, ſtimmt 
Neferent bey. Ä | 

Diefer Ausſchuß läßt im Uebrigen den 2ten Artifel 
unberührt, ungeachtet er bey dem erften Artikel felbft ge» 
fagt hatte: die Fruchtpreife, welche der zweyte feftfege, 
feyen für jegt zu hoch. Er mag bey dieſem DBerfahren 
von Gründen geleitet worden feyn, die auch dem Meferens 
ten vorfchweben. Diefer wird daher zuvörberit das ans 
führen, was bem Befchluffe der zweyten Kammer, die, 
unter A gegebenen, Fruchtpreiie vorgeichlagenermaßen 
berabzufeßen , entgegen ficht. 

Durdhfchnittsberechnungen der nahen Bergangenheit 
find der einzige Maaßſtab, mit welchem Voranſchlaͤge 
auf mehrere Jahre gemacht werden koͤnnen; jene find. ges 
wiffermaßen Gefeg für die Finanzverwaltung, deren 
blofer Willkuͤhr die Herabfegung des Preifes des Staats— 
vermögend nicht überlafien werden kann. Es ift alſo 
ganz in ber Ordnung, daß das Großberzogliche Staats; 
minifterium die Preife der Naturalien nach wirklichen 
Durdfchnitten feftgefegt bat, ja es durfte nicht anders 
verfahren, Dagegen find die Preisanfätse, welche die 
zweyte Kammer für die Getraidegattungen bejchloffen hat, 
wilfürlih angenommen und niemand vermag es zu bes 
meifen, daß fie mit dem übereintreffen, was in der Wirk, 
lichfeit Statt finden wird. Nichte, ale wollte Referent 
behaupten, die Fruchtpreife würden fih im Durchſchnitte 
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nicht fo niedrig ftellen; er fürchtet im Gegentheil, daß fie 
wohl noch tiefer fallen koͤnnten, fondern weil es nicht ers 
wiefen iſt; indem eine oder einige ungünftige Ernten, 
die vielleicht in fremden Ländern Statt finden, alle diefe 
Verhaͤltniſſe Andern, und überhaupt, weil bier nicht von 
einer temporären Verpachtung der Renten, bie freilich 
von den Preifen des Augenblidsd abhängt, fondern von 
ihrer Veräufferung die Rede ift; bey welcher berucfichti- 
et werden muß, daß nach der Erfahrung aller Zeiten 
olche aufferordentlich niedrige Preife nicht immer fort bes 
ftehen, fondern ſtets wieder Perioden eintreten, in denen 
fie bedeutend fleigen; eine Wahrheit, die man bey folchen 
Gefchäften immer vor Augen haben muß. Die gegenwärs 
tigen Preife find eine Erfcheinung, die niemand befrem- 
den darf; fie find die regelmäßige Folge eines Iangwieris 
gen Krieged. Der amerifanifche Revolutionefrieg, obgleich ' 
in einem anderen Welttbeile geführt, Aufferte mit dem 
Frieden, der, ihn beendigte, diefe Wirkung in den achtzis 
ger Sahren auf Deutfchland, wie viel mehr der Krieg 
der auf unferem Boden geführt ward! Jeder Krieg zers 
fört in feinem Beginnen den Handel mehrerer Nationen; 
Dauert er aber, fo nimmt der Handel neue Formen an, 
die durch den Frieden abermals. zerftört werden, bis nach 
Verlauf einiger Zeit neue Wege gefunden find. Man 
follte daher nicht allzufehr vor Ereigniffen erfchreden, die 
mehr oder weniger voraugzufehen find, und Referent wird 
auf den Vorwurf, feine Grundfäge führten dahin, daß 
die Renten unverfauft bleiben, antworten: daß er dieſes, 
vermöge bes früher Gefagten, an und für ſich nicht für 
ein Unglüc halte, und daß unauebleiblich wieder eine Zeit 
fommen werde, in welcher die Nentenfäufer den ihnen jegt 
gefegten ‘Preis annehmbar finden werden. 

Noch andere Rüdfichten gehören hierher: 1) hat ber 
Großherzogliche Geheime Staatsrath Hofmann ſchon aufs 
merffam darauf gemacht, daß diefe Herabjegung der 
Fruchtpreife eine offenbare Begünftigung der Zingpflichtis 
gen fey, deren Renten durch die Verwandlung ber Zehn, 
ten entftanden. 2) Wenn wir auch nicht mißfennen koͤn⸗ 
nen, daß jene Kammertare für den Augenblid zu 
hoch fey, daß ihr entgegenfiehe, daß eine unverhältnißs 
mäßig große Anzahl von Kriegsjahren mit in die Durch⸗ 
ſchnittsberechnung gefallen ſey; fo entfieht Doch die wei- 
tere, zu manden Verwicelungen führende, Frage: (die 
ber Ausfchuß der zwepten Kammer vielleicht vor Aus 
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gen gehabt) muß nämlich die Kammertaxe in diefem Falle 
nidyt überhaupt herabgeſetzt, und diefes, der Conjequenz 
wegen, durch das ganze Budget durchgeführt werden? 
Sol und muß der Preis des Augenblicks beruͤckſichtiget 
werden; fo darf man feiner Verwaltung Naturalien in 
einem Preife anfchlagen,, den fie nicht haben, und umge— 
fehrt fcheint es eine Art DVerfchwendung zu ſeyn, wenn 
gerade in biefem Augenblicde der Staat die Naturalbefols 
dung derjenigen feiner Diener, die vermöge Decretd nur 
folche anzufprechen hatten, nah jener Taxe in Geld 
verwandelt, diefen mit 6 fl. 45 fr. bezahlt, was ihm 
nur 3 fl. 45 Er. werth ift. Für dieſe Maaßregel finder 
doch nur ein Grund Statt, ber, daß Zeiten fommen 
fönnen, in welchen der Staatsdiener diefelben Naturalien 
in viel höheren Preifen erfaufen muß, als fie ihm dermas 
len vergütet werben... Sit das wahr, warum wäre es 
nicht auch bey den Fruchtrenten wahr? und man follte 
nicht die Befoldung der Staatsdiener erhöhen, weil künf- 
tig theuere Zeiten eintreten fönnen und zugleich. ‚den 
Preis der Renten herabfegen, weil — jet mwohlfeile Zei» 
ten find, em! 

Diefes find die verfchiedenen Gründe, welche den Nes 
ferenten zu dem Antrage beftimmen, daß die hochverchrte 
Kammer bey dem 2ten Artifel die Befchlüffe a und d der 
zweyten Kammer annehmen, denen unter b und c aber 
nicht beytreten möge. _ — 

Sn Betracht jedoch, daß ſich wirklich jene Einwen— 
dungen gegen den Tarif der Fruchtpreiſe machen laſſen, 
und ohne einige Herabſetzung derſelben die Zahl der 
Rentenkaͤufer in dem jetzigen Augenblick nicht groß ſeyn 
duͤrfte, dieſes aber den Wuͤnſchen der Großherzoglichen 
Staatsregierung entgegen zu ſeyn ſcheint, macht Referent 
den Vorſchlag, der Letzteren zu erklaͤren: daß, wenn ſie 
nach abermaliger Berathung uͤber dieſen Gegenſtand, und 
nach Erwaͤgung deſſen, was uͤber denſelben in der zwey— 
ten Kammer und in einem anderen Sinne hier geſagt 
worden iſt, für gut finde, die von jener Kammer beſchlof— 
fene Herabſetzung verfchiedener Preisanfäge ded Art. 2 
zu verfügen, die erſte Kammer feine Einwendungen ba» 

egen machen werde; unter der ausdrädlichen Bedingung 
jedoch, daß in diefem Falle ber. Art. 3 des Geſetzes gleich» 
fans eine Fleine Mobiftcation. erleide und derfelbe etwa fo 
gefaßt werde: | 

„Mach Verlauf ber erften zehn Sabre follen die, bey 
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‚dem Abfaufe der fiscalifchen Grundrenten anzunehmens 
„den, Preife der Naturalien, ohne daß man jedod 
„an die, fih aus dem Durchſchnitte der Lepr 
„ten 10 Sabre ergebenden, Mittelpreife ges 
„bunden fey, nad Maaßgabe der alsdann obs. 
 „mwoaltenden VBerhältniffe, von neuem gefeglich bes 
„‚fimmt und befannt gemacht werden.‘ 

Diefed dürfte das einzige Mittel ſeyn, um einers 
ſeits den fiscalifchen Renten jest ſchon Käufer zu vers 
Schaffen, und andererfeitd den Staat nicht der Gefahr 
auszufegen , fie bereinft unverhaͤltnißmaͤßig wohlfeil vers 
fauft zu eben. | 
Bey ben Art. 4 — 10, einſchließlich, hat Referent 
nichts zu bemerken. Er hält fogar den, im 10ten und 
abermald im 12ten Artifel gebrauchten, Ausdrud ‚les 
benslänglidhe Pächte‘ keineswegs für unpaffend. 
In dem gefammten Heſſen erfcheint die Theilung des Eis 
genthums unter den verfchiedenartigfien Formen, und nas 
mentlich unter der: Iebenslänglicher Paͤchte, ( wohin die 
fogenannten Briefgüter gehören) die keineswegs Zeitpächte 
find, weil der Eigenthümer verbunden ift, dem Erben ben 
Pacht zu erneuern und in den Sporteln der Leihe nur 
eine Art Laudemium bezieht. Sa, mas noch mehr ift, 
es find dem Referenten 9 und 12jährige Leihen vorges 
fommen, die nicht Temporalpächte find, fondern auf die 
Erben übergeben, fo daß die öftere Erneuerung derſelben 
nur die Unterfuchung zum Zwede hat, ob nicht gemiffe 
Bedingungen, deren Verlegung bie Caducitaͤt nach ſich 
zieht, überfreten feyen ? | Ä 

Zu ſtreiten ift übrigens über den Gegenftand nicht; 
denn wenn der Ausdruck megbliebe, fo würde der Grund» 
fag doch ausgefprochen ſeyn, indem es nur darauf ans 
— das Vorhandenſeyn eines Obereigenthums nachzu⸗ 
weiſen. — 

Alles, was über den Artikel 11 zu ſagen war, iſt in 
dem Vortrage des Ausfchuffes und den Discuſſionen in 
der Kammer erfchöpft. Referent tritt aus den, von dem 
Großherzogl. Geheimen Stantsrath Hofmann entwicdelten, 
Gründen dem Befchluffe der zweyten Kammer bey, und 
glaubt überhaupt, daß ber erſte Theil des Artikels prac⸗ 
tifch nicht fehr ſolgenrei * wird. | 

rt. 1 


* 2. 
Da wur bie Geringfuͤgigkeit der, unter lit. B benann⸗ 
ten Renten, die Verwandlung berfelben in Grundrenten 
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veranlaßt hat, ſo ſtimmt Referent dieſer Beſtimmung bey. 
Fuͤr die zweyte Beſtimmung des Artikels, vermoͤge deren 
folche Verwandlungen nur dann Statt finden ſollen, wenn 
fie fih auf alle, in der Gemarkung befindlichen, Nenten , 
diefer Art erfireden, bat der Großherzogliche Regierungs⸗ 
commiffär den triftigen Grund angeführt, daß ohne dies 
fen die Verwandlung für den Staat fein Intereſſe habe, 
ja fogar mit Schwierigfeiten verbunden fey, und Referent 
würde, wenn er an der Nedaction des Entwurfs Theil 
genommen hätte, auf biefelbe Beſtimmung angetragen has 
ben. In Erwägung jedoch, baß der Fiscus nicht gerabe 
Nachteil dadurch erleidet, wern auch dem Einzelnen die 
Verwandlung geftattet wird, und daß fie dem Legteren 
doch erwuͤnſcht feyn Fönnte, flellt Referent der hochvers 
ehrten Kammer anheim, ob fie, um nicht die Gegenftände 
erneuerter Discuffion zu vervielfältigen, den Befchlüffen 
a und b ber zweyten Kammer beytreten wolle. 

Der erfte Ausfchuß iſt dieſem Antrage feines Neferens 
ten nicht beygetreten. Er hält bie Ablöfung der Renten, 
von welchen bier die Rede ift, infofern fie im Einzelnen 
Statt finden fol, für allzu nachtheilig für bie Verwal: 
tung, und glaubt, daß mehr nicht nadyzugeben fey, ale 
daß die Minderzahl ber Nentepflichtigen einer Gemars 
fung durch das Gefeg genöthizt werde, fih dem Wun⸗ 
(de * Mehrzahl zu fuͤgen, wenn dieſe die Abloͤſung 

egehre. 

Daß in dieſem Falle Mehr, und Minderzahl nicht 
nach Koͤpfen, ſondern nach Bedeutenheit der Renten, ab⸗ 
zumeſſen ſey, verſteht ſich wohl ohne Erwaͤhnung. 

Ueber c tft ſchon geredet. 

Zu d. Der Vorfhlag, die Ablöfung der Renten 
burdy Entrichtung ber Abfaufsfumme in Naturalien zu be- 
wirken, dürfte unhaltbar feyn. Geld allein bietet dag 
Mittel dar, die Preife der verfchiedenen Jahre auszu— 
gleichen; nicht die Einnahme von 34 fl., welche ber 
Staat in biefem Sabre von ber Rente eines Malters 

Korn bezieht, verkauft er, fondern auch die Ausficht, in 
einem anderen Sabre 8 oder 9 fl. aus berfelben Rente 
einzunehmen; und auf diefe Ausficht folte er verzichten, 
wenn ihm der Zinspflichtige 18 Malter auf einmal übers 
reihte? Unfehlbar wuͤrden in dieſem Jahre noch alle 
Renten abgeloͤſet werden, und der Staat, welcher obnes 
hin Muͤhe hat, jetzt ſein Getraide anzubringen, wuͤrde 
bey dem Ueberfluſſe, den er alsdann beſaͤße, vielleicht 
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genoͤthiget ſeyn, daſſelbe noch weit unter dem dermaligen 
reife wegzugeben. Referent trägt daher darauf an, dem 
Befchluffe d der zweyten Kammer beyzutreten. 

Ein anderer Antrag aber, über welchen die zweyte 
Kammer nicht abgeftimmt hat, fheint ale Aufmerffamfeit _ 
zu verdienen; Referent meint den des Abgeordneten Herrn 
Kroͤncke, welcher vorfchlägt: den Zinspflichtigen dad Dop⸗ 
pelte der Nente während 13 Jahren bezahlen zu laſſen. 
( Denn nur vom 18 fachen Betrage redet Referent.) 

Borausgefegt, daß ber Herr Proponent unter dop⸗ 
pelter Zahlung die Entrichtung ber doppelten Rammers 
tare in Geld d. h. die Bezahlung von 133 fl. für das 
Malter Korn verftanden babe, Cdenn nur in diefem Falle 
glaubt Neferent auf den Gedanken eingehen zu fönnen ) 
bietet diefer Vorſchlag große Bortheile dar, man darf 
alsdann nicht nur dem Verfchwinden der fiscalifchen Rens 
ten, mithin der , Vereinfachung der Verwaltung und ber 
Schuldentilgung, die man bezwedt, faft mit Gewißheit 
entgegen ſehen, ſondern beyde Zwecke werden auch auf 
die, — den Landmann am wenigſten druͤckende, Weiſe 
erreicht. | | we 

Man könnte diefe Operation mit allem Rechte eine 
Renten » Amortifationsanftalt nennen; fie beruht auf den⸗ 
felben Gründen und denfelben Regeln, wie jede andere 
Amortifation. Der Staat fordert jegt für dad Malter 
Korn in Nente 121% fl., verzinfet er dad Kapital 13 
Sabre lang; fo bedarf er dazu 78 fl. = 1993 fl. Der 
Pentepflichtige bezablt ihm in 9 Jahren das Kapital mit 
121% fl., für die Zinfen fegt er die Zahlung and; 4 Sabre 
lang fort; dieß beträgt 54 fl. = 175% fl. 

Die Differenz rührt daher, baß dem Staat bad In- 
terusurium zu gut gelommen iſt. Diefer fonnte im Aten 
Sabre das Gapital mit 6 fl. verzinfen und fogleich 75 fl. 
an demfelben abzahlen und damit fortfahren. Die Zah⸗ 
lung bes Aten Jahres fiel ſchon größer aus, weil die Zins 
fen von 22% fl. erfpart wurden u. f. w. 

Bey diefer Einrichtung dürfte es auch wohl feinem 
Anftande unterliegen, die Kammertare beyzubehalten. Es 
läßt fich zwar, fireng genommen, nicht fagen, daß der Zinds 
pflichtige hierbey 24 fl. eripare, indem er die Zinfen ſei⸗ 
ner Stüdzahlungen entbehrt, allein er wird dennoch et» 
was gewinnen, weil fo_Fleine Summen, wie feine Jah⸗ 
reszablung, nicht leicht verzinslich angelegt werden, alſo 
auch nichts einbringen. — 


/ 
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Der unverkennbaren Vorzüge ungeachtet, welche je— 
ner Vorſchlag hat, wagt es Referent dennoch nicht, die 
Kammer einzuladen, ihn au einem Befchluffe zu erheben, 
weil er befürchtet, daß die Staatöregierung ihn, megen 
—— Schwierig keit der Ausführung, ablehs 
nen wird. 

Man denke ſich, daß ein ſolcher Vorſchlag von der 
Mehrzahl der Zinspflichtigen angenommen werde, ſo kommt 
die Regierung mit jedem Einzelnen waͤhrend 13 Jahren 
in Abrechnung. Wuͤrden die gewoͤhnlichen Angeſtellten 
dieſe Rieſenarbeit beſtreiten koͤnnen? Auch andere Gefahren 
drohen dem Staate; wenn die Zahlungen ſtocken, fo ent⸗ 
behrt er die Rente und muß die Zinſen des Capitals, das 
ſie decken ſollte, fortbezahlen; treibt er die Bezahlung durch 
Execution bey; ſo bleiben ihm wahrſcheinlich andere Ab⸗ 
gaben deſſelben Zinspflichtigen im Ruͤckſtande. Wie ferner, 
‘wenn biefer in Concurs verfält? fol der Staat alle diefe 

Procefie verfolgen? Ä 

Solchen Berlegenheiten vorzubeugen müßte, 1) bis 

au gänzlichen Abzahlung das Eigenthum der Nente vor» 
ehalten; 2) die Berunterpfändung beybehalten, und 
3) gefeglich beftimmt werben; daß, wenn die Rüdzahlung 
zwey Sabre lang unterbliebe, der Vertrag annnllirt fey, 
und bie Naturalrente ohne Städzahlungen von Seiten 
des Staates ipso jure reviviscire. Solche Härte koͤnnte 
aber auch von ber Sache abjchreden. Kurz, es ift an der 
Großherzoglichen Staatsregierung, ben Borfchlag zu machen, 
wenn fie ihn für ausführbar hält. 
u den. Abditionalartifeln. 

Referent theilt die Meinung des Ausfchuffes ber 
zweyten Kammer, daß auch Nichtzinspflichtige zum Kaufe 
der fiscalifchen Renten zuzulafien feyen. Hat auch diefes 
nicht in der Abficht der Staatsregierung gelegen, wie der 
Großherzogliche Regierungscommiflär erklärt, fo dürfen 
die Stände doch bey allen Domänenveräufferungen ven 
Geſichtspunkt der Schuldentilgung nicht aus den Augen 
verlieren; diefe wird aber durch die Goncurrenz britter 
Perſonen beym Kaufe befdjleunige. Daß der Ablöfung 
der Vorzug gebühre, verftcht fih. Er vermweifer auf das 
von dem Ausſchuſſe Gefagte und trägt darauf an, deſſen 
Vorſchlaͤgen 

5.) a. beyzutreten. 

b. desgleichen. Er haͤtte gewuͤnſcht, man haͤtte 
die Friſt von 2 auf 3 Jahre geſetzt. 
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c. Gleichfalls. 

d. Desgleichen. | — 

e. Dem Sinne des Vorfchlags tritt Referent bey; 
nad) feinen Grundfägen muß er aber wünfchen, 
daß ftatt des achtzehnfachen gefetst werde, das 


20 fadhe. Ä 
Bon dem Nechte bed Etaated überhaupt, dem Pris 
vatrentenbefiger ben Verkauf und ben Preis derfelben vor» 
zufdjreiben, reden wir bier nicht. In dem vorliegenden 
Falle verkauft der Staat feine Rente unter ber Bedingung 
der Wiederabtretung an den Zingpflichtigen. Wer dieſe 
Bedingung nicht eingehen will, der muß fi auf den 
Kauf nicht einlaffen. Ein Gewinn aber muß dem Zwis 
fchenfäufer bleiben, wenn der Zwed ber Beſtimmung 
nicht vereitelt werden fol; daher muß ihm das 20 fache 
oder mindeftens das 19 fache geftattet werden, wenn man 
nn fürdtet, daß fo geringer Gewinn von dem Kaufe 
abbalte. 
Könnte der Kröndifche Vorſchlag angenommen wer⸗ 
den, fo würden dieſe Zufaßartifel meift unpractifc werben. 


Renten ber Gemeinden u. f. w. , Referent unters 
fehreibt, was der Ausfchuß der zweyten Kammer über 
diefen Gegenftand im Eingange feined Vortrags gejagt 
bat; er wuͤrde aber aus folchen Prämiflen einen anderen 
Schluß, den naͤmlich gezogen haben, daß die Stände 
den ganzen Gefegesvorfchlag ablehnen möchten. Aller» 
dings kann, wie der Großherzoglihe Negierungscoms 
miſſaͤr angeführt hat, felbft die Subftanz des Eigenthums 
für den Staat in Anfprudy genommen werden, aber doch 
nur dann, wenn ein Staatszweck nicht auf andere Weile 
erreicht werden kann; ber Eigenthuͤmer darf noch nach⸗ 
meifen, daß der Zweck anders erreicht werben koͤnne; es 
wird ihm nicht ein Preis feines Eigenthums im Boraus 
beftimmt ; er darf in jedem Falle nachweifer, was ibm 
diefes Eigenthum werth fey und ein unpartheiifcher Rich⸗ 
ter entfcheidet zwifchen ihm und dem Staate. Bende Ges 
fege, das über die Abtretung des Eigenthums und das, 
welches bier vor und liegt, ftehen alfo nicht auf eis’ 
ner Linie. E 

Wir haben die Staatsregierung um Vorlegung eines 
Gefetes über die Verwandlung der Privatzehnten- gebes 
ten und gründeten die Berechtigung bed Staates zu dies 
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ſem Geſetze auf den großen Vortheil, der dem Ganzen, 
ohne Beeintraͤchtigung des Einzelnen, daraus ermüchfe. 
Wir fubitituirten einem Eigenthume ein anderes gleicher 
Natur, dem Zehnten die Rente. Hier will man, an bie 
Stelle eines unverwuͤſtlichen Eigenthums das gebrechliche, 
hundert Zufällen ausgefegte, Geld treten laſſen. Beyde 
Gefege find alfo nicht mit einander zu verwechfeln, und 
in jedem einzelnen Falle, wo der Staat von neuem Ges 
fege geben will, .die die freie Dispofition der Privaten 
über ihr Eigenthum befchränfen, werden ftrenge Unter , 
fuchungen über die Nothwendigkeit des Gefeges und die 
Art und Weife der Ausführung vorangehen muͤſſen. Die 
Eosporationen, von melden hier die Rede ift, find aber 
Privaten und es ift fehr zu bedauern, daß fie bey ber 
Gefesgebung über die Zehnten diefen nicht beygezählt 
worden find. Indeſſen, wenn fich auch der Staat viels 
leicht oft zu fehr als wirklichen Bormund und Adminiftras 
tor des Vermögens diefer moralifchen Perfonen betrachte: 
te, während er. nur ihr Obervormund iſt; fo laͤßt fich 
doc nicht leugnen, daß er das Recht habe, fie zu einer 
guten und zwedmäßigen Verwaltung ihres Vermögens 
anzubalten — ein: Recht, das ihm nicht über andere Priva- 
ten zufteht, und es bleibt alfo allerdings ein gewiffer Un- 
terſchied zwifchen beyden, fo daß ber Staat gegen die 
Erfieren etwas weiter als gegen die Anderen gehen kann; 
nur muß es dann erwiefen feyn, daß feine Anordnungen 
zum wahren Vortheil der - Gorporationen gereichen, und 
das dürfte bey dem vorliegenden Gefege noch etwas probles 
matiſch feyn. | 

Nur zwey Gründe koͤnnen dieſes Gefeg motiviren. 
Entweder erfordert das Staatswohl gebieterifch das Ver⸗ 
ſchwinden aller Grunbrenten oder deren Verwandlung in 
Geld. — Daß diefes nicht der Fan ſey, glaubt Referent 
oben gezeigt zu haben und der Flor Englands und Bra» 
bants, chedem bes Sitzes der Renten, fpricht für ihn; 
auch würde aus jenem Sage folgen, daß auch bie übri- 
gen Privaten gezwungen werben müßten, ihre Renten 
ablöfen zu laſſen. — Oder die Bermögensverwaltung jener 
Eorporationen wird dadurch merklich gebeffert — aber auch 
diefes ftellt Referent in Abrede. — 

1.) Wird die Verwaltung des Vermoͤgens vieler Ge⸗ 
meinden und ſehr vieler kleineren Stiftungen, als Pfars 
zeyen, Schulen u. f. mw. unentgelblich geführt; es ift alfo 
an ihr nichts zu erfparen. 
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2.) Sind die Renten der Stiftungen meiftend als 
Gehalt oder zu anderen Zwecken angewiefen und werben, 
ohne alle Verwaltung, unmittelbar zu ihrer Beftimmung 
eingeliefert. Tritt ein Capital an ihre Stelle, fo tritt 
mit demfelben die Nothwendigfeit einer Verwaltung erft ein. 

3.). Der erfte Zweck der Vermögensverwaltung diefer 
Gorporationen ift nicht ſowohl, wie bey Privaten, die Ver» 
mehrung deffelben durdy Ummerfen und Spekulationen, 
fondern das Hauptaugenmerk bey berfelben find Maapre» 
gen, die die Subſtanz auf ewige Zeiten erhalten, und 
bierzu -ift fein Cigenthum dienlicher als die Grundrente. 

4.) Dem zuweilen Färglic) befoldeten Geiftlichen 
und Schullehrer war durch Zehnten und Nenten doc 
gewöhnlich das dringendfte Lebensbeduͤrfniß gefichert: wenn 
nun in theueren Sahren die 5 p&t., bie ihm zugefichert 
find, nicht hinreichen, diefes anzufchaffen, fo muß er dars 
ben. Wenn aber ä 

5.) Das Capital nicht zu 5 pCt. ausgeliehen ift, 
wenn es durch Diebftahl, Bankerott, Veruntreuung des 
Rechners verloren geht, was fol dann gefchehen? Die 
Möglichkeit folcher Fälle laͤßt fich nicht ableuignen; auch 
das ficher angelegte Kapital wird aufgefündigt, zuruͤckge⸗ 
zahlt, wieber ausgeliehen; immer geht es durch die Hand 
des Rechners und Anderer. Soll in ſolchem Falle bie 
Pfarrey eingeben? Sol die Gemeinde fie neu botiren, 
oder kann und will der Staat den Schaben gut machen, 
den das Gefeß veranlaßte ? = 

So fieht Referent feinen burchgreifenden Grund für, . 
aber ftarfe Gründe gegen das Geſetz und er glaubt 
auf deffen Ablehnung antragen zu müffen. 

Weit entfernt ift er aber zu behaupten, baß die Ab⸗ 
Iöfung der Renten diefer moralifchen Perfonen verhindert 
werden muͤſſe. Wünfcht ein Zinspflichtiger die Ablöfung 
feiner Rente, findet die Verwaltung der Gemeinde oder 
Stiftung fie ihrem Sutereife-anpenefktt, und zeigt dieſes 
der ihr vorgefeßten Behörde anz fo mag biefe einwilligen. 
Dazu genügt eine Inſtruction der 'oberften Staatsbehörde. 

Sollte indeffen die hochverehrte Kammer von anderen 
Grundſaͤtzen ausgehen und befchließen, das Gefeß anzunehmen; 
fo müßte natürlich das, was über die Ablöfung der fisca⸗ 
Kifchen Renten bejchloffen wird, im Allgemeinen auch bier 

nwendung finden, und Referent fiimmt daher für jenen 
Fal den Anträgen bes erften Ausfchufles der zweyten 
Kammer bey. Insbeſondere wird es nöthig, den Kauf 
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preis auf das 20 fache bed Betrags zu ſetzen; weil jede 
Möglichkeit der Verminderung des Vermögend forgfältig 
befeitigt werden muß. 

Auch die Beſtimmung beym 13ten Artifel des Ges 
fees billiget Referent, weil ſolche Eleine Naturalrenten 
. für den Einzelnen weit größeren Werth, als für den 
@taat, haben. ! 

Nur dem, was der Ausfchuß über den 13ten Artikel 
fagt, kann er nicht beytreten, weil er fich bey Artifel 11 
des erſten Geſetzes, in Uebereinftimmung mit der zweyten 
Kammer, j[hon im entgegengefegten Sinne geäuffert hat. 


mm 

| LXXIV. 
Schreiben der erften Kammer der Stände an das 
Großherzogl. ‚Geheime Staatsminifterium, die 


Prorogation der directen Steuern und inbirec- 
ten Auflagen betreffend, vom 20, Februar 1821. 


. „Die erfte Kammer der Stände des Großherzogthums 

tbeilt ganz den, im verehrlichen Minifterialerlafle vom 
31. Januar ausgeſprochenen, Wunſch, die Berathungen 
über das Finanzgefeg in der Art befchleunigt zu ſehen, 
daß nicht eine weitere Prorogation der Auflagen notb- 
wendig werde. Die Hoffnung, daß ein rafcherer Ges 
ſchaͤftsgang in der zweyten Kammer der Stände die Moͤg⸗ 
lichkeit gewähren würde, alle, mit der Wichtigkeit diefes 
Gegenftandes. vereinbarliche, Förderung eintreten zu lajs 
fen, bat die erfte Kammer bisher abgehalten, fich über 
ben, fo furz anberaumten, Termin vom 20. Februar ir⸗ 
gend eine Bemerkung zu erlauben. Da indeffen diefer 
Termin berangefommen if, obne daß ihr felbft nur bie 
Mittheilung des Finanzgefeges gemacht worden wäre; fo 
findet fie fih veranlaßt, Großberzogl. Geheimen Staats» 
minifterium, in Erwiederung des verehrten Erlaffes vom 
31. Januar, zu eröffnen, daß fie auffer Stand gewefen 
fey, die Berathungen zu beginnen. 


mm 
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Vortrag des erften Ausfchuffes der erften Kammer 
uͤber den Antrag des . Abgeordneten Herrn 
 Meber, die Einführung breiter Radfelgen für 

das ſchwere Fuhrweſen betreffend; erftattet von 
des Herrn Grafen v. Solms⸗-Roͤdelheim Erlaudt. 


Der Abgeordnete Here Weber hat. bey der zweyten 
Kanımer der Landftände folgenden Antrag gemacht: 

 (Legat. der Antrag ) 

Die zweyte Kammer hat darüber den Bericht ihres 
erften Ausſchuſſes angehört und ift denen, am Schlufje des 
Ausfchußberichts gemachten, Anträgen beygetreten. " 

-  CLegat. der Antrag des Augfchuffes. ) 

Referent glaubt ſich in Betreff der Sache jelbfl eis 
ner weiteren Prüfung des, in Frage fiehenden, Antrags 
enthalten zu Fönnen und fich lediglich) auf den angeführs 
ten Bericht des erſten Ausfchuffes der zweyten Kammer 
beziehen zu dürfen, in welchem das Nuͤtzliche und Wins 
ſchenswerthe der vorgefchlagenen Einrichtung ausführlich 
und gründlich auseinander gefegt worben iſt. Er erlaubt 
fih nur die Bemerfung, daß, feiner Anfiht nah, bie 
Ausführung :ded Antrags durdy die gecgraphifche Lage 
des Großherzogthumsd großen Schwierigkeiten unterwor⸗ 
fen und ed Daher der böchfien Staatsbehoͤrde zu überlaf- 
fen feyn mödhte, nach zuvor getroffener Uebereinfunft 
mit den Nachbarfisaten eine Verordnung zu .erlaffen, 
durch welche die erforderlichen Abänderungen im Chauſ⸗ 
fee» und Weggelde beftimmt werden; da nad der Meis 
nung des Referenten diefer Weg einem abfoluten Verbot 
der fchmalen Felgen vorzuziehen ſeyn möchte. — Im 
Uebrigen ift Referent, wegen des nicht zu verfennenden 
Nugens und Bortheild der Sache, der Meinung, daß bie 


erſte Kammer den Anträgen der zweyten Kammer beytres 
ten koͤnne. a: 
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LXXVI 


Vortrag des zwenten Ausſchuſſes ‚ver erften Kam 
mer über die Motion des Abgeoroneten Herrn 
Heyer, die Fornicationgftrafen betreffend; ers 

ſtattet von dem Herrn Staatsminiſter Frei: 
berrn du Thil, | | 


Ungeachtet der Ausfchuß der zweyten Kammer daranf 
angetragen hatte, die eben verlefene Motion auf fich bes 
ruben zu laſſen, hat die Kammer dennoch befchloffen, fie 
der Staatöregierung vorzulegen. | 

Daß die Fornicationgftrafen ihre Beſtimmung nicht 
erreicht, das heißt, dem Vergehen, welches man verbins 
dern wollte, nicht geitenert haben, Iehrt die tägliche Er» 
fahrung und fchon degwegen fann man nicht Anjtand 
nehmen, in ihre Abftellung zu willigen, zumal da man 
fih kaum erlauben wird, diefe Strafen als eine Einfoms 
menquelle für den Staat zu betrachten. Indeſſen ift der, 
in der ziveyten Kammer gemachte, Einwand, daß die 
Aufhebung diefer bisher üblichen Strafen von den nies 
deren Volksklaſſen ald ein Gonniviren der Handlung, als 
ein Beweid, daß der Geſetzgeber fie nicht mißbillige, ge» 
deutet werben Fönnte, gewiß nicht unerheblich; wir wols 
Ien jebocy hoffen, daß die moralifche Erziehung des VBols 
kes uns vor diefer Mißdeutung bewahren wird und heben 
aus den Verhandlungen der zweyten Kammer noch einige 
wichtigen Gründe aus, welche für die Abfchaffung jener 
Strafen ſprechen. Sie find tadelndwerth, weil fie vom 
Zufalle abhängen, indem fie nicht die Handlung, fondern 
die nicht beabfichtigte Folge der Handlung beftrafen ; weil 
zahlreiche Glaffen des Volkes von der Strafe erimirt find; 
and weil diefe in den meiften Fällen arme und duͤrftige 
Merfonen trifft, welchen fie die Mittel zu einiger Pflege 
während ihrer Nieberfunft und zur Ernährung ihres ohne» 
bin bilflofen Kindes rauben. 

Indem ber Augfchuß daher darauf auträgt, dem Bes 
fchluffe der zweyten Kammer unter 1 beyzutreten, bemerft 
er weiter; daß, fobald der Staat befchließt, die Strafen, 
von welchen wir reden, abzuftellen, aus tiefem Grund» 
fage weiter folge, daß jede Unterfuhung über bie 
Trage, wer ber Bater eines unehelichen Kindes ſeye? 
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Cuͤber bie Baterfchaft) infofern fie die Staatsbehoͤrden 
von Amts wegen vornahmen, nothwendig abgeftellt wer, 
den müffe, weil fir ihren Zwed verloren bat. 

Daffelde gilt von den geiftlichen Behörden um fo 
mehr, als diefen ohnehin Fein inquifitorifches Verfahren 
zutommt. Der Ausfhuß will jedoch hiermit keineswegs 
andeuten, daß in den Fällen, in welchen die Theilnehmer 
‘ an dem Vergehen befannt find, was wenigfiend bey der 
unebelich Gefchwängerten faft immer der Fall tft, auch 
Diejenigen Ruͤgen unterbleiben müßten, welche von ber 
Kirche ausgehen nnd reinfirchlicher Natur find, infofern 
wenigftend, als fie nicht in einer Form hervortreten, 
welche Menfchen zur Berzweiflung bringen und daher Vers 
brechen, namentlich Kindermord, veranlaffen kann. 
Ganz anders verhält es ſich aber mit dem Befchlise 
der zweyten Kammer unter 2. 

Wir redeten fo eben von den Unterſuchungen, welche 
zu Entdeckung der Baterfchaft angeftellt werben. Aus ih» 
rer Abftellung folgt an und für fih noch nit, daß bie 
unehelich Gefchmwängerte und ihr Kind, oder die weldye 
fein Intereffe zu wahren haben, auch des Kiagerechtes auf 
Anerkennung der Baterfchaft und auf die, aus jener von 
felbft folgenden, Alimentation des Kindes beraubt werben 
müßten; bierauf tft aber der Beſchluß der zweyten Kam⸗ 
mer gerichtet. Ä | 

(Legat) 

Die Aufhebung des Klagerechts auf Privatſatisfaction 
und Koſtenerſatz haͤlt der Ausſchuß gleichfalls fuͤr ganz 
zweckmaͤßig, weil ſich dieſes Recht auf ein Vergehen grüns 
det, das von Seiten der Klagenden eben ſo freywillig 
als von Seiten des Beklagten begangen ward, allein er 
beſchaͤftiget ſich hier nur mit dem, was in das Perſonen⸗ 
recht einſchlaͤgt und beſchraͤnkt ſich, um nicht weitlaͤufig 
zu werden, darauf, Die Aufmerkſamkeit ver hohen Kams 
mer auf einige Hauptmomente, welche bier in Betracht 
fommen , zu leufen. 

Die zweyte Kammer mar, weder durch die Motion 
bed Abgeordneten Herrn Heyer, noch durch den Bericht 
ihres Ausfchuffes aufgefordert, den eben verlefenen Bes 
Schluß zu faſſen; Ddiefer hat fich vielmehr im Verlaufe ihr 
rer Discuffionen gewiffermaßen von felbft gebildet, ohne 
daß jedoch diefe Materie in ihrem ganzen Umfange erörs 
tert worden wäre, indem die Kammer fich hauptfächlich 

an bie Thatfache hielt, daß die franzöfifche, in Rheinheſ—⸗ 
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fen geltende, Gefetgebung denfelben Grundfag ausgeſpro⸗ 
chen bat, und mehrere Mitglieder die Affimilation ber 
verfchiedenen Provinzen wünfchten. 

Auf diefed legte Argument legt der Ausfchuß feinen 
befonderen Werth; ed würde nur dann von Bedeutung, 
aber auch von einer fehr großen feyn, wenn diefe Affiınis 
milation mit Confequenz durchgeführt würde; da aber das 
Gegentheil gefchehen ift, fo muß man anch den Grundfag 
nicht in einzelnen Fällen anrufen und es Fäme alfo nur 
auf die Frage an: welde Gefeggebung die vorzüglicyere 
fey? Hierüber nur folgendes. | 
Das roͤmiſche Necht fennt 2 Claſſen unehelicher Kin» 
der; die natürlichen, im Goncubinat erzeugten, und die 
spurios. Dasjenige Erbrecht, welches jene Gefeßgebung 
d +: Erfteren einräumt, haben das canonifche Recht und 
unſere Praris auch auf die leßteren ausgedehnt, und beyde 
des Klagerechtd auf Anerkennung der Vaterfchaft berau- 
ben, beißt daher, fie in fehr vielen Fällen auch jenes Erb» 
rechts, welches ihren die Gefeße geben, verluftig machen. Iſt 
dieſes fchon hart, fo ift es noch härter, ja zumeilen graufam, 
daß diefe Kinder den Anfpruch auf Alimentation, welchen ih⸗ 
nen die Natur felbft zu geben fcheint, gegen ihren Bater 
nicht follen geltend machen dürfen, zumal da die Mütter 
derfelben gewöhnlich felbft dürftige Perfonen, und aufier 
Stand find, fie zu ernähren, fo daß beyde oft den Ges 
meinden oder dem Staate zur Laft fallen. Es ift daher 
einleuchtendb, daß der vorgefchlagene Grundfag ſehr fol- 
genreih fey, und, weil er unfern bisherigen Gefegen 
Sitten und Gebräuchen zumider ift, Auffeben erregen wird. 

Ermägt man aber auf der andern Seite, daß bie 
große Gefahr, welcher die vorgefchlagene Geſetzgebung ger 
wiffe Weiber ausſetzt, dieſe wielleicht weniger leichtfinnig 
machen kann; daß die Procefje, die zur Anerfennung der 
Baterfchaft geführt werden, immer etwas feandalöfes mit 
fih führen; daß fie eine Menge von Meineiden bervorges 
rufen haben; daß fie zuweilen durch richterfichen Ausſpruch 
einen Mann zum Vater machen, der es in der That nicht 
ift, und das unebeliche Kind und feine Mutter vielleicht 
reichlichere Unterflügung von einem angeblichen Bater er— 
halten, den fie nicht angeklagt haben, als von einem fol« 
chen, den fie gerichtlich belangt, und weil er über feine 
Daterfchaft zweifelhaft war, zum Ableugnen derfelben ver- 
anlaßt haben; fo wird man allerdings zweifelhaft, welde 
ber beyden Gefeggebungen die vorzüglichere ſeye? und 


Beylage LAXVI > „413 


doppelt aufmerkſam auf das Zeugniß, welches verſchie⸗ 
dene Mitglieder der zweyten Kammer, die die Folgen 
dieſes Theils der franzöflichen Gefeggebung zu ‚beobachten 
Gelegenheit hatten, zu Gunften der letzteren ablegen. 

Allein wenn man, wie es Die zweyte Kammer gethan 
bat, die fränzöfifche Gefeggebung zu Grund Iegen will, 
fo muß man audy ganz in dad Syſtem dieſer Gefeßge: 
bung eingehen ; nicht bloß den Art. 340 und die zweyte 
Section ded Tten Tit. Iten Buches des Code Napoleon, 
fondern auch das Ate Gapitel 1. Zit. 3ten Buches und meh» 
rere andere Artifel annehmenz nicht überjehen, daß dieſe 
Geſetzgebung durch ihre Bertimmungen über dag Erbrecht 
unebeliher Kinder Cderen fie, wo fein anderes Berbres 
hen, wie Ehebruch oder Inceſt coincidirt, nur eine Claſſe 
anerkennt) gewiffermaßen die Nothwendigkeit herbeyführte, 
die Anerkennung der Vaterfchaft lediglich von der Ueber— 
zeugung des Vaterd. abhängen zu laſſen, damit ihm nicht 
durd) den unficheren Ausfpruch des Nichterd, etwa durch 
den Meineid einer vielleicht verworfenen Dirne, ein Erbe 
mit ſolchen Berechtigungen aufgedrungen werde. 

Wir müßten alfo nicht bloß das bier in Frage ſte— 
hende Klagerecht abjtellen, fondern auch alle weiteren Bes 
ſtimmungen, welche in enger Verbindung hiermit ſtehen, 
aufnchmen, d. h. auf doppelte Weife Einfchiebfel in uns 
fere Geſetzgebung machen. Sollte diefes ratbfam, follte 
es pafjend feyn, da mir ohnehin fchon darüber ‚Hagen, 
daß unfer buͤrgerliches Recht aus ganz verfchiedenen 
Syitemen der Gefeßgebung, aus partiellen Verordnungen, 
Statuten und Obfervanzen zufammengefeßt fey, und da 
die Staatsregferung,, um endlich Einheit in diefes Chaos 
zu bringen, ein neues Geſetzbuch bearbeiten Tißt? 

Der Ausſchuß glaubt, diefe Feage verneiuen zu müſſen 
und findet, daß die Frage: ob das Klagerecht auf Anerfens 
nung der Vaterſchaft und quf alle die Verbindlichkeiten, 
welche aus ber leiteren folgen, aufgehobin werden ſolle? 
ſich um fo mehr zuvoͤrderſt zu.einer Erörterung von Seiten 
der Geſetzgebungs Commiſſion und fpäter zu der der Stände 
eigene, als hier nicht Gefahr auf dem Verzug, haftet. 

Er trägt daher darauf an, dieſem Theile des Bes 
ſchluſſes der zweyſen Kammer nicht beyzutreten; will aber 
damit Über die Materie ſelbſt nicht praͤjudieiren noch wuͤn— 
fchen, daß das Fünftige Geſetzbuch die vorgefchlagene Bes 
ftimmung nicht erhalten möge, 
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Vortrag ded dritten Ausſchuſſes dei erften Kammer 
über die Motion des Abgeorpneten Herrn Kel— 
ler, bie Werbefferung des Jugendunterrichts 
bey den Juden betreffend ; erftatiet von dem 
Herin Prälaten Dr. Shmidt. 


Unter den Gegenftänden, mit welchen ſich die zweyte 
Kammer Befchäftige bat, ift auch die Verbefferung des 
Unterrichts der jüdifchen Jugend. Bey den Beräthungen 
ift zwar auüch die Äbſchaffung der jüdifchen — 
zur Sprache gebracht worden: da aber ſowohl der An⸗ 
trag, als der Beſchluß der zwehten Kammer ſich bloß auf 
die Verbeſſerung des Unterrichts bezieht, To glaubt Res 
ferent,, fih auch hierauf defchränfen zu müflen . 

Befänntlich hät es bisher nicht an Vorfchlägeh. und 
Verſuchen, den Unterricht bey den Juden zu verbeffern, 
Hd diefelben dadurd Dem Staate näher zu bringen, ges 
fehlt. Dennody ift hierdurch auch im Ganzen fehr weiiig 
erreicht worden. - Vielmehr find diefe Verſuche an der, 
bey dieſein Bolfe fo ganz Nusgezeichneten, Auhanglichkeit 
an das Eigeuthümliche gefcheitert. „ Aber da diefe Anhaͤng⸗ 
lichfeit fo vielen Sahrhunderten Trotz geboten hat, % 
ge man auch gerade hieraus die Lehre ziehen follen, 

aß der Weg, den man gewöhnlich einſchlug, um dieſes 
Volk zu verbeſſern, nicht der richtige fey,, fündern daß 
ein anberer gewählt werden muͤſſe. | 

Wenn dın Volk, mit deſſen Gefchichte die Weltges 
fchichte ihren Anfang nimmt, — ein Volk, deffen Vorfah⸗ 
ren in denen Buͤchern, die auch din Chriften heilig find, 
als das Volk Gottes dargefiellt werden, wenn ein ſolches 
Volk ſich durch einen beſonderen Nationalſtolz auszeich⸗ 
net, ſo erklaͤret ſich dieß leicht. Nimmt man hinzu, welche harte 
Schickſale Jahrbunderte hindurch dieſes Volk betroffen haben; 
fo begreift ſich, wie es, hierdurch auf ſich ſelbſt zurückge⸗ 
worfen, zu jener Anhaͤnglichkeit an das, was es als ſein 
Eigenthuͤmliches betrachtet, gelangen konnte. 

Es hiervon zu befreien und dadurch auf eine boͤhere 
Stufe der Cultur zu verſetzen, dieß kann darum nicht 
das Werk ſchnell durchgreifender Zwangsmaaßregeln ſeyn, 


—2 


Beylage LXXvII. 115 


vielmehr wird hier durch ein langſames, aber ſtufenweiſe 
fortſchreitendes, Wirken der Zweck erlangt werden koͤnnen. 
ie dermaligen Juden laſſen ſich auf drey Claſſen 
zuruͤckbringen. MUB | u 
Die der erften Claffe find hoch blinde Anhänger des 
Talmuds. Diefe machen den größeren Haufen aus. 
In die zweyte Glaife fann man diejenigen fegeny bie 
ſich über die Sagungen des Talmuds erhoben haben, ohne 
darum dein Befenntniß der mofaifchen Religion treulos 
geworden zu ſeyn. Solcher Juden gibt es bis jegt nur 
wre BEN na 
Die der dritten Claſſe find endlich in der That Nä⸗ 
turaliſten, Freidenfer. Dieje Klaffe ift jablreicher, beſon⸗ 
ders in großen Städten: i 
: Bon .denen der zweyten und dritten Claſſe iſt derma⸗ 
Ien die Rede nicht; denn diefe fuchen ohnehin fchon ihs 
- ren flindern einen beſſeren Unterricht zu verfchaffen, wäre 
es auch bey manchen nur; weil fi) ihr Eigennug Bor; 
he biervon verjpricht, ober weil fie eine, Ehre hierin 
ucen: = 
Dägegen fominen die der erfterr Claſſe hier in Bes 
trächt. Se tiefer diefe aber noch ın ihrer Gultur fieben, 
defto fefter ift bey ihnen die Anbänglicykeit an ihr Eigen? 
thümliches, deſto ftärfer bie Abneigung gegen die Bil 
dung, die ihnen von den Chriften beygebradyt werden foll: 
Es muͤſſen demnach bier alle aaßregeln ihres 
Zweckes verfehlen, die als Zwaͤngsmaaßregeln erſcheinen. 
Sie haben ſchön das Vorurtheil gegen ſith und je ſchaͤrfer 
ſie eingreifen, deſto gewiſſer erzeugen ſie eine widrige 
Stimmung: 


Die Frage, welche Rechte der Statt hinfiht, - 


lich des Jugendunterrichts der Jüden hat, iſt 
leineswegs die, melche * allein, oder zunaͤchſt äufge: 
worfen werden muß, ſondern vielmehr die Ftage, welche 
Mittel die Erreichung des beabfidhtigten 
Zweckes am ſicherſten erwarten laffen? 
‚Bey einem Dolfe von dlefen Eigenheiten känn &ts 
ne höhere Gultur fi nur dann befeftigen, wenn ihm 
ber Glaube gelaſſen wird, es häbe fidy aus eigenem Ges 
a ded Beduͤrfnißes, durch eigne Anſtrengunq zu, derfels 
ben erboßen. So lange es dieſelbe ald etwas ihm von 
Fremden aufgedrungenes betrachtet, wird es ihr keinen 
Werth behlegen, ivenn es fie nicht. ſelbq haſſet. Darum 
wird ein Staat, der mit bleibendem Er olg zur Verbef— 
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ſerung der Juden wirfen will, fi) baranf bejchränfen 
müfjen, der Gultur feine Hindernifje in den Weg zu I 
gen, die vorhandenen megzuräumen, die Strebungen zum 
befjeren aber nur infofern zu unterftügen, daß den Juden 
der Glaube nicht entriffen wird, daß ihre Verbeſſerung 
von ihnen ſelbſt ausgehe. | 

In dieſer Hinfihe ift im Großherzogthum bereits das 
Wichtigfte gefchehen. Die Schulen fiehen den Juden of 
fen. Auch iſt's der Kal, daß die Gymnaſien in Darm 
ftadt, Gießen, Mainz, Worms, Bensheim ſtets unter 
ihren Schülern Juden zählen. Ein Beweis, daß wenigftend 
Manche fich beftrcben, zu einer höheren Stufe von Bils 
dung. zu gelangen. Daß die gewöhnlichen niederen Schus 
Ien von den Juden nur wenig benußt werden, hat feis 
nen Grund darin, daß in diefen Schulen der Unterricht 
zu fehr mit dem chriftlihen Religionsunterricht durchfloch⸗ 
ten iſt. Es find gewöhnlich felbft ſchon diejenigen Bis 
cher, aus welchen in diefen Schulen das Lefen erlernt 
wird, zum Theil chriftlichen Inhalts. Es koͤnnte aber 
von manchen Juden felbft für verfchleyerte Profeliten 
macherey angefehen werden, wenn man ihnen aufgeben 
wollte, ihre Kinder in folche Schulen zu fenden. 

Da zu hoffen ift, daß die Anzahl derjenigen Juden, 
bie ſich auf gelehrten Anitalten ausbilden, fortwährend 
zunimmt; fo wird auch hierdurch das Streben nad) höhe, 
rer Gultur bey den Juden immer allgemeiner werden. Es 
werden fi auf den Gymnaſien und Univerfitäten tuͤchti⸗ 
gere juͤdiſche Lehrer bilden, (ſo wie dieß wirklich fehon 
da und dort in Deutſchland geſchehen iſt,) und durch 
dieſe werden dann leicht andere nacherzogen werden fön» 
nen. Go wird dann. die Verbefferung der Juden wirflid 
mit von den Juden ausgehen und ed wird zu hoffen 
ſeyn, daß diejelbe Beftand habe. | 
| Wenn man vergleicht, auf welcher Stufe der Cultur 
die deutſchen Juden vor einem halben Jahrhundert fans 
den, und auf welcher fie jetzt ſchon ftehen, fo laͤßt ſich 
‚erwarten, daß der Zeitpunft, wo die jeßigen Klagen 
aufhören werden, nicht mehr fo weit in der Zukunft liege. 

Defigt übrigens ein Staat bie erforderlichen Mittel, 
um die, welche fich zu jüdifchen Lehrern bilden wollen, 
zu unterftügen, oder um jüdifche Bildungsanftalten zu er 
richten, fo wird dadurch jener Zeitpunft allerdings frither 
berbeygeführt. Daß aber ein Staat die jüdifchen Lehrer 
einer Prüfung naterwerfe, ehe er noch Im Stande iſt, 
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die untüchtigen durch tüchtigere zu erfegen, — daß er bie 
Juden zum Beſuch von Schulen nöthige, die ihrer Eins 
richtung nach chriſtliche Schulen find — dazu kann fchon 
darum nicht gerathen werden, weil hierdurch der Zweck 
leicht verfehlt werden koͤnnte. 

. . Ein anderes würde es freylich fen, wenn die Su» 
ben feibft beim Staate entgegen fämen und ibn 3. B. um 
Prüfung ihrer Lehrer, um Auffiht über ihre Bildungsan— 
ftalten, bäten. 

Eine hierdurd noch nicht beantwortete Frage ift die Fra: 
ge: ob der Staat die Ertheilung des Staarsbuͤrgerrechts an 
Juden nicht von Bedingungen abbängig machen ſoll, wie 
die, daß der Aufzunchmende deutfch leſen und fchreis 
ben koͤnne? | 

Es möchte fcheinen, daß eine ſolche Vedingung nur 
dann Statt finden. dürfe, wenn fie auch binfichtlich der 
Chriften gemacht wird, Dagegen muß jedoch im Betracht 
gezogen werben, Daß bey den Juden die Ueberrefte einer 
tiefeingewurzelten fremden Nationalität auszurotten find, 
was bey dem Ghriften nicht der Fall if. Hierzu kann 
aber nähere Kenntniß der deutfchen Sprache allerdings 
beytragen. »Un feinem Drte des Großberzogthums, mo 
Suden wohnen, fehlt ed an. Gelegenheit, deutſch leſen 
und fehreiben zu lernen, und die Schulen flehen den Ju— 
den offen. Der Vorwurf der Härte koͤnnte daher eine 
ſolche Anordnung keineswegs treffen. | 

Die Verbefferung der Juden ift übrigens ein Gegen» 
ftand, der die Aufmerkffamfeit des Geheimen Staatsmis 
nifteriums fchon feit Iängerer Zeit befchäftigt hat. Die, 
in den Verhandlungen der zweyten Kammer angezogenen, 
Vorfchläge der Regierung und des Kirchenrathe in Darm» 
ftadt kennt Neferent nicht näher. Aber er hat früherhin die 
Minifterialacten über diefen Gegenftand eingefehen. Er 
zweifelt nicht, daß fich dermalen noch ein ausführliches 
Gutachten bey denfelben befindet, welches er für das Gründ- 
lichfie und Sachgemäßefte hält, was er je über diefen Ge⸗ 
genftand gelefen bat, Er glaubt daher, daß die Sale 
reiflich erwogen ift, uud daß durch Mittheilung der, bier: 
über in der Ständeverfammlung gepflogenen , Berathungen 
der Staatsregierung Feine neuen Anfichten werden eroͤff⸗ 
net werden. Er muß es demnach dem Ermeflen der Kam⸗ 
mer überlaffen, ob fie bey diefer Lage dem Antrage den» 
noch Folge geben wolle. 
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Vortrag des erſten Ausſchuſſes der erften Kammer, 
die Aufnahme eines Capitals von 200P0 fl. 
zu DBeftreitung der Landtagsfoften betreffend; 
erftattet von dem Herrn Geheimen Rath Frei 
herrn v. Wiefenhütten. 


Das Großherzogliche Staatsminiſterium benachrich⸗ 
tigt die zweyte Kammer der Stände, daß die veranſchlagte 
Summe zu Beitreitung der Kandtagsfonen mir dem Ende: 
des Sahred 1820 völlig erichöpft feyn würde, und trägt 
darauf an ‚die Generaicaffe zu einem einftweiligen Ca fr 
fen» Anlebn von 20000 fl. zu ermächtigen. | 

Der erfie Ausjchuß der zweyten Kammer der Stände 
findet dabei nichts zu erinnern und glaubt, daß die Vers 
zinfung und Ruͤckzahlung diefes Capitals aus heimfallen⸗ 
den Penfinnen und aus den Keldern bemerfitelligt werden 
könne, welche durch Fluͤſſigmachung der ungicagen Ren— 
ten der Provinz Rheinbeſſen über die, in dem Budget 
angenommenen, 10000 fl. eingeben werben. | 

Die zweyte Kammer bat ſich hiermit conformirt und 
da die Erforderniß auffer Zweifel ift, auch die Nüdzab- 
lung und Verzinfung auf die vorgefchlagene Art gefches 
ben fann, fo trägt der Ausſchuß der erften Kanımer dar; 
auf ar, dem Antrage beyzufiimmen, wi 


wind 
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Weiterer Vortrag des zweyten Ausſchuſſes der erſten 
Kammer, die Aufhebung des Zunftzwanges bes 
treffend; erftattet von dem Heryn Geheimen 
Staatspath p. Wreden. 





Die zweyte Kammer der Landſtaͤnde iſt den, in Be— 
treff des Zuuftdiſtricizwanges gefaßten, Beſchluͤſſen der 
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erften Rammer im Wefentlichen beigetreten. - Nur in eis 
nem Punkte weicht fie von denfelben ab. Sie it näm» 
lid) der Meinung, daß von der, im Art. 1 entbaltenen 
allgemeinen, Aufhebung des Zunftdiitrictebanne auch kei⸗ 
ne Ausnahme für die Bäder und Metzger gemacht wers 
ben folle. 

Der Grund, weldyen der Ausfchuß der zweyten Ram» 
mer bierfür angibt, it folgender: Die Polizeytaxe für die 
Bäder und Metzger richte ſich nach den Marfıpreifen dee 
Mehls, der Früchte und des Viehes, und fichere fſolglich 
fietd den Baͤckern und Mepgern den vollen Gewinn ihrer 
eigentlichen Profeffion. Kein Bäder oder Metiger koͤnne 
fih daher befchweren, wenn auch andere Zunftgenoffen 
Brod und Fleifch in die Städte bringen, Bey gleich gu— 
ter Waare werde es ihm an Abfab nicht fehlen und der 
Bortheil, daß er Eeinen Transport zu ——— habe, der 
dem Auswaͤrtigen ſtets zur Laſt falle, bleibe immer noch 
auf ſeiner Seite. Ja, da er es in ſeiner Gewalt babe, 
durch beſſere Waare feinen Ahſatz zu erweitern, fo’ koͤnne 
er auch in ſeinem Gewerbe nicht verkuͤrzt werden. Zudem 
finde die Gewinnſucht der Zünfte in dieſem Zwangsrecht 
Den leichteften Weg, das Publifum zu benachtheiligen 
Ungeadtet der Berpflichtung, binreihende Borräthe zu 
haben , lieferten dennod; in Zeiten der Theuerung die Ver 
cker weniger Brod und fleigerten andurch den Werth def- 
felben ; und feine Polizeyquffiht erfcheine bier genügend, 
um dieſem Uebel zu fteuern, F 

Dieſe Gründe dürften jedoch, meines Dafuͤrhaltens, 
diejenigen nicht entfräften, welche der, von der Staats— 
regierung uns vorgelegten, Faſſung zur Seite ſtehen. 

Bäder und Metzger haben da, wo Polizeytaxen be 
fteben,, die Berbindlichfeit, um ben oralen Preis 
immer eine hinreichende Menge von Brod und Fleiſch vors 
räthig zu halten. Diefer Berbindlichfeit muß aber noths 
wendig das Necht gegenüber ſtehen, alle, nicht zur Zunft 
des Orts gehörigen, Bäder und Mepger von dem Berfaufe 
der Bäderwaaren und des frifchen Fleifches auszuſchlie— 
Ben. Ohne digfes Recht wird es unmöglich ſeyn, obige 
Verbindlichfeit gewiflenhaft zu erfüllen. Der fremde Baͤ⸗ 
der und Megger, der nicht in gleichem Maaße wie der 
Snländer unter dem wachfamen Auge der Polizey ſteht, 
wird verfälfchtes Brod, oder Fleifch von gefallenem Vieh 
in die Stadt bringen, ed vielleicht um etwas wohlfeileren 
Preis überlaffen und dadurch die große Menge, die nur 
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den Tleinen Vortheil vor Augen bat, ben fie von bein 
wohlfeileren Anfaufe hofft, an. fi ziehen. Der Debit 
des rechtlichen Mannes aber, ker nur gute Waare ver» 
fauft, wirb darunter leiden. Entweder muß ihn alfo ver 
Staat von jener Verbindlichfeit, deren ich oben erwaͤhn⸗ 
te, entbinden, oberer muß ibm auch die Mittel an Hans 
den geben, diefe feine Verbindlichkeit ohne Nachtheil eis 
nes Gewerbes und Nahrungsſtandes zu erfüllen. Endlich 
ift es auch bedenfiich, durchgreiſende Maafregeln zu ers 
greifen, wo es fich von den erften Bedürfnijfen des Le— 
bens handelt. Man geräib leicht in Gefahr, das Leben 
und die Gefundheit der Menfchen einem bloßen Prinzip 
aufzuopfern. Es ift genug gefcheben und es wird allen 
Anmaßungen und aller unerlaubten Gewinnfucht begegnet, 
wenn es in der Gewalt der Polizey bleibt, die bieherige 
Tare, fobald jie es für räthlih hält, abzufhaffen und 
5* Concurrenz des Brod- und Fleiſchverkaufs herzus 
ellen. 

Nebſt dem, was das vorgeſchlagene Geſetz betrifft, 
umfaßt der Erlaß der zweyten Kammer noch zwey ande— 
re, mit jenem Geſetze geuau zuſammenhaͤngende, Gegen— 
ſtaͤnde, uͤber welche Referent ſich nun zu aͤuſſern hat. 

Der erſte iſt eine Vorſiellung der Zuͤnfte der hieſigen 
Reſidenz, welche ber Staatsregierung übergeben, von die— 
fer aber der zweylen Kammer, als zuſammenhaͤngend mit 
dem Sauptberatbungegegenfiande, mitgetheilt worden ift. 
Es enthaͤlt diefe Vorſtellung 1) die Bitte um Erhaltung 
des Zunfimefens uͤberhaupt, und um deffen zweckgemaͤße 
Berbefferung mit Zuziebung der Zunfte ſelbſt; 2.) eine 
Beſchwerde gegen Ucberfegung aller Zünfte und gegen die 
Eingriffe auswärtiger Handwerker und Fabricanten; 3.) 
eine Schilderung ter Nachtheile, welche aus ber freien 
Concurrenz der Stadt » und Landbandwerker für die ers 
fieren hervorgehen follen, und 4) die Bitte, entweder die 
Refidenz von dem beabfichtigten Geſetze auszunehmen, oder 
wenigſtens deſſen Vollziehung nach einer gewiſſen Reihe 
von Jahren erſt eintreten zu laſſen, in der Zwiſchenzeit 
aber durch Beſchraͤnkung neuer Receptionen, durch Ab⸗ 
ſtellung des Hauſirhandels, und Abſchaffung ſonſtiger Miß⸗ 
braͤuche, die Sache gehörig vorzubereiten. Sollte aber 
diefem Gefuche nicht willfahrt werden fönnen, fo dürfte 
doch, ‚nah ber Meinung der Supplicanten, ‚eine voll« 
Handige Entſchaͤdigung für. die entzogenen Rechte feinem 
Anftande unerliegen, Die Gründe, welde diefem Geſuche 
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entgegenitehen,, find theild in. dem Bortrage bed Aus⸗ 
fchuffes der zweyten Kammer, theils in den darüber ftatt- 
gehabten Berathungen, fo gruͤndlich entwicelt, daß Re— 
ferent ſich lediglich auf diefelben beziehen darf. Nur zwey 
berjelben hebt er um deßwillen aus, weil fie von beſon⸗ 
derem Gewichte find: —J— 

1.) Iſt es gegen alle Erfahrung, daß eine freie 
Concurrenz der Stadt » und Landhandwerker nachtheilig 
für die erfieren fey. Die Handwerfer größerer Staͤdte, 
bey welchen man mehrere Kunfifertigfeit, ‘mehreren Ges 
ſchmack und mehrere Leichtigkeit, fich gutes Material und 
gute Mufter zu verfchaffen, vorausſetzt, verfehen mit 
ihrer Arbeit nebft ter Stadt aud) einen guten Theil des 
Landes. Weit eher Tieß es fi daher behaupten, daß 
* ſie den Handwerkern des flachen Landes Abbruch ge⸗ 

ehe. | 
2.) Würde die Benünftigung ber Handwerfer der 
Mefidenz, wenn fie denfelben bewilligt werden wollte, une 
ter die ausſchließlichen Handelsprivilegien gezählt werden 
muͤſſen. Diefe find aber, nach dem Art, 104 der Ders 
faffungsurfunde, — auffer zufolge eines bejondern Ges. 
feed — durchaus unzuläfjig. 2 

Durch diefen letzteren Grund hauptfächlih fand fidh 
die zweyte Kammer veranlaßt, dem vorliegenden Gefuche 
feine Folge zu geben und Reſerent findet: fi) um fo mehr 
bewogen, dieſem Beſchluſſe beyzutreten, als es ſich von 
der Staatsregierung mit Zuverſicht erwarten laͤßt, daß 
fie auf andern Wegen einzelnen Veſchwerden der fiädtis 
fhen Zünfte mögliche Abhuͤlfe leiften werde, 

Der weitere Grgenfiand, melden die zweyte Kam⸗ 
mer biermit in Verbindung bringt, ift eine Beſchwerde 
der Gemeinde Biibel über die, in Vilbel und Aſſenheim 
vollzogene , gänzlihe Auflöfung der Zünfte, - 

Die Gemeinde Vilbel ſieht in dieſer, einzig in ges 
dachten beiden Gemeinden getroffenen, Verfügung nicht 
nur eine, Ungleichheit der Mechte mir andern Gemeinden 
des Großherzogthums, fondern eine, ihren Wohlfland 
gänzlich zerftörende, Maaßregel; indem durch diefelbe allen 
In-⸗ und Ausländern freie Goncurrenz mit den Bilbeler 
Handwerkern verfiattet, dem Bilbeler Handwerker binges 
gen mit dem erfien Schritte über die Communalgrenze 
aller Berdienft abgeſchnitten ſey. Die Beranlafjung zu 
- biefer Verfügung gaben die, mehr ald 100 Sahre alteı, 
zur Beftätigung vorgelezten Zunftbriefe, der drey in Bil« 
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bel beſtehenden Zuͤnfte. Es mußte hierbey nothwendiger⸗ 
weiſe die Frage entſtehen, ob es nicht raͤthlicher ſey, den 
Zunftverband ganz aufzuloͤſen, als die beſagten Zuͤnfte, 
wenn gleich in einer verbeſſerten, den Zeitverhältniſſen 
mehr entfprechenden , Form wieder aufleben zu laſſen. 
Die Ruͤckſicht auf das Princip, daß eine allgemeine 
Gewerböfreiheit den Vorzug verdiene; der Umfand, daß 
in der Zunfteinrichtung gedachter Orte ohnehin Feine Gleich» 
förmigfeit beftand; der weitere Umftand, daß in Affen: 
beim nicht einmal eine reine Zunftoerfaffung bisher vors 
banden war; bie Rocalverhältniffe beyder Drte Bilbel und 
Affenheim, welche einer gänzlichen Gewerbefreiheit das . 
Wort zu reden fchienen und einen wohlehätigen Einfluß 
auf deren Nahrungsftand erwarten ließen ; die jchon früs 
ber — und mie es fiheint mit Erfolg — vorgenommene 
Yufldfung des Zunftverbandes in Herbſtein; die wohlbe— 
gründeten Anträge ber, mit den Localverhältniffen näher 
befannten, Proyinzialregierung , und die achtungswerthe 
Marime, den Uebergang vom Zunftzwang zu der völligen 
Gewerbsfreiheit allmählig vporzubereiten; — alle diefe 
Gründe beftimmten die Staatsregierung, einer gänzlichen 
Aufldfung der Zünfte den Vorzug vor eifter verbefjerten 
Einrichtung derfelben zu geben. So achtungswerth indejs 
fen diefe Gründe find, und-fo entfcheidend fie geweſen 
feyn würden , wenn auf dergleichen vorbereitende Maaßs- 
regeln eine allgemeine Aufhebung ber Zünfte erfolgt wäre, 
fo wenig Beachtung fcheinen fie dermalen zu verdienen‘, 
nachdem bie Fortdauer der Zünfte ausgefprochen ift. Bey 
der jegigen Lage haben demnach die Bittfteller auf Gleich» 
ſtellung mit den übrigen Landestbeilen billige und gerechte 
Anſpruͤche, und es Fann die ifolirte Lage, in welche fie 
verjeßt find, nur nachtheilig auf ihren Wohlftand wirken. 
Eben der Grund, der ed oben rärhlich machte, Feine 
Ausnahme von einer allgemeinen Einrichtung zu Gunften 
der Stadt Darmftabt eintreten zu laſſen, verbietet auch, 
eine Ausnabme zum Nachtheil der Gemeinde Vilbel zu 
machen, Referent glaubt ſich demnach dem Antrage der 
zweyten Kammer: = 
„daß die Staatsregierung zu erfuchen fey, hinſicht⸗ 
lich der üblen Tage, in welche die Gemeinde Vilbel 
durch bie dortige Aufhebung der Zünfte, während 
ſolche noch um fie herum beftehen, verlegt worden zu 
ſeyn behaupter, das "Geeignete abhuͤlflich zu vwerfüs 
gen; mit Nüdficht auf die, in der Kammer (derinas 
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malen in beyden Kammern) gemachten, Anträge und 
| Bemerfungen‘‘ 
unbedingt anfchließen zu müffen und ber Ausſchuß hat 
ſich mit deffen Anſichten vereiniger. Ä 
Schließlih muß der Referent einer, bey ben Bergs 
thungen der zweyten Kammer gemachten, Bemerfung des 
Herrn Regierings-Commiffars erwähnen. | 
Es fagt derjelbe: die erfte Kammer der Landfiände 
babe ſich durch Vorlegung eines umgeänderten Geſetzesent⸗ 
wurfs eines Fehlers in der Form fchuldig gemacht, indem 
es nicht in ihrer Befugniß liege, Geſetzesentwuͤrfen, wel⸗ 
de von der Staatsregierung vorgelegt worden find, ans 
dere zu fubilituiren. 1 | 
Wäre dieß bey dem Erlaffe an bie hoͤchſte Staatgres 
gierung gefchehen , fp wuͤrde es allerdings ein Verftoß 
gegen den Art: 20 der Gefchäftsordnung vom 25. März 
1820 gewefen feyn, näch weldyem bey den, von der Staats» 
regierung ausgegangenen , Anträgen die, von den Stäns 
ben beratbenen, Modiftcationen nur ale Wuͤnſche vorges 
tragen werden koͤnnen, Wenn aber bey den Communica— 
tionen einer Kammer mit der andern eine umgeaͤn-⸗ 
derte Faffung vorgelegt wird, um eine beutlichere Ueber: 
ficht der vorgefchlagenen Abänderungen zu gewähren, wels 
che; herausgeriffen aus dem Zuſammenhange, mohl wes 
niger einleuchtend gemwefen feyn würden, fo kann folches 
als Formverlegung nicht angefehen werden, N 
Nicht das, was in den Kammern bey den Berathuns 
gen geſprochen, nicht das, was zwifchen beyden Kants 
mern, um die Sache näher zu beleuchten, auf dem Wege 
ber Communication gefugt wird, fondern das und nur 
das, was an die höchite Staatsregierung ald Reſultat 
biefer Anfichten, Berathungen und Veſchluͤſſe gelangt, _ 
bat fi) nady “dem vorangeführten Yrtifel 20 zu regeln. ‘ 
Neferent findet es noͤthig, dieſe Gegenbemerfung als’ 
Rechtfertigung des dieffeitigen Verfahrens in den Acıen 
su hinterlegen. ER: 
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Nachtraͤglicher Vortrag des zweyten Ausfchuffes der 

erften Kammer über die Aufhebung ver For: 

nicationgftrafen;  erftattet vou dem Herrn 
‚Staatsminifter Freiherrn du Thil. 


Erſt nach Erftattung des Vortrags ber bie Etrafen 
der einfachen leifchess Vergehen ward ed dem Ausfchuffe 
befannt, daß diefe Materie in der Mitte der Geſetzge— 
bungs:Commiffion bereits erörtert worden fey, und er 
hielt e8 für Pflicht, feinen Neferenten aufzufordern, ficy 
von biefen Verhandlungen Kenntniß zu verfchaffen, um 
der hoben Kammer Bericht darüber erfiatten zu koͤnnen. 


Die Mittheilung der Acten iſt nicht verweigert wor» 
ben, und es hat fi) aus denfelben ergeben, daß nicht 
bloß die Materie von den einfachen Fleifchesvergehen uns 
ter dem Geſichtspunkte ihrer Strafbarkeit und ihrer civils 
rechtlichen Folgen, fondern die ganze Materie von den 
Vergehen der Unzucht mit einer Ausführlichleit, Gelchr- 
famfeit und Umficht bearbeitet worden tft, die nichts mehr 
zu wuͤnſchen übrig läßt. Die Bemerkung des Ausfchufs 
ſes, daß dieſer Gegenftand am zweckmaͤßigſten zuerft von 
ber Gefeßgebunge-Gommiffion und dann von den Gtäns 
den zu berathen fey, bat daher nunmehr keinen practifchen 
Werth mehr und es ift dem Ausfchuffe erſt jest Flar ges 
worden, wie Die zweyte Kammer, in. welcher mande 
Mitglieder gleichfalls Kenntnig von jenen Verhandlungen 
der Commiſſion hatten, zu Befchlüffen gefonımen fey, zu 
welchen fie weder durch die Motion, die ihre Berathung 
veranlaßte, noch durch den Antrag des Ausſchuſſes aufs 
gefordert war. Diefe Befchlüffe find wohl durch jene Acs 
ten, mit deren Refultat fie übereinftimmen , hauptfächlic) 
veranlaßt. | 

Sm übrigen hat der Ausſchuß nicht Urfache, den wes 
fentlihen Theil feines Vortrags zuruͤckzunehmen, vielmehr 
bat er mit Vergnügen in dem Hauptgutachten, welches 
der Gefeggebungs-@ommiffion erfiattet ward, (und aus 
weldyem bier nur einzelne Stellen verlefen werden koͤn— 
nen, indem es cine Menge von Gegenftänden umfaßt, 
die zur dermaligen Berathung der Kammer nicht gehören) 
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ganz denſelben Ideengang wieder gefunden, welchen er 
in ſeinem Vortrage genommen; nur dad dad, was in 
lesterem in Zeilen angedeutet ward, fi) dort auf gan 
zen Bogen, mit der hoͤchſten Gruͤndlichkeit, von allen Seis 
ten betrachtet und erörtert findet. 

Die Bedenflichfeiten, welche fih der Annahme des. 
Grundſatzes der franzöfifchen Gefeggebung entgegenftellen, 
find, fo wie fie der Ausfchuß andeutete, erörtert; es ift 
nicht mißfannt, daß die GStraflofigfeits-Erflärung der - 
einfachen Unzucht die Ideen des Volkes verwirren koͤnne: 
aber da die ganze Materie der Unzucht in einem Gefege 
behandelt werben fol, fo geben die Strafen, weldye dies 
jes auf Öffentlichen Scandal, auf Kuppeley, Berfühs 
rung u. fe m. fett, die Anficht des Geſetzgebers über die 
Unmoralität der Handlung binlänglich zu erfennen, und 
in der Abftellung des Klagerechtes von Geiten der Ger 
fhwächten Hient eine fo harte Strafe, daß biefe wohl 
größere. Zurückhaltung von Seiten des weiblichen Ger 
ſchlechts bewirfen kann. | 

Es iſt ferner nicht umerwähnt gelaffen, mas auch 
der Ausſchuß anführte,. daß wenn die Mutter nicht in 
Betracht kommen darf, doch für das Kind eine Härte 
darin liege, feinen Vater nicht zur Anerfenntniß zwin⸗ 
gen zu dürfen; allein einestheild redet das Gutachten 
von den Wegen, welche ber Staat einzufchlagen habe, 
um uneheliche Kinder auf feinen Fall ganz huͤlflos zu laſ⸗ 
fen, anderntheild koͤnnen benfelben durch die Gefetges 
bung über das Erbrecht Vortheile zugemwendet werden, 
welche fie bisher nicht hatten und endlich ift die Haupts 
fache die, daß in diefer Härte Feine abjolute Ungerechtigs 
feit liegt, weil ein aͤuſſerer Beweis, der die Paternität 
poſitiv ermwiefe, überall unmoͤglich iſt, Cein Sat, auf wels 
chem diefe ganze Gefesgebung überhaupt beruht) und weil 
es nicht minder hart ift, durch das Gefeß einem Vater 
ein Kind aufzudringen, von welchem er überzeugt iſt, 
daß es nicht das Seinige fey, als durch das Geſetz ein 
Kind ohne Vater zu laffen, fo daß ber Zuftand eines uns 
ehelichen Kindes nur zu den menſchlichen Mißgefchicken 
gerechnet werden muß, welches Geſetze nicht ganz abwen⸗ 
den fönnen und welchem auch eheliche Kinder unterwors 
fen find, die einen vermögenslofen Vater frühzeitig: oder 
vor der Geburt verloren haben. | 

Wenn der Ausschuß ferner in feinem erften Vortrage, 
ungeachtet er ber Abitelung bes bewußten Klagerechtes 
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nicht zumider war, bennoch die Meinung äufferte, daß 
man dieſe Abänderung der Gejergebung nicht fogleich vors 
nehmen folte, fo darf er jich, hinfichtlich der Ausführbars 
feit des Vorſchlages zu feiner Nechtfertigung auf das nene 
öfterreichiiche Gefegbuch, welches die einfache Fleifchesver; 
geben ftraflos läßt, und dennoch jenes Klagerecht beybe- 
bält und auf die Meinung eines der Mitglieder der Ger 
feßgebungsconimiffion Berufen, welches denfelben Sag ver- 
theidigt hat. Ja, der Hauptgrund, welcher den, Ausſchuß 
zu feinem Antrage vermochte, der enge Zufammenhang 
nämlidy, welcher zwiſchen diefer Geſetzgebung und der 
über das Erbrecht unehelicher Kinder befteht ; ift in jenem 
Gutachten vollfommen anerfannt und — worden; 
nur iſt die Materie von dieſem Erbrecht nicht ausgear⸗ 
beitet, weil der Verfaſſer dieſes paſſender in der Ver—⸗ 
bindung mit der Materie vom Erbrechte überhäupt thun 
‚zu koͤnnen glaubte, und es ſcheint, daß das damalige Mir 
niſterium (das Gutachten ward im Anfange des Jahrs 
1819 erftattet) dem Gefeßesvorfchlage, befonders wegen 
diefer Rüde, die er noch hatte, Feine raſche Folge gab: 
Allein, wenn man das oft erwähnte Gutächter in 

feinem ganzen Zuſammenhange erwägt, und da alles das 
Vernunft» und Zweckwidrige vorgeführt, ſieht, welches 
unfere Geſetzgebung und Prarid ih der Materie von Vers 
. geben der Unzucht ihn allen Abftufungen derfelben bidher, 
fowohl in Beziehung auf Straf», ale Auf Givilrecht ent» 
bält; fo erfenntman das Bedürfniß einer neuen geläuterten, 
von einen Hauptgrundfage ausgehenden, Geſetzgebung, 
wenn fie auch Line, in der Zufunft ohnehin ausjufüllende, 
Luͤcke enthalten follte. | 
Bolen wir das bisher Gefägte kurz zuſammen faf 
fen, fo ergibt fh: 0 — 
| 4.) daß, alle darin einverftanden waren, baß die Fors 
nikationsſtrafen, und als eine nothwendige Folge hiervon, 
bie amtlichen Unterfuchungen über die Paternität, abges 
ftelt werben follten; _ 5 

2) daß alfo nur nöd die Rede von ber Frage war: 
65 das Kiagerecht auf Privatfatisfaction, Anerkennung 
der Vaterfchaft; Alimentation u. fi w. zugleich abgeftellt 
werden folle? für Welche Meinung der Ausſchuß ſich gleich» 
falls, jeddch mit der Befchränfung neigte, daß er annahm, 
man muͤſſe dieſen Testen Sat erſt in Verbindung mit der 
Gefetzgebüng über Erbrechte auefprechen ; 
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Mitbin alfo . LE 

3.) ietzt nur nochmals zu unterſuchen übrig bleibe, 
ob fid beyde Beſtimmungen unter 1 und 2 mit Confes 
quenz trennen laſſen, ohne daß die Geſetzgebung ihren eis. 
genen Zwecken entgegenarbeite ? A | 

Iſt diefes Auch, wie eben erwaͤhnt worden, in einem 
Geſetzbuche geſchehen, fo müflen wir doch hier wiederhos 
leu, daß jenem Klügerechte überhaupt das entgegenfteht, 
baß fein pofitiver Beweis der Vaterſchaft gedenfbar ift, 
daß ed alfo auf einer fehr trügerifchen Baſis ruht. 

Mir führen ferner an, daß der oft erwähnte Geſetzes⸗ 
vorfchlag der Billigfeit volftändig Gehör gibt, indem er 
ein Klagerecht aeitattet, fo oft die Schwängerung 'mit eis — 
nem Eheverloͤbniſſe, einer Entführung oder der Nothzucht 
in Berbindung jteht. NE — a 

Wir mahen endlih Auf beit engen Zufäinhienhang - 
aufmerkfam, welcher zwiſchen der Straflofigfeit der Fleiſchee⸗ 
vergehen und der Aufhebung jenes Klagerehts infofern 
bejtcht, als eine Trennung beyder eine Ermuthigung zum 
Lafter für das weibliche Gefchlecht enthält: — — — 

Wenn nämlich der Gefeggeber aus manchen andern, 
früher angeführten, Gründen die einfachen. Fleifchesverges 
ben für firaflos erflärt, fo ſchmeichelt er ſich, den Nach» 
theil, welcher hieraus den Eitten erwachfen kann, dadurch 
-aufzutbiegen, daß er das weibliche Geſchlecht, mittelft der 
Entziehung jenes Klagerechts, zu größerer Zucht anführtz - 
trennt er aber dieſe Beftimmungen und Iäßt nur die erfte 
befteben ; fo begünflige et das Vergehen auf Doppelte Weis 
fe, indem et das Meib von der Furcht vor Strafe bes 
freit und ihr doch den Bortheil läßt, ſich unter mehreren 
Männern, denen fie Gunſtbezeugungen gewährte, den 
Reichſten, überhaupt deit, der die meiftet Vortheile dars 
bietet, zur Anklage auszuwählen und nichts defto weniger 
von-ben Uebrigen, durch Androhung der Klage, zıt gleis 
cher Zeit Opfer zu erpreffen: Diefer Nächtheil einer ſol⸗ 
chen Gefehgebung dürfte wohl: wichtiger, als die Ruͤckſicht 
auf das Erbrecht det unehelichen Kinder ſeyn (eine Ruͤck⸗ 
ficht, die übrigens immerhin ihren Werth behält) und der 
Ausſchuß nimmt daher nunmehr, da die von ihm gewünfchte 
allfeitige Etörterung der Mäterie Durch die Gefeßgebungss 
commifjion Statt gefunden hat, feinen Anftand, darauf. 
anzutragen : | 


“daß die erfie Kammer ben Beſchluͤſſen der zweyten 


ganz beytreten möge, dami⸗ nicht iht Widerſpruch ein Hin, 
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derniß für eine, in mancher Beziehung wünfchenswerthe, 
Gefeggebung werde, die noch fehr viele andere, mit den 
bisherigen. Berhandlunger in Verbindung ftebende, Gegen; 
ftände umfaßt, die dermalen nicht zur Berathung der ho» 
ben Kammer auögefegt find. - — 


nm. 


LXXXL “ 
Schreiben der erften Kammer ber Stände an. Das 
Großherzoglihe Geheime Staatsminifferium, 
den Gefhäftsgang der Kammern im falle 
des Art. 82 der Verfaffungsurkfunde betreffend, 
vom 9. März 1821. | 





Bey Belegenheit der Petitionen, melde die beyben 
Kammern der Stände in Betreff des Maafs und Ge 
wichtſyſtems an die Großherzogliche Staatsregierung zu 
richten fich veranlaßt fanden, hat fidy eine Verfchiedenheit 
in Form und Einfleidung ergeben, über welche die erfte 
Kammer ſich einige Erdrterungen erlauben, und dem Groß» 
berzoglichen Geheime Staatsminifterium vortragen zu 
müffen glaubt. Es hat nämlich die zweyte Kammer zum 
Vortrage ihrer Bitten den Weg einer Adreffe an Se. Königl. 
Hoheit den Großherzog, bie erite aber den eines Erlaſſes 
an Großherzog. Geheimes Staatsminifterium und zwar leg: 
teren mit. der Ueberzeugung eingeichlagen, daß ihr Die Vers 
- faffung feinen anderen Weg geftatte, | 
— 2 Gründe auf welchen dieſe Anficht beruht, find 
volgende : | : 

1.) ift der Grundfaß, daß die Stände Beſchwerden 
und Winfche, welche fie für geeignet halten, Sr. Königl 
Hoheit dem Großherzoge vorgetragen zu werden, nur in 
Folge eines gemeinfchaftlichen Beichluffes Höchftdenfelben 
vorlegen dürfen, aus dem landftändifchen Edicte in die 
Berfaffungsurfunde übergegangen, wie der 79te und 80te Art. 
derfelben zeigen 5 

2.) enthält der Art. 82 feine Ausnahme von biefer 
Regel, die er ſogar beitätiget, fondern nur die Beſtim⸗ 
mung: daß nicht diejenige Kammer, welche ihre Beyitims 
mung zu Wuͤnſchen und Anfichten der andern Kammer 
verſagt, dieſe zugleich abhalten dürfe, jene Winjche zur 
amtlichen Kenntniß der Großherzoglichen Staatsregierung 
zu bringen; i 
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3.) wären nicht ohnehin in dem 79ten und SOten Art., 


fo wie in verfchhiedenen andern Stellen der Berfaffungsurs 


Funde, die Fälle, in welchen fich die Stände an Se. Königl. 
Hoheit Höcftfelbft zu wenden haben und die Regierung» 
bandlungen, weldye unmittelbar von dem Großherzoge 
ausgehen follen, genau beftimmt; fo würde doch der Aus⸗ 
druf Mittheilung, deſſen ſich der 82te Art. bedient, 
das oben Geſagte beftätigen. Es ift nemlich ungedenkbar, 
daß die Berfafjungsurkunde den Vortrag der Stände oder 
einer Kammer an die Höchite Perfon des Großherzogs mit 
dem Ausdrucke Mittheilung babe bezeichnen wollen und 
es unterliegt mithin feinem Zweifel, daß. diefer Art. uns 
ter Staatsregierung die oberfte Staatsbehörde, dad Ger 
heime Staatsminifterium, verftehe. Hiermit ſtimmen 

4) die mündlichen Verhandlungen der vereinten Auss 
fchiffe überein, welche zu Aufftellung der fländifchen Der 
fiderien Statt fanden, und in welchen das Großherzog» 
lihe Gcheime Ctaatsminifterium ald die Behörde, welcher 
einfeitige Petitionen einer Kammer überreicht werben fol 
ten, namentlich genannt ward, 

Der Sim des 8eten Art. iſt diefemnach nicht zwei⸗ 
felhaft; aber dennoch würde die erfte Kammer, wenn fie 
die Vorfchrift jener Form für zufällig oder willkührlich 
halten förnte, weder ein Snterefle dabey finden, noch ſich 
ein Recht beylegen, die zweyte Kammer zu ‚genauer Eins 
baltung derfelben zu veranlaffen, fondern würde dieſes 
Tediglich dem Gutfinden der Großherzoglichen Staatsregie⸗ 
rung uberlaffen; allein fie hält die Beſtimmung nicht für 


— 


zufällig, fondern nimmt, wie ſchon gefagt, an, daß ber. 


82te Art. dem 79ten nicht derogire. \ 

Es iſt nicht gleichgältig,. ob eine Beſchwerde oder 
Bitte an die höchfte Perſon des Negenten gebracht werden 
darf oder nicht? ob mithin die Antwort auf diefelbe in 
Höchftdefien Namen ertheilt wird oder nicht? 

Die Verfaſſungsurkunde Iäßt die erbabene Perfon des 
Großherzogs nur in den wichtigften Momenten der Ver» 
faffung unmittelbar eingreifen; jede Bitte von Seiten vis 
nes Theils der Stände, welche verfaffungemäßig an 
Se. Könige. Hoheit unmittelbar gebracht werden darf, 
wird alfo in bie Gategorie jener woichtigeren Momente 
geftellt und erhält dadusch ein Gewicht, welches derjeni⸗ 

en Kammer, die ihr entgegen war, * sieihoutg 
Kun fann. Ga es darf hier nicht angeführt werden, da 
: 88 jedem Unterthanen vergönnt. ſey, firh dem Throne zu 
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nahen; denn die Bitten der Privaten, find entweder blos 
in Form und Zitular an den höchften Negenten gerichtet, 
obne in feine Hände übergeben zu werden, oder wenn 
das Letztere gefchicht, fo werden fie nur von feiner yers 
fönlihen Güte angenommen, Hier aber handelt es ſich 
von Petitionen, melde die Großherzogliche Staatgregies 
rung verfaffungemäßig anzunehmen verbunden ift, die als 
fo Sr. Königl. Hoheit der Großherzog gleichfalls empfangen 
ınüßten, wenn im 82ten Art. unter Staatsregierung Ihre 
hoͤchſte Perſon verfianden wäre und da die Verfaflung 
den Ständen, im Gegenfag der Privaten, das augfchließen» 
de Recht einräumt , "Petitionen über allgemeine politifche 
Sfntereffen und Anklagen und Befchwerden gegen Staats 
diener an Se. Königl. Hoheit den Großherzog gelangen 
zu laffen, jede Kammer mithin über diefe Materie zu bes 
rathen befugt iſt; fo würde bey obmwaltender DBerfchieden» 
beit politifcher Anfichten eine Kammer zum wejentlichen 
Nachtbeil der andern, die Rechte der gefammmten Stände 
an fih zu reißen fcheinen, wenn nicht fchon bey der Form, 
in welcher die Bitten vorgebrac;t werden, ein wefentlicher 
und in die Augen fallender, Unterfchied zwifchen dem Vor; 
trage einfeitiger und dem der Gefammtbeichhlüffe der Kam 
mern gemacht wiirde, und aus diefem Grunde ohne Zweis 
fel, redet der S2te Art. von einem in Kenntniß 
fegen im Wege der gewöhnlihen Mittheilung. 

E83 find mande Fälle gedenfbar, in welchen diefer, 
öfters folgenlofe, Unterfchied in der Form von Wichtig» 
feit werben Fann. Um mir einen derjelben namhaft zu 
machen, kann man auf die Materie von der Verantwort- 
Iichfeit der Minifter vermeifen. Die Frage: ob auch eine 
Kammer berechtigt fey, einen Miinifter anzuflagen? (wie 
die Behauptung mwirflich anfgeftellt worden ift) fteht hier» 
mit in Verbindung, und wird auch diefe letzte Forderung 
nie anertannt, fo ift doch die Frage von Belang, ob eine 
Kammer ihre einjeitine Befchwerde gegen einen Minifter 
Sr. Königl. Hoheit dem Großberzoge unmittelbar vortras 
gen und Höchfldiefeiben in die Nothwendigfeit verfegen 
dürfe, ſich über ven Gegenftand auszufprechen ? Ueberhaupt 
fann die erfte Kammer nicht umhin, darauf aufmerffam zu 
machen, wie e8 in der Natur der Dinge und der Zufam- 
menfegung der Kammern liege, daß bey weiten die meiſten 
Deflderien und Befchwerden aug der zweyten Kammer bers 
vorgehen werden, Diefe waren durdy das landſtaͤndiſche 
Ediet ohne Ausnahme an die Beyftiimmung der erften Kants 
mer gebunden, infofern fie an die Großherzogliche Staates 


Bey la ge LXXXI. 134 


regierung gelangen follten. Die erfte Kammer fonnte auf 
diefer Berechtigung, zu welcher fie vermöge der Derfafs 
fung ein vollkommnes Nechr hatte, beharren; wenn fie 
demnach dem Frieden und dem Wunfche der zweyten Kam⸗ 
mer das große Opfer brachte, felbft mit um Mopiftcation 
derfelben zu bitten; fo muß dieſe doch auf das ftrengfte 
ausgelegt, nicht weiter als fie gemeint war, ausgedehnt 
werden, damit nicht der conflitutionelle Einfluß jener 
Kammer nach und nach mehr gefchmälert werde, als es 
die Verfaſſungsurkunde felbft gewollt hat.. Ä 

| Sit es dieſemnach hinreichend dargethan, welches Ins 
terefje die erfle Kammer bey der genauen Einhaltung der 
Borfchrift des 82ten Art. der BVerfaffungsurfunde habe? 
> fo wird auch hiermit die ergebenfte Bitte gerechtfertigt ers 
fcheinen, daß es Großb. Geheimen Staateminifterium ges 
fällig feyn möge, die zweyte Kammer zu jener Einhaltung 
einzuladen und Se. Königl. Hoheit den Großherzog zu 
vermögen, Finftige einfeitige Adreffen einer Kammer über 
Gegenftände gemeinfchaftlicher Berathung der Stände, als 
in verfaffungswidriger Form vorgetragene Bitten, zuruͤck⸗ 
zumeifen. 


RER V 


LXXXI. 


Communication der erften Kammer der Stände an 
die zweyte Kammer der Stände ded Großher— 
zogthums Hefjen; den Gefchäftdgang der Ram: 
mern im Falle des Art. 82 ver Berfaffungs: 
urfunde betreffend. Vom 9. März 1821. 


Die erfte Kammer der Etände des Großherzogthums 
gibt fich die Ehre, die zweyte Kammer zu benachrichtigen, 
daß fie, nach dem Empfange deren geehrten Erlaffes vom 
22. Februar, ihre Befchlüffe ber das Maaß- und Ges 
wichtfpftem der Großherzogl. Etaatsregierung gleichfalls 
vorgetragen babe. Eben jener Erlaß vom 22. Februar 
gibt ihr indeffen die Veranlaffung, einen Gegenftand zur 
Sprache zu bringen, über welden man fi) wird vereinis 
gen müffen, um von, Seiten beyder Kammern der Stänbe 
einen gteichförmigeu Geſchaͤftsgang einzuhalten. Es geht 
nämlich aus demſelben hervor, das die zweyte Hammer 
ihre Wünsche über dad Maaß- und Gewichtſyſtem in eis 
ner Adreſſe an Ee. Könial. Hoheit den Großherzog vors 
getragen habe, während Die erfie Kammer ſich darauf bes 
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fchränfte, die ihrigen an das Großherzogliche Geheime 
Staatsminifterium in der Ueberzeugung gelangen zu lafs 
fen , daß diefes der, durch die Verfaffung vorgefchriebene, 
Meg fey, auf welchem allein einfeitige Befchlüffe einer 
Kammer der Stände zur amtlihen Kenntniß der Groß» 
herzoglichen Staatsregierung gebracht werden dürften. 

Die Gründe, auf welchen diefe Ueberzeugung berubt, 
und welche bie erfte Kammer der zweyten zur geneigten 
Erwägung anheim geben zu müſſen glaubt, find folgende: 
1.) tft der Grundfaß,, daß die Stände Befchwerden 

und Wuͤnſche, welche fie für geeignet halten, Er. Koͤnigl. 
Hoheit dem Großherzoge vorgetragen zu werben, Hoͤchſt⸗ 
denenfelben nur vermöge eines gemeinfchaftlichen Beichlufs 
ſes beyder Kammern vorlegen dürfen, aus dem landſtaͤn⸗ 
diſchen Edicte in die Verfaffungsurfunde ng 
wie der 79te und der 80te Art. berfelben zeigen; 

2.) enthält der 82te Art. feine Ausnahme von dies 
fer Regel, die er fogar beftätigt, fonbern nur bie Beltim; 
mung, daß nicht diejenige Kammer, welche ihre Beyſtim⸗ 
mung zu Wünfchen und Anfichten der andern Kammer 
verfagt,, dieſe zugleich abhalten dürfe, jene Wünfche zur 
amtlichen Kenntniß der Großherzoglichen Staatsregierung 
zu bringen; 

\3.) wären nicht ohnehin in den Art. 79 und 80, fo: 
wie in verfchiedenen andern Stellen der Berfaflun . 
funde, die Fälle, in welchen ſich die Stände an Se, Koͤnigl. 
Hoheit den Großherzog Höchitfelbft zu wenden haben, und 
die Regierungsbandlungen genau beftimmt, welche unmit- 
telbar von beim Großherzoge ausgehen müffen, fo würde 
Doch der Ausdruck Mittheilung, deſſen fich der Art. 82 
bedient, das oben Gefagte binlänglich bemeifen; denn es 
ift ungedenkbar, daß die Verfaffungsurfunde den Vortrag 
der Stände oder einer Kammer an die höchfte Perfon bee 
Großherzogs mit dem Ausdrud Mittheilung habe be- 
zeichnen wollen, und ed unterliegt mithin Feinem Zweifel, 
daß bdiefer Artikel unter Staatsregierung, bie oberſte 
Staatsbehörde, das Geheime Staateminifterium verftans 
den wiſſen wolle; 

4.) ftimmen biermit die mündlichen Verhandlungen 
der vereinten Augfchüffe überein, welche zu Aufitelung 
der ftändifchen Defiderien Statt fanden und in welchen 
das Großherzogliche Geheime Staatsminifterium, als die 
Behoͤrde, welcher einfeitige Petitionen einer Kammer übers 
zeicht werden follten, namentlich benannt ward. 


m... 





Einundſechzigſte Sikung 
in dem Sitzungsſaale der erften Kammer ber 
| Landſtaͤnde. F 
Darmſtadt, am Aten März 1821. 
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Unter dem Vorſitze des Herrn zwepten 
Ä Präfidenten. 
Abweſend: 


des Landgrafen Lo uis von Heſſen Durchlaucht und der 
Herrn Grafen v. Dfenburgs Büdingen u. Erbach⸗ 
Fürftenau Erlauchten. 


I. Das Protofoll der vorigen Sigung wird vorges 
lefen und genehmigt. , | 

U. Der Herr Präfident legt der Kammer mehrere 
nene Eingaben vor: * 
| 1) ein Communicat der zweyten Kammer, die Bor: 
ftellung mehrerer Einwohner in Mainz wegen ihrer Fors 
derungen für Lieferungen an bie dortigen Gefaͤngniſſe 
betreffend; ) u 

2.) ein Gommanicat ber zweyten Kammer, die, von 
dem Abg. Herrn Har in Antrag gebrachte, Aufhebung 
des Mehlbannes der Modaubah- Müller betreffend; 2) 

3.) ein Recommunicat der zweyten Kammer, das 
Frohndewefen in den fiandesherriichen und patrimontal: 
gerichtsherrlichen Bezirken betreffend, ?) 

Die Kammer verweifer diefe drey Eriaffe an den 
. dritten Ausſchuß. | | 

4.) Ein NRecommunicat der zweyten Sammer, die : 
Borftellung der Stadt Friedberg wegen ihrer Schulden 
betreffend. * 

Die Kammer bejchließt deffen Regiftrirung ad acta. 


4) ©. Beyl. CCXXIX des 14. Heftd der Verhandlungen ber 
zweyten Kammer der Landftände. 

. VD ©. Beyl. COXXIV u. CCXXV ebendaf. 

3) ©. Bent. CCXXVIII ebendaf. 

4) S. Beyl. CCXX ebendal. 
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III. Es werden mehrere Vorträge erflattet: 

1.) von dem Herrn Kanzler Dr. Arens ſchriftlicher 
Vortrag über den, die Recrutirung betreffenden, 
Gejegesentwurf | 

(Beylage LXXXIL) | 

2.) von dem Herrn Staatöntinifter Frei. du Thil 
fchriftlicher Vortrag über die Aufhebung des Sal— 
peterregale; — 

(Beylage LXXXIV.) 

3) von dem Herrn Geh. Staatsrath von Wreden 
bloß mündlicher Vortrag über die, in Antrag gekommene 
proviforifhe, Einführung der neuen Civil- 
proceßordnung 

Derfelbe bemerkt: _ 

Da zu der Zeit; wo biefer Antrag gemacht worden 
fey ; die neue Verfaffungsurfunde, nad deren Art. 103 
auch die Procefgefege unbedingt an die Zuftimmung der 
"Stände gebunden ſeyen, noch nicht eriftirt habe, ſo ergebe 
fi) von felbft, daß die Borausfegung, unter welcher dies 
fer Antrag damals gemacht worden jey, von felbft iweg- 
falle: Die erfte Kammer werde ſich daher dem Beſchluſſe 
der zweyten: die Motion nunmehr auf fi) beruhen zu 
laffen, nur anfchliegen fönnen — 

IV: Das Praͤſidium eröffnet die Discuſſion 

1.) über den, die Aufhebung der Fornica— 
tionsftrafen betreffenden, Antrag. 

Es bemerft hierüber . . | ne 

der Herr Baron v. Mappes: Gefeßliche Dis— 
yofitionen ſollten im Grunde Allen Schub gewähren. 
Nun ſcheine e8 aber Fälle zu geben; in welchen die auj- 
ferebelich Gefhwängerte darüber: wer ‚der Vater ihres 
Kindes fey, eittweder eine moralifche Ueberzeugung oder 

ar die volle Gewißheit habe und es feheine demnach fehr 
art zu ſeyn, ihr und ihrem Kinde die Möglichkeit der 
Rechtsverfolgung gegen den Vater ganz zu entziehen. 
Die Fälle der vollen Gewißheit der Vaterfchaft feyen in: 
deſſen felten und berücfichtige man die, aus ſolchen Pro- 
ceffen bervorgehende, Scandale, die häufige Zerfiörung 
des häuslichen Gluͤcks und. des gefellfchaftlihen Bandes 
durch Untergrabung ber Schamhaftigkeit und Moralität 
und beachte man weiter, wie fehr die Gemwißheit, nicht 
Hagen zu können, von Vergehen diefer Art abhalten 
werde, fo werde man diefe Gründe doch für überwiegend 
anfehen muͤſſen und daher dem Antrage bes Ausjchuffis 
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feine Beyftimmung nicht verfagen koͤnnen. Es weibe 
indefjen auf der andern Seite durch Entbindungs> und 
Findelhäufer für die Schwangeren und Kinder geforgt 
werden müfjen. vo | ; i | 
Der Herr Kanzler Dr. Arens: Seiner Ans 
fiht nad koͤnne auf die allerdings möglichen Fälle, in 
welchen die Mutter den Vater ihres aufferehelidh gebors 
nen Kindes gewiß wife, um deßwillen feine Ruͤckſicht 
enömmen werden, weil der angebliche Schwängerer dieſe 
ewißheit nicht theilen koͤnne uud weil es ungerecht gegen 
dieſen zu feyn fcheine, ihm. gegen feine Ueberzeugung ein 
Kind — und ihn namentlich zur Anerkennung 
und Ernaͤhrung eines Kindes verurtheilen zu wollen, in 
Anſehung deſſen der Beweis der Vaterſchaft ſchlecht— 
bin unmöglich ſey. In dem Antrage des Ausſchuſſes, 
daß der Mutter und dem Finde das Klagereiht gegen den 
angeblichen Schwängerer und Vater berfagt werden indge, 
liege nichts weiter als der Wunſch andgefprochen, daß 
das, auch in fo vielen andern Hinfichten inconfeguente, 
canonifche Recht, aus welchem das unjuriftifche Klagerecht 
auf Aiimentation hervorgegangen; wieder aufgehoben und 
dafür das, von feſten Grundfägen ausgehende, römifche 
Recht, nach welchem die Ernährung bed, auffer der Ehe 
und auffer dem geſetzlich erlaubten Concubinate erjeugs 
ten, Kindes der Mutter allein obliege, wieder hergeftcht 
werden möge: Aus diefem und dem, in dem.Bortrage bes 
Ausſchuſſes weiter entwidelren, Gründen koͤnne er- daher 
nur für die Annahme des gemachten Antrags fiimmen. 
Des Prinzen Emil von: Heſſen Hoheit: 
Er fönne die Anfichten des Ausſchuſſes nieht ganz theilen, 
An eine Geſetzgebung fiheine ihm mit Recht die Anfor- 
derung: daß fie jedem Berechtigten gerecht werde und 
daß fie namentlich Niemanden von der Berfolgung feines 
Rechts ausfchließe, gemadyt werden zu koͤnnen. Dem aufs 
ferehelicy erzeugten Kinde koͤnne man dag Recht, feinen 
Vater gerichtlich aufzufuchen, nicht abfprechen und wenn 
diefes eine Geſetzgebung dennoch thue, ohne, nad) der 
Weiſe der franzöfifchen Gefeggebung, dem Kinde zugleich 
in manchen andern Hinfichten bejondere Vortheile und 
Rechte zuzumenden, fo fünne er das nur fehr hart und 
ungerecht finden. Daß der Beweis der Baterfchaft un: 
möglich fey, das laſſe ſich auch nicht behaupten. Immer 
bleibe die Beweisführung durch den Eid der Gefchwächten 
übrig und man werde diefer Beweisart ihre Kraft fo 
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auge nicht abjprechen fünnen, als man nicht annchmen 
dürfe, daß das Bolf zu einer gänzlicdhen moralijchen Des 
pravation herabgefunfen ſey. Er halte demnach den erfien 
Antrag des Ausſchuſſes, nach welchem zwar die Etrafen 
der einfachen Fleischesverbrechen abzuschaffen, die gefegli- 
chen Beſtimmungen über die civilrechtlichen Folgen der 
anjjerehelichen Zeugungen aber der-zu erwartenden neuen 
Givilgejeßgebung vorzubehalten feyen, der Lage der Sache 
weit angemefjener und er fünne daher für den neueren 
Antrag des Ausſchuſſes nicht fimmen. | 

- Der Herr Geb. Staatsrath v. Wreden: 
Er halte die Verbindlichkeit des Vaters, fein auſſerehelich 
erzeugtes Kind zu ernähren, in dem Naturrechte gegrüns 
det und ed werde daher eine pofitive Gefeßgebung, ohne 
Berlegnug Ddiefer natürlichen Berbindlichkeit und ‚ohne 
öffenbare Unbilligfeit, dem Kinde den Weg der Rechts— 
verfolgung nicht verfchließen koͤnnen. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Die Ausfuͤh— 
rung des erfien Antrags des Ausfchuffes werde zuverläfftg 
zu einer Vermehrung des aufferehelichen Beyſchlafes füb- 
ren und gugleich fehr nachtheilig auf Die Moralität wirten. 

Wolle die Gefeßgebung, was gewiß fehr wuͤnſchens⸗ 
werth fey, die Strafen der einfachen Fleifchesverbredhen 
aufheben, fo müffe fie auch zu derfelben Zeit durch andere 
Mittel dafür jorgen, daß der aufjereheliche Umgang nicht 
vermehrt werbe und dieſes werde fie nur durch die Auj- 
bebung des Klagerechts gegen den angeblichen Edywänz 
gerer bewirfen fünnen. Darum laffe fi dafıır: die Auf— 
bebung der Fornicationgftrafen einftweilen und bie zu 
der neuen bürgerlichen Gefepgebung auf ſich beruhen zu 
laffen, allerdings fehr viel fagen; allein für cine einſtwei— 
lige Aufhebung der Strafen und der gleichzeitigen Bcybe- 
haltung des Klagerechts wuͤrden fich ſchwerlich befriedi- 
gende Gründe auffinden Laffen. 

‚Die Möglichfeit eines rechtlich genitgenden Beweiſes 
der Baterfchaft Laffe fi) nicht behaupten. Diejer Beweis 
fey offenbar nur durch die Gcwißheit zu erbringen, daß 
der angebliche Schwängerer zu der entfcheidenden Zeit mit 
der Geſchwaͤchten einen außsfchließlichen aufferehefichen Um— 
. gang gehabt habe, Nehme nun die Mutter oder das Kind 
. gegen ein beftimmtes Individuum die Vatereigenfhaft in 
Anſpruch, fo gemüge es offenbar nicht an der Gewißheit 
des, mit diefem Statt gehabten aufferehelichen Beyfchlafg, 
fondern es müffe auch noch aufferdem erwiefen werden, 
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daß ſich die Mutter zu der Zeit mit feinem Andern ab- 
gegeben habe. Da dieſer letzte Beweis nur ein Theildyen 
des Beweiſes der Baterfchaft ausmache, fo müffe auch 
derjelbe von der Gefchwädhten und das zwar um ſo mehr 
geführt werden, als fich) bey einem gefallenen Weibe 
weder für noch gegen das Dafeyn eines auch mit Andern 
gepflogenen aufjerehelichen Umgangs rechtlich vermuthen 
laffe. Diefer ihr aufliegende Beweis koͤnne nun aber, 
der Natur der Sache nad), bloß allein durch ihren Eid 
geführt werden und es bleibe ihr Daher nichts übrig, als 
fi) zu Diefem Eide zu erbieten. Dem angebotenen 
Eide fünne aber feine rechtliche Wirkung beygelegt wers 
den. Nach der bisherigen Praris fey zwar die Behaups 
tung, daß die Gefhwächte zu der entfcheidenden Zeit fich 
nicht bloß mit dem Beklagten abgegeben habe, nicht als 
eine verneinende Einlaffung auf die Klage, fondern als 


eine Einrede behandelt worden und der Eid der Ges 


fhwächten fey daher formell als ein zugefchobener Eid 
vorgefommen 5; allein eine, von richtigen Grundfägen 
ausgehende , Gefeßgebung fönne unmoͤglich Jemanden 
einen Beweis aufbürden, der nad den eigenthimlichen 
factifchen Verhaͤltniſſen bloß allein durch ben Eid 
des Gegners geführt werben könne und ber eben darum, 
weil diefer Eid ganz die Natur des angebotenen 
Eides an fich trage, Feine juriftifche Gewißheit gewähren 
fönne. Die Gefeßgebung werde hierzu. um fo weniger 
. im Stande feyn, als durch Die vorliegende Gewißheit: 
baß ein aufferehelicher Umgang mit dem Beflagten Statt 
gefunden habe, nur allein die Moͤglichkeit vargethan 
werde, daß der Beklagte Vater des Kindes feyn koͤnne 
und als es dem Begriffe und dem Zwecke einer Einrebe 
ganz wiberftreiten würde, fie zur Entfräftung bhoß 
möglicher Rechte und Verbindlichfeiten zu gebrauchen. 

Das Prafidvium erklärt hierauf die Discuffion für 
geſchloſſen und legt | 

2.) den, das Zunftwefen betreffenden, Inhalt 
ded Recommunicatd der zweyten Kammer zur Discuf- 
fion vor. 

E8 erfolgen hierüber aber feine befonderen Bemer- 


fungen, indem man fid) allgemein mit den Anfidhten des 


Ausfchuffes einverfianden erklärt. 


V. Zum Schluffe werden zwey Erlaffe an die zweyte 
Kammer, wovon der Eine das, zur Beflreituug der Yand- 


⁊ 
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tagskoften in Vorſchlag gebrachte, Anlehn von 20000 fl., 
der Andere dagegen die Berbefferung der Erziehung ber 
jüdifhen Jugend betrifft, zur Billigung, welche fofort 
einftimmig ertheilt wird, vorgelegt. Zugleich wird auf 
den Antrag Sr. Hoheit des Prinzen Emil von Heſſen 
der Abdrud des, von dem zweyten Ausſchuſſe über Das 
Recrutirungsgeſetz erftatteten, Bortrags befchloffen und 
bie Situng aufgehoben, 


Beglaubigt : 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 





Zzweiundfehzigfte Sitzung 
in dem Sibungsfaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. | 
Darmftadt, am 2Iten März 1821. 
mm 


Unter dem Borfiße des Herrn zweyten 
| Präfidenten ,, 
| Anweſend: 
die ſaͤmmtlichen Mitglieder der Kammer mit Ausnahme 
des Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht. 


J. Das Praͤſidium eroͤffnet die Sitzung mit der 
Anzeige: daß des Prinzen Georg v. Heſſen Hoheit, uͤber 
deſſen Qualification wohl kein Zweifel vorliege, anweſend 
und zur Ableiſtung des verfaſſungsmaͤßigen, den Eintritt 
in die Kammer bedingenden, Eides bereit ſey. Derſelbe 
leiftet fodann auf die, ihm aus dem Art. 88. ber Verfaſ— 
fungsurfunde vorgeleſene, Eidesfprmel mit den Worten: 

„Ich ſchwoͤre“ | 
den Eid in die Hände des Herrn Präfidenten wirflid - 
ab und nimmt feinen Sig in der Kammer ein, 

11. Das Protofoll der vorigen Sikung wird vor 
gelefen und genehmigt. \ — 

III. Es werden von dem Praͤſidium mehrere, waͤh— 
rend der letzten Sitzung eingekommenen, Erlaſſe der zwey⸗ 
ten Kammer vorgelegt. Dieſelben beziehen ſich 

1.) auf den, die Erhebung des Chauſſeegeldes betref⸗ 
fenden, Antrag. *). | | 

‘ Die Kammer verweifet den Erlaß an den erſten 
Ausſchuß; a 

2.) auf den Antrag des Abg. Prinz: die unentgeld- 
liche Abgabe des Großherzoglichen Negierungsblatted an 
die Unterthanen betreffend. **) 


*) S. Beyl. CCXXXVII. d. 14. Hefts d. Verhandl. db, zweyten 
Kammer d. Landft. . 
**) &, Beyl. CCXXXIX u. CCXL. ebendaf. 
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Die Kammer beſchlieſt daruͤber das Gutachten des 
dritten Ausſchuſſes zu vernehmen. 

3.) Auf den Geſetzesentwurf, die Veraͤuſſerung der 
Großherzoglichen in dem Inlande gelegenen Domaͤnen 
betreffend. 1) 

ee Erlaß wird an den zweyten Ausfchuß ver: 
wiefen. | 
4) Auf den, die Aufftelung eines vollftändigen Ver- 
zeichniſſes des Kirchenvermögens zum Gegenjtande haben⸗ 
den, Autrag des Herrn Freiheren v. Wiefenhütten; 2), 

5.) auf die Motion des Abg. Herrn Balfer: die 
Shiffbarmahung der Lahn betreffend; ?) 

6.) auf den, auf Verbefjerung der Gefängnifje gerich- 
teten, Antrag der Abg. Herrn Heyer ıc. * 

Die Kammer verweijet diefe drey Erlaffe an den 
dritten Ausfchuß. Ä 

7) Auf den, die Aufhebung des anaftafianifchen Ge⸗ 
fees bezwedenden, Antrag des Abg. Herrn Har. °) 

— Erlaß wird an den zweyten Ausſchuß ver- 
wieſen. | Ä 

IV. Es werden folgende Vorträge erftattet. 

a.) Bon dem Herrn Geh. Staasrath v. Wrevden : 
1.) fohriftlicher Vortrag des dritten Ausfchuffes über 
die, in Antrag gebrachte, Aufhebung des Mehl— 
bannes der Modaubahy-Müller; 

- (Beylage LXXXV.)' 

2.) fohriftlicher Vortrag deffelben Ausſchuſſes über 
ben, die Errichtung eines ftändifchen Archivs 
betreffenden, Befchluß der zweyten Kammer; 

(Beylage LXXXVI) 

3.) bloß mündlicher Vortrag deffelben Ausfchuffes über 
Das Frohndemwefen in dag ftandesherrlidhen 
und patrimonialgerichtshb®rrlihen Bezirfen. 
Derſelbe bemerkt hierüber : Der Ausſchuß finde den, 
von der zweyten Kammer über diefen Gegenftand gefaß- 
ten und auf Borlegung eines Gefeßedentwurfg gerichtes 
ten, Befchluß fo befchaften, Daß er nur darauf — 
koͤnne, dieſem Beſchluſſe beyzuſtimmen. Er halte es näms 


1) ©. Beyl. CCXVI. d. 12. Hefts d. Verhandl. der zweyten 
Kammer d. Landſt. 

2) ©. Beyl. CCLII d. 15. Hefts dieſer Verhandl. 

3) ©. Beyl. CCXLVI d, 14. Hefts diefer Verhandl. 

4) ©. Beyl. CCXLV cbendaf. 

5) ©. Beyl. CCXAXIH d. 13. Hefts diefer Verhandl. 
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Lich mit der zweyten Kammer für unnöthig, zwedwibrig 
und nicht wuͤnſchenswerth, fich fchon jegt ganz genan in 
das Detail derjenigen Beitimmungen einzulaffen, welde 
den Juhalt des Fünftigen Gefeted bilden würden. Werde 
nämlich in der Zufunft ein Gefeßedentwurf von der 
Staatsregierung vorgelegt, fo müffe deffen Inhalt ohnes 
bin von neuem berathen werden und man fönne fich das 
ber, wenn man fich fchon jegt ganz beftimmt-und details 
lirt über diefen Inhalt Auffere, vielleicht auf eine unans 
genehme Weife die Hände binden. Man werbe ferner 
dadurch eine Anficht anticipiren , welche mit gediegener 
Gründlichkeit erji dann werde gefaßt werden fönnen, 
wenn man über die Koften, welche die Gefammtheit über 
nchmen folle, vollfommen klar fehe und die fämmtlichen, 
bier zu berüdfichtigenden, Verhältniffe vollftändig zu uͤber⸗ 
ſehen im ‚Stande ſey. 

b.) Bon dem Herrn Staatsininifter Freih. du Thil 
fohriftlicher Vortrag des erften Ausfchuffes über den, das 
Poſtweſen betreffenden, Antrag des Abg. Herin Heyer; 

(Beylage LXXXVIL) 
c.) von dem Herrn Baron v. Mappes 

1.) fohriftlicher Vortrag des dritten Ausfchuffes über 
bie friedensgerihtlihe Juſtiz in der Pros 
vinz Rheinheſſen; 

(Beylage LXXXVII) ° 
2) ſchriftlicher Vortrag deſſelben Ausfchuffes über 
die Borftellung mehrerer Mainzer Einwoh 
ner, die Bezahlung ihrer Forderungen für 
Lieferungen an die dortigen Gefängniffe betr. 
(Beylage LXXXIX.) | 

V. Der Herr Präfident eröffnet die Discuſſion 

1.) über die, in Antrag gebrachte Aufhebung 
des Salpeterregals. 

Es bemerft darüber 

de8 Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Er 
finde den Autrag des Ausfchuffes den Berhältniffen der 
Sache ganz,angemefien. Das Salpeterregal habe bisher 
dem Staate nicht nur feinen VBortheil gewährt, fondern er 
babe fogar den, vermöge des Negals gewonnenen, Salpes 
ter jeden Centner um einen Gulden theuerer bezahlt, als er 
von Salpeterhändlern zu erhalten geweſen wäre. Ohnehin 
ſey auch in neuerer Zeit für die Anfchaffung der Kriegs— 
bedürfniffe eine bejondere Commiſſion errichtet worden. 
Diefe werde für den nöthigen Bedarf des Salpeters ſchon 
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forgen. Sollten in der Zufunft aufferordentliche Fälle 
und Zeiten eintreten, fo werde in diefen auch durch auf: 
ferordentliche Maaßregeln geholfen werden können. Der 
Antrag auf Aufhebung dieſes Regals fey daher zur Ges 
nüge motipirt. 

Mehrere Mitglieder der Kammer erflären ſich bier; 
mit vollfommen einverftanden. 

Der Herr Präfident ſchließt hieräuf die Discuſſion 
und legt - 

2) bie, auf Die proviforifhe Einführung 
der neuen bürgerlihen Procegordnung ge 
richtete, Motion zur Discuffion vor. 

Da hierüber feine Bemerfungen erfolgen, fo ver: 
anlaßt das Praͤſidium 

VI. die Abftimmung 

a.) über die, auf die Abſchaffung der Forni 
cattonsftrafen gerichtete, Motion durch Vorlegung 
der Fragen: 

Tritt die Kammer, nad) dem Antrage ihres Augfchuf- 
ſes, dem Befchluffe der zweyten Kammer bey: 

die Staatsregierung zu erfuchen, den Ständen den 

Entwurf eines Gefeßes vorzulegen, wodurd) 

a.) die Strafen der einfahen Fleifchesverbreden, 
oder die fogenannten Fornicationsftrafen, zugleich 


’ 


aber aud) | 
b.) ein jedes gerichtliches Verfahren, deffen Zweck ift, 
den angeblichen Vater eines unehelichen Kindes zu 
entdeden oder zu überführen, fomit alfo auf jedes 
Klagerecht der aufferebelich Gefchwängerten gegen 
den angeblichen Schwängerer auf Anerfennung und 
Ernährung des Kindes, fd wie auf fogenannte Pri- 
vatjatisfaction und Koftenerfag in denjenigen Theis 
len des Großherzogthums, wo dergleichen noch be- 
jteht, aufgehoben wird ? 
welche von 11 Stimmen gegen 2 Cdenn die Herrn Gra- 
fen v. Nfenburg- Büdingen und Erbach » Fürftenau vers 
zichten auf ihre Stimmen) bejahend beantwortet wird. 
b.) über den, fih auf das Zunftmwefen beziehen; 
ben, Beichluß der zweyten Kammer. | 
Das Präfidium legt zu dem Ende die Frage vor: 
Dil die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kammer, 
fofern derfelbe darauf gerichtet ft: " - 
daß der, von. mehreren Zünften der Refidenzitadt 
Darmftadt übergebenen, Boritellung feine Folge zu 
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geben, hinſichtlich der Borftellung der Stadt Vilbel 
aber die Staatsregierung zu erfuchen fey, daß biefelbe 
hinſichtlich der übeln Lage, in welche die Gemeinde 
Bilbel durch die dortige Aufhebung ber Zünfte, waͤh⸗ 
rend folche noch um fie herum beitehen, verjeßt wor⸗ 
den zu feyn behauptet, das Geeignete abhülflich vers 
fügen möge, mit Ruͤckſicht auf den Geſetzesentwurf 
wegen Aufhebung des Zunftdiftrictsbaw.tes® und auf 
die, in den Kammern gemachten, Anträge und Bes 
merfungen beptreten, dagegen aber hinſichtlich der 
Metzger und Bäder auf ihrem früheren Befchluffe 
vom 26. Juli v. 3. beharren ? | | 
Diefelbe wird einſtimmig beiahend beantwortet 
und die Sisung aufgehoben. 


| Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Dreyundſechzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 2ten April 1820. 


mamassmavsnn 


Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Präfidenten. 


Abwefend: — 
des Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht, und 
des Herrn Grafen v. Erbabh-Fürftenau Erlaucht. 


J. Das Protofoll über das in der letzten Gikung 

Berhandelte wird vorgelefen und genehmigt. 

11. Das Praͤſidium macht die Kammer befannt mit 
folgenden neuen Eingaben: 

1.) mit einem Referipte des Großherzoglichen Geh. 
Staatsminifteriums, Die Schließung des Landtags ber 
treffend. 9 ) Ä 

Die Kammer befchließt deffen Regiftrirung ad acta. 

2.) Mit einem Communicate der zweyten Kammer, 
ben Gefeßesvorfchlag Aber die NRegulirung des Hypo⸗ 
thefenmwefens auf dem rechten Naheufer ıc. betr. **) 

Die Kammer vermweifet daffelbe an dem zwepten 
Ausschuß. 

3.I Mit einem Communicate derfelben Kammer, 
was fich auf die, von dem Abg. Herrn Braun in Ans 
trag gebrachte, Abtretung oder Ueberlafjung des, noch 
vorhandenen, Heidelberger geiftlichen Stiftungsvermös 
gens u. f. mw. bezieht. *) FRE | 

Daſſelbe wird an den dritten Ausfchuß verwieſen. 


— 





*) Siehe die gleidhlautende Beylage CCLXV. im 16. Hefte der 
zweyten Kammer d. Lanbft. . en 

”) ©, db. Beyl. CCXXI. im 13. Hefte, u. CCLVIII. im 15. 
Hefte diefer Verhandl. 

**5) ©, d. Beyl, CCXIX, u. CCXX. im 13. Hefte d. Verb. 
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111. Der Herr Geh. Staatdrath Saup überbringt 
als Großherzoglicher Negierungscommiffarius den Ents 
wurf einer Gemeindeordnung, wozu er die Motive in 
einer Rede entwidelt, au die Kammer 9 

Die Kammer verweifet diefen Gefeßedentwurf an 
den zweyten Ausſchuß. 

‚IV. Es werden mehrere Vortraͤge erſtattet. Es 
referirt | u 
1.) der Herr Geb. Staatsrath v. Wreden im Na; 
men des dritten Ausfchuffes: Nach einem von der zwey— 
ten Kammer erlafienen Regommunicate ſey diefe dem, 
von der erften Kammer in Beziehung auf bie Ber: 
befferung der Gefängniffe gefaßten,, Befchluffe: 
die Staatsregierung zu erfuchen, auf dem naͤchſten, oder, 
wo möglich, noch auf diefem Landtage Ueberfchläge von, 
den, für die Verbefferung der Gefängniffe norhwendi- 
gen, Koften vorzulegen, nicht beygetreten, fondern bey 
dem, von ihr früher gefaßten, Beſchluſſe fichen ge— 
blieben. Der Ausſchuß glaube, daß man dem Be- 
fchluffe der zweyten Kammer nunmehr unbedingt beytres _ 
tern koͤnne: theild darum, weil die zweyte Kammer für 
das Baumefen jährlich 92296 fl. bereits verwilligt habe, 
theils aber auch aus dem Grunde, weil bey dem nahen 
Ende des Landtags die Vorlegung von Koftenüberfchlä- 
gen, deren Fertigung eine Befichtigung der Gefänguiffe, 
und die Vollendung der, zu erwartenden, neuen. Aem⸗ 
—— nothwendig vorausſetze, nicht moͤg— 
lich ſey. | — 

2) Des Herrn Grafen von Nfenburg: 
Bädingen Erlaubt: Die zweyte Kammer fey dem, 
von der erften Kammer gefaßten, Befchluffe: die, hin- 
fihtlih der Schiffbarmahung der Lahn ge 
machte, Motion als nicht zeitgemäß auf fich beruhen zu 
- Iafien, aus dem Grunde nicht beygetreten, weil Dice 
Motion ja nichts weiter beabfichtige, als daß in der 
naͤchſten Finanzperiode für die Ausführung des Projects 
das nöthige vorbereitet werden möge. — . Der von der 
erften Kammer gefaßte, Beſchluß gründe fih indeffen 
nicht ſowohl darauf: daß fie die Ausführung des Pro— 
jects der Schiffbarmakhung aus ‚finanziellen Ruͤckſichten 
in der naͤchſten Finanzperiode nicht für möglich halte, 





”) S. d. Beyl. CCVIIL a. u. CCVIII. b. im 12. Hefte d. Verhoͤ. 
d. zweyten Kammer d. Landſt. 
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als vielmehr auf die Ueberzeugung: daß an die höchft 
koſtſpielige Ausführung —** Projects erſt dann werde 
gedacht werden koͤnnen, wenn dem weit dringenderen 
Beduͤrfniſſe des Flußbaues der Horloff und der Nidda 
werde abgeholfen ſeyn. Da dieſer Grund durch die obige 
Bemerkung nicht beſeitigt werde, ſo ſcheine der Beſchluß 
der erſten Kammer noch immer hinlaͤnglich begruͤndet zu 
ſeyn. Der Ausſchuß trage daher darauf an, daß die 
Kammer von demſelben nicht abgehen moͤge. 

V. Das Praͤſidium eroͤffnet hierauf in Gegenwart 
der, als Großherzogl. Landtagscommiſſarien in der 
Kammer erſchienenen, Herrn Geh; Staatsrath Wernher, 
Seh. Rath Scriba und Obriſtlieutenant Lyncker, die 
— über den Recrutirungs-Geſetzesent— 
wurſ. 

In Beziehung auf den Inhalt dieſes Geſetzesent⸗ 
wurfs uͤberhaupt aͤuſſert | | 

des Prinzen Emil von Heffer Hoheit: Das 
Wohl eines jeden Stäats verlange, daß diejenigen zu 
feiner Vertheidigung berufen würden, die zur Erfüllung 
diefer ehrenvollen Pflicht die geeignetfieit ſeyen. Hiers 
mit die Ruͤckſichten zu vereinigen, welche die bürgerlichen 
Verhältniffe der Pflihtigen, das Wohl den Familien 
und die Menfchlichfeit erforderten — dieſes jey die Auf- 
gabe, die ein tüchtiges Necrutirungsgefeg Iöfen mäffe. 
Der, der Katnmer vorgelegte, Geſetzesentwurf ſcheine 
diejen Anforderungen vollfommen zu entjprechen, und 
unterfcheide ſich ſehr vortheilhaft von dem bisher be> 
folgten Syſteme | | | 

15 durch Allgemeinheit und gleiche Vertheilung der 
Militärpflichtigfeit, en 

2) durch eine verminderte Dieufizeit und die Wohl- 
that der Stellvertretung,, und | . 

3.) durch die Entfernung aller wilfürlichen Deſig— 
nation: | 

Die Discuffion der einzelnen Artikel werde Gele: 
genheit geben, fi) über die Vortheile der befonderen 
Beftimmuntgen, wie fie ber Entwurf enthalte, zu äuffern; 
bier wolle er fi) bloß darauf befchränfen, nur einige 
befondere hervorzuheben , die ihm vorzüglich geeignet zu 
feyn fihienen , die Annahme des Gefegesentwurfd zu 
empfehlen. Ohne Zweifel fey das Alter von 20 big 26 
Sahren dasjenige, welches in der ganzen Lebenszeit den 
Mann am geeignetfteri finde, fi) einem Stande zu wid 
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men, der Kraft, Geſundheit und Energie vorzugsweiſe 
in Anſpruch nehme. Dieſes Alter und der oben ſchon 
beruͤhrte, das Geſetz characteriſirende, Hauptſatz von 
gleicher Vertheilung der Laſt unter alle vorzuͤglich Ge— 
eigneten ſeyen durch den Art. 13. feſtgeſetzt. Deſſenun— 
geachtet faͤnden auch diejenigen, welche ſich ganz dem 
Militaͤrſtande widmen wollten, und alſo nicht fruͤhe ge— 
nug in denſelben eintreten koͤnnten, Gelegenheit, ſolches 
fhon in fruͤhem Alter zu thun, ohne fürchten zu muͤſſen, 
daß Vorurtheil und ungegründete Abneigung der Aeltern 
und Bormünder gegen diefen Stand fie an der Erfül- 
lung ihres Berufes hindern würden. Daß diefe Begüns 
ftigung nicht mißbraucht werden Eönne, darüber beruhige 
das, was der Großherzogliche Regierungscommiſſarius 
in diefer Hinfiht bey MUeberrseihung des Geſetzesent⸗— 
wurfs in der zweyten Kammer vorgetragen habe. | 
Der , von den Befreyungen handelnde, Abichnitt 
bezeuge , wie ernft e8 ſey, nur diejenigen von der Mis 
litärpflicht auszunehmen, welche durch Stadtsvertrag 
befreyet jeyen, oder durch Feine Art von Kraft zu dem 
erhabenen Zwede der Baterlandsvertheidigung mitwirken 
fönnten. Er fage: durch feine Art von Kräft: denn, 
‚wenn zwar dad Recrutirungsgefes nur die phyſiſche 
Kraft in Anfprudy nehme, fo beftimme doch der Art. 2 
befjelben Abſchnitts, daß Diejenigen, welchen die fürper- 
liche Eigenfchaften zum Militär abeingen, aber die 
Kraft des Bermögens beſaͤßen, durd einen, dieſem ent- 
fprecyenden , Geldbegtrag zugezogen werden -follten. 
Diefer Beytrag, welcher ın feiner Verwendung nut 
ben unbegüterten Samilien zu gut fommen werde, jolle 
nad dem Artı 22 Rro: 1 — 5 verwendet werden, um 
Stellvertreter für diejenigen zu finden, welche ans Nüd- 
fihten der Menfchlichkeit nicht zur Vertheidigung des 
Baterlands berufen werden könnten: Diefe. Rüdficyien 
ber Menfchlichfeit feyen von feinen Gefeggeber Auifer 
Acht gelaffen wörden. Kein Necrutirungsgefeb irgend 
eines Staats verlange vor dem Einzelnen, daß er 
größere Opfer, wie der andere, bringeit folfe; weil das 
durch der Grundfaß der gleichen Vertheilung der Laſt 
in feiner Grundfefte erfchättert werden würde. Wie 
könne man aber fagen: derjerige brächte nicht- größeres 
Dpfer, der feine dürftigen, gebrechlichen, 60jährigen 
eltern, feine aeltetnlofe Gefchwifter, deren einziger 
Ernährer er ift, verlaffen, und dadurch dem Elende 


’ 
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preisgeben folle? Mit welchem Muthe koͤnne man wol: 
Ion, ſolle ein ſolcher feine Bruſt dem Feinde entgegen 
tragen und. feine Eriftenz, von welcher allein das Wohl 
der Seinigen abhänge, Gefahren und Entbehrungen 
aller Art ausſetzen? Ä 
| Daß bey der Beurtheilung ſolcher Fälle Willführ 
nicht entfcheiden koͤnne, dafür forge der Art. 23, der d’e 
Beitätigung derfelben auſſer dem Drtsvorftande und dem 
Geiftlichen drey Vaͤtern aus derfelben Gemeinde über: 
trage, beren jeder einen Sohn in.der ziehenden Klaffe 
der Pflichtigen habe. Wo fey hier Sartheilichfeit oder 
blindes Ermeffen? Ganz auf diefelben Grundſaͤtze der 
Biligfeit und Menfchlichfeit geftügt, gebe das Geſetz 
dem Vermögenden den Bortheil, fi durch einen Stellver- 
treter and eigenen Mitteln „vertreten zu laffen. Der 
Art. 22 Nr. 1 — 5 müffe alfo beftehen, um das Miß— 
verhältniß zwifchen dem Reichen und dem Armen mög 
Iichft auszugleichen, um die Unbilde eines blinden Schid; 
fald zu verfühnen. Man könnte fagen: die Geldbey 
träge derjenigen, welche nicht zum Militär brauchbar 
ſeyen, möchten wegfallen; man möge fie, weil ihre Aus 
nahme in der Menfchlichfeit gegründet fey, der Militär: 
pflicht ganz entheben, und die durd das Loos zunädit 
bezeichneten für fie einrücden laffen. Dadurd werde 
aber die fo nöthige Gonfequenz in den Grundfägen auf 
gehoben werden. ; Ä 
| Der Hauptgrundſatz fage nämlich: Niemand fol 
ohne Etellvertretung frey feyn. Der Wohlhabende fünne 
ſich diefen Stellvertreter verjchaffen, der Arme nicht. 
Mit welchem. Rechte werde man nun, um ben Armen 
Das Herbe jeines Schickſals nicht noch härter- fühlen zu 
Iaffen, ihn befreyen, oder die Laft auf einen andern 
gezwungen übertragen ? j | 
Hier finden die Geldbeyträge ihre wohlthätige Be 
fiimmung; durch fie werde auch dem Armen ein frei 
williger Stellvertreter gegeben. Er halte eine andere 
Beltimmung, die dem Gefeßesentwurf einen verdienten 
Vorwurf zuziehen würde, für ungerecht. Es werd 
hierdurch auch nicht eine Steuer für den größten Theil 
der fchon ftarf Befteuerten gefchaffen , wie man aus dem 
Berichte des Ausschuffes entnehmen koͤnnte. Nein! nur 
fehr wenige, und zwar nur VBermögende, würden zu die 
‚fer Beyträgen berufen. Ein Jeder, der die Mittel dazu 
babe, werde gern und willig einen Beytrag leiſten, 
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wenn ihm die militärische Brauchbarfeit abgebe, um 
perjönlich zur Bertheidigung des Vaterlandes mitwirken 
zu fönnen. Habe er Gefühl und wahre Liebe zu dem Bas 
terlande, fo werde er fich felbft glüdlich preifen, auf 
diefe Art mittelbar ein Glied in der fchönen Kette der 
Baterlandsvertheidiger zu werden. Aus diefem Gefichtds 
punfte betrachtet fey dann nicht wohl zu zweifeln, daß 
die Nichtannahme der Beftimmungen in Anfehung ber 
Geldbeyträge zu Inconſequenzen und felbft zu Ungerech—⸗ 
tigfeiten führen werde. . —— — 

Der Geiſt der Humanitaͤt ſpreche ſich nicht weniger 
in allen uͤbrigen Beſtimmungen des Geſetzesentwurfs aus. 
Hierher gehöre namentlich die Ziehung und Stellvertre⸗ 
tung, welche durchaus unabhängig und frei von jeder 
Art von Einfluß feyen. Er trage daher, nad feiner 
innigften Ueberjeugung auf die Annahme eines Geſetzes 
an, das dem Wohl des Staats und deffen Bedürfniffen 
vollfonmen entiprechen werde. : 

In Beziehung auf die einzelnen Artikel, und zwar: 
zu den Art. 1—3 bemerft —— — | 

der Herr DObriftlieutenant Lynfer: Er 
balte den Inhalt diefer Artikel zwar nicht für noth— 
wendig, aber doch für fehr zwedigemäß,. * 

Der Herr Geheime Staatsrath Wernher: 
Ihm ſcheine es ſachgemaͤß, den Inhalt der betreffenden 
Stellen der Verfaſſungsurkunde hier zu allegiren. 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: 
Auch in andern Staaten finde fi der Inhalt dieſer 
Artifel in die Sonjcriptionsgefege aufgenommen. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Was ohne 
Zwed ſey, folle eigentlich Fein. Theil eines Geſetzes 
werden. Die conftiturionellen Beftimmungen gehörten 
nicht bierher, wenigſtens fey die bloße Wiederholung 
berfelben an diefem Ort ohne allen Zweck. Diejes ſey 
aud von den Großherzoglichen Landtagscommiffarien in 
ber zweyten Kammer bereitd zugegeben. — 

Der Herr Geheime Staatsrath Wernher: 
Es fey bloß zugegeben, daß die Berathung über dieſe 
Artikel auszuſetzen fey. h Wr — 

Zu dem 2ten Abſchnitt, Art. 4—-42. | 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Im 
Beziehung auf den Inhalt des 6ten und Tten Artikels. 
ftimme er für die Beybehaltung des 18ten Jahrs. Der 
Unterfchied von 2 Jahren fey zu unbedeutend. 
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Der Herr Kanzler Dr. Arens: Im diefem 
Zeitpunfte des Lebens fteige, wie die Erfahrung Iebre, 
die Weberlegung und Bejonnenheit mit jedem Sabre. 
Der Unterfchied von einigen Sahren ie daher fehr be 
dentend. Auch für die Wahl der höheren geiftlichen 
Weihen und für den Eintritt in ein Klofter werde von 
den Geſetzen und Orbdengitatuten — der Wichtigkeit 
des Schrittes, den man thue, ein hoͤheres Alter vorge— 
ſchrieben. Derſelbe Grund trete auch hier ein. Dabey ſey 
auch zu beachten, daß nad dem Gefege erſt mit dem 
2oten Jahre die Eonferiptionspflichtigfeit eintrete. 

Des Prinzen Emilv. Heſſen Hoheit: Bey 
dem geiftlichen Stande koͤnne man nicht zurüdtre 
ten. Die Militärdienfizeit von 6 Jahren fey aber feine 
Ewigfeit. 

Der Herr Geheime Staatsrath Wernber: 
Auch bey dem NReligiofen genüge ein geringeres Alter. 

Der Herr Canzler Dr. Arens: Für dieſe 
entfchieden Die Drdensitatuten, welche im der Regel ein 
höheres Alter erforberten, und fehr von einander ab- 
wichen. 

Der Herr Baron von Mappes: Da der 
Artikel 6 demjenigen, welcher einen befonderen Hang 
zum Militärftande habe, geitatte, nach erhaltener Ein 
willigung feiner Neltern oder VBormünder von dem 16ten 
Sahre an in dieſen Stand treten zu dürfen; fo halte er 
es * raͤthlich, in dem Art. 7 das zwanzigſte Jahr feſt⸗ 
zuſetzen. 

Der Herr Geheime Staatsrath Wernder: 
Die Regierung werde den gegründeten Widerfpruch der 
eltern und Bormünder gewiß nie unberuͤckſichtigt laſſen. 
Auf den ungegründeten werde fie wegen des Rechts, den 
Conſens ber Aeltern und Curatoren zu fuppliren, feine 
Rüdficht zu nehmen haben, und es frage fich daher bloß, 
ne Regierung ben fehlenden Conſens juppliren 

une? 

Des Prinzen Emil v. Heffen Hoheit: Man 
Eönne Feine Gründe haben, Sünglinge, weldye die Kiebe 
zur Baterlandövertheidigung zu den Waffen führe, von 
denfelben zurüczumeifen. Dieſe Liebe folle man eher eins 
zuflößen, ald zu erftiden fuchen. | 

Der Herr Präfident: Die Regierung nehme 
bey der Anordnung bes 18ten Jahrs unftreitig Ruͤd— 
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Sicht auf, diejenigen, welche auf Avancement zu, dienen 
Willens feyen. 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Auf 
Avancement diene ein Geder. 0 
Der Herr Präfident: Aber nicht Jeder wolle. 
es, und nicht Jeder babe die Abficht, in dem Militärs 
ftande fein ganzes Leben lang zu bleiben. — 
Des Herrn Grafen von Solms-Roͤdelheim 
Erlaucht: Die zwey, zwiſchen dem 18ten und dem Loſten 
in der Mitte liegenden, Jahre gingen aber doch für 
die Ausbildung und das Studium des Menfchen vers 
loren. , BD | 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: "Die: 
jenigen, welche im 18ten Sahre in den Militärftand 
träten, träten auch wieder früher aus demfelben beraug, 
und es fey befannt, daß man in dem 2Aten Sahre mehr, - 
wie im 18ten, für feine Ausbildung leiſten koͤnne. | 
Der Herr Kanzler Dr. Arens: Er glaube: 
die Discuffion entferne fih von dem Punkte, worauf es 
- bier eigentli anfomme. Er theile zwar ganz die Anficht 
Sr. Hoheit des Prinzen Emil: daß man die Liebe zur 
Baterlandsvertheidigung eher erregen als erſticken folle, 
Daß das Letztere nicht gefchehe, dafuͤr forge das Geſetz 
durch die ausgeſprochene Moͤglichkeit, daß ſchon der 
16Jaͤhrige in den Militaͤrſtand treten koͤnne. Der Ges 
genftand der Discuffion beziehe fi) bloß auf die Zu: 
ftimmung der Eltern und Vormuͤnder zu der Wahl des 
Militärftandes, und es ſey daher bloß die Frage zu 
beantworten, foll die Sorge der Eltern für das Wohl 
der Kinder höher, als die Sorge der Staatsregierung, 
angefhhlagen werden ?. — Das Kind fey den Eltern . 
am naͤchſten, und es fcheine ihm daher ſehr unnatuͤrlich, 
das Urtheil der Militaͤrbehoͤrde in einer Zeit, wo 
man dem Kinde noch keine hinlaͤngliche Einſicht und 
Ueberlegung zuſchreiben koͤnne, uͤber das Urtheil der 
Eltern erheben zu wollen. | 
Des Prinzen Emil v. Heffen Hoheit: Dafs 
felbe werde aber auch in dem 20ften Sabre eintreten. - 
Der Herr Kanzler Dr. Arens: Der Fall 
fcheine doch fehr verfchieden zu feyn. Wer vom 1Sten 
bis zum 20ften Jahre feine Vorliebe für den Militärs 
ftand behalte, von dem fey nicht zu erwarten, daß er 
fie verliere, und daß er von dem gewählten Berufe 
wieder zurücktreten werde. . 


B 2 


20 Heft III. 


Der Herr Geheime Staatsrath Wernber: 
Bey der Annahme des 20ften Jahres ftehe zu erwarten, 
daß Viele dad Vaterland verlafjen und in fremde Dienfte 
geben würden. 

Der Herr Herr Obriftlieutenant Lynfer: 
Nur zu viele Eltern feyen gegen den Militärftand eins 
genommen. 

Der Herr Kanzler Dr. Arend: Das fey 
für die höheren Stände und für die Vergangenheit aller 
dings wahr. Geitdem aber die Conftitution alle Juͤng⸗ 
linge, ohne Unterfchied des Standes, zum Militärdienite 
rufe, werde ſich das ſchon von felbit ändern. 

Zu dem J3ten-Abfhnitt, Art. 13—16. 

Der Herr Geheime Staatsrath Wernper: 
Die Worte ded Art. 13: „während 6 Jahren” 
fonne man nicht für überfläfftg halten, fie bezögen ſich 
auf den Inhalt des Art. 17, welder eine 6jährige 
Dienfizeit vorfchreibe. 

Der Herr Kanzler Dr. Arend: Gerade darum 
halte er fie bier für überflüffig und entbehrlich. Die 
Rubrik diefes Abfchnittd handle von der Aushebung, die 
des folgenden von der Dienftzeit; darum fey auch erſt 
in diefem die Dauer ber Dienftzeit feftzufegen. 

3u dem 17. —19. Art. | 

Der Herr Obriftlieutenant Lyncker: Wenn 
der Art. 17 eine andere Faffung erhalten folle, fo werde 
ed fich doch immer verftehen, daß feine anfommende Er 
fagmannfchaft als für ausgedient habende Soldaten bw 
flimmt angefehen werden fönne , bevor nicht der, durch 
fonftigen Abgang gefchwächte, Kriegsftand der Truppen 
durch hinlänglich geübte Soldaten wieder vollzählig ge 
macht werde. 

Ueberhaupt koͤnne er die geänderte Faſſung des 
Artikels nur dahin verſtehen: daß die Ertheilung des 
Abſchieds nicht eher erfolgen koͤnne, als bis der erfor 
berlihe Erfas an geübter Mannſchaft für fie — die 

ausgedient habenden — angekommen ſey. 
Des Prinzen Emilvon Heffen Hoheit: Er 
ftimme für die VBeybehaltung der, in dem Entwurfe ent 
haltenen, Faffung; denn auch die neue Faſſung ſey 
gleichfalls vag, und eine ganz beftimmte und erfh 
— fep ber Natur der Sache nad, nicht möglid. 

te Entlaffung in Kriegszeiten müffe nothwendig an 
die Umftände gebunden werden; weil fein Feldherr zur 
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Zeit bed Kriegs die guten Truppen entlaffen, und file 
niit Rekruten erſetzen fönne oder werde. 

. Der Herr Obriftlieutenant Lyncker: Die 
neue Faflung bediene fi) des Ausdrucks „bis zur 
Beendigung des erſten Feldzugs“ und „bis 


es möglich ıf.“ — Bon diefen beyden Beftimmuns 


gen, ſcheine ed ihm nunmehr, werde die erftere faft ohne 
practifhe Ausführbarkeit feyn, und die andere koͤnne 
vielleicht Mißverftändniffe herbeyführen. Denn das. Ende 
des erſten Feldzugs fege Winterquartiere voraus, die 
heut zu Tage faft gar nicht mehr vorfämen, und hin⸗ 
fihtlih der ausgefprocenen Möglichkeit frage es 
ſich: wer diefe Möglichkeit beurtheilen fole? Wolle man 
dem Soldaten darüber ein Urtheil einräumen ; fo werde 
Unzufriedenheit, Auflehnung und Defertion bavon bie 

Folge feyn. ! | . 

Der Herr Präfident: Es komme bierbey viel 
auf die Anzahl der Gebliebenen an. Sey dieſe ftark, 
fo werde man freilich die alte Mannfchaft nicht gern 
entbehren,, und auch wohl nicht entbehren Eönnen. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Der Soldat, 
deffen Dienftjahre zur Zeit bes Kriegs beendigt feyen, 
und der zum fortdienen gendthigt werde, werde mißmuthig 
werden und gewiß nicht mehr der gute Soldat bleiben, 
der er früher war. 009 

Der Herr Obriftlieutenant Lyncker: Ges 
rade deßwegen müfje die Ertheilung des Abfchiedes zur 
Zeit ded Kriegs an die Umftände gebunden werden. Nur 
Die Regierung könne bier competenter Richter feyn. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Der Soldat 
werde dadurch aber zu. fehr von bem Willen der Behörs 
den abhängig; die ihm nöthige Sicherheit gehe für ihn 
verloren. 

Der Herr DObriftlieutenant Eynder: Das 
allgemeine Befte müffe bier prävaliren. Der Staat, 
der ein Intereſſe habe, alle zu befriedigen, werde von 
dem, ihm in diefer Hinficht nothwendigen, Rechte ficher 
feinen unrechten und unbilligen Gebrauch machen. 

Ä Der Herr Geh. Staatsrath Wernher: Alle 
Nachbarſtaaten gäben zur Zeit des Kriegs Feine Ent, 
Yaffung, und man würbe ſich daher compromittiren, 
wenn man das Gegentheil gefeglich ausſprechen wollte. 

Des Groß- und Erbprinzen von HDeffen 

Hoheit: Wenn der Soldat wife, daß er an dem bes 
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Ded Prinzen Emil v. Ba Hoheit; Er theile 
‚gan die Anſichten des Herrn Obriftlieutenantd Tynder. 
ie Dienftentlaffjung von dem 2öten Lebensjahre abhäns 
gig zu machen, fey wegen ber baraus hervorgehenden 
Ungleichheit unbillig. Ä 
| Der Herr Kanzler Dr. Arens: Als ſich der 
Ausſchuß für die Annahme des, über diefen Gegenftand 
von der zweyten Kammer gefaßten, Befchluffes entſchie— 
den habe, fey von ihm nur an die Eonferibirten der 
zweyten und dritten Slaffe, welche fich wegen ber feten 
Erwartung, noch zum activen Dienfte einberufen zu wers 
den, für ein bürgerliche Gewerbe nicht feft firiren Finn 
ten, gedacht worden, und man habe die, von dem Herrn 
Obriſtlieutenant Lyncker fo eben entwidelte, Ungleichheit, 
weldye aus der Annahme des 2bten Jahrs für: die Com 
feribirten derfelben, namentlich der erſten Glaffe, bervor 
gehe, ganz *.uffer Acht gelaffen. Diefe Ungleichheit werde 
das Gejeß allerdings, ohne ſich dem VBorwurfe der Unbil- 
Tigfeit und Verlegung auszufegen, nicht unbeachtet laſſen 
fönnen, und er verlaffe daher feine frühere Anficht mit 
der Ueberzeugung: daß die, den Gonfcribirten der zwey— 
ten und dritten Klaffe fehuldige, Rüdficht Durch den, von 
“dem Herrn Obriftlieutenant Lyncker zu dem- Art. 27 vor 
-geichlagenen, Zuſatz auf eine genuͤgende Weiſe werde 
gewahPt werben. SE 
Der Herr Obriftlientenanttynder: Erfühle 
fi) veranlaßt, auf die, von dem Ausfchuffe zu dem Art. 81 
gemachte, Schlußbemerfung Zelgenes zu erwiedern: 
Das Mittel, deffen. ver Großherzogliche Regierungs— 
commiffarins in der zweyten Rammer. erwähnt babe, 
werde von ber Staatsregierung vielleicht ſchon in dem 
naͤchſten Sabre ergriffen ‚werden muͤſſen, um nach un. 
na die jährlichen‘ Refrutenziehungen- gleich - zu. ftelend 
bey werde der Großherzog dennod Mittel in feiner 
Weisheit finden, feine Verbindlichfeiten als Mitglied dee 
deutfchen Bundes zu erfüllen, Ueberhaupt aber glaube er 
nicht, daß den Ständen des Broßherzogthums ein Urtbeil 
über die Erfüllung oder Nichterfüllung. diefer Verbindlich) 
feiten zuftehen koͤnne. wait 
Der Herr Kanzler Dr. Arend:- Der Großber 
zogliche Candtagscommiffarius Herr Obriftlientenant Lyn⸗ 
der ſcheine die, fo eben erwähnte, Schlußbemerfung ſchaͤr⸗ 
fer aufgefaßt zu haben, als fie aufgefaßt werden müfle. 
‚ Man könne dem Ausfchuffe wohl zutrauen, daß er 
mit diefer Bemerfung nicht. die Abficht habe verbinden 
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fönnen oder wollen, fih eine Zurechtweiſung der Staats 
regierung zu erlauben. ° Die Ständeverfammlung werde 
fih aber eines Urtheild über die Folgen. der, von der‘ 
Großherzoglichen Staatsregierung ausgehenden, Propos 
fitionen weder überhaupt noch insbeſondere dann beges 
ben fönnen, wenn fie, wie es in concreto der Fall fey, 
erwarten dürfe, daß die, von ihr' mit Rüdfiht auf die 
zu erfillende Bundespflict gemachten, Geldbewilligun— 


‚gen auch wirflich zu biefer Erfüllung werden verwendet 


werden. | 
Des Prinzen Emil v. Heffen Hoheit: Wenn 
die Stände für die Haltung des Militärs verwilligten, 
fo koͤnnten fie auch wohl verlangen, daß es wirflicy. ges 
halten werde. Das Nichtbalten würde aber zuerft auf 
bem nächften —— in Anregung kommen koͤnnen. 
Der Herr Präfident: Sollte die bundespflicht- 
mäßige Anzahl von Soldaten nicht gehalten werden, fo 
werde dieſes auf dem naͤchſten Landtage eine verminderte 
Bermilligung zur Folge haben. —— 
Der Herr Geheime Staatsrath Wernher;: 
Für den Inhalt des Art. 19 werde man den Antrag des 
Ausſchuſſes aus dem Grunde nicht, furrogiren können, 
weil das Recht des Officiers, feinen Abfchied zu verlans 
gen, conftitutionell ausgeſprochen ſey. — 
Der Herr Obriſtlieutenant Lyncker: Die, 
von dem Ausſchuſſe vorgeſchlagene, Faſſung ſtoße gegen 
die Dienſtpragmatik an. Die Erinnerung gegen die Faſ— 
fung des Entwurfs, als ſey dieſe zu hart, verſchwinde, 
wenn man nur beachte, daß der, feinen Abfchied. nehs 
mende, DOfficier ganz wieder in das bürgerliche Leben zu« 
rüdtrete und jedem andern, Nichtmilitär wieder völlig 


gleich ‘werde. 


Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Der 


’‚Dfficier, der den Militärftand ablege, fen gemeiner Bürs 


T 


ger. Sollte un das Loos treffen, fo koͤnne die NRegies 
rung ihn wieder als Dfficier anftellen, wenn er dazu 
geeignet fy. ZEN — 

Der Fall, in dem der, Officier feinen Abſchied nehme, 
werde ohnehin felten eintreten. Wolle man übrigens dem 


 Dfficier die Möglichkeit, feinen Abfchied zu nehmen, 
"(welche in dem, bloß von Penfionen redenden Art. Ay 


der Verfafungsurfunde keineswegs conftitutionell ausge⸗ 
ſprochen fey) entziehen, fo werde man ihn gewiffermaßen 
zum Leibeigenen ded Staatd machen. I 
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Des Prinzen Georg v. Heffen Hoheit: Der 
Fall Fönne doch öfter und zwar vorzüglich dann eintre 
‚ ten, wenn der Dfficier Bedrüdungen auszumeichen habe. 
„Hier werde e8 doch hart ſeyn, wenn er wieder ald Ges 
‚meiner eintreten ſolle. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Be 
druͤckungen würden nur von den unteren Behörden vor: 
kommen und durch das Berufen auf die höheren Behoͤr⸗ 
den entfernt werden fönnen. Es werde demnach auf diefe 
Ruͤckſicht fein Gefe gegründet werben bürfen. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Als er in dem 
Ausfchuffe auf die Annahme der, von der zweyten Kam 
mer votirten, Faſſung angetragen habe, fey er nicht von 
der Abficht geleitet worden, die Lage der Dfftciere zu br- 
guͤnſtigen und zu erleichtern. Er babe geglaubt, daß zur 
Verhinderung der Menfchlichkeiten, die. ſich im jedem, 
auch dem beiten, Staäte wirkſam zeigen Fönnten, die Der 
pflichtung des Officierd: feine Dienftzeit gleich jedem ans 
dern Gonferibirten auszuhalten, das befte und ſicherſte 
Mittel fey. 

Inu Beziehung auf die Befreiungen, At, 
20 — 26 bemerft 

ber Herr Baron v. Mappes; Hinfichtlic) des 
Art. 20, Nr. 2 balte er e8 für fehr hart, demjenigen, 
ber wegen bed Mangels der nöthigen Größe zum Milv 
taͤrdienſte untauglich fey, die Feiftung eines et 

aufzulegen, indem die Vernachlaͤſſigung der Natur ihn 
fhon an und für fich ſchmerzen werde. 
| Der Herr Geheime Staatsrath Wernber: 
Das franzöfifche Geſetz ſey die Quelle, aus welchem ber 
Inhalt diefes Artikels gekhöpft fey. In diefem Geſetze 
babe man es gleichfall8 nicht unbillig gefunden, denjen⸗ 
gen, der nicht felbit dienen könne, aber doch Vermögen 
befige, feine Dienftpfliht gegen den Staat durd einen 
Geldbeytrag entrichten zu lafjen. 

Der Bert Dbriftlientenant Lyncker: € 
fönne gleichfalls die Beftimmung diefes Artikels nicht für 
ungerecht halten. Es fcheine ihm im Gegentheil nicht 
unbillig zu feyn, daß derjenige, welcher feine Pflicht 
gegen den Staat wegen körperlicher, feiner Arbeitsfaͤhig⸗ 
feit fonft nicht fhadender, Binderniife zu erfüllen aufer 
Stande ſey, fie durch einen Geldbeytrag abtrage. Durch 
Diefe Beyträge werde ein Fonds gefchaffen, aus melden 
“für diejenigen, welche zwar bienjitauglich, aber ihren 
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Familien unentbehrlich feyen, ein Stellvertreter gefauft 
werden Fönne. 

Des Prinzen Emil von Hefien Hoheit: 
Ihm jcheine hier alle von der Vorfragevabzuhängen, cb 
eine Befreiung. Statt finden folle?. Sey das der Fall, fo 
müffe entweder ein Anderer für den befreiten.bienen oder 
der Staat müffe einen Erfakmann ftellen und —* muͤſſe 
er Mittel haben. Es ſey menſchlich, Einen zu befreien, 
aber ungerecht, die Pflicht dieſes Einen ohne Entſchaͤdi⸗ 
gung auf einen Andern zu legen. 

Auf diefe Ruͤckſichten gründe fich die Beytragspflicht 
der zum Dienft perſoͤnlich Unfähigen. Da ihnen nam: 
lih die Natur die Tilgung ihrer Berbindlichfeit durch 
eigne Kraft unmöglich mache, fo fey es billig, es durch 
Geldbeyträge möglich zu machen, daß ein Dritter ihre 
Verbindlichkeiten erfüllen Fönne. 2 

Der Herr Präfident: Wie aber, ‚wenn ber 
Staat in dieſen Beytraͤgen feinen genügenden Fonds 
erhalte? Hier würden Steuern und zwar jelbft von bens 
- jenigen, deren Kinder oder welche felbit als Soldaten 

dienten, erhoben werden müfjen. 

Der Herr Kanzler Dr. Arend: Das Bedürf- 
niß der, von Sr. Hoheit dem Prinzen Emil von Heflen 
aufgeworfenen, Borfrage könne er nicht einfehen. Der 
phyſiſch oder geiftig zum Soldaten Untaugliche verbanfe 
feine Befreiung der Natur und nicht dem Gefepe. 
Das Gefeß, welches die Dienftpflichtigen bezeichne, koͤnne 
ihn gar nicht erreichen. Es koͤnne daher auch von deſſen 
Stellvertretüng, welche, ihrem Begriffe hir 14 
Individuum vorausfege, gar nicht die Rebe feyn. Ein 
Geſetz muͤſſe von feſten Grundfägen ausgehen. Das, was 
bes ... Emil v. Heffen Hoheit zur Rechtfertigung 
ber Geldbeytraͤge bemerfe, führe offenbar zu weit. Der 
zu Heine, verwachſene ꝛc. Mann ftehe, ſoviel ben Milt- 
tärbienft betreffe, ven Weibern vollfommen gleih. Das 
Geſetz würde alfo auch die vermögenden Weiber zur Ents 
richtung biefer Geldbeyträge anmeifen muͤſſen. Auch fey 
nicht zu überfehen, daß dieſe Geldbeyträge ganz die Natur 
einer, auf menſchliche Gebrechen gelegten, Steuer anneb- 
men und daß man nur die Auffere Form des Gefeges etwas 
umzuändern brauche, um biefes recht anfhaulich zn machen. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Die 
Weiber hätten fein Vermögen und bey ihnen trete aud) 
nicht, wie bey dem Manne, eine Dienftpflidht ein. 
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Der Herr Kanzler Dr. Arens: Nur das 
Letzte, nicht aber das Erfte fönne er zugeben. 

Der Herr Geheime Staatsrath Wernber: 
Weiber hätten andere Pflichten. Der Kriegsdienit fey 
bloß Männerpflicht. In Anfehung diefer muͤſſe es heißen: 
qui non habet in corpore, luat in aere. Die Militär: 
bienftpflicht fey Feine obligatia personalissima, welde 
durch Beinen Andern geleiftet werden koͤnne. Wer zum 
Bau einer Kirche zu conceurriren verpflichtet fey, müffe, 
wenn er von dem Bauen nichts verftehe, die Verbindlich 
keit durch einen Andern erfüllen laffen. 

3u dem Art. 21. 
. Der Herr Baron v. Mappes: Die Einführung 
ber Berloofung mit Stellvertretung habe auch in Rhein‘ 
beifen anfänglich großes Mißvergnügen erregt; jebt habe 
man dafür. die größte Anhänglichfeit. So muͤſſe man 
fi) aud) die Verichiedenheit der Meinungen, die fi im 
Anfange bey ſehr geachteten Mitgliedern der zweyten 
Kammer gezeigt habe, erklären: — 

- Das gründliche Referat ded Ausſchuſſes und die, in 
der zweyten Kammer angeltellten, Berechnungen hätten 
indeffen zur Evidenz bewiefen, mie ungerecht es ſeyn 
würde, jeder Familie einen Sohn frei zu geben. 

Aufferdem fey ed auch jedes Bürgers erfte und heis 
ligſte Pflicht, feinen Fürften und fein Vaterland zu ver 
theidigen.. Das Ehrgefühl zu heben, ſey zugleich mit die 
Tendenz bes Geſetzes und es werde Geben, der nicht mil 
Ioofen wollte, die Verachtung feiner Brüder und Kam 
raden treffen. J 

Zu dem Art. 22. 

Der Herr Obriſtlieutenant Lyncker: & 
gebe kein Conſcriptionsgeſetz, was alle Befreiungen aus 
ſchließe. In dem vorliegenden Entwurfe feyn diefelben 
mit vieler Billigfeit und Mäßigung gewaͤhlt. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Bloße Billig 
feitsgründe koͤnnten die Gründe des Ausſchuſſes nicht 
umfloßen. Zum Kriegführen gehörten zwey Elemente: 
menfchlihe Kräfte und Geld. Der Staat erhebe dat 
— nach einem gleichen Maaßſtabe von allen ſeinen 
Buͤrgern und er werde daher aus der Eonfequeng fallen, 
wenn er biefes Prinzip der gleichen Erhebung bey den 
Erflern bey Seite fegen und Befreiungen eintreten laſſen 
wollte. — 
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— Der Herr Baron v. Mappes: Ausnahmen, 
die von der Menſchlichkeit geboten würden, muͤſſe das 
Geſetz aufnehmen und er ſtimme daher ganz für die Auss 
nahmen unter Nr. 1— 5. Nur fcheine es ihm nicht bils 
lig, auf Koften des Staats oder der Provinz einen Stell 
vertreter zu ftellen. 

Die hier Auogenommenen würden Soldaten gewors 
ben feyn, wenn ihnen nicht die Natnr und der, Staat 
andere Pflichten auferlegt hätten. Sie ſeyen baher, indem 
fie für ihren arınen Vater und Mutter und ihre verlafs 
er Familie forgten, ohne Stellvertretung ganz freizus 
geben. | | | 
. Der Herr Präfident: Die Erfahrung von 
3 Sahren werde ſchon lehren: ob_die, in dem Entwurfe 
berührten, Ausnahmen wirklich Noth thäten. Sollte das 
der Fall feyn, fo ließen ſich diefelben immer noch machen. 
Die Billigfeit mehrerer Ausnahmen fey nicht zu leugnen; 
allein man werde bey der entfernten Augficht eines Kries 
ges einftweilen unbedenklich bey der Regel ftehen bleiben 
Tonnen. ' | 
Des Prinzen Emil v. Heffen Hoheit: Zum 
Kriegführen gehörten allerdings zwey Elemente; allein 
das fchließe nicht aus, daß nicht ein und daffelbe Indis 
viduum, fobald ed nur beydes befige, zur Leiftung von 
beydem angewiefen werden fünne. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Diefes fey 
ganz richtig; allein er koͤnne die Anwendung nicht zuges 
ben, welche davon auf die, in bem Geſetzesentwurfe ents 
baltenen, Ausnahmen gemad)t würde. 

Das Geld, deffen der Staat zum Kriegführen bes 
dürfe, erhebe er von den Vermögen habenden Bürgern, 
Die Dienftleiftungen, deren er bedürfe, fordere er ni 
falls von den dazu fähigen Individuen. Hierbey treffe 
es ſich num freilich fehr Bkufig, daß ein und. daffelbe Ins 
dividuum, weil ed Bermögen und Dienftfähigfeit 
zugleich befige, von Beydem an den Staat eine Steuer 
zu entrichten habe. Davon fey aber bier nicht die Rede. - 
— frage es ſich bloß: kann und ſoll Derjenige, wels 

r die, auf feiner Dienſtfaͤhigkeit und auf feinem Ver—⸗ 
- mögen laftende, Steuer an den Staat bereits entrichtet 
hat, noc zu einer aufferordentlihen, mit feinem 
Vermögen abzutragenden, Steuer belegt, oder foll Der- 
jenige, welder zwar Vermögen, aber feine Dienfifähig- 
feit befigt, noch zu einer gleichfalls aufferordent« 
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3 Abgabe von feinem Vermögen angehalten werben, 
damit ein drittes dienftfähige® Subject von der, feine 
Perſon afficirenden, Steuer frei werde? Diefe Frage 
werde man fo lange verneinend beantworten muͤſſen, als 
man nicht die beyden durchaus verjchiedenen Steuerobs 
jecte: Dienftfähigfeit und Vermögen mit einans- 
der confundire und nicht zugleich von dem Dienftunfähis 
gen, der gar Fein Dienjtitenercapital befige, demnad) von 
dem, was er nicht habe, die Abgabe einer Steuer verlange. 

Des Prinzen Emil v. Heſſen Hoheit: Die, 
in dem Gefeßedentwurfe enthaltenen, Ausnahmen rechts 
fertige die Noth. Durch fie werde der Arme dem Reichen 
gleichgeftelt. Der Reiche Fönne mit feinem Gelde einen 
. Stellvertreter faufen, der Arme fönne das nicht. Sener 
genieße die Wohlthat der Stellvertretung ganz allein ; 
fie begründe für ihn ein Privilegium, an welchem der 
Arme feinen Theil nehmen fünne, fobald nicht in den 
Ausnahmefällen der Staat für einen Stellvertreter des 
Armen forge. 

Der Herr Kanzler Dr. Arend: Daß fih Per 
Arme feinen Stellvertreter kaufen fönne, das fey eine 
rein zufällige Folge der Ungleichheit des Vermögens, die 
der Staat nie aufheben Fönne. 

Dem Nermeren fomme übrigens die, nur bem Reis 
cheren mögliche, Stellvertretung dadurd gleichfalls zu 
Statten, daß diefer genöthigt werde, einen bedeutenden 


Theil feined Vermögens auf die Armeren Familien zu 


übertragen. 

Des Prinzen Emil v. Heffen Hoheit: Dafür 
fey der Staat da, daß er diefe Ungleichheit möglichit und 
fo viel er Eönne, auszugleichen fuche. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Wolle man 
dieſen Sat confequent verfolgen, fo werde er am Ende 
auf eine gleiche Vertheilung des Vermögens führen. 

Des Prinzen Emil v. Heffen Hoheit: Allers 
dings fey es die Pflicht der Staatsregierung, einen es. 
den im Staate gleidy glüdlich zu machen. Wenn es nicht 
möglich wäre, dieſes in allen Punkten zu thun, fo fey 
bieraus nicht zu folgern, daß fie ed auch da unterlafjen 
müffe, wo fie die Möglichkeit beſitze. Aber Conſcripti— 
onsgefege buldigten dem, in dem Entwurfe befolgten, 
auf Gerechtigkeit und Menſchlichkeit geftüsten, Princip 
und er vermoöge nicht einzufehen, wie man im Stande feyn 
könne, diefe Grundfäße in einem Punfte zu verlaffen. 
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Diejenigen, welche fo viel Gründe anzugeben gewußt 
bitten, als es fi) um die Befreiung eines Sohnes in 
jeder Familie gehandelt habe, veritummten bey den vors 
gefchlagenen Befreiungen. Er fuche umfonft die Eoit> 
jequenz  diefer Individuen zu begreifen. Nur fin der 
Erhaltung bes errang er fuchten fie die Gründe 
zur Rechtfertigung, ihrer Anfichten 5; dennoch werde Nies 
mand behaupten, daß jeder Familie ein Sohn unent: 
behrlich fey. In denjenigen Fällen, wo der Sohn der 
Familie ausgemacht unentbehrlich ſey, folle die Erhal- 
tung der Familie Rebenzwecd werden, ber Feiner Beach- 
tung bedürfe! — Und doch jey bier bloß von Unbes 
mittelten die Rebe, die nur allein in ben Gefühlen der 
Billigfeit ihre Fuͤrſprecher fuchen koͤnnten. 

In Franfreih habe man im Sahr 1818 auch vors 
gefchlagen, einen Sohn freizugeben, allein der Vorſchlag 
jey allgemein. zurüdgewiefen worden. Dagegen fänden 
ſich auch in dem franzöftfhen Gonfceriptionggefege mehr. 
rere,, durch die Meujchlichfeit gebotenen, Ausnahmen. 

Die, in dem Art. 22, Nro. 6 enthaltene, Ausnahme 
fey gleichfalls anderen Gefegen nachgebildet, und er 
müfje deren Beybehaltung aus dem Grunde wünfchen, 
weil fie fih im Grunde weniger auf die Studirenden, 
als vielmehr ganz allgemein auf diejenigen beziehe, welche 
fih durch ein entichieden großes Talent, oder eine ganz 
eminente Fertigfeit in irgend einer Kunſt oder einem 
Gewerbe augzeichneten. Dem, zur Begünftigung ber 
Studirenden. von der zweyten Kammer gefaßten, Bes 
fchluffe koͤnne er indeffen nicht beyſtimmen; er theile viels 
mehr über diefen Gegenjtand ganz die, von dem Aus 
fchuffe entwicelten Anfichten. Br | 

„Des Groß- und Erbprinzgen von Heffjen 
Hoheit: Wollte man die, in dem Gefegedentwurf. ent⸗ 
baltenen, Ausnahmen alle weglaffen, fo würde man viele: 
Familien dem Betrelftabe entgegen führen. - 

Des Herrn Grafen v. Solms-Roͤdelheim 
Erlaubt: Die VBerarmung mancher Familien werde 
auch bey der Benbehaltung der Ausnahmen nicht ganz 
vermieden werden fünnen, und zwar- um ſo weniger, 
als man der Familie, der Wittwe u. f. mw. den gebred): 
lichen Sohn lafje, und den ftarfen, gefunden wegnehme. 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: 
Das fey ein Mangel der bisherigen Geſetzgebung, bey 
welcher die Staatsregierung übrigens die Unbilligfeit 
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durch Dispenfation möglichft ‚entfernt gehalten babe, 
gewejen; dem folle gerade durch die jetzige abgeholfen 
werben. 

‘ Der Herr Geb. Staatsrath Wernher: Nie⸗ 
mand babe auf die Ausnahme ein jus quaesitum, und 
die Staatsregierung habe daher. in diefer Beziehung bie 
bier no e möglichfte latitude.,. 

: Zu dem Art. 23. 

Des Prinzen Emit von. Heffen Hoheit: 
Diefer Artifel beweife, wie fehr e8 der Staatsregierung 
Ernſt jey, jedem Mißbraud uud jeder Willführ, welche 
in Anfehung der DBefreiungen Statt- finden koͤnnten, 
vorzubeugen. - 

Zu dem Art. 35. 

Der Herr. Obrifilieutenant ynder: Der 
Ausfhuß der erften Kammer ſcheine angenommen zu 
haben , ald ob die 2te Kammer gar. fein Depot wuͤnſche. 
Diefes fey aber nicht richtig ; indem fie. nad. dem 
inhalt des 10ten Heftd ©. 50,— 51, die unter Nro. 2 
des Artikels enthaltene Beſtimmung "mit 26 Stimmen 
gegen 16 angenommen habe: 

Der Zufag_der zwehten Kammer. zu. diefem Artikel: 
„Neo. 2 gelte jedoh niht von dem Dienfts- 
pflihtigen,. beifen Bruder als bezahlter 
Stellvertreter im activen Dienfte ſtehe“ ſey— 

erecht und billig, und es werde demfelben noch ferner beyges 
fügt werden koͤnnen: „deßgleichen nicht von dem— 
jenigen, deſſen Bruder einen Einſteher für 
ſich ge ftellt bat. a 

Diefer weitere Zufaß rechtfertige fi) naͤmlich dar 
durch, baß ber. ganze Artifel bloß das Wohl der Tas 
milie berucfi htige, diefer Grund, aber wegfalle, fobald 
die Familie bereite durch) Stellvertretung einen Sohn 
frei gemacht habe. 

Der Herr Geheime Staatsrath Wernher: 
Nur der Confcrit mache den Bruder frei, nicht aber 
ber fe Einftehende. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 

Er ſey mit diefen Anfichten vollfommen einverjtanden. 

Vorbereitung zur Ziehung Art. 27—45. 

In Beziehung auf die Art. 28, 29 u. 30 bemerkt 

ber Herr Obriftlientenant Lyncker: Die 
zweyte Kammer und ber Ausſchuß der erfien Kammer 
tragen darauf an, das Reſerve zu nennen, was nicht zu 
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Dienft gehe , und: audy nicht in das Depot gefett werbe, 
mit Umgehung einer Reſerve, wie fie der Entwurf bes 

Man trage ferner zugleich auf die Feſtſetzung einer 
eigenen Ordnung an, in welder gefesglih im auf 
ferordentlichen Fällen die Claſſen nach und nad) erfchäpft 
werden follen. ee ws — 

Ueber dieſe Ordnung habe der Geſetzesentwurf keine 
ausdruͤckliche Beſtimmung aufgenommen, und es mithin 
der Regierung vorbehalten, ihr Ermeſſen nach den, 
— eintretenden beſondern, Umſtaͤnden zu m⸗ 
dificiren. 1F — 

Je feltener der Fall eintreten werde, und je vers 
fohiedener die Umftände feyn koͤnnen, unter welchen Diefer 
Fall eintreten könne, je mehr fcheine eine gefeßliche Bes 
ftimmung über diefen Gegenftand bedenklich zu: ſeyn, 
weil fie vielleicht gerade dann, wenn fie zur Anwendung 
fommen müfje, anwendbar gefunden werden könne 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Die Staatdregierung wolle vermeiden, daß eine Claſſe 
— erſchoͤpft werde, und dieſes ſey wuͤnſchens⸗ 
werth. * 
Der Herr Geheime Staatsrath Wernher: 
Der Zweck des Depots ſey, um die in baffelbe zu ſetzenden 
Rekruten fo lange, als es möglich fey, von dem wirt, 
lichen Mititärdienfte frei zu laffen. Da diefe Leute nicht 
wohl entbehrt werden fönnten, ſo fey offenbar mehr 
—— in die anderen Claſſen, als in das Depot zu 
greifen. ae ae | 
Der Herr Präfident: Demnach werde man 
Das an das Ende des Deyoesjegen als einen ftillfchweis 
genden Abfchied betrachten koͤnnen. | 

Der Herr Geheime Staatsrath Wernher: 
Allerdings. | | 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Er Eönne 
fih, ganz einverftanden mit den Anfichten des Herrn 
Praͤſidenten, nicht überzeugen, daß die Regierung eines 
Rechts: in die Claſſen zu greifen, wie fie wolle, bes 
dürfe. Dadurch werde der Willführ eın zu großes Feld 
eröffnet. Es werde zu viel Schwanfendes und Unſicheres 
in dad Nefrutirungswefen gebracht werden, und bie 
einzelnen Slaffen würden. ihre Echonung bloß als Gnade 
aus der Hand der Regierung zu erwarten haben. Seiner 
innigen Ueberzeugung nad Fönne ein Rekrutirungsgefeg, 
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um jeden Gedanken an Gnade oder Willführ von dem 


Bolfe entfernt zu halten, nie beſtimmt und erfchöpfend 


genug abgefaßt werden. | 


Des Prinzen Emil don Heffen Hoheit: 


Er könne, um die fonft entftehende Härte zu mildern, 
nicht für die Erfhepfung einer Claſſe ftimmen Was 
dagegen den, von ber zweyten Kammer aufgeftellten, 
Begriff des Depots betreffe; fo fey er mit demſelben 
ganz einverftianden: Nach dieſem Begriffe werbe das 
Depdt nur aus fehr wenigen und unentbehrlichen Leuten 
beftchen, und zu Diefen werde nur in den Aufferften 
Nothfaͤllen gegriffen werden können 
Der Herr Präfident: Die gänzlihe Erfchdps 

fung einer Claſſe fiheine ihm gar nichts Hartes zu haben; 
indem man durch die Schonung welche man einer Claſſe 
angedeihen Iaffen wolle, die Laft auf die anderen wälze, 
Er ſtimme daher für den Antrag ded Ausſchuſſes. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Es fey das freilich ziemlich gleich, nur muͤſſe doch immer 
der Grundfaß bleiben, nur in dem aͤuſſerſten Nothfalle 
in das Depot zu greifen | | 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Gegen bie, 
von dem Großherzogl: Regierungscommiffariug für die 
Regierung in Anfprud) genommene, Freiheit fprede 
auch der Grund, daß bey dem Mangel einer beftimmten 
Reihenfolge der Claſſen für die bürgerlichen Verhältniffe 
der, zur zweyten und dritten Claſſe Gehoͤrenden eine 
viel größere Unſicherheit entitehen würde, 

iehung, Artı 46. 48. 


Der Herr Obriſtlieutenant Lyncker: De 


Inhalt diefer Artikel ſey rein reglementariſch. 

Der Herr Geheime Staatsrath Wernher: 
Der , hinfichtlich der eigenen Ziehung des Lodſes ausge, 
jprodene, Wunſch werde indeffen berücdfichtigt werben 
koͤnnen, weil mancher auf fein Gluͤck ein größeres Ver 
trauen habe, 7 | i i 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Es ſey indeffen nicht zu verkennen, daß dabey, z. B. 
durch ein mitgebrachtes und verſtecktes Loos, Unierſchleife 
Statt finden koͤnnten. Ä 

Zu der Rubrit Refrutirungsrath und Con 
tingent Artikel 49 — 60, erfolgen Feine Bemers 
fungen. a — 
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Stellvertretung Art 61-70. 
nen Obriftlieutenant Lyncker: Das 
geringfte Maaß bed Stellvertreters koͤnne nicht unter 65 
neue Zoll gefegt werden. _ | | Be 
— Wenn ferner die Regierung in den, zu bem Art. 62 
votirten, Zufag: daß Juden nur durch Juden 
follen vertreten werden fönnen, eimmwillige; fo 
yerde es bie techtliche Form verlangen: die Ehriften 
ee nur durch Chriften vertreten zu 
aſſen. 

Was den. Inhalt der Art. 64 und 65 betreffe; ſo 
ſey zu bemerfen, daß durch die Defertion eines Gol: 
daten nicht allein die Ausruͤſtungskoſten deſſelben mehr 
oder wenige? verloren gingen, fondern auch die Koſten, 
welche auf feine erſte Einuͤbung verwendet würden. Dieſe 
Summen ftelltet fih ungleih. Eine Durchſchnittsſumme 
durch alle Waffengartuugen nad) dem compfetten Stande 
der Truppen werde etwa 200 fl. und nad) dem praͤſen⸗ 
ten Stand im Frieden ungefähr 300 fl: betragen. 

In Würtemberg müfle der Einjteler forgen, daß 
der Einfteher 400 fl. Saution leiſte. In Baden dürfe 
die Einſtandsſumme im Yrieden nicht unter 400 fl: und 
im Kriege nicht unter 600 fl. betragen, und von dieſen 
Einjtandsfummen müßten 300 fl.. bis zur beendigten 
Sapitulationgzeit anangetaftet ſtehen bleiben: u 

Der Bericht des Ausfchuffes trage darauf an, daß 
der Einfteller für die ganze Dienftzeit für” den Kinfte: 
benden verhaftet bleibe: — — 

Wenn der Stellvertreter nun in dem 5ten oder Hten 
Sahre feiner Dienftzeit defertire, fo trete der Kiniteller 
oder deffen neuer Eütfteher ein, diene etwa ein Jahr 
zur Ergänzung der Zeit, welche fein entwithener Gtell- 
vertreter überhaupt zu Dienen gehabt habe und gehe 
dann ab, Der Staat wende aljo die Koften auf feine 
Einuͤbung Auf, im ihn dielleicht ſchon das. nämliche. 
Jahr wieder zu entlaffen. Das werde nicht verlangt 
werden könne Be | | 

Der Inhalt des Art: 68 fcheine vollfommen alle 
bier eintretenden Verhaͤltniſſe gehörig zu berüdfichtigen, 
nur dürfte vielleicht vorzufchlagen jeyn: en 

daß Jeder, der einſtehen welle , ohne einen Einfteller 
zu haben‘, fih durd feine ordentliche Behörde, bey 
dem Öbders Kriegscollegium einfchreiben lafjen Fünne, 
und daß Jeder, ber Auf dieſem Wege vertreten werde, 
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zu Beſtreitung ber Koften diefer Anftalt einen Beys 
trag, den man in der zweyten Kammer auf 25 fl. 
feftgefeßt. babe, bezable. : 
| Daß ferner jeder Einfteller verbunden fey, eine 
hinreichende Caution Covielleiht 300 fl.) für feinen 
Stellvertreter bey dem Großherzogl. Ober: Kriegsfolles 
gium zu dbeponiren, und - 5.3 Ä | 
‘ daß endlich im: Defertionsfalle des Einfteherd von 
der Baution die Vergütung beflen in Abzug komme, 
was der Deferteur an aerarifchen Effecten vertragen, 
und was feine erſte Einuͤbung gefoftet habe. Reiche 
diefe Caution nicht zu, fo fey der Einfteller verbun⸗ 
den, den Reit nachträglich zu berichtigen. 

Der Herr Baron v. Mappes: Geiner Anfidht 
nad miüffe der Staat Alles, die Unterfuhung der nd: 
thigen Eigenfchaften des Gtellvertreterd allein ausge- 
nommen, der Vereinbarung der Intereſſenten überlafien. 
Die Abficht, eine große Anzahl von Gtellvertretern zu 
erhalten, werde nur erreicht werden, wenn jich Die Re— 
gierung in gar nichts mifche. Gerade dadurch, daß es 
lediglidy der Privatuͤbereinkunft überlaffen bleibe, wie 
viel Geld der Einfteher erhalten und wie viel während 
dem Dienfte zu feiner Dispofition ſeyn follte, vermehre 
man die Neigung, Stellvertreter zu werden. Keiner 
werde leicht befertiren, der einen folchen Contract ge- 
macht habe, Defertire er dennoch, fo werde der Staat 
bioß zu beitimmen haben, wie lange der Einfteller oder 
ein auderer. Stellvertreter fortdiene und daß das, für 
die Armatur beſtimmte und etwa zu beronirende, Geld 
zurücdbehalten werden ſolle. Eine weitere Schadender: 
ftattung fcheine ihm wieder nur die beyden Partheien 
anzugeben | J 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: 

Es genuͤge, wenn nach dem Geſetzesentwurfe die Stell⸗ 
vertretung ganz unabhängig von dem Staate ſey. Das 
mit aber feine Madelei eintrete, fey es fehr ſachgemaͤß, 
taß der Staat die Sache erleichtere und dabey zugleich 
fein Sntereffe wahre. In dieſer Beziehung achte er es 
für fehr zweckgemaͤß, Die dem Staate zu leiftende Gaus 
tion aus der, fi) ausbedungenen, Einftandefumme von 
tem Ginftcher ftellen zu. laffen, übrigens aber die 
Stellvertretung von Jedem weiteren Einfluß der Stants- 
regierung frei zu geben. | 
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Der Herr Geheime Staatsrath Wernber: 
Der Einfteler habe die Pfliht, einen völlig. geübten 
Mann, nicht aber das Recht , alle Suhre einen unges 
übten Nefruten zu ſtellen. Der Staat fey daher allers. 
dings befugt, mit einzumirfen, und das zwar um fo 
mehr, als der Eingeftellte ſich nicht dem Einfteller, fon 
dern dem Staate, verpflichte. In Frankreich ſey ber 
Einfteller 2 Jahre lang gut für den Eingeftellten gewes 
fen. Der Entwurf habe das zum Theile abgeindert, 
und er halte das für eine fehr wefentliche Verbeſſerung 
jenes Geſetzes, weil der Geſetzesentwurf zugleich für den 
Staat und für den Einfteller forge. AR 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Er könne 
ben Rechtsgrund, aus dem das Einftandsgeld zur Ins 
validenfaffe gezogen werden fünne, noch immer nicht 
einfehen. Seiner Anficht nad verpflichte ſich der Eins 
fteher dem Einfteller , für ihn die Capitulationgzeit hin— 
durch dem Staate Militärdienfte zu leiften. Der Eins 
fteber trete zwar unter die Militärgewalt bed Staats, 
aber das Andere an den, zwifchen ihm und bem Einftel- 
ler begründeten, Bertragsverhältniffen nichts. Daß ber 
Einjteller nach der Defertion des GStellvertreters einen, 
dem Staat nicht angenehmen, ungehbten, neuen Recru⸗ 
ten .ftellen müffe, das fey eine reine Folge der erlaubs 
ten Stellvertretung überhaupt, and der Staat koͤnne 
von dem Einjteller höchftens die neuen Einuͤbungskoſten 
vergütet verlangen. Diefe werde er, fobalb das. Eins 
ftandsgeld an ihn zurüdfalle, ohne feinen Schaden bes 
zahlen koͤnnen; weiler bey ber, erft nad) drey Jahren 
eintretenden , Defertion auch bloß für den Reſt der ge 
feßlichen Dienftzeit einen neuen Stellvertreter zu ſtellen 
babe, der ihn eben darum auch weit weniger, als der 
erſte, foiten werde. F | | 

In Beziehung auf die, am Schluffe ded von dem 
Ausfchuffe erftatteten Vortrags beantwortete, Frage: 
ob die, zu dem Gefege zu machenden, Defiderien als bloße 
Wünfhe, ohne an deren Genehmigung die Annahme 
a Gefegesentwurfs zu knuͤpfen, vorzutragen ſeyen? 

uſſert 

des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: 
Die Ablehnung des Gefegesentwurfd, wenn die Staates 
regierung die, von den Kammern gewinfchten, Veraͤnde— 
rungen nicht genehmigen werde, ſcheine ihm nicht allein 
unbillig, fondern auch fogar unpolitifch zu feyn. ‚Uns 
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billig, weil wohl nicht ein Geſetzesentwurf ausſchließ—⸗ 
licher , wie diefer, nur in dem Intereſſe ver Berheiligten 
entworfen werden fünne. Die Staatsregierung fönne 
für fih. gar. fein ntereffe an der Annahme oder Abs 
lehnung des Geſetzes haben; fie. vermöge daher. am par; 
theilofeiten Ri urtheilen und genehmige fie die vorge; 
fchlagenen Beränderungen nicht, fo. fenen es gemiß ſehr 
bedeutende, wohlüberlegte, Gründe im. Intereſſe der, 
Mifitärpflichtigen und ihrer Familie, die fie davon abs, 
hielten. Unpolitifch fey die Nichtannahme, weil in, bier, 
jem Falle entweder die Staatsregierung nad) eigenem. 
Ermefjen bis zum nächiten Landtage das Nöthige vor 
rn fönne, oder mit Beräcfichtigung der verfaffungs- 
mäßigen Beftimmungen e8 bey dem Beitehenden belaften 
werde, alfo bey achtjähriger. Dienftzeit und fo. mancen 
anderen Nachtheilen des jetigen Spitems. Er miffe fehr 
mohl, daß ein Berfuch der Annahme des Gefeges ohne. 
ale Befreiungen auf 3 Jahre die Folge. haben werde, 

daß das Barbarifche einer folhen Maaßregel in dieſer 
Zeit. die größten Widerfacher den wenigen, in der Notb- 
wendigkeit gegründeten, Ausnahmen durchgängig bold 
machen werde; allein vor feinem Gewiffen. permöge er 
es nicht zu verantworten, durch Zuftimmung von einer 
folchen berechneten Maaßregel das Elend auch nur Einer 
Familie mitgegründet zu haben. Er wuͤnſche daher, 
daß die Kammer nicht dem Vorfchlage ihres Ausſchuſſes 
folge, fondern in jedem Falle das Geſetz annehme. Da 
indeffen diefes Geſetz wirklich bey vielen Wohldenkenden 
zur Gewiſſensſache geworden fey und namentlich im ber 
zweyten Kammer die Stimmen fo fehr getheilt gemefen 
ſeyen; Cwelches ſich allein aus der Wichtigfeit des Ge 
genftandes und feiner. Vielfeitigfeit erklären. laffe) 10. 
wage er, einer hohen Kammer vorzufchlagen : daß, wenn 
durch ein Beſprechen der Ausfchüffe, wie die Verfafung 
es erlaube und. durch Mittheilung der, in der erften 
Kammer: Statt gefundenen, Discuffion es nicht gelingen 
follte, die Anfichten beyper Kammern mit denen der Res 
gierung zu vereinigen, ald dann den Entwurf, wie er 
von der Staatsregierung vorgelegt worden, proviforifh 
auf 3 oder 6 Jahre anzunehmen und folches der zwey— 
ten Kammer vorzufchlagen. Hoffentlich werde man IN 
diefer Zeit Gelegenheit erhalten, ſich zu überzeugen, dab 
die Beflimmungen, welche von andern Völkern als eine 
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Wohlthat erfannt, auch bey und fih ganz erträglich 
erweifen würden. | 
VII Schließlich wird der Kammer ein, die Aufhes 
bung der Fornicationsftrafen betreffendes, Communicat _ 
an die zweyte Kammer zur. Genehmigung ‚ vorgelegt, _ 
welche fofort einftimmig ertheilt wird. — 
Das Praͤſidium erklaͤrt hierauf die Discuſſion fuͤr 
geſchloſſen und hebt die Sitzung auf. 


Beglaubigt: | | 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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VBierundfechzigfte Sigung 
in dem Gißungdfaale der erften Kammer der 
Landſtaͤnde. | 
Darmſtadt, am 4ten April 1821. 


rm ws 


‚Unter dem Vorfite des Herrn zweyten 
| | Präfidenten. 
Abweſend: | 
bed Landgrafen Louis von Heffen Durchlaucht und des 
Heren Grafen v. Erbakh-Fürftenau Erlaudt. 


I. Das Präfidium eröffnet die Sigung mit ber 
Qorlegung ziveyer, von der zwepten Kammer erhaltenen, 
Mittheilungen. Sie betreffen: 

a) den Gefegedentwurf über die Tilgung: und Ver 
zinfung der Staatsfchulden. *) | 
e i eig verweifer diefen Erlaß an bem erfien 

usſchuß. N 
Den Antrag des Abg. Herrn Keller, über die 


b 
Berbeferumn des Schulmefens. **) 


— 


= Die Kammer befchließt deſſen Regiftrirung zu den 
eten. 
II. Hiernaͤchſt wird die Discuſſion über folgende 
Gegenftände eröffnet : | 
a) Ueber den, die Aufhebung des Mehlban 
nes der Modaubah- Müller betreffenden, Antrag 
des Abg. Herrn Har. Es bemerft darüber 
des Groß- uud Erbprinzen von Heffen 
Hoheit: Die Sache feheine ihm von der Art zu ſeyn, 
baß der Antrag der Staatsregierung bloß im Allgemeis 
nen zur rechtlichen und billigen Beruͤckſichtigung werd 
empfohlen werden können. | 
*) ©.. Aufferordentl. Beyl. XXVI u. LXV. ber Verhandl. der 
zweyten Kammer d, Kandit. 
"*) S. Beyl. CCLIII d. 15. Hefte diefer Verhandl. 
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Der Herr Ganzler Dr. Arens: Mehr werde 
aus dem Grunde nicht gefchehen fönnen, weil man den 
urfprünglichen Nechtstitel, worauf ſich diefe Bannpflicht 
gründe, gar nicht fenne, und weil der, auf einen us 
vorbenflichen Beſitz oder überhaupt auf eine Verjährung 
ſich gründende, Nechtstitel eben fo bindend. wie jeder 
andere ſey. | | | 

Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden: 
Man wife nicht, ob fi) das Recht der Stadt Darms 
ftadt auf einen Vertrag, oder bloß auf den Nechtstitel 
der Verjährung, gründe. Die Stadt werde auf alle Fälle, 
wenn die Regierung dieſes Recht fo geradezu aufheben 
wollte, auf den Rechtöweg provociren koͤnnen. Die Sache 
fcheine fich zu einer gütlichen Uebereinfunft, bey welcher 
dann das, aus dem aufgehobenen Mühlenzwang etwa, 
zu begründende, Entfchädigungsrecht zur GCompenfatton 
gebracht werben koͤnne, vorzüglidy zu ‚eignen. re 

b) Ueber das Frohndweſen in den ſtandes— 
u. patrimonialgeridhtsherrlichen Bezirfen. 

In Anfehung diefes Gegenftandes erflären fich die 
mehrften Mitglieder der Kammer mit bem, von. ber 
zweyten Kammer gefaßten,, Befchluffe,, und dem , damit 
übereinftimmenden, Antrage des Ausfchuffes um fo mehr 
einverftanden, als fi) die Größe der Koften, die durch 
den Abfauf diefer Frohnden würden veranlaßt werden, 
noch zur Zeit gar nicht überfehen laſſe und vielleicht die 
Sumne mehrerer Millionen überfteigen werde. 

c) Ueber den, die Errichtung eines fändis 
fhen Archivs betreffenden , Antrag bes Herrn Abg. 
Mayer von Mainz. Es Auffert hierüber‘ WE 
der Herr Präfidente: Er glaube, daß der 
Antrag der zweyten Kammer, die Aufbewahrung der Acten 
ber zweyten Kammer in dem Kocale der erfien Kammer 
beabfichtige. - Er ſey nämlich früher gefragt worden: 
ob die Acten der zweyten Kammer wohl in dem Xocale 
ber erften Kammer würden aufbewahrt werden koͤnnen 
und er habe diefe Frage bejahend beantwortet, weil er 
geglaubt habe, daß diefer Aufbewahrung Fein Hinderniß 
entgegen ſtehe. | | nr 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Er zweifle, ob felbft die erfte Kammer ihre Acten in 
biefem Locale werde aufbewahren können, indem es 
fogar heiße, daß das Gebäude werde verkauft wer: 
den. Man werde bie Staatsregierung erſuchen müflen, 
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daß fie den Ständen ein paſſendes Locale für die Aufs 
bewahrung ihrer Acten anweiſen laffen möge Er fey 
übrigens mit dein Antrage des Ausfchuffes, daß die 
erfte Kammer ihre Acten von denen der zweyten Kan 
ner getrennt, durch dafür zu wählende Mitglieder felbft 
aufbewahren laffen möge, ganz einverftanden. Die erfte 
Kammer fönne fih, ohne Störung und Aufenthalt für 
die Gefchäfte, von ihren Acten nicht weit entfernen, 
und man werde daher die Gemeinfchaftlichfeit des Archivs 
auf die, einer gemeinfchaftlichen Aufbewahrung der bey 
den Kammern anzuvertrauenden gemeinfchaftlichen, Do 
cumente beſchraͤnken müffen. | | 

d) Ueber den, das Poftwefen betreffenden Ans 
trag der Abg. Herrn Heyer 2c. Darüber bemerft _ 

Der Herr Baron v. Mappes: Es fey . 
wünfchen, daß der Pofttarif allgemein befannt gemacht 
und die Einrichtung getroffen werde, daß ein Poſtwa— 
gen Direct von Darmſtadt nad Mainz ‚gebe. a 

Des Herrn Grafen v. Solms-Roͤdelheim 
Erlaubt: Sollte auch die Errichtung eines directen 
Poftcurfes zwifchen Darmfladt und Mainz aus irgend 
einem Grunde unmöglid feyn, fo werde body ein 
folher Eurs als Privatunternehmen leicht ein— 
zurichten feyn. 

Der Herr Seh. Staatsrath v. Wreben: 
Ein folches Unternehmen beftehe ſchon jetzt. Der Unter 
nehmer dürfe indeflen nichts mirnehmen , was fi zur 
Aufgabe auf die öffentliche Poft eigne. 
Des Herrn Grafen v. Solms: Rödelheim 
Erlaubt: Ebenſo werde auch wegen der Communi— 
cation mit Stradburg ein Vertrag mit Baiern abge 
fchloffen werden Fönnen. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Er 
wiffe nicht, ob nicht vielleicht der, mit dem Fürften von 
Taris abgefchloffene , Vertrag die Errihtung eines Eur 
fe8 als Privatunternehmen bindere. Sollte das aber 
auch der Fall ſeyn, fo werde der Fürft doch zu Anle 
gung eines öffentlichen Poftcurfesg vermocht werben 
koͤnnen. Es fey übrigens darauf angetragen worden, 
daß wegen der Poften und des Botenweſens dad Noͤ⸗ 
thige verfügt werden möge. Hinſichtlich des Poſtwe— 
ſens ſey er mit dieſem Äntrage einverſtanden, nicht 
aber auch in Beziehung auf das Botenweſen; indem bie 
Wiedereinführung Deffelben die Möglichkeit des Beſtehens 


Protokoll LAIV. vom u. April 1821. 43 


der Poſten aufhebe. Von den Staͤnden ſolle aber um nichts 
gebeten werden, was nicht auch bewilligt werden koͤnne. 

Des Herrn Grafen v. Solms-NRödelheim 
Erlaubt: Die Koften des Botenweſens würden: dem 
Staate zur Laſt fallen und zugleich dem Poftregal bes 
deutend. fchaden. ’ 

Der Herr Präfident: Ed werde, wenn ber 
Vertrag mit dem Fürften v. Taris nicht im Wege ftehe, 
dem Staate ficher ſehr vortheilhaft. ſeyn, wenn die Pofts 
eurje,gegen. eine beftimmte Abgabe in Entreprife geges 
ben. würden. — 

e) Ueber den, die friedensgerichtliche Ju⸗— 
ſtiz in der Provinz Rheinheſſen betreffenden, 
Antrag des Abgeordneten Herrn Braun. I 

Sn Beziehung darauf Auffert. 0 

‚ber Herr Präfident: Es werde gewiß fehr 
gut: ſeyn, wenn die drey-Provinzen des Großherzogs 
thums eine gleiche Einrichtung erhielten; . denn fonft: 
würden fic) die Provinzen immerwährend fremd bleiben, 
was nur nachtheilig wirken koͤnne. | 
- Der Herr Baron von Mappes: Die Rheins 
heſſen hingen mit Treue und Liebe an ihrem Fürftenz 
das fey die Hauptfachhe. Gleichheit, mo fie ohne Nahe 
theil möglicdy fey, fey fehr zu wünfchen. Den, in. dem 
Augfchußberichte enthaltenen, Vorfchlägen zu Verbeſſerun⸗ 
gen, wifje er übrigens nichts beyzufügen, | 

f) Ueber die, von mehreren Einwohnern 
der Stadt Mainz übergebene, ihre Forde 
rungen für lieferungen an Die bortigen Ge 
fän gnif fe betreffende, Vorſtellung. J 

In Beziehung darauf bemerkt 
des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: 

Aus den, der Kammer mitgetheilten, Acten gehe nicht 
hervor, daß die zweyte Kammer ſich über diefeu Gegen- 
fand mit dem Großherzoglichen Geheimen Staatsmini— 
fterium , oder einem Großberzoglichen Landtagscommiſ— 
farius zuvor benommen habe. Ehe diefes geicheben, ſey 
es nicht möglich, über den Grund oder Ungrund der, 
. an die Stände gebrachten , Petltion vollftändig zu ur- 
theilen. Darum feße auch der Art. 81: der Verfaſſungs— 
urfunde voraus, daß dieſes jedesmal gefchehen werde. 
Er glaube daher nicht, daß die Kammer dem Antrage 
der zweyten Kammer werde beytreten fönnen 5. indem er 
überzeugt ſey, daß die Stände von dem, - ihnen zujtchen- 


— 
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den, Rechte der Beſchwerdefuͤhrung einen moͤglichſt ſpar⸗ 
ſamen Gebrauch zu machen haͤtten, damit dieſem Rechte 
überhaupt die noͤthige Wirkſamkeit nicht entzogen werde. 
Der Herr Geh. Staatsrath v.:Wreden: 
Er fey hiermit um fo mehr einveritanden, als den 
Supplicanten auf ihre Reclamationen ſtets geantwortet 
worden fey. | - | 
Der Herr Baron v. Mappes: ES feheine 
aber doch beachtet werden zu muͤſſen, daß die Forde 
rungen der Supplicanten von dem Sahr 1809 herrüuͤhr⸗ 
ten, und daß fie die lange Reihe von Sahren hindurd 
feine Befriedigung erhalten hätten. 
Der Herr Prälat Dr. Schmidt: Es werde in— 
deſſen aber auch berücfichtigt werden muͤſſen, daß die 
Zahl derjenigen, welche alte Forderungen reclamirten, 
fehr groß feyn Eönne, und daß. daher die Kammern, 
wenn fie es mit diefen Reclamationen nicht genau näds 
men, mit Bitten nnd Befchwerdeführungen zu fehr bes 
belligt werden £önnten. 
Der Herr Ganzler Dr. Arens: Er ftimme 
den Anfichten Sr. Hoheit des Prinzen Emil von Hejien 
vollfommen bey, und glaube daher, daß der Beſchluß 
der Kammer über dieſen Gegenftand nicht eher werde gefaßt 
werben fönnen, bis daß dad, von der zweyten Kammer, 
in Anſehung beffelben, Unterlaffene von der erjten Kam 
mer zuvor würde nachgeholt worden feyn. Er trage 
daher darauf an, daß dem Herrn Referenten der Au 
trag ertheilt werden möge, ſich noch zupor mit dem Mi 
nifterialreferenten diefer Sache zu benehmen , und bier 
naͤchſt über die, ihm ertheilt werdenden Notizen, no 
zuvor der Kammer zu referiren. 
Die Kammer erklärt fich mit dieſem Antrage ein— 
verfianden, worauf das Präflidium ferner 
g) den, die Schiffbarmahung der Lahn 
betreffenden, Antrag des Abg. Herrn Balfer zur Di 
euffion vorlegt. In Anfehung defjelben wird bemerft von 
dem Herrn Ganzler Dr. Areng: Da di 
zweyte Kammer bey ihrem, über dieſen Gegenftand 
früher gefaßten, Befchluffe fteben geblieben und einſt 
weifen bloß von einer Birte nm vorbereitende Maapre 
geln die Rede fen; fo halte er es für zwedgemäß, dem 
Befchiuffe der zweyten Kammer mit dem Zufage bew 
zutreten: daß die Staatsregierung zugleich um die pri 
paratorifche Einleitung alles deffen erfucht werden möge, 
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was für den, zu unternehmenden, fehr nöthigen, Fluß- 
bau der Hort ‚ Wetter und Nidda erforderlich fey. 

Der Herr Präfident: Sn der zweyten Ram: 
mer fey das, für den Bau diefer Flüffe von der Staats- 
regierung,; in Antrag gebrachte, Quantum nicht bewils 
ligt worden. Da der Bau diefer Flüffe nun aber offen» 
bar nothwendiger fey, als die Schiffbarmahung ber 
Lahn, jo glaube er an das Dafeyn hinreichender Gründe 
für dad Beharren auf dem, von der erften Kammer 
früher gefaßten, Beichluffe. | wer 

Des Herrn Grafen v. Solms-Rodelheim 
Erlaudt: Der Bau diefer. Flüffe fey in der That 
fehr nothwendig; indem bey einem jeden, auch nicht 
fehr anhaltenden, Regen ein großer Theil der, an 
diefen Flüffen gelegenen, Felder und Wiefen, wegen 
der. zu engen Flußbette, der Ueberfchwemmung Preis ges 
geben werde. h | 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Aud er müfle bey dem, von der Kammer früher gefaßs 
ten, DBefchluffe fteben bleiben, Die Schiffbarmachung 
der Lahn ſey übrigens ein Unternehmen, das vielleicht 
dadurch am erften werde realifirt werden koͤnnen, daß 
ed gegen gewifle Bortheile in Entreprife gegeben werde: 

Der Herr Präfident: Er fehe den Nutzen der 
Schiffbarmachung dieſes Fluffes nicht ein. Sie fey 
ohnehin bloß bis Gießen moͤglich, weil der Fluß weiter 
hinauf ein zu felfigted Bert habe, und auch zu wenig 
Waſſer halte, 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Der. Nugen der Schiffbarmahung laſſe fi) wegen des, 
Dadurch erleichtert werdenden, Abſatzes der Producte 
aus ber. dortigen Gegend wohl denfen. 

h) Hinſichtlich der, weiter zur Discuffion vorgeleg- 
ten, Motion des Abg. Herrn Heyer, Die Verbeſ— 
ferung der Gefängniffe betreffend, aͤuſſert 

bed Prinzen Emil von Hefjen Hoheit: 
Er halte auch noch jeßt den, von der zweyten Kammer 
über bdiefen Gegenftand gefaßten, Beichiuß der Lage 
und Dem Bebürfniffe der Sache ganz anacmeflen. Das 
Beduͤrfniß einer Verbefferung der Drovimnzialgefäng: 
niſſe jey dringend. Die Großherzoglichen Regicrungs— 
commiffarien hätten erklärt, daß die Amtsgefängnigfe 
gebaut werden follten: binfichtlich dieſer beduͤrfe es aljo 
feiner befonderen Empfehlung. Eine, fid) auf die Ber: 
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befferung der Provinzialgefängniffe  beziehende, Ems 
pfehlung fey aber ohne die gleichzeitige Bitte um Vor— 
legung eines Koftenuberfchlags ganz zwecklos. 

Der Herr Geheime Staatsrath v, Wreden: 
Die Empfehlung könne doch wenigſtens für den naͤchſten 
Landtag wirkſam werden. 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: 
Meit richtiger und zwedigemäßer würde es ſeyn, wenn 
der Staatsregierung von den Ständen für biefen Zwed 
ein limitirter Credit eröffnet würde, | 
: Das Präfidium erklärt: hierauf auch über diefen 
Gegenftand die Discuffion für gefihloffen und veranlaft 
die Abſtimmung Ä | ae 

1.) über den, bie Aufhebung des Salpeter 
regal betr., Antrag durch Vorlegung ber Frage: — 

Tritt die Kammer dem Antrage der zweyten Sammer: 
„die Großherz. Staatsregierung um die Aufhebung 
des Galpeterregals zu erſuchen“, in der Art bey, daß 
der Staatsregierung das Recht vorbehalten bleibe, it 
aufferordentlichen Fallen und Zeiten, in melden fih 
die Ausübung des Negald als nothwendig darſtelle, 
von demfelben Gebrauch zu mahen‘’? 
welche einftimmig bejahend beantwortet wird, 
9) Ueber die, die proviſoriſche Einfüh 
rung der neuen bürgerliden Procepord 
nung betreffende, Motion. Die zu diefem Ende vor 
gelegte Frage: | 2 
Iſt die Kammer mit dem Antrage ihres Ausſchuſſes 
die, fi) auf die proviforifhe Einführung der neue 
bürgerlihen Procefordnung beziehende Motion nut 
mehr auf ſich beruhen zu laffen , einverftanden ? 
wirb gleichfalls einmüthig beja hen d beantwortet und 
die Situng aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wireden. 


— 
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Fuͤnfundſechzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
— 5 Landſtaͤnde. 

Darmſtadt am 9ten April 1821. 


— 
Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
| Präfidentem 
Abwefend : 


des Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht. 


\ 


I. Das Protofoll über das, am 2. April in der 
Kammer, Verhandelte wird vorgelefen und nad) einigen, 
kurzer Hand gemachten, Berichtigungen genehmigt. 

IL, Das Präftdium legt der Kammer folgende neue 
Eingaben vor: Sie beftehen in Communicaten der zwey⸗ 
ten Kammer und betreffen a Li 

1.) den Antrag des Abg. Herrn Krönde auf Allodi⸗ 
fication der Lehen und Erbleihgüter. *) | 
R * Kammer verweiſet dieſen Erlaß an den zweyten 

usſchuß. | > TERN 

2) Die Motion des Abg, Herrn Braun über die 
Yustrodnung des Altrheins bey Gimsheim *) 

Diefer Erlaß wird an den dritten Ausſchuß verwieſen. 

3.) Den, auf Berminderung der Eide und auf Vers 
mehrung der dabey zu beobachtenden Feierlichkeiten gerichz. 
teten, Antrag des Abg. Herrn Ludwig. ***) 

Die Kammer befihließt, darüber das Gutachten. dee 
zweyten Ausſchuſſes zu hören. _ u 

- IE Es werden mehrere Vorträge: erftattet Ä 

a.) von dem Herrn Geh. Staatdrath v. Wreden, im 
Namen des zweyten Ausfchuffes, mündlicdher Bortrag über. 
ven, das Hypothekenweſen in verfbhiedenen 
Gemarfüngstheilen auf dem rehten Nabe 
ufer betreffenden, Geſezesentwurf. Er referirt aus den, 
von der zweyten Kammer mitgetheilten, Actenftüdfen den 





*) ©, Bey. CCXLII u. CCXLIV. im 14. Heft d. Verhandt, 
d, zweyten Kammer d. Landft. 
**) S. Beyl. CGXLVII u. CCXLVIII. ebendaf, 
***5) ©, Beyl. CCXXXVI u. CCXXXVU, ebendaf. . 
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eigentlichen Stand der Sache und trägt aus den, in der 
zweyten Kammer dafır bereits enrwicelten, Gründen 
darauf an: daß die erſte Kammer dem, auf Annahme 
des Geſetzesentwurfs gerichteten, Befchluffe der zweyten 
_ Kanmer beytreten möge. Re, 

b.) Der Herr Prälat Dr. Schmidt referirt ſchriftlich 
die Anfichten des zweyten Ausjchuffes über den Antrag 
des Abg.. Herrn Braun: die Ueberlaffung des Heis 
delberger Stiftungsfonds betr. 

’ (Beylage XC.) | 
c.) Der Herr Staatsminifter Freih. du Thil erftattet, 
im Namen des erften Ausfchuffes, mündlichen Bericht über 
das, von der zweyten Kammer in Beziehung auf die 
zwedgemäßere Erhbebnng des Chauſſeegeldes 
erlaffene, Recommunicat. ni 
Er bemerkt: Nach der Erläuterung, welche die 
zweyte Kammer nunmehr ertheile, ſey im Grunde feine 
Verfihiedenheit der. Anfichten mehr vorhanden, indem die 
ſelbe ausdruͤcklich erfläre: daß fie nicht die Abficht gehabt 
babe, die, in der vorzulegenden Chauffeeordnung etwa 
vorkommenden veglementarijchen, Anordnungen ber ftän 
difchen Mitwirkung zu unterwerfen. Daß die erjte Kams 
mer bey der Faſſung des Beichluffes der zweyten Kam 
mer früher einen Anftand gehabt habe, fey dadurch ver: 
anlaßt worden, daß der urfprüngliche Antrag bloß auf 
reglementarifche Anordnungen, nicht aber auf Gegenftände 
einer eigentlichen Gefeßgebung, namentlich auch nicht auf 
die Einführung einer neuen Chauffeetare, gerichtet gewe⸗ 
fen fey. Da fich aber diefer Anftand durch die Erklärung 
der zweyten Kammer von felbit hebe; jo trage der Auf 
fhuß darauf an, dem Befchluffe der zweyten Kammer 
nunmehr unbedingt die Zuftimmung zu ertheifen. 

d.) Der Herr Baron v. Mappes berichtet der Kam 
mer, daß er fich dem erhaltenen Auftrage gemäß hinſicht⸗ 
lich der Befhmwerdeführung, welde von mehre— 
ren Mainzer Einwohnern wegen ihrer For 
derungen für gethane Lieferungen an bie 
dortigen Gefängniffe bey der Ständeverfammlung 
überreicht worden ſey, mit dem Großherzoglicyen Geh. 
Staatsrath Wernher, als Minijterialreferenten, benom- 
men und von dieſem folgende Erklaͤrung erhalten habe: 

Die Gefaͤngnißkoſten gehörten nicht zu den depenses 
generales, welche directe aus dem tresor public bezahlt 
wurden, jondern zu den depenses departementales, welche 


Protofol LXV. vom 9. April 1821. 49 


aus den Zulags-Centimes bezahlt werben follten. Wie 
ed Ihnen befannt ift, bat das Gouvernement auf dieſe 
depenses variables nie hinlänglicy Fonds allonirt — die 
depenses variables blieben daher Schuldner und dieſe 
Schuld follte aus den Ceatimes facultatils bezahlt werden. 

Daher find die Reclamanten nicht Gläubiger von 
Franfreih, fondern Gläubiger ded Departements und 
diefes fann wieder Gläubiger von Frankreich feyn. 

Die Liquidations-Cpmmiſſion hat die rüdjtändigen 
Gefängnipfoften nach Angabe von .dem Trandact vom 
April 1818 aufgeſtellt — es hat aber auch die fonds de- 
partementaux, worüber nicht disponirt war oder foges 
nannte fonds libres gefordert. — Ueber beyde connere 
Forderungen war vor der Transaction nicht, entfchieden. 
Frankreich würde Feine bezahlt haben, weil’es in erfter 
Hinfiht die Verbindlichkeit des tresor public in Abrede 
ſtellte und in zweyter Hinſicht den Grundfaß behauptete, 
daß die fonds departementaux, qui ont pris une’ autre 
direction, nicht zu reflituiren feyen. Bey Austheilung 
der Averfionalfumme hat man gefunden — 

4.) daß zu viel gefordert worden und das Quantum 

der Gefängnißfoften noch näher zu liquidiren fey; 

2.) dag Rheinheffen nicht Das ganze Departement fey 
und daher von Rheinbaiern beygetragen werden dürfte. 
Diefe Gegenjtände find noch nicht erledigt und fonnte 
noch feine Zahlung erfolgen. | RR A 

Unterdeffen-ift von der Averfionalfumme fo viel zus 

rüdbebalten, daß, wenn auch die ganze Forderung. auf die 
Heſſiſche Averfioualmaffe fiele, die Reclamanten ihre ver: 
haͤltnißmaͤßige Zahlung erhalten können und vor der deſini— 
tiven Auszahlung ber andern Creditoren erhalten werden. 

Dieſes ein. kurze Ueberficht des Standes der Cache. — 

Da diefe Erflärung nichts enthalte, wodurd) eine Aen— 
derung des, von dem Ausſchuſſe gemachten, Antrags motis 
virt werden fonnte, fo finde er fich veranlaßt, den, auf Zus 
flimmung zu dem, von der zweyten Kammer gefaßten, 
Beichluffe genehmigten, Antrag zu wiederholen.. 

IV. Zum Schluffe wird der Kammer ein, das Zunft: 
wejen betreffendes, Communicat an die zweyte Kammer zur 
Genehmigung vorgelegt. | | 

. Dieje»Genehmigung wird ertheilt and die Sitzung 
aufgehoben. | 


| Beglaubigt: | 2 
Riedeſel. Dr. Arend, v. Wreden. 
Heft III. d. Verhdl. d. erſt, Kammer. | D 
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Sechsundſechzigſte Sitzung 
in dem Sitzungséſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. | 
| Darmftadt, am Alten April. 1821. 
mnm.m.nmvan 


Unter dem Borfiße des Herrn zwepten 
| -  Präfidenten. 
Abwefend : ) 


des Landgrafen Louis von Heffen Durchlaudht. 


1 Das Protofol über das, in der Gigung vom 
4. April, in der Kammer Berbandelte wird vorgilen 
und genehmigt. | 

1. Das Präfidium legt der Kammer ein Commu— 
nicat der zwegten Kammer vor, was ſich auf den Inhalt 
des, von dem Abg. Herrn Kertel gemachten, die Untert al: 
tung des Mainzer Dom’s betreffenden, Antrags beziebi.*) 

Die Kammer verweiſet dieſe Eingabe an deu dritten 
Ausſchuß. 


III. Der Tagesordnung gemäß wird hierauf jur. 


Abftimmung über mehrere Gegenftände gefchritten: 

a.) Ueber den, die Recrutirung betreffenden, 

Gejeßesentwurf. | 
Das Praͤſidium ftellt zu dem Ende folgende Fragen: 

1.) Stimmt die Kamm:r dafür, daß die Art. 1,2 u. 3 
in das Gefeß aufgenommen werden follen? # 

Diefe Frage wird von 10 gegen 5 Stimmen mit 

Nein beantwortst. 

2.) Iſt dans die Kammer der Meinung, daß ftatt ders 
felben die, fih auf diefen Gegenftand beziehenden 
conftitutionellen, Beftimmungen aus der Berfafs 
fungsurfunde in das Geſetz aufzunehmen fenen ? 

Auf Diefe Frage erfolgt von 10 gegen 5 Stimmen 
eine bejahende Antwort. | 





*) ©. Beyl. CCXLIX u. CCL, d. 14. Hefts d. Verhandl. d. 
zweyten Kammer d. Landſt. 
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33 Ninmit die Kammer die Art. 4 u⸗ 5 des Entwurfs 

mit der Modification an, daß in dem Art. 4 ſtatt 

Einwohner“: „J nländer“ gefest wurde? 
Dieſe Frage wırd einſtimmig mit Ja beantwortet. 

4.) Nimmt Die Kamme r die Art. 6 u. 7 des Euntwurſs 
unveraͤndert an? 

Dieſe Frage wird von 9 gegen 6: Stimmen vernei— 

nend beantwortet. 

5.) Stimmt dann die Kammer dafur, daß die beyden 
Artikel dahin abzuaͤudern ſeyen, daß in dieſelben 
ſtatt der Worte: wahtzehnten Jahr“ die 
Worte: „zwanzigſten Jahr“ aufgenommen 

werden mögen? 

Dieſe Frage wird von 14 ‚gegen u Stimmen beja- 

hend beantwortet, - 

6.) Nimmt die Kammer die Artı 8, 0,10, 11 u. 12 
mit dem, zu dem Art. 8 augzufpräcenden, Wunſche 

an, daß in demſelben das Wort: „vorzugs— 

weiſe“ gegen das Wort: „ausnahmsweiſe“ 

vertauſcht werden moͤge? 

Die ſaͤmmtlichen Mitglieder der Kaminer beantwor⸗ 
ten dieſe Frage bejahend. — 

7) Tritt — die Kammer in Vtziehung⸗ auf den 
Art. 8 dem Beſchluſſe der zweyien Kammer: fir 
die Worte; „nicht länger als ein halbes 
Jahr” die Worte :. „nicht „tanger als Ein 
Jahr“ zu fubftituiren, bey ? 

Diele — wird gleichfalls von allen Mitgliedern 
mit Ja beantwortet. 

8.) Nimmt die Kammer den Ark. 43 mit der, in der. 
gweyten Kammer votirten, Abaͤnderung an, daß in 
demſelben das Wort: „Eingeborner” ; gegen das 
Mort: „Snländer‘ vertaufcht werden möge ? 

Dieſe Frage wird allgemein bejahend beantwortet. 

9.) Iſt die Kammer der Meinnug, daß in dent Art.13 

die Worte: „während 6 Jahren“ als bier 
unnoͤthig und in Die folgende Rubrit gehoͤrig, weg⸗ 
zulaſſen ſeyen? 
Auch diefe" Frage wird einſtlmmig bejahend beant⸗ 
wortet. 

10.) Nimmt die Kammer den Art. 14 unveraͤndert an? 

Dieſe Frage wird von 12 gegen 3 Stimmen ver 
neinend beantwortet. 
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141.) Stimmt dann die Kammer fir die, von der zwey⸗ 
ten Kanmer bejchlofjene, Faſſung diefes Artikels: 
„Wenn der Wilitärdienftp flihtige, 
ohne fein Verfhulden, bis zum zuruds 
gelegten 26. Sabre vom activen Mili 
tärdienfte frei geblieben iſt, jo hört 
feine Berpflidtung auf?’ | 

Hierauf erfolgt eine einſtimmige bejahende Antwort. 

42.) Nimmt die Kammer die Art. 15 u. 16 unverins 

dert an? Ä j 
Auch diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 

13.) Nimmt die Kammer die Art. 17 u. 18, fo weit 
fi der Inhalt derfelben auf die regelmäßige 
Dauer ber Dienftzeit bezieht, mit Ruͤckſicht auf 
den, von dem Großherzogl. Regierungs-Commiſ— 
farins zu dem Art. 27 ın Borjchlag gebraten, 
Zufag: „daß in Friedengzeiten die mpg 
lich ſte Gleichſtellung der Aushebung der 

Recruten zu bewirken ſey und daß bey 
den, hierdurch etwa veranlaßten auſ— 
ferordentlihen Entlaffungen von kew 
ten, die noch niht 6 Jahre gedient, die 
jentgen vorzugsmweife zu berückſichtigen 
ſeyen, welche aus einer fpäteren Glafie 
gegogen worden find’ unverändert an? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 

44.) Iſt die Kammer ber Meinung, daß die Schluß— 
worte des Art. 17: „iſt Die Ertheilung des 
Abſchiedes an die Umftände gebunden“ 

gegen die Worte: — | 

—„Kann die Ertheilung des Abſchiedes 

bis zur Beendigung des erfien Feldzw 
ge® ober fo lange verfhoben werben, 

is es möglich ift, bie erforderlide Er 
ſatzmannſchaft für fie, (die ausgedient 
babenbdben) beyzubringen“ vertaufdht wer 

‚den mögen? 

‚Diefe Frage wird allgemein verneinenb beant 
mortet. | | 
45.) Nimmt die Kammer ben Art. 19 unverändert an! 

Diefe Frage wird von 11 gegen 4 Stimmen mit Ja 
beantwortet. 

16.) Nimmt die Kammer für den, zu dem Art. 17 
von ber zwepten Kammer votisten, Zufagartifel: 
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„daß in Friedenszeiten die Studiren⸗ 
den nur im Laufe eines Jahres zur 
activen Dienftleiftung verpflidtet 
feyen; in den folgenden Jahren ihrer 
Gapitulation aber bloß zu den allge 
meinen®affenübungen beygezogen 
und daß dieſe Waffenubungen zu ber, 
den GStudirenden am wenigſten nad 
theiligen, Zeit im Frühjahre u. Herbft 
vorgenommen werden follen?“ 
= 14 Stimmen gegen 1 beantworten biefe Frage mit 
ein A i 
17.) Nimmt bie Kammer den Art. 20, 1 unverändert an ? 
- Diefe Frage wird einftimmig mit 3a beantwortet. 
18.) Stimmt die Kammer dafür, daß nad) dem Inhalte 
des Art. 20, 2 diejenigen, welche das Maaß von 
5 Fuß, 2,30 nicht haben, für unfähig zum Mis 
litaͤrdienſte erklärt werden follen? 
Diefe Frage wird allgemein verneinend beants 
wortet. | 
19,) Tritt die Kammer dem Befchluffe ber zweyten 
Kammer: für die, in dem Art. 20, 2 befindlichen 
Morte: „5Fuß, 23011 Heffifhes Mili 
taärmaaß“ die Worte: „63 Z0ll des neuen 
geſetzlichen Maaßes“ zu fubltituiren, bey ? 
Diefe Frage wird allgemein mit Ja beantwortet. 
20.) Nimmt die Kammer den, in ben Art. 20, 2 u. 22° 
ausgefprochenen Grundfaß, daß in gewiſſen Fällen 
der dürftige Dienftpflichtige durch einen Stellvers 
treter, den die Provinz oder der Staat zu ftellen 
babe, eriegt werden fol, im Mllgemeinen an? 
Diefe Frage wird von 9 gegen 6 Stimmen vernei— 
nend beantwortet. | 
21.) Stimmt dann bie Kammer für den, bey der Diss 
euffion in Antrag gebrachten Grundſatz: daß in 
rin aus Rücdfichten der Menfchlichfeit, 
nentbehrlichfeit und Armuth, Dienftpflichtige 
ohne Stellvertretung von dem Militärdienfte ganz 
frei zu geben feyen ? . = 
Diefe Frage wird von 12 Stimmen gegen 3 mit Ja 
beantwortet. | | 
22.I EoN diefe Befreiung dann in dem, in dem Ast. 
| 92, 1 angegebenen, Falle eintreten ? | 
Es erfolgt darauf von 19 Stimmen gegen 1 ‘ine 
bejiabende Antwort. 
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23.) Sollen ferner diejenigen befreit feyn, die: in dem 
‚Art. 22, 2 angedentet ind? de 
Diefe Frage wird einitimmig mit 5 a beantwortet. 
24.) Sof die Befreiung auch für diejenigen eintreten, 
welche der Art. 22, 3 bezeichnet ? | 
Auch auf diefe Frage folgt einftimmig eine beja 
bende Antwort. , RS 
25.) ‚Soll der, in dem Art. 22,.4, Bezeichnete frei ge: 
\ geben werden ? HR | 
Dieje Frage‘ wird gleichfalls einmüthig bejahend 
beantwortet. ee “ J— 
26.) Stimmt die Kammer fuͤr die Befreiung der, in 
dem Art. 9,5, Bezeichneten? - 
Diefe. Frage. wird von 9 Stimmen gegen 6 mit Ja 


beantwortet.  - Ä ee: 
27I Stimmt die-Kammer für die Befreiung derjeni⸗ 
gen, welche in dem Art. 22, 6 angeführt find ? 
Dieje Frage wird von 14 gegen 1 Stimme verneint. 
28.) Stimmt die Kammer für den Antrag ihres Aus 
ſchuſſes, daß der Staatsregierung Die Befugniß zu 
eröffnen ſey: in ‘denjenigen Fällen, in welchen es 
on der, zur Beſetzung "der Pfarreyen nöthigen, 
Anzahl von Sandidaten fehlen folfte, die erforder, 
lihen Dispenfationen von. dem Militärdienfte zu 
ertheilen, damit es an den, zur Befekung der kirch⸗ 
lichen Aemter nöthigen, Individuen nicht fehle? 
Auf diefe Frage erfolgt von 13 Stimmen gegen ? 
eine bejahende Antwort. | 
29.) Stimmt die Kammer noch aufferdem fir andere Aus 
nahmen, namentlich für die, in der zweyten Kant 
mer, in Antrag. gebrachte, nach welcher einer jeden 
Familie Ein Sohn frei gegeben werden foll? 
Diefe Frage wird, von 14 Stimmen gegen 1 ver 
neinend beantwortet. | 
30.I Bill. die Kammer den Art. 23 unverändert a 
nehmen 9... En 
Die fammtlichen Mitgliedee der Kammer beantworten 
dieje Frage bej ahend. | 
31.) SR die Kammer mit dem Begriffe, den der Art. 24 
des Entwurfs mit der Seßung an das Ende bed 
Depots verbindet, einnerftanden ? 
j * Stimmen gegen 3 beantworten dieſe Frage beja⸗ 
end . | 
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32.) Will die —— den Art. 25, 1 annehmen? 
Diefe Frage wird von 14 Stimmen gegen 1 wit 
Kein beantwortet. 
33.) Nimmt die Kammer den Art. 25, 2 anf: 
Diefe Frage wird von 10 Stimmen gegen 5 mit Ja 
beantwortet. 

34.) Tritt die Kammer dem Beftnfe der zweyten Kam- 
mer bey: daß der Art. 25, 2 nicht. von ſolchen 
Dienftpflichtigen gelten koͤnne, welche als bezahlte 
Stellvertreter im activen Dienfte fichen ? 

Auf biefe Frage folgt einftimmig eine bej ahende 

Antwort. 

35.) Stimmt die Kammer für die, zu dieſem Artikel von 
dem Großherzogl. Regierungs-Commiſſarius noch 
weiter gemachte, Bemerkung: daß derjelbe auch 
nicht von demjenigen, beflen Bruder einen Eins 
fteller für ſich geftellt habe, gelten fönne ? 

Diefe Frage wird ebenfalld einftimmig mit‘ Ja 
beantwortet. 

36.) Nimmt die Kammer den Art. 35, 3 an? 

Diefe Frage wird von 12 Stimmen gegen 3 mit 
Nein beantwortet. 
37). Stimmt die Kaumer für bie Annahme des Art. 26 ? 
Auf dieſe Srage folgt von 12 gegen 3 Stimmen eine 
bejahende Antwort. 

38.) Nimmt die Kammer ben Art. 27 mit bem, von 
dem Großherzogl. Regierungs s Commijlarins in 
Antrag gebrachten, Zufate: „daß in Friedens— 
zeiten die möglichſte Gleichſtellung ber 
Ausbebung der Recruten zu bewirfen 
fey und daß bey den, bierdurdh etwa 
veranlaßten, aufferordentlidhen Ent 
laffungen von Leuten, die noch nicht 
6 Sabre gedient, diejenigen, welde 
auge einen tpäteren Elaffe gezogen wor 
den, vorzugsmweife zu PH: htigen 
feyen“ an? 

Diefe Frage wird von 14 Stimmen gegen 1 mit. Ga 
beantwortet. 

39.) Nimmt die Kammer die Art. 28, 29 u. 30 unver⸗ 
aͤndert an? 

Diefe Frage wird von 8 gegen 7 Stimmen mit: 

Nein beantwortet. > 
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40.) Nimmt die Kammer, nach dem Antrage ihred Aus 
fchuffes,- die, von dem Abg. Herrn Krönde in Bes 
jiehung auf den Art. 28, 29 u. 30 vorgefchlage 
nen und von der zweyten Kammer angenommenen, 
Modiftcationen gleihfalld an, jedod mit Auss 
nahme der, ſich auf das Depot beziehenden, Bes 
ſtimmung, worüber bereits oben abgejtimmt wor 
den ift? 

Dieje Frage wird von 9 Stimmen gegen 6 mit Ta 
beantwortet. F 

41.) Nimmt die Kammer die Art. 31, 32, 33, 34, 35, 

36, 37, 38, 39, 40, 41, 42, 43, 44 u. 45 an? 
Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantworter. 

42.) Wil fih die Kammer den, von der zweyten Kams 
mer zu den Art. 33, 37, 41 u. 43 ausgeſproche⸗ 
nen, Wuͤnſchen gleihfalld anfchliegen? 

Diefe Frage wird von 14. Stimmen gegen 1 bejw 
hend beantwortet. Es ' 

43.) Nimmt die Kammer den Art. 46 unverändert an? 

Diefe Frage wird von 11 Stimmen gegen 4 mit 
Nein beantwortet. ’ | 

44.) Stimmt dann die Kammer für den, von ber zwey⸗ 
ten Kammer befchloffenen, an die Staatsregierung 
zu richtenden,, Wunjch, daß. die, in dem Artifel 
vorgejchriebene, Art des Looſens dahin, abgeändert 

werden möge, daß das Loos von dem Dienſtpflich⸗ 
tigen felbft gezogen werden dürfe ? 
Diefe Frage beantworten 13 gegen 2 Stimmen mit Ja 

45.) Nimmt die Kammer die Art. 47 u. 48 an? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 
46.) Will die Kammer die Art. 49, 50, 51, 52, 5 
54 u. 55 annehmen ? | 
Auch diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 
47.) Nimmt die Kammer den Art. 56 unverändert an? 
8 Stimmen gegen 7 bejahen diefe Frage. 
48.) Nimmt die Kammer den Art. 57 unverändert an? 
Diefe Frage wird von 9 gegen 6. Stimmen bei 
hend beantwortet. | 
49.) Stimmt die Kammer für die Annahme des Art. 58? 
12 Stimmen gegen 3 beantworten dieſe Frage mit Ja. 

50.I Will die Kammer den Art. 59 unverändert als 

‚nehmen ? er 
‚Diefe Frage wirb von 11 Stimmen ‚gegen 4 mit JA 
beantwortet. 
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51.) Nimmt die Kammer den Art. 60 unverändert an ?. 
‚Auf diefe Frage folgt eine einflimmige bejahende 
Antwort. | | 
52,) Nimmt die Kammer die Art. 61 u. 62 mit der, 

dazu in Borfchlag zu bringenden, Abänderung an, 
daß in dem Art. 62 ftatt: „vorzugsweife, 
ausnahmsweiſe;“ ferner ftatt: „ein hals 
bes Jahr“ „ein Jahr’. und endlich flatt: 
„Geburtsort Auffenthaltsorts gejegt 
werde? | Ä 
Diefe Frage wird einftimmig bejahend ‚beantwortet. 
53.) Stimmt die Kammer zu dem, von der zweyten 
Kanmter vorgefchlagenen, Zufage: daß Juden nur 
durch. Suden follen v.rtreten werden können? 
‚Diefe Frage wird von 13 gegen 2 Stimmen bejds 
hend beantwortet. i 
54.) Iſt die Kammer ber Meinung, baß hinſichtlich der. 
Stellvertretung der Chriften berfelbe Grundfag: 
Chriften nurdurd Ehriften vertreten 
zu Iaffen, ausgeſprochen werden möge? | 
Auf diefe Frage wird von 13 Stimmen gegen 2 mit 
Nein geantwortet. = — 
55.) Nimmt die Kammer die Art. 63 u. 64 unveraͤn⸗ 
dert an? | . 
- Diefe Frage wird einftimmig bejahend beantwortet. 
56.) Will die Kammer die Art. 65, 66, 67, 68 u. 69 
unverändert annehmen ? 
Diefe Frage wird von 12 gegen 3 Stimmen bejas 
bend beantworiet. ma 
57.) Stimmt die Kammer für den, von bem Abg. Herrn 
Balfer zu dem Art. 65 vorgefhlagenen und von . 
der zweyten Kammer angenommenen, Antrag, fo 
wie er in den Verhandlungen Heft VIII. pag. 126 
n. 127 enthalten iſttt | 
Es erfolgt darauf eine einflimmig verneinenbe 
Antwort. | Ä 
58.) Billigt die Kammer den Antrag ihres Ausſchuſſes, 
daß der Inhalt dieſer Artikel nach den, sub lit. a 
u. b des Vortrags zu erſehenden, Bemerkungen mo⸗ 
dificirt werden möge? * 
13 Stimmen bejahen u. 2 verneinen dieſe Frage. 
59.) Stimmt die Kammer für die Annahme derjenigen 
Vorſchlaͤge, weldye von dem Großherzögl. Regies 
rungs⸗Commiſſarius bey ber, in ber erſten Kam⸗ 
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‚mer Statt gehabten, Discuſſion gemacht und in 
das Sitzungsprotokoll vom 2. April aufgenommen 
worden find? 
Diefe Frage wird von 14 Stimmen gegen 1 mit 
Nein beantwortet. 
60.) Tritt die Kammer dem Vorfchlage Sr. Hoheit des 
Prinzen Emil bey: die Artifel mit der Mopdifica- 
tzon anzunehmen, alles, fid) auf bie Stellvertre: 
tung,» Beziehende der freien Uebereinfunft der In— 
tereffenten zu überlaffen und die, dem Staate zu 
leiſtende, Gaution für Equipirung u.f.w. aus . 
ber Einflandsfumme yon dem Einfteher ficken 
zu laflen? | | 
Bon 13 Stimmen gegen 2 wird biefe Frage beja 
hend beantwortet. | 
61.) Nimmt die Kammer den Art, 70 mit der, von ber 
Regierung vorgefdhlagenen, Abänderung an, daß 
ftatt der Worte: „der Stellvertreter barf 
jedoh in diefem Kalle nicht unter der 
Größe des Einſtellers ſeyn“ gefegt werde: 
„der Stellvertreter muß jedoch in dis 
fem Falle über bie, für den Etelk 
Vertreter allgemein vorgefhriebene, 
Größe (Art. 62) alle, zum Eintritt ın 
das Korps des. Vertreterien erforperlicen, 
Qualiftcationen befiten. ” | 
Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 
62.) Iſt die Kammer mit dem, von ber Regierung 
proponirten Zufaßartifel, ber fo lautet: „wenn 
wirflidhe Soldaten ſich in einer folden 
"Lage befinden, daß fie in beträdtlide 
Nachtheile gerathen, ober anfehnlide 
Bortheile entbehren würden, wenn ih 
nen ber Austritt aus dem Militär, vor 
Ablauf der gefeglidhen Dienftzeit, nidt 
geftattet wäre, fo fol! in ſolchen FAb 
ten aus nahmsweiſe und mit befonbderer 
Genehmigung des DOberfriegscolleg®, 
ein Stellvertreter zuläffig feyn, der 
aber Ercapitulant (ausgedient haben 
der Soldat) feyn muß und nicht länger 
als ein balbes Jahr vorher beabſchie— 
det feyn darf” einverftanden 
Auch diefe Frage wird einftimmig bejaht. 


Protokou ZAFTZ. von 14. April 1821. ° 59 


63) Biligt die Kammer den Antrag ihreg Ausſchuſſes, 
dieien:gen Modificationen, welche zu den, bloße 
reglementariſche Anordnungen enthaltenden, Ar⸗ 
tikeln in Vorſchlag gebracht worden find, nur «is 
Wuͤnſche, der Staatsregierung auszuſprechen; da— 
gegen aber den Geſetzesentwurf nicht anzunchmen; 

wenn Die Staatsregierung bie, zu den geſetzhi— 
hen Artikeln vorgefchlagenen, Zuſaͤtze und Modi⸗ 
ficationen nicht annehmen ſollte? 
Dieſe Frage wird von 12 Stimmen gegen: 3. mit 
Nein beantwortet. 
64.) Stimmt die Kammer für den Vorfehlag Sr. Ho- 
‚ heit de3 Prinzen Emil: Die, zu dem Gefetzesent⸗ 


wurfe votirten, Zuſaͤtze und Modificationen der 


Staatsregierung in der Form vorzulegen, daß das 
Geſetz, wenn ſie demſelben ihre uſtimmung ver⸗ 
ſagen ſollte, bloß proviſoriſch fuͤr 3 Jahre ange⸗ 
nommen fey? 
Auf diefe Frage wird von 11 Stimmen mit Ja und 
von 4 Stimmen mit Nein geantwortet. 
‚Das Präft bium veranlagt fodann meiter 5 
b.) die Abftimmung über den, Die Aufhebung 
des Mehlbannnes der Modaubadh- Müller 
zur Stadtwage in Darmſtadt betreffenden, Ans 


- ‚trag und ftellt namentlich- die Frage 


Tritt die Kammer dem Befhluffe ber zweyten Kammer : 
„die Staatsregierung zu erjuchen: 

1.) zur Aufhebung des Mehibannes der Modaubach⸗ 
Müller bey Darmftadt Die geeignete Einleitung Ober 
Verfügung eintreten zu Taffen 5: 

2.) jedenfalls aber der hiefigen Polizeydeputation 
jeden Zwang im adminiſtrativen Wege gegen die 
Modaubach⸗Muͤller wegen des gedachten Mehlban⸗ 
nes zu unterſagen“ 

dahin und in der Art bey, daß zugleich auf die, in 
der erjten Kammer über biefen Cegenſtand gemachten, 
Anträge und Bemerkungen Rüdficht genommen werbe ? 
Sämmtlihe Stimmen beantworten dieſe Frage mit Sa. 
c.) Ueber den, das Frohndeweſen in den 
ftandesherrlihen und patrimonialgerichts 
herrlichen Bezirken betreffenden, Antrag. 

Die bepfalld vorgelegte Frage: 

Iſt die Kammer mit dem, von der zweyten — 

gefaßten, Beſchluſſe: 
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„daß bie Staatöregierung zu erjuchen fey, über das 
Frohndewejen in den ftanbesherrlichen und patrimos 
nialgerichtöherrlichen Bezirfen den Ständen einen 
Gejegesentwurf vorzulegen, mit Beruͤckſichtigung der, 
- hierüber in beygden Kammern gemachten, Anträge und 
Bemerkungen, mit der weiteren Bitte, den Betrag 
deſſen, was hiernach von ber Gefammtheit zur Abs 
loͤſung der Frohnden in den ftandesherrlihen und 
» patrimonialgerichtöherrlichen Bezirken zu übernehmen 
feyn möchte, wenigſtens approrimativ anzugeben“ 
einverftanden ? 
wird einftimmig mit Ja beantworet. 
d.) Ueber den, die Errihtung eines fändu 
nn Archives betreffenden, Antrag des Abg. Herrn 
ayer. i 
Von den, zu dieſem Ende vorgelegten, Fragen: 
1.) Sit die Kammer mit den, von der zweyten Kams 
mer in Beziehung auf die Errichtung eines ſtaͤndi— 
ſchen Archivs gemachten, Anträgen, die jo lauten 
(legantur. ) 
‘einverftanden ? | 
2.) Iſt die Kammer der Meinung, baß eine jede Kam— 
mer ihre Acten abgefondert aufbewahre und daf 
bloß die, beyden Kammern gemeinfchaftlich angehrs 
renden, Actenftüde in gemeinfamen- Befchluß und 
Berwahrung genommen werben? 
3.) Soll die Aufficht über die Acteg der erften Kam 
mer einem oder einigen, dafür zu wählenden, Mit 
liedern anvertraut und die Staatsregierung er⸗ 
fe werden, der Kammer für die Aufbewahrum 
ihrer Acten ein paffendes Local: einräumen zu laſſen 
wird die erfte einftimmig mit Nein, die zweyte und 
dritte — einſtimmig mit Ja beantwortet. 
e.) Ueber den, das Poſt weſen betreffenden, An 
trag bes Abg. Herrn Heyer. 
Bon den, hierüber vorgelegten, Fragen: 
4.) Zritt die Kammer dem Beichluffe der zweyten Kan 
mer bey: „die Staatsregierung zu erjuchen, un 
Beziehung auf die Portotare, auf den Poſtenlauf 
zwifchen Darmftadt und Mainz, auf die Poſtwa— 
genverbindung zwifchen Mainz; und Straßburg, ſo 
wie hinfichtlich anderer, das Poſtweſen betreffenden, 
Gegenftände zum Vortheile des Publifums baldmoͤg⸗ 
lihjt die geeigneten Einleitungen und Verfügungen 
E 1 
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zu treffen, mit Berüdfichtigung ber, hierüber in der 

zweyten Kammer gemachten, Anträge und Bemers 

tungen.” | | | 

2) Bil die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kam⸗ 
mer auch in fo fern beytreten, ald er zugleich mit 
auf das Botenweſen gerichtet iſt? 

3.) Befchließt die Kammer, daß bey der, wegen dieſes 
Gegenftandes an die Staatsregierung zu richtenden, 
Petition zugleich auf die Beruͤckſichtigung der, in 
der erften Kammer gemachten, Anträge und Bemer⸗ 
fungen angetragen werden jolle? 

erfolgt auf die erſte und dritte eine einftimmig beja— 
bende, auf Die zweyte dagegen eine. einſtimmig vers 
neinende Beantwortung. - 

f.) Ueber den, die Berbefferung der friw 
densgerihtlihen Juſtiz in der Provinz 
Rheinheſſen betreffenden, Antrag. 

Der Herr Präfident ftellt die Frage: 

Iſt die Kammer mit dem Befchluffe der zmeyten Kammer : 
„daß die Staatsregierung zu erjuchen jey, zur Ders 
befjerung der Juftizpflege bey den Friedensgerichten 
der Provinz Rheinheſſen baldmoͤglichſt die erfor: 
derlihen Maaßregeln eintreten zu laflen, mit Bes 
rüdfichtigung der, hierüber in der Kammer gemach—⸗ 
ten, Anträge und Bemerfungen ’' 

in der Art einverftanden, daß aud auf die, in ber 

erften Kammer a Bemerkungen Ruͤckſicht ge- 
nommen werde 
Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. 

g.) Ueber den, die Schiffbarmachung der 
Lahn betreffenden, Antrag. 

Hierüber wird bie Frage vorgelegt: 

Wil die Kammer auf ihrem früheren, über diefen Ges 

genftand gefaßten, Beſchluſſe auch noch ferner beharren ? 

und hierauf von 13 Stimmen gegen 2 mit 5a beantwortet. 

h.) Ueber den, die Berbefferung der Gefaͤng— 
niffe betreffenden, Antrag. I 

Das Präafidium ftellt die Frage: 

Will die Kammer, dem Antrage ihres Ausſchuſſes ges 

mäß, ſich nunmehr dem, von der zweyten Kammer früs 

ber gefaßten, Befchluffe, ohne den bazı von der eriten 

Kammer votirten Zuſatz, anſchließen 

Diefe Frage wird von 14 Stimmen gegen A bejahend 
beantwortet. 
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IV. Zum Schluffe wird ein, füch auf die Aufhebung 


ded Salpeterregats beziebendes , Communicat an bie 
zweyte Kammer zur Genehmigung vorgelegt. 


Diefe wird rn een und die Sitzung auf 
— | R 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Siebenundſechzigſte Sigung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. | 


 Darmfadt am 14ten Aprii 1891. 
unumwmmmmv 


Unter dem ze Des. Herrn zweyten 
DIRTTDERLEN Ä 


giweſend 
des kandgrafen Louis von Durchlaucht. 


I. Die —— der Sitzungen vom 9ten und 
— — werden vorgeleſen und genehmigt. 
Es werden mehrere Vorträge erftattet:. 

| : ) von dem Herrn Geh. Staatsrath v. Wreden 

ſchriftlicher Vortrag, im Namen des zweyten Ausichufs 

jes, über bie, von dem Abg. Herrn Krönde in Vor⸗ 

ſchlag gebrachte, Allodification der Lehn- und 


Erbleihgäter. 
| (Beylage XCI.) 

2.) Bon bed Herrn Srafen von Yfenburg-Büdin- 
gen Erlaudt, fehriftlicher Vortrag über. den Antrag 
des Abg. Herrn Braun, Die ———— des 
Altrheins bey Gimsheim betr. 

(Beylage XCII.) 
III. Der Tagesordnung gemäß, ſtellt das Praͤſi— 
dium folgende Gegenftände zur Discaffion: 

a) den, das Hypothefenwefen auf dem 
rechten Ra heuf er betreffenden, Geſetzesentwurf; 

b) den, die zweckgemäßere Erhebung des 
Chauſſeegeldes betreffenden, Antrag. 

Hinſichtlich beyder Gegenftände erflärt man fich all 
gemein mit dem Antrage des Ausfchufles einverfianden. 
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ce) die Vorftellung mehrerer Mainzer 
Einwohner, ihre Forderungen für Liejerum 
gen an die bortigen Gefängniffe betreffend. 

In Beziehung auf diefelbe bemerft 

ber Herr Baron von Mappes: Der einzig 
denkbare Gegenftand eıner Discuffion koͤnne bey dieſer 
Sache bloß die Frage feyn: ob die erfte Kammer Gründe 
babe, ſich dem Beichluffe der zwegten Kammer anzu 
ſchließen, und die Sache der Sroßherzogl. Staatsregie⸗ 
rung zur Beruͤckſichtigung zu empfehlen? Er finde fein 
Bedenken, biefe Frage bejahend zu beantworten. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Da durch das, zwifchen dem Herrn Referenten und dem 
Großherzogl. Geh. Staatsrath Wernher über diefen Ge⸗ 
genftand Statt gehabte, Benehmen dem Artikel 81 der 
Berfaffungsurfunde Genüge geleiftet fey, und da aus 
der, von dem Lebteren ertheilten, Erklärung fo viel herr 
vorzugeben fcheine, daß die Befchwerde der Supplican⸗ 
ten über Berzögerung nicht ganz ungegründet fey; 10 
glaube er gleihfald, daß man nunmehr dem Beſchluſſe 
der zweyten Kammer beytreten Tönne. ! 

IV.’ &$ erfolgt die Vorlegung mehrerer Entwürfe, 
zu Communicaten an die zweyte Kammer. Sie betreffen 

a) den, das Frohndewefen in den ftandesherrlicen 
und patrimonials gerichtsherrlichen Bezirken betreffen 
ben, Antrag; | = | 

b),die Errichtung eines fländijchen Archivs; 

c) die, fi) auf das Poſtweſen beziehende, Motion; 

d) die friedensgerichtliche Juſtiz in der Provinz 
Rheinheſſen; er 

>) die Schiffbarmachung der Lahn; 

— Da ‚ in Antrag gebrachte, Verbefferung der Or 
ngnifle 5 
ge den Recrutirungs : Öefeßesentwurf; 

h) den Mehlbann der Modaubacymüller zur Gtadl 
maage in Darmitadt. ' 

Alle diefe Entwürfe erhalten die Genehmigung der 
Kammer und das Präfidvium hebt die Sitzung auf. 


Beglaubigt: | 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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: Achtundſechzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
RT Landſtaͤnde. 
—Darmſtadt am 17ten April 1821. 
Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Praͤſi denten. 
Abweſend: nn 


des Landgrafen Lo uis von Heffen Durchlaucht und 
der Herr Staatsminiſter Freih. du Thil. | 





.. 1. Das Protoföl der vorigen Sitzung wird vor— 
gelefen und genehmigt. | 
„I Das Praͤſidium teferirt der Kammer: daß die, 
‚bie Aufhebung der Fornicationsftrafe betreffende, Ads 
breije an des Großherzogs Königliche Hoheit des Herrn 
Staatsminifters von Grolman Excellenz überreicht wor; 
den ſey. Daijelbe macht zugleih die Kammer mit dem 
Inhalte des Communicats der zweyten Kammer befanıt, - 
was ſich nuf den, die Anlegung der Depofitengelder bey 
der Staatsichulden > Zilgungscarje betreffenden , Gefeßes; 
entwurf bezieht. * en | | 
Die Kammer verweifet dieſen Erlaß an dent erften 
Ausſchuß. — 
III. Es werden folgende Vortraͤge erſtattet: 
1.) von dem Herrn Geh. Staatsrath v. Wreden, 
im Namen des dritten Ausſchuſſes, ſchriftiicher Vortrag 
uͤber den, die Erhaltung und Reparatur des 


— —— —— *— 
*) S. auſſerordentl. Beyl. XXVII. LXIX. der Verhandl. dei 
zweyten Kammer der Landſt. 
Heft HL. d. Verhdl. d. erſt. Kammer, | E 
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Mainzer Doms betrefjenden, Antrag der Abg. Hru. 
Kertel und Mayer. 
(Beylage XClli.) 

2.) Bon dem Herrn Kanzler Dr. Arend, im Ru 
men des zweyten Ausſchuſſes, mündlicher Bortrag über 
die, von der zweyten Kammer in Beziehung auf die 
VBerdufferung der Großberzogliben, in dem 
Inlande gelegenen Domänen gefaßten weiteren, 
Beichluffe. Er bemerft: Nach ven, dir erſten Kammer 
über diefen Gegenftand gemachten, Mittheilungen könne 
man, ſoviel das Wefentliche betreffe nunmehr eine 
völlige Mebereinitimmung der: AnfichteirBegder Kammern 
annehmen. Die zweyte Kammer ſey nämlich den Bw 
jchlüffen der eriten Kammer beygetretey, und babe zu den⸗ 
felben bloß einige Heine Modiftcationen und Zujäte in 
Vorfchlag gebracht. Diefe. bezögen fich | 

a) auf die, unter Lit. g des Art. 2 des Geſetzes⸗ 
entwurfd angegebenen, Formen des Zuſchlags bey dem 
Öffentlichen Verkaufe. Die zweyte Kammer trage nänr 
lich darauf am: im dem Artifel den. ——— 
ſprechen, „daß irgend eine, von der Regle— 
rung zu beſtimmende, Einrichtung für@r 
theilung des, definitiven Zuſchlags, worurd 
diefer von der Willführ deg Commiffär 
ungbbängig gemacht werde, die aber nad 


Berfhiedenheit der Kandestheile aud ver 


ſchie den ſeyn koͤnne, angeordnet werden 
möge.‘ 


De duxch dieſen Vorichlag der, durch verſchieden 
Formen gleich gut zu erreichende, Zweck des 6 
vollkommen erreicht werde; jo trage ber Ausſchuß 
auf an, daß ibm die Kammer, beytreten möge 

b) Auf eine Vertauſchung der, in dem Artikel ? 
Lit, c und, in bem Art, 15, vorkommenden, Ort 
„Landraths- und Kandgerihtebezirt, Land 
richter und Landſchreiber“ gegen. bie Worte: 
„Amts und Gantons, einen Beamten der 
——— oder willführlihen Gerichtéba— 
eit. | 

Auch in Beziehung auf dieſen Vorſchlag trage Dr 
Ausſchuß auf deiien Annabme an; weil bey. Exlaſſung 
eines Geſetzes nur das jest in dem Staate beſtehende, 


% 


nicht aber das mögliche fünftige zu berätfichtigen ſey 
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ce) Auf die Tit. h des Art, 2 vorgefchriebene,, Form 
des, über den Verkauf der Domänen aufzunehmenden, 
Protofold. Es werde darin namentlich verordnet, Daß 
Bad Protofoll von dem Gteigerer, oder wenu dieſer 
des Schreibens unfundig , oder zu fchreiben verhindert 
9, ſtatt feiner von zwey Zeugen unterichriebeu werden 

Zu diefer Anorduung bringe die zweyte Kammer 
die Einſchaltung der Worte: „oder nicht unter 
fhreiben will” in Vorfhlag Da disfer Borichlag 
and dem Grunde, weil es nicht in die Wiſlkühr tes 
zn gefegt: werden Tonne, durch Verweigerung 
der Unterfhrift den, durch die Anıahme feines Xeßtges 
bots zur Perfection gediehenen , Vertrag wieder aufzu⸗ 
heben, fehr zweckgemaͤß erfcheine; fo glaube der Ausſchuß 
gleichfalls, daß die erfie Kammer demfelben ihre Zuſtim⸗ 
mung nicht verweigern werde. Ä 

d) auf.den Inhalt des Art. 10 des Entwurfs. In 
Beziehung anf denfelben habe die zweyte Kammer, unter 
Berkafjung ihrer früheren Anſichten, den Vorſchlag der 
eritien Kammer , es bey dent Geſetzesvorſchlage zu bes 
laſſen, angenommen, und wänfde bloß noch, die Aufs 
nahme des Wortes: „Centlaſten“ binter das Wort: 
„Grundrenten“ Auch diefer Vorſchlag ericheine 
ſehr zweckgemaͤß, weil fi finde,. daß die fiscalifchen 
Grundftüde weit mehr ber Centlaſt, al& der Abgabe von 
Srundrenten, unterworfen feyen. Der Beptritt zu dies 
ſem Antrage werde: demnach feinen Anftand haben. 

e) Auf die Annahme des Geſetzesentwurfs über: 
haupt. — Die zweyte Kammer babe. befchloffen., die, 
von ben beyden Kammern, oder, im Fal einer etwa 
bleibenden Berfchiedenheit der Anfichten, bloß ‚von einer 
Kammer votirten, Modificationen und Zufäge der 
Staatsregierung ald bloße Wuͤnſche vorzulegen. Ta 
auch diefer Beſchluß dem, hier zu berürtfichtigenden, Vers 
haͤltniß entfpreche; indem die in Vorfchlag. gebrachten 
Modificationen und Zufäge auf feinen Fall von. der Dies 
bentung feyen, um an deren Nichtgenehmigung die Ver—⸗ 
werfung ded ganzen Geſetzes B fnüpfen.; fo trage der 
Ausſchuß darauf an, den Beichlüffen der zweyten Kam- 
mer in allen Punkten beyzufreten.  _ i 

3.) Bon des Hern Brafen v. Yenburg- Büdingen 
Erlaucht fchriftlicher Vortrag des erſten Ausichufleg, 
über den Antrag des Abg. Hera Prinz, bienuents 


er 
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geldliche Abgabe des Großherzogl. Regie— 
rungsblatts au die Gemeinden bir. 

| (Beylage XCIY.) = 

IV. Das Präfidvium eröffnet die Discuffton über 
folgende Gegenflände: - | 

a) über ven, die Heberlaffung des Heidel— 
berger Stiftungsfonds zc. betreffenden, Antrag 
des Abg. Herrn Braun. | 

Ueber diefen Gegenftand bemerft nachtraͤglich 

ber Herr. Pralat Dr. Schmidt, ald Referent: 
Der Abg. Herr Braun babe ihm die, von demfelben in 
der ziweyren Kammer gehaltene, Rede mit dem Anfügen 
mitgetheilt, daß dieſelbe noch manches enthalte, was 
dienen könne, um die ‚richtigen Gefichtöpunfte für diefen 
Gegenftand zu firirem. Indem er daher diefe Rede ans 
durc) zur Kenntniß der Kammer bringe, müfle er fol 
gendes. bemerken. Es fey diefelbe in der 2ten Kammer 
früher ‚gehalten worden, als die fchon mitgetheilten 
Aeufjerungen der Abg. Herrn Aull, Lauteren u. |. mw. 
erfolgt ſeyen. Sie enthalte daher nichts, was nicht 
diefen bereits .befannt geweien, als fie ihre Anfichten 
ausgeſprochen hätten.  Uchrigens beziehe fich dieſe Rede 
bloß auf die Beitimmung des Heidelberger Fonds, und 
die, bdemfelben angeblich obliegenden, Entſchaͤdigungs— 
Verbindlichfeiten. . 

- Derfelbe Lieft bierauf, -unter dem DBemerfen, baß 

die Nede auf. die. gewöhnliche Weife zur Einficht für die 


. Mitglieder ber Kammer anf der Tafel aufliegen werde, 


mehrere Stellen aus derfelben vor, namentlich in Ber 
zug auf eine Antwort des Kaiſers Napoleon, und fügt 
fodann Folgendes kinzu. | 

Es ergebe fi) hieraus Ä 

1) daß Feine hinreichenden Gründe vorliegend feyen, 
um die Kanımer zu einem Gejud) an die Staatsregie— 
rung wegen leberlaffung des befragten Fonds für kirch— 
liche Zwecke zu beftimmen 5; 

2) daß hinfichtlich der, zur Sprache gebrachten, 
Entfeädigungsforderungen, folange die zu entfchädigens 
den Individuen fowohl als deren Anfprüce nicht 
näber bezeichnet, und zugleich dem Art. 81 der Konftis 
tution Genüge geleiftet. fey, feine Berwendung von 
Seiten der Kammer Statt finden koͤnne. 

Uebriaens müffe er ferner bemerken, daß er fid 
für den Beichluß der zweyten Kammer darum nicht 
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babe erflären koͤnnen, weil ihm die Ausſicht auf noch 
zu entbedenden Revenuͤen allzu unſicher erſchienen ſey. — 
Da jedoch von Maͤnnern, denen eine genauere Keuntniß 
ber Provinz Rheinheſſen beywohne, hierüber anders ges 
urtbeilt werde; fo fey er fehr bereit, fidy hierüber be- 
lehren zu laflen. Er erfuhe daher den Herrn Baron 
er ‚ feine depfallfige Anfiht der Kammer zu 
eröffnen. 2 
Es erklaͤrt darauf der —— | 
der Herr Baron v. Mappes: Er babe aller 
dings Gründe zu glauben , daß auffer ben bereitd con» 
ſtatirten 10000 fl. noch mehrere andere, bis jetzt uner- 
giebige, Forderungen entdeckt und ergiebig gemacht wer: 
ben könnten; er fey Aberzeugt, daß noch manche Schuld» 
ner vorhanden jeyen, die von der eignen Angabe ihrer 
Schuld bloß durd die zu großen Ruͤckſtaͤnde vom 
Zinjen abgehalten würden. Daher werde es fehr zweck— 
gemäß ſeyn, einen Nachlaß diefer Ruͤckſtaͤnde anzufüns 
digen , worauf fich ſicher noch mehrere Schuldner mel—⸗ 
den würden. | 
Der Herr Kanzler Dr. Arens erklärt fih 
hiermit und mit dem Antrag der zweyten Kammer, ſo 
weit derfelbe auf die etwaigen noch zur Zeit nicht er— 
giebigen Forderungen gerichtet ift, um fo mehr einverſtan⸗ 
' den, .ald der Antrag zugleich mit dahin gehe, das bie 
jetzt Ungewiffe moͤglichſt gewiß zu machen. j 
. 5) Ueber den Antrag. des Abg. Herrn Krönde, 
bie Allodification der Lebens und Erbleih— 
güster betr. 
* Darüber bemerft 2 3 
des Herrn Grafen v. Solms⸗Roͤdelheim 
Erlaudt: Es ſey nicht richtig, wein in der zwey— 
ten Kammer behauptet worden fen, daß bie Erbleihgüter 
feine TIheilung guließen; denn die Erfahrung bemeife, 
daß die Theilüng bey fehr vielen Gütern der Art vors 
fomme.. | —— 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Auſſer den 
Gruͤnden, die in dem Vortrage des Ausſchuſſes gegen 
die Annahme des Antrags der zweyten Kammer eutwi— 
delt worden feyen, feheine ihm auch der Grund nicht 

anz unwichtig zu feyn, daß fich ſchwerlich ein zureichen- - 
er Grund für den, in dem Befchluffe der 2ten Kammer 
vorkommenden, Unterfchied zwifchen Lebens und Erb— 
leihgütern nachweiſen laffe, und dag ſchon darum Die 
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erfte Kammer werde Anſtand nehmen müſſen, einem 
Beſchluſſe beyzutreten, der in fich ſelbſt inconfequent zu 
ſeyn fcheine. Bi 2 | 

c) Ueber den, fih auf die Andtrodnung dei 
Altrheins bey Bimsheim beziehenden, Antrag de 
Abgeordneten Herrn Braun. 

In Anfehung deffelben bemerft | 

‚bes Groß. und Erbprinzen von Heſſen 
Hoheit: Da ed nur vortheilhaft ſeyn koͤnne, einen 
bedeutenden Landesdiſtrict urbar zu macen; fo werde 
der Antrag der Sroßherzoglichen Staatsregierung unbe 
denflid) empfohlen werden koͤnnen. 
Der Herr Baron v. Mappes: Ihm fcheine der 
Gegenfiand ded Antrags fo fehr der Empfehlung werth 
zu jeyn, daß er felbit bie Bewilligung eigener Fonds 
für die Austrocknung des, Die ganze end ungeſund 
machenden, Altrheins für hinlaͤnglich motivirt anſehe. 
Freilich werde man in einem ſolchen Falle auch die ge 
wonnen werdenden Laͤndereien für Staatseigenthum er 
klaͤren muͤſſen. — 

Das Praͤſidium erklaͤrt hierauf auch uͤber dieſen 
Gegenſtand die Discuſſion für geſchloſſen und veranlaßt 

| . bie Abſtimmung über folgende Gegenftände: 
1242) über den, das Hypothefenwefen auf 

bem rechten Naheufer x. betreffenden , Geſetzes⸗ 

entwurf, durch Vorlegung der Frage: — 
Nimmt die Kammer den, unterm 13. Febr. d. 3. der 
zweyten Kammer vorgelegten „ Gefeßesentwurf, die 
Regulirung des Hypothekenweſens in verfchiebenen 
Gemarfungsiheilen auf dem rechten Rabenfer , welche 
früherbin zu den, auf dem linken Nabeufer gelegenen, 
Ortſchaften: Miniter, Sarmsheim, Raubenbeim, Las 
genlohitöheim und Bretzenheim gehört haben, betref 
end, gleich der zwenten Kammer unverändert an? 
welche einſtimmig mit Ja beantwortet wird. 

2.) Ucber die, mehreren Mainzer Einwoh 
nern zuſtehenden Forderungen für Lieferun 
gen an die dortigen Gefängniffe. | 

Die, zu diefem Ende vorgelegte, Frage: 

Stimmt die Kammer dem VBeichluffe der zweyten Kam 
mer bey: daß die Staatsregierung zu erfuchen fet, 
ben DBoritellenden über die dermalige Rage ihrer An— 
gelegenheit die geeigneten Auffchlüffe geben, die end 
lie Erledigung der Sache möglichft beſchleunigen und 
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den Petenten denjenigen Theil ihrer Forderungen, den 
fie aud den vorhandenen Fonds zu erhalten haben, 
alsbald auszahlen zu laſſen? 
wird nenne einfliimmig be ja hend beantwortet. 
3.) Ueber den, die zweckgemaäßere Erhe⸗ 
he Gänufjsegeldes betreffenben , Antrag 
des De — v. Nodenftein 

De dent: fiellt bierfür die Frage 
* en: ie exrfte Kammer dem Defhluffe ber 
amegrkn Kammer vom 9. Sept. vorigen Jahrs 

( Legatur; 

bey? ba bieſe in ihrem Erlaß vom 16. Maͤrz — 
erklaͤrt, daß fir die Abſicht nicht habe, die, in der 
Chauſſeeordnung vorkommenden, reglementariſchen, 
ee der ftändifchen Mitwirkr g unterwer⸗ 
en zu wo Ä 
und hebt nachdem * einnnthig mit Ja beantwortet 
if, bie Sibung Auf. ; 


Beglaubigt: 
NRiedeſel. Dr. Arnd v, Wreden. 
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Reunundfedutste 


in dem Sitzungsſaale der erften Kaminer-ber 


Landſtaͤnde. —“ 
Darmfladt am 25ten April 1821, 

Unter dem Borfige bes Herrn zweyten 

| | Präfidenten. u A 
Abweſend F — — 
des Groß⸗ und Erbprinzen von Heſſen Hohbeit, 
des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit, des Landgrafen 
* gg Heffen Durchlaucht und: der Herr Kanzler 

r. Arens. 





J. Wurde das Protofoll der Sitzung vom 17ten 
April vorgelefen und genehntigt. - 

1. Machte das Präafivium- die Kammer mit dem 
Inhalte mehrerer Communicate der zweyten Kammer bes 
fannt, und zwar 
a) eined, ben Öefhäftsgang der Kammern 
im Falle des Art, 82 der Borfaffungsur 
funde betr. 9 


b) eines weiteren ‚ betreffend Die V eran twort⸗ 


lichkeit der Minifter. I 
c) eined dritten, das Gefuh des Midhael 
Elemend von Offenbah, die Rüderftattung 
beponirter abyerdbienter Militär-Einfande 
gelder betr, ?) — 
und endlich | 
d) eines das Finanzgeſetz betr. 9 


Beyde erftere verweifet die Kammer an ben zweyten, 


und beyde letztere an den erſten Ausſchuß. 


1) &, Beyl. CCLXIII. d. 16. defts d, Verhandl, d. 2ten Kam 


mer db, Landſt. 
2) ©. Beyl. CGCEXVIH, ebendaf. 
3) ©, Beyl. COLXIX. ebendaf, 
3) S. auſſerordentl. Beyl. I. His XL. dieſer Verhandl. 
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IT. Erfchienen in der Kammer der Herr Gebeime 
—Staatsrath Wernher und der Herr Geheimes und Ober 
friegsrath Seriba. Erſterer verlieft einen Geſetzesent⸗ 
wurf, die, an; die Stelle der Confiscation 
des ganzen Dermögensd tretenden, Strafen 
betreffend *), und begleitet denfelben durch einen Vor⸗ 
trag ‚in welchem er die Gründe der vorgelegten geſetz⸗ 
lichen Dispofitionen näher entwidelt. ' Fr 

Die - Kammer verweifet denfelben an den zweyten 
Ausfhuß. 0. | Ä 

Nachdem beyde Negierungscommifjarien ſich wieder 
entfernt hatten, eröffnet Ä Be, 

IV. das Prafidinm bie Discuffion Aber nachfols 
gende Gegenftände: Ä Ä 
— a) über die Erhaltung und Reparatur 
bes Mainzer Doms. e SO! 

Der Herr Baron v. Mappes bemerkt hierbey: 
Das dermalen noch vorhandene Nothdach verdanfe man 
der Sorgfalt: des verftorbenen Biſchofs; unterbeflen 
fange auch diefes an zu faulen, und es drobe, wenn 
nicht fehleunige Hülfe eintrete > dem Gewölbe felbft Ge- 
fahr. Aus dem Vortrage des Ausfchuffes erfche er ins 
beffen , daß die Arbeit in drey Jahre vertheilt werben 
ſolle. Ob nicht dieſer Zeitraum bey der Dringlichkeit der 
Sache und der ſtets wachfenden Gefahr zu lang fey, 
gebe er; zu erwägen anbeim. Als in dem Jahr 1767 
die beyden Thuͤrme abgebrannt feyen, habe das Domcas 
pitel diefelben auch ohne Concurrenz der Parochianen 
wieder hergeſtellt: bermalen fcheine es billig, daß auch 
der Staat einen Beytrag leiſte. Selbſt die Erhaltung 
- fo, vieler, in dem Dom: befindlichen Kunfigegenftände 
amd geſchichtlichen Denfmähler fordere. ihn hierzu anf. 
Daß die Stadt beytragen müfje, ſey bereits anerfannt, 
wiewohl ſie die ya —— fl., wegen nicht aus⸗ 
gemitteltem Beytrage» Berbältniß, vor der Hand 
bloß proviforifc) hergegeben- habe; er wolle aber auch 
nebftdem auf die, von verfauften Gemeindegütern abs 
zugebenden- und dem Eultus beftimmten, Beytraͤge aufr 
merffam machen. : » 

Der Herr Geh. Staatsrath von Wreden 
erwiedert hierauf: Der Ausfhuß habe weder Die Roth; 


*) Veraleiche Beyl. CLXXXIX. im 18. Hefte d. Verhandl. d.- 
zweyten Kammer d. Landſt. | 
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ba 
deß halb· den Weg der Adreſſe für anſtaͤn⸗ 
diger und, den Umſtaͤnden anpaffender erachtet. 
Was den, am Schluſſe der Abſtimmung des Herrn 
Baron v. Mappes bezeichneten, Fonds betreffer.fo.fep 
tech) diefer der Aufinertfamteit der hohen Gtaalötegie 
rung nicht entgangen , wie jolches in dem Vortrage des 
Lnoöſchufſes, unter Anfuͤhruag des deßfalls erlaffenen 
Miniſterialreſeripts, bereits nachgewieſen worden ſeh— 
Der Hetr Präfident bemerkt, daß, wenn un— 
tet den, vom ae Baron v. Mappes zu einen Behr 
trag beyzuzie henden, Staatsmitteln die oben angefuͤhrten, 
aus dem Verkauf der Gemeindeguͤter herkonmenden, 
Geldet verſtanden werden ſollten, Weldyes jedoch ein Ai 
eigentlicher Ausdruck ſeyn wuͤrde, er —— einen, aut 
denſelben zu entnehmenden, Beytrag nichts zu erinnern 
habe; gegen einen Beytrag aus eigentlichen Staatsnik 
jeln hingegen fi um 2 mehr verwahren mie; als 
bie, für den Mainzer Dom fprechenden, Grände ad 
für mandye andere Kirche ſpraͤchen. Br E, 
Man ging bieranf | eh 
b) zur Diseuffion Aber die, von der zweyten Aa 
mer in on auf die Veräufferung: dei 
Großherzoglichen, in bem Inlande gelegt 
nen, Domänen gefaßten weiteren Beſchluß, und al⸗ 
bey demſelben nichts bemerkt wurde, BER, 
c) über den Antrag des Abd. Herrn Print, bit 
unentgeldlihe Abgabe des Regierungéblatts 
an die Gemeinden betr. über, | | | 
Der Here Praͤſident bemerkt bierbey: Obwohl 
der Antrag viel Ale fich Babe, fo wurde bennad bad 
deffen Realifirung ein" bedentender Ausfall" in der Ei 
nahme He: welcher durch nichts anders gededt 
werde. Er ſey Daher des Dafuͤrhaltens, daß 086 War 
während der jetzigen Finanzperiode bey dem Alten Pelaſ⸗ 
fen werde; bey dem, auf dem naͤthſten Landtage vorſu⸗ 
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fegenden , Bubger aber auf biefen Anfall; NRortgch ge⸗ 
nommen werde 
Des Herrn Grafen 9»n Yiendurge Bi 
dingen- Eri aucht ;erflärte hierauf/ daß Die. von‘ 
dem Herrn Präfidenten weis. ng ben 
fichten des Ausſchuſſes volllommen entſp | 
Das Praͤſidium erflärte bierauf die ZAccſos für 
geföloffen und ging | 
v. zur Abftimmung über fölgenbe 16) egenfüände Aber: 
! 41.) über. den, die Meerstattasehı des Heid el⸗ 
berger Stiftun gsfonds betreffenden, Antrag ded 
Abg. Herrn Braun, und legte die Frage vor: 
Tritt die Kammer dem Antrage ihres nsfchuffes, daß 
ſich Die _ Kammer dem Befchluffe der zweyten Kammer 
nur in ſo fern anſchließen moͤge, als in demſelben 
die Tendenz liegt, der Staatsregierung die angemefs 
fene Salarirung ‚der. rbeinheffiichen Geiftlihen und 
Schullehrer überhaupt zu empfehlen , bey ? 
weldye einftimmig mit Ja beantwortet wurde. 

2.) Ueber den Antrag ded Abg. Herrn Krönde, die 
Lob TIERINOS ber Lehen⸗ und Erbleihgüter 

betreffend. 

Die hierüber geftellte Frage: 

Tritt die Kammer dem Beichluffe der 2ten Kammer 

- bey: bie Staatdregierung zu erfuchen, den Ständen ben 
Entwurf eines Geſetzes vorzulegen, wodurch in Bes 
ziehung auf die fiscaliſchen Erbleihgäter , fowie 
auf die fiscalifhen und nihtfiscalifhen 
Lehenguͤter ben Erbleihträgern und Bafallen die Ber 
fugniß ertheilt wird, die Allodification dieſer Erbleibs 
und Lehengüter nach billigen, im Gefeg beſtimmten, 
Febingungen verlangen zu koͤnnen? 

wurde von Allen mit Nein beantwortet. 
3.) Ueber den, auf Austrodnung bed Alts 
rheins fid beziehenben, Antrag des Abgordn. Herrn 
Braun wurde die Frage geftellt: | 
Tritt die Rammer dem Befchluffe der 2ten Kammer 
bey: die Motion des Abg. Braun der Staatsregie— 
rung zur ſachgemaͤßen — —— und ER 
angelegentlichft zu empfehlen ? 

und einjtimmig bejaht. 

VI. Es erfolgte bierauf die Vorlegung mehrerer 
Entwürfe zu Communicaten an bie ii Kammer. 


16 


HE 
Sie betreffen: 
a) ben, baB Hypothelenweſen auf dem rechten Nu 


beufer betreffenden, Gefeßesentwurf‘, . 


und 


Mainzer Einwohner ‚für 
ſchluß der zweyten Kammer. 


b) bie ziedgemäßere -Erpebung des Chauffeegeites 


c) ben, in Bertehung auf die Vorfiellung mehrerer 
Lieferungen -ıc.: gefaßten, Be: 


Sämmtliche Entwürfe erhalten die Genehmigung 


der Kammer, und das Praͤſidium hebt. die Sitzung auf, 


nn 


- Beglaubigt: | 
Riedeſl. vVv. Vreden 


nV —— 





Siebenzigſte Sigung. 

in dem Sitzungsſaale der erfien Kammer ber. * 
| Landſtaͤnde. 

Darmſtadt am 28ften April 1821. 


wmwmmmmtmW 


Unter dem VBorfige des Herrn weyten 


Abweſend: 


des Landgrafen Louis von Heſſen Durchlauchten und 
der Herr Staatsminifter Freih. du Thil . 





+ I Das Protokoll der. vorigen Sigung wird vor⸗ 
geleſen und genehmigt. 
11. Das Praͤſidium legt der Kammer ein, während 
ber Zeit eingegangened, Communicat der zweyten Kams 

mer, was fih auf die Motion der Abg. Herrn Kid 
und Kraft über bie Wieder her ſtellung der Wollenmaͤrkte 
u. ſ. w. bezieht, zur Einſicht vor - 

Die Kammer verweiſet es an ben dritten Ausſchuß. 

III. Es werden folgende Vortraͤge erſtattet: 
1.) von dem Herrn wirklichen Geh. Rath Frei, 
v. Wieſenhutten: 

a) Vortrag des erſten Ausſchuſſes über den, bie 
Tilgung der Staatsfhulden betreffenden, Ges 


fepesentwurf. 
(Beylage XCV,) . 
b) Vortrag deſſelben Ausſchuſſes uͤ er den, ſich 
auf die Anlegung der Depoſitengelder bey 
der — ———— 


— 
(Beplage XCVL) Er 





*) ©, Beyl. CCLV. b. 15. Hefts d. Verdenti. der — 
Kammer b. Landſt. 


Bo Heft ZI. 


2.) Bon bed Herrn Grafen von Yenburg» Bůdin⸗ 
gen Erlauht: Bortrag bes dritten Ausſchuſſes über. 
ae Geſuch bes Michael Clemens aus Offen 

bad, die Rüderflattung beporirter abver 
dienter Militärs@inftandsgelder betreffend. 
(Beilage XCVI 
IV. Das PBrafi — veranlaßt die Abſtimmung 
uͤber — Gegenſtaͤnde 
1.) über den, fi auf Lie Erhaltung des 
a ae Doms beziehenden , Antrag, des Abg. Herrn 
ertel. 

Die, fuͤr dieſen Zweck — Frage: 

Tritt die Kammer dem Beſchluſſe der zweyten Kam⸗ 
mer: die Staatsregierung zu erfuchen,, durch alle, 
ihr zu Gebot ftehenden, Mittel ( jedoch ohne Vermwil- 
ligung auf die Staatscafe ) bie Zerftärung ber Mains 
ger Domkirche lichſt zu verhindern, mit —32 
auf die, in den Kammern gemachten, Anträge und 
Bemerkungen bey ? 
‚wird einftimmig mit Ja beantwortet. 

2) Meber den, bie Voraͤ uſſerung der Groß 
berzogliden, in dem Inlande gelegenen, 
Domänen betreffenden, Geſetzesentwurf. 

Das Praͤſidium ſtellt deßfalls die Frage : 

Zeits die Kammer den Wünfehen der — SEE 
bey: daß in Art 2 Läs, ce anftatt: „Landratho⸗ 
und Kandgerihtebeziutt geſetzt werde Ze te⸗ 
and Canto.nd“ 
in. demfelben Artikel Lich hinter die. Worte: 
„nerbinbert ‚ib‘ eingufchalten ſey: „oder 
nicht unterfhreiben will”; 
im Art. 10 hinter das Wort: „Örundren 
ten‘ noch eingeruͤckt werbe: „und Eontlaſten“; 
im F —ã When fen} da wi ——— 
rer paſſender druck zu ſetzen ſeyz da wir noch keine 
—X haben 
im Art. 15 anftatt : „Rasbirid ter umbd 
Lan diſch ve iber“ geſetzt werde: „einen Beamten. 
‚der ftreitigen ober willfühetiden Ge⸗ 
richtsbarkeit““? 
auf welche einſtimmig eine bejahende Antwort erfolgt. 

3.) Ueber die Motion des Abg. Herrn Prinz, Die 
unentgeldblihe Abgabe des Kegierungsblatis 
an die Gemeinden‘ betreffend. 
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"Die, zu diefem\Ende vorgelegte , Frage: — 
Tritt die Kammer * — der zweyten Kammer 
‚eyatur, \ 
infoweit bey, daß, wenn auch in biefer Finanzpes 
riode der Antrag nicht beradfihtigt werden Pünne, 

bie Stagtöregierung, es dod für die nächte tun möge ? 
wird allgemein mit Ja beantwortet. _ BEE 

V. Zum Schluſſe "werden mehrere Entwürfe zu 

Erläffen an die zweyle Kammer zur Genehmigung vor» 
gelegt : fie ‚betreffen F 
4) die Motion des Abg. Herrn Kroͤncke über die 
Allodiſication der Lehen⸗ und Erbleibgüter; er 
2.) den Antrag dee Abg. Herrn Braun über bie 
Austrocdnung des Altrheins bey Gimsheim; Bun: 
3). die in Antrag gebuachte, Ueberlaſſung des Hei⸗ 
delberger Stiftungsfonds zur Verbefferung, der. Beſob⸗ 
dungen der Geiſtlichkeit in der Provinz Rhein heſſen. 

Die ſaͤmmtlichen Entwuͤrfe werden von der Kammer 

genehmigt und das Praͤſidium ‚hebt die Sitzung auf. 


Beglaubigt: 
Miedeſel. -De: Arens. v. Wreden. 
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Einundfiebenzigfte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erften Kammer ver 
— Landſtaͤnde. EA ee 
Darmftadt am 2ten May 1821. 
Unter dem Borfite ded Herrn zweyten 
Zu Präjidenten - ra 
. Abwefend : BE 
ded Prinzen Emil von Heffen Hoheit; des Landgrafen 


Louis von Heſſen Durchlaucht und der Herr Staats⸗ 
miniftet Freiherr du Thil. | 





1 Das Protofoll der vorigen Sigung wird vor 
gelefen und genehmigt. — 

II. Das Praͤſidium legt der Kammer mehrere Erlaſſe 
der zweyten Kammer zur Einſicht vor. Sie beziehen ſich 

a.) auf einen, den Zunftzwang in dem Amte Voͤhl 
betreffenden, Antrag des Abg. Herrn Prinz. 7) 

Die Kammer verweifjet diefen Erlaß an den britten 
Ausfchuß. | | _ 

b.) auf einen Antrag der Abg. Herrn Prinz, Hat, 
Groth ꝛc., die Sagdverpachtungen betr. **) 

Diefer Erlaß wird dem erſten Ausfchuffe zugetheilt. 

c.) Auf den, die Abtretung des Privateigenthums 
zu Öffentlichen Zwecken betreffenden, Gefeßesentwurf. 

Die Kammer bejchließt, dieſen Erlaß zu ven Acten 
gu regiſtriren. 

III. Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden 
erftattet, im Namen des dritten Ausfchuffes, mündlichen 
Vortrag über die, die Einführung von Wollen 
märften betreffende, Motion der Abg. Herrn Kick und 
Kraft und trägt aus den, in der zweyten Kammer dafür 
entwicelten, Gründen darauf an: daß fich die erite Kam- 
mer dem Antrage der zweyten Kammer anfchliegen möge. 





*) ©, Beyl. CCLXXVIII u, CCLXXIX. im 17. Hefte der Ver: 
bandlungen der zweyten Kammer der Landilände 
**) S. Beyl, CCAÄCI u. CCXCII. im 18. Hefte diejer Verhandl. 
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IV. Das Präfidinm eröffnet die Discuffion * 

A. über den, Die Tilgung der Staatsſchul— 
ben betreffenden, Geſetzesentwurf. Daffelbe geht zu dem 
Ende die einzelnen Artikel, mit Bezugnahme auf die, 
von dem Ausfchuffe der Kammer dazu. gemachten, Bemer; 
fungen,, durch. I 

Es bemerkt hierauf. zu dem Aten Artikel— 

der Großherzogl. Lanptagscommiffarins 
Herr Geh. Staatsrath v. Kopp: Die, von dem 
Ausſchuſſe hinfichtlich der, von den Necepturen zu leiten, 
den, Zahlungen vorgefchlagenen, Beftimmungen feyen. im 
Grunde: bloß reglementariſch; die Gewährung derjelben. 
werde indeſſen feinen Anftand finden. 

Der Herr wirflihe Geheimerath Freib. 
v.Wiefenhätten: Der einzige Zweifel, der ſich viel⸗ 
leiht dagegen vorbringen laffe, beftehe darin, daß bie, 
von den Necepturen zu leiftenden, Zahlungen vielleicht 
einen nachtheiligen Einfluß auf den Eredit ber Generals. » 
caſſe haben fönnten; allein, genau erwogen, fey das doch 

nicht zu befürchten. j 
Zu dem Tten Artifel. 

Der Herr Geh. Staatsrathv. Kopp: IM 
der zwepten Kammer fey zu dieſem Artikel der Vorfchlag 
gemacht worden, das minimum der jährlich abzutragenden 
Summe, zu befiimmen. Diefes fey aber aus dem zweyfachen 
Grunde nicht raͤthlich, theils weil diefed einen nachthei- 
ligen Eindrud ‚auf das Publifum, was daraus: vielleicht 
auf eine fehr lange Verzögerung der gänzlichen Tilgung 
der Staatsſchuld jchließen könnte, machen würde, theils 
aber darum, weil aufferordentliche denkbare Falle moͤg⸗ 
lich feyen, in welden in einzelnen Jahren felbft das 
minimum sicht aufgebracht werben Fünne. ee 

“ 3u dem Sten Artifel. | 

Der Herr. Gcherme Staatsrath v. Kopp: 


Er halte die Faſſung des Gefetes, nach welcher für die - 


Berloofung zwey beftimmte Termine fejtgefeßt jeyen, noch 
inimer für bie beffere, weil fie ein größeres. Zutrauen 
begründe. er 

Der Herr Präfident un. ber Herr Geheime 
Staatsrath v. Wreden erflären ſich hiermit voll 
fommen einverftanden. 

Der Herr wirflide Geheimerath Freiherr 
v. Wiefenhätten: Er müfje dem Borjchlage der zwiy- 
‘ten Kammer aus: dem Grunde den Vorzug einräumen, 
Deft ILL. d. Verhdl. d. ert. Kammer. 5 
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weil es möglich fep, daß kurz nach dieſen firirten Ter⸗ 
minen noch bedeutende Summen zur Calle eingeben koͤnn⸗ 
teu,. welche dann bis zu dem naͤchſten Termine nuglos 
liegen bleiben müßten. | 
Der Herr Geh. Staatsrath v. Kopp: Gollte 
das der Fall feyn, fo werde diefer Nachtheil durch Vorſchuͤſſe 
aus der Hauptftaatscafle entfernt gehalten werden können. 
Der Herr Kanzler Dr. Arens: Ihm fcheine 
der Nachtheil, deffen der Herr Geh. Rath Freih. v. Wies 
ſenhuͤtten erwähne, nicht zu fürdten zu feyu, weil es aud) 
bey wechjelnden Terminen möglich bleibe, daß dann und 
wann einzelne Zahlungen ausbleiben koͤnnten und weil man 
bey feftitebenden Terminen die Zahlungstrirten fo einrich— 
ten loͤnne, daß die Gelder zu der rechten Zeit eingingen. 
| 3u dem 9ten Artikel. 
Der Herr Geh. Staatsrathb v. Kopp: Die 


Beſtimmung unter Nr. 4 diefes Artikels Fünne nicht ganz 


* 


deutend; fie betruͤgen über 14 


wegbleiben. Gr finde aber bey dem Antrage bed Aus— 


ſchuſſes der erften Kammer, wodurch jeder Zweifel ent 


ferne gehalten werde, nicht® zu erinnern. Die Gapitas 
lien der öffentlichen Inſtitute übrigens nicht unbes 
illion. | 
| Zu dem 10ten Artifel. 

Der Herr Baron v. Mappes: Nach allen Ers 
fahrungen Eönne der Staat durd die Aunahme ferner 
Papiere an Zahlungsitatt nichts verlieren; die Concur— 
renz ber Käufer werde. größer und dadurch der Preis 
gejteigett werden. Der Vorſchlag des Ausichuffes fen 
daber um jo aunehmbarer, als ohnehin zu erwarten jey, 
daß der Werth. der. Staatspapiere dem baaren Gelbe 
ganz gleich fommen werde, Ä 

Der Herr Präfident:. Dann wäre es vielleicht 
befjer, die Zahlung in Staatspapieren ganz unbedingt zu 
erlauben, 

Der Herr Geh. Staatsrath v. Kopp: Diefes 
werde darum nicht angehen, weil dann vielleicht gar Fein 
baaıes Geld eingehen fünnte, wobey die Caſſe, weil fie 
aud) baare Zahlungen zu machen habe, nicht beſtehen koͤnne. 
3u dem 11ten Artifel. | 

Der Herr Geh. Staatsrathbv. Kopp: Der, 


F fi) auf die Größe der Obligationen beziehende, Antrag 


des Ausſchuſſes betreffe einen rein reglementarifchen Ges 
genftand. Die Staatsregierung werde auch einige Oblis 
gationen von 100 fl. creiren muͤſſen, weil fie deren für 
die vorkommenden Ausgleichungen beduͤrfe. 
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Der Herr Baron v. Mapped: Die Ereirung 
zufleiner Obligationen fcheine der Würde des Staats 
nicht ganz angemeffen zu feyn. Celbit die Stadt Mainz | 
babe, ſich zur Ausftellung fo kleiner Obligationen nicht 
entſchließen Eöniem | 

- Der Herr Geheimerath Freiherr vv Wies 
fenhütten: Die Mühe und Arbeit bey der Gaffe werde 
ſich dadurch ſehr vermehren; auch fehe es nicht gut aus, 

wenn zu Heine Obligationen Ausgejtellt würden, Auf 
jeden. Fall werde es gut feyn, der Fleinen Obligationen, 
die übrigens in Beziehung auf die Ablöfung von Gefäls 
len von Nutzen ſeyn könnten, nicht zu viele auszufertigen. 

Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden: Er 
balte dafür, daß diejer rein reglementarifche Gegenftand 
lediglich dem Ermefien der Staatsregierung anheim zu 


ftellen. ſey. | | 
3u dem Adten ArtifelL 

Der, Herr Präfident: Er glaube, daß man bie, 
die Wahl des Directors betreffende, Beſtimmung des Ars 
tifel8 wohl aus dem Grunde annehnten Fönne, weil fie 
ſich bloß auf einen einzelnen vorübergehenden Gegen 
jiand beziehe. - 2 | 

Der Herr Baron v. Mappes: Er fey biers 
mit einveritanden, weil bey dem Finanzgefege gleichfalls 
durchgezählt werde und diefer Geſetzesvorſchlag fi) doch 
auch. auf die Finanzen beziehe. | | 

Der Herr Präfident: Den Grind Tönne er 
nicht gelten laffen; denn zum Finanzgejege gehöre ber 
Entwurf offenbar nicht. 
Der Herr Kanzler Dr, Arens: Im allen 
Fällen, in welchen feine verfaffungsmäßige Ausnahme 
exiſtire, ſeyen die Nechte beyder Kammern ganz. gleich) 
und es fcheine ihm Pflicht der erſten Kammer zu ſeyn, 
ſich Diefe Gleichheit der. Rechte zu erhalten und nicht dad 
Geringfte davon zu veräuffern: Don diefen Grundfägen 
ausgehend, koͤnne er nar dem Antrage des Ausſchuſſes 
in der Art beyſtimmen, daß, bey einer bleibenden Ver— 
ſchiedenheit der Meinungen beyder Kammern, das Loos 
zwiſchen den beyden Gewaͤhlten entſcheiden moͤge. Da⸗ 
durch werde das. gleiche Recht der erſten Kammer voll 
fommen aufrecht erhalten. , — 

Zu dem U4ten Artikel. 

Der Herr Geh. Staatsrath v. Kopp: Die 

Staatsregierung betranhte das Amt des Directors ald 
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ein Ehrenamt. Wolle man dem, von den Ständen zu 
ernennenden, Director eine Befoldung auswerfen, fo 
werde ber, von der Staatsregierung ernannte, Director 
gleichfalls Anfprüche auf eine Befoldung machen. Die 
Stelle des Controleurs fey mit 500 fl. hinlaͤnglich bezahlt, 
indem der Gontroleur bey der Generalcafle nur eine Bes 
foldung von 50 fl. beziehe. Wolle man jenen nody höher 
befolden, jo werde auch diefer mit neuen Forderungen 
auftreten. 

Der Herr wirflihe Geheimerath Freih. 
v. Wiefenhütten: Er halte es für billig, daß aud 
der Director angemeffen befoldet werde, denn er habe 
. eine große Refponfabilität und werde auch im Anfange 

- viel zu thun haben. Es koͤnne auch vielleicht dazu ein 

Mann gewählt: werden, der noch Feine große Befoldung 
babe. Zur Uebernahme der Eontroleuröftelle jcheine ihm 
der Großherzogl. Hoffammerrath Kleinfhmitt vorzüglid 
geeignet. Diefer werde, weil feine bisherigen Functionen, 
"als Landesobereinnehmer, wofür er eine Befoldung von 
600 fl. bezogen babe, eingehen würden, das Amt auch 
ganz umjonft übernehmen koͤnnen. 

Der Herr Kanzler Dr. Arend: Auch er halte 
es für billig, den Director des Inftituts, weil er Mühe 
und Verantwortlichfeit habe, nicht ohne Befoldung zu 
laffen. Man fönne indeffen den Umfang der Gefhäfte 
der Directoren noch zur Zeit nicht vollitändig uͤberſehen, 
er trage daher darauf an, über die Größe der Bejol- 
dung des Director vor der Hand nichts zu beftimnfen, 
fondern diefelbe erft auf dem nächften Landtage zu regu⸗ 
liren und ihm dabey zugleich eine angemefjene Remune⸗ 
ration für die Vergangenheit zu bewilligen. | 

Man erflärt fih won mehreren Seiten mit. diefem 
Borfchlage einverſtanden. | 

Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden: Er 
halte. es für vortheilhaft, bey der Wahl der Directoren 
und der übrigen Beamten vorzugsweije auf brauchbare 
Penfioniften Rüdjicht zu nehmen. \ 

In Beziehung auf den Vorſchlag: die, zugleid ım 
Staatsdienfte ftehenden, Directoren ihrer Pflichten gegen 
die Staatöregierung zu entbinden, bemerft 

ber Herr Geh. Staatsrath v. Kopp: Auf dieſen 

Vorſchlag koͤnne die Staatsregierung nicht eingehen. Df 
fenbar fole man bie Pflichten gegen die Staatsregierung 
eher einfchärfen als erlaſſen. Wolle man die Directoren 
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ihrer Pflichten gegen die Staatsregierung entbinden, fo 
wiirde fie ja während der Zwiſchenzeit aller Aufficht . 
entzogen werben. Der Vorſchlag wuͤrde wahrfcheinlich 
auch gar nicht gemacht worden jeyn, wenn ſich nicht bey 
der Debitcafje eine ſolche Pflichtentlaffung fände. Allein 
dieſe beruhe auf. dem ganz befonderen, bier durchaus feh⸗ 
fenden, Grunde, daß man damals nur durch dieſe Pflicht: 


- entlaffung die. Kaiferliche Debit - Commiſſion, die fonft 


> 


würde ernannt worden feyn, habe entfernt halten Fönnen. 
Das Präfidium erflärt hieranf die Discuffion für 
geſchloſſen und legt ferner 
B. den, bie Anlegung der Depofiten bey der 
Staatsfhuldentilgungscaffe betreffenden, 
Geſetzesentwurf, fo wie. . | 
C. das Geſuch des Michael Eleinens aus Df- 


fenbah um Rüderfiattung abverdienter 


Deponirter Militärs Einftandsgelder 
zur Discuffion vor. m Br | 
- Er erfolgen indeffen über biefe beyben Gegenftände 
keine Bemerkungen. Ä | er 

Der Herr Vräfident: zeigt hierauf der Kammer an, 


daß er ſich fehr unmohl befinde und daher nicht im 


Stande feyn werde, den naͤchſten Sigungen zu präfidiren.. 
Er wolle es baber ber Entfchließung der hohen Kammer 
anbeim geben: ob fie des Großherzogs Königliche Hoheit - 
um die Ernennung eines andern zweyten Präfidenten bit- 
ten oder auf irgend eine andere Weife für die Praͤſidi— 
rung ‚der nädhiten, nicht wohl zu verfchiebenden, Sitzun⸗ 


‚gen. die noͤthige Fürforge treffen wolle. 


Die Kammer vereinigt ſich hierauf: zu: dem Beſchluſſe: 
des Groß» und Erbprinzen- von Heffen Hoheit; als das 
erftie Mitglied der Kammer, zu erfudhen, das Präfidium 
für die Dauer der Krankheit des Herrn zweyten Prä- 
ſidenten gefälligft zu übernehmen. | 


Seine‘ Hoheit erflären ſich zu diejer Uebernahme 
bereit, worauf die Sitzung aufgehoben wird. 
| | Beglaubigt: | 5 
Ludwig, Dr. Arens. — 9 Wreden. 
Groß: u. Erbprinz. = 
—E 
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Zweyundfiebenzigfte Sikung . 
in dem Sitzungsſaale der erften Kammer der 
Landſtaͤnde. ne 
Darmfiadt, am Aten May 1821. 


4α 
Unter dem Vorſitze Sr. Hoheit des Groß— 
und Erbprinzen von Heſſen. 

Abweſend: BER ee, 
der Herr zweyte Präfident und bed Landgrafen Louis 
yon Hefjen Durdlaudt. | | 

"I Das Protokoll der legten Sitzung wird vorge 
Iefen und genehmigt. tr 8 | 
II. Das Praͤſidium legt zwey neu angefommenen Er 
laffe der zweyten Kammer zur Einſicht vor. Sie betreffen 
4.) eine Befchwerdeführung des Weltpriefterd Paul 
Deſt aud Bingen wegen verweigerter Penfiongzahlung;*) 

2.) eine Befchwerdeführung des Amts Büdingen, 
wegen verweigerter Auszahlung ruſſiſcher und preuſſiſcher 
Etappengelder. **) | | 

‚ Die Kammer verweifet diefe beyden Erlaffe an den 
britten Ausfchuß. — u 

II. Es werben folgende Vorträge erftattet: 

Ar veferirt Herr Prälat Dr, Schmidt, im Namen ded 
zweyten Ausſchuſſes, fchriftlich deſſen gutachtliche Anſich⸗ 
ten über den Entwurf der Gemeindeordnung. 

 (Beylage XCVIll,) 
’ B. Der Herr Kanzler Dr. Arens erftattet weiteren 
ſchriftlichen Vortrag des zweyten Ausfihuffes über den 
" Entwurf Des Berantwortlidhfeitsgefeges. 

Ä (Beylage XCIX.) = 

IV. Das Prafidium erflärt hierauf bie Discuſſion 
über ben, die Einführung von Wollenmärften 
betreffenden, Antrag der Abg. Heren Kick und Kraft für 
eröffnet. \ | | 

*) S. Beyl. ECLXXXVI. im 17, Hefte dev Verhandlungen ber 
zweyten Kammer d, Landſt. 
**) S. Beyl. CCLXXXLY, ebendgf, 


- 
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Es bemerft daruͤber —— | 
der Herr Geh, Stantsrath v. Wreden: Er 
halte den, von ber zweyten Kammer auf diefe Motion 
gefaßten, Beſchluß für fehr fachgemäß. Das Einzige, 
was nıan vieleicht dagegen’anführen könne, fen die große 
Einfchränfung und Verminderung ber Schäfereyen in 
nenerer Zeit. Indeſſen gäbe es doch noch mehrere Gegen⸗ 
ben des Großberzogthums, in welchen die Schäfereyen nod) 
ſehr gut im Stande feyen und ed könne daher bie, am 
‚ bie Staatsregierung gerichtete, Empfehlung diefer Ange 
legen heit auf jeden Fall nur vortheilhaft feyn. 
Die Herren Grafen von Vfenburg, Erbach 
nnd Solm® erflären ſich mit biefer Bemerkung volls 
fommen einverftanden, worauf die Discuffion für gefehlofs 
fen erflärt und Ä — TE 
V. zur Abftimmung über folgende Gegenſtaͤnde übers 
gegangen wird: | 
1.) über den, bie Tilgung der Staatsſchul⸗ 
den be£reffenden, Geſetzesentwurf. | 
Das Praͤſidium ſtellt zu dem Ende die Fragen: 
1.) Wil die Kammer den Art. 1 des Geſehesentwurfs, 
der ſo lautet: 
- (legatur) — 
mit der Modification annehmen, daß anſtatt der 
Worte: „für allgemeine Staatsſchulden 
erflärt‘ gefegt werde: „für allgemeine, 
nad der Eonftitution von ben Ständen 
für garantirte Staatsfhulden erflärt” 
und noch weiter gefegt werde: „daß fie insbe; 
fondere auch auf dem, zur Schuldentil 
gung aewidmeten, Drittel’ ber Domänen 
ruben?” | 
Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet.‘ 
2.) Nimmt die Kammer den Art. 2 des Entwurfs mit 
der Abänderung an, baß der legte Eat; befjelben 
fo gefaßt werde: „Letztere follen, fobald als mög 
lich, von der oberften Siaatsbehörde, unter befons 
- derer Verantwortlichfeit derſelben, Liquid geſtellt 
werden?‘ | 1 | 
Auch auf diefe Frage erfolgt eine einftimmige bejas 
hen de Antwort. — 
3.) Wiill die Kammer den Art. 3 bed Gefegesentwurfd 
‚annehmen? . 
Saͤmmtliche Mitglieder beantworten biefe Frage mit Ja. 
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4.) Nimmt die Kammer den Art. 4 unverändert an? 
Diefe Frage wird allgemein mit Nein beantwortet. 
Das Präfidium ftellt hierauf fofort die weitere Frage: 
5.) Will dann die Kammer der Staatsregierung zu die— 
fem Artifel den Wunſch ausfprechen, daß dasjenige, 
was jede dazu beſtimmte Neceptur zur Schuldentil- 
gungscaffe jaͤhrlich vorzugsweiſe bezahlen fol, mehr 
nicht, als die Hälfte der jährlichen Durchſchnitts⸗ 
einnahme der Neceptur, betragen möge? 
. Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 
6.) Will die Kammer den Art. 5 annehmen und dazu 
noc folgende Zufäge in Vorſchlag bringen, daß 
a.) in Nr. 1 auc) noch derjenigen Activcapitalten, welche 
dem Großherzogthum bey Theilung des rheinpfälzis 
fchen Adminiftrationsfonde zugefallen find, als bier: 
» ber ebenfall8 überwiefen, ausdruͤcklich zu erwähnen; 
‚ b) in Ar. A anftatt: „welcher nah Abzahlung 
MW der fhmwebenden Staatsfhuld übri 
bleiben wird‘ zu fegen ſey: „welder na 
- Verwendung von jährlichen 75000 fl. zu 
den laufenden Staatsbedürfniſſen und 
nad sbaabfonn der ſchwebenden Staat 
fhuld übrig bleiben wird’ und | 
bey Nr. 7 hinzugefegt wird: „daß diefe, bey 
ber Schuldentilgungscaffe angelegt 
werdenden, Sapitalien eben fo, wie die, 
unter ir. 5 u. 6 erwähnten, Poften als 
von den Ständen garantirt, unb auf die 
Steuern, das Domänenbdrittel x. radi— 
_ eirt, angejehben werben follen?“ 
Einftimmig wırd diefe Frage mit Sa beantwortet. 
7) Will die Kammer den Art.6 unverändert annehmen ? 
Auch diefe Frage wird einftinnmig bejaht. 
8.) Bill die Kammer den. Art. 7 ohne weiteren Zuſatz 
annehmen? - | 
Diefe Frage wird ebenfalld einftimmig bejaht. 
9.) Wil die Kammer den -erften Abfat ded Art. 8 un⸗ 
- „verändert annehmen ? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Nein beantwortet. 
Die hierauf von dem Präfidium geftellte Frage: 
10.) Sit dann die Kammer der Meinung, baß ftatt der, 
in: biefem Abfate vorfommenden, Worte: „den 

1. Jänner und den 1. Julius zu hbaltende 
Verlooſung“ gefegt werben möge: „wenig 


— 


c 
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ſtens zweymal im Jahre zu haftende 
Berloofung?” 

wird von 12 Stimmen gegen 2 mit Sa beantwortet. 

11.) Nimmt die Kammer die beyben folgenden Abfäge 
des Art. 8 unverändert an? Sn 

13 Stimmen gegen 1 verneinen biefe Frage. 

* — wird von dem Praͤſidium die weitere Frage 

geſtellt. 

12.) Wuͤnſcht dann die Kammer, daß in dem dritten 
Abfhnitte die Worte: „drey Monate’ gegen 
die Worte: „nah Ablauf von 3Monaten’ 
vertaufht und daß die letzte Periode in dem brit- 
ten Abfage weggelaffen und anftatt derſelben geſetzt 

werden moͤge: „die Zinſen eines ſolchen 
Capitals ſollen nicht länger laufen 
als bis zu dem Tage, an weldhem bafs 
felbe hätte in Empfang genommen wer, 
den müffen, wenn er der Gläubiger 
das Capital erfi fpäter in Empfang 
nimmt? | 

‚ Die fämmtlichen Mitglieder der Kammer beantworten 

‚biefe Frage bejahenbd. 

413.) Will die Kammer den Art. 9, Nr. 1, 2, 3, 5, 6 
u. 7 mit den, von der zweyten Kammer in Vor⸗ 
fchlag gebrachten und von dem Ausfchuffe der erften 
Kammer gebilligten, genaueren, Beftimmungen da- 
bin annehmen, daß bey Nr. 2 diefed Artikels ans 

ſtatt: „welche“ zu fegen fey: „ſo lange 
fie; daß ferner bey Nr. 3 hinzugefügt werde: 
„daß die Sautionen 3 Monate, nachdem ber Rechner 
der Schuldentilgungscafie die Weifung zur Ruͤckzah⸗ 
’ Iung erhalten bat, zurüdbezahlt werden follen ?“ 
und Daß endlich bey Nr. 7 noch zugefeßt werbe: 
„daß bie jegt noch nicht völlig liquid geftellten Ca- 
pitalien zur Verlooſung kommen, ſobald ſie liquid 
geſtellt worden find?’ —— 
Dieſe Frage wird gleichfalls von allen Mitgliedern mit 
Ja beantwortet. 

14.). Will die Kammer, daß die Beſtimmung unter 
Nr. 4 des Art. 9 beybehalten werde? 

Dieſe Frage wird einſtimmig verneint; worauf von 
dem Praͤſibium die weitere Frage geſtellt wird: 

15.) Tritt dann die Kammer dem Antrage ihres Aus» 


| ſchuſſes bey, daß die, von dem Groß herzoglichen 
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Regierungs⸗Commiſſarius zu biefer Stelle gege⸗ 
bene Erläuterung, „daß die Capitalien der 

- Öffentliden Infitute, wenn bie obere 
Staatsbehörde über deren Zahlbarfeit 
zuvor entfhieden babe, vorzugsmweife 
undohnePBerloofung zurüdgezabltwer 
ben follen’ in dem Gefege ausdrücklich audges 
fprocdyen werden möge? | 

Hierauf erfolgt eine einftimmige bejahende Antwort. 


6.) Will die Kammer den Art. 10 unverändert an⸗ 
nehmen ? Eng 

Bon 13 gegen 1 Stimme wird biefe Frage mit Nein 
Beantwortet. | 

Es wird fodanı von bem Präfidium bie meitere 

Frage geftellt : 

17.) Tritt Bann die Kammer dem Befchluffe der zwey⸗ 
ten Kammer bey: „daß nur die Hälfte bes 
Kauffbillings in Staatsſchuldenver— 
fhreibungen bezahlt werden koͤnne“ 
und baß flatt des, in dem Artifel vorfommenden, 
Worted: „Staatefhuldverfhreibungen‘ 
gefett werben möge: „nah Inhalt bes $.y 
von ber Berloofung nicht ausgeſchloſ— 

‚fene Staatsſchuldverſchrelbungen?“ | 
Diefe Frage wird allgemein mit Ja beantwortet. - 


8.) Wil die Kammer ben Art. 11 mit den, von der 
weyten Kammer vorgefchlagenen unt von dem 
usfchuffe der erſten Kammer gebiligten, Zufägen 

dahin annehmen | 

a.) daß die Ausfertigung dieſer, auf den Inhaber 

lautenden, Obligationen. nicht an eine beftimmate 
Summe zu binden, fondern die Direction der Zil- 
gungscaffe zu autorifiren fey, fo viele derfelben 
auszufertigen, als zur fraglichen Umtaufchung 
nothwendig find; 

b.) daß diefe Dbligationen im Namen bed Großbers, 

zogs audgefertigt, mit bem Staatsſiegel verjeben 
und von den beyden Directoren der Tilgungscaffe, 
dem Hauptrechner und dem Sontroleur unterjehrier 
ben feyn muͤſſen; und | 

ce.) daß keine ſolche neue Dbligation auf eine böhere 
‚ Summe, als auf 1000 fl. ausgeftellt werben dürfe? 
Diefe Frage wird gleichfalls allgemein bejaht. 
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19.) Will die Kammer, nach dem weiteren Vorſchlage 
ihres Ausſchuſſes, der Staatsregierung zu dieſem 
Artikel auch den Wunſch ausſprechen, daß auch 
kleinere Obligationen zu 500 und 250 fl. ausges 
ftellt werden mögen ? | 

Auch biefe Frage beantworten ſaͤmmtliche Mitglieder 
mit Ja. 

20,) Stimmt die Kammer für die Weglaſſung des Art. 12 
des Geſetzesentwurfs? 

Dieſe Frage wird, ebenfalls allgemein mit Ja beant⸗ 
wortet. 

21.) Will die Kammer den Art. 13, fo wie er von der 
| Staatsregierung vorgelegt worden, annehmen ? 
Diefe —7 wird einſtimmig mit Nein beantwortet. 
In Folge dieſer Antwort wird hierauf von dem 

Praͤſidium die weitere Frage geſtellt: 

‚m. ) Stimmt dann die Kammer dafür, daß die Worte: 
„perbleibt, wie bisher” gegen die Worte: 

„ſteht zn’ ‚vertaufcht werden und daß der Schluß 
fat dieſes Artikels dahin abzuaͤndern ſey — daß bey 
Verſchiedenheit der Meinungen beyder Kammern 
das Loos unter den, von den einzelnen Kammern 

Gewaͤhlten entſcheiden ſoll? 

Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. 

23.) Nimmt die Kammer den Art. 14 — ER. | 

Diefe Frage beantworten ſaͤmmtliche Mitglieder vers 
neinenb. 
Das Prafidium ftellt hierauf die weitere Frage: 

24.) Bil fie dann dazu folgende Zufäge und nähere 
Bellimmungen in Vorfchlag bringen: . 

4.) daß von der Wahl des Controleurs ganz daffelbe 
er was wegen ber Wahl des Directors fo eben 

efchloffen worden ift; 

2.) daß fein Gehalt bey der jedesmaligen Ernennung 
durch Einverftändniß der Stände mit der Regies 
rung beftimmt werden möge? , - 

Saͤmmtliche Mitglieder Beraten diefe Frage. 

25.) Iſt die Kammer der Meinung, daß aud für ben, 
von ben Ständen zu mwählenden, Director des ns 
ftiruts eine angemeffene Befoldung im Einverftänd- 
niffe mit der. Regierung beftimmt werden möge? 

Diefe Frage wird ebenfalls mit Sa beantwortet. 

26.) Hält es ferner die Kammer für zwedgemäß, Die 
Veſoldung des Directors auf dieſem Landtage noch 
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nicht feftzufeßen, fondern ihm erft auf dem näd)- 
fien Landtage, wo man ben Umfang der Gefchäfte 
deffelben zuerſt vollſtaͤndig wird beurtheilen koͤn— 
nen, eine Nemuneration für die vergangene Zeit 
auszumerfen und für die Zufunft den, Betrag feis 
ner Befoldung feftzufegen ? | 

Auch diefe Frage wird von fämmtlichen Mitgliedern 

‚mit 5a beantwortet. Ä 

27.) Sit die Kammer mit bem, von ber zweyten Kam⸗ 
mer in Borfchlag gebrachten, Zufatartifel dee 
Inhalts: „daß die Directoren der Schuldentil- 
gungsanftalt auf genaue Befolgung des Geſetzes 
und zwar, wenn-fie Staatsdiener find, unter Ent: 
laffung ihrer Pflichten gegen die Staatsregierung, 
beſonders verpflichtet und ben Ständen beglau— 

‚ bigte Abfchriften des Verpflichtungsprotofolls mits 
getheilt werden follten‘’ einverftanden ? 
Da dieſe Frage einftimmig verneint wird, fo flellt 
das Präfidium bdie.weitere Frage: 

28.) Sf dann die Kammer der Meinung, daß diefer 
Zufagartifel in fo weit nicht an;unehmen fey, als 
er zugleich auf die Entlaſſung der Directoren von 
ihren Pflichten gegen bie Staatsregierung, fobald 
biefelben Staatsdiener find, mitgerichtet it? 

- Auf diefe Frage folgt einftimmig eine bejahende 

‚Antwort. | 

29.) Wil die Kammer dem zweyten Zufaßartifel: „daß 
ben Ständen, und zwar, jeder Kammer allein, das 
Recht zufteht, die Directoren in dem Falle in Aus 
klagezuſtand zu verjegen, wenn fie gegen das Ge- 

ſetz gehandelt, 3.8. zugegeben haben follten, daß 
die Fonds ber — ige aaa anderwaͤrts 
verwendet werden“ beytreten 
Dieſe Frage wird einſtimmig verneint. 

30.) Will die Kammer dem, weiter in Vorſchlag ge 
brachten, Zufasartifel: „daß das Oberappellatis 
onsgericht gegen bie Directoren dad competente 
Gericht ſeyn folle‘ ihre Zuſtimmung ertheilen ? 

Diefe Frage wird ebenfalld einitimmig verneint. 

31.) Tritt die Kammer dem weiteren Zufakartifel bey: 

a.) daß die Schulden der Chauffee- und Flußbaucaffe 
der Schuldentilgungscaffe zur Verzinfung und Til: 
gung überwiefen ‚werben Olfen. welche in dieſem 
Falle die, zur Verzinfung bereits von der Kammer 
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zum Ausgabepoften X 9 u. X 10 des Staatsvor⸗ 
anfchlags bewilligten, Summen von der Staatscaffe 
noch über die, ım Art, 3 genannte, Summe zu 
‘empfangen hätte; | Ye 
b.) daß die Gläubiger der Chauſſee⸗ und Flußbaucaffen 
binfichtlic) der Verzinfung und Rüdzahlung ihrer 
Forderungen, eben fo behandelt werben follen, wie 
die bisherigen Gläubiger ded Staats nad) dem 
gegenwärtigen Gejege werden behandelt werden ? 
Auch dieſe Frage verneinen ſaͤmmtliche Mitglieder. 
32.) Wil die Kammer dem, weiter in Vorfchlag ges 
brachten, Zufage betreten: „daß bie Rüdzahlung 
der, nach Art. 5, Nr.1 des Geſetzes zugewiefenen 
verzinslichen, Activforderungen auch in vers 
loosbaren Staatsobligationen nad dem Nomi⸗ 
‚ nalmwerthe gefchehen koͤnne? 
„Don fämmtlihen Mitgliedern wird diefe Frage mit 
Ja beantwortet. | | 
33.) If die Kammer der Meinung, daß, nad dem 
Befchlufje der zweyten Kammer, bey der Wahl des, 
von ben Ständen zu wählenden, Director und 
Controleurs aud Stellvertreter derfelben, für den 
Fall des Abgangs derfelben, während die Stände 
nicht verfammelt find, zu wählen feyen ? 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. | 
4) Will die Kammer das, von ihr zu dem Art. 13 
beſchloſſene, Defiderium, nad) welchem bey Vers 
fchiedenheit der Meinungen beyder Kammern, uns 
ter den, von den einzelnen Kammern gewählten, 
‚, Directoren das Loos entfcheiden möge, als Bedins 
‚gung für Annahme des Geſetzes ausfpredhen? 
Dieſe Frage wird von 10 Stimmen gegen 4 mit Sa 
beantwortet. " : 
35.) Will die Kammer, dem Befchluffe der zweyten 
Kammer gemäß, die übrigen, zu dem Geſetze in 
Vorſchlag gebrachten, Modificationen der Staatsre- 
gierung nur als Wuͤnſche vorlegen, ohne von ihrer 
Genehmigung die Annahme des Gefetes abhängig 
‚zu maden? | Ä 
Dieje Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 
2.) Ueber ben, die Anlegung der Depofiten 
bey der Staatsfhuldentilgungscaffe betref- 
fenden, Gefeßesentwurf. - j 
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Bon ben, für diefen Zweck vorgelegtelt, 6 Fragen: 


Will die Kammer die Art. 1 bis 8 unter dem, von 
ber zweyten Kammer zu den Art. 6, 7 u. 8 auf 
gefprochenen, Wunfche: daß in Rheinheſſen dasje- 


nige, was in dem Entwurfe von „der Behörde, 


welcde die Depofirion angeordnet hat“ 


beftimmt ift, von dem Staatsprocurator oder einem 


andern, in der Provinz Rheinhefjen wohnenden und 
in dem Gefege noch zu ‚benennenden, Etantöbeams 
ten gelten fol, annehmen? 

Nimmt die Kammer den Art. 9 mit der Abaͤnde— 


rung an, daß die Worte: ‚welche Hinfichtlich ihrer 


Ausfertigung oder des vorjhriftsmäßigen Vollzugs 
ber Depofition feldft beanftandet oder‘ wegzulaſſen 
ſeyen? | 

Wil die Kammer die Art. 10 bis 16 mit dem, zu 
bem Art. 14, 15 u..16 von der zweyten Kammer 
in Vorſchlag gebrachten, Zufaße annehmen, ent 
weder, daß es für Rheinheſſen gemüge, wenn dad 
rechtöfräftige Urtheil, in Folge deffen die Rückzah— 
lung Statt haben kann, vorgezeigt und etwa eine 
beglaubte Abfchrift davon hinterlegt wird, oder 


daß, foviel die gerichtlich angeordneten Depoftten 


in Rheinheſſen betrifft, der Dräfident desjenigen 
Gerichts, welches das Urtheil, im Folge deffen die 
Ruͤckzahlung Statt haben Fanıı, erlaffen hat, hier 
von und bag das Urtheil die Rechtskraft beſchritten 
babe, die Staatsfchuldentilgungskfaffe, benachrichti⸗ 
gen müffe und daß der Präfident für die Richtig— 
feit diefer Nachricht verantwortlich fey ? 


AI Will ſich die Kammer, nach dem Antrage ihred 


Ausfchuffes, bloß für. die letztere der, fo eben er 
wähnten, Mlternativen erklären? 

Nimmt die Kammer die Art. 47 bis 20 mit ber, zu 
dem Art. 17 in VBorfchlag gebrachten, Abanderung 
an, daß in dem Falle, wenn dag Depofitum die 
Summe von 5000 fl. überfchreitet, die Ruͤckzahlung 
erſt nach Ablauf von 2 Monaten gefchehen jolle? 
Will die Kammer die, zu dem Gejege votirten, 
Mopdificationen und Zufäge als bloße Wuͤnſche der 
Staatsregierung vorlegen ? 


werden die Ite, 2te, Ate, 5te u. 6te von deit ſaͤmmtlichen 
Mitgliedern mit Sa, bie te dagegen einſtimmig mit 


Hein beantwortet. 
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3). Ueber die Beſchwerde des Mihael Ele 
mens aus Offenbach, die Rüderfattung. 
deponirter und abverdienter Militär,Eims 


ftandsgelder betr. 

In Beziehung auf biefen Gegenftand bemerkt ber 
Herr Staatsminifter Freih. du Thil: daß ber 
felbe vor einigen Tagen feine gänzliche Erledigung erhals 
teh babe. Die deffalld vorgelegte Frage: | 

Will fich die Kammer dem Beichluffe der zweyten Kam⸗ 
mer, die Vorftellung des Michael Clemens von Dffen- 
bach an das Geheime Staatsminiftertum zur geeigs 
neten Beruͤckſichtigung abzugeben, anfchließen ? 
wird einftimmig mit Nein beantwortet und die Sigung 


aufgehoben. | 
Beglaubigt: 


Ludwig, Dr. Arens. v. Wreden. 
Groß: u, Erbprinz. * | 


nmmw 
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Dretundſiebenzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
| Landftände. = 
Darmfiadt am Tten May ı82i. 
wmv 
Unter dem Vorſitze des Groß- und Erb . 

prinzen von Heffen Hoheit. 
Abmwefend: | 


ber Herr zweyte Präftdent und bee Landgrafen Louis 
von Heilen Durchlaucht. a 





I. ‘Das, über die Verhandlungen der letzten Si— 


Kung abgefaßte, Protofoll wird vorgelefen und von der 
Kammer genehmigt. 

1. Das Präfidium macht die Kammer befaunt 
mit dem Suhalte eines Communicats der zweyten Kam 
mer. Dafjelbe bezieht fi auf die Motion. des Abgeord- 
neten Herrn Ludwig: Die wirffamere und umfafjendere 


. Sorge für die Waifen betr. *) 


⸗ 


Daſſelbe wird an den dritten Ausſchuß verwieſen. 
Il. Es werden nachſtehende Vorträge des erſten 


Ausſchuſſes erſtattet: 


A. Von des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit 

a) einleitender Vortrag zu den fammtli— 
hen Ausgabenetats, | 
|  (Beylage C.) 

b) Vortrag über die Hauptabtheilung II. ber 

Staatsausgaben, ben Penfionsetat betr. 

(Beylage Cl.) 

c) Vortrag über die Hauptabtheilung V. der 


Stantsausgaben, den Militäretat betr. 


(Beylage CH) Ä 


*) S. Beyl, CCLXXXII. u. CCLXXXIII. im 17. Heft d. Verhdl. 
d. zweyten Kammer d. Laudſt. 
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B. Bon des Herrn Grafen v. Solms⸗Roͤdelheim 
Erlaucht, Vortrag über die I. Hauptabtheilung 
der Staatsausgaben, die Laften, Abgänge 
und Kofien bey der Sinanzgverwaltung betr. 

j (Beylage EI) | 
‚, & Von dem Herrn wirft. Ge). Nath Freih. von 
Diefenhütten : u | 

a) Bortrag über bie I. Hanptabtheilung 
der Staatsausgaben, bie Verzinfung und 
Amortifation der Staatsfchulden betr. 

| CBepylage CiV.) 
‚. b) Vortrag über die VIII. Hauptabtheilung 
bis XVIII. der Staatsausgaben —F 
CBeylage CV.) | 

D. Bon des Herrn Grafen von Yſenburg-Buͤdin⸗ 
gen Erlaucht | 

‚a).Bortrag Über die IV. Hauptabtheilung 
der Staatsausgaben, die Bedürfniffe deg 
Großherzoglichen Haufes und des Hofftnatg 
betreffend. | | 

| CGEBeylage CVL) 

b) ‘Vortrag über die VII. Hauptabtheilung 
der Staatsausgaben, die Koften des Groß 
berzoglichen Geh. Staatsminifteriums betr, 

| (Beylage CVII.) 

c) Vortrag über die Hauptabtheilung VII. 
der Staatsaäusgaben, die Koſten des. aus— 
wärtigen Departements bet. 

CBeylage CViil.) RB 

IV. Der Tagedordnung gemäß eröffnet das Praͤ⸗ 
ſidium die Discuffion. über den Entwurf der Gemeins 
deordnung. Daffelbe gebt zu dem Ende den Bericht 
des Ausſchuſſes und die einzelnen Artikel. nad ihrer 
Folgeordnnng durch. Es erfolgen darauf folgende Be— 


merkungen. | 1 

1.) Hinſichtlich der, in dem Ausſchußberichte ent: 
haltenen, vorlaͤufigen Bemerkungen aͤuſſert — 

der Großherzogliche Laudtagscommiſ— 
ſarius Herr Geh. Staͤatsrath Jaup: Der 
Ausſchußbericht Fuupfe an die Vormundſchaft, unter 
welcher die Gemeinden bisher geſtanden, Die Folgerung: 
daß der Uebergang aus dieſer Bormundfchaft zur Freis 
beit nur ftufenweije gefchehen dürfe. — Daß der Ueber: 
gang nur finfenmweife gefchehen dürfe, davon ſey auch 
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der Geſetzesentwurf ausgegangen; allein eine zu aus 
gedehnte Anwendung diefes Grundfates werde ihre großen 
Bedenflichkeiten haben. Man koͤnne bier nicht mit dem 
Ausfchußderichte von der , fih auf Minderjährige bezies 
headen, Gejeggebung eine analoge Anwendung machen; 
dein man habe e8 ın den Gemeinden nicht mit Mins 
derjährigen , fondern mit befonnenen großjährigen Mäns 
nern zu thun, und es fey allgemein anerfannt, daß 
man die VBormundichaft der Negierung bisher viel zu 
weit ausgedehnt habe. Die ganze Analogie paſſe dar 
ber bier nicht: 

Die zwey‘e Kammer habe denfelben Grundfaß auf 
geſtellt; allein nicht für den Zwed, um damit den Ge 
feßesentwurf anzugreifen, fondern um ihn zu rechtfers 
tigen, und daraus zu deduciren, warum derſelbe den 
Gemeinden nicht mehr Nechte einraͤume, als er wirklid 
thbue — 5. B., warum der. Einnehmer nicht von der 
Gemeinde, fondern von der Staatsregierung, zu ernens 
nen fey. Die in andern Staaten erlaſſenen Gemeindeord 
nungen bewiefen, dap den Benwinden überall größere 
echte eingeräumt worden feyen So gebe z. B. bie 
Preußifche Gemeindeordnung den Gemeinden das Recht 
der Gewerbseonceffion ,„ der Aufſicht über die Schulen 
u. dergl. m. — Die Baierifche verleibe den Gemeinden 
das Necht ter Ort3polizei, und der in dem Großbers 
zogthum Baden erichienene Entwurf fpreche fogar eine. 
Strafbefugnif zu Gunjten der Gemeinden aus. Hin— 
fihtlih der Verwaltung feyen in allen anderen Be 
ſetzgebungen den Gemeinden mehr Rechte, z. B. Das 
- Recht der Gemeindeumlagen,, der Nechnungsabhör ı. 
gegeben worden, und es bejchränfe fich namentlich in 
Preußen das Auffichtsrecht des Staatd in Anfehung der 
Verwaltung bloß auf die Befugniß, die Vorlegung der 
Rechnungen zu verlangen. Ä 

Was hiernächft der Bericht des Augfchuffes darüber, 
daß der Entwurf die Negierungsbehörden den Gemein— 
den vorfege, fagez fo fey darunter für die Provinz Rhein: 
heſſen allerdings die Provinzialregierung zu  verftehen. 
De Erfahrung in Rheinheſſen beweiſe auch, 
daß die Aufſicht dieſer Behoͤrde vollkommen genuͤge, und 
eben fo finde ſich in Preußen und Baiern Die unmittel— 
bare Unterordnung der Gemeinden unter die Provin⸗ 
zialregierungsbehörden. 
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Der Herr Prälat Dr. Schmidt: Es werde 
immer zu beachten bleiben , daß.man in den erften Zeis 


ten in jehr vielen. Gemeinden feine Leute haben werde, — 


welche das, für eine geordnete Gemeindeverwaltung noͤ⸗ 
thige, Jutereſſe und die erforderlichen Kenntniſſe be— 
faͤßen; man werde ihnen daher nicht zu viel Rechte und 
zu viel Freiheit einräumen dürfen. Die weitere Bemers 
fung des Ausſchußberichts, daß. man die unmittelbare 
Unterordnung der Gemeinden unter die Provinzialregies 
rungen nicht für zwedmäßig eradyten koͤnne, befchränfe 
ſich, wie fi aus dem, Zufammenhbange des . Berichts 
von felbft ergebe, auf die dieffeisigen beyden Provins 
zen, die- hinfichtlich ihres Umfangs und der großen Ent» 
legenheit einzelner Gemeinden. mit der Provinz Rhein» 
heſſen, in welcher die bisherige Einrichtung beftehen 
bleiben möge, nicht verglichen werden könnten. 

Der Herr Barvı v. Mappes: Er ftimme 
für das Weglaffen aller Mittelöperjonen zwiſchen den 
Gemeinden und den Regierungen. - Eine zu genaue Aufs 
ſicht tauge nicht... Wenn man den Menthen mit einem 
größeren Vertrauen entgegen komme, fo werde man das 
durch von ſelbſt ein größeres Intereffe für die Wugeles 
genheitere der Gemeinde erzeugen. 

Des Herrn Grafen v. Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaubt: In Rheinheſſen fey der Uebergang. zu. 
der dafelbft beitehenden Gemeindeverfaffung durch eine, 
diefen Uebergang begünftigende, bejondere Gataftrophe 
eingetreten. In den diefieitigen Provinzen fey das ans 


ders. In diefen werde man oft in 10, 42 Drten faum 
zwey finden, welche im Stande feyen, den Gemeindeangeles 


genheiten gehörig vorſtehen zu können. 

Der Herr Baron v. Mappes: Er nehme ben 
Menfchen, wie er ihn aus ber. Erfahrung kenne, und 
auf diefe Erfahrung gründe ſich feine Anfıcht. ne ch 

Der Großherzoglidhe Regierungscommiſ— 
farius Herr Geh. Staatsrath Wernher: Der 
Gefeßesentwurf rede nur im Allgemeinen von einer 
Regierungsbehörde. Die nähere Bezeichnung Dies 
fer Behörde fey reglementarifh, und werde man daher 
der Staatsregiernng um fo mehr überlajjen müfjen, als 
fie ja deßfalls verantwortlich fey. i i 

Des Prinzen Emil von Heffen Hobeit: 
Der Herr Geh. Staatsrath Wernher glaube, Daß man 
die nähere Bezeichnung der Negierungsbehörde der 
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Staatsregierung, welche beffalld ja verantwortlidy ſeyn 
werde, überla jen fönne. Er fey ganz diefer Meinung; 
nur müfje er aus den, in dem Berichte des Ausſchuſſes 
dafür vorgetragenen, Gründen dafür ſtimmen, daß die 
Behörde eine, zwiſchen den Gemeinden und der Regie 
rung ſtehende, Mittelbehörde fey. Sey das, jo komme 
auf den Namen und die nähere Bezeichnung dieſer Be⸗ 
hoͤrde allerdings nichts an. 

Der Herr Geh. Staatsrath Jaup: Da 
in den dieſſeitigen Provinzen dergleichen Mittelbehoͤrden 
exiſtirten, ſo werde die Staatsregierung auch ſicher die⸗ 
ſen die unmittelbare Aufſicht anvertrauen. 

Des Groß- und Erbprinzen von Heſſſen 
Hoheit: Auch er muͤſſe für Mittelbehoͤrden, ohne 
auf deren genauere Bezeichnung einen Werth zu legen, 
ſtimmen. In der Provinz Rhein heſſen moͤge es bleiben, 
wie es bisher geweſen ſey. 

zu dem Art. 4 bemerkt 

der Herr Geh Staatsrath Jaup: Die 
Borausfegungen ‚ von welchen ber Bericht des Aus 
jehuffes in feinen Bewerfungen zu dieſem Artifel aus 
gebe, de gegründet. 

Der Herr Geheime Staatsrath Wernber: 
E83 fey von der Einmarfung foldher Häufer die Rede, 
welde zu einem andern Gemeinde oder Dorfbann 
gehörten, Fälle diefer Art finden fi 3. B. in Zwin—⸗ 
genberg und Weißenau. Der Artifel beziehe fid) daher 
nicht auf die Einmarfung folcher Güter uud Höfe, dic 
bisher noch gar nicht eingemarft geweſen feyen. 

Zu dem Art. 8 bemerft 

der Herr Geh Staatsrath Jaup: Der, 
von dem Ausjchuffe zu diefem Artikel gemachten, Bemer—⸗ 
fung werbe nur dann Folge gegeben werden Tonnen, 
wenn man daſſelbe auch wechfeljeitig für Die Domanial⸗ 
gemeinden feſtſetze. 

Zu den Art. 121. 13. 

Der Herr Geh. Staatsrath Jaup: Der 
Bericht des Ausſchuſſes trage baraufan: 1.) daß nach Ver 
haͤltniß der Bevölferung mehrere Individuen zum Bürs 
germeifter vorgejchlagen werden möchten, und 2) daf 
bie Staatsregierung Dad Recht behalte, in dem Falk, 
daß fie feinen der Borgejchlagenen — Uebernahme des 
Amts geeignet finde, eine andere * anzuordnen. 
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ad 1.) Bezoͤgen ſich die dafür angeführten Gründe 
auf die Beyfaffen, weil man diefe nicht für gehörig 
qualiftieirt erachte. Allein das werde man doch nicht 
allgemeim behaupten Fönnen, weil die Qualiftcationen 
der Beyfaffen natürlicy ſehr verfchieden. feyen. 

ad 2.) Ein Zufaß, weldyer eine noch größere Bes 
fchränfung für die fchon fehr befchränften Gemeinden 
ausfpreche, werde nicht wohl in das Gefeg aufgenoms 
men werden Fönnen. | 

Der Herr Staatsminifter Freih, du Thil: 
Nur in Beziehung auf die Verwaltung werde man 
von einer, der Verfaffung nicht ganz entfprechenden , Bes 
fhränfung der Gemeinden reben koͤnnen. Allein die 
Berfaffung fage nichts von Regierungsrechten, welde 
von den Gemeinden ausgeübt werben follten. Indem 
nun der Entwurf den Bürgermeiftern zugleich die Aus» 
übung der Polizei übertrage, verleihe ev der Gemeinde 
auch auf der andern Seite größere Rechte, wodurd) die, 
binfichtlic der Verwaltung für fie entftehende, Beichräns 
fung offenbar aufgewogen werde. | 
Der Herr Geh. Staatsrath Jaup: Erier 
fenne diefes an; allein das Intereffe, welches die Staates 
regierung babe, unter mehreren Subjecten zu wäblen, 
Beihränfe fi) doch wohl nur auf größere Städte. Dars 
um laffe ſich vielleicht der Mittelweg einfchlagem, daß 
der Staatsregierung von größeren, namentlich folchen 
Städten, deren Seelenzahl ſich über 10000 belaufe, ſechs, 
‚von den Fleineren Orten dagegen drei Gubjecte zur Aus» 
wahl vorgefchlagen würden. 

Der Herr Prälat Dr. Schmidt: Derſelbe 
Grund, welder eine größere Anzahl von Gubjecten 
wuͤnſchenswerth mache, fünne auch für Fleinere Orte, 
in welchen Factionen, Partheyungen u. vergl. m. Die 
Fähigern und Beſſern von. der Wahl entfernt halten 
Fönnten, eintreten. on 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Ueberall, wo fich Mißbraͤuche fanden, müfle die Staats- 
regierung bad. Nöthige vorfehren und verfügen koͤnnen. 
‚Die Berfaffung rede bloß von dem Verwaltungsrechte 
der Gemeinde, nicht aber auch von Regierungs- und 
Polizei: Rechten. Er halte den Entwurf der badiſchen 
Gemeindeordnung, wonach die Regierung die Wahlen 
ablehnen und nene anordnen dürfe, für befier. Er 
wolle indefjen nicht einmal fo weit gehen, ſondern fi) 
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H dem Borichlage des Ausſchuſſes anfchliegen. — Da bad 


BGroßherzogthum . Heffen feine Republik ſey, fo merde 


man den Gemeinden bloß Nechte dır Verwaltung, nicht 


aber auch Nechte der Regierung, zufprechen können.“ 

+ Der Herr Geheime Staatsrath Wernder: 
Wo der Partheigeift einmal. vorberriche, da werde er 
ſich auch bey der zweyten und dritten Wahl wiederholen. 
Die Wiederholung der Wahl werde daher nicht in dem 
Intereſſe der Regierung liegen. Weit beffer werde es dann 
ſeyn, abgefonderte Potizeibeamten»zu ernennen. 
+ Der Herr Prälat Dr. Schmidt: Er glaube 
bas nicht. Was durch geringere Mirtel. zu erreichen 
ſey, folle man nicht durch größere zu erreichen fuchen. 
Der Herr Baron von Mappes: Geiner Ans 
fiht nach würden folgende, mit dem Wahlgeſetz der Abs 
geordneten ganz analoge, Wahlformen die möglidhfte 
Garantie für gute Wahlen geben. Zuerft möge man 
die Geſammtheit den Gemeinderath wählen laſſen. Zu 
den auf diefe Weile Gemwählten koͤnne man danır eine 
gleich große Anzahl aus den Höchitbefteuerten beyfügen, 
‚and durch diefes fo commponirte Wahlcollegium möge 
man alsdanıt die gefegliche Anzahl von Candidaten zur 
‚Bürgermeiftwrei wählen laſſen. Nach diefer Wahl werde 
man dann aud zur Wahl der Beygeorbneten fchreiten 
fönnen. Sollte in Folge diefer Wahl ein, zum Gemein 
derath Gewählter zum Bürgermeifter oder Beygeord— 
neten gewählt werden, fo werte durch Die Geſammtheit 
ein anderer zum Mitgliede des Gemeinderaths gewählt 
werden müſſen. Es werde bierin feine Zurucfegung 
bed Aermern liegen. Ein fo, von der Gefammtdeit 
gewähltes und durch eine gleiche, durd) Loos oder Wahl 
zu beftimmende, Anzahl der Vermoͤgenderen, bey welchen 
man auch in der Negel eine größere Bildung voraus 
fegen könne, vermehrtes Wahlcollegium fcheine ihm viels 
mehr der zweckgemaͤßeſte Weg zu fenn, die gefchickeften, 
redlichiten and thaͤtigſten Vorfteher zu erlangen. 

Der Herr Geheime Staatsrath Wernher: 
Bon diefen Wahlformen werde erft unten in dem Ar 
tifel 34 die Rede fern. 

Des Herrn Grafen v. Solms: Rödelheim 
Erlaubt: Die, von dem Augfchuffe der zweyten 
Kammer zu dem Art, 13 gemachte, Bemerfung in Ans 
ſehung der Stantesherrn werde einer befonderen Bi: 
derlegung um fo weniger bedürfen, als ſich nicht er 
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warten laffe, daß die Staatsregierung auf diefe, in Ans - 
‚trag a ‚ Berlegung der Berfaffung entriren-werbe. 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: 
‚Er glaube fogar, daß der Ausfhuß der erften Kammer 
auf diejenigen Borfchläge der zweyten Kammer, welche - 
auf offenbare Verlegung der Verfaſſung gerichtet feyen, 
‚ gar nicht eingehen dürfe, vielmehr folcye in dem Vortrage 

ganz mit Stillichweigen übergehen müffe. 

Der Herr Geh. Staatscath Jaup: Der 
Herr von Breidenftein habe in dieſer Beziehung bemerkt: 
die Bürgermeiftereien — ganz neue Stellen, auf 
welche daher das ſtandesherrliche Ediet, was nur von 
Polizeibeamten rede, keine Anwendung finden koͤnne. 
Des Herrn Grafen von Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaubt: Die Standesherrn wuͤrden die beſon⸗ 
deren Polizeibeamten bezahlen muͤſſen, und es werde ih— 
nen daher das verliehene Beſtimmungsrecht werthlos 
werben , fobald die Ausuͤbung deffelben mit befondern 

Koften für fie verfnüpft ſeyn werde. | 

Zu dem Art. 14 bemerkt 

Derfelbe:. Um dem, möglichen Factionggeifte zu 
begegnen, werde ed zwedgemäß feyn, Die Wirkfamfeit 
der Wahlen auf drey Sabre zu befihränfen, 

Der Herr Geh. Staatsrath von Wreden: 
Der auf drey Jahre gerichtete, Verfchlag beſchraͤnke ſich 
bloß auf die erften Wahlen. — 

Der Herr Baron von Mappes: Eine ſolche 
Beſchraͤnkung für die Zufunft werde dad Anſehen und 
die Wiarde des Bürgermeifters fehr herabjegen. 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: 
Für die erfteren Zeiten, in welcher die Regierung Die 
befieren und fähigern Individuen noch nicht fo genau 
fenne, werde es ficher fehr gut feyn, die Wirffamteit 
der Wahlen auf 3 Jahre zu befchränfen, damit die Ges 
meinden bey vorgefallenen Mißgriffen die unbrauchbaren 
um fo eher wieder [08 werden koͤnnten. 

Zu dem Art. 15. / 

Des Herrn Grafen u. Erbach⸗Fuͤrſtenau 
Erlaucht: Seiner Anfiht nach werde es fi, we⸗ 
nigftens an Fleineren Orten, nicht durchführen laſſen, 
daß ber Bürgermeifter gar feine Beſoldung erhalte 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Er könne gleichfalls nicht dafür flimmen, weil bie 
Beſoldungsloſigkeit des Buͤrgermeiſters, welcher in ſei⸗ 


10 Heft ZU. 


nem Gewerbe gehindert werde, und ſehr große Opfer 
zu bringen habe, offenbar eine Unbilkigfeit enthalte. Es 
ſcheine ihm ſachgemaͤß, die Gemeinden nach ihrem Vers 
mögenszuftande zu fondern , und eine gewiffe Claſſifica— 
tion der Armeren und der Bermögenderen zu machen. Bey 
der Ausfeßung der Befoldung werde man nämlich auſſer 
ber größeren oder geringeren Mühe auch auf den Per 
‚ mögenszujtand der Gemeinde Nücficht nehmen müffen. 

Der Herr Geh. Staatsrath Wernher. Die 
Bürgermeifter koͤnnen nach dem Geſetzesentwurfe die 
Schreibereien felbft verrichten, und das Geld dafıır felbft 
verdienen; zur Auswerfung befonderer Befoldungen fey 
das Vermögen der Gemeinden viel zu gering. 

Der Herr Geh. Staaisrath Saup: Wenn 
ber Gefeßedentwurf das Amt des Bürgermeifters für cin 
Ehrenamt erkläre, fo habe man damit noch nicht gerade 
ausſprechen wollen, daß es immer ohne Beſoldung blei- 

Zu dem Art. 16. | 

Des Prinzen Emil vou Heffen Hoheit: 
Wenn bey den höheren Staatsftellen zwifchen Befoldung 
und Repräfentationgfoften unterfchieden werde, fo be 
ruhe dieſes auf einem fehr guten Grunde. Diefer Grund 
koͤnne aber hier. nicht eintreten, daher werde man es 
auch bey dem Geſetzesentwurfe belaffen müffen. 

‚Der Herr Geheime Staatsrath Wernher: 
Diefes habe um fo mehr Grund für ſich, als das Stel 
len einer gewiffen Summe zur perfönlichen Berfügung 
bes Bürgermeifters in Frankreich nur zur Eludirung 
bed Geſetzes eingeführt worden fey. i —— 

Zu dem Art. 17. 

Der Herr Geh. Staatsrath Jaup: Die 
Bemerkung des Ausfchuffes fey richtig, es ſey nicht die 
Abficht des Geſetzes, die Errichtung von Gemeindehaͤu— 
fern zu erzwingen. | 

Soviel die Ernennung des Schreiber betreffe, fo 
muͤſſe aud) in größeren Städten der Schreiber ein Mann 
ded Zutrauens des Birgermeifters feyn und darum werde 
man ihm die Wahl deffelben nicht entziehen. Fönnen. 

Der Herr Geheime Staatsrath Werner: 
Bloß der Büngermeifter fey verantwortlid. Wolle mar 
bie Berantwortlichfeit theilen, und den Sesretär auch 
verantwortlich machen, fo werde man, weil einer bie 
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Schuld auf den andern wälzen würde, im Grunde gar 
feine Berantwortlichkeit haben. 

Der- Herr Baron v. Map pes: Die Verant⸗ 
wortlichfeit des Herrn PR pe ve fey zwar 
binfichtlich des Oberbürgermeifters richtig, allein anders 
werde es fi) mit den Gemeinderathsfchreibern in den 
Städten verhalten. . Diefe müßten das Vertrauen der 
fämmtlichen Bewohner befiten, und in ihren Berichten 
an die Regierung müffe die Anficht des Gemeinderathe 
auf das deutlichſte ausgeſprochen ſeyn. Dieſes wefents 
liche Erforderniß koͤnne aber vielleicht durch eine einſei⸗ 
tige oder geizige Wahl des Buͤrgermeiſters, zum großen 
Nachtheile der Stadt, unerfuͤllt bleiben. Es verſtehe 
ſich uͤbrigens von ſelbſt, daß er — Bemerkungen bloß 
auf die Staͤdte beziehe. 

Zu dem Art. 19. 

Der Herr Geheime Staatsrath Wernher: 
Der Gemeinderath koͤnne nicht, wie der Ausſchußbericht 
ſage, ernennen. Er ſey bloß berathende,, controlis 
vende, nicht handelnde Behörde. Das Recht der Ernen- 
nung babe bloß ver Buͤrgermeiſter. 

Zu dem Art. W. 

Der Herr Geh. Staatsrath Jaup: In der 
zweyten Kammer ſey fuͤr die Schultheißen auch auf Bey⸗ 
behaltung ihrer Ehrenvorzuͤge auf Lebenszeit angetragen | 
worden. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
& halte diefes für fachgemäß und billig, 

3u dem Art. 9. 

Der Herr Geh. Staatsrath Jaup: Der, i in 
Anfehung der Beygeordneten erhobene , Zweifel werde 
fi) dadurd erledigen, daß der Eine ald der erfte, und 
der andere ald der zweyte zu bezeichnen fey. . In dem 
Artifel finde ſich übrigens ein Nedactionsfehler; indem 
das dafelbft von den Beygeordneten Geſagte von den 
Beygeorbneten gelte, weldye an einem Drte wohnten, 
wo der Bürgermeifter nicht wohne. Zu dem Art. 23° 
habe die zweyte Kammer den Wunfch ausgeiprocen, daß 
der Inhalt des Art. 18 auch auf die Beygeoröneten 
Anwendung finden möge. 

Zu dem Art. 24, = 
Der Herr Baron v. Mappes: Die -Beftims 
mung des Gemeinderathe fey, zu helfen, zu erleichtern, 
zu controliren , zu berichten, den Gemeingeift zu beben. 


/ 
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Diefer Zwed könne aber in Städten nur dadurd) erreicht 
werden, daß der Stadtrath etwa fechs aus feiner Mitte 
wähle, welche abgetheilt, Finanzen, Bauten ,. Pflaiter, 
Beleuchtung ꝛc. furveillirten,, etwa alle 14 Tage einmal 
dem Bürgermeifter berichteten, und fich unter feinem 
Be beiprächen. Das Plenum könne dann, um Ale 
in Kenntniß und Theilnahme zu erbalten, etwa alle 
6 Wochen verfammelt werden. Es verſtehe ſich übrigens 
von felbft, daß diefed alles nur fey, um zu erleichtern, 
und die Theilnahme zu vermehren, indem der Bürgers. 
meifter allein handelnd bleiben müffe. 

So allein fünne Theilnahme bewirft, Die nöthige 
Kenntniß erworben , zum Bejten gerathen, das Budget, 
wie es feyn müffe,, verfertigt und das Ganze controlirt 
und erleichtert werden. Ohne diefe Einrichtung bleibe 
alles ftumpf und träge. Und da die .nöthige Erleichte 
rung fehle, und nur Pepräfentationsgelder bewilligt 
werden fünnten, fo werde ed nur wenigen tichtigen 


Männern aus der Stadt möglich werden, eine ſolche 


Stelle anzunchmen. In Mainz fey in Folge der jet 
dafelbft beftehenden Einrichtung eine enge Theilnahme 
für das Staͤdtiſche Wohl, und eine ſchoͤne Hingebung 
der Kräfte für das Ganze hervorgegangen. Diefe Eins 
richtung fönne dem redlichen Oberbürgermeifter nur er 
wünfcht, fie werde aber auch dem eigenfinnigen und 
böfen ein Schreden feyn. 

3u dem Art. 2. 

Der Herr Beh. Staatsrath Jaup: Die 
2. Kammer ſey in Anfehung dieſes Artikels den 

nfichten der erften Kammer beygetreten. 

Zu dem Art. 26. 

Der Herr Baron von Mappes: Ihm ſcheine 
der Zwed des Geſetzes auch dahin zu gehen, dem Eins 
zelnen Gelegenheit zu geben, fi) von dem Nüglichen 
und Nöthigen des zu bejprechenden Gegenftandes zu übers 
zeugen, und ihre Ueberzeugungen durch Mittheilung in 
die Gemeinde zu bringen. Er halte es demnach für nad) 
theilig , die, ın dem Gefetedentwurf erwähnte, Anzahl 
der Mitglieder des Gemeinderath8 zu vermindern. 

Des Herrn Grafen v. Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaudt: Er könne nicht einfehen, warum man das 
Minimum gerade auf 9 feftfegen wolle. Am richtigften 
fcheine e8 ihm, überall auf die Zahl der Population 
Ruͤckſicht zu nehmen. 


Protokoll LXXIII. vom 7. May 1821. 107 


Der Herr Geh. Staatsrath Wernher: Es 
muͤſſe doch eine Zahl feſtgeſetzt werden. Wie hoch dieſelbe 
ſey, dieſes ſey im Ganzen willführtich, da es bey allen, an 
der hier bezweckten Repraͤſentation nicht fehlen werde. 

' Der Herr Geheime GStaatsrath Jaup: 
Er erkläre fih für Die Anfichten des Herrn Baron von 
Mappes , als Minimum die Zahl von 9 beyzubehalten. 
Durd) eine Verminderung der Zahl der Mitglieder werde 
das Gutereffe an den -Gemeindeangelegenheiten zweifels⸗ 
ohne verringert werden. NE u 

:  Bpedem Art. 3. + | 

Der Herr Baron v. Mappes: Da ber Ges 
meinderath controliren und den Gemeingeiſt wecken folle, 
fo fönne er die gejeßliche Befchränfung, daß derfelbe fich 
jährlid nur einmal verfammeln dürfe, nicht für gut 
und zwecfgemäß ‚halten. | 

Des Herrn Grafen von Erbach-Fürſtenau 
Erlaubt: Wolle man diefe Verfammlungen gar nicht 
befchränten , fo werde daraus leicht eine, ten Gemeinde 
angefegen heiten nachiheilige, Suprematie ded Gemeindes 
raths hervorgehen Finnen. 

Der Herr Geheime Staatsrath Wernber: 
Wenn das Budget zur rechten Zeit berathen werde, ſo 
werde hierdurch das Gemeindewefen binlänglich regulirt. 
Der Bürgermeifter fey am Ende des Jahrs verantwoprts 
li und das genüge. Wolle man aus dem Gemeindes 
rath ftändige Ausichäffe bilden, fo würden diefe fehr 
oft in die Thätigfeit -ded Bürgermeijterd ftörend ein, 
greifen. Man babe dergleichen Ausfchüffe früher, nas 
mentlich zur Zeit der proviforifchen Verwaltung, in 
Mainz gehabt; allein dieſe hätten ftatt, zu fördern, nur 
gehemmt, und die Kegierung habe daher auf deren Auf 
hebung angetragen. | - I 

Der Herr Geh. Staatsrat) Jaup: Er 
achte zwar die Motive, auf weldyer der Vorſchlag des 
Herrn Baron v. Mappes berube; allein, da der Ge⸗ 
meinderath nur controliren folle, fo dürfe er fih auch 
in die Berwaltungsangelegenbeiten der Gemeinde felbt 
nicht mifchen. Es laſſe ſich bier indeffen vielleicht der 
Mittelweg denfen, daß dem Gemeindsrath, ſich etwa 
alle 4 Wochen zu verfammeln, die Befugniß ertheilt 
werden koͤnne. * 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: 
Ein Gefet fünne nur das Gewöhnliche ins. Auge fafle n 
‚und nicht die Individualität einzelner Orte und Gemein, 
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den berädjichtigen. Der Bürgermeifter habe ih den Bey⸗ 
geordneten eine hinlaͤngliche Hilfe; des Gemeinderaths 
bedürfe er daher durchaus nicht. - 

Des Herrn Grafen v. Solms: Rödelheim 
Erlaucht: Es frage fi) indeffen doch: ob es nicht viel 
leicht gut fey, durch dergleichen Ausſchuͤſſe der möglichen 
Willkuͤhr der Bürgermeifter Grenzen zu ſetzen? 

Der Herr Geh. Staatsrath Jaup: Die, 
von dem Ausſchuſſe hinfichtlic; des Wahltermins gemachte, 
Bemerfung Eönne er, fo viel wenigſtens die Negel bes 
treffe, nicht für gegründet halten, weil im Anfange des 
Monats May in den mehrften Gegenden die Feldarbeit 
beendigt fey: Wolle man indeffen alle Localitäten beach— 
ten, fo könne man vielleiht May oder Juni ſetzen. 

Zu dem Art. 35. 

Des Herrn Grafen v. Erbabh-Fürfenau 
Erlaudt: Es entftehe bier die Frage: ob auch die ftan- 
desherrlichen Rentbeamten wählbar jenen ? 

Der Herr Geh. Staatsrath Jaup: Aller 

dings, weil fie nicht Staatsdiener. feyen. Das Geſetz 
wolle bloß verhindern, daß nicht vielleicht ein Staats⸗ 
diener, welchen fein Amt zu Befehlen an die Bürgermeis 
fterei auffordern fönne, felbft Bürgermeifter werde. Es 
jeyen übrigens diefem Artifel noch die Worte: „oder 
dem Amte eines Beygeordneten‘ beyzufügen. 
. Zu dem Art. 42. 
Der Herr Geh. Staatsrath Jaup: Gegen 
bie Verweigerung der Reception der Eingebornen in die 
politifche Gemeinde ihres Geburtsorts ſey ſchon in fruͤ— 
herer Zeit ein fo gründliches Botum verfaßt worden, daß 
er ſich veranlaßt finde, der Kammer einige der darin 
angeführten Hauptgründe daraus mitzutheilen: 

1.) Noch viele Streden feyen entweder gar nidt, 
ober nur hoͤchſt dürftig, angebaut; das Großherzogthum 
liefere nicht fo viele Fabricate, als es brauche, und es 
fey daher fein Ueberflug an Händen, mithin aud fein 
Grund vorhanden, die Bevölkerung zu hindern; werde 
auch über Nahrungslofigfeit geflagt, fo Liege der Grund 
davon ficher nicht in Uebervölferung, fondern in andern 
Urfachen, häufig in Nenderung der Nahrungszweige. 

2.) Durd) die Verweigerung der Neception werde der 
Zweck nicht erreicht. Wolle man dem Burfchen dad Hei— 
rathen unterfagen, fo werde er darum.nicht weniger Kin 
der zeugen, allein uueheliche. Er werde die Beyſchlaͤferin 
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verlaffen und die Kinder zu Bettlern, Landftreichern, Dies 
ben und Gaunern machen. 
3.) Jeder, welcher von einem Staatsbürger geboren 
werde, werde durch feine Geburt Staatsbürger und Glied 
der Gemeinde, in welcher er geboren ſey. Man könne 
ihn nicht aus der großen Familie ftioßen und heimath- 
108 machen. Eine nothwendige Folge hiervon fey, daß 
man ihn nicht interdiciren und in der Befugniß, ſich auf 
eine ehrliche Art zu ernähren, befchränfen und auf ewig 
zum Dienftboten und ehelofen Stande verdammen dürfe. 

4.) Auch die allerftärtiten Sinferenda ſeyen zur Er⸗ 
nährung einer Familie nicht hinreichend und gewährten 
alfo Feine Sicherheit, daß der neu angehende Bürger dem 
Staate nicht zur Laſt fallen werde. Ein fleißiger Armer 
fey beſſer, als ein reicher Faullenzer. 

5.) Man koͤnne bey den Receptionen nicht gerade 
auf die bisherige fittliche Aufführung Rücficht nehmen, 
indem ter Erfahrung nad ein ausjchweifender wilder 
Menſch gerade durch: die Ehe ans Liebe für Frau und 
Kinder zum ordentlichen Manne und. nüßlichen Bürger 
umgebildet werde. Man fönne hiergegegen nicht einwen- 
den: dag der unordentliche Mann Frau und Kinder nicht 
werde ernähren können. Diefes ſey naͤmlich ungewiß; viel 
gewiffer aber, daß er aufferehelich Kinder zeugen und daß 
dieſe dem Staate und der Gemeinde zur Laſt fallen werden. -- 

Der Herr Pralat Dr. Schmidt: Diefe Bes 
merfungen unterftügten eher die Anfichten des Ausfehufs 
ſes. Wiffe ein ausgearteter Menjch einmal, daß er auf; 
genemmen werden müffe, jo werde cr feinen Lebends 
wandel nicht verlaffen, was allerdings zu erwarten ftehe, 
wenn er wiſſe, daß ein ordentliches Betragen die Moͤg— 
lichfeit feiner Aufnahme bedinge. | 

Des Herrn Grafen von Stolberg Erlaucht: 
Wolle man die Neception unbedingt geftatten, ſo werde 
man den Gemeinden eine große Anzahl fchlechter Sub⸗ 
jecte aufdringen und bewirfen, daß ſich eine große Ana 
zahl brodlojer Menſchen und Bagabunden bilde, Er koͤnne 
ſich daher nur gegen dieſes unbedingte Receptionsrecht 
erklären. Ä | | 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Er 
erlaube fich hierbey die Frage: ob ein foldyer Necipirter 
auch Theil an den Gemeindenugungen und volle Gewerbe: 
freiheit erhalte? | 

‚ Der Herr Geheime Staatsrath Wernher: 
Nein, eine folche Theilnahme werde durch die bloße Res 
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ception nicht bewirkt. Die Gewerbsfreiheit bleibe ſerner 
von den beſtehenden Zunftgeſetzen abhaͤngig. 

Des Prinzen Emil v. Heſſen Hoheit: Wenn 
das fey, fo verändere ſich natürlich die Anſicht der Sache 
von felbit. 

3u dem Art. 50: 

Des Heren Grafen v. —— — 
Erlaucht: In dem Artikel komme bloß das Wort: „Re 
gierungsbehörde” vor. Diefes Eönnte vielleicht 
zum Nachtheile der Standesherri verſtanden werden. 

Der Herr Geh. Staatsrath Saup: Es ſey 
nicht die Äbſicht, dadurch die Rechte der Standesherrn 
auf irgend eine Weiſe zu beeintraͤchtigen. 

Zu dem Art. 51. 

Des Herrn Grafen v. Hfenburg- Büdingen 
Erlaubt: Auch durch diefen Artikel werde man den 
Mechten der Standesherrn auf die Neceptionsgelder nicht 
präjudiciren wollen ? 

Der Herr Geh. Staatsrath Jaup: Nein. Es 
habe uͤberhaupt der Entwurf nicht den Zweck, den Rech⸗ 
ten der Standesherrn und dem ſiandes derriſchen Edicte 
auf irgend eine Weiſe zu praͤjudiciren. 

Zu dem Art. 55. 

Der Herr Geh. Staatsrath Wernher: Die, 
zu dieſem ürtikel vorgeſchlagene, Verbindung ſey moͤglich, 
aber nicht zu empfehlen; wenig,tens nicht als Regel. Sie 
gebe den Receptoren Gelegenheit und Veranlaſſung, die 
Steuercaſſe aus der Gemeindecaſſe zu ergaͤnzen. Da nun 
die Gemeinde bey entſtehendem Receſſe Dem vorzugliche- 
ren Rechte des privilegirten Fiscus nachftehen müffe, fo 
fönne das Intereſſe der Gemeinde durch Diefe Verbindung 
der Steuererheberitelle mit der BEUIEIUDEEIUNEDEIEER fehr 
leicht geführd.t werden. 

: Zu dem Art. 59 

Der Herr Geh. Staatsrath Wernher: 
viel die Entlaſſung des Einnehmers betreffe: ſo in 
ter oft Gründe zu feiner Entfernung vom Amte vorlie 
gen, ohne daß man Urſache habe, ihm fürmlich cafliren 

zu laffen. Zwischen ihm und dem Staatödiener jey in 
dieſer Hinfiht ein großer Unterſchied vorhanden. 

Zu dem Art. 67. 
| Der Herr Baron v. Mappes: Die Aufitel 

lung von zwey Rechnungen feheine ihm eine fehr übers 
flüffige, APREGMDENDE Arbeit zu ſeyn; denn die Haupt⸗ 
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rechnung des Einnehmers drüde ja bie Sumine deutlich 
aus und die Belege müßten von- der einfchlägigen Stelle 
zur Controle übergeben werben. | 

Der Herr Geh. Staatsrath Wernher: Die 
Bürgermeiftereirehnung fey eine Berwaltungsreds 
nung. Der Bürgermeifter müffe nachweifen, daß er das 
Budget in feinem Punkte überftiegen und überall nach den 
ihn bindenden, Normen gehandelt babe. Der Einnehmer. 
zahle bloß auf die Decresur des Bürgermeiftere. Das Zah⸗ 
lungsdecret fey fein einziger Beleg zur Zuftiftcirung feiner 
Ausgaben. Der Bürgermeifter dagegen müffe in feiner 
Rechnung nachweifen, daß er in feinen Berwaltungshands 
lungen die ihn bindenden Normen und feine Befugniffe 
nie überschritten habe. | 

3u dem Art. 75 ! 

Der Herr Geh. Staatsrath Jaup: Ei fen 
nicht die Abſicht, den Gemeindefondg mit dem Kirchen 
fonds zıe verbinden und über beyde nur eine Rechnung 
fielen zır laſſen. Nein, Fonds und Nechnungen folten 
neichiedera bleiben. Ueber die Art der Kirchenvermögens- 
Verwaltieng befinden in den einzelnen Provinzen, na— 
mentlic auch in den Provinzen Oberheffen und Starfens 
burg, fehr verjchiedene Formen und Einrihtungen und 
es werde gewiß fehr wohlthätig wirfen, wenn nad dem 
Entwurfe des Gefeßed dem Ortsvorjtande, in Verbindung 
mit dem Geiftlichen, die Auffiht über die Verwaltung 
des Kirchenvermoͤgens anvertraut werde, © — 

Der Herr Praͤlat Dr. Schmidt: Eine gleich.‘ 
baldige allgemeine Aenderung hinfichtlidy der Berwaltnng 
de8 Kirchenvermoͤgens fcheine bey der, in dieſer Bezie— 
bung bisher beftandenen großen, Berfchiedenbeit nicht 
räthlich, vielmehr fehr nachtheilig zu ſeyn. Beſſer werde 
man dieſen Gegenftand bis zu der definitiven Annahme 
des Geſetzesentwurfs ausſetzen. 

Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden: Er 
ſey hiermit um fo mehr einverftanden, als fich nicht ohne 
Grund befürchten Iafje, daß die Gemeinden das Kirchen: 
vermögen nur zu fehr anziehen: wirden. | 

Des Herrn Grafen v. Stolberg Erlaudt: 
Auch er muͤſſe fi) gegen die, in dem Entwurfe vorge- 
ſchlagene, Verbindung des Kirchenvermoͤgens mit dem 
Gemeindevermögen, jo wie gegen die gemeinfame Ver— 
waltung, erflären. Das Kirchenvermögen, bey welchen 
auch Dritte intereffirt jeyen, werde dadurch zugroßen 
Gefahren ausgefegt werden. 
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Des Herrn Grafen von Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaucht: Er trete diefen Anſichten um fo mehr bey, alser 
nicht einjehen koͤnne, welcher Nachtheil aus der abgejonder; 
ten Berwaltung des Kirchenvermögens hervorgehen werde, 

Der Herr Geh. Staatsrath Wernher: & 
ſey noch eine große Frage, ob das in Heffen eriftirende 
Kirchenvermögen als ein locales betrachtet werden koͤnne. 
Es möge das aber feyn, wie es wolle, fo werde Auf jeden 
Fall dem Bürgermeifter ein Necht der Aufficht über das 
Kirchenvermögen, wobey die Gemeinden jo jehr intereſ— 
firt feyen, eingeräumt werden müffen. 

Zu dem Art. 78 m 
.. Der Herr eh. Staatsrath Jaup: Der 
Sinn, den der Ausschuß mit diefem Artikel verbinde, ſey 
der richtige; der darin gebrauchte Ausdrud fey and dem 
Art: 68 des ftandesherrlichen Edicts entlehnt worden. 

3u dem Art. 84. 

Der Herr Geh. Staatsrath Wernher: Der 
Ausichuß jcheine bey den, zu diefem Artikel gemachten, 
Bemerkungen Hberfehen zu haben, daß die Brandafecu 
vanz» Verordnung ausdrädlich verbiete, Ausfchläge bloß 
auf die Häujer zu machen. Bey dergleichen Ausſchlaͤgen 
muͤſſe auch das bewegliche Bermögen in Anfchlag gebracht 
werden und es laſſe fi) ohnehin der Beytrag der Ein 
zelnen unmöglih ganz fireng nad) dem Bortheile, dei 
Jemand ans der Anitalt beziehe, berechnen und reparti— 
ren. Auch würden font zu viele Erhebungsregifter vers 
fertigt werden müſſen. 

Zu dem Art. 8 a 
Der Herr Geh. Staatsrath Wernher: Das 
Geſetz berufe durch die Ankündigung eines beftimmten 
Termins den Gemeinderath zufammen; befondere Einla 
dungen feyen daher gang überflüfjig. 

Zu dem Art. 9. : 

Derfelbe: Die Auflage einer Grundrente auf 
dad zu vertheilende Gemeindevermögen zum Beſten der 
Genteindecaffe werde Feinen Anftand haben. Allein die 
Idee des Ausfchuffes, Daß es zur Belebung des ortsbuͤr— 
— Sinnes nothwendig ſey und dem Intereſſe der 

emeinde ſehr zuſage, ein Gemeindevermoͤgen zu behal—⸗ 
ten, davon koͤnne er ſich um fo weniger überzeugen, als 
die Erfahrung lehre, daß diejenigen Gemeinden, die ohu 
- alles Gemeindevermögen, bloß auf ihre Umlagen beſchraͤnk— 
jeyen, fi) der Regel nach am beften zu beifen wüßten. 
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Zu bem Art. 97: | 
Derfelbe: Es fey bier von der Veräufferung bes 
Gemeindevermoͤgens die Rede und darum muͤſſe der Sons 
fend auch von der politifcher Regierung ertheilt werden: 
Der Herr Geh. Staatsrathb Jaup: Der 
Ausſchußbericht befiderire noch im Allgemeinen, daß der 
Geſetzesentwurf gar nichts über die Formen der VBeräufs 
ferung des —— —— feſtſetze. Dieſes Deſide⸗ 
rium werde ſich durch eine Hinweiſung auf den Art. 82 des 
Geſetzentwurfs darum von ſelbſt erledigen, weil es daſſelbſt 
heiße: auf geſetzlichem Wege. Dieſe Worte bewieſen, 
daß die Staatsregierung es nicht für noͤthig erachte, neue 
Veraͤuſſerungsformen feſtzuſetzen, vielmehr glanbe, daß die 
bisher beſtandenen vollkommen genuͤgten und daher auch 
noch ferner zur Anwendung gebracht werden koͤnnten. 
Das Präfidium erklärt hierauf die Discuffion für 
aefihloffen und veranlaßt | 
V. die Abſtimmung über den, die Ginführung 
von Wollenmärften betreffenden, Antrag der Abg, 
Herrn Kid und Kraft durch Vorlegung der Frage: 
Will die Kammer, nach; dem Antrage ihres. Ausſchuſſes, 
dem Befchluffe der. zweyten Kammer: „der Staatsres 
gierung die Einführung eines jährlichen, zu Anfange 
des Monats Auguft beginnenden, Marktes in ciner, 
dazu am vortheilhafteften gelegenen, Stadt, allenfand 
im Mittelpunfte der Provinz, zu empfehlen, wohin gut 
fortirte und fauber gereinigte Wolle von demjenigen 
Theile der Deconomen, welcher einen patriotifchen Einn 
für wahrhafte Verbefferung dieſes Zweiges der Natio— 
nalinduftrie und des damit vertnüpften Handels hat, 
zum Berfaufe gebracht werden koͤnnte“ beytreten ? 
welche einftimmig mit Sa beantwortet wird, 
VI Zum Schluffe werden drey Erlaffe an bie zweyte 
Kammer zur Genehmigung vorgelegt. Sie betreffen: 
a.) den, bie Tilgung der Staatsjchulden bezwedenden, 
Gefekesentwurf5 
.b.) den, fich auf die Anlegung der Depofiten bey der 
Staatsfchuldentilgungscaffe beziehenden, Gefeßesentwurf ; 
c.) die Befchwerde des Michael Elemens aus Offenbach 
wegen Netradition abverdienter Militäreinftandsgelder, 
Den fäntmtlichen Erlaffen wird die Genehmigung ber 
Kammer zu Theil und die Sigung aufgehoben. 
0. Beglaubigt : | 
Riedeſel. Dr. Arens. 9 Wrebden, 
Geft IHI. d. Verhdl. d. erft. Kammer, H 
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Vierundſiebenzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
| | Landſtaͤnde. 
Darmftadt am Sten May 1821. 
Unter dem Vorſitze Sr, Hoheit des Groß» 
ünd Eibprinzen von Heffen: | 
Abwefend: . — 

der Herr zweyte Praͤſident, des Prinzen Georg von 
Heſſen Hoheit, des Yandgrafen Louis von Heſſen Durch⸗ 
laucht und der Herr Staatsmilciſter Freih. du Thil. 


Wegen noch nicht vollendetem Protokdlle der vorigen 
Sitzung wurde glich — 
I: zu den, zu erftattendeit, Vorträgen übergegangen. 
1.) Des Herrn Grafen ©; Yſenburg⸗Buͤdingen Er 
laucht erfinttet, Namenb des drurten Ausſchuſſes, mind 
lichen Vortrag über die Beſchwerde des Weltprie 
ters Paul Deſt von Bingen, wegen det, dem 
 felben verweigerten, Penfion und tritt dem Be— 
ſchluſſe der zweyten Kanmer: „der Beſchwerod feine Folge 
zu geben“ aus den, von dem Ausſchuſſe der zweyten Kam⸗ 
mer entwidelten,. Gründen bey. | | 
2.) Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden erſtattet, 
Namens des dritten Ausfhuffes, über den Antrag dei 
Abg. Herrn Prinz, den Zunftzwang im Amte 
Voͤhl betr. ſchriftlichen Vortrag. on 
(Beylage CIX.) EN 
3,) Der Herr Kanzler Dr. Arens erftattet muͤndli⸗ 
hen N.ortrag, Namens des dritten Ausfchufjes, über die 
Beſchwerden des Amtes Büdingen, die Re 
partition der ruffifhen und preuſſiſchen 
Stappengelder betr, Er bemerkt über diefen Gegen 
ftand folgendes: 5 i 
Der Art. 81 der Berfaffungsurfunde verftatte es Ein- 
zelnen ſowohl, ald ganzen Corporationen, ſich an bie ſtaͤr— 
difchen Kammern zu wenden, wenn fie ſich hinſichtlich 
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ihrer individuellen Interefien verlegt hielten und zugleich 
nachzuweifen vermöchten,. daß ſie die verfafjuigsmäßigen.. . 
Wege, um bey den Ötaatsbehörden eine Abhülfe ihrer 
Beſchwerden zu erlangen, vergeblich eingeſchlagen hätten, 
Dad Amt Buͤdingen habe fich aber fihon zweymal ohne 
allen Erfolg an die Provinzialregierung und demhächit 
auch an dad Geheime Staatsmintjterium gewendet; von 
letztetem habe es zwar Ausfichten auf baldige Berriedis 
gung erhalten, es ſeyen aber feit bem erjten, an bie. 
Großherzogliche Regierung. in Gießen gerichteten, Gefuche 
ſchon anderthalb Jahre verfloffen, ohne daß es feinem 
Zwecke naͤher gefommmen ſey. Der, in der Verfafjungss 
urfunde vorgejehene, Fall ſey mithin vorbanden und er ' 
trage,.beinnach darauf An: dem Befchluffe der zweyten 
Kammer dahin beyzutreten, Daß das Gefudh gedady 
ter Gemeinde der Staatsregierung nad 
drüdlihfi anempfohblen werde 
4). Des Hertn Grafen von. Hienbürg: Büdingen. 
- Erlaubt erftattet hierauf mündlichen and Namens 
des erſten Ausſchuſſes, über den Antrag der Abg. Prinz, 
Mayer von Grünberg, Hat, Groth und Neeb von Felda 
die oͤffentlichen Berpyadtungen der Jagden 
bett. und bemerkt ! J— — 

"Da der Antrag bie Wiederverpachtung bereits ver⸗ 
pachteter Jagddiſtricte bezwecke, es fich. aber durch nichts - 
erweifen laffe, daß, wie es angegeben wird, eıme.laesio 
ultra dimidium Stätt gefünden Babe; eine auderweite 
Verpachtung aber unter diefen Umjtänden fich nicht wohl 
werde rechtfertigen laffen — wie dieß bey ben Discufs 
fionen der zweyten Kammer von niehreren Mitglirdern; 
namentlich von dem Abg. Gilmer gründlich dargethan 
ey — fd fönne der Ausſchuß nur darauf anttagen, daß 
iefer Gegenftand entweder auf ſich beruhen oder nur in 
ſo weit, als won Fünfttgen Verpachtungen bie Nebe fey, 
berucfichtigt iverden möge RE: 
5.) Ebenderfelbe erftattet fchriftlichen Bortrag, Namens 
des erften Ausſchüſſes, über den, von der Staatsregierung, _ 
vorgelegten, Entwurf einer Trankſteuerordnung. 

(Beyläge CX;) RE Eh 
5) Nämens deſſelben Ausſchuſſes erſtattet Ebender⸗ 
ſelbe ſchriftlichen Vortrag uͤber den, von der Staatsregie⸗ 
rung vorgelegten, die Collateralgelder betteffen⸗ 
ben, Geſetzesentwurf. En Far ie ——— 

SE 3 . CBeylage CXh) 
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73 Endlich verlieft derjelbe, ebenfalld Namens des 
erften Ausſchuſſes, einen fohriftlichen Vortrag über einen, 
von ber Staatsregierung vorgelegten, die Steuer 
pflichtigfeit der milden Stiftungen und 
geiſtlichen Guter betreffenden, Geſetzesentwurf vor. 

| (Beylage CXl.) 
Hierauf eröffnete 

IL. das Präfidium die Discuffion über den, die 
VBerantwortlichfeit der Minifter beireffenden, 
Geſetzesentwurf und namentlid über diejenigen Punkte, 
über welche, nad) dem Communicate ver zweyten Kant 
mer vom 10. April 1821, unter beyden Kammern noch 
verfchiedene Anfichten obwalteien und zwar 
4) über die Frage: ob die, in dem Art. 1 vorfons 
menden, Worte: „geſetzwidrige Amtshandlun— 
gen‘ gegen die von der zweyten Kammer angenomme⸗ 
nen Worte: „Nichterfüllung der großherzogli— 
ben Zufagen an die Stände des Großherzog 
tbums oder andere Berleßung der Ant 
pflichten“ zu verwechfeln feyen ? 

Der Herr Kanzler Dr. Arens verlieft die, in 
dem Berichte des Ausſchuſſes dieſer Kammer für die Beybe- 
haltung der urfprünglichen Faffung enthaltenen, Gründe 
und zicht and denfelben den Schluß, dag, da nad dem 
eigenen Anerfenutniß der jenfeitigen Kammer es feine 
pflichtwidrige Handlungen gäbe, die nicht als Verlegung 
eines beftiimmten Gefeges betrachtet werden könnten, aud) 
fein Grund vorliege, die frühere beftimmte Faſſung gegen 
eine unbeflimmtere und irrigen Auslegungen unterwor- 
fene, Faffung zu vertaufchen. | 

Des Herrn Grafen von Stolberg Erlaudt 
bemerkt biergegen: Es Iaffe ſich dennoch für die, von 
der zweyten Kammer gewählte, Faſſung ein Grund ben 
fen. Verletzung von Gefegen bezeichne bloß pofitive, dem 
Gefeße zumwiderlanfende, Handlungen, nicht aber Omif 

ſionen und Vernachlaͤſſigungen. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Die Inſtruction 
des Miniſters ſey für ihn Geſetz. Da nun eine ſolche 
Dienſtinſtruction auch Dienſtvernachlaͤſſigungen jeder Art 
unterjage, fo müßten auch dieſe Vernachlaͤſſigungen unter 
den allgemeinen Begriff gefegwidriger Handlungen fubjus 
mirt werden, wogegen der Ausdruck: „pflihtwidrig” 
zu viel Schwantendes und Unbeſtimmtes mit fih führe. 


Protofol LXXIV. vom 8. May 1821. 1417 


Des Herrn Grafen von Stolberg Erlaudt: 
Es dürfte mithin vielleicht am beften ſeyn und zur Vers 
einigung ber verfchiedenen Anfihten führen, wenn ftatt: 
„Hefegwidrige Handlungen“ gefegt werde: 
„geſetz- und infiructionswidrige.” — 


Der Herr Kanzler Dr. Arens: Auch Inſtruc⸗ | 


tionen ſeyen Gefege für den, dem fie ertheilt feyen. Uns 
ter der generifchen Benennung der Gefege jeyen demnach 
auch Sinitructionen mit enthalten. | 

2.) Ueber die Frage: ab Die Nothwenbigfeit 


der Contrafignatur der, von dem Großber - 


joge unmittelbar ausgehenden, die Staats - 


verwaltung betreffenden, Verfügungen in 
das Gefet aufzunehmen fey?- 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Daß bie Gons 
trafiguatur wünfcheniswerth fey, barüber fey wohl nur 
eine Stimme auch bey diefer Kammer und es weiche 
Daher diefe ven den Anfichten der zweyten Kammer nur 


binfichtlich der Mittel ab, wodurd dad, was hier wins 


ſchenswerth erfcheine, erreicht werden fol. Diefer Mittel 
gebe es zwey. Das eine fey die Contrafignatur, das 
andere bie Refponfabilität mittlerer Behörden. Leugnen 
laſſe es ſich indeſſen nicht, daß dieß legtere Mittel nicht 
nur den Negenten möglicherweife compromitficen koͤnne, 
fondern auch in feiner Anwendung fehr wgitläufig ſey; 
indem, um das verantwortliche Subject zu eruiren, immer 
borerft ein Benehmen mit dem Geheimen Minifterium 
borausgehen muͤſſe. Das Gontrafisuaturfgftem verdiene 
‚daher allerdings vor jenem den Vorzug. 
| Auch fe es nicht raͤthlich, beyde Syſteme zugleich zu 
befolgen und die Gonirafignatur auf verfafjungs- 
mäßige Gegenftände zu befchränfen, bey andern, 
die Staatsverwaltung betreffenden, Verfüs 
Hungen aber dieKefponfadilität der Mittelbehörden eins 
treten zu laffen. Dergleichen halbe Maaßregeln ſeyen ſchwer 
in der Ausführung und entfprächen felten ihrem Zwede. 
Der Herr Präalat Dir. Schmidt: Der Antrag 
des Ausſchuſſes ruhe auf. deir Vorausſetzung, daß, ba die 
erfte Kammer ſich in eine: Hinficht für die Contraſig— 
natur erflärt babe, ed, um ber Gonfequenz willen, anges 
meffen fey, dem Gontrafigı raturfpfteme ohne Ausnahme 
zu buldigen. | 


Vorausgefest, aber nidst zugegeben, daß die Conſe⸗ 


" quenz dieſes Opfer erfordere , fo bleibe noch ein fchr nahe 


— 
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liegender. Ausweg, um zur Gonfequenz zu gelangen. Es 
ſey der: daß die Kammer jenen,'mit ihren übrigen Bes 
fchliffen diefer Borausjegung nad incompatibeln Beſchluß 
zurucknehme. | eV 8 

| Die Annahme, daß die Conträfignatur unerlaͤßlich 
nöthig fey, führe ſchlechthin zu meit. Garage Staats⸗ 
diener, denen die Contraſignatur in dieſem Sinne anver—⸗ 
traut wird, koͤnuten nur wenige ſeyn. Man nehme nun 
den, im Gebiete der Möglichkeit liegenden, Fall, daß die 
felben in einer Nacht Alle fterben würden; es fey 


alsdann die Staatsmaſchine auf alle Zeiten unwiederher⸗ 


ſtellbar zerrüttetz denn die Anſtellung neuer, der Contras 
ſignatur fähigen, Staatsdiener würde felbft eine Contra— 
fignatur erfordern, die Fein Lebender zu vollziehen im 
Stande wäre Es fey erlanbt, nur eine Ruͤckſicht zu be 
eichnen, die fehr erwogen zu werden verdiene. Bey der 
Ken über ein Geſetz, welches die Verantwortlichkeit der 
Miniſter betreffe, dürfe man ſich daran erinnern, daß die 
‚Gefchichte Beyfpiele genug von Miniftern aufitelle, welche 
das Vertrauen ihrer Fürften mißbraudt hätten, " 


Was foll nun der Regent eines conftitutioneflen, 
dem Syfteme der Contrafignatur unterworfenen, Staates 
thun, wenn er Mißtrauen gegen feine Minifter faßt und 
‚keforgt, daß Diefelben ihren Pflichten entgegen bandeln? 
‚Soll er ed abwarten, daß die Stände denfelben anklagen ? 
Aber, es könnte der Fal feyn, daß die Mehrheit der 
Stände für die Minifter gewonnen wäre. Doch .diefen 
Fall auch ganz bey Seite gefeßt, fo würde es immer eine 
offenbare Befchränfung der Regierungsrechte feyn, wenn 


man dem Regenten nicht bad Recht zugeftgher wollte, un 


ter folchen Verhältniffen mit eigenen Augen zu fehen- 
Die würde aber mit feltenen Ausnahmen nür vadurd 
geſchehen können, daß der Regent untergeordnete Bebörs 
den mit ihren Berichten "hört, um fich hierdurch. die erfor: 
derlichen Aufflärungen zu verfchaffen. Sollten die, Be 
ehle an diefe Behörden zuror der Contraſignatur dieſer 

inifter unterliegen mülfer, fo wuͤrde dem Regenten bie 
Moͤglichkeit, mit eigenen Augen zu fehen, völlig entzogen 
ſeyn. Es fey daher nothvendig, daß das Syſtem ber 
Gontrafignatur innerhalb gewiffer Grenzen beſchraͤnkt 
bleibe und diefe Grenzen duͤrften ſich ſchwerlich anders 
beftimmen Iaffen, als es wirklich bereitd durd die Be 
ſchluͤſſe der erſteu Kammer geſchehen ſey. 
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Gegen die Stelle diefer Abflimmung, daß man ben: 
Regenten nicht hindern folle, mit eigenen Augen zu 
ſehen, erwiederte | 

de8 Herren Grafen v9. Solms⸗Roͤdelhein 
Erlaucht: daß bag —— ben Regen: 
sen nicht hindern könne, die nöthigen Notizen über den 
Zuſtand feines Landes einzuziehen. | 

Der Herr Prälat Dr. Schmidt: Allerdings, 
bindere es ihn; indem bie Minifter alle feine Verfüguns 
gen contraſigniren foflen. 

‚Der Herr Kanzler Dr. Arens: Niemand 
koͤnne ben Regenten, hindern, Briefe zu fchreiben, und 
kein Staatsangehöriger werde diefelben unbeantwortet 
laffen. Auf diefem Wege werde. der Regent pft beffere 
Auskunft erhalten, als auf dem officielen Wege. _ 
.- ‚Der Herr Baron v. Mappes: Er halte bie 
Contraſignatur für die einzige Garantie. Der Regent 
wolle und bezwecke immer das Beſte; er müffe aber einen 
Mann zur Seite haben, dem er ‚die Ausführung. übers 
trage und ber für diefelbe verantwortlich fey, : 

Des Herrn Örafen v, SpIims Rödelheim 
Erlaubt: Da bag wegen ber Verantwortlichkeit 
vorgefegte, Geſetz im Allgemeinen ſchon angenommen fey, 
ſo müfle er ſich freili darauf befchränfen, daß die 
. Contrafignatur als Wunſch ansgefprochen werde; wäre 
dieß der Fall nicht, fa halte er ed für raͤthlicher, Dies 
- felbe dem Geſetze als Pebingung beyzufügen. 

Des Grof- und Erbprinzen von Heffen 
Hoheit: Auch er erfläre fich dafür, daß es nur. ale 
Wunfch vprgetragen werde, | a 

Der Herr Kanzler Dr. Areus: Weiter fönne 
man, bey bereits angenommenem Geſetze, ob 
nehin nicht geben. 

Der Herr Baron v. Mappes: Er wuͤrde bie 
Nichtgewaͤhrung dieſes Wunſches fuͤr ein Ungluͤck halten. 
Bon ihm hänge das allgemeine Vertrauen jn die Maaß⸗ 
regeln ber. Regierung ab. I 
Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: 
Für ein Ungluͤck würde er es eben nicht anſehen, wenn 
dieſem Wunſche, in der ihm gegebenen Ausdeh— 
nung, nicht entſprochen wuͤrde. Was aber das allge— 
meine Vertrauen betreffe, ſo habe dieſes Jahrhunderte— 
‚lang auch ohne dieſe Maaßregel beſtanden, und es laſſe 

ſich Fein Uebel nachweiſen, das aus der bisherigen Ord⸗ 
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“mung ber Dinge entflinden-fey.. Daß bie Eontrafigna; 
tur in der Regel bisher beftanden habe, fey befannt, 
und daß fle im Allgemeinen wünfchenswerth ſey, dafür 
hätten fich in diefer Kammer ſchon fo. manche Stimmen 
‚ausgefprochen; daß fie aber in allen, auch nidt 
verfaffzunsmäßigen, Gegenftänden nöthig 
ſey, ſey nicht ermwiefen. Der Fürft folle regieren, und 
“nicht deffen Minifter; aber nur leßterer fünne, da bie 
Perſon des Fürften heilig fey, als verantwortlid er 
scheinen. Allein dieſe Verantwortlichkeit unterftelle kei— 
neswegs die Nothwenbdigfeit, daß er alle, von dem 
FKürftenausgebenden, die Staatsverwaltung 
betreffenden, Verfügungen contrafignire, 
und ed genüge ſchon, wenn die Contraſignatur auf die 
verfaf } ungsmäßigen Gegenftände befchränft werbe. 
Gehe man weiter, fo ger man in die Negierungs 
rechte felbit ein. Nothfaͤlle, bey welchen die Contrafig- 
natur nicht wohl werde eintreten koͤnnen, - ließen ſich 
ohnehin gar wohl denfen. Der Ausfhuß der zwenten 
Kammer habe übrigens feiner Kammer weber den, von 
der eriten Kammer über diefen Gegenftand gefaßten, 
Beſchluß, noch auch alle die Gründe vorgelegt, welde 
in bem Vortrage des zweyten Ausſchuſſes der erſten 
Kammer vorgetragen und mit Gruͤndlichkeit entwickelt 
worden ſeyen. Wuͤrde er dieſes gethan haben, wie man 
es dieſſeits zu erwarten berechtigt geweſen, ſo haͤtte ſich 
erwarten laſſen, ie diefe Gründe, durch welche der 
Beihluß der erften Kammer motivirt worden fey, auch 
bey der 2ten Kammer Eingang gefunden haben würden. 
Der Herr Baron y. Mappes entgegnete bier 
auf: In dem Vertrauen allein_Iiege die moralifde 
Staͤrke ded Staates. Er für fih würde fich fehr gluͤcklich 
fühlen, auch ohne Gonftitution unter der väterlichen 
Megierung unfers erlaucdhten Fürftenhanfes Ieben zu koͤn⸗ 
nen; aber bey der einmal gegebenen, unfern Zeiten att- 
‚ :Berfaffung feheine es ihm gut, nicht auf 
albem Wege ftehen zu bleiben, einen Damm zu feben 
egen ambifisfe und ideale Menfchen, und dürh Ent 
ernung alles deffen , was Mißtrauen erzeugen Eönnte, 
das Öffentliche Vertrauen zu erhalten und zu beleben. 
Des Herrn Grafen von Erbah-fürftenau 
Erlaucht: Es laſſe fih nicht vorausſetzen, daß der 
Miniſter die Achtung und das Vertrauen ſeines Fuͤrſten 
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leicht verfcherzen werde. Er beforge daher von ber 
Cont? aſignatur feine Nachtbeile. | J | 

8 Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
‚ Die Eontrafignatur befördere immer das Mintfterialres 
giment, wiewohl der Fürft auch Kraft genug haben 
werde,. fein Anfehen zu behaupten. Da indeſſen die 
Stände nur bey Berfaffungs: Gegenftänden 
ein Sntereffe bätten, fo fehe er durchaus Feinen 
Grund, diefe Grenzen zu überfchreiten , und von den 
— wohlbegruͤndeten Beſchluͤſſen dieſer Kammer 
abzugehen. 
Der Herr Kanzler Dr. Arens: Ob aber 
etwas verfafiungsmäßig fen, ober nicht, fey in comereto 
oft ſchwer zu beftimmen. Die’ Grenzen conftitutioneller. 
and nicht conftitutioneller Handlungen feyen ſich fehr 
nahe. Es dürfte daher diefer Unterfchied nicht felten 
zu Collifionen oder zu Umgehung des Gefetes führen 

Des Groß- und Erbprinzen von. Heffen 
Hoheit: Zufagen des Großherzogs an die Stände 
— mit unter die verfaſſungsmaͤßigen Gegenſtaͤnde zu 
zaͤhlen. | | 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Die Stände feyen vollfommen gefichert, wenn bey ver> 
faffungsmäßigen Gegenſtaͤnden die Gontrafignatur als 
erforderlich erklärt werde; ein mehreres koͤnnten fie 
nit fordern. Mit Vergnügen erinnere er ſich einer 
. früheren Bemerkung des Herrn Grafen von’ Stolberg, 
daß das Eontrafigniren in nicht conftitutionellen Din⸗ 
gen der Verfügung des Großherzogs unterliege. - 

Des Herrn Grafen v. Stolberg Erlandt:. 
Er müffe jedoch bemerken, daß damals, als er ſich fo 
ausdruͤckte, die Berfaffungsurfunde noch nicht ertheilt 
geweien ſey, feine damalige Aeufferung mithin auch 
nur nach dem damaligen Stand der Dinge beurtheilt 
werben müfle — an: 

Des Groß- uud Erbprinzgen von Heffen 
Hoheit: Für den Berheiligten werde es hart feyn, 
wenn er mit feiner Befchwerde auf den Zufammentritt 
ber Ständeverfammlung warten follte. 

Des Herrn Grafen von Solms-Roͤdelheim 
Erla ucht: Der Recurs an den Richter fiehe ihm 
auch in der- Zwifchenzeit offen. nr 

Der Herr Kanzler Pr, Arens: Ueber Ver: 
Iegung früher erworbenen Rechte koͤnne allerdings beym 
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Richter Klage erhoben werben; nicht aber gegen Maaß— 
regeln der Regierung. s | u: 
3.) Ueber die Frage: ob bie Klage gegen dem 
jenigen oberficn Staatsbeamten zu richten 
fey, welcher eine, die Staatsverwaltung be 
treffende, Verfügung contrafignirt ‚oder 
unterzeichnet habe? | 
- Der Herr Kanzler Dr. Arens: Den Ständen 
Sönne ed genügen, wenn ein refponfabled Subject vor 
banden ſey; die Bezeichnung defjelben hänge vom Groß— 
berzoge ab. ; 
Des Herrn Örafenv. Solms-Roͤdelheim 
Erlaucht: Einen deßfallfigen Wunſch dürften jedod 
die Stände ausfprechen. | — 
Der Herr Kanzler Dr. Arens: Welche Ein 
richtung die beſte ſey — bie collegialiſche, bureaucrati⸗ 
fche oder eine gemiſchte — ſey ſchon oft Gegenſtand 
—— Discuſſionen geweſen, und noch immer -unent 
ieden; ſelbſt durch Wuͤnſche ſollte man daher der kom— 
menden Ordnung der Dinge nicht vorgreifen, ſolquge 
man nicht vorausbeſtimmen koͤnne, was unter gege—⸗ 
benen Umftänden wuͤnſchenswerth fen. — 
Des Groß- und Erbprinzen von Heſſen 
Hoheit erklaͤrten ſich hiermit durchaus einverſtanden. 
Des Herrn Grafen y. Stolberg Erlaucht; 
Bey dem Collegralfyſteme treffe es fih gar.oft, daB 
derjenige, 15, Ber Unterzeichnete ift, ‚nicht auch ber ver’ 
. antwor;stche fen; indeſſen werde fich dieſes bald. heran 
ftel,em. Es muͤſſe daher Sache der Kammer bleiben, 
wen fie anklagen wolle. Leidenſchaft laſſe ſich, da 
beyde Kammern einftimmig ſeyn müßten, ohnehin wiht 
nedenfen. Nach den concreten Faͤllen werde die Klage 
daher bald gegen den Minifter, ‚bald gegen das ‚game 
Eolleg gerichtet werden, wiewohl erftered als Regel werde 
angejeben werben fünnen. 4 Sr 
Des Großs und Erbprinzen won Heflen 
Hoheit: Die Stände koͤnnten nichts Umbilliges for 
a Menn ein Se —— vorhanden 
ey ,.fo fey es ihnen gleichviel, wer es fey. 
Er Sansler Dr. Arens: Der Groß 
berjog würde fih, wenn er in Wünfche der Art ein— 
ginge, ‚die Hände felbft binden. Er würde an bem 
adoptirten Shiteme nichts ‚Ändern dürfen, fo ſehr auch 
geaͤnderte Umſtaͤnde eine Aenderung noͤthig— machen dürften. 
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Des Prinzen Emil von Heſſen Hobeit: 
Der Fuͤrſt werde aber nicht ‚minder gebunden, went 
man. ihn. zur -Contrafignatur bey Gegenſtaͤnden ver⸗ 
pflichte bie nicht conſtitutionell ſeyen. 

Der Herr Kanler Dr, Arens: Fürften lieen 
fich. auch oft von Herzensgüte hinreißen. In ſolchen 
Fällen erſcheiue doch die Einwirkung bes Minifters nur: 
vortheilbaft. 

Des Prinz en Emil von Heffen Hoheit: 
Auch: bier fetze ihm. die Verfaſſung Schranken. 

Der. Herr Kanzler Dr. Arens: Doch nicht 
in alten: Faͤllen, 3. B. bey Eheſcheidungen kLegitimatio⸗ 
nen u. dergl. 

Des Prinzen Emil. von Heffen Hoheit: Der 
Fürft fey auch oberſter Feldherr :- als. ſolcher werde er 
Be. den Gefeßen ber. Contraſi guaier nicht unterwerfen 
en. 

Dem Herrn Ranzler: Dr. Arens: Angeles. 
genheiten diefer Art Eönnten allerdings- hier nicht ver⸗ 
ſianden werden, fie gehörten nicht in die Categorie der, 
aufdie Berwaltung des Staats: Fi bezie⸗ 
henden, Gegenſtände. 

4.) Bey der Frage: ob bey Unvollzaͤhligkeit 

des Ober-Appellationsgerit die vorm a⸗ 
ligen Mitglieder dieſes Gerichts als Sup— 
leanten ernannt werden ſollten, bemerkten 
des Groß⸗ und Erbprinzen von Heffen - 
Hoheit: daß ber, non ber. zweyten Kammer vorge⸗ 
ſchlagene, von dem bieffeitigen - Ausfhuß adpptirte, 
Modus den Vorzug um defwillen zu; verdienen: scheine, 
weit es in jedem Falle beffer ſey, die Richter voraus 
zu beſtimmen und zu fennen. Es werde dadurch jeder 
Verdacht einer Einwirkung entfernt. 
55 Bey ber fünften Frage: die Formder rich: 
terlichen Urtheileiu Anfebung der Wieder: 
anftellung der Entfernten betreffend, bey welcher 
"die zwegte Kammer ben biefleitigen Veſchlufen beuge- 
treten ıft, bemerkt 

der Herr Kanzley Dr. Arens: daß ſich die 
zweyte Kammer wohl nicht ganz richtig ausdruͤcke, wenn 
fie, als Beweggrund ihrer geänderten Anſichten, bie ſeit⸗ 
dem ertheilte Verfaſſungsurkunde anfuͤhre, indem bes 
reits frühere Geſetze diefen Fall beftimmten. 
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6.) Bey der Frage: ob die, auf die Anklage 
der Minifter gerichteten, Anträge und die 
Berathbungen darüber nur in vertraulider 
Sitzung vorfommen follen ꝛc. wurde nah Ders 
lefung des, dem verneinenden Befchluffe der Aten Kammer, 
beyfaͤlligen Vortrages des Ausfchuffes der erften Kammer 
nichts weiter bemerft. | 

7.) Bey der Ietten Frage: ob der Wunſch einer 
Gentralifirung der gefammten Staatdver 
waltung auszufpredhen fey? bemerft 

des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Er 
finde Feine hinlänglicyen Gründe, um diefen Wunſch bey 
biefer Veranlaffung auszufprechen; er wuͤrde fich. befler 
zu einem befondern Antrage eignen. F 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: In einiger 
Berbindung ftünden doch allerdings beyde Gerenftände 
mit einander, wie dieſes auch in dem Vortrage des Auds 
fchuffes dargethan ſey. Diefer babe fich daher um fo 
mehr bewpgen gefunden , dem deßfallſigen Befchluffe der 
zweyten Kammer nachzugeben, ald die Nachtheile coor⸗ 
dinirter Stellen —— ſeyen. 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hobeit: 
Diefes letztere ftelle er nicht in Abrebe; es beweife aber 
nur, baß ein deßfallfiger Antrag zwedmäßig ſeyn 
würde; nicht aber, daß die Verbindung. zweyer ſich 
fremder Gegenftände raͤthlich ſey. Ä 

Des Groß- und Erbprinzen von Heflen 
Hoheit: Man habe ed wohl für weniger auffallend 
‚ gehalten, biefe Gelegenheit zum Vortrage dieſes Wuns 
—* zu benutzen, als ihn zum Gegenſtand eines eigenen 
Antrags zu machen. 
— Discuffion wurde hierauf geſchloſſen; und 
nachdem 

II. ein Erlaß.an bie zweyte Kammer, die Eut 
führung von Wollenmärften betreffend, verlefen und ge 
nehmigt war, wurde die Sigung vom Präfidio auf 
gehoben.. 

Beglaubigt: 


Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Fünfundſiebenzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt, am 10ten May 1821. 
| XECX 
Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Präfidenten. 5 


Abwefend : | | | 
des Landgrafen Louis von Hefien Durdlaudt: 





I. Die Situngsprotofolle vom 7ten und 8. May 
‚ werden vorgelefen und genehmigt. 

II. Das Präfidium legt der Kammer mehrere neu 
eingefommene Erlaffe der zweyten Kammer. zur Einfiht 
vor. Cie beziehen ſich: 

41.) auf den Antrag des Abg. Herrn Heyer, die Ders 
befierung des Zuſtandes der Univerfttät betr. !) 

Die Kammer verweifet diefen Erlaß an ben erſten 
Ausſchuß. 

2.) Auf die Motion des Abg. Herrn Keller ꝛc., die 
Gentralunterfuchungscommiflion zu Mainz betr. ?) _ 

Diefer Erlaß wird an den dritten Ausſchuß verwieſen. 

3.) Auf den, die Beyziehung der Capitaliſten zu 
aufferordentlichen Steuerangfchlägen betreffenden, Geſe⸗ 
edentwurf. ?) 

Die Ranımer verweifet diefen Erlaß an den erften 
Ausſchuß. | 

4.) Auf den, die Aufhebung der Fornicationsfirafen 
bezwectenden, Gefebesentwurf; *) 

5.) aufden, die Ausarbeitung der, in bein Art. 103 
der Berfaffungsurfunde zugefiherten, neuen Geſetzbuͤcher 


1) ©. Beyl. CXC u. CXCI. im 11. Hefte u. Beyl. CCLXXIV. 
im 17. Hefte d. Verhdl. d. zweyten Kammer d. Landit. 

2) &. Beni. CCXCV1 u. CCXCVII. im 18, Hefte diefer Verhdl. 

3) S. Beni, CCCKI, CCCXII u. CCCXV. ebenda]. | 

4) S. Beyl. CCCÄX u. CCCXXI. ebendaf. 
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zum Gedenftande habenden, Antrag des Abg. Herrn 
Krönde; ') | 
6) auf den, ben Hanbel mit Gift betreffenden, 
Geſetzesentwurf; 2) | | Rue: nn 
. 7.) auf die Motion des Abg. Herrn Kraft, den Zur 
« fand der Siaatd-und Privatrenten in Rheinheſſen betr. ?) 
8.) auf den, fih auf die Anwendung ded neuen 
Maaßes und Gewichts beziehenden, Gefetesentwurf. *) 
Die Kammer verweifet die Gegenftände unter A bis 8 
‚an den zweyten Ausſchuß. | 
9.) Auf den Antrag des Abg: Herrin Hart, die Auf 
bebung der polytechniſchen Schule nd die Efrichtung 
einer Realjchule in Darmfladt betr. 53) 7 
Diefer Erlaß wird an den dritten Ausschuß verwiefen. 
10.) Den Antrag des Abg. Herrn Merkel, ‚die. Auf 
hebung berrichaftlicher Leihen auf Mann tınd Frau betr. °) 
Die Kanımer verweifet diefen Erlaß an den zweyten 
Ausſchuß . J — 
III. Das Praͤſidium eröffnet die Discuſſion 
1.) über den Inhalt des, von des Prinzen Emil von 
Heffen Hoheit zu den Einnahme: und Ausgabe 
etats erſtatteten, einleitenden Vortrags. | | 
Es werden dazu aber Feine Bemerfungen gemacht. 
2:) Ueber die, in dem Hauptvoranſchlage der Stantd 
einnahmen und Ausgaben für die Jahre 1821, 1822 1. 
71823 unter der Hauptabtheilung I. Nr. 1—6 den Stäm 
den vorgelegten, Ausgaben, Laſten, Abgänge und 
Koften bey der Finanzverwaltung bett, umd 
den, 'von des Herrn Grafen von Solms⸗-Roͤdelheim Er 
Taucht hierüber erfiatteten, Borttag. © 
. In Beziehung’ auf die, in diefem Voranſthlage vor 
fommenden, Steuer: und Pachtnachläffe bemerfi u 
der Herr Präafident: Daß von der zwepten 
Kammer davon 10009 fl. gefttichen worden feyen; babe 
fiher darin feinen Grund, daß die, für die Provinz 
Stärfenburg bewilligten, Nachläffe diejeriigen, welche für 





15 &. Beyl. COLXXJ u. CCLXXIII. im 17, ‚Hefte diefer 


Verhandl. —— 
2) S. Beyl. CCLXVI u. CCLKVIL "im 16. Hefte u Berl. 
CCCVIII im 18. Hefte diefet Verhandl, _ RE 

8) ©. Beyl. CCCIX u. CCCX. ebendaj. 

4) ©: Beyl. CCXCV u. CCOXVIIL. ebendaf: 
5) &: Biyl. CCCHli u, CCCIV. ebendaf. 

6) S. Beyl. CCCI u, CCCII. ebendäf. 
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die Provinz Oberheſſen bewilligt worden ſeyen, auf eine 
fehr auffallende Weiſe überftiegen. Man babe wahrſchein⸗ 
lich dabey die gute Abficht, diefer Ungleichheit für Die 
. Zukunft zu ftenern und der Einwirkung von Eonnerio- 
nen und Zudringlichkeiten, deren fih, wegen der Nähe - 
der Refidenz, die Bewohner der. Provinz Starfenburg 
gewiß öfter bedienten, eine Grenze zu jegen. un 
Des Prinzen Emil von Heften Hoheit: So 
wenig er dergleichen Ungleichheiten und Begünftigungen 
billigen Vnne, fo wenig fönne er es auf der andern 
Seite für gut und räthlid erachten, ber Staatsregierung 
die Möglichkeit, Nachlaͤſſe zu bewilligen, ganz zit entzie⸗ 
ben, weil dieß zu offenbaren Härten führe und weil ſich 
dadurch felbit die Pachtpreife der Domänın berunterdrüs 
den müßten: Es fey nämlich ganz naturlich, daß der 
Pächter eines Privatgutd wegen ber, ihm bleibenden, 
Hoffnung anf Pachtnaihläfje, einen höberen Pacht bezah⸗ 
Ion fönne, als der Pächter eins Domaninigutd, weil 
diefer fchen zum Voraus wifle, daß er auch bey der ſpre⸗ 
hendften Billigfeit- feinen Nachlaß von der Staatsregie⸗ 
rung zu erwarten babe. 2.0 | 
Der Herr Präfident: Es fey Doch auf der am 
dern Seite unbillig, wenn eine Provinz vor der andern 
begunftigt werde. Wenn auch die hieſige Provinz wegen 
Ueberſchwemmungen dem Mißwachſe ausgeſetzt ſey, ſo 
feyen die rauhen Gebirgögegenden dem Mißwachſe sebert 
fo fehr unterworfen und dennoch zeige. jih hinſichtlich 
der Nachlaͤſſe die auffallendfte, Ungleichheit, PS 
3.) Ueber die Il. Hauptabtheilung der Staatsaus⸗ 
gaben, Die Berzinfung und Amprtifation der 
Stäaatsfhulden betr. und ben, von dem Herrn Geb, 
Kath Freih. v. Wiefenhütten hierüber erſtatteten, Vortrag. 
Hierüber erfolgen indefjen Feine Bemerfunget: 
4.) Ueber die III. Hauptabtheilting der Staatsaus⸗ 
gaben den Penfionsetat; bett; und den, bon des 
——— Emil: von Heſſen Hoheit darüber erſtatteten, 
5.) Ueber die IV. Hauptabtheilung der Staatsaus⸗ 
gaben die Bedürfniffe des Großherzoglichen 
Haufes und des Hofitaats betr. und den, darüber, 
von des Herrn Grafen von Sfenburg » Büdingen erjtatz 
teten, Vortrag. ae Er a 
Es erfolgen indeffen auch über dieſe beyden Gegens 
fände feine befondere Bemerkungen. 5 
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6.) Ueber bie V. Hanptabtheilung der Staatsaus— 
gaben, die Koften zur Unterhaltung des Mili 
tärs und der Militäranftalten betr. und den, 
darüber erjtatteten, Bericht des Augjchuffes. 

Es erfolgen darüber aber Feine befondere Benterfungen. 

7.) Ueber die VI. Hauptabtheilung der Staatsaus⸗ 
Haben, die Koſten des Grofherzogl. Geh. Staat“ 
minifteriums betr. und den, darüber erjtatteten, Vortrag. 

In Beziehung darauf bemerft 

des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Die 
Befoldungen für die Großherzogl. Staatsminifter feyen 
offenbar zu gering und es würden denfelben zu ihren Bes 
joldungen, noch befondere Repräfentationsgelder bewilligt. 
werden müfjen. 

8.) Ueber die VII. Hauptabtheilung der Staatsaus— 
gaben, die Koften des auswärtigen Departe— 
ments betr. und den, darüber erftatteren, Bericht des 
Ausfchufles. | 
Daruͤber bemerft J 

des Groß- und Erbprinzen von Heſſen 
Hoheit: Die Koſten des auswaͤrtigen Departements be— 
traͤfen einen Gegenſtand, über den nur die Staatsregie— 
rung, welche allein in dem Beſitze aller hier relevanten 
und zu beachtenden Verhältniffe fey, vollkommen richtig 
urtheilen koͤnne und welcher daher zur Competenz der 
Stände nicht geeignet zu feyn fcheine. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Su 
der Discuffion bätten die, von dem Herrn Minifter von 
Grolman angeführten, Gründe feinen Widerfpruch gefuns 
den und man mie daher eigentlich wohl mit Recht annehr 
men, daß die zweyte Kammer zu den Propofitionen der 
Staatsregierung ihre Einwilligung ertheilt gehabt habe. 
Des Prinzen Georg von Hefjen Hoheit: Del 
den geſaudtſchaftlichen Verhaͤltniſſen ſey vorzuͤglich bie 
Wuͤrde des Staats und des Großherzogl. Hauſes mit zu 
beachten. Die Stände koͤnnten nicht von allen vorlie 
genden Verhältniffen in Kenntniß gejeßt werden. Darum 
werde man aber auch diefen Gegenftand der Bejtimmung 
der Staatsregierung überlaffen müfjen. 9 

Des Herrn Grafen v. Dienburg- Büdingen 
Erlaucht: Der Ausſchuß der zweyten Kammer habe den 
Vorfchlag gemaht: daß man die Befoldung des Groß 
berzogl. Gefandten in Wien erhöhen, die des Großher 
z0gl. Bundestagsgejandten dagegen vermindern möge. 
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. 9.) Ueber die, in dem Hanptvoranfihlage 
unter Rr. VIII bt8 XVIII verzeichneten Au 
gabepoften und den, darüber von dem Ausſchuſſe 


“ erfiatteten, Vortrag | 


In Beziehung darauf bemerkt - ö 

ber Herr Präfident: Daß, fo viel die Fluß 
baufoften betreffe, die Staatsregierung zu erfuchen ſeyn 
möge, daß in der nächftfolgenden Finanzperiode auch auf 
den, fo nothwendigen, Bau der kleineren Fluͤſſe Ruͤckſicht 

enommen und die bepfallfigen Koftenüberjchläge den - 

Ständen vorgelegt werden möchten. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Er 
fey hiermit einverftanden und das zwar um fo Mehr, als 
der Flußbau, weil er zunaͤchſt Schutz des Eigenthums 
bezwecke, offenbar nochwendiger und dringender als ber 
Ghauffecbau fey. Do 

In Beziehung auf die Dispenfatlonscaffe Auffert 

der Herr Gcheime Staatsrath u Wreden: 
Die Dispenjationscaffe fey in dem Jahre 1710 von dem 
Damaligen regierenden Laudbgrafen von Heffen geftifter 
worden. Sie fey zur Unterſtützung Armer und Huͤlfs⸗ 
bedürftiger beftimmt. Diefer Zweck ſey bisher Durch fle 
aufs vollfommenfte erreicht worden. Kein Bedürfniß fey 
ihr fremd geblieben. Sie liefere Unterftüigungsbeyträge 
für Wittwen und Waifen, für Schullehrer, fit Hands 
mwerfer, tür die biefige Realſchule ꝛc. Selbſt das Witts 
wencaſſe⸗Inſtitut fey durch den fteten Wechſel der Ver⸗ 
bältnifie auf dem Puncte gewefen, zurädzugehen und nur 
Durch die Zufchüffe der Dispenfationscafje fey es erhalten 
worden. Der Antrag der zweyten Kanımer, diefe Stifs 
tung aufzuheben, jey conflitutionswidrig, weil die Bern 
fafungsurfunde allen milden Stiftungen ihren Schuß 
zufichere. Die Erhaltung derfelben ſey aber um fo nothe 
mwenbdiger, ald das Großherzogthum SHeifen nicht fo viele 
Iocale Unterftügungsanitalten, als in andern Staaten 
eriftirten, aufzuweiſen habe, ur F 

Des Prinzen Emil v. Heſſen Hoheit: Dieſe 
Bemerkungen wuͤrden als ein Beytrag zu dem Vortrage 
des Ausſchuſſes betrachtet werben koͤnnen. Der Ausſchuß 
habe in der Ueberzeugung, daß die Staatsregierung ſich 
Der Aufhebung dieſer Unterftigungsanftait von ſelbſt wis 
derſetzen werde, e8 für genügend erachtet, wenn von Seiten 
der erften Kammer der Wunſch ausgefproden werde, diefe 
Anftalt für ihren bisherigen Zweck fortbeftehen zu laſſen. 

Heft III. d. Verhdl. d. erſt. Kammer. 
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« In Anfebung des Großherzogl. Haus/- und Ber 
dienſtordens bemerft 

der Herr Präfident: Daß es ſehr zwecmaͤßig 
ſeyn werde, wenn der Orden Statuten erhalte und uͤbet 
‚jede Ordensverleihung ein beſonderes Decret zur kegir⸗ 
mation ausgeſtellt werde. 
ho Der Herr Geheimerath Freiherr v. Vie 
f enbütten: Zur. Zeit’ bed Kriegs ſeyen oft Drdend 
decorationen an Generale im Felde zur. Austheilung ge 
geben worden und. es fegen diejenigen, welche den Orden 
serbalten hätten, nicht gehörig befannt. 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Im 
Kriege fey fein. Orden: ohne Begleitungsfchreiben verge 
ben worden. 

Da weiter feine Bemerfungen erfolgen, fo erklärt 
das Prafidium bie. Discuffion ‚für gefchloffen und- hebt 
die Sitzung auf. 


. Ä Beglaubigt — 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Sechsundſiebenzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale ver erſten Kammer der 
—— A Landſtande. 

Darmſtadt am Alten May 1891. 
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"Unter dem Brig des Herrn zweyten. 
| ‚ PFONDERLEN, 
Hibmwefend : Ze 
des Tandgrafen Lo uis von Heſen Durchl aucht und der 
Herr wirkliche — Freih. v. — enhätten. 
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| Il. Der ‚Herr ‚Prälat ‚Dr. Einf erftätket ſchrift⸗ 
lichen Vortrag, im Namen des dritten Ausſchuſſes, uͤber 
den Antrag, des Abg. Herrn Ludwig, eine "wirfia 
mere und umfaſfendere Sorge für die Wai— 


en betr. 
(Beylage, CXIIL) : 


II. Das Präfidvium ſtellt hierauf zur. Discuffion 
Ä 1.), die Borfellung des —— 
P. Def aus Bingen. 

‚Darüber Auffert: . 

- der Herr prälat Dr. Schmidt: Es entſte he 
hier noch die Frage: ob die erfie Kammer uͤber dieſen 
Gegenſtand berathen koͤnne, weil die Vorſtellung bloß an 
die zweyte Kammer gerichtet ſey? 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Das. berube 
offenbar auf einem, nicht weiter zu beräetjichtigenden, 
Schreibfehler. -- - : 

Des Prinzen Emil von He effen. Hoheit : Es 
Ciee daß die zwehyte Kammer dieſe, der Natur ber 

ache nad) an- die Ständeverfammlung gerichtete, Vor—⸗ 
ſtellung der erften Kammer mitgetheilt habe. 

Der Herr Baron v.Mappes: Der Mann fey 
unglücklich und bedürfe allerdings der Unterflügung; 
allein eine andere, wohl mit Nein zu beantworrende, 
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Frage fey die: ob fein Geſuch bey den Ständen Gehoͤr 
finden könne? Be | 

2.) Den, fih auf ben Zunftzwang im Amte 
Voͤhl beziehenden, Antrag des Abg. Herrn Prinz. 

Es bemerkt darüber | 

des Herrn Örafen von Solmd: Rödelheim 
Erlaucht: Sobald man von dem Geſetze die vorgefhla 
gene Ausnahme machen wolle, fo werde fie auch noch fuͤt 
mehrere Orte, 3.3. für Rödelheim, welche fich in einer 
ganz gleichen Lage befänden, gemacht werden muͤſſen. 

Des Prinzen Emil v. Heffen Hoheit: Man 
werde dieſem Anjtande dadurch abhelfen koͤnnen, daß 
man die Staatsregierung erſuche, die Ausnahmen in allen 
Faͤllen gleicher Art eintreten zu laſſen. * 

3.) Die Beſchwerde des Auts Büdingen 
wegen Repartition ruſſiſcher und preuſſi— 
ſcher Etappengelder. 

4.) Den Antrag der Abg. Herrn Prinz, Mayer x. 
die oͤffentliche Verpachtung der Jagden bit. 

Ueber dieſe beyden Gegenſtaͤnde erfolgen indeſſen 
keine beſondere Bemerkungen. es | 

. 59) Den Entwurf der Trankſteuerordnunß 

In Beziehung darauf bemerft f 

des Herrn Grafen v. Venburg- Büdingen 
Erlaucht: Es werde der Art. 57 des ftandesherrlicen 
Edicts, weldyer fih auf das Verzapfen und Brennen ded 
Branntmweins beziehe, bey der Verordnung noch berüd 
ficytigt werden müffen. Auch ſey es wünfchenswerth, 
noch mehrere Orte, 3: B. Rödelheim und Büdingen zu 
benennen, an welchen die Accife entrichtet werden könnt 

Des Herrn Grafen von Erbah-Fürftenau 
Erlaubt: Er könne nicht einfehen, warum nicht meh 
rere Orte genannt feyen. Die Fracht werde durch den 
weiten Umweg, den der Fuhrmann zu nehmen habe, Wi 
vertheuert. Es feyen ja am fehr vielen Orten öffentlic 
Beamten; diefen werde man die Erhebung unbedenklich 
anvertrauen koͤnnen. | — 

Des Herrn Grafen v. Solms- Rödelheim 
Erlaucht: Es ſcheine ihm aud noch das fehr beachtunge* 
werth zu feyn, daß viele Branntweinbreiiner, welcde an 
Grenzorten wohnten und den Branntwein in das Aus 
land abfesten, ihre Brennereien wuͤrden eingehen laffen 
müffen, weit fie bey der Abgabe nicht mehr gleiche Preife 
halten könnte. Auch werde mancher Brauntweinbrenmr 
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die Acciſevorlage nicht machen koͤnnen. Es ſeyen dieſes 
indeſſen doch Feine genuͤgende Gründe, um das Geſetz 


felbft — verwerfen. — 
‚Der Herr Präfident; Man werde die Staats— 
regierung böchftend darauf aufmerkſam machen. fönnen. 
Der Herr Baron von Mappes: Alle Abgas 
ben diefer Art feyen der Defrandation zu fehr unferwors 
fen und die Erhebung dabey mit zu großen Koften vers 
bunden, darım feyen. fie weder rätblich noch nüßlich. 
Zwedgemäßer feyen diejenigen indirecten Abgaben, welche 


feiner befonderen Gontrole bebürften. Diefe möge man. 


einführen, im Uebrigen -aber dem Verkehr und dem Hans 
del und Wandel feine Ss Bewegung laflen, Der Etaat 
babe das größte Intereſſe, reiche Gefchäftslente in das 
Yand zu ziehen und große Etabliffementd zu begünftigen. 
Dadurch fpmme Geld in das Fand. Dergleichen große 


Etabliſſements würden aber nicht entfichen und gedeihen . 


/ 
Ü 


fönnen, wenn dem Handel und Wandel durdy dergleichen 


indirecte Abgaben und die dadurch nothmendig werdens . 


den veratorifchen Maafregeln Feſſeln angelegt würden. 

. Der Herr Präfident: Der Herr Baron wolle, 
daß alles auf directem Wege erhoben werde. Dabey gebe 
der arme Bauer ganz zu Grunde. Aus der Darftellung 
des Herrn Baron v. Mappes gebe ferner hervor, daß, 


wenn nur einige wenige reiche Leute, welche Etabliſſe— 


ments und großen Verfehr mir dem. Auslande hätten, 


vorhanden fegen, es nicht darauf anfomme, ob der Bauer: 


ruinirt werde. Die Rheicıheffen fprächen. immer von ihren 
Inſtitutionen. Diefe wollten fie fammtlich in die dieſſei— 
tigen Provinzen verpflanzen (fo hätten fie namentlich 
auch die ungerecdyten Echießpäffe in diefelben zu.übertragen 
gewußt); allein von den, in den bieffeitigen Provinzen 
befteheuden, Einrichtungen wollten’ fie nichts annehmen, 

Der Herr Baron v. Mappes: Das Kebenes 


‚prinzip-- des Staats fey der Handel in dem Einne des’ 


thätigen Wirfend des Geifteg, ber feine Entfernung fenne, 
der Durch Niederlagen, Theilnahme an auswärtigen Un— 
ternehmungen und ‚durch Berfauf der Landesproducte 
Geld, Wohihabenheit, vermehrte Mittel zur Entrihtung 
‚der Sleuern in das Land bringe. Die Staatsregierung 
fey auch, wie er zu vermuthen Grund habe, gegen alle 
Ketorfionsmittel; fie wolle volle Freiheit der commtercis 
ellen Bewegungen. Sie betrachte das Großherzogthum 
als einen Freibafen und durdy feine Producte und geos 


N 
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graphifche Lage fey es. hierzu auch vorzüglich geeignet. 
Es habe Holz, Wein und Früchte. In feiner Yage am 
Rhein und feinem Hafen liege ein großes Feld zum Wir: 
fen. So in Verbindung mit den erften Seehaͤfen und 
ſelbſt mit entfernten Theilen der Welt bedürfe es nichts 
als Talent, Kenntniffe und einen regen Geift feiner Ber 
wohner, um zum Wohlftande und Reihthum zu gelangen. 
Werde bey diefer günftigen Lage alles’ entfernt, was ſtoͤre 
und abfchrede, fo würden vermögende und reiche Leute 
gereizt werden, fich bey uns niederzulaffen und es werde 
nur der veränderten Art, indirecte Steuern, 3.8. dur 
Enregiftrirungsgebühren, Stempel, Patente, Taxen u. ſ. w. 
zu erheben, bedürfen, um den Handel und die Cultur bluͤ— 
bend zu machen und den Laridmann: hinfichtlich der direc- 
ten Abgaben zu erleichtern. J— 

Der Herr Präfident: Alles, was ber Herr 
Baron v. Mappes benterfe, fey nur zum Beſten der Kauf: 
leute gefagt.  Diefe machten den Staat nicht glüdlic). 

Der Herr Baron v. Mappes: Indem ver 
Kaufmannsftand den Abſatz der Producte befördere, fen 
er zugleich Mittel zur Beförderung des Wohlftandes der 
producirenden Claſſe. So werde durch den Handelsſtand 
in Mainz eine Menge Früchte abgefegt. Das Franfens 
land habe auch Früchte und es fey daher gewiß wichtig, 
den Abſatz “der Früchte des Großherzogthbums auf alle 
mögliche Weife zw befördern und zu erleichtern, z 

Des Prinzen Emilvon Heffen Hoheit: Der 
Handelsitand feg allerdings wichtig für die Erportation 
der Randesprodncte. Ein zu anhattendes und unverhälts 
nißmaͤßiges Schöpfen aus dieſer Productenquelle werde 
aber am Ende diefe Quelle ganz zerftören und das Gapis 

tal felbit angreifen. Daher die Nothmwendigfeit der indi— 
recten Abgaben. Was der Herr Graf v. Solms binfichts 
lich der Grenzorte angeführt habe, fey wahr und vers 
diene alle Berudfihtigung. - 

Der Herr Baron v. Mappes: Durch die Auf: 
lage auf den Wein werde man die Provinz Rheinheſſen 
ruiniren. 1 

Des Herrn Grafen v. Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaucht: Und die dieffeitigen Provinzen werd: man 
ruiniren durch eine zu große Beſteuerung des Grundes 
und Bodens. | Ä 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Er koönne das 
Lebensprinzip des Großherzogthums nicht, mit dem Herrn 
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Baron v. Mappes, in dem Handelsſtande, ſondern nur 
allein in der Production finden. Er gebe zu, daß der 
Handelsſtand den Abſatz der Producte foͤrdere und da⸗ 
durch der producirenden Claſſe fehr nuͤtzlich werden fünne; 
allein den großen Werth und Gewinn, den der Herr 


v. Mappes an diefen Stand frtüpfe, koͤnne er. ihm nicht 


beylegen. Wäre der Hanpdelsitand, namentlich auch der 
in Mainz, fuͤr den Abſatz der Landesproducte wirklich ſo 
wefentlich und wichtig, als er ſo eben geſchildert worden 
fey, fo würde er gerade in der jetzigen Zeit, wo noch 
alle Speicher mit Getraide angefüllt feyen, feinen großen 
Nugen für den Staat bewähren, und, feine großen Hans 
delsverbindungen benugend, wohl etwas für den Abſa 

des Getraides thun koͤnnen; allein davon zeige ſich 4— 
nicht die geringfte Spur. Zeige ſich im Auslande wirk⸗ 
liches Beduͤrfniß an den Producten des Großherzogthums, 


ſo werde der Landmann ſeine Producte, dieſes Beduͤrfniſ⸗ 


ſes und der Nachfrage wegen, los und man verdanke 
dann dieſem Bedurfniſſe, nicht aber dem Handelsſtande, 


die Erportation. Er.fey feit überzeugt, daß man dem 


Bauer, der fihon jest zum großen Theil in ber größten 
Dürftigfeit und Armuth Iebe, ganz zu Grunde richten 
werde, wenn man ihm nicht durch indirecte Auflagen 
wodurd auch der Neichere angezogen. werde, zu Huͤlfe 
fomme. Der Herr Baron rede von Einführung des Enz 
regiftrements u. d. m. und wolle dod) zugleich ‚eine freie 
Bewegung der Gefchäfte und des Handels. und Wandels. 
Er koͤnne hierin nur einen Widerfpruch erfennen, weil 
das freie Gefchäftsleben und. der freie Verkehr wohl durch 
feine Ginrihtung fo fehr, als durch die, auch im fich 


ungerechte, Einregiftrirung gelähmt und geftört werden 


fönne. 
Des Herrn Grafen 9. Stolberg Erlaudt: 
Die Bergftraße werde durd die große, auf, den Wein 
gelegte, Auflage ſehr gedrückt. 

Der Herr Baron v. Mappes: Die Erhebung 
der Abgahe auf Wein werde allerdings auch in den diej? 


feitigen Provinzen nachtheilig ſeyn. In Rheinhefien, wo 


der Wein das Hauptproduet fey und mo aud) viele leichte . . 


Meine wüchfen, würde, weil auch die nämlichen Weine 
in Franfen und. andern angrenzenden Ländern gekauft 
werden fkönnfen, die Einführung einer, auf den Wein, 


gelegten, Abgabe ein unberehenbaree Unglüd’und eine 


Einimpfung der Aus;chrung ſeyn. | 


} 
' 
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- 6) Den, bie Eol[ateralgelder betreffenden, 
Geſetzesentwurf. es 

In Beziehung auf beufelben Auffert 

bes Prinzen Emil von Heffen Hoheit: € 
en fehr wuͤnſchenswerth, daß eine Grabation in biefer 

rt der Abgabe unter Berndfichtigung des näheren und 

entfernteren verwandtfchaftlichen Grades beobachtet werden 
möge, wie dieſes auch in andern Staaten der Fall fey. 

72 Ueber Die Steuerpflihtigfeit der mib 
den Stiftungen. | | . 

Darüber bemerkt | 
der Herr Geh. Staatsrath vu. Wreden: Man 
werde doch die eine Stelle des Geſetzesentwurfs $.3 nicht 
davon verftehen fönnen, daß auch der Patron die Stews 
ern bezahlen folle ? | | 

Der Herr Praäſident: Nein, davon fünne bie 

Stelle unmoͤglich verftanden werden. 

Das Praͤſidium erklärt bierauf die Discuffion für 
geihloffen und veranlaßt 
II. die Abftimmung 
8.) Über den Entwurf der Gemeindeordnung. 
| Es werden zu dem Ende von dem Präfidium fol 
gende Fragen geſtellt: | 
4.) Nimmt die Kammer den Art, 1 an? 
Diefe Frage wird von fämmtlidhen Stimmen mit Ja 

Ddeantwortet. | . 
2.) Nimmt die Kammer ben Art. 2, ohne ben vorge 

fHlagenen Zufag, an? Ä | 

Diefe Frage wird allgemein verneint, 
Das Präfidium ftellt deßhalb die weitere Frage: 
3.) Nimmt dann die Kammer ben Art. 2 wit bem 
vorgeſchlagenen Zufsge an ? 
Diefe Frage wird. einftimmig bejaht. _ 
4) Nimmt die Kammer die Art. 3—7 an? 

5 Breit Frage wird ebenfalls einftimmig mit Sa beant 
ortet. 
5.) Nimmt die Kammer den Art. 8 ohne ben, von ih 

vem Ausſchuſſe vorgefhlagenen, Zufas an? 

si Diefe Frage beantworten ſaͤmmtliche Mitglieder mit 

Reim. 

Von dem Präfidium wird hierauf die weitere Frage 
vorgelegt : on 
6.) Nimmt dann die Kammer den Art. 8 mit dem ZU 

faße an? — 








* 


* 
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Auf dieſe Frage erfolgt eine einſtimmige ———— 
Antwort. 


- 7) Nimmt die Kammer bie Art. 9—11.an? 


Auch diefe Frage wird einftimmig bejahend beants 
wortet. 

8.) Nimmt die Kammer ben Art. 12 unveräubert an? 

10 Stimmen gegen 3 beantworten dieſe Frage mit Nein. 
9,7: Stimmt die Kammer dem Antrage bey, daß dem 

Bürgermeifter ein Ausſchuß aus dem Gemeinderath 
beygegeben werde? | 

Diefe Frage wird von 7 Stimmen gegen 6 mit Nein 
beantwortet. 

10.) Nimmt die Kammer. ben Art. 413 ohne bie, von ih⸗ 
rem Ausſchuſſe vorgeſchlagenen, Zuſaͤtze an? ? 

Diefe Frage wird von 10 Stimmen gegen 3 verneint. 
11a.) Zritt die Kammer dem Wunfche ihres Ausfchuffes 

bey, daß in größeren Bürgermeiftereyen ftatt drey, 
vielmehr vier, fünf u. ſ. w. vorzuſchlagen fegen ? 

Auf diefe Trage folgt von 11 Stimmen gegen 2 eine 
bejabende Antwort. 
41b.) Nimmt die Kammer zu dem Art. 13 den weiteren 

Zufag an, daß mad: „beſtaͤtigt“ zugefegt wird: 
„in dem Falle, daß die Staatsregierung feinem der 
Borgefchlagenen geeignet findet, feht es ihr zu, eine 

-_ ‚andere Wahl anzuordnen?’ 

Diefe Frage wird gleichfalls mit 11 Stimmen gegen 2 
mit Sa beantwortet, 

12.) Nimmt die Kammer ben Art, 14 ohne die, für bie 
Zeit des Proviforiume vorgefchlagenen, Modifica⸗ 
tionen an? 

Dieſe Frage wird von 12 Stimmen gegen 1 vers 
ne u t und bierauf von dem Prafidium die weitere Frage 
geftellt : 
413.) Nimmt die Kammer den Art, 14 unter der Beſchraͤn⸗ 

kung an, daß die zunaͤchſt zu waͤhlenden Buͤrger⸗ 
meiſter ihr Amt nur waͤhrend der Zeit des Provi⸗ 
ſoriums bekleiden? 

Bon 12 Stimmen gegen 1 wird dieſe Frage bejaht. 
14.) Nimmt die Kammer den Art. 15 an? 

s nt Frage wird von 10 Stimmen gege 3 ebenfalld 
ejabt 

15.) Nimmt die Kammer den Art. 16 unverändert an? 

Auf, diefe Frage folgt von 9 Stimmen gegen 4 eine 
bejahende Antwort. 
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16.) Nimmt bie Kammer den Art. 17 unverändert an? 
Dieje Frage beantworten 9 Stimmen mit Ja und 4 
mit Neim. . | | 
17.) Nimmt die Kammer den Art. 18 an? 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 
18.) Nimmt die Kammer den Art. 19 ohne Ausnahme an ? 
Da diefe Frage von 11 Stimmen gegen 2 mit Nein 
te wird, fo ſtellt das Präfidinm die weitere 
Srage: | 
19.) Nimmt dann die Kammer den Art: 19 mit ber 
Ausnahme an, daß die Ernennung der Nachtwaͤch— 
ter und Flurſchuͤtzen nicht den Bürgermeiftern 
allein zu uberlaffen, fondern vielmehr eine Aendes 
rung nad. dem Antrage des Ausſchuſſes der zwey⸗ 
teen Kammer zu treffen ſey? 
Diefe Frage wird von 11 Stimmen gegen 2 bejaht. 
20.) Nimmt die Kammer den Art. 20 ohne Verändes 
rung an? — 
Die ſaͤmmtlichen Mitglieder verneinen dieſe Frage, 
worauf dann das Praͤſidium die weitere Frage ſtellt: 
21.) Nimmt dann die Kammer den Art. 20 mit der, 
von den Ausichüffen beyder Kammern vorgefchlas 
genen, Beränderung .an ? * 
Dieſe Frage wird einſtimmig mit Ja beantwortet. 
22.) Nimmt die Kammer die Art. 21, 22 u. 23 an? 
Diefe Frage beantworten 11 Stimmen gegen 2 mit Ja. 
23.) Tritt die Kammer den, von den Ausfchiffen zu 
den Art. 21 u. 22 geäufferten, Wunſchen bey ? 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 
24.) Nimmt die Kammer den Art. 24 ohne die, von 
den Ausfhüffen vorgeichlagene Beränderung an ? 
Diefe Frage verneinen fammtliche Mitglieder. ' 
Es wird hierauf von dem Präjidium die weitere 
Frage geſtellt: | 
25.) Nimmt die Kammer den Art. 24 mit ber vorges 
: fchlagenen Veränderung an? 
Einftimmig wird diefe Frane mit Sa beantwortet. 
26.) Will die Kammer dem VBorfchlage des Herrn Bas 
on v. Mappes beytreten: „daß ber Etadtrath in 
den Städten einzelne, etwa 6 Mitglieder zaͤhlende, 
ftändige Ausſchuͤſſe aus feiner Mitte erwähle, um 
abgetheilt Bauten, Finanzen, Pflaiter, Beleud): 
tung u.f. w. zu furveilliren, dem Bürgermeifter 
etwa alle 14 Tage zu berichten und fich unter feinem 


——— LXX F I. vom 11. May 1821. 139 


- Borfi itze über Angelegenheiten : ‘der. Gemeinde zu 
befprechen und für diefen Zweck regelmäßig, etwa 
alle 6 Wochen, verfammelt zu werden ? Ä 

8 Stimmen gegen 5 verneinen biefe Frage, 

27) Nimmt die Kammer den Art. 25: an? 

Diefe Frage wird einftimmig. bejaht: 

28.) Nimint die Kammer den Art. 26 ohne Be, in Doors 

cſchlag gebrachte, Veränderung an? 

Auf dieſe Frage antworten 8 Stimmen mit Ia und. 
5 Stimmen mit Wein. j 
29.) Nimmt die Kammer den Art. 27 unverändert an? 
Dieſe see verneinen ſaͤmmtliche Mitglieder. 
Das ſidium ſtellt ſofort die weitere Frage: 
30.) Nimmt dann die Kammer’ den Art: 27 mit ber 
Veränderung an, daß ber’ erfte ‚Gemeinderath nur 

auf 6 Jahre gewählt werbe? 

Sämmtlidye Mitglieder beantworten biefe $ rage mit Sa. 
.31.) Nimmt die Kammer die Art: 98, 29, 30 u. 31 an? 

Auch diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

32.) Nimmt die Kammer den Art. 32 ohne Veraͤnde⸗ 
sung an? 

Hierauf folgt eine einftimmig verneinende Ant⸗ 
wort und es wird deßhalb von dem Praͤſidium die wei⸗ 
tere Frage geſtellt: 

33.) Nimmt die Kammer den Art. 32 unter ber Mo- 
biftcation an, daß die Beltimmung des Monats 
von der Staatsregierung nach der Localitaͤt ermeſ⸗ 
ſen werde? 

Die Frage wird von ſaͤmmtlichen Mitgliedern mit Ja 
beantwortet. 

34.) Tritt die Kammer dem Vorſchlage des Herrn. Ba—⸗ 

ron 9. Mappes bey: daß der Gemeindenorftand 

überall ben Provinzialregierungen unmittelbar uns 
tergeordnet und hiernad) der, in dem Art. 32 vor⸗ 
fommende, unbeflimmte Ausorud: „vorgeſetzte 

Regierungsbehoͤrde“ gegen einen bejtimmteren 

Ausdrud umgetaufht werden möge? 

Diefe Frage wird von 12 Stimmen gegen 1 verneint. 
35.) Nimmt die Kammer den Art. 33 an? 

Diele Frage wird einftimmig bejaht. 

36.) Nimmt_die Kammer den Art. 34 an? 

Diefe Frage wird ebenfalls einftimmig bejaßt. 

Der Herr Staatsminifter Freib. du Thil tritt ein. 


- 
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37.) Genehmigt die Kammer den. Vorfchlag des Herrn 

Baron v. Mapped, daß die, in den Gemeinden 
 vorzunehmenden, Wahlen nad der Analogie des, 
die Wahl der Deputirten anordnnenden, Wahlgefes 

ges in ber Art vorzunehmen feyen: 

1.) — durch die Geſammtheit waͤhlen 
zu laſſen; 

2.) aus dem gewählten Gemeinderath, unter Beyfüs 

ung einer gleichen, durch Loos oder Wahl zu 
- beftimmenden, Anzahl der Höchitbefteuerten ein 

Wablcollegium zu bilden, um die gefegliche Anzahl 
Candidaten zur Bürgermeifterei und hiernaͤchſt für 
ceflive aud) die Beygeordneten zu wählen; 

3.) in bem Falle, daß einer aus dem Gemeinderath 
zum Bürgermeilter gewählt werden folle, an befs 
jen Stelle ein anderes Mitglied des Gemeinde 

raths wählen zu laffen ? —J— 
Dieſe Frage verneinen 12 Stimmen gegen 2. 
. 38.) Tritt die Kammer den Anträgen der Ausſchuͤſſe zu 
dem Art. 34 hinfihtlid der Wahlen bey ? 3 
Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. | 
39.) Nimmt die Kammer die Art. 35 u. 36 mit ben, 
von — Ausſchuſſe dazu gemachten, Bemerkun⸗ 
en an 

Dieſe Frage wird mit 11 Stimmen gegen 3 mit Ja 

beantwortet. | — | 
40.) Nimmt die Kammer den Art. 37 nnverändert an? 
Diefe Frage wird von 10 Stimmen gegen 4 ver 
es hi und beßhalb von dem Präfidium die weitere Frage 

geſtellt: | 
41.) Nimmt dann die Kammer den Art. 37 unter ben, 
von den Ausfchüflen vorgefchlagenen, Modifica 

tionen an? | 

12 Stimmen gegen 2 bejahen diefe Frage. 

-42.) Rimmt die Kammer. die Art. 38, 39 u. 40 an? 
Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 
43.) Nimmt die Kammer den Art. 41 ohne die, von 

‚ ihrem Ausfchuffe vorgefchlagene, Veränderung an? 

Dieſe Frage beantworten 8 Stimmen gegen 6 mit Nein. 

44.). Votirt Die Kammer‘ für die Verweigerung ber Auf 
nahme zum DOrtsbürger, wenn ber Aufzunchmende 

‚in einem böfen Rufe fteht ? 
Diefe Frage wird von 13 Stimmen gegen 1 bejabt. 
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45.) Stimmt die Kammer für eine gleiche Ausnahme in 
dem Kalle, wenn der Aufzunehmende aller Wahre 
fheinlichfeit nad ſich rechtlich zu ernähren nicht 

‚im Gtanbe iſt? 
Diefe Frage beantworten 12 Stimmen gegen 2 mit 


' Nein. 


46) Nimmt die Kammer den Art. 42 ohne die, von 
ihrem Ausfchuffe vorgefchlagene, Veränderung an? 
Die Frage wird einftimmig verneint. 


. 473 Nimmt die Kammer den Art: 42 mit dem Zuſatze 


⸗ 


an: „der Buͤrgermeiſter hat das Geſuch dem Ge⸗ 
meinberath vorzulegen und wenn dieſer nichts zu 
erinnern findet, das Einſchreiben vorzunehmen. 
Im entgegengefegten Falle ift an die vorgeſetzte 
Regierungss oder Standes und Patrimonials 
Gerichtsbehoͤrde Bericht zu erftatten “? 
Diefe Frage beantworten fammtliche Mitglieder mit Sa. 
- 48.) Rimmt die Kammer den Art. 43 — 46 an? 
Diefe Frage wird ebenfalls einftimmig mit Sa beante 
worteh | | 
49.) Nimmt’ die Kammer die Art, 47 —51 an, in. der 
Vorausfetzung, daß Art. 50 unter dem Gemeinde, 
rath der Ortsvorftand zu verfichen fey? 
Auch dieſe Frage wird einftimmig bejaht. 
50,) Nimmt die Kammer die Art. 52—54 an? 
Diefe Frage wird gleichfalls von ſaͤmmtlichen Mits 
gliedern mit Ja beantwortet. 

51.) Nimmt die Kammer den Art. 55 unverändert an? 

Diefe Frage wird von 8 Stimmen gegen 6 mit Ja 
beantwortet. 

52.) Nimmt die Kammer den erften Saß des Art. 56 an? 

13 Stimmen gegen 1 bejahen 'diefe Frage. 

53.) Nimmt die Kammer den zweyten Sag bes Art. 56 
binfichtlich der Bereinbarlichfeit des Amts des Ges 
meinderechnerd mit dem des Steuereinnehmers an? 

Diefe Frage wird von 10 Stimmen gegen 4 bejaht. 

5%) Nimmt die Kammer den Art. 57 unverändert an? 

Diefe Frage wird einftimmig verneint. | 

In Folge diefer Antwort ftellt das Praͤſidium die 
weitere Frage: | 

55.) Nimmt die Kammer den Art. 57 unter den, vom 

Ausichuffe der zweyten Kammer gemachten, Modi⸗ 
ficationen an? eo 

Diefe Frage beantworten 13 Stimmen gegen 1 mit Sa. 
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56.) Nimmt die Kammer die Art. 58, 59 u. 60 an? 
Sick Frage wird einſtimmig bejaht. 
‘.57.) Nimmt die Kammer die Art, 6 —68 an? . 
-  Diefe Frage wird ebenfalls. einſtimmig bejaht. 
58) Stimmt bie Kanimer dafür, daß in dem Geſetzes— 
‚entwurfe von der Stellung einer- befonderen Bürs 
germeiſtereirechnung, als überflüjlig und entbehrs 
Th, ganz abftrahirt werden möge? 
Dieſe Stage wird von 9 Stimmen gegen 5 verneint. 
59) Nimmt die Kammer den, zw Art. 68 gemachten, 
‘ en, wegen Einführung eines Gontrolbus 
ches fan? en TER 
Dieſe Frage wird einftimmig bejaht. 
60.) Nimmt die Kammer die Art. 69 u. 70 unveraͤn⸗ 
"dert an FE * 
Da dieſe Frage von 9 Stimmen gegen 5 verneint 
"Wird, fd ftellt das Praͤſidium die weitere Frage: 
„61. Nimmt ‚die Kammer die Art. 09 u. 70 unter der 
WVreceraͤnderung An, daß 14 Tage flatt 8 Tage gefegt 
werde? - Bug ae 
Dieſe Frage beantworten 9 Stimmen gegen 5 mit Ga. 
- 62.) Nimmt die Kammer den Art. 71 ohne die vorge, 
ſchlagene Modiftcation an? |. 
Diefe Frage verneinen fämmtlicdhe Mitglieder, wors 
auf von dem Präfidium die weitere Frage geftellt wird: 
63.) Nimmt die Kammer den Art. 71. unter der vor, 
geſchlagenen Modifteation an? ?; 
Einftimmig wird diefe Frage bejaht. i 
64.) Nimmt die Kammer die Art. 72 u. 73 an?. 
:  Diefe Frage wird ebenfalls einftimmig -beja ht. 
65.) Nimmt die Kammer den, zu Art. 73 vorgejchlages 
nen, Zuaß an? | | 
Auch diefe Frage wird einftimmig bejaht. 
66.) Nimmt die Kammer den Art. 74 an? 
a ale beantworten dieſe Frage mit Ja. 
67.) Tritt die Kammer dem Antrage: ihres Ausſchuſſe 
bey, daß der Art. 75 weggelaflen werde ? 
Einftimmig wird auch biefe Frage mit Sa beantwortet. 
68.) Ninintt die Kanimer die Art. 76 u. 77 an? 
Auch hierauf erfolgt eine einftimmig bejabende 
‚ "Antwort. J | 
69.) Nimmt die Kammer den Art. 78 unverändert an? 
Diefe Frage wird von 9 Stimmen gegen 5 v.ers 
neint. - u 2, 


v s 
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} — wird von dem Praͤſi dium die weitere Frage 
ge ellt 
70.) Nimmt die Kammer benfelben unter der Modifi⸗ 
cation an, daß ſtatt: „in A fern‘ gelegt 
werde: „nur in fo fern? 
Diefe Frage wird einftimmig. be —— 
N .) Nimmt.die Kammer die Art. 79—83 an? 
Auch dieſe Frage bejahen ſaͤmmtliche Mitglieder. 
72.) Tritt die Kammer dem, von den znsi@öffen zu 
‚Art. 83 audgedrüdten, Wunſche bey ? 
Einſtimmig wird diefe Frage. bei aht. 
73.) Nimmt die Kammer den Art. 84’ ohne Beränder 
rung an? 
Diefe Frage verneinen 9 Stimmen gegen 5. 
Es wird hierauf von dem Präfidium die weitere 
Frage eftellt : 
74.): Xritt bie Kammer den, zu Art: 84 gemachten, 
Bemerkungen bey ? 
Dieſe Frage wird von 9 Stimmen gegen 5 mit 3a 
beantwortet. 
75.) Nimmt die Kammer von Art. 85 Nr. u.2 an? 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 
76.) Nimmt die Kammer von Art. 85 aid) Nr. 3 an? 
Diefe Frage beantworten 9 Stimmen gegen 5 mit Nein. 
77.) Nimmt die Kammer die Art. 86 u. 87 an? 
Dieje Frage wird von ſaͤmmtlichen Mitgliedern bej abt. 
78.) Nimmt die Kammer den Art. 88 unverändert an? 
12 Stimmen gegen 2 bejahen dieſe Frage. 
- 79) Nimmt die Kammer die Art. 89— 92 an? 
Die fammtlihen Mitglieder bejaben biefe Frage. 
80.) Nimmt die Kammer den Art. 93 an? | 
Bon 13 Etimmen gegen A wird diefe Srage mit 5a 


* 


beantwortet. 


81.) Nimmt die Kammer den, von ihrem Ausſchuſſe zu 
dieſem Artikel vorgeſchlagenen, Zuſatz an? | 

» : Diefe Frage wird — bejaht. | 
- 82.). Nimmt die Kammer die Art. 94, 95 u. 96 obne 
‚ bie, von ihrem Ausſchuſſe vorgeidhlagene, Modis 
fication ‚in. Betreff der ‚aufzuiegenden Grundren⸗ 

ten an? 
Dieſe Frage beantworten ſaͤmmtliche Stimmen mit 
ein | 
&s wird hierauf. von dem ram dium die weitere 
Frage — 


. 
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83.) Nimmt die Kammer diefe Artikel unter der ange 
gebenen Modiftcation an ? — 
Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. 
84.) Nimmt die Kammer die Art. 97—100 an? 
Diefe Frage wird ebenfalls einftimmig mit Ja beant- 
wortet. | | 
85.) Hält die Kammer es für nöthig, der Staatöregies 
rung ihre Ueberzeugung, daß in den. dieffeitigen 
Provinzen die Anftelung von Mittefbehörben zwis 
fhen der Provinzialregierung und den Ortsvors 
ſtaͤnden nöthig fey, ausdruͤcklich anszufprechen? 
nr biefe Frage beantworten ſaͤmmtliche Mitglieder 
mit Sa. 
86.) Will die Kammer den Gefeßesentwurf definitiv 
annehmen ? 
Diefe Frage wird einftimmig mit Nein beantwortet. 
n nn dem Präftdium wird hierauf die weitere Frage 
geftellt : | | 
87.) Will die Kammer denfelben proviforifch und ohm 
feinen Inhalt als conftitutioneles Gefeg zu betrach⸗ 
ten, annehmen und dabey der Staatsregierung 
ihre fämmtlichen Bemerkungen bloß als Wuͤnſche 
vortragen? | 
Dieſe Frage wird von 11 Stimmen gegen 3 ebenfalls 
mit Rein beantwortet und ftellt deß halb das Prafidium 
die weitere Frage: 


88.) Will dann die Kammer denſelben proviſoriſch und 


ohne ſeinen Inhalt als conſtitutionelles Geſetz zu 
betrachten, in dem *— annehmen, wenn die 
Staatsregierung gewiſſe, durch die naͤchſtfolgenden 
Fragen naͤher zu beſtimmende, Abaͤnderungen Statt 
finden laͤßt? | | i 
Diefe Frage wird von 12 Stimmen gegen 2 beim 
hend beantwortet. 

89.) Hält die Kanımer die Aufnahme des zu Art. 13 
— Ye Zuſatzes, durch welchen der Negies 
rung die Anordnung neuer Wahlen in geeigneten 
Fällen vorbehalten bleibt,, — für eine ſolche, die 
Annahme des Geſetzes bedingende, Abänderung? 

10 Stimmen gegen 4 beantworten diefe Frage mit Ja. 

90.) Hält die Kammer die Aufnahme der, zu Dem Art. 41 
u. 42 in Bezug auf die Aufnahme der Ortöbürger 
gemachten, Aufäge — für eine folche, die Annahme 
des Geſetzes bedingenbe, Abändtrung? 
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Diefe Frage wird von 11 Stimmen gegen 3 mit Nein 
beantwortet. 

91.3 Hält die Kammer die Ausfchließung des Art. 75 
für eine foldhe, die Annahme des Geſetzes bedin⸗ 
gende, Abänderung? ’ 

Auf diefe Frage folgt von 9 Stimmen gegen 5 eine 
bejahende Antwort. . 
92.) Hält die Kammer die Aufnahme des, zu den Art. 
94— 96 gemachten, Zujaßes in Betreff der, bey 
Theilung der Gemeindegüter aufzulegenden Grund⸗ 
renten für eine folche, ‚die Annahme des Geſetzes 
bedingende, Abänderung? 
Diefe Frage wird von 7 Stimmen mit Sa und von 
7 Stimmen mit Nein beantwortet 
93) Will die Kammer die Berüdfichtigung der, zu 
Art. 84 gemachten, Bemerfung als eine foldhe, die 
| u des Geſetzes bedingende, Abänderung aufs 
ellen 
Auf diefe Frage folgt von 10 Stimmen gegen 3 eine 
verneinende Antwort. _ | 
b.) Ueber den, die Berantmwortlichfeit der 
Minifter betreffenden, Gefeßedentwurf. 
Das Präfidium legt zu dem Ende folgende Fragen vor: 
1) Bil die Kammer, dem Antrage ihres Ausfchuffes 
gemäß, dem. Vorfchlage der zweyten Kammer: 
daß die Worte des erften Artifeld des Entwurfs: 
‚‚gefegwidrige (Amts) Handlungen oder Nichts 
——— der Großherzoglichen Zuſagen“ in die 
Worte: „wegen Nichterfuͤllung der Großherzog⸗ 
lichen Zuſagen oder einer andern Verletzung der 
Amtspflichten“ umgewandelt werden moͤgen, ihre 
Zuſtimmung verſagen? 

Dieſe Frage wird von 11 Stimmen gegen 3 mit Ja 
beantwortet. 
2.) Will die Kammer bey ihrem, in Beziehung auf 

bie Contrafignafur ꝛc. früher gefaßten, Beſchluſſe 
noch ferner beharren? | 
= Diefe Frage beantworten 11 Stimmen gegen 3 mit 
ei 1, . " 2 
3) Wil dann die Kammer ſich dem Wunfche der zwey⸗ 
ten Kammer: „daß bie Erläuterung über die 
Nothwendigfeit der Contrafignatur der, von dem 
Großherzog unmittelbar ausgehenden, die Staats⸗ 
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verwaltung betreffenden, Verfuͤgungen in das Geſetz 
aufzunehmen ſey“ anſchließen? F 
Auf dieſe Frage folgt von 11Stimmen gegen 3 eine 
bejabende Antwort. | 
4.) Berjagt die Kammer, dem Antrage ihres Ausfchufs 
fed gemäß, dem Befchluffe der zweyten Kammer: 
‚daß die Anflage gegen diejenigen oberften Staates 
eamten gerichtet werde, welche eine, die Staates 
verwaltung betfeffende, Verfügung contrafignirt 
‚oder unterzeichnet haben’ ihre Zuftimmung ? 
9O Stimmen gegen 5 bejahen dieſe Frage. 
5) Will die Kammer. von ihrem früheren Beſchluſſe: 
—„daß das nicht gehörig beſetzte Dberappellationds 
gericht zunaͤchſt durch ehemalige Oberappellations— 
gerichtsraͤthe ergaͤnzt werden moͤchte“ nunmehr wie⸗ 
der abgehen? 

Dieſe Frage wird einſtimmig mit Ja beantwortet. 
6.) Bill die Kammer dem Beichluffe der zweyten Kam; 
— mer hinſichtlich der Gentralifirung der Staatsvers 

‚ waltung, im jo weit als derfelbe auf eine zweckge— 


maͤße Gentralifirung der hoͤchſten Staatsverwaltung 


gerichtet ift, beytreten ? 


Dieſe Frage beantworten 9 Stimmen gegen 5 mit Ja. 


7) Will die Kammer von ihrem früheren Befchluffe: 
„daß die, auf die Anklage der Mintfter 2c. gerichs 
teten, Anträge und die, darüber zu eröffnenden, 
Discuſſionen nur in vertrauten, nicht öffentlichen, 
Sitzungen vorfommen und daß ferner die, über dies 
fen Gegenftand Statt findenden], Verhandlungen 
nicht eher dem Drude übergeben werden follen, als 
bis die Anklage definitiv befchloffen worden ſey“ 
nunmehr wieder abgehen? | 
Saͤmmtliche Stimmen bejahen biefe Frage. 
Das Prafidium hebt hierauf die Sigung auf. 


Beglaubigt: 
. Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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LXXXI. 


Vortrag des zweyten Ausfchufjes der erften Kammer 
der Gtände über den, die Recrutirung “bes 
treffenden, Gejeßes : Entwurf; erftattet von 

- dem Herren Ganzler Dr. Arens. 


Der Neferent diefer Sache glaubt bey den ſaͤmmt⸗ 
lichen verebrlichen Mitgliedern des Ausſchuſſes eine genaue 
Kenntniß des Gefeges» Entwurfs vorausfegen, und fich 
daher von der Vorlefung deffelben um fo eher dispenjiren 
zu dürfen, als fich ohnehin in der bald folgenden Pruͤ— 
fung ber einzelnen Artifel der ganze Umfang des Gefeges 
von felbft wieder darfielt. Ebenfo hält er es, zur Ders 
meidung unnüger Weitläuftigkeit, für zmwecgemäß, die 
über den Gefebesentwurf in der zweyten Kammer gemach⸗ 
ten Anträge und Bemerkungen nicht in ununterbrochener 
Keihefolge, fondern ifolirt bey denjenigen Artikeln vors 
zutragen, womit fie in Verbindung fteben. 

Unfireitig enthält der —— — ſehr viel bloß 
Reglementariſches. Dieſe Verflechtung des bloß Regle— 
mentariſchen mit dem eigentlich Geſetzlichen laͤßt ſich nur 
aus dem Vertrauen der Regierung auf die Einſichten der 
Ständeverfammlnng und namentlich aus der Abficht ers 
flären, aud über diejenigen Gegenftände, welche bie 
Berfaffung der ausfchließlichen Verfügung der Regierung 
vorbehält,, die Anfichten der Etände fennen zu lernen. 
Bey der Prüfung ded Entwurfs und der Abftimmung 
über denfelben wird indeffen der Unterfchied zmifchen dem 
Gefeglichen und dem bloß Reglementarifchen aus ſich von 
felbft ergebenden Gründen ftetd im Auge behalten werden 
müffen. Der Referent glaubt daher, hierin eine gen» - 
gende Beranlaffung zu finden, bey einem jeden Abfchnitte 
und bey einem jeden Artikel zu bemerfen: ob er feinen | 
Inhalt für einen Gegenftand reglementarifcher Verfügnns 
gen oder der Gefeßgebung hält. | | 

Mit viefer vorläufigen Bemerkung wendet er fich jet 
zu den einzelnen Abfchnitten und Artikeln des Geſetzes⸗ 
entwurfs felbit. 
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J. Abſchnitt. 
Militairdienſtpflichtigkeit. 

Art. 1 — 3. Die zweyte Kammer der Stände hat 
die Weglaffung diefes Abfchnitts aus dem Gefeke votirt. 
Zu diefer Entfchlieffung liegen binlängliche Gründe vor, 
weil die Verfaffungsurfunde Art. 28, 73 und 77 das 
in demfelben Verfügte nunmehr conftitutionell ausfpricht , 
und das zwar mit einer größeren Beſtimmtheit, als diefes 
in dem Abjchnitte gefchieht. Die erfte Kammer wird das 
ber der Abſtimmung der zweyten nur beptreten können. 


u1.Abfhnite 
Freiwillige. 


Art. 4 — 12. Bon diefen Artifeln wirb nur der 
6te als Gegenftand eined eigentlihen Geſetzes bes 
trachtet werben fönnen. Es gehört nämlich offenbar bloß 
in die Categorie reglementartjcher Anordnungen, daß bie 
Regierung Freiwillige annehmen darf, fo wie daß der 
Freimillige, um angenommen zu werden, biefe oder jene, 
durch den Militairftand bedingten, Eigenfchaften, worüber 
unftreitig nur die Militairbebörden felbft vollfommen 
competent urtbeilen fönnen, haben muß. Anders vers 
bält es fich aber mit dem é6ten Artifel, welcher das Alter 
feftfegt, in welhem Semand ohne Erlaubniß fei- 
ner Aeltern und Bormünder den Militärfand 
fol erwählen bürfen. Diefe Erlaubniß fteht nach den bes 
ftehenden Gefegen, namentlicy nach dem römifchen Rechte, 
und ber R. P. D. von 1577, Tit. 32. $. 3 weder dem 
noch unter ber väterlichen Gewalt befindlichen, Sohne, 
noch den, unter Vormundſchaft ftehenden, Minderjähris 
gen zu. Wenn baher diefer Artikel die Freiheit der Wahl 
des Militärftandes ſchon mit dem 18ten Jahr eintreten 
laſſen will, fo liegt darin ein eigentliched Derogiren der 
beftehenden Gejete, und diefed Derogiren ift eben darum 
ohne bie Zuftimmung der Stände nicht möglich. 

Es entfteht bierbey die Frage: ob das 18te oder 
das 20te Jahr, für welches letztere fich die zweyte Kam⸗ 
mer beynahe einftimmig entfchieden hat, ale Zeitpunft 
der Wahlfreiheit den Vorzug verdiene? Mit abfoluter 
und allgemeiner Gewißheit fann man fich hier weder für 
bas eine noch für das andere entfcheiden, weil e8 uns 
ftreitig Achtzehnjährige gibt, welche mit mehr Lmficht 
und Beſonnenheit Handeln, als felbft Fünfundzwanzigs 
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jährige zu handeln pflegen. Bericfichtigt man aber, daß 
das Conferiptiongalter erft mit dem 20ten Sabre anfängt; 
daß. ferner , wenigfteng in der Regel, mit dem 20ten Sabre 
eine größere Ueberlegung und eine entichiedenere Neigung 
für einen beftimmten Stand in dem Menfchen entwickelt 
ift, und daß es nicht an Gründen fehlt, ſich für die fo 
hoͤchſt wichtige Wahl des Fünftigen Berufs des Menfchen 
von dem Momente der eintretenden Großjährigfeit fo 
‚wenig ald möglich zu entfernen; fo dürfte die erfte Kams 
mer feine Gründe haben, dem Befchluffe der zweyten 
Kammer ihre Zuftimmung zu verfagen. 

Danad) würden dann auch, übereinftimmend mit bem 
Befchluffe der zweyten Kammer, für die in dem 6ten Ars 
tifel vorfommenden Worte: 0 

„bis zum zurüdgelegten 18ten Sahr“ 
die Worte | 

„bis zum zurüdgelegten 20ten Jahr“ 
fubftituirt werden muͤſſen. = 

Eben fo wird es feinen Anftand haben, mit der zwey⸗ 
ten Kammer den gemeinfchaftlichen Wunfch auszufprechen : 
Daß. in dem Art. 4 das Wort: Ä 

„Eingeborne‘“ 
gegen den offenbar richtigeren Ausdruck: 

„snländer‘ 
fo wie das in dem Art. 8 vorfommende Wort: 

„vorzugsweife‘ 
gegen das Wort: 

„ausnahmsweiſe“ 
vertauſcht werden moͤge. 


IL. Abſchnitt. 
Aushebung. 


Art. 13 — 16. Der Inhalt dieſer Artikel, wodurch 
der Anfang und das Ende der Conſcriptionspflichtigkeit, 
ſo wie die Art und Weiſe, auf welche die Pflichtigen 
zum activen Militaͤrdienſt aufgefodert werden ſollen, bes 
ſtimmt wird, iſt offenbar geſetzlicher Natur. Die 
zweyte Kammer hat fie ſaͤmmtich einſtimmig angenommen, 
und dazu bloß einige, nicht mefentlihe, Modificationen 
in Borfchlag gebracht. Diefe Modificationen beftehen darin: 

a.) daß in dem Art. 13 flatt: 
„Eingeborne“ 
das Wort: 
„Ssnländer 
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gefegt, und die Worte: 
„während 6 Sahren‘ 
als bier uͤberfluͤſſig weggelaffen werden mögten. 

b.) daß der Art. 14 in der Art: 

„Wenn der Militärdienftpflihtige obne 
fein Berfhulden bie zum zurüdgelegten 
2dten Jahre von dem activen Militär 
dienft frey geblieben ift, fo bört feine 
Berpflihtung dazu auf.‘ 

gefaßt werden möge. 

. Referent weiß feinen erbeblihen Grund aufzufins 
den, burch den die Kammer beftimmt werden könnte, 
diefen Artikeln ihre Zuftimmung zu verfagen und biejeni» 
gen Mopiftcationen nicht anzunehmen, welche von ber 
zweyten Kammer dazu in Borfchlag gebracht find. Es 
it nämlich einleuchtend, daß der Ausdrud: ‚„Snläns 
der“ richtiger und bezeichnender, ald der Ausdrud: Eins 
gebohrne“ ift; daß ferner die Dienftzeit erft in den 
Artikeln 17, 18, 19 beftimmt wird, mithin in dem Art. 
13 nicht erwähnt zu werden braudt, und daß endlich 
die bejchlofiene Faflung des 14ten Artikels, dem Inhalte 
und dem Geifte diefed Artifeld ganz gemäß, den möglis 
chen Zweifel entfernt hält, ale ob ein verſchuldetes 
Freibleiben vom activen Mititärdienfte die Berbindlich- 
feit zum Militärdienft aufbebe. 


Dienfizeit. 


Art. 17 — 19. 1.) Zu dem 17ten Artikel find in 
ber zweyten Kammer 3 Modificationen in Borfchlag ges 
bracht worden ; 

Die erfte berfelben betrifft die gänzliche Befreiung 
aller fid dem geiftlihen Stande widmenden Sünglinge 
von dem Militärdienfte. Da dieſer Vorſchlag eigentlich 
nicht bierber , fondern in den von den Befreiungen hans 
deinden Abfchnitt gehört; fo behält Referent es ſich vor, 
an biefer Stelle davon zu reden. 

Die zweyte bezieht fi anf eine, zu Gunften ber 
Studierenden zu machende, Cinrichtung, nach. welcher 
biefelben, in Berücfichtigung der großen Nachtbeile, welche 
aus einer zu öfteren Unterbrechung ihrer Studien her⸗ 
vorgehen würden, | 

„nurim Laufe eines Jahrs zur activen 

Dienfilleiftung verpfichtet, indenfolgens 

den Jahren ihrer Sapitulationaber bloß 


— 
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zu ben allgemeinen Waffenübungen bey 
gezogen, und daß diefe Waffenubungen 
zu der, ben Studierenden am wenigſt nad» 
theiligen Zeit im Frühjahr oder Herbſt 
vorgenommen werden follen.‘ 

Es laͤßt fid feinen Augenblick bezweifeln, daß der 
Inhalt ‘des 17ten Artifeld, fo wie der der folgenden bey» 
den Artifel, weil fie ſaͤmmtlich den Anfang und das Ende 
der Dienfipflicht für den Conferptionspflichtigen bes 
fiimmen, gefegliher Natur find; allein es unters 
liegt nad) dem Artifel 74 der Verfaſſungsurkunde gewiß 
einem großen Zweifel, ob der, zu Gunften der Studies 
renden in Borfchlag gebrachte Zufakartifel Bormurf einer 
eigentlichen gefesglichen Anordnung feyn Fönne ? 

Referent glaubt hierauf verneinend antworten zu 
müfjen. Steht dem Großherzoge das Recht der aus— 
fhließlihen Berfügung über das Militär 
und deffen Formation zu, fo muß ihm auc das, 
Recht zuftehen,, die Zeit und die Dauer der Militärs 
übungen und den Anfang und das Ende des Dienftwech 
feld in Friedengzeiten zu beftinmen, und ed wird von 
der Ständeverfammlung bieranf nur durch die Verwil— 
ligung der Unterhaltungsfoften ein indirecter Einfluß 
ausgeuͤbt werden. können, Hiernach würde ſich nun die 
Frage fo ftellen: Sit ein zureichender Grund vorhanden, 
durch welchen die Stände beitimmt werden fönnten, an 
ben Großherzog das Defiderium gelangen zu Iaffen: zum 
Bortheil der Studierenden vondembeftehen 
den Dienfisund HUebungsreglement eine Au 
nahme eintreten zu laffen? 

j Referent vermag es nicht, diefe Frage mit Weber: 
zeugung bejabend zu beantworten. Er verfennt zwar 
keineswegs die großen Nachtheile, weldye aus einer sftes 
ren Unterbrechung der Studien hervorgehen; allein er: 
überficht auch die Nachtheile nicht, welche aus den ges 
feglichen Ausnahmen und Beguͤnſtigungen ſowohl über 
haupt, als insbefondere in den Fällen hervorgehen, in- 
welchen die Begünftigung hauptſaͤchlich Die vermoͤgendere 
und gebildetere Claſſe der Staatsbürger trifft, und wel 
che daher für die Glaffe der Aermeren und weniger ges 
bildeten nur zu leicht die Quelle einer übertriebenen Meis 
nung von Zuräcfegung und Unzufriedenheit wird. Weit 
wichtiger und entfcheidender ift aber der Grund, Eine‘ 
genaue Berechnung führt zu dem -Refultate, daß die gan⸗ 
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ze, in Borfchlag gebrachte Ausnahme hoöͤchſtens für 
jaͤhrliche 12 Recruten gemacht werben würde. Sieht 
man nämlidy auch ganz davon ab, daß eine nicht unbe, 
deutende An;ahl von Studenten fhon vor dem A8ten 
Sahr die Univerfität beziehen, daß file, wie dieſes von 
den Theologen, Gameraliften und Forftwifjenfchaft Stus 
dierenden faft allgemein behauptet werden kann, bloß 2 
oder hoͤchſtens 24 Jahr die Academie befuchen, und fid 
alsdann von dem triennio academico difpenfiren laflen, 
daß mithin ein fehr großer Theil der Studenten mit dem 
often Sahre feinen academifchen. Curſus bereit beendigt 
bat; fo zeigen doch die vorliegenden Auszüge, daß, nad 
einem 6jährigen Durchfchnitt, 86 Snländer jährlich auf 
ber Landesuniverfität-inferibirt werden. 
naͤmlich: | 


in dem Sabre 1815353. 686. 
⸗ * ⸗ 1816 68. 
5 





1.) 

2.) 

3.) ⸗ ⸗ 1817 82. 

4.) 5 5 3 1818 5 . * 01. 

5.) ⸗—⸗ ⸗48909090 3 

6.) # @ ⸗ 1820 98. 
517. 


Nimmt man nun an, daß von den jährlichen 5500 
Eonferibirten 1500 gezogen werden, fo wird das Loos 
von ben Studierenden bloß 24 zum Militärdienfte rufen. 
Beachtet man weiter, daß von diefen 24 wenigftend 
die Hälfte Cdenn unter 261 Studierenden befinden ſich 
gegenwärtig 60 Unvermögende auf der Landesuniverfität) 
Stellvertreter ftellen Fannz; fo werden jährlich nur 12 
Studenten in den wirklichen Militärbienft treten, und 
biefe werben felbit (das ift Referent von ihrer rechtlichen 
und billigen Gefinnung feft überzeugt) weder wuͤnſchen 
noch verlangen , daß ihrentwegen eine Ausnahme von dem 
Geſetze gemacht, oder daß um ihrentwillen 9000 Mann 
zu einer fpätern, weniger guten und zwechmäßigen, Jah—⸗ 
yeögeit erercirt werben follen. 

“Sollte aber auch das Beduͤrfniß irgend einer Aus— 


nahme für die Studierenden wirklich begründet ſeyn; ſo 


wäre dieſes doch jetzt dadurch gänzlich-verfchwunden, daß 
nach einer neueren, in dem erften außerordentlichen Bey 


lagen Heft, dritte Abtheilung Nro. LIII. pag. 410 zu 


erfehenden, Erklärung der Großherzoglichen Kandtagscoms 
miffarien in Militärfachen, künftig eine Einrichtung 
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Statt finden fol, nach welcher die Dienfizeit von 6 Jahr 
ren auf 4 Sabre dergeflalt herabgefegt werten wird, daß 
die Dienfipflichtigen während der 2 letzten Jahre ihrer 
Dienftzeit,, ohne einberufen zu werden, ganz ihren bus: 
lichen Berhältniffen fi) widmen koͤnnen. Zufolge diefer 
Einrichtung würden nämlich die Recruten der Infanterie 
am Aten April zu ihren Corps treten und bis Ende Oe— 
tobers geübt, vom Aten November bi Ende Mai des 
zweyten Jahres aber von ihnen abwechſelnd bloß fo viele _ 
in den Dienft gezogen werden, als zur Ergänzung der 
Stocmannfchaft und zu dem ordentlichen Garnifonsdienfle 
nothwendig find. In dem 2ten, Zten und Aten Sahre 
dagegen würden fie bloß in dem Monat September zu 
den Hauptübungen eingezogen, in den beyden folgenden 
Jahren aber ganz ihrer bürgerlichen Beſchaͤftigung zurück 
gegeben werben. Durch diefe, in fo manchen Beziehun— 
gen wäünfchenswerthe und große Erleichterungen zur Fol 
ge habende, Einrichtung wird die üftere Unterbrechung 
der Studien von felbft abgewendet, und es fehlt daher 
durchaus an einem Grunde, der die erfte Kammer bes 
ftimmen koͤnnte, der von der zweyten hinfichtlicy der Stu— 
dierenden votirten Ausnahme ihre Zuftimmung zu ertheilen. 
Die dritte Mopification endlich betrifft eine bes 
ftimmtere Faffung der Schlußworte diefes Artifeld. Die 
zweyte Kammer hat nämlich im Einverfändniffe mit dem 
Großherzoglichen Kandtagscommiffarius befchloffen, Die 
Schlußworte des 17ten Artikels: , 
„iſt die Ertheilung des Abfchiedes an die Umflande 
gebunden‘ Ä 
in die Worte: 

“ ‚kann die Ertheilung des Abfchiedes bie zur Beendis 
gung des erſten Feldzuges oder fo lange werfchoben 
werden, bie es möglich ift, die erforderliche Erfaß> 

mannſchaft für die ausgedient habenden beyzubringen.‘’ 

zu verwandeln. | j 

Da diefe Faffung den Zweck eines Gefeges: Willkuͤhr 
entfernt zu halten, beffer als diejenige erreicht, welche 
in’ den Gefegesentwurf aufgenommen worden iſt; fo laͤßt 
ſich erwarten, daß die Kammer derſelben ihre Zuſtimmung 
nicht verſagen werde. 

2.) In Beziehung auf den 18ten Artikel hat die 
zweyte Kammer beſchloſſen, daß ſtatt der Worte: 

„nach vollendetem 6ten Dienftjahr‘ 
die Worte: 
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„nach vollendetem 26ten Lebensjahr. 
in den Artifel — werden moͤgen. 

Fuͤr dieſe Abaͤnderung ſind ſowohl in dem Berichte 
des Ausſchuſſes der zweyten Kammer, als auch in der 
darüber Statt gehabten Discuſſion 

vid. der Bericht pag. 38 und die Verhandlungen, 

Heft VIII. pag. 12 — 17 
jo überwiegende Gründe angeführt, daß ſich nicht zweis 
feln läßt, daß die erfte Kammer gleichfalls für fie ſtim— 
men werde. Gie wird diefes um fo eher thun, ale ohne, 
bin die Falle, in welchen Leute aus der 2ten und 3ten 
Glaffe gezogen werben, ſicher zu den hoͤchſt feltenen gehör 
ren, und als ferner die Realifirung des von dem Groß— 
berzoglichen Landtagscommifjarius 

Ä a. a. Orte pag. 17 
vorgefchlagenen Auswegs: in dem Falle einer Statt ge 
habten ungewöhnlich großen Necrutirung nach dem Abs 
lauf der 6 Dienfljahre eine etwas geringere Anzahl von 
Recruten zu ziehen und. das Armeecorps unvollzaͤhlig zu 
Iafien, offenbar auf eine Verlegung der Bundespflicht 
hinausgehen würde, 

3) Den 19ten Artikel bat die zweyte Kammer we 
der in feiner urfprünglichen Faſſung, noch mit der von 
dem Großherzoglichen Landtagecommiffarius vorgefhlage 
nen Veränderung, das Wort: 

„biährigen‘ 
wegzulaſſen, und nad) dem Worte: 

„able“ 
die Worte: | 

„für die an diefer Periode fehlende Zeit” 
einzurüden, angenommen, fondern fie bat nad bem 
a ihred Ausfchuffes befchloffen, den Artikel jo zu 
affen: 


„daß ed bey Berechnung der Dienftzeit feinen Unter 
ſchied mache, in welchem Grade der Dienftpflichtige 
diene und daß felbft ein Dfficier von der, in ber 
Dienftpragmatif ihm zugeficherten Befugniß, feine 
Entlaffung jederzeit zu nehmen, nur nach beendigter 
Dienftzeit Gebrauch machen koͤnne.“ 

In dem Vorſchlage der Regierung und in dem der 
Kammer ſpricht ſich ein und_berfelbe Zweck: die Befoͤrde⸗ 
rung zum Officier nicht zum Mittel der theilweiſen Be 
freiung von der Militärdienftpflicht werden zu laſſen, aus. 
Der Vorfchlag der Regierung fol indirect wirken, ber 
Vorſchlag der Kammer dagegen wirft direct uud ſicher. 
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Da nun dasjenige Mittel, was über den Erfolg feiner 
Wirffamfeit feinen Zmeifel übrig läßt, offenbar die grüftre 
Empfehlung für ſich hat, da ferner der Borfchlag der Me— 
gierung, felbft mit der oben angedeuteten Modification, 
faft ganz wirfungslos bleiben wird; indem der audtretende 
Dfficier doch wenigftens in der Regel nicht mehr in die 
erfie Elaſſe zurädfällt, und eine Ziehung aus den, folgen» 
den Claſſen eine höchit feltene Erfcheinung feyn wird; ſo 
trägt Referent fein Bedenken, dem Befchluffe ver zweyten 
Kammer den Vorzug vor dem Borfchlage der Regierung 
einzuräumen, und auf beffen Annahme anzutragen. 
Befreiungen. Ä 

Art. 20 — 26. Für eine gründliche Eritif diefer Ars 
Tifel fcheint dem Referenten die Aufftellung folgender 
Srundprincipien, auf welden die Militär s Dienftpflicht 
bes Staatsbürgerd und deſſen Aufforderung zum wirklichen 
Dienfte allein beruhen kann, ‚eine fehr nothwendige Vors 
bereitung zu feyn, 

1.). Der Militärbienft ift eine Steuer, welche der d.as 
zu fähige Staatsbürger dem Staate mit feinen Kräfs 
ten entrichtet. Diefe Steuer haftet daher auf der Perſon 
des Menfchen, gerabe fo, wie bie von dem Vermögen zu 
entrichtende Steuer auf dem Vermögen haftet. 

2.) Jeder phyſiſch und geiftig zu dieſer Art von 
Dienften fähige Staatsbärger ift, wenn ber Staat feiner . 
bedarf, verpflichtet, dieſe Steuer zu entrichten. 

3) In der Regel bedarf indeſſen der Staat der Mi, 
litärdienfte aller feiner Staatsbürger nicht, und er fann 
daher nit umhin, diejenigen Staatsbürger gefeglich zu 
bezeichnen, von melden die nothwendigen Dienfte geleiftet 
werden follen. Will fi) aber der Staat bey diefer geſetz⸗ 
lichen Beftimmung von dem Vorwurfe der Partheylichkeit 
und der ungleichen Behandlung feiner Bürger frei erhals 
ten; fo muß er eine Einrichtung treffen, welche für einen 
jeden die gleiche Möglichkeit begrünvet, daß er zum. wirf- 
lichen Dienfie aufgerufen werden koͤnne. Diefe Einridys 
tung wird nun aber nur darin beftehen fönnen: daß der 
Staat die Bezeichnung von dem Eintritte in ein beſtimm⸗ 
tes Alter, worin der Menfch zum Milttärdienfte am mehr⸗ 
ften gefchicht erfcheint, abhängig macht, und dann unter 
den gleich Bezeichneten dag Loos entfcheiden iäßt. 

4.) In einer Angelegenheit, wo es ſich um nichts ges 
ringeres, als um die perfönliche Uebernahme unzähliger 
Befchwerden und Lebensgefahren handelt, ift e8 do p⸗ 
pelte Pflicht des Staates, daß er gerecht fey, und 
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bag er namentlidy nicht die Laſt des Einen auf den Ans 
dern waͤlze. Er barf ſich nicht durch die einfchmeichelnde 
Einflüfterung anfcheinender Billigfeit, die er gegen den 
Einen üben zu müffen glaubt, zur Härte und Ungerech⸗ 
tigfeit gegen einen Anderen verleiten laſſen. Mag auch 
des Schickſals Wille den Einen und ſeine naͤchſte Umge⸗ 
bung haͤrter treffen, als den Andern, den Staat darf 
das nicht kuͤmmern. Er verliert fich fonft in ein Labyrinth 
von Biligfeiten,, in welchem er der Willkuͤhr der Behörs 
deu Thor und Thüre öffnet, und aus weichem die Gerech⸗ 
tigkeit feinen Ausweg zu finden vermag. 

Werben dieſe Principien, welche Feiner befonderen Bes 
grändung und Rechtfertigung zu bedürfen fheinen, con⸗ 
fequent und richtig angewendet, fo dürften fih daraus 
für den Inhalt der Art. 20 — 26 und die dazu von der 
zweyten Kammer gemachten Anträge und Bemerkungen 
folgende Refultate ergeben: | 

„) Das Gefeg wird — bie in dem Art. 20, 1. ans 
geführte verfaffungemäßige Ausnahme allein abgerechnet — 
nicht einen einzigen Fähigen von dem Militärdienfte 
freigeben dürfen. Es werden 
| 2.) die Gründe der Unfähigkeit wegen Krankheit und 
Gebrechen in einem befonderen Reglement, fo beftimmt 
als möglich, feftzufegen feyn. Man wird aber, (weil 
dieſes offenbar zu weit führen würde) nicht auch die Beftins 


mungen zu den bloß reglementarifchen Verfügungen zäbs 


Ien fönnen, welche die Größe des zum Soldaten fähigen 
Recruten auf 5 Fuß 2 Zoll oben bloß auf 5 Fuß felt- 


ſetzen; obgleich der technifchen Behörde hierüber ein gruͤnd⸗ 


licheres Urtheil als den Staͤnden wird zugeſtanden wers 
den müffen. Ueber die dem Soldaten nothwendige Größe 
ift in der zweyten Kammer fehr viel gefprodhen worden. 
Nach des Referenten Anficht fommt eg bierbey meniger 
auf die Förperliche Stärke und Gewandtheit (denn ber 
bloß 5 Fuß Große kann allerdings ftärfer und gemwandter 


ald der Mann von 6 Fuß feyn), als vielmehr darauf 


an, daß der zu Feine, in der Rinie dienende Mann 
dadurch fehr häufige Unordnungen und Störungen verur- 
facht, daß er ohne feinen Hintermann mit dem Gewehr iu 
Kogen, und feinem Vordermann den Tſchako fehr häufig 
von Kopf zu werfen, nicht Iaden, und mit der Padung 
nicht fo frühzeitig alg die größeren Soldaten fertig wer: 
ven Fan. Da der Referent felbit mehrere Jahre lang in 
der Landwehr gedient hat, fo kann er hier aus eigener 


— — — —— 
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Erfahrung reden. Die Stände werben fi) daher darauf 
befchränfen Finnen, der Staatsregierung den Wunfch aus» 
zufprechen, daß auch die bloß 5 Fuß großen Leute, in fo 
weit dieſes ohne Nachtheil des Militärdienfted gefchehen 
koͤnne, zugelaffen werden mögen. Die Gewährung diefeg 
Defiveriums wird auch um fo weniger Anſtand finden, als 
der Großherzogl. Randtagscommiffarius die möglichfte Be- 
achtung deſſelben bereits zugefichert hat, und als der 
nr je Sungling in der Regel auch noch zu wach» 
en pfiegt. 

3.) Der wirklich Unfähige hat, weil der Militärbienft 
in einer auf der Perfon laftenden und mit der Perfon zu 
leiftenden Steuer befiebt, gar feine VBerpflid» 
. tung gegen ben Staat. Derjenige, der fein Vermögen 
bat, kann zu feiner Vermögengftener angehalten werben. 
— Barum will der Staat den befteuern, der fein pers 
ſoͤnliches Vermögen befist? Iſt das nicht inconfequent? 
Auf jeden Fall fteht der wegen Mangels der erforderlichen 
Größe Unfähige demjenigen völlig gleich, der aus. anderen 
Urfachen (3. B. weil ihm die zum Deffnen der Patronen 
nöthigen Zähne fehlen u. dgl. m.) unfähig erfcheint, und 
ber Referent vermag feinen Grund aufzufinden, aus mwels 
chem eine Unterfcheidung zwifchen biefen Unfähigkeitsgrüns 
den gerechtfertigt werden koͤnnte. Er kann daher audy 
auf die Annahme ded Art. 20, 2 mit Ueberzeugung nicht 
antragen. i 

4.) Mehrere Mitglieder ber zweyten Kammer find 
der Meinung, daß eine gänzliche Befreiung der Candidas 
ten der Theologie Bedürfniß ſey. Referent kann diefe 
Anfiht nicht theilen; obgleich er nicht verfennt, daß ale 
Folge des Conſcriptionsgeſetzes es möglicherweije an der 
zur Befeßung der Pfarreyen nöthigen Anzahl von Candi⸗ 
Daten fehlen fönne, und daß es in der catholifchen Kirche 
fhon- jegt daran zu fehlen anfängt. Darum glaubt er, 
daß ber Staatsregierung bie Befugniß eröffnet bleiben 
müfle, für dergleichen Nothfälle, aber auch nicht meiter, 
Dispenfation von dem Militärdienfte zu ertheilen, damit 
nicht, zum großen Nachtheil für den Staat, die kirchlichen 
Aemter unbefegt gelaffen werden muͤſſen. 

5.) Die zweyte Kammer hat zu dem Art. 21 mit 22 
Stimmen gegen 21 befchloffen: 

„daß einer jeden Familie, welchen Alters auch die 

Aeltern ſeyn mögen, ein arbeitsfähiger leiblicher Sohn 

ohne daß berfelbe zu looſen oder feine Stelle vertres 
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ten zu Taffen braucht, von aller Dienftleiftung frei zu 

lafien ſey.“ 

Da durch dieſen Befchluß dem Art. 29 der Verfafs 
fungsurfunde, welcher jeden Heſſen für militärdienftpflid» 
tig erffärt, derogirt werden foll; fo fehlt es für feine 
Wirffamfeit an den nad dem 110ten Artikel erforderlichen 
zwey Drittheilen aller Stimmen. Hätten aber auch wirks 
lich zwey Drittheile daran Theil genommen; fo würde die 
erite Kammer dennoch Anftand 17 N müffen, dieſem Bes 
jchluffe beyzutreten. Dem Inhalte diefes Beſchluſſes, über 
welchen in der zweyten Kammer mit feltener Gewandtheit 
und Grünbdlichfeit discutirt worden ift. 
conf. Heft VIII. pag. 26 — 68 

ftehen vorzüglich folgende Gründe entgegen: 


a.) Der Iöblihe und wohlthätige Zwed des neuen 
Gonferiptionggefetes ift gerichtet auf Aufhebung der früher 
ren Privilegien und Ausnahmen, deren gemwiffe Stände 
und Orte fich zu erfreuen hatten. Der Bejchluß der zwey— 
ten Kammer will diefen Zweck durchlöchern, und kann 
daher ſchon darum nicht zum Beifalle einladen. 


b.) Mit Recht hat die Staatsregierung in neueren 
Zeiten die Steuerprivilegien aufgehoben, und jedes Grund 
ftück ohne Ausnahme für fteuerbar erflärt. Da, wo fih 
bloß um pecunidre Sintereffen handelt, bleibt fich der 
Staat getreu und confequent, und er wird alfo da, wo 
das höchfte Gut des Menfchen: Leben und Gefundbeit, 
‚auf dem Spiele fteht, gewiß nicht einige feiner Buͤrger 
. freigeben, und die auf diefe fallende Laft auf andere waͤl⸗ 
zen können! Er wird es nicht zugeben, daß ein Dritter 
die Verbindlichkeit eines anderen Dritten mit feinem Blute 
abtrage. Zu einer ſolchen Snconfequenz wird fich eine ger 
rechte und billige Regierung nie entfchliegen Eönnen. 


c.) Niemand wird mit Ernft das Princip: 
‚der Militärdienft ift eine nicht auf den Familien, 
fondern auf den Perfonen rubende und von dieſen 
vermittelt Anwendung ihrer Kräfte an den Staat 
zu entrichtende Steuer ’‘ 
beftreiten fönnen oder wollen. Mit diefem Princip laͤßt 
es fich aber durchaus nicht vereinigen, daß einer jeben 
Familie ein Sohn freigegeben werde. Denn bey einer 
foldhen Freigebung müßte man die Steuer, als auf ben 
einzelnen $amilten ruhend, betrachten, und Eon 
fequenz würde nothwendig dahin führen, daß auch folde 
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Familien, melden es an Söhnen fehlt, zur Herbeyſchaf—⸗ 
fung von Recruten gendthigt werden Fönnten, 

d.) Es ift von den Abgeordneten Herren Perrot und 
Mayer zur Genüge nachgewiefen worden, daß ſich durdy 
die Freigebung eines‘ Sohns für jede Familie unter Hin— 
zurechnung der Unfähigen, die Zahl der Conſcribirten eis 
ner Glaffe von 5300 auf 1600 verringern werde, Daß es 
mithin bey dem regelmäßigen jährlichen Bedürfniffe an Rev 
eruten faum noch einer Koofung bedürfe; indem das Bes 
duͤrfniß faft die ganze Claſſe verfchlinge; es iſt ferner über- 
zeugend ausgeführt worden, daß durd) diefes Befreiungss 
fyſtem die größte Ungleichheit in den einzelnen Familien 
eingeführt werde; indem der Vater eines einzigen Sohns 
ftet8 frei bleibe, während der Vater von 2 Söhnen 1, 
der Vater von 3 Söhnen 2, u. f. w. an den Staat ab» 
zugeben habe. Diefe Ungleichheit ift aber offenbar unge, 
recht und verlegt zugleich den Zwed und das Princip des 
Gefeges auf die anffallendfte Weife. Die Zahl derjenigen 
Väter, die nur einen Sohn haben, ift in der That ſehr 
groß, und es würde daher ſich durch die Befreiung dies 
fer einzigen Söhne eine fehr zahlreiche Claſſe von priviles 
girten Stantsbürgern bilden. Diefes Privilegium wuͤrde 
um fo ungerechter und empörender feyn, als ein großer 
Theil der Familien, die nur einen Sohn haben, der Uns 
terfiügung diefes Sohns gar nicht bedürfen. Um zu be: 
weifen, wie groß die Zahl folder Familien ſeyn müffe, 
und wie wahr das Gefagte fey, braudht man nur einen 
Blick auf die gegenwärtigen Ro ber Ständevers 
fammlung zu richten. Unter den Vielen, die unter ihnen 
nur einer einzigen Sohn haben, ift, fo viel Referent 
weiß, nicht ein Einziger, ber feines Sohnes zur Un- 
terfiüßung feiner Familie bedarf, und man 
würde daher die Freigebung des einzigen Sohns für fie 
nur als ein Gefchen? betrachten fünnen, was ihnen ber 
Staat mit der, für einen Stellvertreter zu zahlenden, 
Summe mad ; man würde darin aber auch ein nitht zu recht» 
fertigendes privilegium odiosum für alle diejenigen fin» 
den müffen,, die, durch das Loos getroffen, ihr Blut für 
diefe Befreiten zu verfprigen gezwungen werden, Das 
kann doch unmöglich gerecht genannt werben! 

Die Vertheidiger der entgegengefegten Anſicht wens 
den zwar 

e.) biergegen ein; durch dieſes Befreiungsſyſtem werbe 
sorzüglich das Wohl der zum Mittelitande gehörenden und 
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der Armeren Familien bezwedt. Diefe würden ohne die 
‚ Unterftügung eines Sohns gar häufig dem gänzlichen Ruin 
und Elende entgegengeführt, und es fey daher Pflicht des 
Staats, dieſem Unglüde vorzubeugen. 

So jehr auch der Neferent die menfchenfreundlichen 
und humanen Gefinnungen,. die diefem Argumente zum 
Grunde liegen, zu ehren weiß; fo fann. er ed doch nicht 
für erheblich halten. Denn 

1.) berubet e8 auf einer wahren petitio principii, 
und ift auf jeden Kal nicht allgemein durchgreifend. Es 
gibt naͤmlich auch unter der ärmeren oder mittleren Claſſe 
der Staatsbuͤrger fehr viele, die der Unterftügung eines 
Sohns nicht bedürfen, und es ift fehr oft der Fall, daß 
in einer Familie der einzige Sohn weit eher entbehrlid 
ift, als es in einer anderen Familie zwey oder'drey Söhne 
find. Betrachtet man die Sache genauer, fo wird man 
auch finden, daß der Ruin der Familien felten oder gar 
nicht von dem Verluſte des einzigen, oder aller Söhne 
abhängt. Iſt der Vater ein Handwerfer, fo kann fowohl 
er, als feine Wittwe, das Handwerk durch einen Schmwie 
gerfohn oder durch Gefellen betreiben laſſen, wenn es ihm 
an der Hülfe eines Sohnes mangelt. Iſt er Landmann, 
fo findet der Vater, der feinen Sohn mehr hat, glei" 
false in dem Schwiegerfohne oder in einem Knechte, der 
ihn nicht viel mehr Foftet, als ihn die Unterhaltung eines 
Sohn foften würde, bie nöthige Hülfe. Iſt Vater und 
Mutter ganz ohne alles Vermögen, dann finden fie, 
der Pegel nach, in der Mildthätigfeit der Töchter, der 
Gemeinde und ihrer Mitglieder eine ergiebigere Unter 
ftügungsquelle, al in ihren Söhnen, Daß diefe Bemer- 
kungen nicht unrichtig find, dieſes wird auch durd) die 
Erfahrungen, welche die Provinz Rheinheſſen, in welcher 
man von diefer Befreiung nichts weiß, aufzuweiſen hat, 
volfommen beftätigt. - 

2.) Das Argument beweift aber auch zu viel. Sollte 
die Rücficht, welche der Staat für die. Erhaltung eines 
Sohns für eine jede Familie zu nehmen hat, wirklich ſo 
dringend und wichtig feyn, als fie von mehreren Mitglie 
dern der zweyten Kammer bargeftellt wird; fo würde malt 
es auch für ganz confequent halten muͤſſen, wenn ber 
Staat die einzigen Söhne unter eine befondere mediciniſch⸗ 
polizeyliche Aufficht ftellte, oder wenn er bey mehreren 
Söhnen auch noch einen zweyten als Reſerve freiliche, 
damit biefer in dem Falle, wo einer bderfelben flerben 
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ſollte, noch übrig bleibe.” Gonfequenz würde ferner dahin 
führen, daß der ſchon wirflih als Soldat dienende Sohn 
ber Familie fogleich wieder zurädgegeben werden müßte, 
fobald der freigegebene Sohn mit Tode abgehen folte, 
und man wuͤrde eben fo folgerichtig behaupten muͤſſen, 
daß allen denjenigen Familien, denen das Schidjal feinen 
Sohn verliehen hat, eine verbältnigmäßige, zur Abwen— 
dung des Ruins nothwendige, Unterflügung aus der Staats» 
caſſe — werden muͤſſe. 
an kann auch ferner | 

f.) nicht zur Unterftügung der befragten Freigebung 
anführen, daß ohne diefelbe der Reiche, weil nur er rems 
placiren Tonne, auffallend vor dem Armen werde bes 
günftigt werden. — Man kann dagegen mit Recht erwies 
dern; hat man es wohl je als eine, aus dem Geſetze res 
fultirende oder als eine durch den Staat abwendbare, Bes 
günfigung betrachtet, : daß ein Bürger mehr. Vermögen 
bat, ale. der andere? Sollie der Staat wohl für verbind⸗ 
li ‚erflärt werden fönnen, auch den aͤrmeren Bürgern 
Bligableiter für ihre Wohnungen anzufhaffen, wenn eis 
nige. Reichere ihre Wohnungen dadurch fchügen? und was 
ik dann die erfaufte. Stelvertretung anders, ald ein auf 
die Sicherung der Perfon berechneter Ableiter ? 

Ber ücfichtigt man nun zu allem diefem — 

g.) daß durch dieſe Freigebung die Fackel der Zwie⸗ 
tracht zwiſchen Vater und Mutter und zwiſchen die Bruͤ⸗ 
der gejchleudert werben würde; fo laͤßt ſich mit Grund 
erwarten, daß auch nicht Ein Mitglied ber erſten Kam⸗ 
mer für Diefelbe flimmen werde, i 

6.I Der te Artikel 1, 2, 3, 4, 5 und 6 beftimmt 
die Fälle, in welchen für den durch das Loos Gezogenen 
auf Koften der Provinz oder des ganzen Stants ein Stell⸗ 
vertreter geftellt werden ſoll. ' 

Man darf diefe Fälle nicht dem Falle der Freigebung 
gleichftellen. Bey ber Freigebung laͤßt der Staat bie 
Schuld des Einen durch einen gezwungenen Anderen 
entrichten. Bey diefer zwingt der Staat bie Dienfle_des 
Einen nicht einem Anderen auf; er repartirt bloß auf bie 
Mitglieder der Provinz oder ded ganzen Gtanted bie 
Koften, die durch die Stellung von Stellvertretern für 
gewiſſe, durch das Loos getroffene, Individuen verurfacht 
werden. Dort ift offenbare Ungerechtigkeit gegen das zur 
Stellvertretung gezwungene Individuum, bier nicht. 

Hier fragt es ſich bloß; eriftiren in den, unter 1-—6 
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angegebenen, Fällen wirklich überwiegende Gründe, bie den 
Staat beſtimmen fönnen oder follen, die Koften für eis 
nen GStellvertreter berzugeben ? 

Referent wuͤrde gegen feine Leberzeugüng reden, wenn 
er diefe Antwort bejahend beantworten wollte. 

a) Schon oben bat er, nicht ohne Gründe, behaups 
tet, daß dem: zu Kleinen Feine Geldp-Aftation an den 
Staat rechtlich Aufgebürdet werden koͤnne; ed würde da 
ber art einem befonderen Provinzial-Caffefonds fehlen, aus 
welchem bie Koften der Stellvertretung beftritten werden 
können, und es würde daher die ganze, oft gewiß fehr 
bedeutende, Ausgabe bloß auf die Beyträge der Untertha—⸗ 
nen gewälzt werden muͤſſen. 

b ) Wer fo, wie der Referent, den Drud der Staats 
und Communallaften für den größten Theil der Bürger 
und Bauern kennt; wer dabey fieht, wie man (freilid 
in der beten Abſicht) durch Ablöfung der Frohnden u dem. 
die Abgaben noch zu vermehren Willens if, der kann nur 
in den Fällen offenbarer Nothbwendigfeit für eine 
neue Abgabe flimmen. | 

c:) Spricht ſich Auch in den Fällen unter Nr, 1—6 
ein ſehr achtungsmerthes Gefühl_der Billigkeit und Hu 
manitaͤt aus; fo bat fi doch der Geſetzgeber wohl In 

Acht zu nehmen, daß er ſich nicht, während er auf det 
einen Seite Humanität übt, auf der anderen zur Inhu—⸗ 
manität verleiten läßt. Die Schöpfung einer neuen Ab 
Habe kann Neferent nicht für human halten. 

d.) Das Princip, was dieſem Anfauffgfteme zum 
Grunde liegt, dürfte audy, jobald man es confequent vers 
folgt, viel zu weit führen Will 5. B. der Staat dem 
60jährigen Vater, deffen Sohn von dem Löofe getroffen 
wird, durch ben Anfauf eines Stellvertreters unter die 
Arme greifen, warum ſoll er nicht daffelbe bey dem Das 
ter thun, der im 60jaͤhrigen Alter feinen Sohn durch eir 
nen natürlihen Tod verliert? 
Schon dieſes Beyfpiel allein wird binreichen, um 
darauf aufmerkjant zu machen, in meld; weites Feld man 
ſich verirrt, wenn man auch nur in einem Pünktchen von 

dem ftrengen Rechte abweicht. Wer durch das Loos zum 
Kriegsdieuft gerufen wird, deffen Familie kann durd das 

Schidfal hart betroffen werden, Kann die Familie aber 
nicht auf andere Weife eben fo hart und vielleicht noch 
härter betroffert werden? Kann nicht der Bürger in einer 
Fenersbrunft um feine ganze Habe gebracht werben? 
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Kann er nicht im hoben Alter durch den natitrlichen Tod 
alle feine „Kinder verlieren ? Und wuͤrde es fich wohl als 
folgerichtig vertheidigen Iaffen,, wenn der Staat in fols 
chen Fällen den Bürger feinem Schickſale überlaffen , und 
ihm in anderen, weniger driifenden, unter die Arme greis 
fen wollte? — | ENGE: 

e.) Der Zweck eines Geſetzes kann nur der ſeyn, 
Willkuͤhr und blindes Ermeffen entfernt zu halten. Seder 
wird aber zugeben müffen, daß, der großen Um: und. 
Vorficht , die fich in dem Geſetze ausfpricht, ungeachtet , 
der Willführ ein weiter Spielraum gelaffen wird , fobald 
die Beftimmungen ded Art. 22 Nr; 1 — 6 beybehältent 
werden. 

Dieß find die Gründe, welche des Neferenten Ans 
fihten über den Inhalt des Art. 23 Nr. 1 —6 im 
Allgememen beſtimmen. Es fehlt aber auch nicht art bes 
fonderen Gründen , die fich auf die einzelnen Beſtim⸗ 
mungen beziehen: ER 

1.) Kann die Bezahlung vor 50 fl. Steuer Feiner 
richtigen Erferntnißgrund für die Möglichkeit , felbft eis 
nen Stellvertreter faufen zu koͤnnen, abgeben: . Denn ein 
ſolcher kann deffen ungeachtet, wegen der fein Gut bes 
ie Schulden, nicht einen Groſchen im Vermögen 
haben. 735.08 
79, Das 60jährige Alter iſt wenigitens fein genuͤ⸗ 
gender Maasftab. für das wirkliche Bedürfniß . einer 
Unterftiggung ; dent der 60jährige kann oft der Unter: 
ſtutzung noch gar nicht bedürfen, während Der hojährige 
fie fehr nothmendig hat. Warum. brachtet das Geſetz auch 
bloß die Gegetiwart und nicht die Zukunft? _ | 

3.) Dem Falle Nr. 2. widerftreitet die Erfahrung, 
daß der Landmann an feinen jüngeren Kindern , fobald 
fie nur auf irgend eine Art hülfreiche Hand leiſten koͤn⸗ 
nen, gewöhnlich eine größere Unterftägung ale an ben 
älteren findet. | — 

4) Der Kal Nr, 3 würde unſtreitig die mehrſte 
Billigkeit für fi haben, menn es nur nicht zu ſchwer 
wäre, daruͤber: ob die Mutter von ihrem Sohne wirt: 
lich ernährt wird, zur hinlaͤnglichen Gewißheit zu ges 
langen, und wenn dadurch nicht der Willkühr ein zu gros 
"Bed Feld eröffnet würde, Ganz daſſelbe git 
5.) von dem, Vaterſtelle bey feinen unmuͤndigen Ges 
ſchwiſtern Vertretenden. Diefe DBertretung fann bei ei— 
nem Zwanzigjährigen ohnehin wohl nur Auf Ernährung 


* 
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bezogen werden. Denn vertreten koͤnnen Minderjaͤhrige 
burch einen andern Minderjaͤhrigen, der ja ſelbſt noch 
der Vertretung bedarf, nicht werden. Alle Minderjaͤhrigen 
erhalten Vormuͤnder; durch dieſe werden ſie vertreten, 
und es bedarf daher einer andern, ohnehin rechtlich un— 
moͤglichen, Vertretung nicht weiter. Bezieht ſich aber das 
Wort auf Ernährung, fo bat der Zwanzigjaͤhrige ges 
wöhnlich Noth, um fich ernähren zu Können. 

6) Durch die Beftimmung Nr. 5 wird zwifchen den⸗ 
jenigen Familien ‚ die in dem einen Sohne alles verlier 
ren, und denjenigen, welche mehrere Söhne haben, eine 
Ungleichheit begründet. Der Verluft aller Söhne if 
Sache des Schidjald, und Folge der Pflicht-Erfüllung 
gegen den Staat. Diefe Ausnahme hat übrigens ben 
Borzug vor den übrigen, daß fie durch das Geſetz ſcharf 
bezeichnet iſt, und alle Willkuͤhr abfchneider, und fie dürfte 
fih daher auch in der, von dem Großherzogl. Landtegs⸗ 
Commiſſarius vorgefchlagenen, Form: daß fo viele Söhne, 
als die Familie verliere, auf Koften des Staats zu rem 
placiren feyen, eher zur Annahme aus dem Grunde em 
pfehlen, weil ſich auch ſchon in anderen Conſcriptions— 
Gefegen der Grundfag: ein Gonferibirter macht den at 
bern frei, ausgeſprochen findet. | 

7) Dem Falle Nr. 6 ftehen vorzüglich die Gründe 
entdegen : Ä 

a.) Gibt es fehr wenige ſichere Kennzeichen des wahr 
baft großen Talents, und noch weniger kann und darf 
der Staat fi verlaffen auf das, der Partheifichfeit und 
den Fehlgriffen nur zu fehr ansgefegte, Urtheil der dar 
über entſcheiden den Behörden. Referent hat über diefen Punct 
in feinen Amtsverhältniffen gar mannigfaltige Erfahrun 
gen zu fammeln Gelegenheit gehabt. 

b) Kann aber auch in einem gegebenen alle dad 
Dafeyn ausgezeichneter Anlagen und Ausbildung nicht ber 
zweifelt werden, fo IAßt ſich doch nicht behaupten, daß 
der Militärftand der großen Anlagen weniger bedürfe, 

als der Civilſtand. An 
c.) Würde durch diefe Begänftigung das ſchon jest 
überhband nehmende Studiren nur noch vermehrt werden. 

Da nad) diefen Gründen der Referent nicht darauf 
antragen kann, daß der Art. 22 Nr. 1 — 6 angenommen 
werbe, fo erhält dadurch der 23te Artikel von felbft feine 
Erledigung. . | 

7.) Der Inhalt der U, 25 und 26ten Artifel wil 


% 
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mehrere Individuen an das Ende bed Deyots gefeßt wife 


. fen. Da indeffen diefes an das Ende des Depots. Segen 


(ſehr feltene Fälle allein ausgenommen) den Folgen nad, 


der gänzlichen Befreiung gleich zu achten ift, und da Res 


ferent oben ausgeführt hat, daß es dem Zweck des Gefes 
ges und der Gerechtigkeit gleidy fehr zuwider ift, Befreis 
ungen eintreten zu laflen, fo vermag er auch nicht, fi) 
für die Annahme diefer Begünftigung zu erklären; er muß 


vielmehr darauf antragen, daß fich die erfie Kammer der 


verneinenden Abftimmung der zweyten Kammer gleichfalls 
anfchließen möge. Wenn aber zugleich Ä 

8.) der 2bte Artikel die Beftimmung enthält, daß 
den MiütitärsDienftpflichtigen in der Neferve und dem Des 


pot der drey erfien Glaffen, fo wie den zum wirflichen 


Eintritt in den Dienft Bezeichneten, das Heirathen uns 


serfagt feyn fol: fo hält ter Neferent die Gründe, welche 


der Herr Geheime Staatsrath Wernher in der, zu die 


ſem Gefegegentwurf gehaltenen, Rede dafür entwidelt hat, 


durch dirjenigen Bemerkungen, welche mehrere Mitglieder 
der zweyten Kammer Cin den Berbandl. Heft VIIT. ‚pag. 
104 f. f.) dagegen vorgebracht haben, nicht für widerlegt 


und entfräfter, und e8 wird daher nur auf die Annahme 


dieſes Artifeld angetragen werden koͤnnen. 
BDorbereitung der Ziehung 
2 Art. 27 — 45. Der größte Theil diefer Artifel ent⸗ 
hält bloß reglementarifche Anordnungen. Der Inhalt ders 
felben bedarf daher der Annahme der Stände nicht, und 
die Erörterung berfelben kann demnach bloß den Zweck 
baben, bier und da vielleicht einzelne Wünfche zur Keunt⸗ 
niß der ‚Staatsregierung zu bringen. ’ * 
4.) Der Inhalt des Artikels 27 kann als ein geſetz⸗ 
licher betrachtet werden, weil er auf die Dauer des Dien- 
fies und die Zeit der Dienftentlaffung Einfluß Aufiert. Der 
Abgeordnete Herr Krönde bat zu demfelben in Bezies 
bung auf die Reihefolge der Entlafjungen einige von ber 


zweyten Kammer angenommenen Zufäige in Borjchlag ger 


bracht. 
eonf. Heft VIII: pag. 110. 


Da dieſe ſaͤmmtlich gerecht und zweckgemaͤß erfcheinen, 


fo wird auch von der erfien Kammer die Zuftimmung Dazu 
nicht verjagt werben. Ä ne — 
2.) Zu den Artifein 28, 29, 30 find einige Modifts 


cationen in Vorfchlag gefonmen, 


conf. Heft VIII. pag. 113, 


« 
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bie fehr wichtig find, weil fie die Neihefolge beftimmen, 
‘in welcher die einzeinen Claſſen zu dem activen »Dienite 
aufgefordert werden. jollen. | 
Meferent ift mit denselben vollfommen einverftandın, 
weil fie dem Zwecke der Elaffenabtheilung entſprechen, und 
zugleih Wıllführ entiernt halten, Nur in Anjehung des 
Begriffes und der Wirfung des Depots kann er fid) mit 
ber Abjtimmung der zweyten Kammer nicht vereinigen. 
Sollte die Kammer, gegen die Anficht des Referenten, 
den Begriff des Depots und ein Gegen zum. Depot für 
nöthig erachten : fo ſcheint es doch viel natürlicher und 
confequenter , uͤbereinſtimmend mit dem Begriffe des Ge 
feßesentwurfd Art. 24, die Depotmannichaft der erfien 
Claſſe noch vor der zweyten und dritten Claſſe zum activen 
Dienjte aufzurufen, als fie erft dann, wenn auch die 
zweyte und dritte Claſſe bereits erjchöpft tft, in das Corps 
einrücken zu laſſen. Wollte man fie nad) dem Antrage des 
Abgeordneten Herrn Krönde und nad dem Beſchluſſe 
der zweyten Kammer erft nach erfolgter Erjhös 
pfung der zweyten und dritten Claſſe zum Dienfte zie— 
ben: fo würde fi) dag mit dem Zwecke der Reihefolge 
ber Glaffen ſchwerlich vereinigen laffen, und zugleid die 
Depotmannichaft fo gut al gaͤnzlich von allem Militärs 
dienste befreien. Referent fann daher auf die Annahme 
biefer fo erprbitanten Befreiung der Depotmannſchaft mit 
Ueberzeugung nicht antragen. | 
7 Die übrigen Artikel 31 bis 45 find ſaͤmmtlich regle 
mentarifch , und haben den einftimmigen Beifall der zwey⸗ 
ten Kammer erhalten. Bloß zu einigen Artikeln find ei⸗ 
nige Wünfche ausgefprochen worden. Alle diefe Wuͤnſche 
entalten nach der Ueberzeugung des Referenten nichts, 
was nicht die — — kann und wird. 
iehung. | 
Art, 46 — 48. In Beriehung auf diefe, bloß reg 
lementarifchen, Artikel ift zu bemerken, daß die zweyte 
Kammer zu dem A6ten Artifel den Wunfch, daß es jedem 
Dienfpflichtigen erlaubt werden möge, fein Loos felbf 
zu zieben, ausgefprochen hat, Da diefe Art der Ziehung 
unfireftig Manchem eine größere Beruhigung gewähren 
wird, und die Begründung der volleſten Beruhigung ale 
möglichfte Beachtung verdient : fo wird fich dieerfte Kam—⸗ 
mer dieſem Wunſche um fp mehr anfchließen koͤnnen, 
als ſich obnehin von der Staatsregierung bie Gewaͤh⸗ 
rung dieſes Wunſches mit Zuverſicht erwarten laͤßt. 
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\ Reeruntirungs-Rath. 

Art. 49 — 55. Auch: bey diefen rein reglementaris 
ſchen Artikeln weiß der Meferent fo wenig etwas zu ers 
innern, ald von ber zweyten Kammer etwas — crin⸗ 
nert worden iſt. 

ü EGontingent. 
| Art 56 — 60. Zu dieſen Artikeln hat bie zweyte 
Kammer folgende Bemerkungen gemacht: 
a.) Zu dem 56ten (nicht bloß teglementarifsen Artis 
fel) bringt fie die Zufügung der Worte; - 
„in Uecbereinftimmung mit dem Art, 77 der Verfaſ⸗ 
fungs Urkunde“ 

ſo wie die Weglaſſung der Worte; 

„deßgleichen die Anzahl derjenigen ' welche ald Res 
ferne bezeichnet werden ſollen“ 

in Vorſchlag. 

Eben ſo traͤgt ſie 

b.) darauf an: daß in dem 57ten Artikel die Worte; 

A an gleich einrücender als au ee | 


und in dem 59ten Artikel die Worte: 

‚mach ber für dad Amt beftimmten Anzahl, der Reſt 

iſt Depot“ 
weggelaſſen werden möchten, 

Da diefe Vorſchlaͤge ganz wedgemaß erſcheinen, ins 
dem der Art. 77 der Verfaſſungs-Urkunde den Inhalt des 
jährlidy zu erlaffenden Edictd genauer normirf , und die, 
zur Auslafjung empfohlenen, Worte. allerdings überflüfs 
fig ſeyn dürften: fo hat Neferent Fein Bedenfen, auf die 
Zuſtimmung — Kammer anzutragen. 

tellvertretung. 
. Art. 61 — 70. 1.) Zu den Artikeln 61 — 68 bringt 
die zweyte Kammer in Vorſchlag 

a.) in dem Art. 62 für das Bott: 

„vorzugsweiſe“ 
Wort: 
„ausnahms weiſe“ 
ferner für die Worte: 
„ein balbes Jahr“ 
die Worte: 
„ein Jahr‘ 
zu fubfiituiren‘, fodann 
b.) in demfelben Artikel für das Wort: 
BEE 
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das Wort: 

„Aufenthaltsort“ 
zu ſubſtituiren. n 
- Gegen dieſe, von dem Großherzoglichen Landtags⸗Com⸗ 
miſſarius zum Theile ausdruͤcklich zugegebenen, kleinen 
Abaͤnderungen wird die Kammer eben ſo wenig etwas zu 
erinnern finden, als 

c.) gegen ben, für die Entfernung der juͤdiſchen Eis 
genthitmlichfeiten gewiß fehr mwirfenden, WVorfchlag: daß 
Juden nur durch Juden follen vertreten werden Eönnen. 

Wenn die zweyte Kammer aber auch 

d.) darauf anträgt: daß auch diejenigen, melde bloß 
die Größe von 63 Zoll des neuen gefetlichen Maaßes bar 
ben, zu Stellvertretern follen angenommen werben; ſo 
fann Referent theils aus ben, fehon oben zu dem 22ten 
Artifel vorgetragenen, Gründen, theilg aber auch nod) 
darım nicht diefer Meinung feyn, weil es auf jeden Fall 
gewiß ift, daß der 63 Zoll Große nicht zu allen Waf— 
fengattungen und allen Arten von Militärdienften brauch⸗ 
bar iſt; daß man daher bey der Begünftigung , welde 
die Stellyertretung fhon an und für fich enthält, dem 
Militär. feine, nur hoͤchſtens relativ taugliche, Subjecie 
wird aufdringen koͤnnen. 

2.) Den Art. 65 hat die Kammer nur mit dem Zur 
faß angenommen, welcher von dem Abgeordneten KHerti 
Balfer 

conf. die Verhandl. Heft VIIL. pag. 126 — 127 
porgefchlagen worden ift. . 

Zu der Annahme dieſes Zuſatzes feheint darum nicht 
gerathen werden zu fönnen, | 

1.) weil es offenbar zu Willkuͤhrlichkeiten führen wir: 
de, die Summe etwa um 50 fl. höher, als ber muth—⸗ 
maß liche Preis feyn dürfte, zu ſetzen; 

2.) weil ber Staat für den Stellvertreter haften 
fol, wodurch ter Staat, zur offenbaren Begünftigung 
den Stellvertreter Stellenden, Berbindlichfeiten übernimmt. 

Der Staat würde badurch zum Afſecuranz⸗ Comptoit 
werden. Dieſes Comptoir würde neue Angeftellte, deren 
bereits mehr als zu viele vorhanden find, nothwendig 
machen, und zwar ohne alle Garantie, daß die dadu 
verurfacht werdenden Koften durch die in Borfchlag 9% 
brachten 25 fl. werden gedeckt werden, und ohne daß au 
nur eine Gewißheit über den. Erfolg diefer Anſtalt vor 
handen waͤ. " 

c.) weil es bed Referenten Gefuͤhl verletzt, einen 
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Marktpreis für den Menfchen feftzufegen, und weil ja 
diefer Preis, der Natur der Sache nach, nothwendig oft 
wechfeln müßte. 

d.) Der Zweck dieſes Vorſchlags: Die — angeblichen 
— Mäcdeleyen entfernt zu halten, würde dadurch doch 
nicht erreicht werden; weil ed doch einem eben frei 
ftehen würbe, ob er fih an dieſe Sffentliche Anftalt wen 
den wollte, oder nicht ? 

3.) Zu dem Nrtifel 66 erlaubt ſich der Referent die 
„Bemerkung, daß derfelbe , in Verbindung mit den beyden 

folgenden Art. 67, 68, tief in die privatrechtlichen Ver⸗ 
‚bältniffe der Menfchen eingreift. _ Sollen auf der einen 
Seite diefe, und auf der andern Seite die Rechte des 
Staats, nicht verlett werden: jo fcheint folgendes ange⸗ 
ordnet werden zu muͤſſen. 

Bey jeder Stellvertretung muß 

a.) dem Staate fir Armirung und Equipirung bes 
Stellvertreterd (nach Berfchiedenheit der Waffengattung) 
eine. binfängliche Gaution, am beften in Obligationen, 
geleiftet werden. 

b.) Aufferden bat fih ber Staat um nichts zu bes 
fümmern, meil der Einfleller eventuell für die ganze Dienſt⸗ 
zeit verhaftet bleibt, und es ift lediglich der Uebereinkunft 
des Einftellerd und des Stellvertreterd zu überlaffen: ob, 
und mwodurd dem Erfteren Sicherheit geleiftet werden 
fol? den Staat geht diefes eben fo wenig, wie der, über 
die Stellvertretung überhaupt abzufchließende, Vertrag et» 
was an. Referent kann es nur ald unfolgeridhtig und 
die erften Grundfäße des Rechts: nad) welchen der Dritte 
für das Delict eined andern Dritten nicht büßen darf, 
verlegend betrachten, wenn nad) dem Art. 68, in dem 
Falle der Defertion nach ber erften Hälfte der Gapitulas 
tiongzeit, das Einftandegelb zum Vortheil ber Invali⸗ 
dencaſſe, wofür der Staat auf andere Weife zu forgen 
bat, confiscire, und jest ein Anderer, den fonft die 
Reihe nicht getroffen haben würde, zum Dienfte einberus 
fen: werden fol. 

Es wird daher auf die Annahme diefer Artikel nur 
— den angedeuteten Modificationen angetragen werden 

nnen. 

4.) Der 70te Art. iſt von der zweyten Kammer mit 
der, von der Regierung vorgefchlagenen, Abänderung, daß 
ſtatt der Worte: 

„der Stellvertreter barf jedoch in diefem Falle nicht 

„nter der Groͤße des Einflellers fygn‘ 
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- gefeßt werbe: 

„der Stellvertreter muß jedoch in diefem. Falle über 

die, für den &tellvertreter allgemein vorgefchriebene, 

Größe CArt. 62) alle zum Eintritt in das Corps 

des Vertretenen erforderlichen Dualificationen befigen 
einflimmig angenommen worden. Da diefe Faffung offen, 
bare Vorzüge vor der erftien hat, fo wird auch die erfte 
Kammer die Annahme derfelben nicht verweigern. Gie 
wird aber aud) Ä 

5.) dem von der Regierung proponirten Zufagartifel, 
der fo lautet: I 

„Wenn wirkliche Soldaten ſich in einer ſolchen Lage 

befinden, daß fie in beträchtliche Nachteile gerarhen, 

oder anfehnliche Vortheile entbebren würden, wenn 
ihnen der Austritt aus dem Militär vor Ablauf der 
efeglichen Dienftzeit nicht geftattet wäre: fo foll in 
leben Fällen ausnahmsweiſe, und mit befonderer 

Genehmigung des Dberfriegsfollegs, ein Stellvertre 

ter zuläffig feyn, der aber Ercapitulant (ausgedient 

babender Soldat) feyn muß, ‚und nicht länger ald 

ein halbes Jahr vorher beabſchiedet feyn darf‘ 
aus dem Grunde ihre Zuftimmung nicht verfagen, weil 
diefer Artikel auf der einen Seite alle Billigfeit für ſich 
bat, auf der anderen aber auch zugleich das Recht eined 
Dritten nicht verlegt, und namentlicy nicht die Laſt des 
Einen auf den Andern überträgt. Ä 

Zum Schluſſe har 

6.) die zweyte Kammer bie ihr vorgelegte Frage: 06 
fie den Gefegeseutwurf auch in dem Falle, wenn bie von 
ihr vorgefchlagenen Zufäge und Abänderungen von der 
Staatöregierung nicht genehmigt werden follten, annehmen 
wolle? verneinend beantwortet. 

Referent bält die zw dem 20ten bis 2oten Artikel 
porgetragenen Bemerkungen und Mobdiftcationen für zu 
wichtig, als daß er darauf antragen fönnte, fie als bloße 
Wuͤnſche, ohne an deren Genehmigung die Annahme ded 
Gefegesentmurfs zu fnüpfen, der Staatsregierung vorzu 
legen, Er glaubt aber auch, daß bey allen denjenigen 
Artifeln, welche bloße reglementarifche Anordnungen enthals 
ten, die von der Kammer für zweckdienlich erachteten Mor 
biffcatipnen nur rein in der Form von Wünfchen der 
Staatsregierung ausgefprochen werden fünnen. 

Der Ausſchuß bat ſich mit den in dem Berichte ent 
baltenen Anträgen vollfommen einverfianden erflärt. 


A— 
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LXXXIV. 


Vortrag des zweyten Ausfchuffes der erften Rammer 
über ven Befchluß der zweyten Kammer, : in 
Betreff des Salpetergrabens; erftattet Durch den 
Herrn Staatsminifter Freiherrn du Thil. 


Die gefeglichen- Beftimmungen und die Thatfachen, 
welche bier in Betracht kommen, find der hohen Kammer 
durch die eben verlefenen Verhandlungen der zweyten 
Kammer und durch die Verordnung vom 28. Dec. 1810 
befannt. Ä 

Das Salpetergraben, als Regal betrachtet, ift eine 
hoͤchſt läftige Beeinträchtigung des Privateigenthums; feine 
geſetzliche Beſtimmung wird die Landesbewohner vor allen 
Piadereyen der Salpetergräber fchügen koͤnnen, und wäre 
dieß auch möglih, fo führt Doch das Gefchäft felbft 
ganz unvermeidlihe Nachtheile und Unannehmlichkeiten , 
ſelbſt Beichädigungen für die Befiger der Gebäude mit 
fh, und es wird dadurch der Landwirthſchaft der: Vors 
theil entzogen, den fie aus der Salpetererde, namentlich) 
beym Abreißen alter Gebäude, ziehen kann. Erwaͤgt man 
ferner, daß diefe Berechtigung des Staates in einer gans 
zen Provinz nicht befteht, daß andere Diftricte durch 
Mangel an Brennmaterial zufällig davon befreit find, 
und daß fie mithin nur auf einzelnen Randestheilen laftet, 
ohne daß diefen eine -Entfhädigung dafür gereicht würde; 
fo muß man diefes Mittel zur Herbeyfchaffung eines 
Staatshbedürfniffes um fo mehr für ungerecht halten, als 
es mit dem Geifte des neulich berathenen, Gefeges über 
Verwendung des Privateigenthbums zu Staatszwecken, 
nicht im Einflange fteht. Ä 

So fehr die Staatsgewalt verpflichtet iſt, Berech⸗ 
tigungen der Domänen oder der Privaten, welche auf 
— Rechtstiteln beruhen, gegen Eingriffe zu ſchuͤtzen, 
o wenig darf ſie ſich ſelbſt, zur Erreichung ihrer Zwecke, 
Berechtigungen beylegen oder die durch das Herkommen 
geſchaffenen beybehalten, wenn dieſe die Staatsbuͤrger 
auf ungleiche Weiſe druͤcken. | | E 

Es fordern zwar gewiffe Staatszwecke die Herbeys 
fhaffung einer bedeutenden Maſſe Salpeters fehr gebie- 
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terifch; aber dieſes, wie jedes andere Staarsbebürfnif 
muß auf dem zwedmäßigften, d. h. am wenigiten koſtſpie⸗ 
ligen und alle gleidy belaftenden Wege befriediget werben. 

Wenn ed nun wahr ift, was im der zweyten Kam 
mer mit fo vieler Beſtimmtheit behauptet ward, daß ner 
ben den fchon geruͤgten Wachtheilen, das Gefeg vom 
23. December 1810 audy noch bie Folge hat, daß fatt 
der Einnabme, welde der Staat chedem aus der Vers 
pachtung des Regale bezon, er jett den Centner Salpe⸗ 
ter um 10 fl. theurer bezahlen muß, als er im Handel 
gu erfaufen ift, fo erfcheint jene Verordnung als eine np. 
glüdte Maaßregel, die nicht buyzubehalten iſt, und ber 
Ausfchuß trägt demnach darauf an, dem Befchluffe der 
zweyten Kammer\beyzuireten. 

Wir wollen übrigens nicht mit Stillſchweigen über: 
gehen, daß Zeiten und Verhältniffe, wenn ſchon nicht fehr 
wahrſcheinlich, doch gedenkbar find, in welchen der Hans 
dei allein nicht die Mafie Salpeterd, deren der Staat 
bedarf, überhaupt oder fchnell genug herbeyſchaffen fünn, 
te; und dieſes find gerade die Zeiten, in welchen das Ber 
dürfnig am dringendften und feine Befriedigung am wid 
tigften ift. Allein, wer möchte die Befugniß der geſetzge⸗ 
benden Gewalt bezweifeln, in folden Fällen und für die 
Dauer der Verbältniffe durch Ausnahmegefege zu unge 
wöhnlichen Mitteln zu greifen ? | 

Nur müffen foldye Gefege alsdann das ganze Land, 
nicht einzelne Theile, treffen. und man muß aus bieler 
Möglichkeit nicht folgern wollen, daß die Ausnahme Re 
gel werden müffe, 
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Vortrag ded dritten Augsfchuffes der erften Kammer, 
den Mehlbann der Modaumüller betreffend; 
erftattet von dem Herrn Geheimen Staatsrat) 
v. Wreden. 


Mit dem Mehlbann der Modaumuͤller hat es folgen 
be Bewandniß. b 

48 an der Modau wohnende Müller haben die Ber 
bindlichkeit, 472 Malter Schwarzmehl monatlich in biefr 


\ 
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ger fläbtifcher Waage zum Verkaufe einzuftellen. - Den 
Hreis, für welchen fie daffelbe verfaufen wollen, koͤnnen 
fie nicht nur beym Einftelen beftimmen, fondern auch 
fpäterbin,. und fo lange’ das Mehl unverfauft daliegt, 
nach Belieben abändern. Sit fein Mangel vorhanden, fo 
wird zwar auf diefer Ablieferung des fchuldigen Mehls 
nicht genau beftanden; tritt aber ein Mangel ein, oder 
ift ein folder zu beforgen,, fo werden wohl auch Nach» 


‚ forderungen wegen bes früherhin nicht gelieferten Mebles 


gemadht. 

Borderfamft entiteht Hier die Frage, worauf biefe 
Berbindlichfeit der Müller beruhe? ob fie nur, nad Pris 
vatrecht zu beurtheilende, Dienfibarfeit fey, ober ob fie 
einem Gefeg ihr Dafeyn verdanfe? 

Das erfte läßt fich, bey gänzlichem Abgange aller Urs 
Funden, nicht behaupten. Abgefehen davon, daß es ſich 
nicht wohl erklären läßt, wie die Stadt Gelegenheit ges 
habt haben foll, auf privatrechtlihem Wege den Mehls 
bann zu erwerben; fo muͤſſen doch uber ein Recht, wels 
yes unter gegebenen Umftänden von fo großer Wichtigs 
feit für die Stabt feyn fann, für die gebannten Müller 
aber fo hoͤchſt laͤſtig iſt — wenn es auf einer Uebereinfunft 
berubte — ſicherlich Urkunden vorhanden feyn. 

Aber auch ein Geſetz, welches der Sache ihr Dafeyn 
gegeben hätte, findet fich nirgends vor. Die Marftords 
nung vom Sahr 1618 zählet alle Bannbereshtigungen mit 
großer Genauigfeit auf; jener der Müller aber, obfchon 
ihr der $. 13, wo von dem Cinftellen des Weißmehls 
die Rede ift, die ſchicklichſte Veranlaffung dazu gegeben 
hätte, erwähnt fie mit feiner Sylbe. 

Erft die Mehlmagsorbnungen vom 1. März 1735 
und vom 8. Suly 1777 erwähnen ber, zur Mehlmaage 
gebannten, Müller, jedoch nur als einer, ſchon laͤngſt bes 
ftehenten, Einrichtung und die Verordnung vom 25. Febr. 
1818, welche die Berechtigungen der Bannmüller aufhebt, 
macht im Aten $. den Vorbehalt, daß durch diefe Ver; 
ordnung die DVerbindlichfeiten derjenigen Mühlenbefiger 
nicht ale erlofchen anzufehen feyen, welche bisher verpflich« 
tet waren, ihr vermahlened Gut in Mehlwaagen benacbars 
ter Städte niederzulegen. 

Iſt es bey dem Dunkel, das über den Urfprung dies 
ſes Mehlbannes Tiegt, erlaubt, eine Bermuthung zu was 
gen, fo dürfte es wohl die meifte Wahrfcheinlichkeit für 
fi) haben, daß diefe Einrichtung in einem einzelnen Falle, 


— 
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großer Theuerung oder Krieges getroffen worden ſey, 
und ſich dann forthin erhalten habe. Die Muͤller des 
Amtes Pfungſtadt ſelbſt ſagen in einer unter'm 27. No— 
vember 1817 bey dem Geheimen Staatsminiſterium eins 
gereichten Bittfchrift, daß ihre Verbindlichkeit zur Mehl 
Waage auf einem unvordenflichen Befitsitande beruhe 

Sch werde weiter unten bierauf zuruͤckkommen, und 
gebe jest zu der weiteren Frage über, ob die Aufhebung 
diefes Rechtes rärhlich fey ? 

Die natürliche Freiheit, über feine erzielten Producte 
nach Wohlgefallen zu fchalten, ift der Regel nad gar 
nicht, in Nothfälen aber nur möglichft wenig einzus 
fehränfen. Diefer allgemeine Sag findet auch bier feine 
Anwendung. Sn gewöhnlichen Zeiten, und auch gegens 
wärtig twird in der Mehlmaage aufferordentlich wenig, 
und wie der Peferent der zweyten Kammer verficert, 
faum ein Simmer täglich verfauft. in fo unbedeuten 
des Beduͤrfniß kann gewiß ein fo fiarfes Opfer nicht 
rechtfertigen. | 
Dazu kommt noch, daß zwar die Müller verpflichtet find, 
eine beftimmte Quantität Mehl in die Waage zu ftellen; 
Niemand aber, weder Bäder noch Privaten, verpflichtet 
find, das erforderliche Mehl in der Waage zu faufen, 
wodurch für die Müller ein fehr einfeitiges und druͤcken⸗ 
des Verbältniß entiteht: F 

Selbſt die Nachſicht der Polizeydeputation, welche 
auf der Ablieferung der ſchuldigen Quantitaͤt Mehls, den 
Nothfall ausgenommen, nicht ſtrenge beſteht, wird eine 
neue Laſt fuͤr die Muͤller; indem ſie das nicht geforderte 
und nicht gelieferte Mehl, im Falle der Noͤth nach— 
liefert follen, mithin grade zu einer Zeit, wo es ihnen 
doppelt hart fallen muß, 

So wie ſich aber diefe Einrichtung als druͤckend für 
die Müller darſtellt, fo ift fie auf der anderen Seite von 
gar feinem Nugen für die Stadt; ja es dürften ihr viel 
Teiche nicht unmefentliche Nachtheile daraus erwachlen. 

Daß fie feine Bortheile davon Babe, ergibt fich ſchon 
Aus dem wenigen Gebraud), welchen, wie oben bemerkt 
worden ift, die Einwohner der Nefideitz davor machen; 
es dürfte aber duch nicht ſchwer fallen, wirkliche Nachtheile 
Aufzumseifen; | Ä 
Die Müller bringen nicht nur meiftend Mehl von 
geringerer Güte zur Waage, fordern fie ftellen dieſes, 
twie die Megierung dabier unterm 14. May 1818 berich⸗ 
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tete, nicht felten zu unverhältnigmäßigen Preiſen ein; nun 
wird aber nach diefen Mehlpreifen die Brodtare beftimmt; 
es ift mithin Far, daß diefe eben diejenigen Mängel an 
ſich tragen müffe, welche die Mehlpreife ſelbſt haben, 
Nach allen diefen Gründen bin ich. des Dafürhalteng, 


baß tiber die Unzweckmaͤßigkeit diefer Anftalt fein Zweifel 


feyn koͤnne, und daß die hoͤchſte Staatsregierung deren 
Aufhebung eben fo gerecht, wie jene ded, den fogenanns 
> — bey Gießen auferlegten, Zwanges fin⸗ 
eu wird. Ä 


Zwar mag biefe Bannpflicht der Miller in dem Zeit- 


punkte, wo fie entftand, ſich gar wohl haben rechtfertis 
gen laſſen, und ich gebe fogar zu, daß Zeiten eintreten 


koͤnnen, wo eine Ähnliche Einrichtung auf eine kurze Zeit 


nöthig werden dürfte; aber in gewöhnlichen Zeiten ift fie 
weder vortheilhaft noch gerecht: | , 
Ä Sind aber hierüber, wie ich annehmen darf, die Meis 
nungen nicht getheilt, fo fragt es fich nur, melder Ans 

trag der Staatsregierung darüber zu machen ſey? 
Bey ber zweyten Kammer berrfchten hierüber verſchie⸗ 
dene Anfichten. Ä 

Der Ausſchuß derſelben trägt darauf an, die Staat 
regierung zu erfudhen, der Polizeydeputas 
tion jeden Zwang im adbminiftrativen Wege 
gegen die Müller wegen ded angeblihen Bans 
ned zu unterſagen. | 
| Diefem Antrage fteht indefien entgegen, daß er dem 
Uebel ſelbſt nicht abhilft; dein wenn dem gedachten 
Bannrecte eine privatrechtliche Verbindlichkeit zum Grunde 
liegen folte, fo mird die Aufhebung des yolizeylichen 
Zwanges dennoch nicht hindern Fönnen, daß die Gerichte 
angegangen werden, um ‚die Müller zu ihren bisherigen 
Lieferungen anzuhalten. | 

Eine andere Meinung ging dahin: daß mai, 
bey der Ungewißheit über den Urfprung des 
Bannrehtes, nicht auf deffen Aufhebung, 
joudern hoͤchſtens auf deffen Ablösbarfeit ans 
tragen fonne | | 

Diefe Meinung unterftellt indeffen, daß das befaßte 
Recht nicht einem Geſetze, mas doch immer das wahrs 
fcheintichere ift, fondern einem Privatcontracte fein Das 
ſeyn verdanfe. | 

Eine dritte Meinung will den Antrag in ben allges 
meinſten Ausdrüden abgefaßt, und dahin geftelt wiſſen, 


32 Beylage LXXXV. 


daß die Regierung auf dem geeigneten Wege 
die Aufhebung des Mehlbannes verfügen 
oder einleiten folle. Da bierbey der Regierung bie 
nähere Unterfuchung der rechtlichen Verhaͤltniſſe, fo wie 
die Wahl der Mittel überlaffen bleibt, fo hat diefer Ans 
trag allerdingsgvielgfür fich. | 

Die zweyte Kammer felbft bat fich endlich zu folgens 
dem Befchluffe vereinigt, daß die Regierung zuenw 
ſuchen fey, zur Aufhebung des Mepibannes 
der Mobdaubah- Müller zur Stadtwaage in 
. Darmjtadt die geeignete Einleitung vder 
Verfügung eintreten zu laſſen; jedenfalls 
aber der Polizeydeputation jeden Zwang im 
adminiftrativem Wege gegen bie gedanten 
Müller zu unterfagen. 

Sch glaube, daß ed an dem Vorderſatze genügen 
dürfte, indem er alle möglichen Fälle in fich vereint, 
Durd das Wort Verfuͤgung wird ber Fall eines vor 
handenen Gefeged: fowie durch den Ausdrud Einlei⸗ 
tung jener von privatrechtlichen Verhaͤltniſſen bezeichnet. 
Indeſſen ift doch fein Grund vorhanden, ſich wegen des 
Nachſatzes von den Befchlüffen der zweyten Kammer zu 
trennen. Es mag ein Gefeß oder ein Vertrag diefem 
Zwangsrechte fein Dafeyn gegeben haben, fo kann doch 
der oben bemerkte polizeyliche Zwang offenbar nur 
auf einer gefeglichen Verfügung beruhen ; er kann mithin, 
ohne alle Verlegung von Rechten, auf eben dem Wege 
wieder aufgehoben werden, auf dem er, entftanden ifl. 

Zum Schluſſe bemerfe ich noch, baß manche derjeni⸗ 
gen Müller, welche ſich durch ihre Bannpflichtigkeit zu 
der hieſigen ſtaͤdtiſchen Mehlwaage ſehr gekraͤnkt finden, 
vielleicht in dem Falle find, wegen der, ihnen durch das 
Gefep vom 25. Februar 1818 entzogenen, Bannbe 
tigungen Entfchädigung in Anfpruch zu nehmen. Wäre 
dieß der Fall, fo dürften fie dieſe Entſchaͤdigung wohl 
ganz ‚oder zum Theil in der Aufhebung des hier zu 
Sprache gefommenen Mehlbannes finden. Doc dieß ge⸗ 
hört unter diejenigen Einieitungen, welche den Einſichten 
der Staatörezierung überlaffen bleiben müfjen. 

Der Ausſchuß theilt die vorftehenden Anfichten und 
Anträge. - | | 


..ms 
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Vortrag des dritten Ausfchuffes der erften Kammer, " 
die Errichtung eines ftändifchen Archivs betr.; 
erftattet von dem Herrn Geh. Staatsrath v, 
Wreden. 


Die Exiſtenz eines ſtaͤndiſchen Archivs ſpricht die Ver⸗ 
faſſungsurkunde des Großherzogthums im 106ten Artifel 
aus. Es iſt daher Pflicht, noch im Laufe dieſes Lands 
tages fuͤr dieſen, allerdings wichtigen, Gegenſtand die 
geeignete Fuͤrſorge zu treffen. J 

Da die zweyte Kammer die deßhalb gemachten An⸗ 

traͤge ihres Ausſchuſſes unbedingt angenommen hat, ſo 
ſey es mir erlaubt, dieſelben in Kuͤrze hier zu durchgehen. 

In dem erſten Abſchnitte traͤgt der Ausſchuß auf ein, 

beyden Kammern gemeinſchaftliches, Local und eis 
nen gemeinfhaftlichen Ardivar an. | | 

Obwohl diefer Antrag unferen dermaligen Berhälts 
niffen ziemlich angemeffen feyn dürfte: fo dürfte er body 
‚in der Folge, bey vermehrten Papieren , bey erweitertem 
Umfange des Gefchäfte ,; bey mannigfaltigerer Arbeit des 
Archivars, ald weniger paſſend erfcheinen. Sa, fo lange 
beyde Kammern ihre Sigungen in verfchiedenen, und zwar 
ſebr von einander entlegenen, Gebäuden halten, wird es 
dem Gefchäfte gewiß nicht zufagen, fo weit entfernt zu 
feyn von ben Acten und früheren Verhandlungen. Aus 
biefen Gründen, die jedem, der den Gefchäftsgang Fennt, 
einleuchtend feyn werben, fann ich eine Vereinigung der 
Archive als fachgemäß nicht anfehen. Sollte jedody eine 
hohe Kammer eine andere Anficht haben, fo kann ich doch 
wenigftens nur dahin antragen, daß die, von der zwey⸗ 
ten Rammer in Vorfchlag gebrachte, Beſtimmung nur für 
jegt und bis zum naͤchſten Landtage angenommen, jeder 
Kammer aber die Befugniß vorbehalten werde, demnaͤchſt 
andere, dem Bedürfniffe und einer zweckgemaͤßen Geſchaͤfts⸗ 
führung entfprechende, Anordnungen zu treffen. 

Der Grund, welcher der jenfeitige Ausfhuß für die 
Nothwendigfeit eines nemeinfchaftlichen Archivs anführet , 
daß nämlich manche Actenftüde, wie 3. B. bie Verfafs 
fungsurfunde, die Landtagsabfchiede und dergl. beyden 
Kammern gemeinfchaftlich angehörten, ſcheint mir nicht 
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ſowohl die Nothwendigkeit eines gemeinſamen Archives 
überhaupt, als vielmehr einer gemeinſchaftlichen, für es 
genfiände diefer Art beflimmten, alenfals unter doppel⸗ 
tem Beſchluſſe befindlichen, Repoſitur zu erheiſchen. 

Mas im zweyten und dritten Abſchnitte von des Ars 
chives innerer Einrichtung, und im fünften Abichnitre von 
der Verpflichtungeformel des Archivars gefagt wird, be 
darf feiner weiteren Augdeinanderjegung. 


Im Atem Abfchnitte wird darauf angetragen, daß 


der zu beftellende Arthivar von beyden Kammern gemein, 
ſchaftlich ernannt und vergfl (hier werde. 

Unter der Torandjegung , daß die Acten beyder Kam 
mern einem gemeinſchaftlichen Archivar zur Bewahrung 
anvertraut werden, iſt diefer Antrag anf gemeiniwartlide 
Ernennung und Berpflihtung ganz confequent. 


Der bte Abſchnitt trägt darauf en, daß die Kammern 


ein Misglied ans ihrer Mitte wählen ſollen, welchem 
die obere Aufficht iiber das Archiv anvertraut merde, An 
dieſes ſoll ſich der Archivar in zweifelyaften Fällen wen 
den, ibm foll es im Falle der Abwefenheir oder Krank 
beit die Schlüffel abgeben, und, wenn vor Wiederver—⸗ 
fammlung der Kommern eine Veraͤnderung des Lorals 
nöthig werden ſollte, fo fol diefes Mital-ed ein ſolches, 
in Ucbereinftimmung mit der Etaatsregierung, beforgen. 

Gegen eine ſolche Oberauſſicht ift nicht das mindefle 
zu erinnern. Geldft in dem Falle, daß jede Kammer ihr 
eigenes Aſchiv und ihren eigenen Archivar hat, erfcheint 
diefe oder eine Abnliche Einrichtung als zwecgemäß. In— 
dem, wenn alles auf dem einzigen Archivar beruhte, das 
Archiv im Kalle feines Ablebens, oder, wenn er zugleih 
Staatediener it, im Falle feiner Verfegung, ohne alk 
Aufficht feyn würde. 

Die, in dem 7ten Abfcynitte für den Archivar aude 
geworfene, Beſoldung von 150 fl. ſcheint zwar fehr mis 
fig zu feyn, ift aber bey dem dermaligen Beftande. bed 
Archivs, und der Arbeit des Archivars, die in der Zwi⸗ 
fehenzeit bis zur Wiedereröffnung des Landtages beinahe 
gleih Null ſeyn dürfte, immer noc groß. Bey der exſten 
Kammer wird wohl von einer Befoldung gar feine Rede 
feyn. Es wird fih in ihrer Mitte gewiß jemand finden, 
der die geringe Mühe, von welcher bier die Rede if, 
ohne Vergütung übernimmt. 

Im Sten Abjchnitte wird die Widerruflichfeit des Ars 
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chivars ausgeſprochen. Ich habe mich hierüber fhon beym 
erfien Abfchnitte beyfälig erklärt, - 
Im ietzten Abfchnitte macht endlich der Ausfchuß ber 
zweyten Kammer folgenden Antrag: - | 
Die Wahl des Mitgliedes, welches bie Oberaufſicht 
führen fol, möchte für diegmal der erften Kammer zu übers 
laffen feyn, wenn diefe die Wahl des Archivars ebenfalls 
für diegmal der zweyten Kammer allein zugeftehen wollte, 
Sm Falle, Y: die. hohe Kammer meinem Antrage, 
daß jede Kammer ihr eigenes Archiv habe, beytritt, fällt 
diefer Abſchnitt gang hinweg ; in dem eutgegengefegten 
Falle hingegen würde er fih als annehmbar um jo mehr 
empfehlen, als gemeinfchäftliche Wahlen nur fehr zeitrans 
bend ſeyn würden, | | Ä 
Was den Ort der Aufbewahrung betrifft, fo wird 
wohl die Staatsregierung am befien im Stande ſeyn, 
einen ſolchen an Handen zu geben: 
5 er Ausſchuß bat ſich dbigen Anträgen beyfällig, 
und für die Trennung beyder Archive erflärt, 
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Vortrag des eriten Ausfchuffes der erften Rammer 
über den Beſchluß der zweyten Kummer, : in 
Betreff des Poſtweſens; erſtattet durch den 
Herrn Staatöminifter Freyherrn du Thil, 


Der Beſchluß ber * Kammer weicht von dem 
Inhalte der Motion, die ihn veranlaßte, fchr ab, und 
übergeht dad, worauf fie gerichtet war, mit Stillſchwei⸗ 
en, wodurch die erfie Kammer einer Erörterung über: 
hoben wird, nad) welcher fie jener Motion vieleicht nicht 
ygetreten feyn würde. | 
Sp wie der Befchluß der Kammer grefaßt iſt, bie 
Großherzogliche Staatsregierung gu erfuchen: in Bezie⸗ 
bung auf die Taren, auf den Poſtenlauf zwifchen Darm⸗ 
ſtadt und Mainz, auf die Pofimagen > Verbinduitg zwi⸗ 
{hen Mainz und Straßburg, auf dad Botenweſen, und 
. andere Gegenftände folche Verfügungen ober Einleitungen 
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zu treffen, die zum Vortheile des Publikums gereichen, 
fann die erfie Kammer wohl nicht Anftand nehmen, dem 
felben beyzutreten; denn überall, mo ohne die Vermin⸗ 
‚berung einer Stadteeinnahme, auf welche die Stände 
ſelbſt zählen, dem Publifo eine Erleichterung oder Ans 
nehmlichkeit verfchafft werden kann, ift es die Pflicht der 
Etände, auf diefe hinzuwirken. Namentlich ift es eine jehr 
gerechte Bitte, daß die Pofttarife zur Kenntniß des Pubs 
lifums gebracht und hierdurch eine Gontrole der Poftbeam 
ten geſchaffen werde. | 

In wie fern übrigens die Großherzogliche Staatsregie⸗ 
rung vermöge ihrer Verhältniffe zu dem Herrn Fürften von 
Taris und vermöge der Natur des Poftwefens überhaupt 
jenen Wuͤnſchen volftändig zu entfprechen im Stande 
feyn wird oder nicht? das koͤnnte der Ausſchuß nur dann 
beurtheilen, wenn ein Großherzogl. Regierungscommiflär 
der Discuffion in der zweyten Kammer beygewohnt hätte 
und ihm hierdurch die Gründe für und. wider die befchloß 
fene Bitte volftändig befannt geworden wären. Sn deir 
fen Ermangelung hat er ſich daher auf diefe allgemeine 
- Beyftimmung befchränfen müffen. Er hält fich jedoch für 
verpflichtet, der hohen Kammer verfchiedene Bemerkungen 
und einige Auffchlüffe, welche er durch eines feiner Mit 
glieder erhalten hat, nicht vorzuenthalten, um dadurch 
den Gefichtepunft näher zu bezeichnen, aus welchem bie 
. Bitte, welche audy fie zu befchließen im Begriff ift, zu 
betrachten feyn dürfte, und zu verhindern, daß ihr Urtheil 
nicht durch verfchiedene Behauptungen, welche fich in den 
bisherigen Verhandlungen finden, mißleitet werde. 

Der Ertrag der Poften hängt von der Ausdehnung, 
der Gefchloffenbeit und den SHandelsverhältniffen eines 
Candes ab. Die Gefchloffenheit ift ein Haupterforderniß, 
das namentlich dem Großherzogtfum ganz abgeht; in er 
nem Kande, das fo viele Srenzen hat, beftehen eine Menge 
von Privats, Verwandtſchafts⸗, Freundſchafts⸗ und an 
deren Verbindungen mit dem benachbarten Auslande, die 
in einem gefeblofjenen Lande größtentheils inländifch ſeyn 
würden ; ferner bedienen fih die Bewohner der Grenzen 
bäufig ausländifcher Poflen und es wird ein fo zerriſſenes 
Land leichter durch fremde Polten umgangen. 

. Was die Ausdehnung betrifft, fo fleigt der Poſten⸗ 
ertrag nicht in aritbmetifcher,, fondern gemiffermapßen In 
geometrifher Progreſſion, das heißt, unter übrigens glei⸗ 
hen Verhaͤltniſſen bringt das Land welches 400 D Mei— 
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len groß ift, nicht etwa noch einmal fo viel ald das, welches 
200 groß if, fondern das breyfache ein. Der Linterfchied 
liegt einedtheild in der verhältnißmäßig geringeren Koſt⸗ 
fpieligfeit der Verwaltung; der Pofteitt 3.8. won Giefen 
nad Butzbach koſtet immer gleichviel, er mag bie wech 
felfeitige Correspondenz diefer beyden Städte, ober zus 
gleich . die von Norbdentichland nah ganz Frankreich, 
-. Spanien und Portugal führen; und -anderntheils barin, 
daß in einem größeren Lande die Poft nicht bloß die Los 
ealcorrespondenz , fondern auch die nach entfernteren Ges 
genden führt. Die geographifche Lage wirft auf diefelbe 
Meife, die Correspondenz von Frankfurt nady ber: Schweiz 
bezahlt dem Großherzogthum Heſſen einen Tranfit von 
42, denn Großherzogthum Baden einen von SO Stunden, 
die Correspondenz von Mitteldeutfchland nach ganz Frank; 
reih, die von dem Norden nah Frankfurt u. f. w. bes 
— Pr erfiere nur 12, bie andere 147 Stunden 
ranfit. | — 
Waͤre das Großherzogthum ein geſchloſſener Staat, 
fo würde ed, vermoͤge des Flächenraumd, den es eits 
nimmt, aus allen tiefen. Poflcurfen einen weit größeren 
Ertrag ziehen. | | | 
Das aber, wad am alferwefentlichften auf den Pofteu» 
ertrag einmwirft, ift die Handeldcorrefpondenz. Diefed 
it fo wahr, daß bey ganz gleichem Pofttarife, ein Pofi- 
büreau in Franffurt wenigitend eben fo viel einbringt, 
als alle Poften des Großherzogthums. Nun hat aber das 
Großherzogthum wenig Handelspläge, im Badiſchen aber 
find mehrere Gentralpunfte des Handeld, und es zeigt 
fi) aus allem diefen, daß ein Urtheil über die Poflein- 
richtungen beyder Großherzogthümer, welches bloß von 
der Summe ded Ertrags bergenommen ift, unzuläflig fey. 
Es iſt ſehr gluͤcklich, wenn die Local» Privatcorre> 
fponten;z mit Ausfchluß des Handels, die Koften der 
Poſten bezahlt, und man bilde ſich doch ja. nicht ein, daß 
die Fürftlih ZTarifche Verwaltung fo manchen Poftcurs 
im Innern unfered Landes ded Gewinnes wegen unter 
halte! Nein, die Staatsregierung hat fie zu Anlegung 
derfelben gezwungen, und der Herr Fürft ift verbunden, 
fie fortbeftehen zu laffen, fo lange er nicht bedeutenden 
Berluft nachweiſen kann. | ! 
Ein wirkliches Intereſſe fann er vorzüglich nur bey 
drey Hauptpoft-Curfen des Landes babeıt. 
Der Ausfchug geht hier nicht in die Vertheibigung 


3 
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- ded Vertrags ein, welcher mit dem Fuͤrſtlichen Hauſe 
Taxis abgefchloffen worden ift, wiewohl er Urfache hat 
zu alauben, daß die fchriftlichen Verhandlungen über den, 
jelben, die Sorgfalt und Gemwiflenhaftigfeit, mit welcher 
bie Großherzoglichen Gommifjarien zu Werk gegangen 
find, hinlänglid documentiren; es verbient indefien hier 
angeführt zu werden, daß die Großberzogliche Regierung 
feit mehr als einem halben Sahrhundert eigene Poften 
neben ben Tarifchen unterhielt, und feirdem fie tm Jahr 
4806 die legteren aufgehoben hatte, alle Poften felbfi vers 
waltete, daß fie alfo recht wohl wußte, was die Selbſt⸗ 
verwaltung einbringe, und mithin bey Abfchließung. ibrer 
Pachtvertraͤge nicht im Finfteren tappte, Das fürftlice 
Haus Taxis ift nie von allen deutſchen Poften ganz der 
pofledirt worden; es blieb namentlich im Befig des Gens 
tralpunftes aller Poften diefes Theild von Deutſchland, 
und fand Mittel dem Großherzogthume felbft den Tranfit 
zu fchmälern, auf welchen ihm feine geographiſche Lage 
Anfpruch gibt. Ob unter folchen Umftänden die Staats⸗ 
vegierung wohl oder übel that, fich in jene Verträge 
einzulaffen — darüber frage man andere Regierungen, die 
unter weit günfligeren Umftänden bis in die neueften Zei⸗ 
ten dieſem Beiſpiel gefolgt find, namentlich die Churheſ⸗ 
fiiche und die Könige. Wuͤrtembergiſche. Alle find von 
der Ueberzeugung ausgegangen, daß ein Poſtinſtitut mit 
der Ausdehnung, nicht nur an Eintraͤglichkeit, fündern 
weil ed weniger von der Wilführ feiner Nachbarn ads 
hängt, an Sicherheit und Schnelligkeit des Laufes der 
Eprrefpondenz gewinne, 

Was endlich die Frage betrifft, ob ſich bie Staat 
regierung durch jene DBerträge eines Souverainitaͤtsrech⸗ 
tes, irgend einer wefentlichen Gewalt oder Verfuͤgung 
über ihre Poften begeben habe? fo darf man nur auf dad 
Edikt vom 31. May 1818 verweifen und abmarten, 00 
jemand eine Bernachläffigung nachweifen wird ? 

So viel im Allgemeinen! In Beziehung auf die ein, 
zelnen Beſtandtheile des Befchluffes wird es hinreichend 
Kenn zur Aufflärung der hohen Kammer Folgendes an 
zuführen, 

1.) Es iſt gewiß fehr zu wuͤnſchen, daß es di 
Großberzogl, Staatsregierung gelingen möge, das Porto 
herabzuſetzen. Man muß fih nur bierbey micht auf den 
Stand der Dinge vor dem Kriege berufen; damals be 
zogen bie deutſchen Regierungen feine Einkünfte vor den 
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Poſten; jetzt ſollen ſie eine Einnahmsquelle ſeyn, die doch 
obue einige. Portoerboͤhung nicht wohl erzielt werden 
konnte. Der biefige Tarif hat übrigens feit dem Jahr 1812 
feine Aenderung erlitten; er ift dem Großherzogtbum und 
denjenigen Poften,, welche im Jahr 1812 unter Tarifcher 
Verwaltung landen, eigen und nicht nur bey weiten ges 
ringer, als die franzöfifchen, niederlaͤndiſchen und prenßifchen 
Portotarife, An auch niedriger, als die churheſſiſchen 
und würtembergiſchen, ungeachtet dieſe Poſten jetzt dem 
Herrn. Füriten v. Taxis gleichfalls gehoͤren. Dafür entrich⸗ 
tet die Verwaltung den beyden letzten Staaten eine groͤßere 
Pachtſumme. Nichts wäre leichter geweſen, als dieſelbe 
Operation auch bier vorzunehmen. Se. Koͤnigl. Hobeit 
der Großherzog verffhmähten aber hiefes Mittel, die Res 
venden zu fteigern, welches den Danf des Publifume 
verdient, das in der Umgegend wohl höhere, aber nicht 
niedrigere Pofttarife ſieht. | | 
Eben hierin liegt der Gruud, warum fo viele Perfo + 
nen von den Poftbeamten übernommen zu werden glauben ; 
fie bedeufen- nicht ,„ daß die hiefige Poftverwalrung für die 
Briefe, die aus dem Auslande fommen oder dorthin ge 
ben, das dortige böhere Porto baar erfegen und folglich 
tem Briefempfanger und Ausgeber wieder abfordern muß; 
berechnen die leßteren nun das Porto fir den Weg, wels 
chen der Brief durchläuft, nach den Grundfägen des hie, 
figen Zarifd, fo wähnen fie irrig vou den Beamten 
übernommen worben zu feyn. J— 
Der Tarif entſpricht uͤbrigens dem, was in der 
zweyten Kammer an ihn gefordert ward; das Porto fält 
in abnehmender Progreffion, je arößer die Strede ift, 
welche der Brief durchläuft, Der Grund ift einfach: ein 
Brief, der auf der naͤchſten Station bleibt, Foftet eben fo 
viel Mühe als der, welcher fech8 Stationen zu machen 
bat; bey dem Lebteren fommen nur unbedeutend größere 
Zrandportfoften und Verantwortlichfeit, aber nicht neue 
Mühewaltung in Betracht. Daß aber die Transportfo: 
ſten nach dem Gewichte berechnet werden, fcheint doc) in 
der Natur der Sache und der Billigfeit zu liegen, auch 
it es gerade das einzige Mittel, Wilführ in der Porto- 
Zaration abzufchneiden. Daß aber die Briefe, welche man 
nicht für einfach “gelten Taffen will, in Gegenwart der 
Aufgeber wirklich gewogen werben, erfordert die Ord— 
nung, und es dürfte dieſes, wenn es nicht überall geſchieht, 
vorgufihreiben feyn. _ ' — 
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Der Schluß, ber von ber Ertrapofl s Tare auf bad 
Briefporto gemacht wird, iſt nicht richtig. Jener ift 
.veränderlich, weil wohlfellere Zeiten auf die Hauptausgas 
ben , die dabey Statt finden, auf die Preife der ‘Pferde, 
ber Fourage und des Lohne folcher Knechte, bie man jeden 
Tag annehmen oder wegſchicken kann, augenblidiic eins 
wirfen. Die Hauptausgabe der Briefpoften befteht aber 
nicht in der Unterhaltung des Pferdes, fondern in der 
- Befoldung jener großen Zahl von Local und Gentralbes 
amten, die ein fo ausgedehntes Inſtitut erfordert. Die 
meiften von diefen find gleich Staatödienern auf firen 
Gehalt geſetzt, können nicht willführlicdy entlaffen . oder 
‚geringer gefegt werden. Die Ausgabe bleibt alſo diefelbe, 
wenn gleich die Lebensmittel wohlfeiler find. 
= 2.) Ueber die directe Poftverbindung mit Mainz ift 

nur das anzuführen, daß die Poftverwaltung, ald man 
ehedem einen viermaligen Curs in jeder Woche von ihr 
verlangte, nachwieß, daß dieſer von 900 — 1200 fl. 
zubäße und felbft der jegige dreimalige Curs noch Zuſchuß 
erfordern würde, wenn er nicht mit der Wormfer Poll - 
in Verbindung gefest wuͤrde. Durch Ießtere ift die Abs 
gangsftunde der hiefigen Poſt bedingt worden, und bie 

riefe laufen etwas länger als die Entfernung erfordert, 
weil man ben Fluß nicht bey Nacht überfahren kann. 
Bielleicht haben fich indeflen die Communicationen fo vers. 
mehrt, daß ein felbfiftändiger Curs unterhalten werben 


ann. | ; 

3.) Die Poftwagen » Verbindung zwifchen Mainz und 
Straßburg hat die Poftverwaltung, fobald fie den Wunſch 
des Publifums Fannte, herzuftellen verfucht; das Unter 
nehmen ift aber bisher an dem Widerſpruch der Königlich 
Bairifchen Megierung, welche dazu mitwirfen mußte, 
gefcheitert. | 

4.) Die Poltboten find größtentheils abgefchaft wors 
‚den, weil eine Poft, die auf die inländifche Correſpon⸗ 
denz allein berechnet ift, und biefes ift der Fall bei allen 
unfern innern Poftcurfen, fich neben ihnen nicht erhalten 
fann. Mit ihnen hat das Publikum eine Annebmtichfeit 
verloren, die Staatsverwaltung aber durch die Poftanlas 
ae das gewonnen, baß ihre Communicationen mit bei 
Localbebörden vervielfältiget und rafcher geworben find, 
nd daß ihre ganze, fo außerordentlich thätige, Correſpon⸗ 
denz keine XTransportfoften verurſacht. Führt man bıe 
Boten wieder ein, und fiellt die Poften ab, mas fü 
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ziemlich gleichbedeutend iſt, ‚fo verliert dag Publikum bie 
baͤufigen Gelegenheiten zum Briefwechſel, und erfpart 
‚Dagegen am Porto. Alsbald wird aber im Stantebud- 
get eine Rubrif von Botenbefolbungen aufgeführt werden; 


denn die Communicationen Fönnen nicht dem Zufalle übers 


laſſen werden, und es geht hieraus hervor, “daß die 
Staatsregierung, wenigftens bey demjenigen Botenwefen, 


welches in berfelden Richtung mit dem Poftlanf Statt fine 


bet, Beine Aenderungen wird eintreten laffen koͤnnen. 
Da ber Beſchluß Feine andere Gegenftände namentlich 


’ 


benennt, fo wird ed nicht nöthig feyn, in größeres Detail 
einzugehen, obgleich noch verfhiedene Irrthuͤmer anzufuͤh⸗ 


sen wären, wie z. B. daß Druckfachen feiner Portovers 
minderung genöffen, daß ein Pack mit Quittungen und 

Rechnungen fo viel Porto — habe, als wenn er 
Staatspapiere enthalten habe. Dieſes iſt natürlich die 
Schuld des Aufgebers, welcher dem Inhalte des Packes 
dieſen Werth beygelegt hat, und in Folge deſſen nicht 


bloß den Transport, ſondern auch die Aſſecuranz⸗Praͤ⸗ 


mie für die Garantie zu bezahlen bat, melde das Poſi⸗ 
- inftitut für die angegebenen Summen leiſtet. Uebrigens 


ift ed wohl nicht andere möglich, als bag unter einem - 


fo zahlreichen. Perfonale , wie das iſt, welches die Poſt⸗ 
verwaltung erfordert, fih Männer. befinden koͤnnen, die 
nachlaͤßig find. Die Unregelmäßigfeiten, welche fie vers 


anfaßen, liegen aber-nicht in den Gefeten und Anord» 


nungen der Staatsregierung , fondern in ihrer Unfennts 
niß der etwaigen Uebertretungen berfelben, und es wäre das 
ber fehr zu wünfchen, baß jeder, welcher darunter lei⸗ 
Det, es ſich zur Pflicht machen möge, jeden einzelnen Fall 
anzuzeigen. Dieſes würde das ficherfie Mittel. zur Abs 
uͤlfe feyn. | | 
wm amvV 
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Bericht ded dritten Ausfchuffes der erften Kammer, 


die riedendrichterlihe Juſtiz in der Provinz 
Rheinheſſen betreffend; erftattet von dem Herrn 
Baron v. Mappes. | 


Der Abgeordnete Herr Braun erwähnt beö geringen 


Gehalts der Friedensrichter von 371 fl. 15 Kr., des 
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der Gerichtöfihreiber von 123 fl. 25 Kr. und fpricht in 
der zweyten Kammer, in einem eigenen Antrage, und 
fpäter in feiner Rede: | 

1.) für beyder Staatsdiener Gehaltderhöhung, dann 
aber für Verminderung der tarifinäiigen Gebühren; 

2.) für Befreyung von der Stempel Abgabe aller 
Eitationen and Friedensgerict; 
; — für Reviſion und Gontrofe des Gerichtsboten⸗ 
arifs; 
4) für Verbote, Friedens⸗ und Polizeygerichte in 
Wirthshaͤuſern halten zu koͤnnen. | | 

In, feinem Berichte Außert der Ausschuß der zweyten 
Kammer auch die Meinung, daß der Gehalt der Friedeuss 
gerichtichreiber zu erhöhen feyn mögte; weit deren Arbeit 
fie unabläfftg. befchäftige; viele Acten umfonft zu fertigen 
feyen, und die Expeditionskoſten zu 12 Kr. von der Rolle, 
bey 500 Erpebitionen zuerit 400 fl. betrügen — ſtimmt 
aber gegen augenblitliche Gehaltserhöhung des Friedend 
richters felbft; denn er habe die Stelle mit Vorwiſſen der 
Arbeit und des Gehalts freymillig angenommen; dieſer 
Gehalt fände ſich dann auch vermehrt durch die, im 
Zarif vom 16 Febr. 1811. bemilligten, . Gebühren beym 
Siegel Anlegen und Abnehmen — bey Notarialacten, 
Familienverfamlungen, Ortsbeſichtigungen, Amtehan’ 
lungen, bey Mobiliarverpfändungen und Perfonalarrenen. 
Auch glaubt er in die Befreiung der Citation vors Frie 
densgericht von der Stempel ng he ‚nicht eingehen zu 

dürfen, da die Aufhebung der Einregiftrirung der Ge—⸗ 
richtsbotenacten nicht in. der Abficht der Regierung laͤge. 
In diefer Einregiftrirung läge dann zugleich eine. nüße 
liche Eontrofe für die. Aechtheit der Acten diefer unterfien 

Elaffe von Suftizbeamten; auch fey die Einregijtrirung 
mit der ganzen Gefeßgebung enge verbunden. 

Bey den Neglementairgegenftänden 3 und /4 bemerkt ger 
dachter Ausſchuß; daß der Anfab der Gerichtsbotengebuͤh⸗ 
ren bereits Art. 66 des Tarifs vom 16. Fehr, 1811 um 
ter firenger Strafe verorbnet worden fey; nebft dem ver’ 
langten die Gerichte Specification des Anfaged, und 
fo fände die Parthie bey einer Urſache zur Klage, immer 
AbHülfe bey der Staatsbeherde. Diefer, fo wie Der, 
die Sitzungen (wenn derer bier und da in Wirthehäufern 
gehalten werden ſollten) betreffende, Gegenſtand, Fönnte 
böchfieng der Aufmerkſamkeit der Staatsregierung zu eu" 
pfehlen fon, 3 Te — 
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Noch findet Neferent im Laufe der Dißeuſſionen in 
ber zweyten Kammer bemerft, „daß Erhöhung ber Ges 
halte und Verminderung der Gebühren jegt nicht aus» 
„führbar ſcheine. | 

„Von den Gerichtsboten und: ihren Gebühren wuͤrde 
„in den neuen Gefeßbücern die Nede feyn. . Die Ges 
‚„sege feyen gut, aber Mißbräuche lägen im Menfchen; 
„darauf müfle man die Regierung aufmerfam machen. 

„Es wurde , mit Auszeichnung, der Schrift erwähnt, 
bi Herr C. Adolay, Notaͤr, übers Suftizwefen heraus⸗ 
„dad. | u 
„Ein Mitglied trug an, ben Gehalt ber Friedens⸗ 
„tichter auf 500 fl. zu erhöhen.‘ 

Diefe Friedens» oder Vergleichsrichter wurden urs 
fprünglich vom Volke gewählt; ihre einzige Beftimmung 
war, die Partien anzuhören, zu befänftigen, zu vermits 
teln, von Procefien abzuhalten, und- bey Heinen Summen 
zu entfcheiden. Nach und nach ift ihnen die Jurisdiction 
in einfachen Polizeyfachen, Erfenntniß in Forſtſachen, 
und Unterfuchung der Brandfchäden beygeneben worden. 

Dem Referenten fcheint e8, nach feiner Erfahrung und 
gemachten Beobachtungen , daß diefe,, aus der Natur des 
Menfchen genommene, fo fchöne, fo einfache Inſtitutivn 
nüglich durch folgende Mittel erhalten werden fönnte, 

a.) Nicht durch Volkswahl, fondern durch forgfältig 
geprüfte Auswahl von Seiten der Staatsregierung bed, 
durch Menfchenfreundlichfeit, gefundes Urtheil, nöthige 
Kenntnige und leichten deutlichen Vortrag zum Vergleiche» 
fichter geeigneten, Subjects; denn biefe Stelle erfodert eine 
eigene Liebe zum Nebenmenfchen nnd viele Thaͤtigkeit; 

b.) durch Auswerfung eines angemefjenen; lebenslaͤng⸗ 
lichen gegen Nabrungsforgen fhügenden , Gehalte; 

c,) indem man ihm nur ſolche Verrichtungen übers 
trägt wodurch er nicht abgehalten wird, ſich den Bers 
gleich8verfuchen und ſolchen Aburtheilungen ganz zu wids 
men, für welche ihm die Gompetenz eingeräumt wird; 

d,) durch moͤglichſte Verminderung der Koften, bie 
befonders bey Kleinen Klagfummen außer allem Verhaͤlt⸗ 
nige groß zu ſeyn fcheinen, - u * 

Uebrigens ſcheint es, daß, um augenblickliche Miß⸗ 
braͤuche zu heben, fo mie kuͤnftige Verbeſſerungen zu ma—⸗ 
chen, die Gerichtsſtellen der Provinz Rheinheſſen (dazu 
von der Stagatéreaierung aufgefodert) die beſten Rotizen 
und gruͤndlichſten Gutachten muͤßten liefern koͤnnen. 
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ae Ausſchuß, hiermit einverftanden, hält es für 
raͤthlich, gleichfoͤrmig mit dem Befchluffe der zweyten Kam⸗ 
mer, der Gtaatöregierung den wichtigen Gegenitand 
mit Berädfihtigung der, in ber Kammer gemachten, Bes 
merkungen zu empfehlen. nr, 
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Vortrag des dritten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
über die Beſchwerden mehrerer Mainzer Ein— 
wohner, ihre Foderungen für Lieferungen an 
dortige Gefängniffe betreffend; erftattet von 
dem Heren Baron v. Mappes, 


Mehrere Mainzer reelamiren für, ſchon in ben Sabs 
ren 1809, 10, 11, 13 an bie Gefaͤngniße gemachte, 
Lieferungen ziemlicy bedeutende Summen , und hofften bid 
jest vergebens aus denen, von Frankreich eingefommenen, 
Entfhädigungsgeldern bezahlt zu werden, | 

Weil man nod Zahlungsbeyträge fir ben Antbeil 
der Gefangenen aus den, Baierifch. gewordenen, Fans 
bern von Diefem Staat erwarte; weil über die Fode⸗ 
rungen von 1813-Zweifel obwalteten; dieß find die vers 
mutheten Urfachen der noch nicht gefchehenen Regulirung, 
welche der Pusſchuß der zweiten Kammer angibt. 

Don allen ift die Staatsregierung ficher gründlich 
unterrichtet, und ihr it es gewiß ein großes Anliegen, 
den Petenten (von benen manche arm find, und ängitlich 
fo lange ber der Bezahlung entgegen fehen) ungefäumt 
die geeigneten Auffchlüffe geben, die Entledigung moͤglichſt 
befchleunigen, und jenem Theil ihrer Korderung, den fie 
aus den vorhandenen Fonds zu erhalten haben, ausjahr 
len zu laſſen. | 

Der Ausfchuß ift in dieſer Lage der Sache des Das 
fuͤrhaltens: daß (io wie auch das Communicat ber zwey⸗ 
ten Kammer dieß ausdruͤckt) einftimmig mit berfelben , 
biefer, für bie Betheiligten wichtige, Gegenfland ber 
Staatsregierung zu empfehlen ſey. 
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Vortrag. ded zweiten Audfchuffes der erften Kammer 
über die Motion ded Abgeordneten Herrn 
Braun, die Abtretung oder Ueberlaffung des 
nod vorhandenen Heidelberger Gtiftungsvers 
mögen, fo wie der noch unentdecten Staats— 
realitäten in der Provinz Rheinheſſen an vie 
Pfarrer nnd Schullehrer diefer Provinz bes 

treffend ; erftattet von dem Herrn Prälaten 
Dr. S ch mid t. 


Der Antrag bes Abgeordneten Herrn Braun bezweckt 
die — eines Fonds, welcher dienen ſoll: 1.) zur 
Gehaltserhöhung der gering befoldeten Geiftlichen und 
Schullehrer in Rheinheſſen, 2.) zur Entfchädigung der⸗ 
jenigen Geifllichen und Schullehrer , welche in früheren 
Zeiten, ehe noch diefe Provinz dem Großherzogthum ans 
gehörte , ihre Befoldungen nicht vollftändig erhalten haben. 
Diefer Fonds fol gebildet werben: erſtens und haupts 
ſaͤchlich aus dem Antheil des ehemaligen Heidelberger Stifs 
tungefonde, welcher dem Großherzogthume zugefallen iſt; 
zweytens aus Menten und bergl., welche bisher uments 
deckt und ungiebig geblieben find. Inſofern dieſer Ans 
trag den Antheil des ehemaligen Heidelberger Etiftungss 
fonds in Ausficht nimmt, fo ergibt fi) bereits aus dem, 
was in der Verhandlung der zweyten Kammer angeführt 
worden ift, daß derfelbe zu dem Staatsvermoͤgen gehört, 
und für diefen Zweck nicht in Anfpruch genommen werden 
kann. Die zweyte Kammer hat daher auch, nach dem Bes 
tihte ihres Ausfchuffes, diefem Theile des Antrags Feine 
Folge gegeben. Es ift um deßwillen unndthig , bierbey 
ferner zu verweilen, und es fragt ſich nur noch über bie 
unentdeckten und ungiebigen Renten. | 

Hieruͤber enthält der Antrag felbft folgendes. 

„Es befinden ſich in der Provinz Nheinheffen noch 
viele unentdecten Nenten, Gulten, Zinſen, Erbpädhte, 
Capitalien und fonftige Realitäten. Die franzoͤſiſche Res 
gierung Hat zu feiner Zeit im Innern Franfreihe, Fraft 
eines kaiferlichen Decrets eine Manpregel beliebt, wors 
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nach alle jene Renten, welche. bis zu einem beftimmten 
Fataltermine nicht declarirt wären, den milden GStiftun- 
gen zuftelen. .E8 gelang dem Fleiße mancher Wohlthaͤ⸗ 
tigfeitsanftalt, manches fromme Gemuͤth gu gewinnen, und 
die num beclarirte Rente dem Kirchenpatron oder der 
milden Stiftung zuzuwenden.“ | 

. Der Ausfhuß der zweyten Kammer bat ſich hierüber 
folgendermaßen geäußert. | 

„Was die, noch in der Provinz Rheinheſſen unents 
deckten, Renten und Gefälle betrifft; fo it derfelben jährs 
licher Ertrag für die laufende Finanzperiode mit 10,000 fl. 
im Budget veranfchlagt, und nad dem, von der Staates 
regierung uns jüngfihin mitgetheilten, Gefegesentwurf 
über die Staatefchuldentilgung beftimmt, zur Schulden— 
tilgung verwandt zu werden. Da aber die Nermuthung 
obmwaltet, daß die fraglichen Nenten und Gefälle in der 
Folge ein bedeutendes mehr ald 10,000 fl. ertragen-wers 
den, und. in Anbetracht, daß mehrere Pfarrer und: Schul⸗ 
lehrer in Rheinheſſen ein gar zu kümmerliches Auskommen 
haben ; fo erfcheint es als wuͤnſchenswerth, ja als notb- 
wendig, aus diefen Fonds das Schickſal derfelben zu 
verbeſſern.“ | 

Er ſchlaͤgt daher vor: 

„Die Staatsregierung zu erfuchen, vorn dem, mas 
bie unentdeckten nnd ungiebigen Renten und Gefälle in 
Rheinheſſen jährlich mehr ald 10,000 fl. betragen, in dem 
Budget für die Fünftige Finanzperiode eine Summe in 
Vorſchlag zu bringen, welche dem Fonds beyzufchlägen 
ſey, der durch die Großherzogliche Verordnung vom 15. 
Novbr, 1819 Creirt worden, um alddann nach einem weis 
teren billigen Ermeffen fowohl für die Gehaltövergütung 
als für die Gchaltserhöhung einzelner Pfarrer und Schul 
lehrer verwendet zu werden.’ 

Hiergegen ift bey der Discuffion von dem Abgeord⸗ 
neten Aull erinnert worden: „der Ausſchuß fey hier im 
Irrthume; bie Renten, deren das Budget gebenft , ſeyen 
feine unentdeckte ſondern entdeckte Renten, die 
aber erſt fluͤſſig gemacht werden muͤſſen; indeſſen konnten 
außer diefen allerdings noch unentdeckte Renten da ſeyn 

Dieſe Behauptung hat auch keinen Widerſpruch ge 
unden. 2 
Denndd ift die zweyte Kammer dem Vorſchlage ib⸗ 
res Ausſchuſſes beygetreten, und bat ber, in ben rn 
get aufgefuͤhrt ſeyn ſollenden, 10,000 fl. aus unen 
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dedten und ungiebigen Renten und -Gefällen, — 
auebrücdliche Erwähnung getban. . 

Das Budget, fo wie es gedrudt vorliegt, enthält 
‚biefen Poften von 10,000 fl. nicht. Wahrfcheinlich bes 
finden ſich diefelben unter ten 75,000 fl. welche aus den 
vorhandenen Activ Ruͤckſtaͤnden aufgeführt find. Auch ent⸗ 
- halten ‚die Geſetzesentwuͤrſe in Betreff der Schuldentilgung 

nichts ‚hierüber... | | 

Referent it daher aufer Stande, zu entfcheiden, ob 
die fraglichen 10,000 fl. aus unentdedten oder aus ent- 
deckten Renten: fließen follen. Ä 

Es fcheint jedoch auch unnoͤthig, daß diefer Punkt 
bier völlig ing ‚Flare gefegt werde, da ohnedieß Referent 
nicht darauf antragen faun, daß die erfte Kammer dein 
Befchluffe der zweyten, fo wie derfelbe vorliegt, beytrete, 
Hierzu beſtimmen ihn folgende Betrachtungen. — 

Was erſtens die bezweckte Entſchaͤdigung betrifft, 
ſo moͤchte die Sache auf ſo lange noch nicht zur Empfeh⸗ 
lung an die Staatsregierung geeignet ſeyn, fo lange bie 


zu. entſchaädigenden Individuen ſowohl ſelbſt, als ihre Ans 


fprüde, noch völlig unbeftimmt im Dunfeln ſchweben, — 
befondere , da mandje derfelben wirflid von’ der frans 
zöftfchen Negterung entſchaͤdigt ſeyn follen — und es über» 
baupt fiheint, daß die übrigen nicht fowohl die Ges 
rechtigfeit des Staates, ald vielmehr die Milde deffelben, 
Anzufpredyen haben. Wäre e8 aber fin Gegentheil der 
Hal, daß nody Entfihädigungsforderungen beflünden , bie 
zu befriedigen der Staat verbunden wäre, fd wäre «8 
mindefteng fehr hart, wenn derfelbe die Erfüllung dieſer 
Berpflichtung erft noch vom ver Enideckung bisher uits 
— gebliebener Einnahmsquellen ‚abhängig machen 
wollte. - 
Zweytens, was die beu.bfichtigte Gehaltserhoͤhung ber 
Geiſtlichen und Schullehrer anbelangt, fo liegt es in dem 
Intereſſe des Staates, auf Erhöhung der Allzugeringen 
Befoldungen Bedacht zu nehmen, A 

Sit es daher an dein, daß viele (Beirlichen und Schr; 
lehrer noch allzugering falarirt find, was Referent ſehr 
‚gerne einräumt, fo möchte es angemeffener ſeyn, Diefelben 
der Staatsregierung zur Beruͤckſichtigung bey dem Reſerve⸗ 
fonds zu empfehlen, nicht aber die Wünfche anzufnüpfen 
an ten fo unfichern Erfolg. des Nachforſchens nach Ein— 
— die bis jetzt nur im Gebiete der Vermuthung 
iegen. J 
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Referent kann fich daher dem Befchluffe der zweyten 
Kammer nur infofern anfchließen, als in demſelben ' die 
Zenbenz liegt, ber Staatsregierung die angemeifene Sa— 
larirung ber. rheinheſſiſchen Geiflichen und Schullehrer 
überhaupt zu empfehlen. Er thut dieß mit fo lebhafterer 
Theilnahme, als ihm nicht unbekannt ift, mie gering 
manche Geiftlihe und Schullehrer in Rheinheſſen befoldet 
find. Da indefien bie Verbefierung der Pfarrs und 
Schulbefoldungen ein Gegenftand iſt, dem die Staatere 
gterung bisher fchon ihre Aufmerfamfeit und Fürforge zus 
gewendet hat, — ein Gegenfiand, der von beyden Kams 
mern gleichfalls im Nücdficht gezogen worden ift; fo ſchei⸗ 
nen dem Referenten feine zureichenden Gründe vorzuliegen, 
um von dem, in Frage flehenden, Antrage Beranlafung 
zu einem befondern Erfuchen an die Staatsregierung zu 
nehmen. | 

nummwmmnmmv, 
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Vortrag ded zweyten Ausfchuffes. der erften Kammer 
über den Antrag des Abgeordneten Herrn 
Kroͤncke, die Allodification der Erbleih⸗ und 
Tehngüter betreffend; erftattet durch den Herm 
Geheimen Staatsrath v. Wreden. 


Der Abgeordnete Herr Krönde trug bey ber zweyten 
Kammer auf ein Geſetz an, durch welches es in den Wil 
Ien des Erbleihträgers oder Vaſallen gegeben würde, ſich, 
gegen Zahlung eines Capitals an den Erbleih» oder Lehner 
berrn, das völlig freie Eigenthum des Erbleih» oder Lehns 
guts anzueignen. | 

(Den Antrag des Abgeordneten Herrn Krönde und bie 
Gründe, durch melde er benfelben unterflüßt, 
werde ich verlefen) 

Der Ausfhuß der zweyten Kammer, wenigftens deren 
Majorität, war der Meinung, daß die rechtlichen Ruͤck⸗ 
fihten, welche allein als entfcheidend bier zu betrachten 
feyn dürften, ‘der Erlaffung des vorgefchlagenen Geſetzes 
entgegenftünden. 

(Auch diefen Vortrag werde ich verlefen. ) 
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Die zweyte Kammer biugegen trat dem Antrage des 
Abgeordneten Herrn Krönde bey und zwar in der Art: 
„daß die Staatsregierung zu erſuchen fey, den Siaͤn⸗ 
den den Entwurf eines Geſetzes vorzulegen, wodurch 
in Beziehung auf die fiscalifchen Erbleibgüter, 
fo-wie auf die fiscalifhben und nicht fisca— 
liſchen Sehengüter, den Erbleihträgern und Vaſal— 
len die Befugniß ertheilt wird, die Allodification dics 
fer Güter nad billigen, in dem Gejege befiimmten, 

Bedingungen verlangen zu fönnen. 

Sch gebe im Allgemeinen gerne zu, daß Lehn⸗ 
und Erbleihgüter der Nationalsconomie zumider find — 
denn im einzelnen möchte ich nicht allen Behauptungen 
ded Antrags beytreten, — und daß in dieſer Hinficht 
ihre Alodification nur ald wünfchensmwertb erfcheinen kön, 
ne; ob aber das vorgefchlagene Gefeß nicht zu tief in bie 
Privatrechte eingreife, if eine andere Frage. Wer den 
Werth einer Sache nad. den Aufferen Vortheilen, : die fie 
verfchafft, bemefien wollte, faat fchon Cicero L. de off., 
der lauft Gefabr, die Gerechtigkeit zu verlegen. J 

Die erſte Frage wird demnach ſeyn, ob der Antrag 
des Abgeordneten Herrn Kroͤncke Feine Verlegung des Eis 
genthums mit fich führe? 

Sch glaube es — Denn, 

41.) iſt die Freihe 
ſich der Art. 23 der Verfaſſungsurkunde ausdruͤckt, kei-⸗ 
ner Beſchränkung unterworfen, als welche 
Recht und Geſetze beſtimmen. 

Es muß alſo jedem Staatsbuͤrger freiſtehen, uͤber 
die Benutzungsweiſe feines Eigenthums nach eigener Ans 
ſicht zu ſchalten, ſo lange ihm kein Geſetz entgegenſteht. 
Der Geſetzgeber kann daher Erbleihvertraͤge fir die a 
funft verbieten; er kann aber durch ein folches Verbot 
frühere, in gefeglicher Weife eingegangene vertragsmäßige, 
Verhaͤltniſſe nicht ändern. 

2.) das, in Antrag gebrachte, Geſetz iſt ganz in dem 
Intereſſe des Erbleihträgers entworfen. Er kann ver⸗ 
tragsmaͤßige Verbältnifie auflöfen, ohne daß die Gründe, 
welche den Erbleihherrn zu dieſem Vertrage beftimmt has 
ben, in Betracht fomnıen. — 

Hierin liegt gewißlich eine Ungleichheit und Ver— 
letzung der Eigenthumsrechte. = 

3.) Die Behauptung , daß die Gefekgebung fich zwar 
feine Verlegung des Eigenthums erlauben dürfe, wohl 
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t bes Eigentbums, mie 
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ber die Form bes Eigenthums abändern koͤnne, iſt wahr, 
fpricht aber ganz gegen das, in Vorſchlag gebrachte, Ger 
jet. Es handelt ſich bier nicht von Formen, fondern vom 
Eigenthum felbft. Ob ich den Zehnten in Natur oder in 
Körnern erhalte, ift Form; wenn ich aber mein Eigen 
thum abtreten fol, fo iſt dieß mehr-als Form. 

4.) Unter die, in der Gonftitution Art. 37 und 38 
beftätigten, Rechtsverhältniffe der Standesherrn und dee 
Adels geböret doch ohne Widerrede auch die Erhaltung 
der unveräufferlihen Familiengüter. Die Veraͤuſſerung 
der Erbleihen wuͤrde aber, wie diefes bey den Discuſſio— 
nen der zweyten Kammer gründlicy entwickelt worden if, 
‘ mit der Unveräufferlichfeit diefer Familiengüter nur zu 

oft in Eollifion kommen. — 

5.) Beweiſet das, aus Gründen der Nationaloͤcono⸗ 
mie hergenommene, Argument offenbar zu viel. Auch die 
roͤmiſchen leges agrariae mögen aͤhnliche Gruͤnde für fi) 
gehabt haben. enn nun nicht wohl in Abrede geftellt 
werden fann, daß das vorgefchlagene Gefeg in feiner Als 
gemeinheit tief in die Eigenthumsrechte eingreift; fo fragt 
fih nur noch, | 

Zweytend, ob der Antrag nicht menigftens auf die 
fiscalifchen Lehen und Erbleihgüter zu befchränfen ſey? 

Schon in ben Sahren 1811 und 1812 hat die Staatd 
regierung den Lehnböfen tie hoͤchſte Willengmeinung des 

‚Großberzogs dahin eröffnet: dag Se. Koͤuigl. Hoheit ent 
ſchloſſen feyen, jedem darum bittenden Bafallen fein Lehen, ger 
gen eine billige Summe, zu allodificiren, oder gegen einen 
billigen Canon in ein Erbzinggut zu verwandeln umd zu 
bem Ende mit jedem Einzelnen einen Allodificationdver 
trag abzufchließen, zu welchem, wo Lebensagnaten vor 
handen find, die Einwilligung derfelben erforderlich fey. 
(Eigenbrods Handbud) Ar Bd. pag. 269 $. 213.) 

Diefe höchfte Willensmeinung ift bisher in fehr vielen 
Fällen in Erfüllung gegangen und felbft analogifh auch 
auf Erbleihgüter angewandt worden 

Es ift daher vorläufig hinreichend für den beabfichteten 
Zweck gejorgt und die Sache ift noch fortwährend der Ger 
genftand minifterieller Berathungen. 

Es entgegnet zwar bier der Abgeorditete Herr Kroͤncke, 
daß bis jegt noch feine feſten Grundfäge angenommen 
feyen; allein eben dieß ſpricht für den, von dem Gebelr 
men Staatsmininifterium bisher eingefchlagenen, Weg. 
Es gibt, wie ed bereits bey den Discuffionen der zwey⸗ 
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ten Kammer erinnert worden iſt, feinen Preis fir Allodis 
ficationen. Umpftände und Verbältniffe beftiimmen denfclben, 
Indem aber öftere Ablöjungen geſchehen, entwickeln ſich 
Grundjäge und bildet fih ein Maafftab. | 
Sch bin daher des Dafürhaltens, daß man 

1.) die Einwilligung zu einem Geſetze, welches ben 
Lebens und Eibleihträgern die Befugniß gibt, die Allodts 
ficationen von Privatleben und Erbleihgütern zu vers 
langen, gänzlich verweigere ; 

2.) binfihtlidy der fiscalifchen aber von jedem Ans 
trage abſtrahire. Man würde die Regierung an etwas 
erinnern, woran fie fchon vor mehreren Sahren — ind 
früher al wir — gedacht hat; es würde mithin der Ans 
trag fein anderer feyn. als daß fie den beſonnenen, an 
der Haud der Erfahrung betretenen, Weg verlaffe und- 
gefegliche Normen vorfchlage, zu welchen es vielleicht noch 
an einem binlänglichen Maapftabe fehler. 


. 


AAN 


XCH . 


Vortrag des dritten. Ausfchuffes der erften Kammer 
über den Antrag des Abgeordneten Herrn 
Braun, die Austrodnung des Altrheind bey 
Eich und Gimsheim, Cantons Bechtheim betr. ; 
erftattet von ded Herrn Grafen zu Yfen: 

 burg-Büdingen Erlaudt- .· 


Der Abgeordnete Herr Braun will durch die Aug- 
trodnung des Altrheind 1200 Morgen Land, theils zu 
Wiefen, theild zur Holzzucht brauchbar, gewinnen, und 
fhlägt deßwegen vor, die Staatsregierung zu erfuchen, 
entweder die Erlaubniß, daß die ganze Sache auf Actien 
unternonmen werden dürfe, zu ertheilen, oder der Ges 
meinde Gimsheim zwey Theile und den übrigen Gemeins 
den, die dabey interefjirt find, einen Theil der Unfoften 
zuzutbeilen, | 5 

Der Ausfhuß der zweyten Kammer gibt in feinem 
Berichte mehrere, fehr gut ausgeführte, Wege an, wie 
‚der Altrhein ausgetrocknet werden koͤnne. Er tft zugleich ver 
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Meinung, daß bieß zwar eigentlich eine Gemeindeſache 
der Orte Eich und Gimsheim fey, daß aber, da die Rede 
von einem Durchitich des Rheins fey, was aud der Pros 
vinzialrath vorgefiylagen habe, die Sache an die Staats— 
regierung gelangen muͤſſe. Bey der Diescuffion fam nur 
vor, daß die betheiligten Gemeinden die Koften tragen 
müßten. 

Da biernac die Sritereffenten die Koften tragen fol 
len und es nur darauf anfommt, die Staatdregierung zu 
bitten, daß fie entfcheiden möge, wie die Ausrrodnung 
zu bewerfitelligen fey? fo glaubt der Augfchuß fich dem 
Befchluffe der zwenten Kammer um fo mehr anichließen zu 
koͤnnen, als es um Empfehlung einer vortheilhaften Sadk 
zu thun if, die den Staat, als ſolchen, nichts Fojten fol, 
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Vortrag ded dritten Ausfchuffes der erften Kammer 
über den Antrag: die Wiederherſtellung de 
Daches auf der Domkirche zu Mainz und ih— 
rer beyden Thuͤrme betreffend; erftattet von 
dem Herrn Geh. Staatsrath v. Wreden 


Durch die Belagerung vom Jahr 1793 verlor bie 
Mainzer Domiirche mehrere ihrer Thuͤrme und das game 
Haupigedaͤche würde ein Opfer ber Flamme. Der jüngl 
verftorbene Biſchof rettete zwar mit der Beyhuͤlfe wohl 
thaͤtiger Menfchen den ehrwärdigen Tempel durch ein Not’ 
dach vom gänzlichen Untergange, allein auch diejes if 
dermalen fo morfch geworben, daß die Feuchtigkeit allent 
‚halben eindringt, und dem ohnehin fiarf, befchädigten Or 
mwölbe der Untergang drohet. 

Diefer traurige Zuftand eines, für Neligion, Ge 
fchichte and Kunſt gleich merfmürdigen, Gebäudes ver 
anlaßte den vorliegenden. Antrag der Abgeordneten Herr 
Sauteren und Kertel, in weldem fie, nach einer kurzen 
gefchichtlichen Einleitung und nach einer Iebbaften Schil— 
derung der bermaligen Lage, mit folgenden Worten fehliefdn: 


„Solte die hohe Staatsregierung feine Mittel haben, 
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Diefer Zerſtoͤrung vorzubeugen, fo follte fie wenigſtens 
“ dein dortigen Capitel die Erlaubniß ertheilen, zu Dies 

ſem Zwede in ganz Deutfchland eine Collecte zu ers 

öffnen. *° | | 

Der Ausihuß der zweyten Kammer führt in feinem 
Berichte die, von den Antragßellern angegebenen, That—⸗ 
fahen und Gründe weiter und mit vieler Beredfamfeit 
aus, gibt den ganzen Bedarf aller Baukoſten zu 50800 fl., 
jenen ber nöthigftien und dringendften aber zu 15000 fl. 
an und gründet hierauf den Antrag: die Staatsregierun: 
zu erfuchen, fie wolle die Beranflaltung treffen, daß noch 
in. diefem Jahre mit der noͤthigſten Baureparatur — 
nämlich der Dedung des Domgebäudeds — der. Anfang . 
gemacht werde. Ä y 

Der bierzu nöthige Funde von 15000 fl dürfte nad 
den Borfchlägen des Ausfchuffes auf folgende Weife ges 
bildet werden: Ä et Ä 

1.) aus den Erinarnifien welche durch die Erledigung 
bes bifchöflichen Stuhles gemacht werden; 

2.) aus. der Staatscaſſe; mittelft Verwendung der, 
dem Gottesdienft gewidmeten, Zulagscentimen; | 

3.) aus der Gcmeindecaffe der Stadt Mainz, die am 
Dome zugleich eine Pfarrkirche beſitzt, J 

4.) aus der Domfabrif-und - | | 

5.) infofern die gefteigerte Noth bes Landes Feine 
anderweiten Mittel darböte, dürfte nach der Anficht des 
Ausfhuffes die Erlaubnig mittelft einer Gollecte die Wohls 
thätigfeit und humanen Gefühle der Deutfchen zu dieſem 
Zwecke anzufprechen, ihre Wirfung nicht verfehlen. Die 
bierüber Statt gebabten Erörterungen geben Feine neuen 
Anfihten und Data an Handen; nur dad, was von 
dem Ausſchuſſe über die Zulagscentimen gefagt ift, wird 
bier erläutert und genauer beſtimmt. 
Die zweyte Kanımer fand fich hierauf veranlaßt, zu 
befchließen:: daß die Staatsregierung erfucht werden möge, 
durch alle ihr zu Gebot ſtehenden Mittel, jedoch ohne Vers 
wiligung auf die Staatscaffe, die Zerftdrung der Mainzer 
Domkirche möglichft zu verhindern. 
Ehe ich indeffen dtefe Anträge weiter verfolge, ſey 
es mir erlaubt, einen Blick auf dasjenige zu werfen, was 
inzwifchen von der Staatsregierung felbft in diefer Sache 
sefchehen il. . Ä 

Unterm 9. Anguſt v. J. ftellte das bifchöfliche Ges 
Neralvicariat zu Mainz den fchadhaften Zuftand des, auf 
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der Domfirde befindlichen Nothdaches Großherzog. 
Negierung zu Mainz vor, und erfuchte diefelbe, Die ges 
eignete Fürforge anzuwenden, damit dieſes ehrwuͤrdige 
Gebaͤude durch ein zweckmaͤßiges und dauerhaftes Dachwerk 
gegen Verderben gejchügt werde. 
Die Regierung beauftragte hierauf die Baubirection, 
die bereits -vorhandenenen Plane über die benöthigten 
Baureparaturen vorzulegen; das Generalvicariat aber 
forderte diefelbe auf, einen fummarifchen Etat der Eins 
fünfte und Audgaben der Domfabrif einzugeben. Dem 
Iegteren Auftrage entſprach diefe Behörde unverzirlich ; 
ed ging aber aus ihrem Berichte das nicht ſehr troͤſtliche 
Refultat hervor, dag aus den Fabrifgefällen, wenn nicht 
deren anderweite Beſtimmung darunter leiden folle, wer 
nig oder nichts zur Erbauung des Dachwerks ber Domkirche 
verwendet werden koͤnne. 

Die Koſten felbft betragen nach den vorgelegten bey» 
den Baunplanen, nachdem entweder’ der eine oder andere 
angenommen wird, entweder die Summe von 14618 oder 
von 1/1500 fl. | 
| Die Regierung zu Mainz gab zwar zu Herbeyfchafs 
. fung diefer Gelder feine völlig ergiebigen Mittel an; hielt 
ed jedoch für unumgänglich nöthig, die Errichtung des 
Dachs nicht länger zu verfchieben, wenn nicht das Ges 
mwölbe der Kirhe von Jahr zu Jahr mehreren Schaden 
‚ erleiden folle. 

Die Staatsregierung vweranftaltete hierauf eine auſſer⸗ 

ordentliche Berfammlung. des Mainzer Stadtraths, um 
über die, aus ftädtifchen Mitteln zu leiftenden, Beyträge 
Gewißheit zu erhalten und nachdem fich der Stadtrath zu 
einer, vorfchußmweife zu Teiftenden, Summe von 4000 fl. ers 
boten, es fich auch mittlerweile bey näherer Prüfung der 
Bauplane gezeigt hatte, daß dieſe Summe für die, in 
dem erften Sabre zu fertigenden, Arbeiten nenüge, fo vers 
ordnete biefelbe, daß, fobald die Witterung es erlaube, 
die Arbeit begonnen werde und behielt es fich bevor, für 
das Beduͤrfniß des folgenden Jahres 1822 feiner Zeit das 
weitere zur beftimmen. Gleichzeitig mit diefer Verfiigung 
wurden aber auch fogleich die nöthinen vorbereitenden 
Maafregeln zur Bildung eines Baufonds im fommenten 
Sabre ergriffen. - | 
Ä Es gebt aus diefer Furzen factifchen Darftellung hervor. 

1.) daß die Staatsregierung es fich bisher zum ans 
gelegentlichften Gefchäfte gemacht habe, durch alle, ihr zu 


\ 


— 
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Gebot ftehenden, Mittel den Zerfall der Mainzer Doms 
Kirche zu verhindern; daß fie den Anfang der Baulichfeis 
ten verordnet und fuͤr das erfte Jahr die benöthigten Baus 
fonds bereits ausgemittelt habe; 

2.) daß fie aus Staatsmitteln nichts zu dieſem 
Zwecke verwendet, folglidy auch hierin dem Wunfche und 
Antrage der zweyten Kammer entfprochen habe; 

3.) gebt aus den Miniftertalverhandlungen, aus wels 
hen obige Notizen gefchöpft‘ find, weiter hervor; daß die, 
von dem Ausfchnffe der zweyten Kammer namhaft ges 
machten Fonds der Aufmerffamfeit der Staatsregierung 
bisher nicht entgangen find. Des Beytrags aus flädtifchen 
Mitteln ift bereits oben erwähnt und er tft zur Deckung 
F Baubeduͤrfniſſe des erſten Jahrs gewidmet. — Hins 
ichtlich der Beytraͤge des Baufonds iſt bereits unterm 
26 v. M. der Regierung zu Mainz reſcribirt worden: 
daß die Baulichfeiten der Domfirche von dem allgemeinen 
Baufonds nicht auezefchloffen ſeyen, die weitere Beftins 
mung darüber aber noch von andern Vorfragen abhängig 
fey. — Ueber das Vermögen ber Doms und Dompfarrs 
Fabrif und ihre Beytragsfräfte ift eine nähere, nicht ohne 
Erfolg bleibende, Umnterfuchung bereits verordnet, und 
felbft die in Vorfchlag gebrachte, Gollecte, wiewohl unter 
einer auftändigeren und würdigeren Form, iſt nicht unbes 
rüchfichtiget geblieben. Ja ſogar auf diejenigen Quellen, 
welche ſich bey der bevorftehenden neuen Diocefaneins 
richtung öffnen dürften, und welche noch in dem Schooße 
ber — liegen, iſt bereits ein wuͤrdigender Blick ge» 
worfen. ee j 
Nachdem nun die Staatöregferung alles bereits ers 
fhöpft hat, worum man fie bitten wollte; nachdem fie 
felbft mehr geleiftet bat, ald man zu verlangen fchien, 
und fie ſchon thätig gehandelt hat, als man bier noch 
Berathungen pflog, fo ſehe ich nicht ein, welchen Zweck 
die, in Antrag gebrachte, mit feiner Geldbemilligung be> 
gleitete, Aufforderung haben koͤnne. Sie wird, wenn ſie 
auch bey diefer hohen Kammer Beyfall findet, lediglich 
als eine Anerkennung deffen, was die Staatsreaterung 
bereits gethan hat, als ein Beweis der Wichtigfeit der 
Sache und bes regen-Antheils zu betrachten feyn, ben bie 
Landftände an allem Guten nehmen. | 
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Vortrag des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
über den Antrag des Abgeordneten Herrn Prinz: 
die unentgeldlidhe Abgabe des Regierungsblatts 
an die Gemeinden betreffend; . erftatter Durch 

des Herrn Grafen. zu Vfenburg:-Büs- 
dingen Erlaudt. . | | 


Der Antrag gebt eigentlih nur dahin, daß den Ges 
meindben das Negierungsblatt unentgeldlich geacben 
werde; bey der Discuffion in der zweyten Kammer wurde 
aber zur Sprache gebracht, ob nicht auch bey den © eilc- 
Iren jene unentgeldliche Abgabe Statt finden folle? 
Die zweyte Kammer gab beyden Anträgen Folge, und 
trägt in ihrem Erlaß an die erfie Kanımer darauf an, 
bag die Staatsregierung erſucht merde, die unentgeldliche 
Abgabe des Negierungsblatts an Gemeinden und Geift- 

liche zu verfügen. 
Referent bat fich von den hierzu ernannten Sroßherzogl. 
Landtagscommiffarien, den Herrn Geheimen Staatsräthen 
von Kopp und Hofmann die nöthigen Erläuterungen er: 
teten, und findet ſich durch diefelben beftimmt, darauf au: 
zutragen, daß die Kammer den Antrag ablehnen möge; 
und zwar aus folgenden Gründen. Das Halten des Res 
gierungsblatts ift gewiſſermaßen eine Steuer. Der Aus» 
fall durch die unentgeldliche Austheilung beffelben müßte 
demnach auf eine andere Art gedeckt werben, benn die 
1557 Eremplare, welche unentgeldlich abgegeben werden 
müßten, betragen A 3 fl. die Summe von 4671 fl. Dies 
ſes Geld floß bisher in die Invalidencaſſe, und es ift 
dieſſeits nicht befannt, ob es unter den bewilligten Gel— 
dern enthalten ift. 


Die Einnahmen und Ausgaben des Budgets für diefe 
Finanzperiode ſind aber faft.alle requlirt und die ausfats 
Iende Summe müßte nun auf eine anbere Weife aufge 
bracht werden, was neue Meftläuftigkeiten und Schwie— 
tigfeiten verurfacht. 

Wenn dagegen der Vorſchlag bis zur neuen Finanz: 


periode ruhen bleibt, fo iſt viel leichter moͤzlich, die Sache 
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bey Eintheilung des nenen Budgets Ruͤckſicht auf den Anz 
trag zu nehmen, für gut finden würde. 


wur 
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Vortrag des erften Ausſchuſſes der erften Kammer, 


den Gefeßesentwurf über die Staatöfhulden be 
treffend; erftattet von dem Herrn Geh, Rath 
Freiherrn von Wiefenhütten. 


Die Staatsfchuld des Großherzogthums Heffen iſt 
der Gegenſtand, uͤber den ich heute in der Verſammlung 


der erſten Kammer der Staͤnde im Namen ihres erſten 


Ausſchuſſes Vortrag zu machen, die Ehre haben ſoll. 
Die Staatsſchuld, dieſes Schreckenswort für fo manchen 
Financier, darf, nach allen Verhaͤltniſſen, die Stände des 
Großherzogthums durchaus nicht beunruhigen. 

Ihre Summe iſt nicht niederdruͤckend, und die Mittel, 
ſie zu tilgen, ſind vollſtaͤndig vorhanden. 

Waͤhrend in manchen andern Staaten ihr Betrag das 
4., das 8., ja das mehrfache der jährlichen Staatsein⸗ 
nahme erreicht und überfchreiter, machen fie bey ung nur 
den zweyfachen Ertrag der Staatseinkuͤnfte ungefähr aus. 
Die Totalfumme belauft ſich auf 12,574,282 fl. 365 fr. 


an liquidirten und auf 971,309 fl. 304 fr. an noch illis . 


quiden Schulden. Es find aber hiervon liquide und illis 
quide Activausftände von 800,000 fl. und 305,000 fl. 
und andere Aufferft wichtige Anfprücde, deren Eingang 
mit hoher Zuverläffigfeit entgegen zu fehen ift, in Abzugs— 


anſchlag zu bringen, und die fomit den wahren Betrag. 


u 12 Millionen Gulden und etwas darüber firiren 
nnen. 
Es iſt ferner zu bemerken, daß hierunter alle Gas 
merals ſowohl, als Steuer» und Ältere landſtaͤndiſchen 
Schulden wit begriffen find, die zufammen jegt nur eine 
Maffe bilten, die aber in manchen andern Staaten. als 
Kanmter» und Landesſchulden ſcharf von einander gefchie, 
den zu werden pflegen. 
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Auf den Urfprung dieſer Schulden zurüczugeben, 
würde dermalen ganz zwecklos feyn; ed wird genug feyn, 
bier wiederholt zu erwähnen, daß fie zum Theil der Ders 
gangenheit und denen, bamals oft eingetretenen trüben, 
Finanzzeiten angehören, ſowie in den neueren Zeitperioden 
den unabmwendbariten Erforderniffen, den großmüthigften 
Aufopferungen, den Entbehrungen eines großen Theils der 
Landesrevenuͤen bey fortbeftehenden Ausgaben und den übers 
tragenen beträchtlichen fremden Schulden ihr Dafeyn und 
Eriftenz erhalten haben. 

Diefe Staatsſchuld iſt durch den 78ten Artifel der 
Berfaffungsurfunde unter die Garantie des Staats geftellt 
und von diefem übernommen worden. 

Der Staat fonnte dieß fehr Ieicht übernehmen, da 
ihm die Mittel zum Zahlen durch den Art. 6 der gedach⸗ 
ten Urfunde in die Hände gegeben find. 

Der gütigfte Fuͤrſt — unfer bochverehrter Großher⸗ 
"309 — dem — mie wir mit gerührtem Sinn gern wies 
derholen — fein Dpfer zu groß ift, wenn ed darauf ans 
fommt, feinem Volke Xeweife feiner landesväterlichen 
Liebe zu geben, hat mit beifpiellofer, von uns allen tief 
und dankbar in unferen Herzen empfundenen, Liberalität 
ein Drittheil der Domänen zu dem Zweck der Schulden» 
tilgung durch fucceffiven Verkauf beftimmt und bergegeben. 
Er hat nur die übriaen zwey Drittheile dieſes Domanials 
vermögens ald reines freies Privatfamilien Eigenthum für 
fih und fein Haus fich vorbehalten. 

Es iſt alfo nunmehr nicht nöthig,. Beyträge von dem 
Lande zur Schuldenabzahlung in Anſpruch zu nehmen. 
Und gleichwie der Staatsbürger nun, ohne alle eigene 
Anſtrengung, der baldigen Entlaftung des Staats von 
diefer Bürde froh entgegen fieht, ebenfo-fann der Staat» 
gläubiger ficy um fo getrofter der Ueberzeugung bingeben, 
daß er feine Gefahr Taufe, baß fein ftetd gefichert gewe— 
fened Capital nad kurzem Zeitverlauf ihm redlih und 
vollftändig werde zurückgezahlt werden. | 

Der Staat fann, will und wird zahlen. 

Zinfenrüdftände, die auch in. den bedrängteften Zeis 
ten der Großherzogl. Finanzen eine unbefannte Sache 
waren, find durchaus nicht vorhanden. Mit gewiflenhafs 
ter piünftlicher Genauigfeit wurben die Zinfen bisher ab» 
getragen und alfo wird es auch fernerhin gefcheben. In 
dem Staatsbudget find hierzu die" nötbigen Fonds bes 
ſtimmt worden und man kann darüber beruhigt feyn, daß 
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in diefem Stuͤck die Ehre der Heffifchen Finanzen aufrecht 
erhalten werden wird. Hinfichtlich der Verzinfang bes 
merfen wir nur noch, daß an Gapitalien etwas über 
600,000 fl. unverzinslich find; daß der übrige größere, 
Theil der Staatsfchuld mit 3 bis zu 65 verzinfet wird; 
dag die Durchſchnittsſumme der Zinfen ſich auf 44 pEt. 
herausſtellt; daß für die dermalige Finanzperiode in rıms 
der Summe 600,000 fl. zur Zinfenzahlung erforderlich 
find und daß 355,309 fl. illiquide Poften einftweilen pro: 
viſoriſch verzinfet werben. a | 

Und fo fehreiten wir dann nun zu der Beurtheilung 
des, von ber Staatdregierung den Ständen vorgelegten, 
Entwurfs eines Gefeges, die Tilgung der Staatsjchuld 
betreffend. | 

Das Geſetz zerfällt nach dem Vorſchlage in vier Abs 
ſchnitte ale | 

a.) Betrag der Staatsſchuld; 

b.) Fonds zu deren Verzinfung und Tilgung; 

c.) Verwendung der, zur Staatsfchuldentilgung ans 

gewieſenen, Fonds und 

d) Bermaltungsbehörde. 

Es wird nöthig ſeyn, jeden Abfchnitt und Paragraphen 
einzeln vorzulefen, die Bemerkungen der zweyten Kammer 
der Stände damit zu verbinden und die dieffeitigen Ans 
fihten darüber vorzutragen. 

Ad $. 1. Die zweyte Kammer macht hierbey zwey 
Bemerkungen und wir find damit einverftanden. 

Ad’ S. 2%. Es entfland bey der zweyten Kammer 
binfichtlich der, bis jest noch nicht liquidirten, Schulden 
der Zweifel, ob fie vor der völligen Liquidation im Gans 
zen als anerkannt anzufehen feyen. Die zweyte Kammer 
verftand ſich zu der. in ihrem Communicat enthaltenen 
Faſſung. | 

| (lesat.) 

Auch wir find der Meinung, daß diefe Schulden, fo» 
bald fie von der Staatsregierung anerfannt ſeyn werben, 
in die Reihe der liquiden Staatsfchulden eintreten muͤſ⸗ 
fen, da ihre Qualität aledann nicht zu bezweifeln iſt. 

. Daß die Verantwortlichfeit der oberfien Staatsbe⸗ 
hörde bier eintrete, ift micht zu mißfennen. 

Ad 6. 3. Hinfichtlich des Zinsfußes hatte fid) der 
Herr Negierungscommiffär in feinem erften Vortrage 
(I. Heft pag. 107) geäuffert und auf deſſen unveränderte 
Beybehaltung angetragen. Die zweyte Kammer hat hier 


h 
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hey nichts zu Bahn gefunden'und auch wir finden feis 
nen Grund, en abzuweichen. 

Ad G. 4. —— Mitglieder der zweyten Kammer 
waren der Meinung, daß alle Zahlung an die Tilgungss 


cafe durch die Hauptftaate » ( General») Caſſe und nicht — 


unmittelbar aus, oder durch die Rentaͤmter geſchehen moͤ— 
ge, damit der 'Eredit der Staatscaffe nicht leide. Die 
Mehrzahl erklärte ſich aber zur mehreren Bequemlichkeit 
der Greditoren, die auf die Necepturen angewiefen mwers 
den föunten, und binfichtlicy des erfpart werdenden Portos 
für die Faffung im Gejegedentwurf, doch mit dem zu 
machenden Zufage, daß bad, was jede beſtimmte Receptur 
zur Schuldentilgungscafje einzahlen fole, mehr nicht ale 
die Hälfte der jährlichen Durchfchnittseinnahme der Necep« 
tur betrage. 

Auch wir find der Meinung, daß bie unmittelbare 


Zahlung aus den Recepturen an die Ereditoren und resp. 


an die KXilgungscaffe. bem Grebit der Staatscaffe feinen 


Nachtheil bringen werde, wie die ähnliche Einrichtung bey 


der Debitcaffe bezeuget. Wir tragen daher auch auf Bey⸗ 
behaltung des Texts der Verordnung mit Hinzufuͤgung 
* von der zweyten Kammer vorgeſchlagenen, Zus 
atzes an. 

Ad S. 5. adı. Schlaͤgt die zweyte Kammer vor, 
bie Aetivcapitalien, melde dem Grogberzogthum bey ber 
Theilung bes rheinpfälztfchen Adminiſtrationsfonds zuges 
faken find, als hierher ebenfalls überwiefen, ausdruͤcklich 
zu erwähnen. Hierbey ift wohl, nad den, vorliegeuben 
neueren Befchlüffen über dieſe Gapitalien, nichts zu erins 
nern und der Zufag anzunehmen, 

ad 4. Würde ſachgemaͤß erinnert, daß bey ben zus 
gewiefenen Steuers und Domanialrüdfiänden die 75,000 fl. 


. in Abzug zu bringen feyen, die zu den laufenden Etaates 


beduͤrfniffen beftimmt find, 

ad 7. und daß die, von Privaten angelegt werben» 
den, Gapitalten auch als von ben Ständen garantirt 
angefeben werden ſollten. 

d$. 6. St von feiner Seite eine —— ge⸗ 
macht worden und auch der erſte Ausſchuß fiudet dabey 
N zu bemerken. 

d $. 7. Der Ausſchuß ber zweyten Kammer bat 
in feinem Bericht, pag. 5, den Wunfch getufiert, daß 
ein minimum der Fr rlich, zu leiftenden Abfchlagszablungen 
von 200,000 fl. oder ein Termin zur Berichtigung ſaͤmmt⸗ 
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liche ruͤckzahlbaren Schulden etwa von 10 bie 15 Jah⸗ 
ren feftgefett werden möge. - | 

Bey der Diecuffion. hat fi) aber die Mehrheit der 
Stimmen in der zweyten Kammer gegen dieſe Meinung 
erklärt, und wir lafien ihrem Anführen volle Gerechtigs 
feit widerfahren. F | 

Sind gleich unfere Zahlungsmittel reichlich vorhanden, 
‚und ift gleich” gar. nicht zu zweifeln, daß jened minimum 
wirflich werbe erreicht werden, fo hängen denn doch die 
Epochen, die Verkaͤufe zu realifiren, von fo 5 zufäls 
ligen Umftänden ab, daß es allerdings ſchwer ift, einen 
unwanbelbar feften Termin angeben zu fönnen; dieß wird 
dem crebitirenden, ohnehin leicht mißtrauenden, Publikum 
fchwerlich entgehen und dem Gredit, alfo dem Steigen der 
Papiere, zuverläffig Nachtheil bringen. 

Will man, um Wort zu balten, fih zu Beldaufs 
nahmen entfchließen ; fo wird, die Sache nicht gut gemacht, 
foudern verfäplimmert. Wir halten daher cbenfalld dafür, 
diefen $. 7 unverändert fliehen zu laflen. Iſt die Behörs 
de, bie ben Verkauf leitet, in dem Kalle, bald und viel 
verfaufen zu koͤnnen; fo wird dieſe Realitaͤt fchneller und 
giuftiger auf den Curs wirken, als alle, noch fo qut 
gemeinten, aber immer problematifch bleibenden, Zus 
ſicherungeu. u 

» Man hat Benfpiele, daß folide Leute, die ein Ans 
leben fuchten, fih durch Anbieten allzu günftig fcheinens 
der Bedingungen den Gredit erſchwert haben. 

Ads. 8. Die Rücdzahlung der Gapitalien gefchieht 
durch Verloofung; es find alfo Termine hierzu zu bes 
fimmen, Zwey Termine in jedem Jahr, zum Wenigften. 

. - Db aber beitimmte Tage feitzufegen,, wie der Geſetzes— 
entwurf enthält, oder ob unbeftimmte Tage vorzuziehen 
feyen, darüber ift bey der zweyten Kammer discutirt 
worden. 

Die Meinung; daß „wenigſtens Qmal im Sahr 
in die Verordnung zu fegen, erhielt den Vorzug und wir 
glauben zwar auch, daß diefem beyzutreten fey, ohne jes 

doch hierauf ausdrücklich zu beitehen. 

Wenn ein, durch die: Verfoofung zur Zahlung ges 
kommenes, Capital in dem Empfangstermine nicht erhos 
ben wird; fo will der Gefeßedentwurf, daß dieß ale eine 

Erflärung -angefeben werden folle, daß der Ereditor das 
"Capital auf einjährige Auffündigung und zu 19 geringer 
bey der StaatsfchuldensTilgungscaffe fliehen Iaffen wolle. 
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pag. 10. fo wie die große Majorität der zweyten Kam- 
mer erklärt und der Herr Regierungscommiſſaͤr bat die 
Richtigkeit des gemachten Anftanded “anerfannt,  Dhne 
dein Staatscredit zu fchaden, darf ver Fonds, aus dem 
die Staatsglänbiger ihre Befriedigung conſtitutionsmaͤßig 
erhalten follen, nicht geichmalert werden. | 


Die Beyziehung der Nentenbefiger zu dem Schulden» 
tilguugsfonds erfcheint daher offenbar als unconftitutios 
nel und nur alsdann, wenn fämmtliche Greditoren bes 
friediget find und von den, zur Veräufferung beftinmten, 
Staatsguͤtern noch etwas uͤbrig bleibt, -fünnte die Frage 
entjtehen, ob die Renten abzulöfen ſeyen, und wenn dieje 
Frage bejabet werden follte, melched aber fchwerlich im Als 
gemeinen der Fall feyn wird, — mie aus dieſem Fonds 
eine Zahlung an die Nentenbefiger geleiftet werden fol? 
anderer erheblichen Betrachtungen nicht zu erwähnen. 


Der Ausihuß ſtimmt daher. Dafür, daß der Art. 12 
nicht aufzunehmen fey. | 

Ad $. 13. Bey der, von der zweyten Kammer ges 
machten, fleinen Abänderung wird nichts zu erinnern feyn. 

Hinfihtlih der Wahl des, aus der Mitte der Stäns 
beverfammlung zu erfiefenden, Directors dürfte die Frage 
entfteben: ob nicht darauf zu beftehen fey, daß wenn nicht 
die Wahl der Kammern fi) auf die nämliche Perfon vers 
einiget, das Loos -unter den Gemwählten zu entfcheiden 
babe? oder ob abwechfelungsmeife diefer Director einmal 
von der einen und /einmal von der andern Kamnter zu 
wählen und auf gleiche Art mit folder Alternation in 
Zukunft fortzufahren ſey — für das erftenal aber, ober 
welcher Kammer jet zum eritenmale die Wahl 
zu überlaffen jey, dem Zufall des Looſes anheim ges 
fiellt werde? ———— 

Der Ausſchuß glaubt, daß die erſte Kammer darauf 
zu beſtehen habe, daß, wenn die Wahl ſich nicht auf die 
naͤmliche Perſon vereiniget, das Loos unter den, von 
beyden Kammern in Vorſchlag gebrachten, Maͤnnern den 
Ausſchlag zu geben habe. 

Ad $. 14. Einige Mitglieder der zweyten Kammer 
haben den, in dem Gefeßesvorfchlag ausgeſetzten, Gehalt von 
500 fl. für den, von den Ständen vorzufchlagenden, Gontros 
leur für zu gering angefehen, und dieß kann nach Ums 
. ftänden der Fall allerdings feyn. Die zweyte Kammer 
ſchlaͤgt daher vor, daß der Gehalt ded Controleurs bey 
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befien. jedesmaliger Ernennung durch Einverftändniß der 
Stände mit der Regierung beftimmt werden möge. 


 Hinfichtlich der Wahl des Gontrolenrs ift die Mei» 


nung der zwepten Kammer, ‚daß ed damit auf : gleiche 
Art, wie bey der Wahl. des Directors zu halten fey. 


Der Ausfhuß glaubt, daß.dem erfieren Antrane 


Bine beyzutreten fey, ber zweyte aber von dem Entſchluß abs 


hänge, den die erfte Kammer in Bezug der Wahl des Ä 


Directors werde faffen wollen: 

Ob dem, von den Ständen erwählten, Director ein 
Gehalt zu beftimmen fey, darüber hat der Ausſchuß der 
zweyten Kammer feinen Antrag gemacht ; aber bey der 
Discuffion der zweyten Kammer Fam dieſer Punkt zur 
. Sprache und der Beſchluß der gedachten Kammer nimmt 
für ausgemacht an, daß diefer Director einen Gehalt ers 
halte, indem er den Antrag enthält, daß diefer Gehalt 
dem Ginverftändniß zwifchen den Ständen und der Res 

gierung zu überlaffen fey. 

Der Ausfhuß der erften Kammer ift ebenfalls ber 
Meinung, daß es bilig und gerecht fey, diefes, mit 
Mühe und Berantwortlichkeit verbundene, Gefihäft nicht 
unbelopnt zu laſſen. Daß foglei bey der Wahl des, 
von den Ständen zu erwählenben, Directors und Gon» 
troleurs auch Stellvertreter für den Fal ihres Abgangs, 
während die Stände nicht verfammelt find, zu mäplen 
feyen, ift der Antrag der zweyten Kammer, befien Zweck⸗ 
mäßigfeit die erfie Kammer nicht verfennen wird. Die 
Wahl der Stellvertreter wird ſich nach den Befchläffen 


über die Wahl des Directors und Controleurs richten und 


das Nachrüden, ‚im Fall der wirklichen Varanz, wohl 
eine natürliche Folge der Stellvertretung werden, obgleich 


der Antrag der zwepten Kammer biervon feine Erwaͤh⸗ 


nung thut. | 

rät diefem bringt die zweyte Kammer und resp, 
beren Ausfhuß noch folgende Zufagartifel in Verſchlag: 

1.) daß die Directoren der Schuldentilgungs-Anftalk 
auf genaue Befolgung des Gefekes und zwar, wenn fie 
Staatsdiener find, unter Entlaffung ihrer Pflichten Yes 
gen die eg befonders verpflichtet ımb ben 
. Ständen deglaubigte Abfchriften des Verpflichtungsprotos 
told mitgerheilt werden ſollen. ge 

Der Herr Regierungscommiffarius hat der Entlaſ⸗ 
fung der Pflichten gegen. die. Staatsregierung beſtimmt 
Berh. d. erſt. Kammer Beyl. Heft III. 5 — 


— * 
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widerfprochen; es ſey genug, daß bie Directoren auf ihre 
Sinftruction verpflichtet würden. | 

. Sn Betracht fcheinbarer größerer Selbſtſtaͤndigkeit 
möchte fich wohl die Pflichtentlaffung empfehlen; der Aus 
fhuß glaubt aber, daß die Verpflichtung auf die Inſtruc⸗ 
tion auch genügen fönne. 

2r Zujagartifel: ‘ 

Daß den Ständen, und zwar jeder Kammer allein, 

ba Necht zuftehe, die Directoren in dem Falle in Ans 
Hageftand zu verfegen, wenn fie gegen das Geſetz gehans 
delt, 3. B. zugegeben haben follten, daß bie Fonds der 
Schuldentilgungscaffe anderwärts verwendet worden. 


Bey der Discuffion hat ſich der Herr Regierungs— 
commiffarins gegen dieſen Zufagartifel erflärt, indem bie 
Anflage von beyden Kammern auggehen muͤſſe, und dieſe 
jeber Kammer allein änbeimzuftellen der ‚DBerfaflungsurs 
funde Art. 79 entgegen feyn würde, | 


: Der Ausfchuß it hiermit um fo mehr einverftanden, 
als fi) der Kal nicht wohl denken laͤßt, daß bie eine 
Kammer der Anficht der andern Kammer nicht beyſtim⸗ 
men follte, wenn eine foldhe Pflichtverlegung je Statt 
finden koͤnnte. " 

- 3er Zufaßartifel: | 

Daß das Oberappellationdgericht gegen die Directoren 
das commetente Gericht feyn follte. 

Ä Der Herr Regierungscommiffarius glaubt, die Direc⸗ 
toren feyen ihrem ordentlihen Gerichtäftand nicht zu 
entziehen. | 

Dagegen find bey der Discuffion in der zweyten Kams 
mer erheblihe Bemerfungen gemacht worden, die den Aus⸗ 
ſchuß bewogen, ſich ebenfalls für die Annahme dieſes Ars 
tifeld zu erklären. N. 

ur Zufaßartifel: — 

a.) daß die Schulden der Chauſſee⸗ und Flußbaus 
Caſſen der. Schuldentilgungs - Cafje zur Verzinfung und 
Tilgung uͤberwieſen werden follen, welche in diefem Bon 
die, zur Verzinfung bereits von der Kammer. zum Aus— 
gabepoften X 9 und X 10 des Staatsnoranfchlags be 
willigten, Summen von der Staatscaffe noch über bie, im 
Art. 3 genannte, Summe zu empfangen hätte; 

b.) daß die Gläubiger der Chauſſee⸗ und Flußbau⸗ 
Caſſen binfichtlich der Verzinfung und Ruͤckzahlung ihrer 
Forderungen eben fo behandelt werden follen, wie bie bie 
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berigen Gläubiger des Staats nach dem gegenwärtigen 
Geſetze behandelt werden. 

Auch gegen dieſen Zuſatzartikel hat ber Herr 
Regierungscommiſſarius Einwendungen gemacht, die zwar 
auch bey der Diecuffion nicht. ohne gut motivirte Replik 
geblieben find, die aber doch dem Ausfchuffe der erften 
Kammer um deßwillen bejonders als überwiegend erfchei 
nen, weil ed doch bekannt genug iſt, daß dieſe Caſſen 
den großen Eredit nicht gehabt haben würden, wenn ten 
Glaͤubigern nicht die beftimimteften Verficherungen vorzuges 
weifer Ruͤckzahlung aus diefen verfchriebenen Intraden ers 
theilt worden wären. Die zu foldhen dringenden Be⸗ 
dürfniffen — wo auf dem Verzug drohende Gefahr haf— 
tete — mie hey den Flußbauten, gleichfam in Zeiten der 
Noth aufgenommenen, Sapitalien verdienen darum allerdings 
bie befondere Fürforge ded Staats und der Ausſchuß trägt 
alfo darauf an, daß diefer Zufagartifel nicht aufzunebs 
men und ed daher binfichtlich, der Chauſſee- und Flugbaus 
ae bey der begünftigenden Zuficherung zu belafs 
en fey. 

5r Zuſatzartikel: | 

Daß die Ruͤckzahlung der, nah Art. 5. Num. 1 bed 
Geſetzes, dem Tilgungsfonds zugemiefenenverzinslichen, 
Activforderungen,, auch in verloos baren Gtaatdobs 
ligationen, nach dem Nominalwerthe geſchehen fünne. 

Dem Schuldentilgungsfonde find in dem Art. 5. Nr. 1 
namhafte theild liquide, theild dermalen noch iliiquide Ac⸗ 
tivanforderungen zugemwiefen worden. Die Caſſe wird 
dieſe Activen beytreiben; nur fragt ſich: ob die Ruͤckzah⸗ 
lung in verloosbaren Staatsobligationen nad dem Nomis 
nalwerth anzunehmdn fey? | 

Diefe Staatsfchyuldner, wenn fie zugleich durch den 
Beſitz von Staatsobligationen auch Staatsgläubiger find, 
fonimen nun zwar in ein günftigeres Verhaͤltniß, als 
andere Ereditoren, die ihre Befriedigung nur nah Maaßs 
gabe der Berloofung zu erwarten haben; indeflen kann 
diefe Begänftigung doch auch zu fihnellerem Eingang dies 
fer Activen mit beytragen und dann tritt auch binfichtlich 
ihrer die Compenfation ipso jure ein. In Hinficht jedoch, 
daß die hohe Kammer bereits darüber vorhin einen Ents 
ſchluß gefaßt hat, fo findet ber Ausfchuß hierin Urfache, 
den Antrag der zweyten Kammer lediglich zur weiteren 
Berathung anheim zu flellen. | 

Schließlich ift die zweyte: Kammer der Stände des 
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Dafurhaltens, daß der Geſetzesentwurf im Ganzen anzu⸗ 
nehmen ſey, auch in dem Fall, wenn etwa die, von. 
dem Herrn Negierungscommiflarius noch nicht nachge⸗ 
gebenen, Abänderungen Zufäge und Anträge von ber 
Staatsregierung nicht bewilligt werden follten — welcher 
Meinung fi anzufchließen der erfte Ausfhuß der erften 
Kammer fein Bedenken nimmt, jedoch hierbey ausdruͤck⸗ 
lich die, über die Auswahl des fiändifchen Directors, 
deifen Stellvertreterd und des Controleurs beftehenden ab» 
— „Anſichten hiervon auszunehmen ſich bewogen 
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Vortrag des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
über ven Gefeßedentwurf: die Anlegung der De: 
pofitengelver bey der Staatsſchulden⸗Tilgungs⸗ 
caſſe betreffend; erftattet von,dem Herrn Geh. 
Rath Freiherrn von Wiefenhütten, 


Die hohe Staatsregierung bat den Ständen bes 
Großherzogthums ben Borfchlag eines Gefeges, die An⸗ 
legung dir Depofiten bey der Staatefchulden » Tilgungss 
caffe betreffend, vorlegen laſſen Der Zweck dieſer Ans 
ordnung fpricht ſich deutlich und wolftändig in dem Eins 
gange des Gefebesentwurfs aus. | 
Bisher blieben dergleichen Gelber unbenugt in ber öf- 
fentlichen Gewahrſam gleich todten Schägen; ihre Sicher, 
heit war nicht felten bey unrubigen Zeiten gefährdet und 
man bat anderwärts fogar Bepipiele, daß fie von uns. 
treuen Händen nicht unangetaftet zuweilen geblieben find. 
Diefem fol nun durch diefen Gefegedentwurf vorgebeugt 
werden. Augenfällig ift der Iöbliche Zwed; die Deponen- 
ten erhalten die böchfimögliche Sicherheit; fie. erhalten 
ihr vorher müßfg gelegenes Gelb mit Zinfen zurüd und 
dem Staate erwaͤchſt dadurch, daß er dad gefishert wer» 
dende Sapital nur mit drey vom Hundert verzinfet, ein 
Heiner, doch aber mit der Mühe der Berwaltung im Vers 
‚bältniffe ſtehender, Bortheil. - 
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Aus dieſem Grunde hat daher auch der Ausſchuß der 
zweyten Kammer auf die Annahme des Geſetzes angetra⸗ 
gen und die zweyte Kammer iſt, — einige kleine Zuſaͤtze 
und Bemerkungen ausgenommen — dieſem beygetreten. 


Der Inhalt des Geſetzes iſt groͤßtentheils reglemen⸗ 
tär nnd ber Ausfchuß der zweyten Kammer bemerkt, daß 
dag Wefentliche bereits in Rheinheſſen alſo beftände und 
fih ale zweckmaͤßig erprobt habe, 
Clesg. der Gefegedentwurf usque ad Art. 9 inch)”. 

Die zwepte Kammer Auffert hierbey nur den Wunſch, 
daß dasjenige, was hier von der Behörde, welche die Des 
pofition angeordnet hat, beſtimmt ift, von den Staates 
procurator ober einem andern, in der Provinz Nheinhefs 
fen wobnenden, und in dem Gefege noch zu benennenden, 
Staatsbeamten gelten folle. 

Sodann, daß im Art. 9 bie Worte: | 

welche binfichtlich ihrer Ausfertigung oder‘ bed vors 

fohrifigmäßigen Vollzugs der Depofition felbft bean» 

ftandet, oder... 
binweggelaffen werden möchten. Kt 

Bey der Discuffion der zwegten Kammer wurde vor 
einem Mitgliede- bemerkt, daß in Rheinheſſen die meiſten 
Deyofitionen freywillig nefchäben; es fey daher das Bifa 
ber, in $. 6 bemerften, die Depofition anorbnenden, Bes 
hörde nicht zu erlangen und die Abfendung des Depoſi- 
tionsſcheins anher an bie. Schulden » Tilgungscafle . 
mißlich. Es müfle daher in Nheinheffen ein Staatsbeam⸗ 
ter benannt werben, der die Quittung vifire. 


Der Herr Regierungscommifjarius gab dieß nad; 
und hiermit wurde zugleich die Beſorgniß befeitigt, daß 
-fonften durch Malverfation eines, zur Annahme der Des . 
pofiten autorifirten, Beamten für den Deponenten ein 
Nachtheil erwachſen koͤnnte, indem die Schulden» Tile 


nungecaffe bey dergleichen freiwilligen Depofitionen Feine 


Nachricht durch die Zwiſchenbehoͤrde erhielte. 

Der Ausfhuß der erften Kammer findet feinen Ans 
ftand, ſich diefen Winfchen der zweyten Kammer beyfäls 
lig zu erflären. | | 

Cleg. der Gefegegentwurf vom 10. bis 16. $.) 

Bey diefen $$. wurde in der Didcuffion erinnert, 
daß nach der rheinheffifchen Gerichtsordnung bie Auszah⸗ 
Jung nicht von der Gerichts. oder Berwaltungsbebörde 
verfügt, fondern nur. von demjenigen, dem fie gefchieht, 


’ 
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verlangt werben koͤnne. Es fey daher eine Abänderung 
in dem Geſetzesentwurf nothmwendig. 

Die 2te Kammer fehlägt hierauf zweyerley neue Fafs 
fungen über dieſen Punft vor, und der Ausfchuß der ers 
ften Kammer glaubt die zweyte berfelben in Vorſchlag 
bringen zu müflen. | a 

Die $$. 17 bis 20 geben zu Feinen Bemerfungen 
Anlaß, ausgenommen, daß es räthlich feyn möchte, bey 
beponirten Gapitalien, welche bie Summe von 5000 fl. 
überfchreiten, den Ruͤckzahlungstermin nicht auf 10 Tage‘ 
— mie vorgefchlagen worden — fondern auf zwey Mos 
nate zu feßen. 

Der Ausschuß der erſten Kammer iſt hiermit einvers 
ftanden und will fih auch darin von der Meinung der 
zwenten Kammer nicht trennen, baß bie vorgefchlagenen 
Abänderungen und. Zufäge der Staatsregierung nur als 
Wuͤnſche vorzutragen feyen. j 


am mm 

XCVII. | 
- Vortrag des erften Ausfchuffes der erften Kammer, 
| ‚über dad Geſuch des Michael Clemens von 
Offenbach, Rüderftattung deponirter abverdiens _ 
ter Militäreinftandsgelver betr.; erftattet von 


ded Herrn Grafen von Mfenburg » Büdingen 
Erlaucht. 


Referent hat den gebetenen Aufſchluß von dem Groß⸗ 
herzoglichen Landtagscommiſſaͤr, Herrn Geh. Staatsrath 
von Kopp erhalten, daß Clemens dem Art. 81 der 
Verfaſſungsurkunde nicht Genuͤge geleiſtet babe, indem 
ihm nicht bekannt ſey, daß derſelbe bey den Behoͤrden um 
Erledigung der Sache eingekommen ſey. Der Staatsre⸗ 
gierung ſey es uͤbrigens bisher nicht moͤglich geweſen, 
das Geeignete in der Sache zu verfuͤgen, weil der Herr 
Geh. de Meyer in Gießen ald bevollmäch, 
tigter Sommiffäar wegen Uebernahme der Pfenburgifchen 
Landestheile, die Papiere ſaͤmmtlich befise und der Erins 
nerungen des Geh. Staatsminifteriumd ungeachtet, fie 


» 
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noch nicht als beendigt eingefejict habe. Meferent träge 
bey dieſen Sacverhältniffen darauf an, bie Borftellung 
auf fich berupen zu lafen i 


—EX 
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Vortrag des zweyten Ausſchuſſes der erſten Kan⸗ 

mer, den Geſetzesentwurf über vie Angelegen⸗ 

heiten der Gemeinden betr.; erſtattet von dem 
‚Herrn Prälaten Dr. Schitidt. 





In der Wichtigfeit des Gegenftandes — in ber Mans» 
nigfaltigkeit der Ruͤckſichten, welche hier zu nehmen find, 
liegen hinreichende Gründe , um den Borfchlag, daß bie 
in Frage ftehende Verordnung vorerft nur auf einige 
‚Jahre angenommen werde, zu unterfiägen. Es gewährt 
dieß zugleich den Vortheil, daß manches, deſſen nähere 
Beſtimmung mit: Schwierigkeiten, wohl feldft wit Gefah- 
ren verfnüpft fepn kann, vor ber Hand noch unbeſtimmt 
bleiben darf, bis zuvor erft noch die Erfahrung zu Rathe 
gezogen worden. | 

Es ift in der Rede bes Herrn Regierungscommiffäre 
ausdruͤcklich eingeftanden , daß die Oberaufſicht ded Staats 
auf bie Gemeindeverwalttung bisher zu weit ausgedehnt 
geweſen fey. Hierdurch iſt der Standpunkt bezeichnet, 

aus welchem der Gegenſtand dermalen zu betrachten iſt. 

Es iſt Geſetz der moraliſchen, wie der phyſiſchen 
Ratur, daß jeder Uebergang zu einem andern Zuſtande 
finfenweife Statt finden muß, wenn er nicht mit Gefah⸗ 
sen verbunden feyn fol. Der Uebergang aus einer firen« 
gen Bormundfchaft zur Freiheit ift bey dem einzelnen 
Menfchen,, wie bey moraliſchen Perfonen der gefährlichite. 
Hterauf ift daher vorzüglich zu achten. Es kann felbft 
Vortheile bringen, wenn manche Befchränfungen nicht 
—* weggenommen, ſondern nur allmaͤhlich entfernt 
werben: | 

Darım muß in der erften Zeit die Oberaufſicht des 
Staates befonders thaͤtig ſeyn. | 
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Der vorliegende Entwurf erwähnt zwar oft einer, 
ben Ortsvorſtaͤnden vorgefegten, Negierungsbehörbe; da 
er aber dieſelbe nicht näher bezeichnet, fo. wird hier die 
Bemerkung nicht überflüffig feyn, daß es nicht genügen 
würde, wenn unter bdiefer Behörde die Provinzialregies 
rung verftanden feyn ſollte. Ein Gollegium, welches eine 
ganze Provinz zu beforgen hat, ſteht zu entfernt, um 
die Gemeindeverwaltung genugfam bemachen zu Ffönnen. 
Auch bietet jede der dieffeitigen Provinzen fo bedeutende 
2ocalverfchiedenheiten dar, daß, obne fehr genaue Kennts 
niß derfelben,, die ſchlimmſten Mißgriffe zu befürchten 
find. Das Intereſſe einer Gemeinde in ber Herrfchaft 
Itter kann nicht nach, demfelben Maaßſtabe gemeffen 
werden , wie das einer Gemeinde in ber Wetterau. 

Es ift baher fchlechthin nöthig, daß zwiſchen ber 
Gemeinbevermwaltung und ber Provinzialregierung eine 
Behörde in der Mitte fiehe, welcher die fpecielleren Los 
calkenntniſſe beygwohnen oder doch näher liegen. 

Referent wendet ſich zu bem Einzelnen. 

Ti. J. Bon der Bildung und Eintheilung 
der Gemeinden. | 

Indem Referent vorausfegt, daß bie Beffimmungen 
‚bed Art. 4. im Sinne jener Bemerkungen zu nehmen 
‚find, weldhe von der Kammer bey Gelegenheit des Ger 
fegedentwurfs über die Einmarkung gemacht worden, 
findet er nichts zu erinnern. ! 

Zit. II Bon der Bildung und dem Ge— 
fhäftsfreig des Ortsvorftandes, ’ 

‚.. Die bier vorgegeichnete Einrichtung bat in der öffent, 
lichen Meinung vieles für fih. Auch fchließt fie fih an 
bie bisher in Rheinheſſen beftandene nahe an. Der Res 
ferent unterdrücdt daher um fo mehr manche Bemerfuns 
‚gen, da ohnehin dermalen nur ein Proviforium in Bes 
tracht kommt. | 

Zu Art. 8. Es ift zu wuͤnſchen, baß bey ſtandes⸗ 
herrlichen Gemeinden, die aufferdem mit Domanialges 
meinden verbunden werben müßten, eine Fleinere Geelens 
zabl als hinreichend angenommen werde, - - 5 

Zu Art. 13. Unter den Einwohnern, benen bier, 
nad die Wahl überlaffen iſt, find unfireitig die Orts⸗ 
bürger, alfo auch (vergleiche Art. 44.) die fogenannten 
Beyfaffen zu verfiehen. Es fann feinem Zweifel unterlie 
- gen, daß demnach unter den Wählenden . viele. ſeyn wers 
den, bie nicht hinreichend unterrichtet find, welde Ge- 


Beylage XCVIH. 273 


ſchaͤfte einem Buͤrgermeiſter obliegen, und welche Indi⸗ 
viduen geeignet ſind, dieſe Geſchaͤfte zu beſorgen. Es 
kann ebenfalls keinem Zweifel unterliegen, daß unter den 


Waͤhlenden viele ſeyn werden, denen noch nicht das ers 


! 


forderliche Sintereffe für das Beſte der Gemeinde bey 


‚wohnte, um die Sache aus dem richtigen Gefichtspunft 


anzufeben, die fi) darum Leicht von anderen Ruͤckſichten 
abhängig machen dürften. Ed möchte darum angemefles 
ner feheinen, daß in größeren Bürgermeiftereyen nicht 
drey Individuen in VBorfchlag gebracht werden, fonbern, 
nach Verhältniß der Bevoͤlkerung, vier, fünf, feche, 
damit der Staatsregierung bey der Auswahl freiere 
Hand gelaffen werde. In jedem Falle wird nach ,, bee 
ſtaͤtigt.“ — noch — ſeyn: „In dem Falle, daß 
die Staatsregierung keinen der vorgeſchlagenen geeignet 
findet , ſteht es ihr zu, eine andere Mahl anzuordnen. 
Zu Art. 17. Da bier des Gemeindehaufes zum ers 
ftenmal erwähnt wird; fo ftehe hier die Bemerfung,, daß 
wenigftens in Oberheffen an vielen Orten feine Gemein» 
dehaͤuſer find. Es ift gewiß nicht die Abficht der Staates 
regierung, daß dergleichen ba, wo fie fehlen, erbaut 
werden follen. Ein Local ift jedoch für manche Zwecke 
(vergl. 3. B. Art. 37) erforderlih. Es möchte deßhalb 
noch in der Verordnung das Nöthige zuzufegen feyn. 

.. Die Stelle eined Gemeindefchreibers möchte in arößes 
ren. Städten zu wichtig feyn, ale daß die Wahl defjelben 
dem Bürgermeifter allein mit Sicherheit überlaffen wers 
den bürfte. SE | 
. Zu Art. 19. Nachtwächter (gewöhnlich zugleich Hirs 
ten) und Feldfchägen wurden bisher, wenigftens an vies 
len Orten, von der Gemeinde gewählt. Da hierzu Sins 
dividuen erforderlich find, die ein gewiſſes Zutrauen bes 
figen müffen, fo wird ed manchen Gemeinden nicht gleich« 
gültig fegn, wenn die DBeftellung derfelben den Bürgers 
meiftern zugewiefen wird. Es wird leicht die Beforgniß 
eintreten, daß der Bürgermeifter diefeg Necht zum Vor⸗ 
theil feiner Günftlinge mißbrauchen dürfte. 

Zu Art, 24— 33. In größeren‘ Städten, wo viele 
und wichtige Gefchäfte vorfommen, feheint ed angemeflen, 
daß der Gemeinderath aus feiner Mitte einige Ausfchüffe 
bilde, um den Buͤrgermeiſter berathend zur Seite zu 


ſtehen. | 
» Zu Art. 35. Die Bellimmungen binfichtlic der Vers 
wandfchaft möchten in manchen Meinerem Bürgermeiftereyen 
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bie Bildung eines Gemeinderaths faft unmöglich machen ; 
für dieſen Fall muß der Staatöregierung das Recht der 
Dispenfation vorbehalten werden. 

Zu Art. 41 u. f. Hiernach erlangt jeber,, der groß» 
jährig, und nicht durch Kriensdienftpflicht gehindert ift,. 
das Ortsbürgerrecht an dem Orte feiner Geburt dadurch, 
daß er zum Bürgermeifter geht, und fich von. diefem in 
das Bürgerregifter einfchreiben läßt. Der Bürgermeilter 
hat alsdann das Recht, wegen‘ des Alters und der Bes 
freiung von der Kriegsdienftpflicht nach den erforderlichen 
Dapieren zu fragen, auch wohl auf den anzufchaffenden 
Feuereimer und dergleichen Bebacht zu nehmen; aber — 
weiter gehen darf er nicht. Ob der ſich Anmeldende im 
Stande fey, ſich nach menfchlichem Anfehen rechtlich zu 
ernähren, oder ob er erwarten laffe, daß er bereinft 
fantmt einer ganzen Familie der Gemeinde zur Laft falle, 
— ob derfelbe den Ruf einer guten fittlichen: Aufführung 
befige, oder ob er die Ausſicht darbiete, daß er fich durch 
Feld, und Waldfrevef , wenn nicht noch auf fchlimmere _ 
meife, ernähren werde, — hierauf darf ber Bürgermeifter 
feine Rüdfiyt nehmen. Das Geſetz verftattet ihm nicht 
einmal, feine Beforgniffe einer höheren Behörde vorzules 
gen; denn für bdiefen Fall kennt das Gefeb feine Ber 
richtöerftattung an eine vorgefegte Negierungsftelle. Dem 
; Bürgermeifter allein ifi das Einfchreiben. anheimgegeben, 
ibm allein brohet die Rache des, durch Verweigerung, 
Erbitterten. Und je mebr ber Bewerben um dad Drtes 
bürgerrecht dem Mitgliede einer Nänberbande ähnlich 
fiebt , defto mehr wird der Bürgermeifter zittern müffen, 
wenn er feiner Ueberzeugung folgen und das Einfchreiben 
verſagen will. | 

Allerdings klingt es hart, einem Menſchen bie Aufs 
nabme als Ortöbürger an dem Orte feiner. @eburt zu 
‚ erfchweren. Indeſſen ift es gleichwohl der Fall, daß, 

wenn diefe Aufnahme abhängig gemacht wird von bem 
guten Rufe und der Wahrſcheinlichkeit, fich rechtlich zu 
ernähren, — daß dieß für viele ein Antrieb ſeyn wird; 
mehr für ihren Ruf zu förgen und fich beffer zu ihrem 
Fortkommen zu befähigen. Bisher wurden mandye biers 
durch beſtimmt, Handwerfe zu erlernen, die fie fonft nicht 
würden erlernt haben. Manche begaben fich in Gegenden, 
wo Mangel an Gefinde ift, dienten ald Knechte, und ers 
warben fidy dadurch einiges Geld, um ihr Hauswefen 
begründen’ zu koͤnnen. Andere wibmeten fich dem Krieges 
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bienft und famen brauchbarer aus demſelben zuruͤck. Durch 
‚bie Einführung des Remplacements bietet fih von nun 
an eine neue Ausficht dar. Die hartfcheinende Maaßregel 
wirft demnach doc fehr heilfam, und führt dahin, daß 
die Geſellſchaft nüglichere Mitglieder erhält. 

Es ift daher ndıhig, daß die Bedingungen eines 
guten fittlihen Rufes und der Wahrfcheinlichkeit der rechte 
lichen ‚Ernährung vorauggefegt werden und wenigftens in 
denen Fällen, wo der Bürgermeifter die Aufnahme bes 
denklich finder, die Verfügung felbft der Regierungsbe⸗ 
börde nach vorausgegangenem Bericht des Ortsvorſtandes 
(nicht des Bürgermeifters allein) vorbehalten bleibe. \ 

Zu diefem Abſchnitt gehört noch eine Beltimmung, 
welche im Art. 51 vorkommt, Durch biefelbe find die Ren 
ceptiondgelder bey denen, welche an dem Drt ihrer Ges 
burt aufgenommen werden, aufgehoben. Dieß entfpricht 
ben, von beyden Kammern „ Cnämlicdy von der zweyten 
unterm 16. Dec., von der erften aber unterm 10. Febr. ) 
ausgefprochenen Wünfchen., Ä 

Tit. IV. Bon der Verwaltung bes Gemeim 
dDevermögend im Allgemeinen. Ä r 

Es ift zu erwarten, daß im Anfange, wo die Orts⸗ 
vorftände zuerſt freyere Hände bey der Verwaltung ers 
balten haben , fie im Allgemeinen noch. fein folches Ins 
tereffe für das gemeine Befte beſitzen werben, wie es ſich 
in der Folge bilden wird, wenn fie durch eine Reihe von 
Sahren ſich mehr gewöhnt haben, dad Gemeindevermös 
gen als ihnen und ihren Kindern angehörig zu betrach⸗ 
ten. Es ift zu beforgen,, daß fie in der erften Zeit, ben 
augenblicklichen Bortheil ind Auge faffend, das Befte der 
folgenden Generationen überfehen dürften. Ä 

Un dem GStaate die Möglichkeit einer Oberaufficht 
über die. Verwaltung der Almenden zu erhalten, — bas 
für if in dem Entwurfe nur in fo fern vorgefehen, ale 
das. Gemeindebudget der Negierungsbehörde zur Geneh⸗ 
migung vorgelegt werben muß ; — 

Dieſes aber kann Referent keineswegs fuͤr hinreichend 
erachten. Das Wichtigere, was einer vielſeitigen reiſeren 
Pruͤfung bedarf, kann auf ſolche Weiſe ſich leicht unter 
dem Unwichtigeren verlieren, und der ihm gebuͤhrenden 
Aufmerkſamkeit entgehen. Referent hat hier vorzuͤglich 
——— und Veränderungen in ber Beſnutzungsart 

uge. ' 


⸗ 


— 
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WVergebens ſucht man in dem Entwurf die erforder, 
lichen Beftimmungen , wie weit die Rechte der Ortsvor⸗ 
fände binfichtlich der. Beräufferungen und Veränderungen 
in der Benugungsart der Allmenden geben follen. 

Was Berdufferungen betrifft, fo erfcheine es anges 
meſſen, daß diefelben auf erflatteten Bericht des Orts⸗ 
orftandes von der Regierungsbehörde verfügt werden. 
nur bürfte es, um nicht. in's Kleinliche zu fallen , paflend 
ſeyn, eine Grenze zu fegen. Wenn 7.8. ein Einwohner, 
um einen Bauplag zu vervollſtaͤndigen, einige Fußbreit 
Bodens von einent gemeinen Grundfiück bedarf, fo möchte 
es wohl nicht nöthig feyn, deßhalb die Negierungsbehärde 
zuzuziehen; es koͤnnte vielmehr genügen, wenn dieſer bloß 
eine Anzeige gemacht würde, | 

Was die Benugung anbelangt, fo verdienen Wal 
dungen einer befonderen Berädfichtigung. Der Zuftand, 
in welchem fi) viele Gemeindewaldungen befinden, be 
eugt e8 hinreichend, wie nöthig die Dberaufficht des 

tantes in dieſer Hinficht fey. Die. Berugung eined 
Waldes darf nicht bloß auf die gegenwärtige Generation 
berechnet werden. Den Ortsvorfiänden, wenn man’ ihnen 
auch den beften Willen zutraut, fann man doch bie hierzu 
. erforderlichen Kenntniffe nicht zutrauen. Es if daher 

unerläßlich, daß durch einen, von einer fachverftändigen 
Behörde entworfenen, Voranfchlag befliimmt werde, wie 
viel Holz jeder Gattung in jedem Jahre gehauen werden 
darf, und welche Nachpflanzungen in beftimmten Zeiten 
vorzunehmen find. . Er: 

Anders verhält ſich's mit den übrigen Allmenden, 
wie Wieſen, Weiden u.ſ. f. Die Benugung ift zu ſehr 
von oͤrtlichen Verbäftniffen abhängig, als daß nicht bier 
den Ortsvorftänden mehr Sachkenntniß, als den Regie 
rungsbehörden, zuaetrdut. werden follte 

In diefer Hinficht möchte daher den Ortsvorſtaͤnden 
möglichft freie Hand zu laſſen ſeyn. Nur bey Veraͤnde⸗ 
zung ber Gulturart größerer Diftricte, (3. B. Verwand⸗ 
lung der Weiden in Wiefen, der Wälder in Ackerfeld) 
würde der Gemeinderath zuvor die Genehmigung der Res 
gierungsbebörde einzuholen haben. 


Tit v. Von den einzelnen Gegenfänden 
der Verwaltung. = 


Zu Art. 73. Hier wird zuzuſetzen fegn : Kapitalien, 
die zur Abtragung auderer aufgenommen werben, nehmen 
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! | , F 
die Natur berfelben an, und es ift in der ‚Rechnung. 
ausdrüdlich zu bemerfen, daß ein ſolches Capital an’ die. 
Stelle eined andern getreten ift. | 

3Zu Art. 74. Wenn Ortsvorftände frivole Rechtes 
freitigfeiten anfangen, fo gefchieht e8 wohl meift, weil 
ihnen. die erforderlichen Nechtefenntniffe abgehen, Ein 
DOrtsvorftand auf dem Lande iſt nicht immer in der Lage, 
einen zuverläffigen Rathgeber in feiner Nähe zu finden. 
Dagegen kann es leicht gefchehen, baß er in bie Hände 
von Halbwiflern und Rechtsverdrehern fält. Die Bes 
forgniß, am Ende die Koflen tragen zu müffen, Tann 
den Ortsvorftand in feiner Ungemißheit, ob er denn auch 
das Recht für fi) habe, bewegen, daß er zum Nach⸗ 
theile der Gemeinde Nechtsftreitigfeiten vermeidet. 

Es ift daher wuͤnſchenswerth, daß durch einen Zufaß 
den Drtsvorftänden ausdrüclich geftattet werde,. in zwein 
felhaften Fällen zuvor bey der Regierungsbehoͤrde anzus 
fragen. Diefer Zufat dürfte felbft im Sinne ber Staates» 
regierung feyn, indem es heißt! „geſchieht dieß aber ohne 
— ber höheren Regierungsbehoͤrde ꝛc.“ 

Zu Art. 75 Hier muß Referent zuerſt einiges, uͤber 
die Verwaltung der fraglichen Fonds vorausgehen laſſen. 
Hinſichtlich der geiſtlichen Fonds findet in den dieſſeitigen 
Provinzen folgende Einrichtung Statt. | 

Die Einnahme und Ausgabe beforgt ein Receptor, 
der gewoͤhnlich Kaftenmeifter beißt. Bey Aufftellung der 
Rechnung führt da, wo der Kajtennmeifter hierzu nicht im, 
Stande ıft, der Drtögeiftliche die Feder. Diefe Rech— 
nung wird bierauf von dem Pfarrer, dann von dem Bes 
amten, und, in den altheffiichen Pfarreyen ferner auch 
noch von dem Superintendenten abgehört. Hierauf wird 
diefelbe an den Kirchenrath eingefandt, wo fie durd eis 
* eigens dazu beſtellten, Reviſor gepruͤſft wird. 

— Wenn diefer feine Erinnerungen gemacht bat, wer⸗ 
bon diefelben von dem Gollegium durchgegangen, und wenn 
fie geeignet befunden worden, nebft der Rechnung. zur 
Beantwortung zurücgegeben;. die eingehende Beantwors 
. tung wird fodann von dem Collegium geprüft, und wenn 
dieſelbe genügend erfcheint, bie Rechnung abgeichloffen. 
In der Rechnung koͤnnen nur fiändige, beflimmte Poſten 
ohne Beleg aufgeführt werden. Bey einigen wenigen 
. anbellimmten ſtaͤndigen Poſten (z. B. Einnahme an Op⸗ 
fergeld, Ausgabe für Brod und Wein zum Abendmahl) 
genügt. das Zeugniß des Pfarrers. Beynahe alle uͤbri⸗ 
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gen Poften müffen durch Decreturen des Kirchen⸗ und 
Schulraths belegt feyn. Der Kirchens und Schulrath 
kann (pien nur in wenigen Fällen verfügen, ohne zuvor 
an das Geheime Staatsminifterium zu berichten. 

Selbft jedes Gefuch um eine Zablungefrift muß biefer 
böchften Staatebehörde vorgelegt werden, Nur am’einigen 
Orten weicht die Einrichtnng in etwas ab. So befieht 
3. B. in Friedberg eine eigene Stiftungsdeputation. In 
den ftandesherrlichen Gebieten treten Diejenigen Modifis 
cationen ein, die fi aus den deßhalb erlaffenen landes 
herrlichen Ediften ergeben. 

Hinfichtlich der Wohlthaͤtigkeitsfonds findet eine aͤhn⸗ 
lihe Einrichtung Statt, nur daß die Provinzialregierung 
an die ‚Stelle des Kirchen» und Schulrathe tritt. Ob übs 
rigens vielleicht in manchen Beziehungen der Provinzials 
regierung freiere Hand gelaffen it, — hierüber ift Re 
ferent nicht genugfam unterrichtet. Wie num diefe befles 
hende Einrihtung mit demjenigen in Verbindung geſetzt 
werden foll, was Art. 75 vorfchreibt, — dieß iſt für 
ben Referenten noch dunfel, und er beforgt,, daß die bes 
treffenden Behörden hierdurch in Verlegenheit werden vers 
fegt werden, | 

Nähere Bellimmungen bieruber aufzuftellen, möchte 
auch in dem Augenblick hoͤchſt fchwierig feyn, wenn es 
wirflich der Fall ift, daß die Staatsregierung bie Abſicht 
bat, die Gefchäftsfreife der Provinzialregierungen und der 
Kirchen» und Schulräthe anders zu begrenzen. 

Es verdient zugleich noch folgendes in Betracht gezo⸗ 
gen zu werden. 

1) Es coincidiren nicht überall die Pfarrgemeinden 
mit den Drtögemeinden; eine Drtdgemeinde kann aus 
mehreren -Pfarrgemeinden, und eine Pfarrgemeinde aus 
Mitaliedern verfchiedener Ortsgemeinden beftehen. Bo 
die Mitglieder einer Ortögemeinde verfchiedenen Gonfelftos 
nen zugethan find, kann es der Fall werden, daß bie 
meiften oder felbft alle Mitglieder des Ortsvorftandes aus 
Bifennern, der einen Gonfeffion beftehen. Sollen nun 
biefe dennoch zugezogen werben, wo es fich von einem 
geiftlichen Fonds einer, ihnen ganz fremden, Pfarrge⸗ 
meinde handelt, deren Sintereffe wohl felbit mit dem ihrls 
gen im Widerftreit ftchen fann ? Es möchte, um: dieß 
nur im Vorbeygehen zu bemerken, dereinſt ſich wohl als 
zweckmaͤßiger darſtellen, wennbinfichtlich der geiſtlichen 
Fonds die, dem Ortsvorſtande hier angewieſene, Stelle 
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vielmehr dem Kirchenvorftande ( Predbpterium) einges 
räumt würde. 
2) Es iſt hinſichtlich vieler geiſtlichen Fonds noch 
ſehr zweifelhaft, ob, und inwiefern fie als Kocalftiftuns 
gen betrachtet werden koͤnnen. Dem Namen nach ſcheinen 
es allerdings dieſe Fonds zu ſeyn; denn ſie werden an den 
Orten, nach welchen ſie benannt find, verwaltet. Aber 
fie haben oft Feine weiteren localen Beziehungen, ald daß 
von ihnen das, im Klingelbeutel gefammelte, Opfergeld 
vereinnahmt , der Betrag des Brodes und Weins zum 
Abendmahl aber verausgabt wird. Sie haben feine Vers 
pflihtung, zur Unterhaltung der Kirhes Pfarr» und 
Schulhäufer, zur Befoldung der Geiftlichen und Schullehs 
rer, u. f. f. beyzutragen. Wenn z. B. die baupflichtige 
Gemeinde zu einer Baulichkeit fich eine Unterftügung aus 
einem: folhen Fonds wuͤnſchet, jo wirb diefer ale eine 
freiwillige Beyfteuer erbeten; als eine folche von dem Geh. 
Staatsminifterium verwilligt, ale eine ſolche verrechnet- 
Die meiften der ihnen auferlegten Ausgaben haben allge 
meine Beziehungen, 3. B. zur Unterſtuͤtzung der geiftlichen 
MWittwencaffe, des Schulfonde , des Schullehrerfeminarg 
u. f. f. Viele Fonds erfcheinen auch als gemifcht-, und 
zufammengefloffen aus Fonds der befchriebenen Art, und 
eigentlichen Localfonde. Es wirb fih dieß alles ine 
Licht ftellen,, wenn, dem Wunſche beyder Kammern ges 
mäß, die Staateregierung eine Leberficht des gefammten 
Kirchenvermoͤgens aufftellen und auf dem nächiten Land» 
tage vorlegen läßt. 

- Bey diefer Lage der Sache ift e8 am angemefjenften, 
diefen Artikel vor der Hand ganz wegzulaffen. 

zit. VI. Bon Gemeindeumlagen. 

Der, in diefem Abfchnitt gebrauchte, Ausdruck: 
„Gemeindeeinwohner’ koͤnnte mißverfanden wers 
den. Es ift dagegen ber. Ausdrud: „Gemarkungd 
e inw ohner“ vorgeſchlagen worden. 

Zu Art. 78. Um der Deutlichkeit willen koͤnnte 
ſtatt „in ſo fern“ ganz der Abficht des Geſetzes gemäß 
gefegt werden „n ur in fo fern.’ 

Die Stelle: ‚, als fie an den Nugungen des 
Gemeindevermögens Theil nehmen.’ — if 
wohl. fo zu verfiehen, daß hier nur von einer Mitbenus 
gung die Rede feyn kann, Die weiter gebt, als bie 
nothwendige Verwendung bed Gemeindevermögend nah 
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Maaßgabe diefes Geſetzes mit ſich bringt, — alfo von 
einer unmittelbaren Mitbenugung. — | 

Hinſichtlich der Zwecke der Stenerausfchläge dürfte 
wohl zwiſchen nothwendigen, polizeylichen, den Gemars 
kungseinwohnern mit zum Nußen gereichenden, Anftalten, 
(3. B. Nachtwachen, Feuerlöfchungs » Anftalten, Feld 
fbuß bey zerfireut in den Gemarfungen liegenden Guͤ— 
tern, — in ben Städten Straßenpflafter, Straßente 
leuchtung) nnd zwifchen folden Verwendungen ein Un 
terfchied zur machen feyn, an denen die Theilnahme nicht 
durch nothivendige Mitbenugung beſtimmt wird, wiez.®. 
Hirtenlohn, wenn der Gemarfungseinwohner fein - Vieh 
nicht zur Heerde freibt oder eigene Hirten hält, — Bey 
träge zu Wafferleitungen und Brunnen, wenn berfelbe 
auf feinem Gut mit Waffer verfehen ift und von der Wafs 
erleitung feinen Gebrauch machen will oder kann, u. dgl. 

Zu Art. 83. Da es der Fall ſeyn Fönnte, daß ſich 
ber Aufwand zu den bier benannten Ausgaben höher, ald 
die Einnahme aus dem Gemeindevermögen, felbſt nad 
Zugiehung der Genußtheile zur. Gemeindecaffe, beliefen, — 
und es die Abficht bes Geſetzes nur feyn kann, daß in 
biefem Falle die Umlage bloß auf die Gemeindebürger 
falle, — fo möchte dieß beftimmt auszudrücden feyn. 

Zu Art. 84. Wenn ber Gemarfungseinmwohner zu 
ben Ausgaben der zweyten Klaffe, nach dem Verhaͤltniß 
feiner gefammten Steuerpflichtigfeit, beytragen fol, fo 
wird derfelbe in ben meiften ‘Fällen prägravirt werben. 
Denn, wie können 3. B. die Steuercapitalien von Aeckern, 
Wieſen, Weihern, Sagden u. ſ. f. beygezogen ‚werden, 
wenn von Anfchaffung einer Feuerfprige die Rede ift? 
Hier ift wohl nur das GSteuercapital des geſchuͤtzt wers 
denden Objectd, — der Gebäude, in Anfchlag zu bringen. 
Das gleiche gilt von Beyträgen zur Nachtwache, zum 
Feldſchuͤtz, zu Leichenhäufern, Kirchhöfen, Hebammenans 
ftalten, — in welden Fällen theils das Steuercapital 
ber Häufer, theild das der Feldgüter zum Maaßſtabe zu 
nehmen, — theild auch die Austheilung nach den Köpfen 
oder Familien zu. machen feyn wird. 

Iſt der Gegenftand von der Art, baß er in bereits 
befteheude Nechtsverhältniffe eingreift, fo ift die Sade 
nad der Beſtimmung des Art. 86 dem richterlichen Er⸗ 
fenntniß zu überlaffen und mit allem weiteren Einſchrei⸗ 
ten der Polizeybehörde einzuhalten. In anderen Fällen 
möchte ſich nach ben befonderen Verhaͤltniſſen ein Con— 


JF 


Beylage XCVMI. 81 


eurrenz⸗Maaßſtab ausmitteln laſſen, wenn die Regierungs⸗ 
behoͤrden angewieſen wuͤrden, ein billiges Abkommen 
zwiſchen den Gemeinden und den Gemarkungseinwohnern 
einzuleiten. | 

Zu Art. 85 Nr. 3. Da die Gemarfungdeinwohner 
bey der Aufnahme der Ortsbürger nicht concurriren, fo 
können fie auch zur Unterflügung der Armen nicht anders, 
als freiwillig, beytragen. 

Zu Art. 88. Die, bier in Bezug auf die Korenfen 
vorgefchriebene, * Bekanntmachung wird um fo mehr aud) 
auf die Gemarkungseinwohner auszudehnen feyn, als diefe 
zu den Umlagen der zweyten und der dritten Klaſſe zu 
contribuiren haben. 


Es fcheint übrigens nöthig, daß die Bekanntmachung 


nicht bloß an einen, fondern vielmehr an einige, der 


ftärfft Begüterten gerichtet, und daß die hierzu beftimmte 
Frift auf etwa vier Wochen ausgedehnt werde, 

Tier. VII. Allgemeine Beſtimmungen. 

Zu Art. 93. Es fann der Fall feyn, daß ein Mit 
glied einer engeren Gemeinde die Aufnahme unter laͤſtigen 
Bedingungen in der Ausficht, dereinft in einen größerer 
Antheil kinzuräcen, erlangt bat. In diefem Falle müßte 
‘ihm verftattet ſeyn, zu feiner Zeit in den größeren An» 
theil einrücken zu bürfen. 


Zu Art. 94. Der Entwurf fcheint von der Borauds 


fegung ausgegangen zu feyn, daß die Theilung der Ger 


meindegüter wünfchenswerth und darum moͤglichſt zu bes 
fördern fey. Es ift auch feinem Zweifel unterworfen, 
daß Gemeindegüter, der Negel nad, nicht fo gut benußt 


En 
* 


werden, wie Privatguͤter. In dieſer Hinſicht muß daher 


die Theilung als vortheilhaft erſcheinen. 
Dagegen verdient aber auch erwogen zu werden, daß 


Faͤlle der Noth eintreten koͤnnen, wo der Credit einer Ge⸗ 


meinde einzig von dem Beſitz eines Gemeindeguts abhängig 
iſt. Wird das Gemeindegut vertheilt, ſo kann es leicht 
geſchehen, daß, wenn manche Gemeindsglieder, theils 
durch Ungluͤck, theils durch eigene Schuld, zuruͤckgekom⸗ 
men ſind, — daß dann die ganze Gemeinde keinen Cre— 


dit mehr findet. Dieß kann aber nicht eintreten, wenn 


das Gemeindegut als ſolches erhalten bleibt. Die Sache 
verdient jedoch noch aus einem höheren Standpunkte an⸗ 


geſehen zu werden, Eine Staateverfaſſung ſteht nur dann 


Verh. d. erſt. Kamm. Beyl. Heft III. 6 


N 


82 Beylage CXVIM. 


gehörig feft, wenn der Staatsbürger ftaatsbürgerlichen 
Sinn (Patriotismus) in fi) träge. So ift auch für 
bie Gemeindeverfaffung bey dem Ortebürger ortsbürgerlis 
her Sinn oder Sintereffe für bad Gemeindewohl erfor 
berlih. Das bloße Nebeneinanderwohnen kann die Bande 
des Gemeindeweſens nicht knuͤpfen. Aber der ortsbürger: 
liche Sinn fann fih, fo wie der flaatsbürgerlihe Sinn, 
nur dadurch entwideln, daß fi) das Sinterefje für das 
gemeinfame Befte an das Intereſſe für den eigenen Bor 
theil anfchließt und mit demfelben zufammen verfhmilgt. 

Diefe verfchiedenen Ruͤckſichten vereinigen fid), went 
feftgefegt wird, daß bey der Theilung eined Gemeindes 
guts, jedesmal Cund nicht bloß im dem, Art. 96 bemerks 
ten, Falle) eine, an die Gemeindecaffe zu entrichtende, 
Grundrente auf die einzelnen Theile gelegt werde. Aue 
zunehmen wäre nur der Fall, wo die Revenüen einer 
Gemeinde fo beträchtlich find, daß diefe Summe dod 
wieder an die einzelnen Glieder vertheilt werden mirde. 

Zu Art. 97. Sn dem Falle, wo Pfarreyen und 
Schulen betheilige find, fol eine Betätigung der Pros 
vinzialregierung Statt finden. Dieß beruhet wohl auf 
“der Vorausſetzung, daß die Provinzialregierung an bie 
Stelle ded Kirhens und Schulraths treten foll; denn 
fonft möchte nicht einzufehen feyn, warum gerade biejes 
nige Behörde, die vom Staate beauftragt it, für das 
Belte der Kirchen und Schulen zu wachen, bier ausge 
ſchloſſen wäre. | 

Schließend kehrt Neferent nochmals auf die Acufr 
ferungen des Herrn Negierungscommiffäre in Betreff 
der bieyer vorausgefegten Minderjaͤhrigkeit der Gemein 
den zurüd. 

Wenn der Staat feine VBormundfchaft über die Ge 
meinden weit ausgedehnt bat, fo hat er in dem Verhälts 
niffe diefer Ausdehnung auch feine Verpflichtungen gegen 
die Gemeinden ausgedehnt. Es iſt nicht Sache des weis 
fen Erzieher, den Zögling aus dem Zuftande ber Ber 
ſchraͤnktheit urplöglich hinaus in die Freiheit zu ftoßen. 
Se enger die Stchranfen bisher geſteckt waren, deſto 
behutfamer müffen diefelben nach und nach entfernt wer 
den. Nichts ift ſchwerer, als fi) an den Gebrauch ber 
Freiheit zu gewöhnen, — nichts gefährlicher, als ber 
Mißbrauch der Freiheit. Die Staatsregierung hat ihre 
wohlmwollenden Abfichten durch den, dem ganzen Publicum 
sorgelegten, Gefegedentwurf genugfam dargethan. Sie 


— 
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kroͤne ihr Werk dadurch, daß fie weisheitsvoll das Volk 
dem zu erſtrebenden Ziele ſtufenweiſe entgegenführt. 


AM—α 


Nahtrag. 


- Da ber, von dem Augfchuffe der zweyten Kammer 
erftattete, Vortrag inzwifchen im Drude erſchienen ift, 
erachtet es der dieffeitige Ausſchuß für ſachgemaͤß, denfels 
ben mit feinen Bemerkungen‘ zu begleiten. - | | 

Befonders erfreulich war ed dem bieffeitigen Aus⸗ 


ſchuſſe, zu finden, daß der jenfeitige ebenfalls von dem 
Geſichtspunkte ausgegangen iſt, daß bier_von einem Webers 


gange in einen neuen, von dem. bisherigen ſehr verfchies 
denen, Zuftande die Rede fey, und daß darım forgfäls 
tig darauf Bedacht genommen werden müffe, die nachtheis 
ligen Folgen zu vermeiden, melde ein zu rafcher Webers 
gang nothmwendig herbeyführen würde. | 

Im Einzelnen bemerkt derfelbe folgendes: 

Zu Art. 2. Der vorgefchlagene Zuſatz verbient von 
der erften Kammer angenommen zu werden. 

Zu Art. 8. Hier ift nichts zu bemerfen. 

Zu Art. 12. Das hier Gefagte fcheint dem dieſſeiti⸗ 
gen Ausſchuſſe in hohem Grade beherzigungswerth. 

Es dient, um den, von diefem Ausſchuſſe bereits 
aufgeftellten, Antrag noch weiter zu unterflügen, naͤm— 
lich: daß es der Staatsregierung ausdruͤcklich vorbehalten 
bleiben müffe, in Fällen, wo die vorgefchlagenen Subs 
jecte ihr nicht geeignet erfcheinen, andere Wahlen anzus 
ordnen. Wollte man dieß der Staatsregierung nicht vors 
behalten, fo würde man gerade hierdurch fie in die Lage - 
verfegen, nod einen eigenen Polizeybeamten neben dem 
Bürgermeifter zu beflellen. | 

Zu Art. 13. Die, zu biefem Artikel gemachte, Be 
merkung ſteht mit ber zum vorigen gemachten im Widers 
fireit. Wollte man den Standesherrn, nach dem Antrage 
des Ausfchuffes der zweyten Kammer, das Auswahl» und 
Beftätigungsrecht der Bürgermeifter entziehen, fo würden 
fie von dem, ihnen durch die deutfche Bundesacte und 
das Edict vom 27. März 1820 zuftehenden , Rechte, die 
Tocalpolizey durch ihre Beamten auszuüben, Gebrauch mas 
hen, und überall den Buͤrgermeiſtern Polizepbeamten an 
bie Seite fegen. | 
j 60 
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Da uͤbrigens der vorliegende Gefetesentwurf Feine, 
mit diefer Berechtigung der Stanbesherren unverträgliche, 
Beſtimmung enthält; folglich $. 43 des erwähnten Edicte 
vom 27. März 1820 hier feine Anwendung finden fann; 
fo faun wohl die erfte Kammer an diefem Antrage feinen 
Antheil nehmen. 

Denen, zu den Art. 14, 45 und 16 gemachten, Be 
merfungen tritt der dieſſeitige Ausſchuß bey. 

Zu Art, 17: Sn größeren Bürgermeiftereyen wird 
es fich von felbft ergeben, daß der Bürgermeifier bie 
Sihreiberegen nicht felbft beforgen Fatin. In kleineren 
wird ed oft noch fehmwieriger ſeyn, einen Gemeindeſchreiber 
zu erhalten, als einen brauchbaren Bürgermeifter ſelbſt; 
beſonders einen folchen Gemeindejchreiber, der im Stande 
ift, den Mangel der, dem Bürgernteifter abgebenden, Ge 
frhäftsfenntriß zu erfegen. Der, zu Gunften der Schul 
lehrer angefuͤgte, Wunſch dürfte übrigend nicht felten zum 
Hachtheile der Schulen ſelbſt einwirfen, 

zu Art. 19. Der dieffeitige Ausſchuß hatte dicfelbe 
Erinnerung gemacht und tritt dem hier gemachten Bors 
ſchlage bey. ‚ 

Zu Art. 20. Derfelbe tft auch bier conform. 

Zu Art. 21, 22, 24. Desgleichen. j 

Zn Art. 25. Gerade aus den angeführten Gründen 
möchte ed räthlicher feyn, vorerft jedem Orte feinen eiges 
nen Gemeinderath zu laffen. Der Entwurf. bezeichnet diefe 
Einrichtung ausdruͤcklich ale eine proviforifche, | 
Bu Art. 26. Gegen die, in. Vorfchlag gebrachte, 
Herabſetzung der Zahl der Gemeinderatheglieder findet der 
dieffeirige Ausfchuß nichts zu erinnern. 

Zu Art, 27. Hängt mit dem Art. 14 zufammen. 

Zu Art. 32. Gegen‘ die Bemerfung, daß die Zeit 
des regelmäßigen Zuſammenkommens des Gemeinderathe 
verlängert werde, hat der Ausfchuß der erften Kammer 
nichts zu erinnern. Dagegen fcheint ihm der Antrag, 
daß der Moenat Junius gewählt werde, ebenfalld in mans 
Ken Gegenden der Localitaͤt nicht zu entjprechen, und er 
eiguer fich auch darum nicht, weil diefer Monat in Hin 
ficht auf die zu machenden Umlagen zu fpät fällt. Es möchte 
daber am pajjendften feyn, wenn der Staatsregierung 
hierin freie Hand gelaffen würde. 

Eben fo wenig kann der Ausſchuß der erſten Kammer 
dem Wunſche beytreten, daß dem Gemeinderath verftattel 
werde, ſich fo oft zu verfammeln, als Geſchaͤfte voryan 
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den find, und als es der- Buͤrgermeiſter fir gut — 
ihn zuſammen zu berufen, Es koͤnnte hierdurch allzu⸗ 
leicht eine Stoͤrung des Wirkungskreiſes des Bürgers 
meiſters herbey gefuͤhrt werden, indem der Semetnderath 
„verleitet werden koͤnnte, ſich in die Ausführung einzus 
miſchen. Auf jeden Sal ift es am ſicherſten, vor ber 
s Da bey den Beſtimmungen des Eutwurfs ſtehen zu 
bleiben. 
Zu Art."34 und 35. Hier tritt der dieſſeitige Aus— 
fhuß bey. - 

Zu Art. 36. Der dieffeitige Ausſchuß findet keinen 
Grund, warum derjenige, welcher die Buͤrgermeiſterey— 
wahl ausfchlägt ,. firenger behandelt werden fol, als ders 
jenige, welcher die Wahl zum Deputirten. bey der zwey⸗ 
ten Kammer ablehnt, indem das Bürgermeiſteramt mit 
weit mehr Störungen für das Hausweſen RE 
feyn kann. 

» Zu Art. 37. Der Borfchlag iſt zweckmaͤßig. 

Zu Art. 41... So wuͤnſchenswerth die Gleichſtellung 
der bieffeitigen Provinzen, mit Nheinheffen tft, fo ſieht 
dem. Antrage, doc) das entgegen, daß die Feſtſetzung des 
21 ften Jahres mit den geſetzlichen Beſtimmungen über bie 
Großjährigfeit zufammen hängt, und durd den Antrag 
daher der bevorftehenden Geſetzgebung vorgegriffen wers 
den würde. 

Zu Art. 44. -Der Ausſchuß der erſten Kammer hat 
noch keine Gruͤnde gefunden, um ſeine fruͤher dargelegten 
Anſichten zu aͤndern. 


Zu Art. 45 und 47. Es bezieht ſich der Ausſchuß 
der erſten Kammer auf dasjenige, was zu Art, 41 und 44 
‚bemerkt worden. 


Zu Art, 50, Die Erinyerung des jenſeitigen Aus⸗ 
ſchuſſes beruhet wohl auf einem Mißrerftäudniffe, welches 
dadurch entitanden ift, daß in dem Entwurfe „Gemein⸗ 
derath“ Ratt „Ortsvorſtand“ gefegt worden. In dieſer 
Vorausſetzung hat der Ausſchuß der erſten Kammer nichts 
gegen den Entwurf zu erinnern. 


Zu Art. 31. Der Beſchluß der erſlen Kammer vom 
10. Febr. d. J. iſt folgender: 

„daß die "Staatsregierung zu erfuchen fey, den Staͤn⸗ 

den den Entwurf eines Geſetzes vorzulegen, befien 

Zweck it, die Weitläuftigfeiten und Koflen bey den 

Receptionen der Unterthanen zu entfernen, mit Ruͤck⸗ 
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fiht auf bie, barüber in beyden Kammern gemach⸗ 

ten, Anträge und Bemerkungen.’ 

Es bedarf daher feiner Bemerkung zu biefem Artikel, 
Zu Art. 52. Der Ausſchuß der erften Kammer fins 
bet feinen Grund, von ben Beftimmungen bed Gefegesents 
wurfs abzugeben. | | 

Zu Art: 55, 56 und 57. Der Ausſchuß der erſten 
Kammer findet die gemachten Bemerkungen fachgemäß. 

Zu Art. 58. Die Erinnerung des Ausſchuſſes der 
zweyten Kammer unterftelt, daß den Gemeinden die Res 
ulirung des Gehalted ded Einnehmers überlaffen werden 
olfe. Allein der Entwurf jagt vielmehr: der Gehalt werde 
auf Antrag ded Gemeinderaths durch die Negierung nad 
Berhältniß der Einnahme. beftimmt. | 

Zu Art. 59. Der dieffeitige Ausſchuß ftimmt bey. 
| Zu Art. 67 und 68. Der bieffeitige Ausſchuß findet 

feine hinreichenden Gründe, von den Beltimmungen des 
Entwurfs, — für melden ſich auch die Öffentliche Mein 
nung ausfpridt, — abzugeben. Am menigften fcheint 
ihm dieß in der erften Zeit rathſam. Den zugefügten 
Borfhlag, in Betreff eines Controlbuchs, erachtet er das 
bey für angemefien. | 

Zu Art. 70. Der dieffeitige Ausſchuß ſtimmt bey. 

Zu Art. 71. Deßgleichen. 

Zu Art. 73. Deßgleichen. 

Zu Art. 83, 85, 86 und 88. Deßgleichen. 

- Die, am Schluffe des Vortrags zugefügten, Bemer⸗ 
fungen findet der Ausſchuß der erften Kammer fehr bes 
rücfichtigungsmertb. 

Der Ausfhuß trägt übrigens darauf an, daß ber 
Gefegesentwurf proviſoriſch, bis zum nächften Landtage, 
unter bes Vorausfegung, daß die Staatsregierung bie 
von der Kammer A OR Bemerkungen berüdfichtige, 
Angenommen werde, 
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Weiterer Vortrag des zweyten Ausſchuſſes uͤber den, 
die Verantwortlichkeit der Miniſter betreffen— 
den, Geſetzesentwurf; erſtattet von dem Herrn 
Kanzler Dr. Arens. 


Sn Beziehung auf den, die Verantmwortlichfeit ber 
Minifter betreffenden, Gefegesentwurf haben ſich die bey- 
den Kammern binfichtlich mehrerer Punkte bisher noch ıı: 
feinem gemeinfchaftlichen Befchluffe vereinigen Können. 
Diefe Punfte find in der zwepten Kammer einer nochmas 
ligen Prüfung unterworfen worden. Die, hierauf erfolge 
ten, Abftimmungen ergeben folgende Refultate: J 

J. die zweyte Kammer nimmt ihren fruͤheren Antrag: 
daß zwiſchen die Worte des erſten Artikels: J 

„geſetzwidriger Handlungen‘ 
noch die Worte: 
„oder pflichtwidriger“ 

eingeſchoben werden moͤchten, nunmehr wieder zuruͤck, weil 
auch ſie uͤberzeugt iſt, daß dieſe Worte zu Mißverſtaͤnd⸗ 
niſſen fuͤhren koͤnnen. Sie bringt aber ſtatt deſſen in 
Vorſchlag: daß die, in dem Artikel vorkommenden, Worte 
gegen die Worte: | 

„wegen Nidhterfällung der Großherzog 

lihben Zufagen, ober einer anderen 

Verlegung der Amtspflidten 
vertaufcht werden möchten. 

Der, von dem Ausfchuffe ber zweyten Kammer ers 
ftattete, Bericht gibt Seite 3 felbft zu, daß bie, von dem 
Minifter begangene, Verlegung feiner Amtspflicht fi ims 
mer auf die Berlegung eines beftebenden Ge— 
feße8 reduciren werde. Dadurch räumt er aber 
auch von felbft ein, daß durch bie Worte: 

„geſetzwidriger Handlungen‘ ganz daſſelbe 
ausgefprochen wird, was die —— Worte: 

„oder einer anderen Verletzung der Amts— 

pflichten“ | | | 
andeuten. | 

Der Ansfchuß hält daher die, in Vorfchlag gebrachte, 
andere Faffung der befragten Stelle um fo mehr für ent⸗ 
behrlich, als durch das, in dem Artifel vorkommende, 
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Wort ober Far genug ausgeſprochen wird, daß die Vers 
antwortlichfeit des Miniiterg ſich nicht bloß auf die Nichts 
erfillung der Großherzoglichen Zufagen beichränfe, fons 
dern daß fie auch Wegen anderer gefegwidriger Amts— 
bandlungen Spatt finden fönne, 

Il, Die zweyte Kammer it dem Befchluffe, melden 
die erfie, hinſichtlich der Gontrafignatur der, von dem 
Großherzoge ausgehenden, Verfügungen gefaßt hat, nicht 
beygetreten; fie ift vieimehr, obne deeſes Befchluffes auch 
nur einmal zu erwähnen, bey ihrem früheren Befchfuffe: 

z, dap die Erläuterung über die Rothwendigfeit der 

Contrafignatur der, von dem Großherzoge unmittels 

bar auegehenten, die Staatsverwaltung betreffenden, 

Verfuͤgungen in das Geſetz aufzunehmen, ſey“ 
einftimmig fichen aeblteben, 

Die ganze Tifferen; zwiſchen den Beichlüffen beyder 
Kammerüu beftcht jegt nur nocd darin: daß. die erfte Kam— 
mer die, in dem Gefege ſelbſt auszufprechende, Nothwens 
digleit der Eontrafignatur bloß anf die, fich auf Ber 
faffungsgegenftände beziehenden, Berfügungen 
befchränft wiſſen will, während die zweyte Kammer fie 
auf. die fammtlichen,, die Staatsverwaltung beireffenden, 
Verfügungen dee Regenten ausdehnt. 

Son in dem [egten, von dem Referenten über dies 
[en Gegenftand erfintteren „Vortrage iſt machgemiefen 
worden, daß die Sicherheit, deren die Staͤnde für die ges 
naue Beobachtung der Verfaffung und die Erfüllung der 
Großherzoglichen Zuſagen unerlaͤßlich nothwendig beduͤr⸗ 
fen, nur auf zwey Wegen erreicht werben Fönne: 

entweder . 

41.) dadurch, daß das Gefes die Contrafignatur 
oder Unterfchrift aller, von dem Großherzoge ausgehen, 
den, und Die Staatsapminiftration betreffenden, Berfüs 
—— durch die einſchlaͤgige hoͤchſte Staatsbehoͤrde anordne, 
oder | 


2.) dadurch, daß es in ben Fällen der fehlenden Gons 


traſignatur oder Unterfchrift auch die fammtlichen mittel 


baren Staatsdiener, welche von dem Regenten zur Doll: 


. slehung eines,“ ihnen allerhoͤchſt unmittelbar ertheilten, 


Befehls beauftragt werben, den Ständen eben fo, wie 
die contrafiguirenden unmittelbaren Staatsbeamten, für 
verantwortlich erkläre. 

Daß ber erfiere Meg, wie der Ausſchuß der zweyten 
Kammer glaubt, für die Erreichung des geſetzlichen Zwedes 
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unerläßlich nothwendig eingefchlagen. werben müffe, 
und daß der Iettere in dem 109ten Artikel der Derfafs 
fungsurfunde feinen Unterftügungsgrund finde, ja fogar 
dem Inhalte des 76ten rt. widerfireite, davon Fann der 
Ausſchuß fih nicht überzeugen. Ä 

So viel nämlich —W 

1.) den 109ten Art. betrifft, fo fol dieſer nach der 
Anficht der zweyten Kammer bloß den. Zwed haben, bie 
fammtlichen Staatöbeamten, wegen der genauen Beobadys 
tung der Verfaffung, Einem jeden verantwortlich zu 
‚machen. | 

Mit diefer Auslegung Fann man unmöglich den Sinn 
verbinden wollen, daß wegen Nichtbeobachtung der Ver; 
fafjung Einem jeden aus dem Volfe, oder doch den Vers 
letzten, ein Recht der Anklage gegen den angeblich vers 

legenden Beamten gegeben fey, weil dann der Beamte 

auf eine, mit feiner Eriftenz und Wirkfamfeit unvereins 
barliche, Weiſe den fteten Vexationen fehlechter Menſchen 
Preis gegeben würde. Der Art. fagt aber auch Fein 
Wort davon, daß der Etaatsdiener für die genane Be— 
obachtung Einem jeden verantwortlich feyn folle. Eine 
folhe Verantwortlichkeit kann entweder gar nicht oder 
nur uneigentlich in dem Sinne eriftiren, in weldyem 
der Site Ark. der Berfaffungsurfunde den Einzelnen und 
Gorporationeu, fobald fie fich für verletst oder gedrückt 
halten, und fobald fie den gefeglichen Weg, um bey der 
Staatebehörbe eine Abhuͤlfe ihrer Beſchwerde zu erhalten, 
vergeblich eingejchlagen haben , das Recht ertheilt, fi an 
die ftändifchen Kammern zu wenden. Nimmt man 
Verantwortlichkeit in diefem Cuneigentlichen) Sinne, fo 
würde der 109 te Art, der Verfafjungsurfunde offenbar 
etwas fehr überflüfjiges anordnen, weilfchon der Site Art: 
ganz allgemein, mithin auch wegen folcher Vers 
legungen, welche aus der Nichtbeobachtung der Verfaffung 
hervorgehen, für einen jeden Einzelnen das Recht der Bes 
- fhwerdeführung key ten höheren Staatebehörden und, im 
erfolglofen Falle, felbft bey den Ständen auefprict. 

Der 109te Art. in welchen die Worte: ‚;infofern fie ‘ 
in Folge von Befehlen ihrer vorgefegten Behörden hans 
bein ‘’ auf den Borjchlag der Staatsregierung aufgenoms 
men worden find, muß daher nothwentig einen andern 
Sinn baben. 
.  Diefer Sinn kann nur der ſeyn: daß auch die fämmts 
lichen uͤbrigen Etaatsdiener, den jo eben erwähnten Aus— 


\ 
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nahmsfall allein abgerechnet, "gleich den Staatsminiftern 
dem Großherzoge und den Ständen verantwortlid) feyn 
folen. Daß der 109. Art. bloß von ber Beobachtung der 
Verfaffung redet, kann wohl darum nichts entfcheiden, 
weil es ſich von felbft verfteht, daß die Großherzoglichen 
Zufagen überhaupt eben fo genau, wie diejenigen, welde 
in der Verfafjungsurfunde enthalten find, befolgt werden 
müffen; der 109te Art. mithin auch auf die fämmtlichen 
Großherzoglichen Zufagen um fo gewiſſer Anwendung fin 
det, als fchon der, die Verantwortlichkeit der Minifter 
betreffende, Geſetzesentwurf die genaufte Erfüllung dieſer 
Zujagen zur Pflicht macht. Ä | 

2.) Es wird fih aber auch nicht behaupten laſſen, 
daß der 96te Art. der Berfaffungsurfunde der Verant⸗ 
wortlichfeit der untern Staatsbehoͤrden, fo weit fie von 
dem Großherzoge Allerhöchftunmittelbar erhaltene Befehle 
zur Ausführung bringen, widerftreite. Denn, wenn gleich 
dieſer Artikel die Stände verpflichtet, mit Feiner andern 

Behörde als dem Großherzoglichen Geheimen Staatemis 
nifterium und den Großherzoglichen Landtags» Kommifs 
farien, in Benehmen zu treten, fo liegt hierin doch durdy» 
aus Fein Hinderniß, um durch das Minifterium zur 
Kenntniß derjenigen Thatfachen zu nelangen, weldyer die 
Stände bedürfen, um über die‘ Slegalität der unteren 
Stastebehörde urtheilen und hiernächft eine Anklage gegen 
fie erheben zu koͤnnen. 

Es verfteht ſich ganz von felbft, daß das Miniſterium 
verpflichtet ift, auf das Anfinnen der Etände, von ber 
unteren Staatsbehoͤrde Bericht einzuziehen, und die Re 
fultate diefer Berichtderftattung den Ständen mitzutheilen. 

Alles übrige was der Bericht des Ausſchuſſes der 
zweyten Kammer über das Bebürfniß der Contrafignatur 
ausgeführt bat, fcheint mehr geeignet zu feyn, um die 
überwiegenden Bortbeile der Gontrafignatur ale die ums 
erlaͤßliche Nothwendigkeit derfelben nachzumeifen. 


Auch die erfte Kammer bat diefe überwiegenden Vor⸗ 
theile nie verfannt ober bezweifelt, wie diefed die, von 
ihrem Ausſchuſſe erftatteten, Vorträge und die ber zwey⸗ 
ten Kammer gemachten Mittheilungen zur Genüge darthun. 


Der Ausſchuß der erften Kammer ift andy noch jest übers 
zeugt, daß der, in dem Verantwortlichkeitsgeſetze ſich ans 
fündigende , gefeßliche Zweck fomohl durd das eine ald 
durch das andere der oben angeführten Spfteme, weil 


) 
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ed beybe nie an einem verantwortlichen Subjecte fehlen 
laffen, erreicht werden koͤnne. Allein. er theilt die Anficht 
der zweyten Kammer, daß der gefegliche Zweck durch das 
Gontrafignaturfpftem weit beffer und leichter zu erreichen 
ift. Er ift ferner überzeugt, daß das eine oder dad ans 
dere Syſtem confequent durchgeführt ‚werden müffe, und 
daß beyde Syſteme, die wefentlic von einander abwei⸗ 


‚hen, obne auf bedeutende Schwierigfeiten in der Auds 


führung zu ftoßen, nicht mit einander verbunden werben 
fönnen. 


Die erſte Kammer bat in ihren Abftimmungen bad 
legtere der oben angeführten Syſteme ald Regel ans 
— ſie hat aber auch in der Mehrheit ihrer 

timmen das Contraſignaturſyſtem in Anſehung aller, 


- fi) auf Verfaſſungsgegenſtaͤnde beziehenden, Verfügungen 


des Großherzogs adoptirt. Die Verbindung diefer bey» 
den Syſteme fcheint nicht ganz folgerichtig zu feyn. Die 
erfie Kammer wird fi daher , nachdem die zweyte Kam⸗ 
mer ihren Anfichten nicht beygetreten ift, dringend anfges 
fordert .fühlen,, fich für das eine oder das andere Syſtem 
ausſchließend zu erflären. = 


Unter dieſen LUmftänden find demnach für bie erfte 
Kammer geeignete Gründe vorhanden, das Contrafignas 
turfoftem , welches fie theilweife bereitd angenommen bat, 
zur allgemeinen Pegel zu erheben, und fih fo dem, 
von der zweyten Kammer befchloffenen, Wunſche anzus 
fchließen: daß die Erläuterung über die Nothwendigkeit 
ber Gontrafignatur aller, von dem Großherzoge unmittels _ 
bar ausgehenden, bie Staateverwaltung betreffenden, 
Verfügungen in das Gefeg aufgenommen werden möge. 


11I. Die zweyte Kammer ift ferner bey ihrem früher 
ren Befchluffe ſtehen geblieben, daß die Anflagen gegen 
diejenigen oberfien Staatsbeamten gerichtet werden müffen, 
welche eine, die Staatsverwaltung betreffende, Verfügung 
contrafignirt oder unterzeichnet haben. Die erfte Kammer 
wird auch noch jet Anftand nehmen muͤſſen, dieſem Bes: 
fchluffe ihre Zuftimmung zu ertheilen, weil fie ſich nicht 
für befugt halten kann, durch diefen Befchluß der Orga» 
nifation der hoͤchſten Staatsbehörbe, welche unbedingt und 
ausfchließlich von dem Willen des Großherzogs abhängig ift, 
vorzugreifen, und weil, wie es ſich fchon in den früheren 
Vorträgen ihres Ausfchuffes ausgeführt finder, lediglich 
von der Organifation bed Minifterinmsd abhängen wird, 
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ob dem Befchluffe der zweyten Kammer Folge gegeben 
werben koͤnne, oder nicht? 

Es laͤßt fih fogar eine Einrichtung denken, bey 
welcher die Ausfuͤhrung diefes Bejchluffes eine wahre Um 
gereimtheit zur Folge haben wurde. | 

Sollte naͤmlich die collegialifche Verfaffung des Mis 
nifteriums Eeybebalttn, und dem Minifier oder dem Ne 
ferenten das Gefhäft der Gontrafignatur übertragen wers 
den, fo würde, wenn ber Beſchluß der zweyten Kammer 
zur Ausführung Fame, gegen denjenigen eine Anklage ers 
boben werden koͤnnen, welcher, von den uͤbrigen Mitglie— 
dern bes Collegiums überftinnmt, an bem illegalen Des 
‚fchluffe der höchſten Staatsbehörde gar feinen Antheil ges 
nommen hat. | 

Der Ausfchuß ift Daher der Meinımg , daß bie Bes 
zeichnung des verantwortlichen Subjects lediglich der Ber 
flimmung bed Großherzogs überlaffen bleiben muͤſe. 

- IV. In Anfehung der Frage: ob die Anklage aud 
' bloß von einer Kammer ausgehen koͤnne? hat die zweyte 
Kammer ihren fruͤhern Befchluß nunmehr verlaffen; indem 
fie deßfalls dem, von der erften Kammer gefaßten, Be⸗ 
fchluffe beytritt, wodurch alfo diefer Gegenftand feine volle 
Erledigung erhält. | | | 

 V, Die zweite. Kammer bat dem Beſchluſſe der erſten: 
daß die Ergänzung des, nicht vollftändig befesten, Ober: 
appellationsgerichts zundchft durch ehemalige Oberappellar 
tionsgerichtöräthe gefcheben möge ihre Zuftimmung ver’ 
fagt. Da. über diefen Gegenftand auch in der erften Kants 
mer die Anfichten fehr geteilt waren, da ferner die erſte 
Kammer auf diefen Borfchlag ein befonderes Gewicht zu 
legen feine Urfache hat, und ba es fehr wuͤnſchenswerth 
erfcheint,, daß ſich die beyden Kammern zu einem gemein 
famen Befchluffe vereinigen mögen; fo trägt der Ausſchuß 
darauf an, daß die Kammer auf diefem Borfchlage nicht 
weiter beharren möge. 

VI. Die zweyte Kammer hat ihren früheren Be 
ſchluß, die Etaatsregierung um eine zweckgemaͤße Gentras 
üfirung der Staatsverwaltung zu erſuchen, in ihrer lege 
ten Abſtimmung wiederholt erneuert. 

Da bie erfte Kammer eine zweckgemaͤße Gentralifirung 
leihfals für winfchenswerth erachtet, und dem Be 
—* der. zweylen Kammer bloß vorzuͤglich aus dem 
Grunde nicht beygetreten ift, weil fie eine Centraliſirung 
aller.ummittsibaren Behörden, in eine einzige nicht 
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wohl fuͤr ausfuͤhrbar erachtet; ſo glaubt der Ausſchuß, in Er⸗ 
waͤgung, daß zur Vorbringung dieſes Wunſches an dieſem Orte 
allerdings einige Veranlaſſung vorliegt, darauf antragen 
zu koͤnnen: daß ſich die erſte Kammer dem Beſchluſſe der 
zweyten Kammer in fo weit, als er auf eine zweckge⸗— 
näße Sentralifirung der böchften .Staatsbehörben in eine 
gerichtet iſt, anfchließen möge. ’ 

VII. Ueber die Form des richterlichen Urtheils, ins 
foweit daffelbe auch zugleich über die Wicderanftellung des 
von dem Amte Entfernten zu entfcheiden befugr ift, was 
ren die Anfichten beyter Kammern bisher verfcjieden. 
Diefe Differenz iſt nunmehr dadurch befeitigt, daß die 
zweyte Kammer den Anfichten der erfien Kammer beyges 
treten ift. | 
VIII. Bon ber. erjten Kammer war der Borfchlag 
‚ ausgegangen , daß die, auf die Anklage der Minifter ıc. 
gerichteten, Anträge und die darüber zu eröffnenden Diss 
cuffionen nur in vertrauten, und nicht in öffentlichen 
Sigungen vorfommen, und die, über diefen Gegenfland 
vorfommenden, DBerbandlungen nicht eher dem Drude 
übergeben werben follen, als bid die Anklage definitiv 
‚ bejchloffen worden jey. 

Die zweyte Kammer ift diefem Borfchlage nicht bey» 
getreten, Der Bericht ihres Ausfchuffes hat indeffen hiers 
über bemerft, daß man der Delicatefie der Rammer wohl 
zutrauen dürfe, daß fle von dem ihr verfaffungsmäßig 
zugeftandenen Rechte der öffentlichen Verhandlung (Vers 
fallungsurfunde Art. 99, 100) feinen ungiemenden Ges 
braudy machen werde. 

Der Ausſchuß ift der Meinung , daß man von bie 
ſem Vorfchlage um fo mehr abgehen könne, ald gewiß zu 
erwarten ift, daß dad Benehmen der zweyten Kammer 
der Bemerfung ihres Ausfchuffes entfprechen wird, und 
als nach dem, über die Deffenrlichfeit der Verhandlungen 
beftehenden, Reglement die Nichtöffentlichkeit_ einer i⸗ 
tzung der zweyten Kammer bloß durch den Willen einiger 
darauf antragender Mitglieder veranlaßt werden kann. 
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C. 


Bortrag des erften Ausfchuffes der erften Kammer, 
als Einleitung zur Berichtderftattung über das 
Budget; erfiattet von des Prinzen Emil von 


Heffen Hoheit. 


Bevor ber erfte Fe bie Ehre bat, ber hoben 
Kammer die einzelnen Abfchnitte des, ihm zum Bericht 
übergebenen, Budgets vorzutragen, glaubt er einige all 
gemeine Bemerfungen vorausjchiden und ebenfalld der 
Prüfung unterwerfen zu müffen, um ficher zu ſeyn, in 
der Art des Vortrags den Anfichten der hohen Kammer 
zu entiprechen. — Bon allen Gefeßedentwürfen , die vers 
faffungsmäßig der Zuftimmung beyder Kammern ber 
Staͤnde des Großherzogthums bedürfen , unterfcheidet ſich 
ber Entwurf des Finanzgefeges durch das Eigenthuͤmliche 
feines Ganges. Zuerft der zweyten Kammer vorgelegt, 
gelangt das Gefeg nur, nachdem ed von derfelben ange 
nommen ift, an bie erfte Kammer, welche, nach den Ber 
ftimmungen der Verfaflung, ed nur im Ganzen annehmen 
oder ablehnen kann. Aus diefem befondern Gange geht 
aber zugleich hervor, daß das Finanzgefeg , fcharf ger 
fchieden von jeder weiteren geſetzlichen Beftimmung, zur 
Discuffion gebracht werden muß; denn ein Zufammenfafs 
fen ſolcher Beftimmungen, bie, um gültig zu werben, 
auch in den einzelnen Theilen der Beyftimmung beyder 
Kammern bedürfen, mit den Beftimmungen des Auflage 
geſetzes würde den Rechten der erften Kammer zumider 
laufen. Obgleich das vorliegende Gefeß Feine Gelegenheit 
gu diefer Bemerkung gibt, fo glaubte doch der Ausfchuß 
ey Berichtserftattung des erften Budgets, mo es ſich 
zugleich davon handelt, der hohen Kammer Rechenſchaft 
von den Grundfägen abzulegen, von welchen der Ausſchuß 
bey der Abfaffung feines Berichts ausgeht, diefe Bemer⸗ 
kung nicht übergehen zu dürfen. Obgleich ferner nur dad 
gefammte Gefeg und nicht deſſen einzelne Artikel einer 
Genehmigung oder Verweigerung unterliegen, fo gibt doch 
allein die Tüchtigfeit und Zweckmaͤßigkeit der einzelnen 
"Artikel, fowie das Nügliche und Notbwendige der eins 
zelnen Ausgabepofitionen den Maaßſtab zur Empfehlung 
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bed Geſetzes im Ganzen. Indem ber Ausfchuß daher je⸗ 
den einzelnen Poften des Budgets, fomwohl der Ausgaben 
‚ wie der Einnahmen, einer forgfältigen Prüfung unterwors 
fen bat, glaubt er eben fo der hohen Kammer eine jede 
Abtheilung befonderd vortragen zu müffen, um fo mehr, 
als diefer Vortrag Gelegenheit zu den Bemerkungen und 
Wuͤnſchen der Kammer gibt, welche der Staatsregierung 
vorzutragen, felbft bey Annahme bes Geſetzes, immer 
Recht der erften Kammer bleibt. In der Folge der Bors 
träge wird der Ausfchuß fi der Nothmendigfeit fügen, 
den Theil der Ausgaben vor dem der Einnahmen vorzus 
tragen, da bie legteren, der Natur des Staatshaushalts 
gemäß, durch die erften bedingt werden. Uebrigens läßt 
die. fo fehr verlängerte Dauer des Landtags, und bie 
Nothwendigfeit, bald Erleichterung den Steuerpflichtigen 
zu gewähren, weldye unter den Wirkungen des fehr aus 
gedehnten Syſtems der directen Steuer ſchwer leiden, den 
Ausfhuß die Nachſicht einer Hohen Kammer hoffen, wenn 
er in feinen Vorträgen furz und vielleiht nicht durchaus 
erfchöpfend feyn follte, Alle Belege, die von der Staates 
regierung mit einer beyfpiellofen Offenbeit mitgetheilt wors 
den find, liegen überdieß in den. Sigungszimmern des 
Ausfchuffes zur Einfiht der verehrlihen Mitgliedern ber 
bohen Kammer bereit. | | 
Schließlich hält fi der Ausfchuß für verbunden, bier 
einer Differenz Erwähnung thun zu müffen, die im Laufe 
der Discuffion des Budgets ſich zwifchen ihm und dem 
erften Ausfchuß der zweyten Kammer erhoben hat. Der 
Art. 67 der Verfaſſung beftimmt, daß, bevor die zweyte 
Kammer ihre Befchlüffe über das Finanzgefe falle, fie 
fi) mit der erften Kammer durd die Ausſchuͤſſe vertraus 
lich beſpreche. Diefe Befprechungen der Ausſchuͤſſe, zu 
welchen die hohe Kammer ihren Ausfchuß in einer frühes 
ren Sigung ermächtigt hatte, fanden Statt; allein man 
machte die Erfahrung, daß feine der bieffeitigen Bemer⸗ 
fungen Aufnahme oder Erwähnung in dem Berichte des . 
Ausfchuffes der zweyten Kammer fand , mas dody noth» 
wendig der Fall feyn muß, wenn dem Sinne des 67ſten 
Artikels Genüge geleiftet werden fol. Denn nicht die 
Ausſchuͤſſe, fondern die Kammern durch die Ausfchäffe, 
follen ſich vertraulich befprechen,, alfo muß die zweyte 
Kammer aud) die Anfiyt der erflien durch ihren Ausſchuß 
erfahren. Es wurde daher im Ausfhuß für nörhig ers 
achtet, gegen dieſen Gefchäftsgang die Rechte der boden 
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Kammer zu wahren, welches auch im einem Erlaffe vom 
28. Febr. wirklich geichab. 

Die Geſchäftsordnung, die eigentlich näber beftims 
men follte, in welcher Art diefe vertrauliche Befprechung 
Statt zu finden babe, bezieht ſich allein auf das Editt 
vom 18. März und enthält nichts über dieſe, zuerft in 
der Verfaffungsurfunde vorkommende, Beſtimmung. Die 
demnächftige, wohl nicht zu umgebende, Reviſion der 
ea bietet der hoben Rammer alle Gele 
genheit , das Nöthige in Betreff diefes Rechts zu wahr 
ren; eines Rechtes, das nicht unbedeutend und beſonders 
fachfördernd ift. 

Der Ausfhuß hat die Ehre, daß hierauf Bezug ha: 
bende mit den übrigen Protofollen der Ausfchußiigungen, 
als zu den Acten der hohen Kammer gehörig, bierbey zu 
übergeben. 


CI. 


Boing des erften Ausfchuffes der erften Kammer, 
betreffend den Hauptvoranſchlag der Otaatd 
einnahmen und Ausgaben des Großherzogthumd 
Heffen, für die Zahre 1821, 1922 u. 1823, 
insbefondere die dritte Hauptabtheilung der 
Staatdausgaben, Penſionen; erftattet von des 
Prinzen Emil von Heſſen Hoheit. 


Pr 


Die dritte Hanptabtheilung des Hauptvoranſchlags 
betrifft das Penſionsweſen, uͤber welches ich, in Auftrag 
bes erſten Ausſchuſſes, die Ehre haben werde, der hohe 
Kammer Bericht zu erſtatten. 

Der Penfionsetat umfaßt fowohl das Civil, mie dad 
Militär: beyde waren bisher von einander gefchieden; 
da fie aber ihrer Natur nach, und zur Vereinfachung der 
Verwaltung, hinfüro auf einen Etat, den allgemeinen 
Menfi onsfonds, gebracht werben ſollen, fo wird ſie ber 
Ausſchuß in einen Bericht zufammenfaffen. 


\ 


= 


folgende. 
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Der Gefammtbetrag der Gi: 


vilpenfionen beträgt. » . » 254,713 fl. 15 fr. 3 PR 
Der der Milttärpenfionen 80,521 40 " 


Die Summe beyber demnach 335,204 fl. 53 kr. 3Pf. 


Saͤmmtliche Penſionen beruhen auf rechtlichen Titeln 
oder decretsmaͤßigen Vertheilungen, die feiner Verminde⸗ 
rung unterliegen, und die zweyte Kammer hat ſo wenig 
Anſtand genommen, ſie zu verwilligen, als der Ausſchuß 
Anſtand nimmt, anzutragen, die hohe Kammer möge ſich 
mit dieſem Beſchluſſe vereinigen. | | 

Die Abſtimmung der zweyten Kammer iſt wörtlih - 


( Legatur, ) 


Den Urfprung ber Givilpenfionen betreffend, hat ber 
Ausſchuß Der zweyren Kammer eine Abtheilung der Pens 
fionen getroffen, der eine fehr genügende Weberficht ges 
währt, zugleich aber auch die Ueberzeugung gibt, daß 
binfichtlich anderer Staaten die Maſſe der Penfionen, 
die die Stantscaffe zu zahlen hat, fehr günftig fich her» 
ausſtellt. a 

Die vermöge Staatsverpflichtungen übergegangenen 
Penfionen werden nady und nach dem Staat heimfallen, 


chne fih in demfelben Grade zu erneuen. 


Nicht ganz daffelbe möchte von den Penſionen gelten, 
auf welche die Dienftpragmatif in Zufunft Anfpruch geben 
wird. Hier möchte das Verhaͤltniß der Fünftigen ſich bes 
deutend hoͤher, wie das der bisherigen fiellen. Da aber 
die Bellimmungen der Pragmatik, hinſichtlich der Penſio⸗ 
nen, in der Berfafjungsurfunde garantirt find, fo iſt 
hierüber für jest nichts weiter zu bemerfen. 

Penfionen als Gnadenbezeugungen koͤnnen eben fo 
wenig in Zukunft, wie bisher wegfallen; nur wird zu 
erwarten feyn, was die Staatsregierung in Betreff eines 
dieſerhalb ftändigen Penſionsfonds den Ständen eroͤff⸗ 
nen wird. | 


rm 
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CH. 


Vortrag des erften Ausfchuffes der erften Kammer, 
betreffend : den Hauptvoranfhlag der Staats: 
einnahmen und Ausgaben des Großherzogthums 
Heilen, für die Fahre 1821, 1822 u. 1825, 
insbefondere den Ausgabepoften zur Grhal: 
tung des Militärs und ver Milttäranftalten ; 
erjtattet von ded Prinzen Emil von Hefien 


Hoheit, 


Die fünfte Hauptabtheilung bes Voranfchlags dei 
Budgets für die Jahre 1821, 1822 und 1823 nimmt 
zur Unterhaltung des Militärs und der Militärankalten 
die jährlihde Summe von 1,086,953 fl. in Anfprud. 
Diefe Summe wurde im Yaufe des ‚Landtags durch 
eıne weitere Forderung von 16,302 fl zur Dedung ber 
Koften der neu zu errichtenden reitenden Artillerie und 
Sappeurcompagnie bi& auf 1,103,235 fl. erhöht. Ueber 
diefen Abfchnitt der Ausgaben werde ich die Ehre haben, 
im Namen des Ausfchuffes einer hohen Kammer Bericht 
abzuflatten, 

Schon der Bericht des erften Ausſchuſſes der zweyten 
Kammer erfannte, daß bey Beurtheilung des Beduͤrfniſſes 
des Militäretatsd von einem ganz anderen Gefichtepunfte, 
als bey Beurtheilung aller übrigen Staatsausgaben, aus— 
zugehen fey; indem’ die Verhältniffe des Großherzogthums 
zu dem deutſchen Bunde die Verbindlichkeit anferlegten, 
den Beſtimmungen deffelben binfichtlich der Bundes » Mir 
Iitärleiftungen nachzukommen. Diefe Verbindlichkeit if 
auch von feiner Seite verfannt worden, wie fi im 
Laufe der Discuffion in der zweyten Kammer, fomohl 
von Seiten der großherzoglihen Commiſſaͤrs, bey Erlaͤu— 
terung "über die Formation des Corps, als auch von ben 
Mitgliedern der Kammer in ihren Aeufferungen zur Ge 
nüge herausgeſtellt bat; und da diefe Anficht gewiß in 
diefer boden Kammer feine Gegner findet, fo würde es 
fo unnoͤthig, ale zeitraubend feyn , bierbey zu vermeilen. 
Diefe Verbindlichkeit, den Bellimmungen der Grundzüge 
ber Sriegsverfaffung des deutichen Bundes zu folgen, iſt 
jedoch nicht die einzige Ruͤckſicht, die bey Beurtheilung 
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bes: Militäretatd den Ständen zur. Norm bieten kann; 
' denn ed muß wohl bemerft werden, daß ber Bund nur 
ein: Minimum in Anfpruch nimmt, d. b. er beflimmt die 
Anzahl und das Berhältniß ‘der Truppen, die unums 
gängfich im Frieden und in gemöhnlihen. Fällen des 
Kriegs gehalten werben müffen. Ob und was über 
biefes: vom Bund verlangte Minimum an Truppen zu 
Balten fey , ift eine’ weitere Frage, deren Loͤſung, von 
Loralverhältniffen abhängig, den verfchiedenen Staaten 
überlaffen bleiben mußte, und wenn Staatd» ober andere 
Ruͤckſichten ven Großherzog veranlaffen fönnten, ein Hals 
ten von Truppen. über diefe Bundespflicht für nöthig zu 
erachten, und Er deßhalb eine Forderung, im Sinn: des 
Art. 4 der Verfaſſung, an. die Stände des Großherzog⸗ 
thums gelangen ließe, fo würden fich diefe nicht. weigern, 
dieſe Rüdficht bey Verwilligung der Militärerigeng eben» 
falls zu beachten. DR —— 

Dieſe Bemerkung hier einfließen zu laſſen, ſchien dem 
Ausſchuſſe um fo nothwendiger: * 

1.) weil ſelbſt in dem Bericht des Ausſchuſſes der 
zweyten Kammer angenommen iſt, als haͤtten die Beſtim⸗ 
mungen der Bundesgrundzuͤge das Maximum des zu hals 
tenden Militaͤrs zur Norm angenommen, und | 
7.9) weil die Annahme diefed Grundſatzes zur Folge 
haben’ fünnte, daß im Fall’ des Ausmarfches des Bundess 
contingents nebft Reſerve, das Großherzogthum ganz von 
Truppen entblößt ſeyn würbe. 

Eine weitere Ruͤckſicht, die ficher Fein Landfland aus 
den Augen jegen. möchte, wenn von Dermilligung zur 
Unterhaltung des Militärs die Nede tft, liegt in dem, 
was ein treued, ehrenvolled, Feine Aufopferungen und 
Gefahren ſcheuendee, Truppencorps zur Erhaltung feiner 
Tüchtigkeit mit Recht in Anſpruch nehmen darf. Denn 
der Ausfhuß darf fiher auf Genehmigung feiner Anficht 
von Seiten einer hoben Kammer redhnen, wenn er ans 
nimmt, daß die, allerdings verhältnigmäßig bedeutenden 
Ausgaben für das Militär nur durch deffen Tüchtigfeit 
gerechtfertigt- werden, und durch die Nothwendigkeit, im 
Frieben die Koften zu einer foihen Ausbildung zit ges 
nehmigen, die allein diefe Tüchtigkeit zu geben vermag. 
Zu diefen Ruͤckſichten geſellt ſich nun noch die, welche die 
Liebe zu dem angebornen Vaterland und unfre Pflicht 
uns ins Herz fchreibt, nämlich den Aufwand fo viel nur 
irgend möglicdy mit den ſchon großen Laflen, die auf dem 


7, 


100 Beylage CH. 


Lande ruben, und die ein Erbtheil ſchwerer gewaltiger 
Zeit find, in Verbältnig zu bringen. Ständen, melden 
die Borjehung einen fo liebevoll gefinnten Fürften, wie 
den unfrigen gab, wird es nicht ſchwer werden, leßtere 
Ruͤckſicht mit den übrigen zu vereinigen und. ber vorlies 
gende Militärerfordernigetat beftätigt neuerdings diefe 
Wahrheit. Der, von dem Großberzoglichen Oberkriegs⸗ 
colleg gefertigte, Voranfchlag für das Jahr 1820, des 
erften unferer ftändifchen Berfammlung, betrug 1,402,846 fl. 
Diefer,, nach den bisherigen und fünftig wahrſchein⸗ 
lichen Bebürfniffen berechnete, Boranfchlag erwedte die 
Beforgniß des —— daß dieſe Summe in den 
gegenwaͤrtigen Zeitverhaͤltniſſen fuͤr das Land allzu druͤ⸗ 
chend ſeyn wuͤrde. Ein Militaͤrcomité wurde daher nie⸗ 
dergeſetzt, mit dem ſpeziellen Auftrage, alle diejenigen 
Vorſchlaͤge zu Erſparniſſen Allerhoͤchſten Orts vorzulegen, 
die nur immer mit der ehrenvollen Aufrechthaltung des 
Militärs vereimbarlich wären. Ä 
In Folge diefes befahl der Großherzog: vom Mills 
täretat, als nicht dahin gehörig, die Koften für andere 
Staatsausgaben, wie das Landficherungscorpe umd die 
Bewahung der Givilgefängniffe im der Summe von 
87,550 fl. in by Ni auf andere Etats zu bringen, 
und aufferdem den Voranfchlag um weitere 228362 fl. ir 
mindern, welche Summe an folgenden Augsgabepoften in 
Abzug kam: | | 
1.) Herabfegung an Mann und Pferden . 53,986 fl. 
2.) —— des beſonders berechneten Quar⸗ 
tiergeldes für beweibte Mannſchaft. . 14,718 
3.) SHerabfegung des Preifes für 
Fourrage . 0. 3,700 fl. 
Brod . A : ; . 2,090 
Dil. R } i ; 295 


4.) Minderung des Boranfchlags 
für Reparatur ‘ f ’ 
Gafernen, Meubles und Pferr 
deftandsslinterbaltung. . 6,890 ' 
Medicin für Mann und Pferd 6,013 
Armatur und NRemonte. .. 12,213 
Munition .» R A . 1,585 
Montirungstammer« Miethe .. 390 





J 


— — — — —— 


Latus 29,506 fl. 62,389 fl. 
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Transport 
Heigung ber Wachtſtuben . 
Bergütung ber Trainfoldaten. 
Holz der Garde-Chevaurlegers 
Unterhalt der Gebäube. 
Gratification und Unterſtuͤ⸗ 


4109 


110 
7% 
1,191 


— 10,000 


tzungen. . 3,000 
Unvorhergeſehene Ausgaben . 20,000 


5.) Folgen von 3m. 4, 
Erercierzeit , einfchlieplich der 
6,803 fl. diefes Betreffs für 

die Garde⸗Chevauxlegers 
Dreffur der Recruten . . 


‚ 6.) Durch veränderte Einrichtungen 
wurde weiter erfpart: 
An Rationſchwere der Genes 





— 64,597 


. 14,033 


2,185 


— 10818 


raladjutantur . ; > 1,308 
Salpeter s Rechnungamefen -. 30 
Bureaumiethe des Herrn Obrifts 

lieutenants Hundhaufen =» 150 

 Gantoniftenverpflegung - 2,855 

Trainfoldaten des Generals 

ſtabs 172 
8. Garde» Chevaurles | 

gers. D — 2,702 fl. 

Dreſſur der Recrus 

ten. . . 6,823 Be 

9,523 
. Artillerie : ’ j 
Rationſchwere 240 
2 Trainfoldaten 2372 
3 Spielleute. . 355 
| 867 

Infanterie: 

40 Syilleute . 4,773 2 
die entlaffen wurs . ' 
den. \ 

Mufit . . 4,822 

| 0,595 

Allgemeines Depot « 12,571 





Latus 37,073. 143,804 fl. 
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J Trausport 37,073 fl. 143,804 fl. 
Regiment Prinz Emil . . 41,751 
Aerztliches Perfonal . 9,200 
Durch verminderte Anzahl der. 
Secondlieutenante , . 13,700 
Henderung der Montirung .„ 6,343 
Verringerung der Nationen 


zahl (47) RR . 8,006 
Minderung der Garde du 
Corps ne 


| u Summa 264,531 fl, 
7.) An diefer Summe gehen ab: Wr 
a) Was davon noch jetzt im 
Erforbernißetat: flebt und 
nur nad und nad) ausfällt: 
Garde du Corps, 4,654 fl. 
Reſt des allgemei⸗ 
nen Depot . 92,344 
Reſt d. Regiments 
Prinz; Emil . 4,592 
Aggregirte  Offis 
ciers u. Unter⸗ 
officiers d. In⸗ 
fanterie ..11,569 


b) Was durch Avancement zu⸗ 
egangen iſt, ehe der neue Er⸗ 
— **& Etat aufgeſtellt 
wurde— 413,010 
36,169 





23,159 





— — — — 


228,362 fl. 


Auf dieſe Art zurückgeführt, finden wir im Budget 
für das Militärbedürfniß der gegenwärtigen Finanzpe⸗ 
riode 1,086,933 fl. voranfchlagt. 

Bey den vertraulichen Befprechungen die, in Folge 
bes Art, 67 der Verfaffungsurfunde, zwifchen den Aus⸗ 
fchüffen beyder Kammern Statt fanden, ſtelite fich eine Ber, 
Ichiedenheit der Anfichten in mehreren Puncten dar. 

Der Ausfhuß der zweyten Kammer, ber, wie auch 
in feinem Berichte gefagt iſt, bey feinen Berechnungen 
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‚über die numeriſche Stärke des Truppencorps ben. Bes 
ſtimmungen der Grundzüge der Militärleiftungen des Deuts 


ſchen Bundes gefolgt ift, glaubte den Sinn derfelben richtig 
aufgefaßt zu haben, indem er nur den Betrag bee Com 
tingents, das nach $.1 ber Grundzüge zu Einem Procent 
der Bevölferung beſtimmt ift, als der Bundespflicht ges 
nügend erfannte, dagegen annahm: die, nad) $ 3 der: 
feiben Grundgüge betimmte, Reſerve von z Procent ber 
Bevölferung fey nur in: auflerordentlichen Faͤllen erfor» 
derlich, daher darauf im Frieden feine weiterg Ruͤckſicht 
zu nehmen. fey, als 5 ber ECadres derfelben an Dfftcierg 
und Unterofficters zu unterhalten, indem die Bundesbes 
fehlüffe feiner gemeinen Mannfchaft erwähnten. Der die 
feitige Ausfchuß vereinigte ſich mit dem Begriffe des Einen 
Procents des Contingents; war jedoch mit der Auslegung, 
die die Staatsregierung den Grundzügen über die Res 
ferve gab, einverftanden, daß erſtlich, wie $. 36 aus⸗ 
druͤcklich beftimmt und in den beyfolgenden Tabellen aud) 
numerijch ausgeführt ift, der größere Theil der Cadres, 
das it 3 derfelben im Frieden prefent zu halten fey, und 
zweytens die gemeine Mannſchaft dieſer Neferve im Fries 
den zwar nicht prefent, aber-doch fo einzuüben fey, Daß es 
möglich werde, den Beftimmungen ber Bundespflicht nach— 
zukommen, um, wie folches $. 36 verlange, in der 
angegebenen Zeit (Clängfiens 10 Wochen) volls 
ſtaͤndig geübte Regimenter, Bataillong und 
Schwadrons marfhfertig aufftellen zu koͤn— 
nen. Wie richtig die Anſicht der Staatsregierung, der 
der diefleitige Ausihuß beyftimmte, in Bezug auf bie 
Meferve war, gebt zur. Genüge aus den, am 12. April 
diefes Jahrs endlich definitiv angenommenen, Grund 
zügen ber Militärverbältniffe des deutſchen Bundes hervor. 
Der $ 4 beftimmt, daß der 600ſte Theil der Benölferung 
als Erfagmannfhaft, im Fall dee Ausmarfched dee 
Gontingents , aufgeftellt werden ſoll, und über Reſerve 
fagt $. 33 dieſer neuen Redaction wörtlich: 

„damit für den Fall, wo durch befondere 

Bundesbefdhlüffe eine Berftärfung Des 

Bundesheers nötbig gefunden wird, Die 

felbe gehörig aufgeftellt werden koͤnne, 

müffen in jedem Bundesſtaate, der nicht 
ohnehin eine bedeutendere Anzahl von 

felddienfitauglihen Truppen um terbält, 

fhon in Friedenszeiten Gadres von Of— 
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fiecieren, Unterofficieren und Spiellew 

ten für den 300ſten Theil der Bevpöoölke— 

rung, nebft dem nöthigen Material vor 
banden, auch foldhe Einrihtungen getrof 
fen feyn, daß, zehn Wodhen nah dem ge— 

faßten Bundesbefhluffe, vollftändig 9% 

übte und ausgerüftete Regimenter, Batails 

lons und Escadrons fhlagfertig aufge 

ftellt werden fönnen. “ Ä 

Der neue Zufag heißt demnah: Es müffen alfo 
ſolche Einrihtungen getroffen werden u.fm. 
Diefe Einrichtungen beleben zum wenigften im Ein 
üben der Mannſchaft. Weiter hatte die Staatdregierung 
nichts in Anfprud genommen, und ficher wuͤrde dieſer 
Zufaß zu dem Bundesbefchluß, wenn ex früber gefaßt 
worden wäre, alle die weitläufigen Discuffionen abge 
fürzt und die zwepte Kammer überzeugt haben. 

Aus dieſer Begrifföverfehiedenheit erzeugten fich indeß 
bie, den Anforderungen der Staatsregierung fo fehr 
widerfprechenden , Vorfchläge des Ausſchuſſes der zweyten 
Kammer, der auf Nerminterung der Gavallerie, Einzies 
bung eines Snfanterieregiments u. f. w. antrug. Die 
Herrn Landtagscommiffarien erklärten, daß, abgefehen 
von allen übrigen Ruͤckſichten, ſchon die Leiftungen der 
Bundespflicht dieſe Reduction unmoͤglich machten. — Die, 
bierüber bey der endlichen Diecuffion in der zweyten 
Kammer vorgefommenen, Bemerkungen und Anträge find 
theils hinreichend durch Die gedruckten Protokolle befannt, 
theils find ſie in dem geſchriebenen Protokollen zur Eins 
ficht der verehrlichen Herrn Mitglieder der Kammer bier 
niedergelegt, fo daß es zweckwidrig ſeyn würde, ſich wei 
ter darüber auszulaffen. Alle Verfuche, die Differenzen 
über dieſen Gegenftand zu vergleichen , blieben ohne Er 
folg. Es wurde daher ald wünfchenswerth erfannt, fich für 
die laufende Finanzperiode über eine Averfionalfumme zu ver’ 
einigen, bis die Zeit den wahren Sinn der Grundzüge der 
Kriegsverfaffung , durch ihre Erhebung zu Bundesbeihläf 
fen, enthüßt haben würde Es muß bier bemerkt werden, 
daß damals nicht vorauszufehen war, daß legteres ſchon 
im Laufe verfloffenen Monate gefchehen würde. Jedoch aut 
diefer Berfuch unterlag benfelben Schwierigkeiten. Die 
zweyte Kammer glaubte zulegt 43,000 fl. mentger verwil⸗ 
ligen zu können, ale bie Großberzoglichen Commiſſarien 
zur Beſtreitung des Militaͤrbeduͤrfniſſes fuͤr nnumgaͤnglich 
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nöthig erflärten. Sn diefer Tage der Dinge war eine 
Vereinigung fchmer zu erwarten, als ein alterhöchftes 
Reſcript, welches ſogleich den beyden Ausſchüſſen mitges 
theilt wurde, diefe Schwierigkeit glücklich befeitigte. Der 
inhalt diefes Reſcripts war folgender : | 

( Legatur. ) 

Die zweyte Kammer ſtimmte demzufolge in ihrer 
Sigung vom 10. März ab, und verwiligte für die. laus 
fende Finanzperiode | Ä 

a) 1,000,000 fl. baared Geld, | 
b) die Verwendung von 102,000 fl. in ber Kriegscaſſe 
vorräthiger Gelder in jährlichen Raten von 34,000 fl. 
brachte jedoch hieran den DVortheil in Abzug, den die ges 
enwärtig niedrigen Frucht» und Fourragepreife wahrs 
fcheinlich in den naͤchſten 3 Jahren an den berechneten 
Durdfchnittspreifen darbieten werden. — Obgleich leßtere 
Glaufel dem Sinn einer guten Etatswirthſchaft, der 
erften Baſis eines wohl geregelten Staatshaushalts, durch» 
aus entgegen ſteht, indem jeder Anſchlag ſolcher wechfelns 
den Preife nach einem Durdfchnitte gegriffen und es daun 
der Berwaltung überlaffen‘ werden muß, in theuren Zei: 
ten ohne Ertraverwilligungen die Anfchaffungen vermits 
telft der Summe zu machen, welche fie in wohlfeilen Jah— 
ren erübrigt hat; fo glaubt doch der Ausſchuß, daß die 
hohe Kammer feine Urfache babe, dieferhalb ihre Zuftims 
mung zu verfagen. Die vermwilligte Summe fteht nämlich 
in einem vortheilhaften Verhaͤltniß zu den Koften, die 
andere Staaten auf das Militär verwenden, und doch 
ift, nach den Erläuterungen, die in der zweyten Kammer 
gegeben worden , nicht zu beforgen, daß die Tächtigfeit 
der Truppen darımter leide, welche, wenn fie verloren 
ginge‘, nur vermittelft weit Foftfpieligerer Uebungen wies 
der zu erlangen wäre. Ferner ift vermöge ded, in der 
alferhöchften Refolution enthaltenen, Vorbehalts die Ges 
fahr, daß die Staatsregierung ıhre Bundespflichten nicht 
erfüllen fönnte, nicht zu beforgen, während man fich mit 
Beruhigung der Vorausfegung bingeben kann, daß fie- 
auch in dieſer Beziehung alle nur mögliche Schonung der 
Kräfte des Landes berücfichtigen werde. Demnad trägt 
der Ausſchuß darauf an, die hohe Kammer möge Dem 

Beſchluß der zweyten Kammer beytreten. rs 

Nachdem der Ausfchuß die Ehre gehabt hat, basjes 
nige, was auf bie, der Staatsregierung verwilligte, 
Averfionalfumme Bezug hat, im Allgenıeinen vorzutragen, 
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glaubt er die Aufmerkfamfeit nody auf einige einzelne Pos 
ften des Militäretasd lenken zu duͤrfen, welche zu Neufles 
sungen und Erklärungen Anlaß gegeben haben, die nicht 
ohne Intereſſe für die Zukunft feyn dürfren. TER 
Zuvoͤrderſt ift in der zweyten Kammer daranf auge 
tragen worden, daß die Ausgaben für jeden einzelnen 
Zweig der Militärverwaltung auf beſtimmte Etats ge 
bracht werben möchten. — Es ift zwar wohl zu unters 
-fcheiden, daß nicht alle Zweige der Ausgaben, ihrer Aa 
tur nach, hierzu geeignet find; in der Regel aber jcheint 
diefes Verlangen der Ordnung und der Billigkeit entipres 
chend, und der Ausſchuß ift der Meinung, daß die Kam 
mer ebenfalls dieſem Begehren im Allgemeinen beytrete. 
Die Herrn Landtagscommiſſarien haben auch ſich dem 
Anfinnen entiprechend erflärt, und zugleich für die Folge 
‚ an den einzelnen Etats eine Erfparniß zugegeben, bie ſich, 
jedoch, wie fie ausdruͤcklich erflärten, nach ihrer indis 
viduellen Anfiht, auf 105,392 fl. 2 Er. belaufen 
fonnte, — Cine für das Land erfreuliche Ausſicht, ob 
fie glei nur fehr nach und nach verwirklicht werden kann; 
da auch hier der Grundfaß‘, der von der zweyten Kammer 
durchaus anerfannt worden ift, niemand in feinen 
erworbenen Rechten zu fränfen, feine Anwen 
dung findet; ein Grundſatz, dem die bisherige Verfah— 
rungsmeife diefer Kammer durch die That ebenfalls die 
Anerkennung gegeben bat. Ä 7% ! 
Es würde zu weit führen, die Bemerfungen vor 
tragen zu wollen, welde über jeden einzelnen. Etat ber 
Militärbehörden und Militäranftalten bey der Discuſſion 
in der zweyten Kammer gemacht worden find. Die Pro 
tofolle geben dieſe, fowie die Gegenbemerfungen der Land⸗ 
tagscommiffarien. Sm Ganzen glaubt der Ausfchuß, daf 
die hohe Kammer den, auf Empfehlung einer nüglichen 
Sparfamfeit Hinwirfenden , Aeuſſerungen beytreten möchte; 
vorzüglich in Betreff der Verwaltungsbehoͤrden, wo nicht 
der größere Aufwand und das größere Perfonal, ſondern 
die zweckmaͤßige Verwendung beyder, die Grundlage einer 
guten Adminiftration find, Genau jedoch der Staatörer 
gierung vorfchreiben zu wollen, wie viel auf jede einzelne 
Branche zu verwenden fey , möchte wohl fo wenig in bet 
Befugniß, ale in dem Standpunfte der Stände liegeu, 
und es ift deßhalb zu erwarten, was die Staatsregierung 
hierüber auf dem nächiten Landtage vorlegen wird. 
V— 
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un. des erſten —— der erſten Rasirher 
über die, in dem Hauptvoranfchlag der. Staats: 
einnahmen und Ausgaben des Großherzogthums 
Heffen für die Jahre 1821, 1822, und 1823, 
unter der Hauptabtheilung: I. Laften, Abe 
gänge und Koften bey der Finanzverwaltung, 
den Staͤnden vorgelegten, Ausgaben; erftattet 
von dem Herrn Grafen zu Solms: ⸗Roͤdel— 
beim, HUREN 


Sm n Yufteage bes erften Ausfchufies habe ich die Ehre, 
der hohen Kammer über die, in ter Hauptabtheilung I. 
des Hauptvoranſchlages ber Ausgaben fuͤr die Sabre 
1821, 1822 und 14823, Laſten, Abgänge-umd 
Koften bey ber Finanzverwaltung ‚betreffend, 
von ber hoͤchſten Staatsbehörde vorgelegten, Ausgaben, 
und die, in Hinſicht derfeiben, von der zweyten Kammer 
geſchehenen, Verwilligungen Bericht zu erſtatten. 

Referent glaubt zur-Erleidhterung der Leberficht beh 
ſeiner Arbeit, die einzelnen Ausgabepoſten in derſelben Ord⸗ 
nung, wie ſie in dem Hauptvoranſchlag vorkommen, um 
ſo mehr durchgehen zu müffen, als auch die zweyte Kam⸗ 
mer dieſe Ordnung befolgt bat, und bemerkt nur: daß 
er zur Beichleunigung des Gefchäfts, was bey den bers 
malen vorliegenden Umſtaͤnden allgemeiner Wunſch fen 
muß, den Betrag der einzelnen Unterabtheilungen von 
ber. oben genannten -Hauptabtheilung des Voranſchlags 
nur ſummariſch angeben wird, infofern. Hey den Sum— 
men ber einzelnen Ausgabepoften weder von dem Auge 
ſchuſſe der. hohen Kammer, noch von der zwepten Kam⸗ 
mer befondere Erinnerungen oder Anftände gemacht wors 
ben find. — Nach dieſer allgemeinen Bemerkung wendet 
er fich zu den einzelnen Unterabtheilungen, von Kr. 1—6 
des Boranfchlags; 

1.) Raften die aufden einzelnen Zweigen t 
| des Einfommensd hafıen 

A. Aufden KRameraldomänen haften; 

a.) Elementarverwaltungsfoften, 1 

b.) Grundlaſten. | 
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c.) Beytrag von den Domänen zu den birecten Steuern, 
d.) Beytrag von den Domänen zu den Kriegslaften. 
e.) Beytrag von den Domänen zu den Amtes und Ges 
meindelaften. | 
f.) Zurüdvergütung von Steuern an Hefien Homburg 
nad) der, in dem Voranfchlag gefchehenen, Vorlage 
377,406 fl. 

Bey den Discuffionen ber zweyten Kammer ift nur 
im Allgemeinen die Anficht ausgeiprocdyen, daß bey den 
Elementarverweltungefoften nody Erfparnifje gemacht wer, 
den koͤnnten, und der Wunſch ausgedrädt worden, daß 
dieſes gefchehen und bey der nädyıten Finanzperiode den 
Ständen darüber das Erforderliche vorgelegt werden 
möchte. Da indeifen die hoͤchſte Etaatsregtermig Veräns 
derungen und Verbeſſerungen in der Adiminiftration beabs 
ſichtiget, deßhalb bereits Schritte gefchehen find, und bes 
vor die Refultate diefer Verbefferungen vorliegen, nicht 
wohl beftimmt werden fann, ob und melde Erſparniſſe 
eintreten koͤnnen, hat die zweyte Kammer dem oben ger 
nannten Ausgabepoften angenommen. 

Die erfte Kammer Fann in Hinficht der gewuͤnſch⸗ 
ten und demnaͤchſt zu boffenden Erſparniſſe nur gleiches 
Ssnterefle haben. 

Der Antrag des Ausfchuffes gehet Daher dahin, daß 
bie hohe Kammer den Ausgabspoften gleichfalls anneh 
men möge. 

B. Aufden Forftdvomänen haften: 

a.) Elementarverwaltungsfoften. 
® Grundlaften. 
c.) Beyträge zu den directen Steuern. 
d. ‚ s s Kriegslaften. \ 

e.) . s » NAıntds und Gemeindlaften. 
E. ⸗⸗Wildſchadenserſatz 
nad dem Hauptvoranſchlag — 305,072 fl. er 

In der Discuffion der zweyten Kammer ift über 
fammtliche Rubriken nichts erhebliches bemerft worden, 
und die Kammer hat den vorftehenden Ausgabepoften eins 
flimmig angenommen. | 

Eben dahin gehet auch der Antrag des Ausſchuſſes 
ber hoben Kammer. 

C. Auf den Kameral»s und Forfidomänen 

haftet 
bie Natural» und Geldrente an bie Univerfirät Gießen 
nah dem Vorauſchlag mit 12,222 fl. - 
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Aus dem Vortrag bes erften Ausſchuſſes der 2ten Kam⸗ 
mer (vid. III. Abthl. der aufferord. Beyl. paz. 292) ges 
bet hervor, daß die vorfiehende Summe eigentlich nicht 
als eine, aus dem Staatsvermögen zur Unterhaltung der 
Univerfität verwendete, Ausgabe betrachtet werden Kann, 
fondern nur als eine Entfhädigung für die, vom Gtaate 
zum Ötaatövermögen eingezogenen, zur Fundation der 
Univerfität gehörigen, Güter anzufehen ift. Unter biefer 
Borausfegung fann gegen dieſen Poften Fein Anftand ers 
hoben werden, und ift derfelbe von der zweyten Kammer 
angenommen worden, womit der Ausjchuß der erſten Kam⸗ 
mer einverftanden ift. 

D, Entfhädigungen für verlorene indirecte 
bgaben. 

a.) an Standesherrn und andere Gerichtsherrn. *F 
b.) an Staͤdte und Gemeinden. 
nach dem — 23,883 fl. 

Saͤmmtliche Poſten beruhen auf Verträgen, welche 
nach geſetzlichen Beſtimmungen geregelt ſind, es kann da⸗ 
ber wegen der Bewilligung derſelben fein Zweiſel ſeyn. 

Die zweyte Kammer bat fie einftiimmig angenommen, 
und der Antrag des Augfchuffes der hohen Kammer kann 
nicht anders ale eben dahin geben. 

2.) Ständige Renten mit 44,000 fl — 
Alle, unter dieſer Rubrik vorfommenden, Poften bes 
ruhen gleihfals auf rechts verbindlichen Gruͤn— 
den, und daher fann deren Bewilligung feinem Anftand 
unterliegen. Bon der zweyten Kammer ift der Poften 
einffimmig angenommen worden. 

Der Ausſchuß der erfien Kammer kann nicht anders 
als gleicher Anficht mit .der zweyten Kammer feyn, und 
fein Antrag gebet daher dahin, daß die hohe Kammer 
auch diefen Poften annehmen möge. 

- 3. Nachlaͤſſe. 
A. von dem Einfommen der Kamerals Ä 
dbomänen .  . ; 0. ..97,592 fl. 
B. von den Forftdomänen = « 4,284 — 
C. von den directen Steuern 

a. Ausfall wegen der geringeren Steuer: 

pflicht der Standesherrn . .. 286,863 — 

b. Nachlaͤſſe wegen Unglüdefällen und 

uneinbringlichen Poften . J 52,049 — 
D. von dem Einkommen der indirecten 
7,507 — 


Auflagen . . . 0. Ad 
In Summa 120,295 fl. 
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Der Ausfhuß der zweyten Kammer hat dahin ange, 
tragen, (vid. II. Abthl. der Aufferord. Beyl. pag. 261.) 
daß fämmtliche, unter dieſer Rubrif aufgeführten, Poften, 
fieben bleiben, und nur bey dem Poſten A. die Summe 
um 10000 fl. zu vermindern feyn möchte,“ 

In der Discuſſton der zweyten Kammer (did. HeftX. 
der Verhdl. pag: 93 — 95.) bat der Herr Negierungds 
commiffar dem Antrage des Ausfchuffes widerſprochen, 
md die Kammer auf die Machtheile, welche daraus für 
dad Ganze entftehen koͤnnten, aufmerffam gemacht. 
—Mehrere Mitglieder der zmeyten Kammer waren ber 
- Meinung, daß der Poften A. fo wie er im Voranfchlag 
aufgeführt worden, zu bewilligen feyn möchte. 

Bey der Ab*immung ift indeffen der Antrag bed Aus 
ſchuſſes einftimmig angenommen, und find nur 110,295fl. 
bewilligt worden. 

Sedoch ift die Kammer nach einer, fin dem Proto— 
Fol niedergelegten, Bemerkung: bierbey von der Anficht 
ausgegangen, daß, wenn in Folge rechtlicher Verbindlich» 
feiten die Staatsregierung genöthigt ſeyn ſollte, meht 
als die bewilligten geringeren Summen zır verwenden, fie 
dieſes Mehrere aus dem Reſervefonds zu entnehmen be 
fugt ſeyn müffe, und hat fi die Kammer vorbehalten, bey 
Bewilligung des Refervefonds Rücdficht hierauf zu nehmen. 
- Der Ausfhuß theilt nicht die Anficht des erften Aus 
fchuffes der zweyten Kammer; er iſt vielmehr der Meinung, 
Daß mit wenigen Ausnahmen, die von dem Cinfommen 
der KRameraldomänen Statt. findenden, Nachlaͤſſe 
— und anderen Rechtsverhaͤltniſſen 

eruhen. 
“Er würde nach dieſer Anſicht, und bey Ber—ͤckſichti⸗ 
gung einer gewiſſen Härte, welche ihm darin ‘zu liegen 
fcheint, nicht auf den, von der verehrlichen zweyten 
Kammer bewilligten, Abzug von 10,000 fl. angetragen hr 
‘ben, glaubt ed jedoch dem Ermeſſen der hoben Kammer 
anheim ftellen zu müffen, ob fie, bey den vorliegenden 
Umftänden, dem Befchluffe der zweyten Kammer nicht 
beyſtimmen wolle. 
- 4) Bauweſen. 
A. Befoldung der dabey angeftehten Diner, 
B. Kanzleys und Neifefoften. 
C. Eigentlihe Baufoften. 
a. bey dem Kameral -Baumefen. 
b. ⸗⸗Forſt⸗Bauweſen. 
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c. bey ben Gentral» Baumefen. 
. sv» Baus Refervefonds. 
 D. Brandverficherungs » Beyträge 
nad dem Boranfchlag mit 117,269 fl. | 
Der Ausſchuß ‚der zweyten Kammer hat ſich baranf 


beſchraͤnkt Cvid. Il. Abtbl der Aufferord. Beyl. pag. 164 


u. f.) nur im Allgemeinen darzulegen, daß diefer Ausgas 
bepoften zu hoch angefchlagen: worden fey, Er findet bes 
ſonders, daß ſowohl die, mit 19,052 fl. angefegten, Ber 
foldungen der Diener, wie auch die 1748 fl. Kanzley⸗ 
und‘ Steifefoften mit der Wichtigkeit des Gegenfiandeg, 
mit den Gefchäften der Angeftellten u. f. w. nicht im Ders 
hältniffe ſtehen. 

Die eigentlichen Baufoften anlangend, bemerkt er, 
daß der Boranfıhlag nicht nach einer Aufnahme bes wah⸗ 


- ren Bedürfniffes, fondern nach einem Rechnungsdurch⸗ 


ſchnitt aus den legten 2, 4 und 6 Jahren gefertigt wor⸗ 
den fey; und trägt darauf an, ungeachtet die, von dem 
Dberbaucolleg vorangefchlagene, Summe fehr beträchtlich 
von dem Geheimen Staatsminifterio vermindert worden 
fey, die, für eigentlihe Baufoften. geforderte, Summe 
von 94,146 fl. noch um 25,000 fl. zu ermäßigen Weis 
ter trägt er- darauf an, die Ötaatdregierung um eine 
baldigſt zu bemerfftelligende,, einfachere, weniger Eoftipies 
lige, Drganifation der Baubehörden zu erfuchen, und 
um baldige Beräufferung ber entbehrlichen Gebäude zu bitten. 
Die Kammer ift diefem Antrage beygetreten, und 
hat, ftatt der vorangefchlagenen 117,296 fl. nur 92,296 fl. 
vermilligt. | 
Der Ausſchuß der hoben Kammer theilt in Hinficht 
diefes Ausgabepoftens die Anficht und die Wünfche der 
zweyten Kammer, und glaubt, fich aller weiteren Bemers 
fungen enthaltend, auf die Annahme ihres Beſchluſſes ano 
tragen zu Finnen. Ä 
5.) Proceffofen . 
- A. Befoldungen der Fiscaladvocaten amd Procuratoren 
B. Reiſekoſten, Deferviten und Gopialien. 
a. bey der Sameralvermwaltung. 
b, bey der Forftverwaltung nach dem Boranfchlag 
6320 fl. ee 
Die zmweyte Kammer hat diefen Poften einftinmig 
angenommen. DE 
: Der Antrag des Ausfchuffes erſter Kammer gehet 
eben dahin. | 
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6.) Koften ber Verwaltung und Erhebung 
des Caſſe- und Rechnungsweſens. 

A. Auf alle Zweige des Finanzweſens fallen 

a, die Befoldungen der Generalcaffe und Oberrech⸗ 

nungs⸗-Juſtificatur. 

b. Reife» und Geldtransportkoſten 
nach dem Hauptvoranſchlag 13,414 fl. 

Die zweyte Kammer hat diefen Poften einftimmig 
werwwilligt. oo 

Der Ausfhuß erfter Kammer ift gleicher Anficht. 

B. Auf die Kameraldomänen, Regalien, 
Steuern und indirecten Auflagen 
fallen 

a. die Befoldungen der Provinzial» Kinanzcollegien, 

Provinztalcaffen und Rechnungsjuſtificaturen. 

b. die Befoldungen der Nentämter. - 

c. Kanzley» und Bureaufoiten für a und b. 

d. Reifefoften, Diäten und NRemunerationen. 
nach dem Boranichlag mit 194,177 fl. 

Der Ausfhuß der verehrlichen zweyten Kammer 
Cvid. IT. Abthl. der Aufferord. Beyl. pag. 319 — 321) 
bat fich in Betreff des Poſtens a, diefer Ausgaberubrif 
auf die, in feinem Vortrag über die Ausgaben für 
die allgemeinen Landesadminiftrativs und 
Juſtizbehörden, und für die Provinzial: Ad 
miniftrativs und SGuftizcollegien gemadten, 
- Bemerkungen (welche der Referent als der hohen Kammer 
befaunt voransfegen zu dürfen glaubt) bezogen. — In 
Hinficht der Polten b und e bemerft er, daß die hier ver 
rechneten Staatsausgaben durdy die, von der Staatsre⸗ 
gierung beabfihtigte, Einziehung eines Theils der jetzt 
beftehenden Rentaͤmter eine große Veränderung erleiden 
werde, und enthält fich deßhalb aller weiteren Anträge 
darüber. Die, unter Poften d vorangefchlagenen, 18,184 fl. 
KReifefoften, Diäten und Nenumerationen, findet der 
Ausſchuß als ertatsmäßige Belimmung offenbar zu 
hoch und trägt auf eine Verminderung derſelben mit 
6000 fl. an. 

Die Kammer ift diefem Antrage beygetreten und bat 
nur 188,177 fl. flatt der vorangefchlagenen 194,177 fl. 
verwilligt: = 

Der Ausfchuß erfter Kammer ſtimmt dieſer Anſicht 
bey, und glaubt auf gleichfalfige Annapme ber hohen 
Kammer antragen zu koͤnnen. 
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C. Bloß auf die directen Steuern u 
a. Befoldungen der Gteuerperäquatoren, Infpector 
ren und Gontrofeurg; 
b. Ranziepbebärfniffe, Drudtoften und Koften ber 
Rollenansfertigung; * 
© Koſten wegen periodiſcher Regulirung der Ge 
werbiteuer » Gapftalien; Be 
d. Gebühren der Stewereinnehmer ; 
nad) dem Voranſchlag 132,077 fl. 2 


Der Ausſchuß der zweyten Kammer hat nur im Ad 
gemeinen bemerft, daß diefer Ausgabspoften durch die, 
von der Staatsregierung beabfichtigte, Verminderung der 
Steuerperäquatoren, und nad) vollendeter Regulirung des 
Steuerweſens überhaupt bedeutende Veränderungen erleis 
den würde und trägt auf Bewilligung des Poftens, fo 
wie er im Boranfchlag bemerkt ift, an. u 


Die zweyte Ranımer ift dieſem Antrage beygetreten 3 
der Ausfchuß der eriten Kammer ift hiermit einverftanden‘, 
und ſtellt hiernach feinen Antrag auf gleichfahfige Annah⸗ 

me der hohen Kammer, ' 


D. Auf die Domänen, auf indirerte Aufla- 
gen undzufällige@innahme fallen. (Dos 
— und Einregiſtrirungsverwaltung In Rhein» 
heſſen.) — 
a. Staͤndige Beſoldungen; 
b Remiſen; | i 
€. Andere Berwaltungsfoften nach dem Hauptvor⸗ 
anfchlag 27,147 fl. Ä 
Bey biefem, bloß die Provinz Rheinheffen angehen» 
den, Poften bemerkt der Ausfchuß nur, .daß er die Bes 
foldung des Domäneninfpectors mit 4552 fl. 30 fr. etwas 
body findet 5 trägt aber doch darauf an, ihm noch für die mächfte 
Finanzperiode feine Remifen und Bureaufoften zu belaf + 
fen, da deſſen Thätigfeit bey der Renovation der ungier 
big gewordenen Renten, Gülten und Grundzinſen bejons 
ders in Anfpruch genommen wird, 


Die Kammer bat den Poſten, wie er im Voranſchlag 
bemer&, angenommen, und der Ausfchuß ber erften Kam 
mer fiellt dahin feinen Antrag bey der hohen Kammer. 


E. Bloß auf die indirecten Auflagen fals 
lende Koften. — 


a. Beſoldungen der bloß fuͤr dieſelben Angeſtellten 
Verh. d. erſt. Kammer Beyl. Heft III. 8 


a 
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b. Gebühren der Erheber ; 
c. andere Verwaltungsfoften ; 
vorangefchlagen mit 93,282 fi. 
Der Ausfhuß der zweyten Kammer hat bey’ diefem 
Poſten wenig erinnert; nur bey der Rubrik: Rheinfcifs 
fahrts Octroi, ift er der Anficht, daß die Diäten, welde 
der, bey der Rheinfhiffahrtscommiffion in Mainz anges 
ſtellte, biefige Bevollmächtigte täglich mit 9 fl. beziehe, 
gejtrichen werden koͤnnten. | 


Sein Antrag ift daher, diefen Poften mit 3285 fl. 
fo wie die Remuneration ded Secretärd mit 803 fl. zu 
fireihen. Die Kammer tft diefer Anficht beygetreten und 
bat einjtimmig nur 89,194 fl. verwilligt. 


Der Ausfhuß der erften Kammer iſt der Meinung, 
daß die anyeiragene Erjparniß wuͤnſchenswerth iſt, und 
ſtimmt Daher dent Beichluffe bey, obwohl er nicht einfies 
bet, wie biefes Gefchäft ohne irgend eine Ausgabe vers 
fehen werden Fann. 

F. — auf die Forſtdomänen fallende 


ofien. 
a, Befoldung des Oberforſteollegs und feiner Ned 
nungejuitificatur ; 
b. Kanzleyfoften beyder; 
| . Befoldung der Hauptforftrechner ; 


⸗ ⸗Forſtrechner; 
e. ⸗ ⸗Ober forſtmeiſter und wirklichen Forſt⸗ 
meiſter; 
f. ⸗ ⸗Oberfoͤrſter; 


g. ⸗ des Oberteichmeiſters; 
h. Buͤreaukoſten bey den Behörden lit, e — g. 
i. Remunerationen und Diäten; 
nach dem Voranſchlag mit 130,067 fl: 
In dem fehr ausführlihen Bericht des Ausſchuſſes 
* der zweyten Kammer (vid. II. Abthl. der Aufferord, Beyl. 
pag. 203 — 234.) iſt der Zuftand unferes Forſtweſeus 
binreichend bargeftellt worden, fo daß der Ausſchuß daruͤ⸗ 
ber mit Stillſchweigen hinausgehen zu koͤnnen glaubt. Er 
befchränft fich darauf zu bemerfen, daß in der Discuſſion 
der zweyten Kammer (vid. XI. der Verhdt. pag. 18-38.) 
allgemein der Wunſch ausgefprochen morden ift, das 
Dherforftcolleg nicht wie bisher fortbeitehen zu laflen, 
überhaupt bey diefer Rubrik der Ausgaben bedeutende Er 
fparnifje eintreten zu laffen, und daß die zweyte Kammer 
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35,000. fl. weniger; als in dem Hauptvoranfchlag bemerkt 
find, verwilligt hat. | Ä 

Der Ausschuß erfier Kammer theilt ganz die Anficht 
der zweyten Kammer, daß dad Oberforficolleg nicht wie 
b’öher förtbefleben möge, und iſt der Meinung, daß dep. 
ha.b,. der Wunſch auszufprechen ſeyn dürfte, dieſes Golleg 
‚mit ‚einem ber übrigen Landescollegien ‚gu. vereinigen, und 
diefem. die Gefchäfte des Dberforitcollege zu übertragen. 
In Hinſicht des oben genannten Ausgabepoſtens ftimmt 
er dem Befchluffe der zweyten Kammer bey. 

Der Ausfchuß erlaubt fi, hier wegen des Oberban⸗ 
Collegs denſelben Wunfch auszudrüden, welchen er fo eben 
in Betreff des Sberforficolegs ausgefprocen hat, und 
glaubt es dem Ermeffen der hohen Kammer anheim ſtellen 
Im — ob fie dieſer Anſicht ihre Zuſtimmung erthei⸗ 
en wolle. ⸗ 34 — 

Weiter ſiehet ſich der Ausſchuß durch fruͤhere, bey den 
gemeinſchaftlichen Berathungen mit dem. Ausſchuß der 
zweyten Kammer von ihm gemachten, Bemerkungen ver⸗ 
anlaßt, den allgemeinen, den Civiletat betreffenden, Wunſch 
auszuſprechen, daß in Hinſicht der Beſoldungen der eins 
zelnen Staatsdiener gleicher Categorie, fo viel als thun⸗ 
lich eine Gleihftelung Statt finden möge, und bey ben 
höhern Staatsdienern Gehalt und Repraͤſentationsgelder 
in den Beſoldungen gefchieden werden, 


, 4 


V 
Vortrag des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 
über vie IL Hauptabtheilung der Staatsaus— 
gaben, die Verzinfurg und Amortifation der 


Staatöfhulden betreffend; erftattet von dem 
Herrn Geh. Rath Freiherrn v. Wiefenhütten. 


Iſt durdy die feparaten Vorträge und Schlußfaffungen‘bey- 
der Kammern als erledigt anzufdhen, | 


wu m 
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CV. 


Vortrag des erften Ausfchuffes der erften Kammer 
über vie VII. bis XVII. Hauptabtheilung der 
Staatdausgaben; erftattet von dem Herrn 
Seh. Rath Freiperen von Wiefenhätten. 





Zu Neo. VIII. der Ausgaben⸗Hauptabtheilung; Be 
ade und Anftalten für die Juſtiz betreffend. 
ſodann 
zu Nro. IX. der Ausgaben-Hauptabtheilung; Juſtiz— 
Polizey-und Hoheitsämter dieſſeits Rheins 
‚betreffend. 
(Die einzelnen Poften find zu verlefen) 

Die zweyte Kammer bat die veranſchlagten Summen 
vollftändig angenommen, und auch der Ausfchuß der erjien 
Kanimer findet bey dieſen Ausgabepoften nichts zu et 
innern. | 
: Bu Neo. X. der Ausgaben⸗Hauptabtheilung; Admi⸗ 
niftrativbebäörden und Anftalten betreffend. 

(Die Rubriten 1 und 2 zu verlefen) 

Ad 1 und 2. Der Ausſchuß tft mit ber zweyten 
Kammer einverftanden, daß die Poften von 91,804 fl. 
und von 14,247 fl. mit Abzug von 236 fl für den Medi⸗ 
cinalrath, der aus Verfehen doppelt in Anfag gekommen, 
zu paffiren ſeyen. | 

bie Rubrifen sub 3 zu verlefen) . 

Ad 3. a. Die Landesnniverfität betreffend iſt ein 

eigener Antrag von Seiten der zweyten Kammer zu 6 

warten‘, der alfo abzuwarten feyn wird. 

Adı3. b bis k. An dem biefigen Gymnaſio find 
1400 fl. mit Nachgeben der Staatsregierung in Abzug 
- gebracht, und ber Ausſchuß glaubt es gefchehen laſſen zu 
können, fo wie er auch binfichtlich der ubrigen Poften mit 
der zweyten Kammer einverftanden tft, und bieje Poſten 
beybehalten will. 

Daß der Gehalt des catholiſchen Biſchofs erſt nach 
deſſen Ernennung ſeinen Anfang erhalte — was die zweyte 
Kammer erinnert — duͤrfte ſich von ſelbſt verſtehen. 

Für die Volksſchulen hat die zweyte Kaumer weite 


® 
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re 49,000 fl. beftimmen zu müffen geglaubt. Mit Ber, 
gnuͤgen tritt der Ausfchuß dieſem bey. 

Ad 4. (legat ) | | 

Diefe Ausgabspoften find bis auf 1952 fl., welche 
ehehin an bie Ehevaurlegerd in Maynz bezahlt wurben 
und nun binmwegfallen — von der zweyten Kammer anges 
nommen und jene 1952 fl. als abgehend von dem Herrn 
Regierungscommiffär anerfannt worden. Auch bierbey 
bat der Ausfchug nichts zu bemerken. 

Ad 5. (legat.) F 

Die zweyte Kammer wuͤnſcht, daß auf das Medici⸗ 
nalwejen weiters 12000 fl. jährlich bewilligt werben moͤch⸗ 
ten, und der Ausfhuß unterfügt gerne diefen guten Zweck. 


Ad 6. Das Hauptgeftite ift für Rechnung des Mars 
fials übernommen worden; es fallen alfo von ben verans« 
ſchlagten 25,000 fl. jest 12,000 fl. hinweg — die übris 
gen 13,000 fl. verbleiben im Etat, und ift das ganze {ins 
ſtitut des Landgeftüts der Eivilbehörde untergehen. ' 

Ad 7. Für die Handeldfammer in Mainz find weis 
-ter 902 fl., aus ten Patenten erfter Elaffe zu erheben, 
von der zweyten Kammer, mit Zuflimmung des Herrn 
Regierungscommiſſaͤrs, bewilligt. ee 

"Ad 8. Bey dem Poft- und Botenwefen iſt ber Ans 
fa angenommen worden, body unter der Vorausſetzung, 
daß die 209 fl., die-an einige Pofthalter ald Unterftügung 
gegeben werben, ber Staatscaffe und nicht der Poſtbe⸗ 
börde zur Laft fallen. ; 

Hierbey wird nichts zu erinnern feyn. 

Ad 9. (legat.) 

An diefen Fluß» und DammbausKoften hat bie zweyte 
Kammer — vielleicht etwas allzuwillführlid — 12,877 fl. 
in Abzug gebradıt. 


Ausgaben biefer Art hängen von ben Naturereigniffen 
ab, und es ift daher fehr mißlich, an dergleichen Ausgaben, 
die ſich doc auf Durkpfchnittsberechnuugen gründen, einen 
Abzug zu machen, um fo mehr, als die VBerantwortlichkeit 
der Behoͤrden bier eintritt und nur das wirkliche Beduͤrf⸗ 
niß den Aufwand rechtfertigt. . 

Der Ausfhuß der erfien Kammer theilt daher die 
Meinung der zweyten Kammer nicht, und bie Erfahrung 
ber foigenden Sahre wird hierüber entfcheiden. 

Eben dieß gilt 

Ad 10. bey den Chauffeebauslinterbaltungsfoften, die 


;’ 
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eine ähnliche Minderung des Anſatzes von 20,000 fl. er 
fahren haben. Ä 

Der Ausfhuß wuͤnſcht, daß die im Voranſchlage 
verbliebene Summe hinreichen möge. 

Uebrigens bat die zweyte Kammer zur Vollendung 
der angefangenen Chauffeen in den Provinzen Oberheſſen 
und Starfenburg der Staateregierung einen Credit von 
200,000 fl., und zu gleichem Zwecke in der Provinz Rhein: 
beffen einen Credit von 40,000 fl. bewilligt, wobey der 
Ausſchuß der erfien Kammer nichts zu erinnern findet. 

Ad 11 und 12. (legat ) 
ift nichts zu bemerken gefunden worben, 

Zu Nro X1. der Ausgaben » Hauptabtheilung; Wei. 
tere Koften bey a ek ei 

egat, Ä 

Der Boranfchlag enthält 16,692 fl., an denen bie zweyte 
Kammer 2000 fl. hauptfäcdlic aus dem Grunde in Ab 
zug bringt, weil der Unterſchied der Reiſekoſten bey der 
Provinz Etarfenburg gegen die Koften in ber Provinz 
Oberheffen ungefähr diefe Summe beträgt, 

Der Herr Regierungscommiffär bemerkte zwar, dab 
aus diefen Geldern die Koflen der Aemtervifitatiönen zu 
beftreiten feyen, und daß die Kammer bey andern Gile 
genheiten den Wunfch ausgebrüct habe, daß die höheren 
Staatebeamten Hfters ins Land reifen, und fich yon dem 
Zuftande deffelben überzeugen möchten. 

Diefer Bemerkung ungeachtet blieb es, ale es zu ben 
Abftimmungen fam, bey dem Abzug, der alfo nun bem 
Reſervefonds anbeim fällt. 

Der Ausfhuß ber erftien Kammer macht hiergegen 
feine Einmwendung. 

Zu Nro. XI, der Ausgaben » Hauptabtheilung; 
Beptrag zu den Wittwen- und Watfencaffen 
berreffend. | | 


(legat. ) : 
Die zweyte Kammer bat die vweranfchlagte Summe 
angenommen, und der Ausſchuß ift hiermit einverflanden. 
Zu Nro. XII. der Ausgaben + Hauptabtpeilung; 


Unterfügung MNotbleidender, auch andere 
Berehrungen betreffend; 


(legat. ) | 
In dem Andgabenbubget find unter biefer Rubrik 


25,000 fl. veranſchlagt. 
+ Die zwepte Kammer will diefe ganz verwerfen. 
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Pas mefentlihfte Motiv ift biefed, daß hierdurch 
meiſt ein Armer auf Koften eines noch Aermern unterfiügt 
würde, und daß die Augficht zu dergleichen Unterftügungen 
gevodhnlich zur Indolenz, Faulheit und moralifchem Vers 
derben führten, ‚ 


Wenn num gleichwallzureich dotirte Unterſtuͤtzungsan⸗ 
falten aus der angeführten Urſache oft nachtheilig wer 
den fönnen, fo hätte der Ausſchuß doch gewuͤnſcht, day 
die zweyte Kammer nicht ganz fo weit gegangen wäre, 
als es gefchehen tft, und daß der Ertrag der Diepenfas 
tionscaffe — welcher ſich auf 12 bis 13,000 fl. belaufen 
bat, — zu diefem Zwecke, feiner Stiftung gemäß — uns 
ter Anempfehlung fparfamerer Verwendung zugeftanden 
geblieben wäre. 


Es fcheint anbey die Frage überjehen worben zu feyn: 
ob denn and die Diepenfationscaffe nicht. in die Gates 
gorie milder Stiftungen gehöre, die, nah Inhalt des 
4oten Urt. der Gonftitutionsacte, dem Finanzvermögen 
nicht einverleibt werden follen ? 


In diefer Vorausfegung würde, nad Inhalt des 
Art. 44 gedachter Acte, ein befonderer Antrag der Staates 
regierung voranzugeben haben, und die übereinftimmende 
Meinung beyber Kammern erforderlich feyn, 


Tritt die hohe Kammer diefer Anficht bey, fo bürfte, 
wenn gleich hieraus Fein Grund zur Verwerfung des Fis 
nanzgefeßes felbft berzunehmen ſeyn wird, doch Beranlafs 
fung zu nehmen feyn, bie Staatsregierung zu erfuchen, 
auf Errichtung eines neuen Wohlthätigfeitsfonde den Ans 
trag zu machen, 


Zu Nro. XIV. ber Ausgaben » Hauptabtheilung ; 
die Decorationen des Öropherzoglidhen Or, 
dens betreffend. 
> (legat. ) 

Diefe Ausgabe ift auf den Reſervefonds verwiefen, 
und möchte es dabey fein Bewenben behalten. Ä 

Zu Niro. XV. der Ausgaben-Hauptabtheilung; Zur 
Landesvermeffung und Berfertigung befinis 
tiver Gatafter. ni z 

(legat. ) 

Die zweyte Kammer bat die veranfchlagte Ausgabe 
angenommen und der Ausfchuß findet dabey nichts zu ers 
innern. 
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Zu Nro. XVI. der Ausgaben » Hauptabtheilung; 
Staatsfrohnden betreffend. 
ie (legat ) 

Durch Verordnung vom 8. Aprit 1819 find die 
Staatsfrohnden aufgehoben worden. 

Die Stanbesherrn des Großherzogthums behaupten, 
daß unter ber Benennung Staatefrehnden auch folche ſich 
befänden, die bioß gutsherrlich wären, und der $. 61 des 
Edictd über die ftandesherrlichen Rechtsverhaͤliniſſe ſichere 
ihnen eine billige Entfhädigung aus Staatsmitteln, in 
Form. einer ftändigen Nente, auf den Fall zu, wenn bey 
var Unterfuchung fich die Richtigkeit ihrer Behauptung 
darfielle. 

Zu biefem Zwecke hat die Staatsregierung die bedeu: 

tende Summe von 30,000 fl. in Boranfchlag gebradt. 
Die zweyte Kammer findet fie aber zu groß, und will 
sur den Anfag von 20,000 fl. annehmen. 
Der Ausihuß glaubt, daß, da erft nach vollendeter 
Unterfuchung die Summe der Entfchädigung — nad ber 
einzutreten habenden Billigkeit — ficy herausſtellen koͤnne, 
und Daher der Anfakß niemand präjudicire, dieſer Abzug 
feinen hinreichenden Grund enthalte, ſich von der zweyten 
Kammer in diefem Stüce zu trennen. 

Zu Nro. XVII. der Ausgaben » Hauptabtheilung; 
Koften bes ee, betreffend. 

egat. ) r 

Sind 15000 fl. in Boranfchlag gebracht, und von 
der zweyten Kammer angenommen worden. 

Daß die Koften diefes erſten Landtags damit nicht 
befiritten werben können, tft befannt genug; für die Zu 
funft wird die veranfchlagte Summe hoffenilich kaum ers 
forderlich ſeyn. — 

Zu Nro. XVIII. der Ausgaben-Hauptabtheilung; 
den Reſervefonds betreffend; 

Sn dem Voranſchlag find 110,000 fl. als Erforder⸗ 
niß angefegt; es follte jedoch hieraus zu Vollendung der 
Mebdicinal» und Schulanftalten das Nothwendige entnom⸗ 
men werden. 

Bey den Verhandlungen wurde nachher gutgefunden, 
für jede der obengedachten Anftalten 12,000 fl. ausdruͤck⸗ 
fich zu beftimmen; dagegen wurde der Nefervefonds auf 
100,000 fl beruntergefegt. 

Bey dem fortwährenden Fallen der Fruchtprelſe ſah 
die zwegte Kammer wohl ein, daß diefe Summe nicht zu— 
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reichen würde, nub es warb daher auf eine, von bem 


Herrn Negierungscommiffär verfaßte und. genuͤgend mo⸗⸗ 


tioirte, Darftellung, (Beyl. zu Nro. 11 der gefchriebenen 


Beyl.) in einer, den 20. Merz d. J. gehaltenen vertraus 


lichen, Sigung nicht nur der Reſervefonds auf 100,000 fl. 
beybehalten, fondern auch der Staatsregierung, auf ben 


Fall der nfufficienz dieferr Summe, ein Credit von 


100,000 fl. weiters zugeftanden. | 


mm mind 


CVI. 


Vortrag des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
über die IV. Hauptabtheilung des Haupt: 
voranfchlags, die Bedürfniffe des Großherzogl. 
Haufes-und Hofftaats betreffend; erftattet von 
des Heren Grafen zu Üfenburg Büdingen 
Erlaudt. 


lieber den genannten Gegenftand tft mir der Auftrag 


geworden, im Namen des erſten Ausſchuſſes Beriht abs 


ftatten. 

Nah dem Hauptooranfchlag unter Nro. IV. legte 
die Staatsregierung den Ständen die Summen vor, 
melde zur Beftreitung dieſer Ausgaben erforderlich find. 
Zur Beftreitung der Beduͤrfniſſe der Eivillifte, der Hof—⸗ 
haltung und der dazu gehörigen Abtheilungen beträgt die 
Summe 591,604 fl., die Apanagen und Deputate machen 


213,834 fl. Se. Königl. Hoheit der Großherzog haben 
erftere durch frühere Beftimmungen feftgefegt, und es wird. 


wohl nicht in der Intention der verehrten Kammer lies 
gen, etwas daran dndern zu wollen: noch mehr ift es 
ber Fall mit der zweyten Summe, welde auf rechtögüls 
tigen Verfügungen und Decreten beruht. Beydes hat 


auch Die zweyte Kammer im Ausjchußberichte und der 


Dis cuſſion anerkannt, und deßwegen die ganze Summe 
bey der Abftimmung bewilligt. 

‚. Eben diejes ift der Antrag bes erfter Ausſchuſſes, der 
feine weiteren Erinnerungen dabey zu machen hat. 


vum. 
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CVII. 


Vortrag des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
uͤber die VI. Hauptabtheilung des Hauptvor— 
anſchlags: die Beduͤrfniſſe für Das Geheime 
Staatsminiſterium, Gebeime Cabinetsexpedi— 
tion und Geheimes Staatsarchiv beſtreffend; 
erftattet von des Herin Grafen zu Yſen— 
burg Büdingen Erlaudt. | 


Als Befoldungen fommt unter Nro. VT. im Haupt 
voranfchlag für den eben genannten Gegenftand bie 
Summe von 80,222 fl. vor, und als Kanzleyfoften bie 
Summe von 275) fl. Der Ausſchuß ift der Meinung, 
daß die Summe unveraͤndert bleiben möge, und diefes iſt 
auch bey der zweyten Kammer durch die Abftimmung ans 
genommen worben. 

Zugleich ſieht ſich der Ausſchuß aber auch bewogen, 
die Staatsregierung darauf aufmerfiam zu machen, daß 
ed fehr wuͤnſchenswerth und vortheilhaft feyn möchte, 
wenn bie Nachfolser nur den wahren etatemäßigen Ges 
balt erhielten, und der, einem Departement Borfitende, 
nur als wirklicher Minifter erft deifen Gehalt anzufpre- 
chen babe. Sollte ein Minifler, Chef eines College oder 
Departements, im Ruheſtand verfegt werben , fo moͤchte 
ebenfalls von der Penfionsfumme dasjenige ausjuſchei— 
den ſeyn, was früher als für Standesausgaben ber 
willigt worden ift. | 


amnmunwwnwias 
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CV. 


Vortrag ded erften Nusfchuffes der erften Kammer, 
uber die VII. Hauptabtheilung des Hauptvor— 
anſchlags: die auswärtigen Verhältnifje betr. ; 
erftattet von des Herrn Grafen von Yſen— 
burg: Büdingen Erlaudt. 


Sn den Propofitionen Fer Großberzoglichen Staates 
regierung ift für Diefen Ausgabepoften an Befoldungen. 
die Summe von 72,178 fl., und für die Hiplomatifchen 
Miifionen, Gefchenfe, gefandtfchaftliden Auslagen und. 
Kanzleykoſten di? Summe von 14,540 fl. veranſchlagt. 
Der Ausfchuß bat in feinen vertraulichen Befprechungen 
mit dem eriten Ausfhuß der 2ten Kammer dafıtr gehalten,„ 
daß die geforderte Summe von Geiten der Stände ohne 
Abzug zu vermwilligen fey, und ber Ießtgenannte Ausfchuß 
brachte nur einen Abzug von 8000 fl. an berfelben ın 
Vorſchlag. Die zweyte Kammer bat indefjen in ihrer 
Abſtimmung dieſe Enmme anf 60,000 fl. berabgefegt ; 


ungeachtet die Grunde, welche zur Rebhtfertigung der. 


Forderung dienen, von dem Herrn Staatsminiſter von 
Grolman in einer Rede, bie ich fogleich zu verlefen bie 
Ehre baben werde, entwicelt, und bey der weitern Dies 
cujfion feine, Diefe widerlegende, Gründe vorgebracht, 
oder die Möglichkeit, eine Erfparniß von beynahe 30,000 fl. 
bey diefem Auegabepoften eintreten zu laffen , nachgewies 
fen waren, 
 C Legatur die Rede ded Herrn Staatsminiſters von 
Grolman, im A1ten Hefte, pag. 112 der gedrudten 
Verhandlungen der zweyten Kammer.) 

Wenn ed je einen Gegenftand der Verwaltung gibt, 
welcher der Beurtheilung der hoͤchſten Staatsregierung 
allein anheimgeftellt bleiben follte, fo find es die Ber, 
bältniffe zu augwärtigen Staaten und die Beſtimmung 
ber Mittel, dieſe itetsd auf einem, dem Wohl des Gans 
zen zufagenden, Fuße zu erhalten, Die Gefandtfchafien 
baben diefen Zweck, und die Strände, als foldye, fiehen 
nicht auf dem Standpurfte, beffer, als die Großherzog: 
lihe Gtaatsregterung zu beurtbeilen, welche Gefandts 
fchaften den Intereſſe des Staats angemefjen find, um 


* 
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fie auf eine paſſende Weife zu unterhalten. Der Ausſchnuß 
glaubt daher, daß, fo Iange Feine offenbaren Mißbraͤuche 
nachgewieſen find, und bergfeichen find ihm fo wenig be 
kannt geworden, als. fie in der zweyten Kammer ange 
en worden find, die Stände zu Sr. Königl. Hoheit, 

em Großherzoge, das Zutrauen hegen muͤſſen, daß Hoͤchſt⸗ 
biefelben feinen zwedlofen Aufwand diefer Art anordnen 
werden, und ba einestheila die Verficherung, daß die 
möglichiten Erfparniffe eintreten wirden , von Seiten des 
Herrn Staarsminifterd von Grolmann ertbeilt worden ift, 
anderntheil® aufferordentlihe Mifftonen, die nach völkers 
rechtlichem Gebrauche oder weißen wefentlicher Staatsin 
tereffen Statt finden, fih gar nicht vorausbeftimmen 


oder anfchlagen laffen, weil fie meiftend von zufälligen 


Beranlaffungen abhängen; fo glaubt der Ausſchuß ganz 
im Sinne der hohen Kammer zu handeln, und in ben 
Grenzen der Billigfeit zu bleiben, wenn er darauf ans 
trägt, daß die Kammer ſich zwar dem Wunfche der zwey—⸗ 
ten Kammer, daß auch in diefem Zweige die nach den 
Umftänden zuläffigen Erſparniſſe eintreten möchten, ans 
fließen, den weitern Befchluß der zweyten Kammer aber, 
welcher eine beftimmte, nicht zu überfchreitende, Summe 


feſtſetzt, nicht theilen, jedoch aber hiervon die Annahme 


bes Finanzgefegesd nicht abhängig machen möge. 


mann 


CIX. 


Vortrag des dritten Ausſchuſſes. der erſten Kammer, 
uͤber die Motion des Abg. Herrn Prinz, den 
Zunftzwang im Amte Voͤhl betreffend; erftattet 
von dem Herrn Geh. Staatsr. v. Wreden. 





Der Abg Herr Prinz Hat der zweyten Kammer der 
Stände ben Antrag übergeben : | 
‚‚die Staatsregierung auf bie eigene Lage des Amts 
Voͤhl aufmerffam zu machen, und .fie zu bitten, daß ge 
dachtem Amte die Erlaubniß, auch fremder Handwerker 
ſich zu bedienen, ertheilt werden möge, 
und bie zweyte Kammer ift dieſem Antrage beygetreten. 
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Die Gründe, welche von dem Verfaffer des Antrags 
ſowohl, ald auch von dem Augfchuffe,, vorgetragen und 
bey den Berathungen der zwegten Kammer angeführt 
worden find , reduciren ſich ſaͤmmtlich auf die ifolirte 
Rage des Amtes Voͤhl, welche, bey der weiten Entfers 
nung von inländifchen Handwerkern eine Concurrenz, 
felbt nach aufgehobenem Diftrictdzwange, unmöglich 
made, und die Bewohner deffelben der Willführ ber 
Meifter des Amts Preis gebe. Die Staatsregierung 
felbft fcheint mit der Kunftfertigfeit oder Billigfeit diefer 
Handwerker nicht zufrieden geweſen zu feyn, indem fie 
bey berrfchaftlichen Baulichfeiten fih, mit Umgehung der 
Amtgmeifier, fremder Handmwerfer bedient hat. 

Die Wichtigkeit diefer Gründe im Allgemeinen Iäßt 

ch nicht verkennen; die mohlthätige Aufhebung des 
Bunftdiftrietsswangs fann dieſes, vom Hauptlande ges 
trennte, Amt nicht erreichen; es bleiben demnad) beffen 
Bewohner dem vollen, drücenden Zwang ber Zunftgefege 
Dreis gegeben, und bad Recht der zünftigen Meiſter im 
Amte artet, nachdem es von feiner Soncurrenz etwas 
zu — bat, in ein wahres hoͤchſtſchaͤdliches Mono⸗ 
pol aus. 

Indeſſen ſind die Bewohner des Amts Voͤhl nicht 
allein in dieſem Falle; jene des Amtes Wimpfen ſind in 
derſelben, ja in mancher Hinſicht vielleicht noch ſchlimme⸗ 
ren, Lage; was demnach jenen Recht iſt, duͤrſte es auch 
dieſen ſeyn, und ber zufällige Umftand, daß erſtere bey 
ber zweyten Kammer der Stände einen Fürfprecdher fans 
ben, und le&tere nicht, darf wohl diefen nicht zum Nach» 
theile gereichen. — 

Indem daher der Ausſchuß darauf anträgt, dem Bes 

Iuffe ber zweyten Kammer beyzutreten, verbindet er 
damit den weitern Antrag, daß diefer Beſchluß auch auf 
das Amt Wimpfen ausgedehnt werben möge, 


mnnumimmv 
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CK. 


Bortrag des erften Ausfchuffes der erften Kammer, 
uͤber den Entwurf des Tranfiteuergefeges ; er: 
fattet von des Herrn Grafen von Yfen 
burg: Büdingen Erlaudt. 


Die Großherzogliche Staatgregierung bat die Beybe⸗ 
haltung und refp. Einführung einer Abgabe auf geifiige 
Getränfe, nah den Bellimmungen des Gefegesentwurfe, 
den ich fogleiy zu verlefen die Ehre haben werde, für 
das ganze Großherzogthun in Borfchlag gebradt. Da 
indeffen die Bewohner der Provinz Rheinheſſen befürchtet 
haben, daß durch diefe Abgabe die Weinproduction, einer 
der Haupterwerbözmweige der Provinz , leiden duͤrfte, und 
da ſie fih zur Abwendung biejer Abgabe zur Uebernabme 
anderer bereit erflärt, namentlich die ihnen von der do» 
ben Staatsregierung angebotene Herabfegung der Einre 
giftrirungggebühren abgelehnt haben; fo hat die verehrte 
zweyte Kammer beſchloſſen, daß das bier vorliegende 
Geſetz in jener Provinz Feine Anwendung finden folle, 
und der Ausſchuß glaubt, daß die hohe Kammer feine 
Gründe babe, ſich dieſem Beſchluſſe zu miderfegen. 

Nach diejer Vorbemerkung gebe ich zu dem Inhalte 
des Geferesentwurfs felbf über. 

(Legatur aufferord, Beyl. Heft 1. Nr. IV, pag. 32.) 

Die hohe Kammer wird jich von ſelbſt überzeugt ba 
ben, daß dieſer Entwurf die bisherigen gefeglichen Be 
ftimmungen über Tranffteuer mit einigen Abänderungen 
beybehält. Gegen diefe Steuer überhaupt hat der Aus— 
ſchuß, welcher die möglichfle Verminderung der directen 
Steuer winfcht, nichtd einzuwenden. 

Die zweyte Kammer hat über dieſen Gegenftand fol- 
gende Beichlüffe gefaßt: 

1.) Die jert beftehenden geſetzlichen Vorſchriften, 
welche die, vom Obſtwein, Branntwein und Ejfig zu 
enfricytenden, Abgaben betreffen, follen fernerhin fortbes 
fieben, ſowohl was die Größe diefer Abgaben felbit, ale 
auch, was die übrigen Beſtimmungen betrifft, inſoweit 
durch die folgenden Abftimmungen der Kammer nicht Ab 
änderungen beichloffen werden. Ä 

2) Diefe AUbänderungen beftehen in folgendem: 
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A. Es fol der Probucent von dem felbft gegogenen 
Weine, und der Fabricant von dem ſelbſt fabricirten Bier 
und Braunımein, welche er in feiner eigenen Haushal—⸗ 
tung verbraucht, Feine Trankſteuer entrichten. 

B. Die Tranfjieuer vom Wein fol! bey Privaten 
und bey Wirtben gleich fegn, und beſtehen: 

a) vom deutſchen Wein in vier Gulden von ber 

Dhinz und es ift in demfelben Verhaͤltniß, wie bierburdy 
die Tranfjteuer von Wein in Faͤſſern gegen die. bisherige 
Tranffteuer erhöht worden ift, die Trankiteuer von dem 
beutfchen Wein, der in Bouteillen verkauft wird, zw ers 
pöhen ; | PEN, 
b) vom auſſerdeutſchen Wein in acht Gulden 
von der Ohm, und bey auſſerdeutſchem Beine, der in 
Bouteillen ober Krügen eingeführt wird, in zwanzig 
Kreuzer von der Bonteille oder vom Krug. 

C. Das Ohingeld vom Wein ($. 9 der Verordnung 
vom Juny 1809) foll zwar fernerhin, wie bisher, in 
der zehnten Maaß oder der zehnten Bouteille, oder dem 
zehnten Kruge, nady dem Verzapfspreis, oder dem Vers 
faufspreife, beftehen, dagegen aber der, in 1 fl. 20 fr. 
von der Ohm, oder in 4 fr. von der Vouteille und 1 fr. 
von Kruge beftehende, Theil des Ohmgeldes wegfallen. 
D. Die Tranfftener vom ausländifchen Obftwein 

fol auf vier Gulden von der Ohm gejegt werben, 

EB. Den Branntwein betr, | 

a) Es fol von dem Branutwein, anftatt der bids 
berigen zwey Abgaben, nämlich Tranffteuer und Ohm⸗ 
geld, nur eine einzige ‚Abanbe, die bey den Privaten 
und Wirtben gleich ift, entrichtet, und von ber Staats⸗ 
regierung fo hoch beſtimmt werden, daß die, bisher von 
dem Branntwein durch Trankſteuer und Ohmgeld einges 
fommene, Einnahme gedect wird; 

b) den Branntweinbrennern foll dad Verzapfen bed 
Branntweing geflättet merden. 

c) Es fol dem Brauntweinbrenner, ber zugleich 
zapft, nach mittlerer Annahme, ein billiger Durchs 
fhnitt, wie viel Branntwein mit feiner Blaſe, oder mit 
feinen Blaſen, jährlih und in den einzelnen Monaten, 
ungefähr febricirt werden fann, gemacht, und biernady 
von ihm die Abgabe vom Branntwein entrichtet werden. 

Der Ausſchuß, welcher dieje Beftinunungen, fowie 
bie theilweife Erhöhung ber Abgaben zwedmäßig findet, 


0” 
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traͤgt darauf an, daß die hohe Kammer den Geſetzesent 
wurf mit ben vorſtehenden Abaͤn derungen annehmen möge. 





mm 


CXI. 


Vortrag des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 

uͤber den Geſetzesentwurf die Collateralgelder 

betr. ; erſtattet von des Herrn Grafen zu 
Yfenburg- Büdingen Erlaudt. 





Die Abgaben von Erbfchaften waren im Nheinheffen 
in Abgang gefommen. Die Großherzugliche Staatsregie 
rung brachte ihre Wiedereinführung wenigftens bey Erb 
fhaften unter Seitenvermandten oder nicht verwandten 
Perfonen in Vorſchlag, und legte zu dent Ende den Ge 
fegesentwurf vor, welchen ich zu verlefen die Ehre has 


. ben werbe. 


CLegatur aufferord. Beyl. Heft 1. Nro. VIII. pag- 59) 

Die verehrte zweyte Kammer hat diefe Abgabe nicht, 
wie vorgeſchlagen war, zum Behuf milder Zwecke, fon: 
bern zu Staatöausgaben verwilligt und in Bezug auf 
ben Gefegedentwurf befchloffen : 

a) ben Art. 4. anzunehmen, jedoch mit ber Abaͤn— 
derung, daß die Abgabe nicht, wie angetragen worden, 
in 25 Procent, fondern, daß fie in fünf Procent be 
ftehen folle; 

b) die Artikel 2, 3 und 5 anzunehmen; 

c) die Artifel 4, 6 und 7 aber abzulehnen. 

In Beziehung auf die Gollateralgelber in 
ben Provinzen Oberheſſen und Starfenburg 
hat die Kammer befchloffen : | 

a) daß in dieſen Provinzen die Abgabe der Gollateral: 
gelder fortbeitehen folle und zwar ald Abgabe zu ben, 


von ber Kammer bemwilligten, Staatsausgaben; alfo nicht - 


zu milden Sweden, und fo, daß die Beftimmungen dee 
Geſetzes vom 11. Aug. 1808 dafür gelten, in fo weit fie 
nicht durch die folgenden Abftimmungen abgeändert werden; 

b) daß Die bisher in 24 Procent beftehenden, Abgas 
ben auf fünf Procent erhöht werden und 
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c) daß bie, in den Artikeln 2 und 3 bes Geſetzes⸗ 
entwurfs über die Gollateralgelder im Rdbeindeſſen ent⸗ 
bhaltenen, Beſtimmungen auch in den beyden übrigen Pros 
vinzen gelten foflen. Der Ausſchuß trägt darauf an, daß 
die hohe Kammer fich diefem Beſchluſſe anfchliegen möge, 
kann aber fein Bedauern nicht unterbrüden, daß der, 
ehedem zu milden Zwecken beflimmten, Diepenfationscaffi 
diefe Einnahmen entzogen werden. 


| RAUS 


CXII. 


Vortrag des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 
über den Geſetzesentwurf, die Steuerpflich⸗ 
tigkeit der milden Stiftungen und der geiftlis 
hen Güter betr. ; erflattet von ded Herrn 
Grafen zu Yfenburg:Büpdingen Erl. 


Der Gefegesentwurf ift in den anfferordentlichen 
Beylagen der gedruckten Verhandlungen der zweyten Kam⸗ 
mer unter Nr. 111, befindlich und lauter 
(Leg. aufferord. Beyl. pag. 27, Heft 1.) 
Der Ausſchuß hat hierbey nichts zu erinnern gefun⸗ 
den, und trägt auf die Annahme des Geſetzes an. 
wmummmvv 
— 


CXIII. 


Bericht des dritten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 
in Betreff des Antrags wegen der Sorge für 
die Waiſen; vorgetragen von dem Herrn Praͤ⸗ 
Inten Dr.. Schmidt. 


In der zweyten Kammer war von dem Abg. Herrn 
Ludwig der Antrag gemacht worden: 


die Staatsregierung um Ergreifung geeigneter Maaß⸗ 
Verh. d. erft, Kamm. Bent. Heft III. 6 
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regeln zu erſuchen, durch welche nicht nur die Wirt, 
famfeit des biefigen Waiſenhauſes geficherter und größer, 
jondern auch für alle übrigen, der Aufnahme in dafs 
ſelbe nicht fähigen, Waifen auf eine gemügende Art 
geforgt werde. | | 

Der Ausfhuß der zweyten Kammer bat dieſem Aus 
trage diejenigen Modificationen gegeben, unter denen er 
in dem, von ber zweyten Kanımer gefaßten, — ſogleich 
mitzutheilenden, Befchluß erfcheint. Bey der Discuſſion 
bat fiy der Abgeordnete Ludwig mit diefen Modiftcatios 
nen ernverftanden erflärt und noch den Wunſch zugefügt, 
die Kammer möge ſich dafür verwenten, daß noch ferner 
bejtimmt werde, daß in dem Falle, wenn die Einnahmen 
des Darmſtaͤdter Waifenhaufes nicht zureichend feyen, die, 
zur Aufnahme in diefes Waiſenhaus berechtigten, Aemter 
das Fehlende aufzubringen hätten. 

Diefem Wunfche hat jedoch die zweyte Kammer Feine 
Folge gegeben , fondern vielmehr folgendes beſchloſſen: 

(Legatur.) 

Nur nebenbey mag bier erinnert werben, daß in den 
catholifchen Kirchfpielen die Schulvifitationen nicht von 
den Dechanten, fondern von eigends hierzu beftellten 
Schulcommiffarten gehalten werden. 

Die Natur dieſes Gegenftandes eignet denfelben vor 
züglich für das Reſſort der anzuftellenden Randräthe, ob⸗ 
gleich die Mitwirkung ber Geiftlichen keineswegs auszu⸗ 
fliegen feyn wird. Aus diefem Grunde fann der dieſſei⸗ 
tige Ausschuß ſich nicht für den Beytritt zu dem Ber 
jchluffe der zweyten Kammer erflären, fondern muß fich 
auf den Antrag befchränfen, daß die erfie Kammer ſich 
demfelben nur in fo fern anfchließe, als dadurch der 
Staatsregierung die Prüfung und allenfalls nöthige Vers 
befjerung der beftehenden Waifenanftalten empfohlen wird. 
Der biegfeitige Ausfchuß ift der Ucherzeugung, daß bem 
fo gefaßten Antrage die öffentliche Meinung zur Seite fe 
ben werbe. 

„m... 








Gichenanbfüebensigße Sitzung, 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landftandee 0: ; e 


Darmftabt am ten Rqu as! Be 


Unter bem Borfige des Herik weyten 
Praͤfidenten. 


Abweſend: 


des Landgrafen Louis von Heſſen Durhaugt der Herr 
wirkliche Geheimerath Freiherr v. Wiefenbätten und 
der Herr Staatöminifter — du Thil. 


BR Die Situngsprototoe vom 10ten u. n. Day 
werben — und genehmigt. 

II. Der Herr Prä I dent legt ber Kammer: einen, die. 
Aufhebung des Salpeterregals ‚betreffenden, Erlaß der 
zweyten Kammer zur Einſicht vor. *) 

Die Kammer beſchließt deſſen Abgebung an den zwey⸗ 
ten Ausſchuß. | 

Derjelbe referirt, daß folgende 23 Adreffen: 8 

4.) den Gefeßesentwurf über Abtretung von — 
eigenthum für Öffentliche Zwecke; 

2.) den Geſetzesentwurf über die Auswanderung; 

3.) den Gefeßesentwurf über ‚bie Aufhebung ded- 
Zunftdiftrietbanneß ıc. ; 

4) den Gefeßesentwurf über das Hpputbefeitiwefen: 
ber, zu Gemeinden auf dem linten Ufer der Nabe gehoͤ⸗ 
rigen, Gemarkungen auf dem rechten Ufer der Nahe; 
5.) den Geſetzesentwurf, die Veraͤuſſerungen der im 

—— gelegenen Domänen: betri; : 
| ) auf Borlegung eines Gefegedentwurfs: über die. 
Banks ber Privatzebnten in denndrenren; J 





*) S. Beyl. Cccvil im 18. Bette der Berpandlungen de 
zweyten Kammer db. Landſt. 


Heft IV. d. Verhdl. d. erſt. Kammer. A 
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7.) anf Vorlegung eines Geſetzesentwurfs über das 
Frohndweſen in den ſtandes- und patrimonialgerichts⸗ 


herrlichen Bezirken; 
Vorſoo Ir? Ersewnrfo TINET augemeinen 


x vuleeng s 
9.) auf Tegislative: und abminiftrative Maaßregeln 
über den Bau der Bicinalmwege; | 
40.) auf Beförderung ber Zuſtizpflege bey dem Hof⸗ 
gericht zu Gießen; | 
11.) auf Beförderung der Erbvertheilungen bey den 
Suftigämtern in der Provinz Oberheſſen; | 
12.) auf Beförderung der Suftizpflege in der Pro 
vinz, Rheinhefien; | 
13.) auf Berbefferung der Gefängniffe; 
14.) auf Befferung des Zuftandes der proteftantis 
ſchen Kirche; | 
45.) auf Verbefferung des Schulweſens; 
416.) auf Beförderung des Wechſels zwiſchen Feld⸗ 
und Waldcultur; — 
17.) auf Einfuͤhrung breiter Radfelgen; 
18.) auf öffentliche Verſteigerung alles Holzes, wels 
ches in den Domanialwaldungen des Oberforfts Darm⸗ 
ſtadt zum Verkaufe kommt; —— 
:: 49.) auf Aufhebung des Mehlbannes der Modaubach⸗ 
Müller zur Mehlwage in Darmitadt; —— 
20.) auf Berbeſſerung der Juſtizverwaltung bey den 
Friedensgerichten in Rheinheſſezzz 
21.) auf Aufſtellung und Mittheilung eines Verzeich⸗ 
niſſes des ſaͤmmtlichen Kirchenvermoͤgens; 
22.) die Beſchwerde der Stadt Friedberg, ‚wegen 
Ausſcheidung der Revenuͤen und Schulden betr.; 
;23.) die Bejchwerde der Gemeinde Bilbel, wegen 
Aufhebung der dortigen Zünfte: betr.; | 
von einer gemeinfchaftlichen Deputation beyder Kams 
mern ded Herrn Staatsminifters v. Grolman. Excellenz 
feyerlich überreicht worden ſeyen und daß die Deputation 
von; dem Herrn: Staatdminifter. die Verficherung erhalten 
babe, daß die Wuͤnſche der Stände. des Großherzogs 
Königliher Hoheit von ibm. auf. das. Befte empfohlen 
werden würden. er 
Ill: Es werben folgende Vorträge erftattet: 
1.) von dem Herrn Öcheimen Staatsrath 
v. Wreden; er nn 22 Dr 
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a.) fhriftlicher Vortrag, im Namen ded zweyten And; 
fchuffes, über den, den Gifthandel betreffenden,: 
‚Gefeßesentwurf 3 RT m 
— CBeylage CXIV.) ———— 
b.) im Namen deſſelben Ausſchuſſes, ſchriftlicher Vor⸗ 
trag uͤber den, die Abſchaffung der Leihen auf 
Mann und Frau betreffenden, Antrag des Abg. Herru 


-Mertel; an 

rn CBeylage. CXV.)J .: > Ber 
0.) tm Namen des dritten Ausfchufles, ſchriftlicher 
Bortrag uber den Antrag. des Abg. Herrn Hax, die 
Realſchule in Darmſtadt ter. — 
2 0 (Beylage CXVL) * 
29) Bon dem’ Herrn Kanzler Dr. Arens. 
Derfelbe referirt mündlidy im Namen des dritten Auge 
Khuiles:, | — 

a.) uͤber den, auf die baldige Ausarbeitung 
der, in. dem Art. 103 der Verfaſſungsurkunde 
zugejiherteit, Geſetzbücher gerichteten, Antrag 
des Abg Herru Krönde. | | za 

Er aͤuſſert darüber: Die PVerfaffung ertheile zwar 
ben Ständen das unbefchränfte Recht der ei, allein 
der Gebrauch dieſes Rechts habe Doch feine natuͤrlichen 
Grenzen. Div Petition werde, ihrem Grunde und ihrem 
Zwede nad, fid) immer auf ein bereits erijtentes, pofitis 
ves oder negatives Factum der Staatöregierung beziehen 
müffen und dürfe daher nicht auf foiche Handlungen 
ausgedehnt werden, welche, möglicher Weife, etſt künftig 
eriftent werben koͤnnen. Wollte die Ständeverfammiung 
die Gegenftände ihrer Wünfche aus dem weiten: Felde 
künftiger mögliher Handlungen entlehnen, fo würde dies 
fes zu einer, bis in dad Unendliche gehenden, Vermeh⸗ 
rung ihrer, ohnehin fhon fehr zahlreichen, ‚ Petitionen 
führen und fie würde dadurch zugleich den wohlthätigen 
Zwed, ben das wishtige Recht der Petition babe, auf 
eine nicht zu rechtfertigende Weiſe felbft zerftören. 

Sobald aber dieje Bemerkung richtig fey, fo folge 
daraus für die, von dem Abg. Herrn Krönde gemachte, 
Motion von felbit, daß die erfte Kammer Anftand neh: 
‘men werde, an berfelben auf irgend eine Weife Theil zu 
nehmen. Der Art. 103 der Verfafjungsurfunde fey kaum 
erfchienen — die hoͤchſte Staatsbehörde ſey theils durch 
ihre regelmäßigen Geichäfte, theils aber durch den bedeus 
tenden Zuwachs, melden dieſe Gefhäfte durch den gegens 
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waͤrtigen Landtag erhielten, fo ſehr und anhaltend beſchaͤf— 
tigt, daß wohl noch feinem Mitgliede der Staͤndeverſamm⸗ 
lung der Gcdanfe eingefallen ſey, als babe die Stantsre 
. gierung ſchon bisher für die Ausarbeitung der Gejegbil- 
cher thaͤtig ſeyn können. Die anerkannte, von Niemand 
Bezweifelte, Thaͤtigkeit der oberften Staatsbehörbe gebe 
feinem Zweifel, vielweniger einer Wahrjcheinlichfeit Raum, 
daß nicht won ihr alle gefchehen werde, was zur baldigen 
Erfüllung ber, in dem Art. 103 der Berfafjungsurfunde 
enthaltenen, Großherzoglichen Zufage führen könne. Ins 
dem nun aber die Motion des Abg. Herrn Krönde aus 
einem joldhen, von allem factifyen Fundamente entblöf- 
ten, Zweifel hervorgehe, die Staatsregierung aber diefen 
Zweiſel nicht verdiene, ſo trage der Ausſchuß ungetheilt 
dacauf an, an dem Befchluffe der zweyten Kammer feinen 
An:beil zu nehmen und das zwar um fo mehr, als fid) 
mir Recht erwarten laffe, daß die Staatsregierung dieſe 
Motion nicht gut aufnehmen werde. 
, + b.) Ueber den, die Aufhebung der Fornica 
tiongjtrafen betreffenden, Geſetzesentwurf. 

Derfelbe bemerkt: Der, von ber Staatsregierung 
den Ständen vorgelegte, Gefetesentwurf entfpreche durchs 
aus ber, von derjelben vorgelegten, Petition, Die — 
Kammer habe ihn bereits angenommen und es ſey bey 
der, daruͤber Statt gehabten, Discuſſion bloß der An— 
ſtand berührt worden: daß die Aufzeichnung des, von 
der Mutter des unehelichen Kindes angegebenen, Vaters 
in das Kirchenbuch fernerhin nicht mehr werde Statt fin 
ben koͤnnen. Diefer Anftand fey aber durch die Bemer⸗ 
fung des Großherzoglichen Regierungscommiffärs: daß 
die Staatsregierung deßfalls die erforderliche reglemens 
tarifhe Anordnung erlaffen werde, von felbft befeitigt 
und darum in feiner HDinficht ein Grund vorhanden, 
welcher die erſte Kammer beftimnren könne, dem Geſetzes⸗ 
entwurfe ihre Zuftimmung zu verjagen. 

c.) Ueber den, die Anwendung bes neuen 
Maaßes und Gewichts betreffenden, Gefegedentwurf. 

In Beziehung auf denfelben bemerft der Referent: 
daß diejer Entwurf nit ganz den Anfichten und Wuͤn⸗ 
ſchen entſpreche, welche die erſte Kammer ber Großher⸗ 
zoglichen Staatsregierung vorgelegt habe. Namentlich 
erlaube derſelbe den Kaufleuten ꝛc. nicht, ſich, als Folge 
befonderer Uebereinfunft mit dem Käufer, eines andern 
Munßes oder Gewichts zu bedienen, Da indeffen nicht zu 





Protokoll ZXXF LU. vom 14. May 1811. 5 


verfennen ſey, daß e8 bey einer, den Kaufleuten geſtat⸗ 
teten, Erlaubniß, fi) auch anderer Maaße ıc. bedienen 
zu dürfen, nicht wohl moͤglich fey, ſie unter der, zur 
Entfernung von Betrügereyen fo nothiwendigen polizeylis 
chen, Aufficht zu halten und da auch die zweyte Kammer 
den Entwurf ohne allen weiteren Zuſatz bereit anges 
nommen babe, jo trage der Ausſchuß einftimmig darauf 
an, daß er von der erften Kammer gleichfalls angenoms 
men werden möge. | 
so IV, Das Praͤſidium eröffnet die Discufjion über 
ben Antrag des Abg. Herrn Xudwig: eine wirkſa— 
mere Sorge für die Waifen betr. | 
Es Aufiert darüber 
ber Herr Prälat Dr. Schmidt: Zur Erläus 
terung des Antrags des Ausfchuffes wolle er noch bemers 
fen: der Beihluß der zweyten Kammer gebe nicht fo 
weit, ald der urfprüngliche Antrag. Sener befchränfe ſich 
auf die, auſſerhalb der Waijenhäufer zu. verpflegenden, 
Waiſen; Ddiefer dagegen fey auch mit. auf das hicfige 
Waiſenhaus gerichtet Der Ausſchuß der erften Kammer 
glaube, den Kreis noch weiter ziehen zu müffen und Die 
Petition namentlih mit auf alle, in dem Großherzog» 
thum beftehenden, Waijenhausanftalten richten zu müffen. 
Es ſeyen nämlich noch an mehreren andern Orten des 
Großherzogthums, z. B. in Friedberg, fundirte Waifens 
anftalten vorhanden und es fey daher um fo wichtiger, 
fie der Aufmerkfamfeit der Staatsregierung zu empfehlen, 
als er nicht wiſſe, ob fie ſaͤmmtlich ihrem Zwecke gemäß 
verwaltet würden. 
| Der Herr Geh. Staatsrat) v. Wrebden: 
Was insbefondere das hieſige Waiſenhaus betreffe, fo fey 
bie Einrichtung deffelben gut. Es zeichne fi) durch Ord— 
nung, NReinlichkeit und zweckgemaͤßen Unterricht wahrhaft 
aus und es gehe aus den Öffentlich abgelegten Rechnuns 
gen hervor, daß ſich die Koften für die Ernährung und 
Erziehung eines Kindes jährlih nicht höher als 66 fl. 
. „belaufen. 
V. Es wird hierauf zur Abftimmung über folgende 
Gegenftände gejchritten : | 
4.) über Die Befhwerbe des Weltprieſters 
Paul Deft aus Bingen. . Ä | 
Die deffalld von dem Präfidium vorgelegte Frage: 
Tritt die Kammer dem Beichluffe der zweyten Rammer 
bey: „der, von dem Weltpriefter Deft von Bingen 
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an bie hohe Stänbeverfammlung unterm 26. März 1.9. 
eingereichten, Beſchwerde wegen verweigerter Penſion“ 
feine Folge zu geben? 

wird einjtimmig mit Sa beantwortet. — 
2.) Ueber den, ſich auf den Zunftzwang in dem 

Amte Voͤhl beziehenden, Antrag des Abg. Herrn Prinz. 

Das Praͤſidium ſtellt zu dem Ende bie Frage: 
Tritt die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kammer: 
‚die Staatsregierung um die Verordnung zu erfucen, 
daß den Einwohnern ded Amts Voͤhl geitattet feyn 
fol, nach Belieben auch ausländifche Handwerker zu 
ARE, ohne. fich deßhalb mit den Meiftern ım 

mt Voͤhl abfinden zu muffen‘‘ mit der Bemerkung 
bey, die Staatdregierung ferner zu erfuchen, bey ähn- 
lihen Berbältniffen anderer Aemter und Orte, ben 
dortigen Einwohnern bdiefelbe Freiheit wie denen im 
Amte Böhl angedeihen zu laffen? - Ä 
“welche einftimmig mit Sa beantwortet wird. Ä 

3.) Ueber Die Beſchwerde des Amts Bübins. 

gen, wegen Nichtbezahlung ruffifher und 
preuffifder Etappengelber. er 

Die, zu dem Ende vorgelegte, Frage: — 
Tritt die Kammer dem Bejchluffe der zweyten Kammer 
bey: die Staatsregierung zu erfuchen, fräftige Maaß— 
regeln. eintreten zu laſſen, um die Bertheilung ber 
fraglihen Etappengelder „ſobald als moͤglich, zu 
bewirfen ’’? | | e 

wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

4.) Ueber die Motion der Abgeord. Herrn Prinz, 

Mayer ıc., Sagdverpahtung betr. | 

Die defhalb vorgelegte Frage: 

Tritt die Kammer dem Antrage der zweyten Kammer: 
die Motion der Abg. Prinz ꝛc. an die Staatsregies 
rung zur DBerüdfichtigung gelangen zu laffen, nur ın 
fo fern bey, daß ohne Veränderung der bereits beites 
heuden Pachtcontracte die Staatsregierung erſucht wers 
den möge, alle Sagden, welche fie fünftig zu verpach⸗ 
ten‘ für gut finden wird, durch Verfteigerung gefhehen 
zu laffen? 

wird von 10 Stimmen gegen 3 mit Sa beantwortet. 

5.) Ueber den, die Trankſteuer betreffenden, 

Gefegesentwurf. 

Das Prafidium flellt zu dem Ende die Frage: 
Zritt die Kammer dem, Antrage ihres Ausfäufes: das 
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Trankftenergefeg mit den, vonder zweyten Klammer 
vorgefhlagenen, Mobdiftcationen anzunehmen, bey ? 
welche einftimmig mit’ Sa beantwortet wird. 

6.) Ueber den, die Collateralgelder betreffen, 
den, Gefegesentwurf, 

Auf die deßhalb vorgelegte Frage: 

Tritt die Kammer dem Antrage ihres Ansfchuffes bey: 
das Geſetz über die Collateralgelder mit den, von der 
zweyten Kammer vorgefchlagenen, Modificationen ans 
unebmen? | Ä 

—— eine einftimmig bejahende Antwort. 

7.) Meber ben, die Steuerpflichtigkeit der. 
milden Stiftungen zum Gegenflande habenden, 
GSefegesentwurf. 

Das Präfidinm ftellt barüber bie Frage: 

Tritt die Kammer dem Antrage ihres Ausſchuſſes bey : 
das Geſetz über die Steuerpflichtigfeit der milden Stif— 
tungen, gleich der zweyten Kammer, anzunehmen ? 
‚welche von 42 Stinmen gegen 1 bejaht wird. 
8.). Ueber das, von der Großherzoglichen Staatsres 
gierung vorgelegte, Ausgabebudget. 

Bon dem Präfibium werben zu dem Ende folgende 
22 Fragen vorgelegt: 

1.) Iſt die Kammer mit ben, in dem Vortrage bes er» 
ſten Ausjchuffes enthaltenen, Grundfägen und Be— 
merfungen, bie Behandlung des Budgets betreffend, 
einverftahden ? | 

2.) Nimmt die Kammer die Verwilligung, wie fie von 
ber zweyten Kammer zu der I. Abtheilung Laſten, 
Abgänge und Koften bey ber Finanzverwaltung betr. 
gemacht worden ift, mit 1,518,597 fl. an? 

3.) Nimmt die Kammer die Berwilligung von 598,828 fl. _ 
zur Berzinfung der Staatsjchulden, gleich der zwey⸗ 

. . ten- Kammer, an? 2% 

4.) Nimmt die Kammer den Ausgabepoften von 334,91 7fl. 
zum Behuf ber Civil» und Militärpenfionen gleich 

ber zweyten Kammer, an? zer 
5.) Nimmt die Kammer. den Ausgabeppften für die Bes 

bürfniffe bed Großherzogl. Haufes und des Hofflaats 
mit 805,438 fl., gleich der zweyten Kammer, an? 

6.) Stimmt die Kammer ber zweyten Kammer bey für 
die Bedürfnifje des Militärs unterden, von der zwey⸗ 

. ten Kammer gemachten, Bemerfungen, jährlidy bie 

Summe von Einer Million Gulden zu verwilligen ? 


8 
7) 


8) 


9) 


40.) 


11.) 


12.) 
43.) 


435) 
46) 
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Stimmt ferner die Kammer der zweyten Kammer 
bey, dem Militär zu feinen‘ Beduͤrfniſſen die, fich 
in der Kriegscaſſe vorfindenden; 102000 fl. auf diefe 
inanzperiode zu überlaffen® . : : -,. | 
timmt die Kammer der zweyten Kammer bey, für 
das Geheime Staatsminifterium, Geheime Cabinets⸗ 


‚erpedition und Geheimes Staatsarchiv, die Summe 


von 82,952 fl. zu bemilligen ? 
WIN die Kammer, gleich der zweyten Kammer, für 
bie auswärtigen Verhaͤltniſſe die Summe von 
60,000 fl, verwilligen ? — 
Bewilligt die Kammer, gleich der zweyten Kammer, 
fuͤr die Ausgabepoften: Behörden und Anſtalten 
für die Juſttz und Juſtiz⸗ Polizeis und. Hoheits⸗ 
ämter bieffeitd Rheins bie Summe von 335,030fl.? 
Stimmt die Kammer der zweyten Kammer bey, für 
die Adminiftratiobehörden und Anftalten die Summe 
von 664,587 fl. zu verwilligen ? 
Dil ferner die Kammer, gleich der zweyten Kammer, 
zur Verbefferung der Volksſchulen 12000 fl., zur Vers 
befferung des Medicinalmwefeng 42000 fl., und für die 
Handelskammer zu Mainz aus ber Einnahme ber 
Patente 902 fl., zufammen 24,902 fl. verwilligen? 
Bill die Kammer, gleich der zweyten Kammer, ‚der 
Chauſſeecaſſe einen Gredit für die beyden Brovins 
en bieffeit8 Rheins von 200,000 fl. und für bie 
—* jenſeits Rheins von 40,000 fl., zufammen 
240,000 fl. für die Finanzperiode eröffnen ? 
Will die Kammer, gleich der zweyten Kammer, für 
die Ausgaberubrif: Weitere Koften bey dem Ges 
fhäftsbetriebe, meiftens in den Zweigen der Depar⸗ 
tements der Juſtiz und des Innern, die Summe 
von 14,692 fl. verwilligen ? 
Will die Kammer, ‚gleich ber zweyten Kammer, an 
Beyträgen zu den Wittwen- und Waiſencaſſen, die 
umme von 27,532 fl. verwilligen ? 
Iſt bie Kammer, gleich der zweyten Kammer, ber 
Meinung, die 25,000 fl. zu Unterſtuͤtzung Nothleis 
bender, aud) anderer Berehrungen, für diefe Finanz 
periode nicht zu verwilligen ? , 
SR die Kammer, gleich) der zweyten Kammer, der 
Meinung, die, für die Decorationen des Großher⸗ 
zoglichen Hausordens in Anſatz gebrachten 1500 fl. 
ald eine Ausgabe, die fich mit feiner beftimmten 
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- Summe in Borafifhlag bringen laͤßt, nicht zu vers 
willigen, fondern bie dadurch entftehenden Koften 
aus dem Refervefonds deden zu laſſen? 

18.) Stimmt die Kammer der zweyten Kammer bey, bie, 

; für die Landesvermeſſung und Verfertigung der defts 
nitiven Batajter, in Voranſchlag gebrachten 44,333fl. 
zu verwilligen ? 


19.) Stimmt die Kammer der zweyten Kammer bey, für. 


Staatsfrohnden und deffallfige Entfhädigungen die 
Summe von: 20,000 fl. zu bewilligen ? 

20.) Bewilligt die Kammer, gleich der zweyten Kam⸗ 
mer, für die Koften des Landtags die Summe von 
45,000 fl. 3 

21.) Tritt die Kammer der zweyten Kammer bey, fuͤr 
den Reſervefonds, die Summe von 100,000 fl. zu 

verwilligen? | | | 

22.) Tritt ferner die Kammer dem Befchluffe der zwey⸗ 
ten Kammer bey, der Etaatdregierung, wegen des 


geringen. Preifes der Früchte einen: Gredit von 


100,000 fl. auf jedes Jahr zu eröffnen? 

Von diefen Fragen wird die erfte von 12 Stimmen 
gegen 1, die übrigen aber werben ſaͤmmtlich einflimmig 

mit Ja beantwortet. 
VL De Herrn Grafen v. Yſenburg-Buͤ— 
Dingen Erlauct erjtattet, im Namen des erften Aus— 
ſchuſſes, fchriftlichen Vortrag über den Finanzgeſe— 
Gesentwurf und übergibt zu dieſem Bortrage ein, von 
dem Herrn Geheimenrath Freih. v. Wiefenhütten. verfaßs 

ted, votum particulare, 

(Beylage CXVL.) BE 

vi Zum Schiuffe werden zwey Communicate an 


die zweyte Kammer, wovon das Eine fi) auf die Ges - 


meinbeorbnung und das Andere auf das Verantwortlichs 
feitögefeß bezieht, zur Genehmigung vorgelegt. Diefe 


wird fofort einjtimmig ertheilt und die Sitzung von dem | 


Präafidium aufgehoben. 
Beglaubigt; | | 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 


mamma 
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Ahtundfiebenzigfte Sitzung 
in dem GSigungsfaale der erften Kammer ver 
Landſtaͤnde. 

Darmſtadt am 16ten May 1821. 





Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Praͤſidenten. 
Abweſend: 


des Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht, des 


Herrn Grafen von Solms-Roͤdelheim Erlaucht, 
ber Herr wirkliche Geheimerath Freih. v. Wiefenhüts. 


ten und der Herr Baron v. Mappes. $ 


J. Das Protofoll der Teßten Sitzung wird vorge 
Iefen und von der Kammer genehmigt. | 

II. Das Präfivium macht die Kammer befannt mit 
dem Inhalte | J 

a.) einer Erklaͤrung des Großherzoglichen Geheimen 
Staatsminiſteriums, worin daſſelbe der Staͤndeverſamm⸗ 
lung die Anzeige macht: daß des Großherzogs Koͤnigliche 
Hoheit die, von der zweyten Kammer in Borfchlag ges 
brachte, Befoldungsftener nicht genehmigt habe. *) 

Die Kammer befchließt deren Abgebung an den erften 

b.) eines, die Gemeindeordnung betreffenden, Erlafs 
ſes der zweyten Kammer. **) 

Die Kammer vermweifet denfelben an ben zweyten 


ß 
III. Der Herr Staatsminiſter Freih. du Thil refes 
rirt mündlich, im Namen: des. zweyten Ausfchuffes, über 
den inhalt eines, die Aufhebung des Salpeter 
regalß betreffenden, Necommunicats ber zweyten Kams 
mer. Die erfie Kammer fey zwar dem Befchluffe der zwey⸗ 





*) Bergl. LXXIIT. ber aufferordent!. Bey. ber Berhandl. ber 
zweyten Kammer d. Landſt. 
**) ©. Beyl. CCCXIX. im 18. Hefte diefer Verhandl. 
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ten Kammer, die Staatdregierung um Aufhebung des 
Salpeterregals zu erfuchen, beygetreten; fie habe dieſes 
aber mit dem. Wunſche gethan, daß der — —— 
in auſſerordentlichen Nothfaͤllen der Gebrauch des Regal 
vorbehalten bleiben moͤge. Die zweyte Kammer verwei⸗ 
gere nun dieſem Wunſche ihre Zuſtimmung theils darum 
weil dergleichen auſſerordentliche Nothfaͤlle entweder höchf 
felten oder vielleicht gar nicht eintreten wuͤrden, theild 
aber darum, weil die VBerfaffungsurfunde dem Großphers 
zoge bad Recht vorbehalte, in aufferordentlichen Nothfäls 
len das es zum Beften des Staates zu verfüs 
gen und es fich ohnehin von felbft verftehe, daß in aufs 
ferordentlichen Fällen auch aufferordentlihe Maaßregeln 
genommen werden müßten. — Aus dem, von dem Auds 
ſchuſſe der erſten Kammer über diefen Gegenitand erftats 
teten, Vortrage gehe hervor, daß die erite Kammer mit 
dem gedachten Wunfche bloß die Abficht verbunden habe, 
zur Bermeidung eines Mißverftändniffes der Staatsres 
gierung zu erflären, daß der Antrag der Stände feine 
Schmälerung ded Rechts der Staatsregierung: in auffers 
ordentlichen Fallen das Nöthige zum Beſten des Etaated 
vorzufehren, beabfichtige.e Da die zweyte Kammer in 
diefer Anficht mit der erften Kammer vollfommen übers 
einftimme, fo werde ed feinen Anftand haben, ihrem Bes 
ſchluſſe nunmehr ohne allen weiteren Zufag beyzutreten 
und das zwar um fo mehr, als bey der deutlichen Bes 
fimmung der Verfaffungsurfunde der Sinn der Petition 
. nicht leicht werde mißverftanden werden Ffünnen. 
IV. Das Präfidium eröffnet die Discuffic 
a.) über den, ven Gifthandel betreffenden, Ges 
feßesentwurf. 
Es erfolgen darüber Feine befonderen Bemerkungen. 
b.) licher den, fid) auf die fogenannten Briefs 
güter beziehbenden, Yntrag des Abg. Herrn Merkel. 
Darüber wird bemerft 
von dem Herrn Geh. Staatsrath v. Wre— 
den: Der Antrag des Ausfchuffesı werde auch noch bes 
ſonders dadurch unteritüßt, daß 
1.) die Leihen auf Mann und Frau die Conſervation 
des Grundftückes fehr beförderten, weil dabey ein, dem Eis 
genthume analoges, Verbältwiß eintrete, indem der Bes 
fißer eines Briefgutes daſſelbe gewiffermaßen als fein Eis 
genthum betrachte und pflege, während der Temporalpächs 
a ter nicht felten das Grundſtuͤck ausſauge und vernachläffige. . 
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2.) Es feyen schon mehrere Fälle, 3. B. in Echzell, 
vorgefommen, in welchen die Stantsregierumg auf ibre, 
zum Verkaufe ausgebotenen, Grundftüde Feine annehm— 
bare Gebote hätte erhalten koͤnnen; fie babe fie Daher ale 
Briefgitter in Benugung gegeben und Abriehmer. genug 
gefunden. Dabey habe fid) denn auch das Verhältniß 
ber Preife wie 3 zu 7 heraudgeftellt. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Bey 
biefen entjcheidenden Gründen werde man dem Antrage 
des Ausfchuffes, der, wie er glaube, die Motion zur Bes 
ruͤckſichtigung empfohlen wuͤnſche, wohl nicht beyſtimmen 
koͤnnen. | 

—Der Herr Geheime Staatdrath v. Wreben: 
- Man habe den Antrag anfänglich alternativ ftellen wol- 
len; allein nachher habe man ſich dahin vereinigt: daß 
der Motion gar feine Folge zu geben jey. 

Des Prinzen Emil v. Heffen Hoheit: Dann 
flimme er bey; meil er den Antrag ded Ausfchuffes für 
binlänglich motivirt halte. 

Der Herr Präfident: Die Stände fünnten Fein 
Intereffe haben, die Domanialreventen herunterzubrins 
gen und dadurd die Steuern zu erhöhen. Es werde ja 
einem Menfchen Zwang angethan und es fehle daher 
durchaus an einem Grunde zur Befchwerde. Man könn: 
übrigens die Leihen auch auf den Vater und ein Kind 
ausfertigen lafjen. 

c.) Ueber den, die hiefige Nealfchule betreffen: 
den, Antrag des Abg. Herrn Har. 

Sn Beziehung darauf bemerkt 

der Herr Praͤlat Dr. Schmidt: daß er ben 
Bericht des Ausſchuſſes für völlig erfchöpfend und bie 
darin angeführten Gründe für durchaus entjcheidend 
betrachte. 

d.) Ueber den, auf die baldage Ausarbeitung 
der, in dem Art. 103 der Berfaffungsurfunde 
zugefiherten neuen Geſetzbücher gerichteten, As 
trag bed Abg. Herrn Krönde. 

Darüber Auffert 

des Herrn Grafen von Stolberg Erlaudt: 
Der Antrag fey um fo fonderbarer, als ja die Conſti— 
tution kaum erflärt habe, daß die Geſetzbuͤcher ausgear— 
beitet werden follten. Ein Grund zu diefem Antrage 
werde erft dann eintretet, wenn fich in der Zukunft ers 
gebe, daß die Staatsregierung die Ausarbeitung verzögert. 
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Der Herr Präfident:. Das Einzige, was man 
vielleicht zur Entfchuldigung dieſer Motion anführen 
könne, fey der Umftand, daß die bie jest beitehende Iſo⸗ 
iirung der Provinz Rheinheſſen von den beyden übrigen 
Provinzen nur durch eine gleichfoͤrmige Gejegebung werde 
aufgehoben werben können, die. baldige Vollendung der⸗ 
feiben daher Aufferft wünfchenswerth erſcheinen muͤſſe. 

Des’ Prinzen Emil v. Heffen Hoheit}, Wenn 
die Verfaffungsurfunde nichts bejtimmte, oder, wenn bie 
Regierung ſich im Verzuge befinde, fo wuͤrde fü ‚bie 
Motion allerdings rechtfertigen laffen. Da indeffen nicht 
einer diefer beyden Gründe eintrete, fo werde man ben 
Antrag auch nicht unterftügen koͤnnen. —— 

e.) Ueber den, die Aufhebung — —— 
tionsſtrafen betreffenden, Geſetzesentwurf. | 

Es erfolgen darüber feine Bemerkungen. rn 

£.) Ueber den, die Anwendung des nenen 
Maaßes und Gewichts befiimmenden, Geſetzes⸗ 
entwurf. Ä a | 

Es bemerft Ä hi. 2098 

des Herrn Grafen von Stolberg Erlaudt: 
Die Differenz des Gejegedentwurfs mit den, von. ber 
erften Kammer ausgefprochenen,. Wünfchen beftehe darin: 

1.) den Privarperfonen werde binfichtlid des Ges 
brauchs des Maaßes und Gewichts ganz freie Hand ges 
laffen; den Krämern, Wirthen ꝛc. dagegen nidt. Die 
Kammer babe auch das Letztere wegen des auswärtigen 
Handels gewünfchtz allein, es ſey nicht zu verkennen, 
daß bey einer ſolchen Freiheit die polizeyliche Anfficht 
‚über die Krämer u. f. w. nicht wohl werde gehandhabt 
werden fünnen; Ä ) 

2.) die Staatsregierung babe wegen der, von ber 
erften Kammer gewünjchten, Verringerung der, durch bie 
Aichanftalten verurfachten, Koften nichts verfügt. Er 
wiffe nun zwar wohl, daß eine foldye Verfügung nicht in 
das Gefe gehöre; er halte es aber doch für zwedgemäß, 
der Staatsregierung bey der Annahme dis Geſetzes den 
Wunſch auszuiprechen, daß fie auf Die Verringerung dies 
fer Koften Bedacht nehmen möge. 

Der Herr Präfident: Mit diefem Wunſche 
werde auch noch der verbunden werden fünnen: daß vie, 
an die Verletzung des Geſetzes zu knuͤpfenden, Strafen 
nach Verfchiedenheit der mehr oder minder bedeutenden 
Fälle auch verfchieden beſtimmt werden möchten. 
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8) Ueber das Finanzgefep. 
In Beaziehung darauf bemerft - J 
des Herrn Grafen v. Yſenburg-Büdingen 
Erlaucht: Der Herr Geheimerath Freih. — Wieſen huͤl⸗ 
ten, welcher in der heutigen Sitzung nicht habe erſchei⸗ 
nen können, habe ihn erfucht, der hohen Kammer einige 
Bemerfungen binfichtlih der Verarmung ders Provinz 
Ober heſſen vorzulegen. | | 
.. Er entledigte ſich diefes Auftrags durch Borlefung 
folgenden Auffates: | 
Die Provinz Oberheffen befindet fich allerdings in 
einer nicht zu mißfennenden ungünftigen Lage. 
+, Wenn gleich der, zu diefer Provinz gehörende, Theil 
der Wetterau ausgedehnte Fluren zeigt, deren Ernten 
dem Ertrage in den fruchtbaren Gegenden anderer deut 
en. Staaten nicht nachjtehen, fo fehlt es Dagegen mels 
end an dem nöthigen Abfage der Erzeugniffe. 

Die nächftgelegenen Lande und Etädte werben aus 
ihren näcften Umgebungen und mittelft der, aus frudtz 
baren ‚Gegenden berfirömenden, Flüffe mit gleichen Pro: 
Ducten reichlich verjehen; ein mächtiger neuer Nachbar 
bat in neueren Zeiten durch fein Douanenfyitem eine, 
bis jeßt undurchdringlicy gebliebene, Barriere auf einer 
bedeutenden Grenzlinie gezogen; confumirende Städte 
find der Provinz ferne; die großen Ströme, zu beren 
Dammbanunterhaltung der jegige Fandtag den Oberheſ— 
sen. mit beyzieht, find ihm allzuentlegen, als daß hier 
dur auf den Wohlſtand der Provinz. gemirft. werben 
Könnte und feine eigenen Keinen Flüffe, als die Wetter, 
die Horloff, die Nidda und die Nidder tragen fo wenig 
zu feinem Wohlitande bey, daß fie vielmehr. burdy die 

erfchlämmung derfelben und durd das Verwachſen ber 
Ufer bey nicht ausbleibenden häufigen. Ueberſchwemmun⸗ 
gen nur noch neue Leiden hinzufügen. oo 

Der größere Theil diefer Provinz ift weniger frucht- 
bar und die rauhen Gebirgsfetten lohnen nur fparli 
die Arbeit des Landmanns. Ä — 

Städte, die dur nur etwas bedeutende Confumtion 
und Aufwand fi) auszeichnen, — wenige im Lande und 
in der Nachbarſchaft. Nur die Hauptſtadt der Provinz — 
als Sit der Provinzialbehörden und vorzüglich der Unt 
verfität — fowie die Garnijonen in Bußbach und Fried 
berg tragen zur Circulation des Geldes etwas bey; — die 
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Gießer Garnifon fol nun auch in eine entfernte Stadt 
verlegt werden. * | 

Daß unter diefen Umftänden der Ausfluß des baaren 
Weıdes Im dieſer Provinz ftärfer feyn muß, als die Zus 
flüffe find, die fie durch ihre Producte aus dem Auslande 
berbeyzieht, bürfte daher nicht zu bezweifeln ſeyn und bie 
Ueberzeugung davon. dringt fi) jedem, nur einigermaßen 
an Beobachtungen gewöhnten, Bewohner ber Provinz 
täglich mehr auf. | | 

Auf diefe ungünftigen Verhältniffe. hatte daher die 
Steuerregulirungs-» Commiffion bey ihren Abfchägungen 
und Berfertigung der neuen Satafter Rüdficht genommen ; 
das Land war mit dDiefen Abſchaͤtzungen zufrieden, als 
unerwartet ber Befehl an die Steuerbehörden in Oberbef- 
fen erging, die neuen Satafter um mehr als Ztel (1000 fl. 
auf 1387 fl.) unter der Bezeichnung 

„zur Sleichitellung mit der Provinz Starkenburg“ 
zu erhöhen. | 

Nun behaupten zwar die Einwohner der. alfo erhöhs 
ten Theile der Provinz Oberheffen, daß — aus ben vors 
bin angeführten Rüdfihten — feine folche Gleichftellung 
a finden fönnte; die factifche Erhöhung befteht aber 
noch fort. 

Bielleicht gelingt. e8 der hoben Staatsregierung, 
Mittel zu finden, wie diefer Provinz aufzuhelfen und 
vielleicht durdy Anwendung relativer Gleichſtellung in’der 
Befteuerung dem Sinfen des Wohlftandes in der Provinz 
Ober heſſen Grenzen zu fegen feyn möchten. 

Der Herr Präfident: In der zweyten Kammer 
feyen von dem Herrn Präfidenten v. Breidenftein Bemer⸗ 
fungen über die Ungleichheit der Befteuerung gemacht 
worden, welche noch Niemand widerlegt habe. Als Bey: ; 
trag zu dieſen Bemerfungen wolle er nur noch dad ar 
führen: daß in der fruchtbaren Gegend von Niederwoͤl I⸗ 
ſtadt der Morgen Ader nur 1fl. Steuer entrichte, wi ‚hs 
rend der, in der weit weniger fruchtbarenGegend Y ‚on 
Alsfeld gelegene, Morgen 3 auch 33 fl. bezahlen mi ıffe. 
Die Staatsregierung werde hierauf aufmerffam zu mas 
hen und zu erfuchen ſeyn, Die proviforijche Reguli rung 
der Steuern um fo mehr zu bejchleunigen, als di , Ges 
gend von Alsfeld der Wetterau durhaus nicht ’ gleich 


ehe. 
Was hiernaͤchſt den neuen Termin für das Reh nungs⸗ 
jahr betreffe, fo muͤſſe er, nad) feiner Privatüberze ugung, 
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ben früheren Zermin für zweckgemaͤßer und vortheilhaſter 
betrachten. Nach feinen Erfahrungen habe der Bauer von 
Michaelis bis Neujahr am wenigiten Geld. Hinſichtlich 
der Domanialrevenien würden ſich daher, Tobald der 
Zahlungstermin von dem Monat July auf den Anfang 
de8 Jahres verlegt werde, die Rüdftände vermehren. 
Auch werde diefe Verlegung auf die Rechnungsftellung 
aus dem Grunde. nachtheilig einwirfen, weil die Rents 
beamten gegen den Monat July mit Einnahmen am we; 
nigften . beichäftigt und darum nicht verhindert feyen, 
gleihbald ihre Rechnungen zu ftellen. 

Der Herr Staatsminifter Freih. du Thil: 
Es werde ſich auf.jeden Fall damit jegt, wo der neue 
Termin bereits eingeführt fey, Feine Aenderung vorneh: 
men laffen. - | 

In Beziehung auf die, von der zweyten Kammer 
vorgefchlagenen, Scießpäffe bemerkt 

des Herrn Grafen von Erbah-Fürftenau 
Erlanht: Daß es ihm unbillig zu ſeyn fcheine, dem Ei: 
genthümer einer Jagd, namentlich den Standesherrn, in 
Anfehung ihrer eigenen Jagden die Verbindlichkeit, einen 
Schießpaß zu Iöfen, aufbürben zu wollen. 

Des Herrn Grafen u Veunburg- Büdingen 
Erlaubt: Diefe Bemerkung fey fehr richtig und deßfalls 
in dem Vortrage des Ausfchuffes das Nöthige bereits 
gewahrt worden. Ä 

Das Prafivium erklärt hierauf auch über dieſen Gr 
genftaud die Discuffion für gefchloffen und veranlaßt 

V. die Abjtimmung über den, die Waifenanftal 
ten betreffenden, Antrag des Abg. Herrn Ludwig durd 
Vorlegung der Frage: 


Tritt die Kammer dem Antrage ihres Ausfchuffes bey: 
der Staatsregierung die Prüfung und allenfalld nd 
thige Penn der beiteheuden Waifenanftalten 
und ber, bie Fürforge für die Waifen überhaupt 
betreffenden, Verordnungen mit Berüdfihtigung der, 
in den Kammern darüber gemachten, . Bemerfungen 
zu empfehlen und fich nur in fo weit mit bem Ber 
Ichluffe der zweyten Kammer zu conformiren. 
welche einftimmig mit Sa beantwortet wird. 
Hiernaͤchſt werden 
VI. 4 Communicate an die zweyte Kammer zur 
Genehmigung vorgelegt. 
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Sie bezichen fich Bu | 
1.) anf Die Beſchwerde des Weltpriefterd Maul Der 
aus Bingen; 
2.) auf den Zunftzwang im Amte Voͤhl; 
3.) auf die Beſchwerde des Amts Büdingen; 
4.) .auf-ben, bie Sagbverpachtungen betreffenden, 
ntrag. ——— — J — 
Die Kammer ertheilt ſaͤmmtlichen Erlaſſen ihre Ge 
nehmigung und das Präfidium hebt die Sigung auf. 


Beglaubigt — | 
Riedeſel. Dr. Arend. v. Wreden. 


, ii, 


Heft IV. d. Verhdl. d. erft, Kammer. B 
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s Neunundfiebenzigfte Gikung 


in den: Sitzungsſaale der erften Kammer der 
x Landſtaͤnde. 


Darmſtadt, am 19ten May 1821. 
nam 


Unter dem Borfite des Herrn zweyten 
Praͤſidenten. 
Abweſend: | 


bed Groß» und Erbprinzen von Heffen Hoheit, 
ded Prinzen Georg von Heflen Hoheit, des Landaras 
fen Louis von Heſſen Durchlaucht, des Herrn Grafen 
v. Erbabh-Fürftenau Erlaudt, der Herr wirfl. 
Geh. Rath. Frhr. von Wiefenhütten und der Herr 
Gtaatsminifter Frhr. du Thil. 


I, Das Protofol der vorhergehenden Sigung wird 
vorgelefen und genehmigt. 

ll. Das Präfidium verlieft einen Erlaß der zmey 
ten Kammer, weldyer fi auf die, von des Großher 
3098 Königl. Hoheit nicht genehmigte, Befoldung% 
fieuer bezieht. *) 

In Beziehung auf diefen Erlaß referirt 

bee Prinzen Emil von Heffen Hoheit: 
Der erfte Ausfhuß der zweyten Kammer habe über den 
Inhalt des, fo eben erwähnten, Minifterialerlaffes bereits 
einen Vortrag ausgearbeitet und diefen dem Ausſchuſſe 
der erften Kammer in einer heute Morgen Statt gefun 
denen, mündlichen Gonferenz der Ausfchäffe beyder Kam 
mern mitgetheilt. Die Anficht des Ausſchuſſes der zwey—⸗ 
ten Kammer gehe dahin: des Großherzogs Königliche 
Hoheit durch eine befondere Deputation der beyden Kam 


— — — — 


*) Siehe aufferordentl. Beyl. LXXIV. ber Verhandlungen der 
zweyten Kammer der Landft. 
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mern um bie gnäbigfte Genehmigung der vorgefchlages 
nen. Befoldungdfteuer zu erfuchen. Dieſes Gefnch werde 
man vorzüglich dadurch zu unterflüßen im Stande .feyn, 
daß des Großherzog! Königl. Hoheit in einer, im Jahr 
1814 erlaffenen, hoͤchſten Verordnung Allerhöchitjelbft 
von dem Grundjage ausgegangen ſey, die Lajt der 
Steuerpflichtigen in .aufferordentlichen Nothfaͤllen durch 
aufferordentliche-Beyträge der Befoldeten unterjtügen zu 
laſſen. Ein folcher aufjerordentlicher Nothfall fey nun 
aber gegenwärtig, wo ale Arten von Früchten einen 
unerhört niedrigen Preis hätten, wirflih vorhanden 
und es laſſe fi) daher wohl erwarten, daß Se. Königl. 
Hoheit. der vorgefchlagenen Steuer die Allerhöchite Ges 
nehmigung nicht verjagen ‘werde. Der Ausſchuß fehe 
zwar wohl ein, daß die Steuer nicht von zu geringen 
Befoldungen werde erhoben werden fünnen, und daß 
fich Ddiefelbe eben fo wenig, als eine immerwährende, 
und nicht bloß auf den gegenwärtigen Nothftand bes 
fihränfte, Steuer werde einführen laffen; allein wegen 
dieſer Modificationen werde ſich dag Nöthige Leicht ab« 
ändern laffen und es ſey daher auch in der. gemeins 
fchaftlichen Berathung der vereinigten Ausfchäffe fchon 
die Rede davon gemwejen, ob es nicht vielleicht räthlich 
fey , bie erforderlichen Modiftcationen der vorgefchlages 
nen Steuer ganz dem Ermefjen Sr. Königl. Hoheit ans 
beim zu jtellen. | | 

Bora Seiten bed Ausfchuffes der erften Kammer fey 
auf diefe Bemerfungen erwiedert worden: daß man ſich 
bey der Unbefanntfchaft mit den Anfichten der Kammer 
über diefen Gegenftand noch zur Zeit nicht beftimmt ers 
klaͤren, wohl aber verfihern fönne, daß auch die erfte 
Kammer nad) dem, mas bisher darüber geäuffert wor- 
den ſey, die vorgefchlagene Befoldungsfteuer bloß als 
eine vorübergehende Maaßregel zu billigen fcheine. Solls 


⁊ 


ten ſich die Kammern uͤber die Zweckmaͤßigkeit einer, 


an des Großherzogs Koͤnigl. Hoh. zu richtenden, Bitte 
vereinigen koͤnnen; ſo ſcheine der Weg einer ſchriftlichen, 
gehoͤrig motivirten, Adreſſe der zweckgemaͤßere zu ſeyn. 
an werde ſich indeſſen hieruͤber bey der naͤchſten Con— 
ferenz der Ausſchuͤſſe beyder Kammern naͤher beſprechen 
koͤnnen. 
Unter dieſen Verhaͤltniſſen finde ſich der Ausſchuß 
veranlaßt, die hohe Kammer. um nähere Inſtruction 
und Autorifation für die naͤchſte mündliche Gonferenz 
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der Ausfchäffe zu erfuchen. In dem, tiber das Finanz 
gefeg von dem Herrn Grafen von Nienburg» Büdingen 
eritasteten, Berichte jey der Beroldungsjtener ald einer 
vorübergehenden Maaßregel auf eine billigende Weife 
erwähnt, dabey aber auch zugleich bemerft worden: daf 
fih die Apanagen Cweldye nichts weiter, als eine 
Entſchaͤdigung für Berzichileifiungen enthielten) unmoͤg— 
lich unter den Gefichtspunft eines, aus einem Gewerbe 
bervorgehenden, Erwerbs ftellen liegen, und daher von 
der Beftenerung fo lange auszunehmen feyn würden, 
ald nicht eine allgemeine Einkommenſteuer werde einge 
führt werden. Er (der Referent) koͤnne diefe Anfichten 
nur theilen und jo gern und willig er für feinen Theil 
fich zu einer aufferordentlichen Abgabe won feiner Apa— 
nage verficehen werde, jo koͤnne er doch unmoͤglich das 
Yrincip, von weldem die zweyte Kammer bey be, 
wegen der Beflenerung der Apauagen Hefaßten, Br 
ſchluſſe ausgegangen ſey, für coufequent und richtig an 
erkennen. Er müffe es indefjen der hoben Kammer an 
beim jtellen, was fie über den, in Frage jtehenden, Ge 
genjtand bejchließen werde. 

Es bemerft hierauf | 

der Herr Kanzler Dr. Arens: Der, fo 
eben der hohen Kammer zur Berathbung vorgelegte, Ge— 
genftand ſey offenbar fehr dringend. Gegen die Anſich⸗ 
ten, welche der Bortrag Sr. Hoheit des Prinzen Emil 


fo eben entwickelt habe, werde fih mit Grund fehwerlid 


etwas erinnern laſſen; namentlich laſſe fich von det 
Großherzogs Königlicher Hoheit die Annahme einer Dev 


putation beyder Kammern um fo weniger erwarten, als 


Allerhöchfidiefelben fich befanntlih nicht ganz wohl be 
finden. Darum werde die Ueberreichung einer fhriftls 
chen Adreffe auf jeden Fall vorzuziehen jeyn. Eine be— 
ſtimmte Inſtruction werde die Kammer ihrem Ausſchuſſe 
aus dem Grunde nicht wohl ertheilen können, weil ſich 
unmöglich vorausſehen laffe, welche Bropofitionen bi 
der naͤchſten Sonferenz gemacht werden würden, und er 
trage daher darauf an: den Ausſchuß unbefchräntt zu 
authorifiren, ſich mit dem Ausjchuffe der zweyten Kan 
mer auf irgend eine Weife zn vereinigen. 

Das Prajivinm legt hierauf der Kammer eine, Di 
fem Antrage entiprechende, Frage vor, welche einitis 
mig mit Ja beantwortet wird. 
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II. Der Herr Ranzfer Dr. Arens erflättet, im 
Ramen bed zweyten Ausſchuſſes, ſchriftlichen Bericht 
über. den, die Beftrafung der Dejerteure und 
Austreter betreffenden, Geſetzesentwurf. 


(Beylage CXVIH.) 


IV! Der Tagesordnung gemäß eröffnet das Praͤ⸗ 
fidium die Discuffion ber das, die Aufbebung des 
Salpeterregals betreffende, Recommunicat der zwey⸗ 
ten Sammer. 


Es bemerft darüber 


—des Prinzen Emil von Hefien Hoheit: 
Bey der,. von ber zweyten Kammer abgegebenen, Er. 
klaͤrung fey er dem Antrage bed Ausſchuſſes nicht ent 
‚gegen. 

Indeſſen glaube er body bemerfen zu müffen , daß 
die zweyte Kammer den, zu —— —— Maaßre⸗ 
geln berechtigenden, Fall einer etwa vorfommenden 
Belagerung, wohl nur beyſpielsweiſe angeführt haben 
koͤnne; indem Fälle diefer Art auch noch jonft, nament- 
ich bey Kontinental’perren, vorfonmen fönnten, und er 
halte ed daher , zur Bermetdung von Mißverſtaͤndniſſen, 
für zwecdienlich, dieſes der zweyten Kammer in dem, 
an fie zu erlafienden, Communicate ausdruͤcklich zu bes 
merfen. 

Die fammtlichen Mitglieder der Kammer erflären 
ſich hiermit einverſtanden. 

Das Praͤſidium erklaͤrt hierauf die Discuſſion für 
geichloffen und veranlaßt Ä 


V. die Abftimmung über folgende Gegenftände: 


1.) Ueber den, den Gifthandel betreffenden, 
Gefetesentwurf. 
Die zu dem Ende vorgelegte Frage: 
Nimmt die Kammer den vorgelegten Geſetzesentwurf, 
gleich der zweyten Kammer, mit der Bemerkung an, 
es ber Staatsregierung zu hberlaffen , von den, in 
den beyden Kammern gemachten Bemerkungen diejeni- 
gen noch in dad Gejeg aufzunehmen , welche fie zur 
Aufnahme, in bafjelbe geeignet finden were? 
wird einftimmig mit Sa beantwortet. 
2.) Ueber den, die fogenannten Sriefgäter 
betreffenden , Antrag des Abg. Herrn Merkel: | 


Y 
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Die deßfalls vorgelegte Frage: 

Stimmt die Kammer für die Annahme bed, von ber 
2ten Kammer gefaßten, Befchluffes: daß die Staates 
regierung zu erfuchen fey , fernerhin feine Leihen von 
Domänen auf Mann und Frau Leben gegen eine Avers 
fionalfumme mehr zu ertheilen? 

wird allgemein verneinend beantwortet. 

3.) Ueber den, die hiefige Realſchule betrefs 

fenden, Antrag des Abg. Herrn Har. | 

Das Präfidvium ftellt deßfalls die Frage: 

Tritt die Kammer dem Antrage ihres Ausfchuffes bey, 
den, von ber zweyten Kammer gefaßten, Beſchluß 
aus den, von dem Ausfchuffe vorgetragenen,, Grün 
den, nicht anzunehmen? I 
auf welche einmüthig eine bejahende Antwort erfolgt. 
- 4.) Ueber den, auf die baldige Ausarbei— 
tung der neuen Gefeßbücher gerichteten, Antrag 
des Abg. Herrn Kroͤncke. 

Die hierüber von dem Praͤſidium geftellte Frage: 
Tritt die Kammer dem Befchluffe der zmeyten Kam 
mer bey, die Staatsregierung zu erfuchen, die Aus 
arbeitung der, nach Art. .103 der Verfaſſungsurkunde 
für das Großherzogthum Heffen beftimmten, Gele 
bücher befördern zu laffen und jolche der erften, nad) 
Vollendung bderfelben Statt findenden, Staͤndever— 
fammlung mitzutheilen ? 

beantworten 9 Stimmen gegen 1 mit Nein. 

5.) über den, die Aufhebung der Fornica 

tionsftrafen ausfprechenden, Gefeßesentwurf. 

Es wird Die Frage geftellt: - 

Nimmt die Kammer den, ven der zweyten Kammer 
angenommenen, Gefetesentwurf gleichfalls an? 
welche von 9 Stimmen gegen 1 mit Ja beantwortet wird. 

6.) Ueber den, die Anwendung des meuen 

Maaßes und Gewichts betreffenden, Geſetzes— 
entwurf. 0 

Die deßfalls geftelte Frage: Ä 
Nimmt die Kanımer, gleich der zweyten Kammer, ben 
vorgelegten Gefeßesentwurf mit der Bemerfung Al, 
daß die Staatsregierung die, in der erften Kammer 
gemachten, Bemerkungen berüdfichtigen möge? 

wird allgemein mit Sa beantwortet. Ä 

7.) Ueber das Finanzgefeb. 

Die beyden hierüber vorgelegten Fragen : 
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Nimmt die Kammer das Finanzgefeg für die Sahre 
1821, 1822, 1823 fo wie es durd) die Berathung und 
Abftimmung der zweyten Kammer bejchloffen worden 
ift, jedocdy mit Ausſetzung des, durch die Staatsre— 
gierung abgelehnten, Vorſchlags, die Befoldungsftener 
betreffend, an ? 

2.) Wil die Kammer die, von ihr fowohl bey 
dem Ausgabes als Einnahmebudget gemachten, Bes 
merfungen der Staatsregierung zur geeigneten Bes 
rüffihtigung empfehlen? 

werden Ohne Ausnahme mit Sa beantwortet. 

Vi. Zum Schluß wird ein, die Berforgung ber 
Waiſen betreffender, Erlaß an die zweyte Kammer zur 
Genehmigung vorgelegt, und, nachdem dieſe einjtimmig 
ertheilt it, die Sitzung von bem Praͤſidium aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreven. 
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Achtzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


| Landftände. 
Darmfladt am 22ften Map 1821. 
wurd 
Unter bem Borfige des Herrn gwepten 
F Praͤſidenten. F 


Abweſend: 
des Groß⸗ und Erbprinzen von Heſſen Hoheit, 
des Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht, und 
des Herrn Grafen v. Erbach⸗Fuͤrſtenau Erlaucht. 


1. Das Protokoll ber letzten Sitzung wird vorge 
leſen und genehmigt. 

II. Das Praͤſidium macht die Kammer mit dem 
Inhalte mehrerer neuer Erlaͤſſe der zweyten Kammer 
bekannt. 

Sie beziehen ſich 

a) auf den Antrag des Abg. Herrn Lochmann, die 
Chauſſeegelderhebung in Grosgerau für die ganze Route 
von Oppenheim bis Frankfurt betr. *) 

Die Kammer verweifet diefen Erlaß an ben erſten 
Ausſchuß. 

b) auf bie Geſetzesentwuͤrfe: den Abkauf und bie 
Verwandlung der fiscalifchen, und ber an Gemeinden, 
Kirchen, Pfarreyen u, f. mw. zu entrichtenden, Grunds 
renteu betr. **) 

c) auf den Antrag bed Abg. Herris Keller: bie 
Berbefferung bes Unterricht ber jüdifchen Jugend be 
treffend. **) 


*) &, Bepl. CCCXKIL. m CCCXXIII. im 18. Hefte d. Berhdl. 
ber zweyten Kammer d. Laudſt. 

**) S. Beyl. CCXC. ebenda’. 

***5) S. Beyl. ECCCXIII. ebendaſ. 





— 
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Dieſe beyden Erlaͤſſe werden an den zweyten Aus 
ſchuß verwieſen. 
qh auf die, wegen verſchiedener, auf dem Mehl— 
handel lajtender, Berychräufungen und Bedrüdungen Ber 
fihwerde führende, Vorſtellung der biefigen Mehl—⸗ 


‚händler. *) 


e) auf die Motion des Abg. Herrn Kroͤncke, das 


Dienftgeld in mehreren, zu den Fuͤrſtl Solms + Braun 


felfiihen ftandeöherrlichen Bezirken gehörigen, Orten bes 
treffend. **) 2 
Die Kammer verweijet dieſe beyden Erläffe an ben 
britten Ausichuß. Ä 1 
Il. Der Herr Prälat Dr. Echmidt berichtet, im 
Namen des zweyten Ausſchuſſes fihriftlid, über den Zus 
and ber Staatd- und Privatrenten in 


beinbeffen. Ä * 
(Beylage CXIXx. — 

IV. Die Tagesordnung fuͤhrt zur Berathung uͤber 
den, die Beſtrafung der Deſerteure und Aus— 
treter betreffenden, —— | 

Zu dem Art. 4 erklärt 

der Herr Geheime Staatsrath Wernber, 
als Großherzoglibher Regierungscommiſſa— 
rsius: Wenn bdiefer Artifel die Verdoppelung der 
Strafe auch für den Fall, wo das Defertiren oder 
Austreren aufjerordentlich ftarf einreige, vorbehalte; jo 
babe man babey bie Folgen fremder Werbungen im 
Auge, durch welde oft jehr viele Soldaten zur Defers 
tion verleitet werden koͤnnten. Go babe fi naments 
lich in früheren Zeiten bennahe eine ganze Compagnie 
bey dem Regiment Prinz Hohenlohe anmerben laſſen. 

Zu dem Art. 6 bemerft 

derfelbe: Was der Vortrag des Ausfchuffes der 

weyten Kammer zu diefem Artikel defiderire, verftche 
9— von ſelbſt, da das Geſetz unmoͤglich die Abſicht ha— 
ben koͤnne, die Aeltern fuͤr das Vergehen ihrer Kinder 
zu beſtrafen, und ihnen namentlich einen Theil ih— 
res letztwilligen Dispoſitionsrechts zu entziehen. Es 
werde aber dennoch nicht raͤthlich ſeyn, das ſich von 


*) Siehe Beyl. CCCXXXIII. im 19. Hefte der Varhandl. ber 
zweyten Kammer d. Landſt. | 


**) S. Beyl. CCCXXX u. CCCXXXI. ebendaf. 


20 Heft IP. 


felbft Berftehende ausdrüdlic in dem Geſetze auszufpre 
hen, weil fih dadurd vielleicht Mancher aufgefordert 
fühlen koͤnnte, dem Deferteur einen Erbtheil zu entzies 
ben, den er ihm fonft nicht entzogen haben würbe. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Die Anfidt 
des Ausjchuffes der erſten Kammer ſtimme im Ganzen 
hiermit überein, und es bleibe ja lediglich dem Gutbe— 
finden der Großberzoglichen Staatsregierung überlaffen: 
ob fie die gewuͤnſchte Beftimmung in das Geſetz aufs 
nehmen wolle. Bey der, jo eben von dem Herm Ru 
gierungscommiffarius abgegebenen, Erflärung werde es 
allerdings der Aufnahme nicht bedürfen. | | 

In Beziehung auf die, in dem Berichte ded Aus, 
[öuffee berübrte, Frage: ob der Deferteur ꝛc. das Recht 

er Ausihlagung der ihm angefallenen Erbfchaft behal, 
ten folle? bemerkt Ze - 

ber Großherzogliche Regierungscommifs 
farins: Nah dem franzöfifchen Rechte hätten die 
Greditoren auf die, dem Schuldner angefallene, Erbſchaft 
ein erworbenes Recht. . 

Es erwiedert darauf | 

ber Herr Kanzler Dr. Arens: Nach dem 
römifchen Rechte fey das aber anders, indem es nad) dies 
fem ganz ber freien Entfchließung des verfehuldeten Er: 
ben überlaffen bleibe, ob er die ihm deferirte Erbichaft 
antreten wolle, oder nicht. Schlage er fie aus‘, fo häts 
. ten die Gläubiger durchaus fein Recht, ihre Befriedis 
gung daraus anzufprechen. Es werde demnach in dieſer 
Beziehung eine zufägliche VBeftimmung des Gefeges nicht 
entbehrt werden fönnen. 

Da weiter feine Bemerfungen erfolgen, fo erflärt 
Bar ee die Discuffion für geſchloſſen und ver 
anlaßt | 
V. die Abftimmung über den, die Aufhebung 
des Salpeterregals berreffenden, Erlaß ber zwey 
ten Kammer. | = 

Die deßfalls vorgelegte Frage: , 

- Will die Kammer nunmehr dem Befchluffe der 2ten 
Kammer, binfichtlic der Aufhebung des Salpeterre⸗ 

gals unbedingt beytreten? | 

wird einftimmig bejahend beantwortet. 

Hierauf folgt . 

VI die Vorlegung mehrerer Erlaffe an die zweyte 
Kammer zur Genehmigung. | | 
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Sie betreffen | 

a) die Aufhebung der Fornicationdftrafen, 

b) die biefige Realſchule, 

c) den Gifthandel, 

d) die fogenannten Briefgüter, Sa 

e) die baldige Ausarbeitung der neuen Geſetzbuͤcher, 

f) die Anwendung des neuen Maaßes u. Gewichte, 
und g) die Aufhebung des Salpeterregals. 

Die fammtlichen Erlaffe erhalten die einftimmige Ger 
nehmigung der Kammer, und das Präfidium hebt bie 
Sitzung auf. | = er 


Beglaubigt: . 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Einundachtzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt am Aten May 1821, 
. rm | 
Unter bem Vorſitze des Herrn zweyten 
Prafidenten. 


Abweſend: 
des Groß⸗ und Erbprinzen von Heſſen Hoheit, des Prin⸗ 
zen Emil von Heſſen Hoheit, des Landgrafen Lonis 
von Heſſen Durchlaucht, des Herrn Grafen von Erbach⸗ 
ürhenau Erlaucht und der Herr Staatsminifter Freih. 
u Thi 


I. Das Protofoll der lebten Sitzung wird vorge 
lefen und genehmigt. 

I. Das Praͤſidium Iegt mehrere neue Eingaben vor. 

Sie beitehen ſaͤmmtlich in Communicateu ber zwey⸗ 
ten Kammer und betreffen: 

a.) den Geſetzesentwurf über bie Tilgung der Staates 
fhulden. ') 

Die Kammer verweifet diefen Erlaß an ben erften 
Ausſchuß. 

b.) Die Geſetzesentwuͤrfe über die Husgleichung ber 
Kriegsfoften in den Provinzen Starfenburg und Ober: 
heſſen. 2) 

Dieſer Erlaß wird an den zweyten Ausſchuß vers 
wieſen. 

c.) Den, ſich auf die Einmarkung ꝛc. begiepenben, 
— 39 

d.) die, in Antrag gebrachte, Abaͤnderung des 
Art. 19 der Geſchaͤftsordnung; 9) 


1) ©. d. aufferoxdent. Beyl.LXXH. d. Verhandl. der zweyten 
Kammer der ?andftände. ’ 

2) ©. Bent. XXX u. XXXI im 1. Defte, CLXVII im 9. Hefte 
u. CCCXXV im 12. Hefte diefer Verhandl. 

3) ©. Berl. C(CCXXIV im 18. Hefte diefer Verhandl. 

4) ©. Beyl. CCCXXXVIII im 19. Hefte diefer Verhandl. 
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e.) den, die Beftrafung der Deſerteurs ıc. betreffen« 
den, —— 1) 

Auch dieſe Erlaſſe werden an den zweyten Ausſchuß 
verwieſen. 

f.) Die Beſchwerdeführung des Ortsvorſtandes zu 
Langen über die Beſoldungserhoͤhung ihres Oberjchults 
beißen; ?) 

g.) die, von ber Gemeinde Neu— Yſenburg uͤber die 
— der Gerichtsſchoͤffen eingereichte, Vorſtellung; 2) 
h.) den, ſich auf Errichtung des ſtaͤndiſchen Archivs 

beziehenden, Antrag. *) 
i) die Motion bed Abg. Herrn Prinz: die Bezahs 
fung der, für die Landwehr in den Aemtern Voͤhl und 
Battenberg angeſchafften, Gewehre und Patrontaſchen 
betreffend; °) 

k.) die Vorftellung des Gerichtsſchoͤffen Narz und 
Conſorten zu Niederwoͤllſtadt, wegen Eigenthumsbeeins 
trächtigung und Berfagung des Rechtsweges. ©). 

Die Kammer verweijet diefe Erlaffe an den dritten 
Ausſchuß. 

II. Der Tagesordnung | emäß wird zur Abſtim⸗ 
mung uͤber den, die Beſtrafung der Deſerteure 
betreffenden, Geſetzesentwurf geſchritten. 

Das Praͤſidium legt zu dem Ende folgende 9 Ara 
gen vor: 

1.) Nimmt die Kammer bie Art. 1, 2 u. 3 unveräms 
bert an? 
Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 
2) Nimmt die Kammer den erften Satz des Art.4 an? 
‘ Diefe Frage wird von 9 Stimmen gegen 1 bejaht. 
3.) Iſt die Kammer ber Meinung ihres Ausſchuſſes, daß 
aus dem zweyten Gate dieſes Artikels die Worte: 
„oder wenn daß Defertiren und Aus 
treten ganz lan einreißr” 
wegbleiben möchten ? 
Anch dieje Frage wird von 9 Stimmen gegen 1 bejaht. 
4.) Nimmt die Kammer die Art.5 u. 6 an? 
Diefe Frage wird einſtimmig bejahet. . 
1) ©. Beyl. CCCXLIII im 19. Hefte der — d. zweyten 
eh der Landſtände. 
2) ©. Bey. CCCXLVIII ebendaf. 
3) ©. Beyl. CCCXXIX cebendaf. 
38 S. an TE — re we — 
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5.) Bill die Kammer zu dem Art. 6' dem, von der zweys 
ten Kammer gewünfchten,. von dem Ausſchuſſe der 
eriten Kammer nicht als nothwendig angefehenen, 
Zufage ihre Beyftimmung geben: „den eltern 
bleiben alle Dispofitionsbefuguiffe über das Bers 
mögen, welche ihnen nad) den Geſetzen zuſtehen?“ 

7 Stimmen gegen 3 beantworten dieje Trage mit Ta. 
6.) Bil die Kammer, daß, nad der Meinung ihres 
’ Ausfchufles, es in dem Gefege klarer ausgeſprochen 

‚werde, daß die Beftimmung des römifchen Rechts, 
nad) welchem der Erbe die, ihm zur Erwerbung 
angebotene, Erbfchaft auch zum Nachtheile feiner 
— ausſchlagen darf, aufgehoben werden 
olle | 

Saͤmmtliche Stimmen bejahen diefe Frage 
7). Wil die Kammer, daß zu dem Art. 7 aud ber 

Fall: „wenn der Deferteur oder Austreter die 
Strafe erlitten und die Schuldigfeiten- geleiftet 

rbat‘’ aufgenommen werde? - - | 

Auch diefe Frage wird einftimmig bejahet. 

8) Stimmt die Kammer für die Art. 8, 9 u. 10? 

Diefe Frage wird von fämmtlichen Stimmen mit Ja 
beantwortet. 

9.) Will die Kammer die, zu diefem Gefegesentwurfe 
gemachten, Zufäße der Staatsregierung bloß als 
Wuͤnſche vorlegen ? 5 

Sämmtliche Stimmen beantworten diefe Frage mit Ja. 

IV. Des Herrn Grafen v. Dfenburg- di 

dingen Erlaucht referirt: 

12.) der erſte Ausjchuß babe zufolge des, von ber 
‚hoben Kammer erhaltenen, Auftrags wegen der, von ded 
Großherzogs Königlichen Hoheit nicht genehmigten, Ber 
foldungsfteuer mit bem Ausſchuſſe der zweyten Kams 
mer conferirt nnd ſich mit demjelben auf den Inhalt der 
Adrefje vereinigt, melde er, ald von der zweyten Kams 
‚mer bereitS genehmigt, ber hohen Kammer vorzulefeu, 
fogleih die Ehre haben werde. 

Derſelbe verlieft hierauf die Adreffe*) wirklich, wor 
auf das Prafivium der Kammer die Frage vorlegt: ob 
ne bey dem Inhalte berfelben etwas zu erinnern 

nde | 


*) Bergl. d. Beyl. LXXVI. im aufferordentl. Beylageheft ber 
Verhandl. d. zweyten Kammer d, Lanpdft. 
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Es erflärt ‚hierauf en 

‘des Landgrafen Chriftian von Heſſen Durch— 
laucht: Er habe zwar gegen den Inhalt der Adreffe und 
deren Ueberreichung im Ganzen nichts ‘zu erinnern; infos 
fern indefjen darin auch von einer Beſteuerung der Apas 
nagen die. Nede fey, müfle er ſich gegen Diefelbe aus 
drüdlich verwahren; weil er nicht glaube, daß die Apa— 
nage, welcye bereit in den, auf den Domänen laftens 
den, Steuern befteuert erfcheine, nochmals befteuert wers 
den fünne. Zu einem freiwilligen Beytrage werde man 
fih gerne verſtehen; allein das Aufdringen einer eigents 
lichen Steuer könne er nicht für gerecht halten. 

Des Herrn Grafen v. NMfenburg- Büdingen 
Erlaucht erflärt fich mit diefer. Anficht, die fi) auch fchon 
in dem, von ihm erfiatteten, Vortrage bargelegt finde, 
vollfommen einverftanden. 

Bon den übrigen Mitgliedern der Kammer dage— 
gen wird die Adrefje ohne weitere Zufäße und Bemers 
fungen genehmigt. = 
i 2.) Ueber die Vorftelung der biefigen Mehls 
händler: angeblidhe, auf ihrem Handel I 
jtende, Bedrüädungen und Befhränfungen 
betr. Er bemerkt: die zweyte Kammer babe den Gefuche 
der Beſchwerdefuͤhrer: | er 

1.) daß allen hiefigen Bädern der Handel mit Mehl 
gänzlich zu unterfagen, ferner 

2.) das Haufiren mit Gegenftänden, welche zum 
Mehlhandel gehören, zu verbieten und | 

3) zu verordnen fey, daß auf den hiefigen Frucht, 
märften von den, zum Mehlhandel gehörenden, Frucht» 
gattungen eine fleinere Quantität, ald ein Simmer ents 
balte, nicht verfauft werden dürfe, | 

feine Folge gegeben. Da bierfür bie wichtigen Gründe 
- fprächen: daß die Befchwerbeführer eigentlich ein, in der 
- Sonftitutiondurfunde verboteneds, Monopol bezweckten 

und der $. 18 der Bäderzunftartifel den Bädern den 
Mehl handel fogar ausdrüdlich erlaube, fo trage ber britte 
Ausſchuß darauf an, dem Befchluffe der zweyten Kammer 
unbedingt beyzutreten. wer 

V. Das. Präfidium eröffnet. die Discuffion über 
die, ben Zuftand der Staats- und Privat 
renten in der Provinz Rheinheffen betreffende, 
Motion: | | 
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In Beziehung auf diefelbe bemerkt 

der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden: Di: 
Verſchiedenheit der Anfichten, welche bey den Deliberns 
tionen des Ausſchuſſes zwifchen dem Herrn Neferenten 
und einigen Mitgliedern deifelben Statt gefunden, babe 
ihn veranlaßt, fich Uber diefen, mit der franzoͤſiſchen Ges 
feßgebung jo eng zujammenhängenden, Gegenftand mit 
dem Herrn Mintjteriatreferenteu zu benehmen. Dad Res 
fultat dieſes Benehmen ſcheine ihm fo wichtig, daß er es 
für. Pflicht balte, dafjelbe der hoben Kanımer vorzulegen. 

Die Aeuſſerung des Herrn Mintiterialreferenten jey 
wörtlich folgende : 

‚Mach dem, was ich in der Sitzung der erften Kant 
mer vom 2ten dieſes gehört habe, hat der Abg. Herr 
Kraft einen Antrag über den Zujtand der Staats- und 
Privatrenten in Rheinheſſen in der zweyten Kammer ge 
macht; die zweyte Kammer bat den hierüber erjtatteren 
Bortrage ihres Ausjchuffes beygeſtimmt und der Ausichuf 
der erften Kammer hat ebenfalls ſich für denfelben erklärt. 
So viel ich aus der Vorlefung entnehmen Fonnte, beſtu— 
de fih mehrere Anträge darunter, welche fich von 
felbft verjichen oder doch mit Modiftcationen der Ge 
genjtand eines Geſetzes werden fünnen. Aber ein Am 
trag ift von der Art, daß ic) die Staatsregierung für 
verpflichtet halte, ſchon dermalen im Landtagsabichiede 
zu erklären, daß fie denfelben nie als Gefeß den Staͤn— 
den voricgen werde. — Es iſt nämlich die Stelle, wo 
gejagt wird: „daß von dem Augenblide des Antrags und 
noch zwey Sahre nachher, alle Trausferiptionen von Gür 
terübertragsacten die, ihnen durch das Gefeg attribuirte, 
Wirlung nicht mehr haben follen, die Guter von den 
nicht injeribirten Neallajten zu befreien.’ Wie befannt, 
haben durch die franzöfifche Gefeßgebung die Grundren— 
ten aufgehört immeuble fictif zu ſeyn: fie wurden mobts 
liſirt, der Gultpflichtige wurde Perfonalfchuldner; zur 
Sicherheit der Rente hat jedoch der Gültberechtigte Hy— 
pothecarrecht auf dem Grumdftücde, muß aber dieſe Hypo 
thef, wie jede andere auf dem Hypothekenbureau einſchrei— 
ben laſſen, wenn er fie gegen einen dritten Er 
werber ausüben will. 

„Um fich gegen Hypothekaranſpruͤche zu ſichern, gibt 
das Geſetz dem dritten Beſitzer das Seit, feinen Er 
werbstitel transjcribiren zu laſſen; dieſe Trangfeription 
bat nun die Wirkung, daß alle nicht inferibirten Hypo— 
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thecarrechte — fo wie jene, weldye nicht binnen 14 Tagen 
nad der Trangfcription inferibirt werden — nad dem 
Art. 834 des Code de procedure civile, gegen den dritten 
Beſitzer nicht mehr ausgeübt werden fönnen; dem Gläubis 
ger bleibt nur ein perfönliches Recht gegen jeinen Schulds 
ner. Durch den Antrag wird nun: der Trangfeription 
dieſe, mit dem jenfeitigen Hypothecarſyſteme fo innigft 
verbundene, Wirfung genommen. — Diejer Antrag kann 
nie Geſetz werden, weil er auf Privatrechte rüdwürfend 
bandeln würde — er darf aber auch nicht einmal als 
berathungsfähig erfanut werden; denn bieraus würde 
ſchon ein wahres Diiturbium und eine vollfommene Uns 
fiherbeit des Eigenthuns entſtehen. — Ich will dieſes 
durch einige Beyjpiele erläuterit. 

Wenn der Antrag von der hohen Kammer angenoms 
men und von der Staatsregierung nicht mißbillige wird, 
jo. bat fein Käufer mehr ein geſetzliches Mittel, ſich gegen 
Hypotbecarilagen fiher zu jtellen. Er fann ohne Furcht, 
zweymal bezahlen zu müjjen, gar nichts bezahlen, indem 
er in Ermangelung von Inſcription nicht weiß, ob und 
wie viel von dem Tage des Antrags und zwey Sabre 
nachher wird injeribirt werden. Er bat alfo juste sujet 
de cr«aindre, d’etre troubie par une action hypothecaire 
— und kann nach dem Art. 1653 des Code civile die 
Zahlung fuspendiren. 

Der Berfäufer kann fi auch nicht mit einer Cau— 
tion helfen — weil er felbjt nicht jagen kann, der Käu- 
fer wenigftens ihm hierin nicht zu trauen braudht — wie 
viel dieje unbefannten Renten betragen. Sie tönnen aber 
fehr bedeutend ſeyn und bey Guͤlten, welche in einer parte 
quota beſtehen — das Kaufpretium abjorbıren. Fur mid) 
hat ein Wingert, von dem ich den dritten Theil abgeben 
müßte, keinen Werth, ich wollte ihn nicht gejchenft baden. 

Zudim it es nicht eine Ungerechtigkeit, daß der Ver: 
faufer, welcher weiß, daß fein Gut frei ift, Caution ſtel— 

len-foll, welde immer Geld Foftet und weiche nicht jeder 
ſtellen Fanı? Aus den angeführten Gründen kann aud) 
fein Richter die Caution arbitriren. 

Es find bier drey Fülle möglich. 
trirt die Caution zu body: er beſchwe 
den Verkäufer — er arbitrirt zu ge der Käufer ris— 
quirt danu, zweymal zu bezahlen. — Er ſpricht von Gau- 
tionſtellung frei — weil noch) fein Gejeg eriftirt und er 
fih als Gejegmann den Fall nicht möglich denfen kann, 
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daß je ein Geſetz rüdwirfende Kraft haben fünne — er 
condemnirt alſo; der Käufer wird erequirt. Nun kommt 
in drey Jahren das Geſetz, welches auf den Augenblid 
ded Antrags ruͤckwirkt. — Soll dann der Richter gegen 
fein erftes Urtheil noch einmal condemniren. — Coll der 
gerichtlich Ausgepfändete noch einmal bezahlen ? 

Diefes vom einzelnen zu einzelnen; — aber noch 
nachtheiliger wirft der Antrag in Fällen, wo mehrere 
intereffirt find — 3. B. bey Erbvertheilungen : dieſe wuͤr—⸗ 
ben nur proviſoriſch feyn. Bey freiwilligen Verſteige— 
rungen zu Bezahlung von Schulden: der Schuldner würde 
depoffedirt und die Gläubiger würden nicht bezahlt. Bey 
Gantverfahren: in diefen wäre gar fein Rettungsmittel, 
indem Niemand da tft, der zu Sautionsftellung verbunden 
ift. — Uud warum alle dieje Gejegmwidrigfeiten ? warum 
eine folche Verwirrung in eine ganze Provinz verbreiten? 

Aus feiner andern Urſache, ald um den möglichen 
fehr geringen Berluft, welden die Gültenberechtigten 
durch ihre Nadhläffigfeit leiden, auf Unfchuidige, 
gegen Recht und Gerechtigkeit, zuruͤckzuwerfen — ich fage: 
Nachläffigkeit; denn es war ihre Sache und ift es noch, 
fih durch Hypothecarinferiptionen zu fichern. 

Was die fiscalifchen Renten betrifft, jo ift me refe- 
rente der Regierung zu Mainz im October 1820 aufge 
geben worden, diefe Snferiptionen zu bewirfen — fie fol 
von 3 zu 3 Monaten berichten und ift bereitS monirt. 

Renten der Stiftungen find meiftend incamerirt und 
wo deren noch eriftiren, fiad fie in Ordnung oder die 
Adminifiratoren müffen dafür haften. 

Renten der Privaten find folche, welche von Specu 
lanten um 12 pr&r. mit Einbedingung großer Rüdftände 
gefauft wurden. — Um diefe handelt e8 fich. — Soll man 
dieſen Recht und Gerechtigkeit, Wohlftand und Ordnung 
einer ganzen Provinz opfern? Das fey ferne!‘ 

Der Herr Prälat Dr. Schmidt: Nad) biefen, 
von dem Kerrn Minitterialreferenten ertheilten, Erläus 
‚terungen werde man auf feinen urfprünglichen Antrag: 
die Sache bloß im Allgemeinen der Staatsregierung zu 


empfeblen, zurüggkommen muͤſſen. 
Der Bere Meer v. Mappes: Go vieler wifle, 
gehe eine Rente wenn die Erneuerung der Inſcription 
derſelben binnen der gefeßlichen Zeit verfäumt worben 
fey, verloren. Es fünne mithin den Käufern in feinem 


Falle ein Recht auf den Boden, fondern bloß in einigen 





Protokoll LXXAXI. vom 24. May 18211. 35 


Fällen ein Recht gegen Perfonen zuſtehen Die Nentbe 
rechtigten müßten ficher in ihren Rechten gegen die Pflichti- 
gen gefhügt werden. Da aber Mehrere diefer Pflichtigen 
zu den Zeiten der Unruhen geglaubt hätten, fie feyen 
von der DBerbindlichfeit der Nentenentrichtung ganz frei, 
‚und bierdurd in einen ſolchen Rüditgnd gekommen jeyen, 
daß die gänzlihe Abtragung derſelben fuͤr ‘viele zur 
Unmdglichfeit geworden fey; da ferner gerichtliche Kla- 
gen über dieſe Forderungen zu verderblichen Procefs 
fen führen würden; fo. frage es fih: ob es in Ermäs 
gung des mwohlfeilen Anfaufs der Renten nicht vielleicht 
billig und dem Intereſſe beyder Theile entfprechend fey, 
einen nahen Terminum a-quo, von welchem die Vers 
bindlichfeit, die Renten zu bezahlen, ‚wieder eintrete, 
gefeglich feftzufegen ? 5 " 

Die Provinzialregierung werde über dieſe fehr bes 
licate Sache gründlicy berichten können, und fo fiheine 
es ihm raͤthlich, den Gegenftand der Staatsregierung 
nur im Allgemeinen zu empfehlen. - 

Der Herr Präfident: Die, in den Befchlüffen 
ber zweyten Kammer liegenden, Anträge möchten aller- 
dinge billig ſeyn; allein für firenges Recht könne er fie 
nicht halten. _ | 

Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden: 
Die Gerichte ſpraͤchen nah ben bisherigen Gefeten. 
Sollten fie nun aber fünftig nad) den votirten, zurüds 
wirfenden Gefegen ſprechen; fo würden fie ihre neueren 
Urtheilfprüche mit ihren früheren Entfcheidungen in 
Widerfprud bringen müflen. Schon hierin liege ein 
wichtiger Grund, den beftimmten Anträgen der zweyten 
Kammer nicht beyzutreten, fondern nad) dem urjprüng- 
lichen Antrage des Herrn Referenten, den Gegenftand 
der rar ra bloß im Allgemeinen zu empfehlen. 

Das Praͤſidium erflärt die Discuffion für gefchlof 
fen, und hebt die Sigung auf. | | 


Beglaubigt : 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 


— 


36 





Zweyundachtzigſte Sikung 

in dem Sitzungsſaale der erfien Kammer der 

Er Landſtaͤnde. 

Darmſtadt am 28ten May 1821. 
rn... 


Unter dem Borfiße bes Herrn zweyten 
Präfidenten. 


—* 


Abweſend: 
des Groß, und Erbprinzen von Heſſen Hoheit, 
des Prinzen Georg von Hefien Hoheit und der Het 
Staatsminijter Freiherr du Thil 





I. Das Protokoll der vorhergehenden Sigung wird 
vorgelefen und genehmigt. 
I. Das Praͤſidium zeigt der Kammer an, dab 
eine gemeinfchaftliche Deputation beyder Kammern des 
Herrn Staarsminifterd von Grolman Excellenz vier 
Adreffen, 1.) über die Befoldungsfteuer, 2.) über di 
Bifthandel, 3.) über die Fornicationsſtrafen, und 
4) über das neue Maaß und Gewicht überreicht habe. 

Daffelbe macht ferner die Kammer befannt mi 
mehreren, nen eingefommenen, Erlaſſen der zweyten 
Kammer. Sie haben zum Gegenftande: 

1.) die Motion des Abg. Herrn Lauteren, bie Er 
richtung eines Taubfiummeninftitutd betr. *) 

2.) die Vorſtellung der Gemeinde Freienfeen, wegen 
der Verwaltung ihres Gemeindewaldes. **) 

3.) die Vorftellung des Wagenmeifters Wegler aud 
Dffenbad) , deffen Penfionirung betreffend. ***) 


*) ©, Beyl. CCCLIII. u. CCCLIV. des 19. Hefts d. Ver 
hanol. der zweyten Kammer d. Landſt. 

**) ©, Beyl. CCCLY. ebendaſelbſt. 

x***) ©, Beyl. CCOXLVII. 
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| 4.) die ek ig Kaftell und Koſt⸗ 
heim für abgehauene Bäume, * 

5.) die, fih auf Erhöhung bes Schulgeldes bezie⸗ 
hende, Vorſtellung der Gemeinde Wallerſtaͤdten. *) 

Dieſe ſaͤmmtlichen Erlaſſe werden an den deitten 
Ausſchuß verwiefen. “ 

6.) ben Rekrutirungs⸗ Gefetesentwurf. ee. 
| Diefen Erlaß verwies die Kammer an. den zweyten 
Ausſchuß 
III. Es werden folgende Borträge erſtatttee.. 

1.) Des Herrn Grafen von Nienburg - Büdingen 
Erlaucht erftattet mündlichen Bericht im Namen des 
dritten Ausſchuſſes, 

a) über bie Vorftellung ber Gemeinde Sans 
gen, die Befoldungszulagen für ihren Ober— 
f hultheiß betreffend. Er trägs zuerft die factiichen 
Berhältniffe der Sache aus den, von der zweyten Kam⸗ 
mer mitgetheilten, Actenſtuͤcken vor, und knuͤpft daran, 
aus den, in der zweyten Kammer dafür entwidelten, 
Gründen den Antrag: daß fih die erſte Kammer dem 
Bat. der zwegten Kammer ganz anfchließen möge. 

b) über die, die Wahl der Gerichtsſchoͤffen 
betreffende, Vorftellung der Gemeinde Neus 
Nienburg. Auc hier motivirt der Referent aus ben, 
in der zweyten Kammer dafür ausgeführten, Gründen, 
den Antrag des Ausfchuffes, daß die eriie Kammer dem 
Bejchluffe: der zweyten Kammer beytreten möge 

c) referirt derfelbe im Namen des erften Roſchuſes, 
uͤber den Antrag des Abgeordn. Herrn Lochmann: die 
Chauſſeegeld-Erhebung in Großgerau für 
die ganze Route von Oppenheim nah Frank—⸗ 
furt betr. Er ertrahirt zu dem Ende den Inhalt der, 
über diefen Gegenftand in der zweyten Kammer Statt 
gefundenen, Verhandlungen, und gründet darauf den 
Antrag des Ausſchuſſes: ſich dem Befchluffe der zweyten 
. Kammer unbedingt anzufchließen. 

2.) Der Herr Baron 9. Mappes eritattet muͤnd⸗ 
lichen — im Namen des dritten u über 


nn 





*) ©. Beyl. CCCLII. d. 19. ir b. Verhandl. d. wehten 
Kammer d. Landſt. 


F **) S. Beyl. GCCLI. ebendaſelbſt. 
*5) ©. Beyl. CCCXLVI. ebendaſelbſt. 
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die) Motion: des Abgs Herrn’ Prinz: Die Bezahlung 
der Landwehrgewehre in ben Aemtern Vöhl 
and Battenbergsbetr. Er bemerkt : die zweyte Kams 
mer babe. diefer Motion. feine. Folge gegeben , wohl aber 
daraus bie: Beranlaffung zu dem Beichluffe entiehnt, die 
Großherzogliche Staatsregierung zu erſuchen, in Ans 
fehbung der, in den Landwehrpijtricten aufbewahrten, 
Armaturfüde. baldmöglichft folche Beſtimmungen eins 
treten zu laſſen, durch welche die vortheilhaftefte Ver 
wendung für. die betheiligten Aemter erreicht werben 
koͤnne. Da dieſer Befchluß dem hier vorliegenden Ber 
haͤltniſſen und dem: Intereffe der Betheiligten ganz ars 
gemefjen fey, fo trage der Ausfchuß. einftimmig darauf 
anı daß die erſte Kammer demfelben khre Beyftimmmung 
ertheilen möge. 9% 
5) Der Herr Prälat Dr. Schmidt referirt 
A). mündlich, im Namen des dritten Ausſchuſſes, 
über die. Bejchwerbeführung des Wilhelm Narg von 
Niederwöltiftadt, Eigenthbumsbeeinträdt® 
"gung betreffend. Die zweyte Kammer. habe diefer Be 
jchwerdeführung aus dem, fehr enticheidenden ‚ Grunde, 
feine Folge gegeben, weil fie durd das, von den Staͤn⸗ 
den angenommene, Gefeß über die Entziehung von Pris 
vareigenthbum für öffentliche Zmede ihre völlige Erle 
digung erhalte. Die erfte Kammer werde daher, n 
der Anficht ihres Ausfchuffes, feinen. Grund haben, dem 
Beichluffe der zweyten Kammer ihre Beyftimmung zu 
verjagen. | 

b) über den, die VBerbefferung des Unter 
richts der jüdifhen Jugend betreffenden, Erlaß 
ber zweyten SKanimer. Er bemerft: Da die zweyte 
Kammer ihre früheren beftimmten Anträge nunmehr ver 
laffen und bloß befchloffen habe: Die fämmtlichen Ver 
bandlungen der beyden Kammern über diefen Gegenitaud 
der aaa Deren zur Berücfihtigung zu empfeblen, 
fo werde die erſte Kammer, nad) der Anficht ihres Aus 
— ſich dieſem Beſchluſſe unbedingt anſchließen 

unen. W 
. c) ſchriftlich, im Namen des 2ten Ausſchuſſes, über 

die Gemeindeordnung. 
A CBeylage (XX.) 

4.) Der Herr Geh. Staatsrarh v. Wreden erſtattet 

a) ausführlichen mündlichen Bericht; im Namen bed 
ten Ausfchuffes, über die beyden, die Kriegsfolten 
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ausgleihung. betreffenden, Geſetzesentwuͤrfe. Er 
jegt namentlich die Kammer von, dem darüber erſtatte— 
ten umfafjenden Bortrag vollftändig in Kenntniß, und 
rechtfertigt durch eine Zufammenftellung der entfcheidens 
den Gründe den Antrag des Ausſchuſſes, fih mit dem 
Beichluffe der zweyten Kammer gänzlich zu conformiren. 
b) über die, in Antrag gebradhte, Abinderung 
bes Art. 19 der Geſchäftsordnung. Er bemerft 
hierüber: Man habe auch in der zweyten Kammer ein: 
räumen müfjen, daß für die unveränderte Bepbehaltung 
des gedachten Artikels in der eriten Kammer fehr erhebs 
liche Gründe entwicdelt worden feyen. Da nun in ben 
weiteren Berathungen der zweyten Kammer über diejeu 
Gegenftand feine neuen Grunde vorgebracht worden feyen, 
wodurch man die Gründe ber erjten Kammer als wider- 
legt anſehen fönne; jo fey der Ausſchuß der Meinung, dap 
die erfie Kammer dem Bejchluffe. der zweyten Kammer 
nicht beytreten, vielmehr bey ihrem früheren Bejchiuffe 
fiehen bleiben möge. | 
c) über die Errihtung eines ſtändiſchen 
Archivs, In Beziehung darauf bemerft dirjelbe: - 
Die zweyte Kammer finde bey der, von der erften 
Kammer gewünfchten, abgefonderien Aufbewahrung ihr 
rer Ucten nichts zu erinnern; fie bringe aber für den, 
zur Anficht über die gemeinihaftlichen Acten und vie 
bejonderen Acten der zweyten Kammer anzunehwenden, 
Archivar eine jährliche Befoldung von 200. Gulden 
in Antrag. Der Ausſchuß der zweyten Kammer habe 
zugleich den Großherzoglichen Dber Kriegscollegs = Se: 
eretär Zimmermann, in Erwägung feiner vorzüglis 
hen Qualiftcation uud der Verdienſte, die er fich durch 
die unentgeldliche Protofolführung in der 2ten Kammer 
erworben habe, zu diejer Stelle in Borfchlag gebradt 
und dabey darauf angetragen: daß die Verpflichtung 
des Archivard von dem Präfidium der 2ten Kammer 
vorgenommen werde. . 
Die zweyte Kammer habe nun zwar in dem erlai- 
fenen GCommunicate ihre, auf Annahme der Anträge 
ihres Ausfchuffes gerichteten, Befchlüffe der erften Kams 
mer bloß für den Zwed ber Zuftimmung zu dem Ges 
balte des Archivars mitgetheilt; allein der Auc- 
fhuß fey der einftimmigen Meinnng: daß ber. übrige 
Inhalt der Anträge des Ausfchuffes der 2ten Kammer 
von der erfien nicht ganz überfehen werden könne Er 
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ſey nämlich überzeugt, daß, da dem Archivar auch bie 

Verwahrung. der gemeinfhhaftlichen Acten anvertraut 

werde; da ferner auch der Archivar der erften Kammer 

fünftighin nicht ganz ohne Befoldung werde bleiben 
fönnen, bie erfte Kammer die, im Antrag gebradite, 

Bejoldung für den Archivar zwar genehmigen koͤnne, 

fi) aber dabey bedingungsweife ausdrücticy vorbehalten 

müfe: | | | 

1.) daß die Verpflichtung des Archivars in Ge 
meinfchaft mit dem Praͤſidium der erften Kammer ge 
ſchehe, und * 

22.) der erſten Kammer die Verſicherung ertheilt 
werde, daß durch dieſe Beſoldung die, fuͤr den Archi— 
var der erſten Kammer kuͤnftighin etwa nothwendig 
werdende, Beſoldung keineswegs ausgeſchloſſen ſey. 

Unter dieſen Bedingungen werde man dem Beſchluſſe 
der je Kammer beytreten, zugleich aber auch zur 
Abkürzung ber Sache eventuell für den Kal, daß die 
Staatsregierung die Befoldung genehmigen werde, zur 
Wahl des gemeinfchaftlihen Archivars fchreiten fünnen, 
wozu der Ausſchuß den Oberfriegscollegs-Secretär Zim— 
mermann, in Berudfihtigung der, für ihn fprechenden 
befondern Gründe, in Vorſchlag bringe. | 

5.) Der Herr Kanzler Dr. Arens trägt ber Kam: 
mer vor: daß er von dem Herrn Staatsminifter Frei— 
berrn du Thil, welcher, durch andere Amtsgeſchaͤfte bier 
anmejend zu feyn, verhindert werde, den Auftrag er 
halten habe, den, von ihm über das Einmarkungs— 
gefet abgefaßten, und von dem zweyten Augfchnffe ge 
nebmigten, Vortrag der boben Kammer vorzulegen. 
Derfelbe entledigt fich hierauf dieſes Auftrags durch 
Borlejung des (Öriftfichen Bortrags. A: 

CBeylage CXXL) 

IV, Das Präfidium eröffnet bieranf die Discuſſion 
über die, von den biefigen Mehlhaͤndlern ein— 
gereihte, Vorftelung. 

Es erfolgen darüber aber feine Bemerfungen. 

V. Die Tagesordnung führt zur Abjtimmung über 

die, ben Zuftand der Renten in Rbeinheſſen 
betreffenden, Motion des Abg. Herrn Kraft. 

Das Prafidium ftellt die Frage: | 
Will die Kammer der Etaatsregierung die Beruͤchſih⸗ 
tigung dieſes Antrags im Allgemeinen empfehlen, ibr 
aber, ohne auf die, von der Lten Kammer gemachten 
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Anträge einzugehen, überlaffen, die geeigneten Ars 
ordnungen zu treffen, diefe Renten ſowohl wieder 
flüffig zu machen, als auch das nöthige gegen das 
gänzliche Verſchwinden derſelben vorzufehren ? 
welche einftimmig mit Sa beantwortet wird. J 
VI. Zum Schluſſe erhaͤlt ein, die Beſtrafung der 
Deſerteure und Austreter betreffendes, Communicat an 
die zweyte Kammer die Zuſtimmung der Kammer, und 
die Sitzung wird qufgehoben. 


Beglaubigt: | 
Riedeſel. Dr. Arens. “ MWreden. 


— 
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Dreyundantzigfte Sigung 


in dem Gißungsfaale der erften Kammer ver 


Zanpdftände, 
Darmftadt am 2Y9ten May 18214. 
Unter dem Borfige des Herrn zweyten 
Präjidenten. 


Abmefend : 


bes Groß- und Erbprinzen von Heffen Hoheit, 
des Prinzen Emil von Heflen Hobeit, des Landgra 
fen Louis von Heffen Durchl. und der Herr Staat 
minifter Frei. du Thil, 


I. Das Protofoll der legten Sitzung wirb vorge 
leſen und genehmigt. 

II. Der Herr Präfident verlieft ein allerhoͤchſtes 
Schreiben Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs, 
worin Allerhöchftdiefelben der Kammer von der glüds 
lichen Niederfunft Shrer Hoheit der Frau Groß- umd 
Erbprinzeffin mit einer Prinzeſſin Nachricht ertheilen. 

Die Kammer befchließt hierauf, Sr. Königl. Hoh. 
dem Großherzoge deßfalls eine Gluͤckwuͤnſchungs- und 
Dankſagungsadreſſe zu überreichen. 

III. Es werden folgende Borträge eritattet: 

1.) von dem Herrn wirflihen Geh. Rath Freiheren 
von Wiefenhütten, im Namen des erften Ausihufles, 
a) fhriftlicher Vortrag über das Staatsjhub 
dentilgungsgefep. 

 CBeylage CXXIL) 

b) über den, die Aufhebung der Capital: 

Zinfenfteuer betreffenden, Gejeßesentwurf. 
CBeylage CXXU 1.) 

c) über die, fih auf die Central⸗Un terſu— 
bungscommiffion in Mainz beziehende, Motion 
der Abg, Herrn Keller, v. Firnhaber u. f. w. 

(Beylage CXXIV.) 








\ 
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2.) Bon des Herrn Grafen v. Dfenburg- Büdingen 
Erlaucht. Derjelbe referirt mündlih, im Namen’: des. 
3ten Ausſchuſſes, | | 

a) über die Borftellung der Gemeinden 
Kofthbeim und Kaftel: eine Forderung für 
abgehauene BAume und Weinreben betr. Der 
Herr Referent entwidelt aud den, in ber zweyten Kam⸗ 
mer ausgeführten, Gründen: daß dem Geſuche der Bitt- 
fteller feine Folge gegeben werden fönne, und trägt 
darauf an, fid) mit dem Befchluffe der zweyten Kammer 
zu conformiren. 

b) über die Borftellung der Gemeinde 
Freyenfeen, Die Verwaltung ihres Gemeinde 
waldes betr. Auch hier wird von bem Neferenten, 
vermittelt Darlegung der factifchen Verhaͤltniſſe und der 
dafür fprechenden Gründe, ber Antrag des Ausfchuffes 
motivirt: dem, auf Nichtwillfahrung gerichteten, Bes 
fhluffe der zweyten Kammer beyzutreten. | 

ec) über den, die Errihtung eines Taubs 
tummeninftitutg wünjcenden, Antrag des Abg. 
Herrn Lauteren. Derfelbe referiert zuerft den vollftändis 
gen Inhalt der Motion, und der dadurd in ber zwey- 
ten Kammer veranlaßten, Verhandlungen, und bemerft 
hiernaͤchſt, daß die zweyte Kammer befchloffen habe, 
dem Antrage zwar gegenwärtig feine Folge zu geben, 
die Staatsregierung jedoch zu erfuchen: zu verfügen, 
daß in den Fällen, wenn arme Eltern und arme Ges 
meinden nicht im Stande ſeyn follten,, die Koften des 
Unterrichts und der Verpflegung armer Taubftummen 
zu tragen, eine verhältnigmäßige Unterftügung von 
den milden Stiftungen und von der Staatscafle geleiftet 
werde. 

Dieſem Befchluffe würde auch der Ausfchuß beyftim- 
men, wenn nicht derfelbe von einem feiner Mitglieder 
die Berfiherung erhalten hätte, daß berfelbe Gegenftand 
fhon mehrmals in dem Großberzoglidhen Geh. Staats 
minifterium berathen worden fey, und daß die Staates 
regierung den Plan gehabt habe, ein folches Inſtitut 
mit einer andern wohlthätigen Anftalt, 3. B. jener zu 
Hofheim, zu verbinden. Unter diefen Umftänden halte 
e8 der Ausfhuß für angemeffener, dem beftimmten Ans 
trage ber zweyten Kammer nicht beyzutreten, fondern 
ben Gegenftand nur im Allgemeinen der Gtaatsregies 
rung zur Fürforge zu empfehlen. 
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3.) Von dem Herrn Geh. Staatsrath von Wreden, 
im Namen bes dritten Ausſchuſſes, über die Vorſtel— 
lung des Wagenmeifterd Wetzler aus Offen 
bad. Gr trägt aus den Verhandlungen der zweyten 
Kammer die hier vorliegenden faetifchen Verhaͤltniſſe 
ausführlich vor und bemerft, daß die Befihwerbe des 
Supplicanten, nah dem Befchluffe der zwegten Kams 
mer, der Ötaatöregierung zur nochmaligen Prüfung 
und billigen Berüdfichtigung empfohlen werden folle. 

Der Ausfhuß fey der Meinung, daß es durchaus 
an Gründen fehle, dem, von der zweyten Kammer über 
diefen Gegenſtand gefaßten , Befchluffe beyzutreten. Aus 
den verbandelten Acten und den Discnffionen der 
zweyten Kanımer gehe es klar hervor, daß der Bittfteller 
fein Recht gegen die Staatsregierung in Anfpruc zu 
nehmen babe. Diefe habe vielmehr alles erfchöpft, um 
ihn von feinem Eigenfinne, womit er die Annahme ber 
ihm becrefirten ccifersftelle abgelehnt habe, zurüdzus 
bringen. Indem nun aber dem Staate anerfannt das 
Recht zuftche, die von ihm befoldeten Diener, fobald 
ihre frühere Dienftleiftung aufhöre, zu anderen, der 
bisherigen Dienftcategorie analogen, Dienftleiftungen zu 
verwenden, der Bittfteller mithin die Annahme der ihm 
angetragenen Xcciferftele um fo weniger ‘habe verwei— 
gern koͤnnen, ald er durch diefelbe nicht einmal zuruͤck⸗ 
gefegt worden fey, fo fehle ed, wie auch fihon in der 
zweyten Kammer von den Abgeordn. Herrn Floret und 
Knapp ausgeführt worden ſey, an einem zureichenden 
Grunde, dem Gefuche des Bittftelerd zu willfahren. 
Der Ausſchuß muͤſſe daher darauf antragen: daß ber 
Bitte des Supplicanten von Seiten der erfien Kammer 
feine Folge gegeben werden möge. 

IV. Der Kammer wird ein, ben Zuftand ber 
Staats- und Privatrenten in Nheinhefien betreffendeg, 
Communicat an die zweyte Kammer zur. Genehmigung 
vorgelegt. R | 

Diefe wird fofort einftimmig ertheilt, und bie Si— 
. Kung von dem Präfidvium aufgehoben. 

Beglaubigt: 


Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
\ 


wur. vw 
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Vierundachtzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am Z3oſten May 1821. 


n..mmammmsnma 


Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
| Präfidenten 


Abweſend: 
des Landgrafen Lonis von Heſſen Durchlaucht. 


J. Das Praͤſidium legt der Kammer eine Beſchwer⸗ 
—— der Charlotte Wohlfahrt aus Butzbach zur Ein- 
icht vor. 

Die Kammer befchließt, diefelbe, wegen ihres un 
verftändlichen, verworrenen Inhalts, bloß ad acta zu 
regiftriren. | . 

- MI. Es werden hierauf zwey Vorträge erflattet: 
den erften erflattet der Ber Kanzler Dr, Arend, Na— 
mens des zweyten Ausfchuffes, fhriftlih über das Re 
krutirungsgeſetz. 

CBeylage CXXV.) 
den zweyten ber Herr Staatöminifter Freiherr du Thil, 
über den, die Abldfung der fisScalifhen Grund: 
renten betreffenden, Gejeßesentwurf. 
, _CBeylage CXXV1.) Ä 

II. Die Tagesordnung führt zur Discuffion über 
folgende Gegenſtaͤnde: | ee 

1) über die Gemeindeordnung. 

Dad Praͤſidium geht zu dem Ende die neueren 
Propofitionen ber vereinigten Ausfchüffe beyder Kam— 
mern einzeln durch. Es erfolgen aber zu denfelben bloß 
nachſtehende Bemerkungen. | 
Sn Beziehung auf den Borfchlag zu dem Art. 37 
bemerkt 
des Herrn Grafen v. Solms-Roͤdelheim 
Erlaucht: Da in dem Vorſchlage des Ausſchuſſes von 
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ber Leitung der Wahlen durch Negierungsbeamte die 
Rede jey, fo müfje er fich biergegen und aus dem 
Grunde verwahren, weil er in feiner Standesherrichaft 
feinen von ihm ernannten, Zandrath haben werde, durd) 
den bie Leitung der Wahlen gefchehen fünne, und man 
werde doch nicht die Abficht haben, dieſes Leitungsrecht 
der Wahlen in den fiandesherrlichen Gebieten den Stans 
desherrn entziehen zu wollen. 

Des Herrn Grafen von Pfenburg- Bis 
dingen Erlaucht erflärt fich mit diefer legten Bemers 
fung einverftanden, indem er bemerft: daß es immer 
möglich fey, daß die NRegierungscommifjarien einigen 
Einfluß auf die Wahlen ausüben fönnten, und ed das 
her leicht gefchehen fönne, daß durch den Einfluß der 
Großherzoglihen Negierungscommifjarien folde 
Männer gewählt würden, welche den Standesherrn jehr 
unangenehm feyn fönnten. Man werde daher das Recht 
der Keitung der Wahlen durch Regierungscommiffarien 
in den fiandesherrlichen Bezirken auch der Verfügung 
der Etandesberrn vorbehalten müffen. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens bemerkt hier 
gegen: die Anfichten der Herrn Grafen v. HYfenburg und 
Solms ſchienen auf einem Mißverftändniffe zu beruhen. 
Die Negierungscommiffarien , welche in einzelnen Fällen 
zur Leitung der Wahlen beauftragt werben würben, 
würden feineswegs das Recht erhalten, zugleid Einen 
aus den 3 vorgefchlagenen Subjecten heraus zu wählen. 
Diefes Recht der Auswahl bleibe den Standesherrn, 
und dadurch feyen fie vollfommen gefichert. Ohnehin 
fey es ja auch gar nicht die Abfiht, die Wahlen ſaͤmmt— 
lich durd die Landräthe leiten zu lafjen. Die Regierung 
werde dazu befondere Aufträge ertheilen, und es werde 
fi) gewiß fehr oft finden, daß den ftandesherrlichen 
Beamten der Auftrag zur Leitung der Wahlen werde er 
theilt werden. Der Mangel eines, von dem Herrn ra 
fen von Solms für feine Standesherrſchaft felbft zu er 
re Landraths fey daher wohl ohne alle Erbebs 
ichfeit. 

Der Herr Geh Staatsrath v. Vreden 
erklaͤrt ſich hiermit unter dem Zufage: daß es dem Land 
rathe bey feinen fonftigen vielen Gefchäften nicht wohl 
moͤglich ſeyn werde, die ſaͤmmtlichen Wahlen in ſeinem 
Landrathsbezirke zu leiten, vollkommen einverſtanden. 
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Des Herrn Grafen v. Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaubt: Wenn die Yandräthe oder andere Großber: 
zogliche Regierungscommifjäre die Wahl leiten follten, 
fo laffe fi ihr Einfluß auf die Wahlen nicht bezweifeln, 
und es könne daher den Standesherrn nicht gleichgültig 
ſeyn, ob die Leitung durch ihre oder durch andere Groß— 
herzogliche Regierungsbeamten gejchebe. 

Der Herr Kanzler Dr. Arend: Er glaube 
nicht, dag man die Staatsregierung in dieſer Hinficht 
weiter befchränfen könne; indem er überzeugt fey, daß 
das Necht der Auswahl und Beftätigung den Standess 
berrn das Recht, was fie aus dem flandesherrlichen 
. Edicte anzufprechen hätten, vollfommen gewähre, 

Hinfihtlid des, von dem Abgeordn. Herrn Knapp 
in Beziehung auf den Unterjchied zwiſchen Gemeindslens 
ten und Beyfaffen gemachten, Vorſchlags Auffert 

Des Herrn Grafen v. Erbach-Fürſtenau 
Erlaubt: Daß er die Ausführung dieſes Vorſchlags 
aus dem Grunde für fehr nachtheilig halten müfje; weil 
er die Aufnahme fehr vieler armer, der Gemeinde zur 
Laft fallenden, Individuen zur Folge haben werde. 

Des Herrn Grafen v. Vienburg- Büdingen 
Erlaucht und mehrere andere Mitglieder der Kammer 
balten dagegen den Vorſchlag für fehr gut und zweckgemaͤß. 

Sn Anfebung des Art. 56 bemerkt 

der Herr®eheime Stäntsrath v. Wreden: 
durch die, zu diefem Artifel vorgeſchlagene, Veränderung 
fcheine ihm das Recht der Staatsregierung etwas zu 
fehr befhränft zu werden. Er habe indeffen gegen den 
Vorſchlag an und für fi nichts zu erinnern. 

Hinfihtlih des, für die Abfaffung des Gemeinde— 
budgets beitinımten, Zeitpuncts aͤuſſert I 

der Herr Präfident: Er koͤnne bierbey bie 
Bemerfung nicht unterdrüden, daß er den Winter für 
die fehicklichfte Zeit halte; weil in diefem der Landmann 
am wenigften zu thun babe, mitbin am erften abkom— 
men fönne Sn dem Monat July ſey er bereits mit 
der Heuernte befchäftigt. 

2.) Ueber den, die Chauſſeegeld-Erhebung 
in Großgerau betreffenden, Antrag des Abgeordn. 
Herrn Lohmann. 

3.) Ueber den, bie Borftellung der Ge 
meinde Langen, die Erhöhung der Beſol— 
dung für ihren Oberfhultheiß betr. 
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4.) über die Vorftellung der Gemeinde 
Se die Wahl ihrer Gerichtsſchoͤf— 

en betr. 

Es erfolgen hierüber aber feine Bemerfungen. 

5.) Ueber den, fihb auf die Bezahlung der 
Landwehrgewehre in den Aemtern Vöhlund 
Battenberg bezicehenden, Antrag des Abg. Herrn 
Prinz. Hieruͤber bemerft 

der Herr Präfident: Er glaube nicht, daß 
e3 räthlich fey, die Gewehre ſaͤmmtlich ſogleich ver 
kaufen zu laſſen. Deun man werde in der jeßigen Zeit 
nur fehr wenig dafür befommen, und ein Gewehr, was 
vielleicht 10 und mehr Gulden gefoftet habe, für drey 
Gulden losſchlagen muͤſſen. Auch fey nicht zu überfehen, 
daß die Hffentliche Sicherheit den Verkauf der ſaͤmmt— 
lichen Gewehre unterfage. In den Gegenden des Vo— 
‚gelöberges zeige fi) oft das Gefindel in großer Anzahl, 
und die Leute hätten fi) aus dieſem Grunde bereits ges 
nöthigt gejehen, die abgegebenen Landwehrgewehre wieder 
zu bolen. Die ehemaligen Ausſchuͤſſe oder bie ſoge— 
nannte Gentmannfchaft feyen bekanntlich aufgehoben ; die 
Landwehr fey ed auch — dad Land werde daher, wenn 
man auf einmal alle Gewehre verkaufen wolle, ohne 
den nöthigen Schuß feyn. Ohnehin ſtehe zu erwarten, 
daß an die Stelle der aufgehobenen Ausſchüſſe und Land— 
wehr irgend eine ander, den Landmann nicht dbrüdende, 
Einrichtung zum Schuge der öffentlichen Sicherheit werde 
getroffen werden, und davon werde dann die Folge feyn, 
daß fich die Leute die faum verkauften Gewehre mit gro 
Ben Koften wieder anfchaffen müßten. Er fey demnad) 
der Meinung: daß man dem DBefchluffe der zweyten 
Kammer nur in der Art beytreten koͤnne, daß die Staatd 
regierung auch auf die, im der erften Kammer über die 
fen Gegenftand gemachten, Bemerkungen Rüdfiht neh 
men möge. Es 

Mehrere Mitglieder ber Kammer erflären fich hier: 
mit einverftanden. 

6.) Ueber die Verbeſſerung des Unter 
richts der juüdifhen Jugend. 

7) Ueber die Befhwerde des Wilhelm 
Nartz: Eigenthbumsbeeinträhtigung betr. 

Da indeffen hierzu Feine Bemerkungen erfolgen, ſo 
legt das Praͤſidium i 
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8.) die, die AUsgleichung der Candesfriegs- 
fofte en betreffenden, Geſetzesentwuͤrfe zur Discuſſion vor. 

In Beziehung darauf bemerkt 

der Herr Geheime Stantsrath v. Wreden: 
Die Zweyte Kammer babe für die Provinz Starkenburg 
das Jahr 1822 als den - Zeitpunft - vorgeichlagen, von 
welchem an das Geſetz in Wirkfamfeit treten jole, Er 
befürchte aber, daß diejer Zeitpunft zu fruͤhe ſey, weil 
als Folge des Geſetzes ganz neue, ſehr viele Zeit ers 
forderuden, Berechnungen angejtellt werden müßten, und 
er halte daher die Beyfügung der Glaufel, falls die 
Beybehaltung diefes Termins möglich und ausfährbar 
ſeyn follte, für wunfchenswerth. 
Des Herrn Grafen von Stolberg Eriaucht: 
Es werde auch gut ſeyn, wenn fuͤr beyde Provinzen 
‚ein und derſelbe Zeitpunct beſtimmt werde. Für Die 
Provinz Oberheſſen ſey das Jahr 1825 als Anfangster⸗ 
min in Vorſchlag gebracht. 

Des Herrn Grafen v. Solms ⸗ Rödelheim 
Erlaubt: Die Provinz Oberheſſen werde fid» bey den 
jeßigen geldarmen, Zeiten diefen, jpäteren Termin wohl 
gefallen laſſen fönnen. 

Des Herrn Grafen von Erbab-Fürfkenau 
Erlaubt: Da er den Gegenſtand der beyden Geſetzes— 
eutwuͤrfe früher in Anregung gebradt babe, jo nehme 
er davon Beranlafjung, feine Freude uber die Art, 
wie dieje wichtige Angelegenheit durch den gründlichen 
Vortrag des Herrn Regierungsraths v. Groiman und 
die Befchlüffe der Kammer werde erledigt werden, bier, 
mit oͤffentlich auszufprechen. Es ſey nämlich nicht zu 
verkennen, daß nur durch den eingefchlagenen Weg der 
gänzliche Ruin von einem großen Theile der Untertha- 
nen abgemwendet werden fünne. 

9.) Ueber die vorgefhlagene Abänderung 
des Art. 19 der Gefhäftsordnung. 

Darüber bemerft 

der Herr Präfident: Da auf dem nächften 
Landtage eine Nevifion der- Gefhäftsordnung Statt fins 
den werde; fo glaube er, daß auch diefer Gegenjtand 
bis dahin wohl ausgejegt bleiben koͤnne. 

10.) Ueber den, die Aufbewahrung der Käns 
dDifchen Acten betreffenden, Antra 

11.) Ueber das Einmsrtundügefen, 


Deft IV. d. Verhdl. d.erii. Kammer. 
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Ueber dieſe beyden Gegenſtaͤnde erfolgen indefien 
‚feine weiteren Bemerkungen. | 
Das Präfidiim veranlaßt daber, nachdem es bie 
Discuſſion über vorftebende ſaͤmmtliche Gegenftände für 
geſchloſſen erflärt hat, ‘ | 
v. die Abftimmung über die Befchmwerbefüh 
rung der biefigen Meblhändler durch Vorle— 
gung der Frage: 
Wil die Kammer, gleich der zweyten Kammer, dem 
Sefuhe der Mehlhändler der biefigen Stadt Feine 
Folge geben ? 
weiche einjtimmig mit Ja beantwortet wird. 
VI. Zum Scluffe verlieft dad Präfidium einen, 
während der Sitzung eingefonmenen , Mintiterialerlag: 
die niht genehmigte Bejolbungsiteuer beir.*) 
und jchließt die Sigung , nachdem zuvor das, zur Ge— 
nehmigung vorgelegte, das Finanzgeſetz betreffente 
Communicat, jo wie bie, in der vorigen Sitzung decte— 
tirte, Adreſſe an des Großherzogs Königlicdye Hobeit, 
die Entbindung Ihrer Hoheit der Frau Groß⸗ um 
Erbprinzeffin betr. die einſtimmige Billigung ber Kat 
mer erbalten haben. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 


A LIT ETENTETT 





*) Vergleiche die Beylage LXXVIT. im aufferord. Beyl. Het 
der Wirbandi, der zwenten Kammer. 
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Fuͤnfundachtzigſte Sikung | 


in dem Sitzungsſaale der erften Kammer der 


Landſtaͤnde. | 
Darmftadt am iten Juny 1821. 
Unter dem Vorfige des Herrn smeyten, 
Präfidenten - 


Abmwefend: 


bes Landgrafen Louis von Heſſen Durchlaucht und der 
Herr Staatsminifter Freiherr du Thil. 


* 


I. Die Situngsprotofolle vom 29ten u. 30. May 
werben vorgelefen und genehmigt. 

I. Das Praͤſidium verlieft folgende neu eingefoms 
menen Erlaffe der zweyten Kammer, ie beziehen fich 

a.) auf eine Motion des Abg. Herrn Krönde: die 
Erlaffung eines, die Weidepflidhtigfeit aufheben: 
ben, Gefeßes betr. 1) 
e — verweiſet dieſen Erlaß ah den zweyten 

usſchuß. 

b.) Auf eine Vorſtellung des Conrad Mann zn Arms⸗ 
heim, deſſen Forderung au die dortige Gemeinde betr.32) 

c.) auf die, wegen Forderungen an das 17te Lands 
wehrregiment überreichte, Borftellung bed Sattlerd Bley⸗ 
mann u. Conforten in Gießen; ?) 

d.) auf die Voritellung der — Schlitz: die Eins 
Ihranfung des Rechts, in den ftandesherrlichen Waldun⸗ 
gen Moos, Laub und Lefeholz holen zu dürfen betr. *) 

Diefe Communicate werdet an den zweyten Aus⸗ 
ſchuß verwieſen. 





- 1) S. Berl. CCCLIX u, CCGLX, im 19: Hefte d. Verhandl. 
d. zwehten Kammer d. Lanbft. 
2) S. Beyl. CCCLXXI. im 29. Hefte dieſer nn 
3) ©. Berl. CCCLXIX. ebendaf. 
4) S. Beyl. CCCLXXII. ebendaſ. | 
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e.) Auf den Antrag des Abg. Herrn Gilmer: die 
Nevifion ‘der Verordnung vom 25. May 1811 wegen 
Aufhebung der Leibeigenſchaft betr. ; ) 

‚ £) auf die Motion bes Abg. Herrn Neeb von Felde, 
die Aufhebung der Jagdfrohnden betr. ?) 

Diefe. beyden Ertaffe werden. an den zwepten And 
ſchuß abgegeben. | 

8.) Auf Die, von der Staatsregierung nicht geneh⸗ 
migte, Beſoldungsſteuer. ?) 

Dieſer Erlaß wird an den erſten Ausſchuß verwieſen 

ll Der Herr Prälat Dr Sch midt erſtatteh 
im Namen des dritten Ausjchuffes, fehriftlichen Vortra 
über die VBorftellung der Gemeinde Baller 
fkädten: die, ihrem Schullehrer bewilligte 
Befoldungserböhung betr. 

(Beylage CAXVI.) 
:< IV. Das Präfidium legt nachbemerfte Gegenſtaͤnde 
jur Discufjion dor: | 

1.) das Recrutirungsgejeß. 

Darüber wird bemerkt 

von des Prinzen Emilvon Heffen Hobel: 
Da die zweyte Kammer durch die Gründe ber erften 
Kammer zu einer veränderten Ueberzengung gelangesit 
und fih den Beichlüfen der erjten Kammer fait durch 
‚gngig angefchloffen babe, fo ſey er mit den Anträgen 
des Ausichuffes im Ganzen einverſtanden. Der widtigft 
‚Theil des Geſetzes beziehe fich unjtreitig auf die Vefte 
ungen. In der zweyten Kammer ſey darüber bemerkt 
worden, daß. fie. der Verfaſſungsurkunde widerſtreiten 
‚würden. —— Wäre biefe Anſicht richtig, ſo würde mal 
ke. die Gebrechlichen und Kranfen nicht frei geben Tin 


„a 
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‘Hen, was wohl Niemand behaupten werde, Co mie it 
ebtechliche durch feine Gebrechen an der Theilnabme de 

Kriegsdienftes gehindert werde, jo träten auch für diejs 

k igen, welche der Befchluß der Kammer befreien wolk, 
inderniffe ein. 

Schon bey der früheren Discuſſion habe er ſich fir 

den Begriff des Depots, welchen die zwegte Kammer AU 

genommen habe, erklärt. Durch die Zugrundelegung die— 


% 





0) S. Beyl. CCCLXI u. CECKXIM, im 20. Hefte d. Ber 
handl. d, zweyten Kammer d, Landſt. 

V ©. Beyl. CECLXIV u. CCCLXV. ebenda. 

3) S. d. LXXVIII. Beyl. im Aufferordentt, Peylageheft. 


— 
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ſes Begriffes wuͤrden diejenigen, für beren gaͤnzliche Be⸗ 
' freiung die erfie Kammer geftimmt habe, den gänzlich 
‚ Befreiten beynahe völlig gleich und es ſey zwifchen den 
" Beichlüffen der beyden Kammern mehr eine formelle, als’ 
eine materielle, Berfchiedenheit vorhanden. Wäre das nicht 
' der Kal und gebe nicht aus den Berechnungen hervor, 
daß die Negierung nie nöthig haben werde, in dad Des 
 pot zu greifen; fo würde er bey der Ueberzeugung, daß. 
diefe Befreiungen durchaus nöthig feyen, den Beſchluͤſſen 
2 der zweyten Kammer nicht beyftimmen Fünnen. 
j Wenn der Ausfchuß zugleich darauf antrage: daß 
Juden nur durch Suden und Chriften nur durch Chriften 
“ follten vertreten werden koͤnnen; fo fürchte er, daß hier 
durch eine neue Scheidewand aufgeführt und zur Beſſe— 
rung der Juden nichts beygetragen werde. Es ftehe audy 
nicht zu erwarten, daß die Staatsregierung diefen Ans 
"trag genehmigen werde, Ä 
Der Herr Baroı von Mappes: Die Erfabs 
rung fpreche gegen die Suden, Erft dann, wenn die us 
den zu richtigeren ®efühlen und einer höheren Eultur 
— ſeyn wuͤrden, werde ſich die vorgeſchlagene Be— 
immung entbehren laſſen. Ihm ſcheine es auf jeden 
Fall nothwendig, daß man mit ihnen zuvor den Verſuch 
„machen müfle, ob fie ſich wirklich zur. Stellvertretung - 
x bergäben. Werde die Erfahrung für fie fprechen, fo 
# könne man die Beftimmung ja leicht wieder aufheben; 
' allein noch zur Zeit werde diefelbe zur Verhütung von. 
‘ Unrecht gegen die Chriften nothwendig feyn. | 
| Des Prinzen Emilvon Heffen Hoheit: Er 
i Ka nicht, daß deßfalls etwas zu befürchten feyn werde. 
ı „sn feinem deutfchen Staate eriftire ein Geſetz dieſer Art 
s und eben fo finde ſich in den neueften franzöfifchen Con— 
« feriptionggefegen, namentlich denjenigen, welche in dem. 
l legten Zeiten des franzöfifchen Katfertbums und unter 
ı der jeßigen Königlichen Regierung erlaffen worden feyen, 
davon feine Spur. 
| Die binfichtlid ber Juden vorgefchlagene Ausnahme 
: würde daher mit dieſen Geſetzen und mit unferer fo fehr 
liberalen Berfaffung auf eine auffallende Weife contras 
ren. Er fünne fi) darum von der Nothwendigfeit und. 
Zweckmaͤßigkeit diefer fingulären Beltimmung um fo wer 
niger überzeugen, als ſich in dem beffifchen Militaͤr viele 
Und namentlich bey den Negimentern ber biefigen Gars 
fon über 30 Juden und unter diefen fogar 4 freiwillig 
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dienende Juden befänden. Es beftehe aber unter den Ju— 
den noch immer ein gewiſſer Kaftengeift; allein diefer 
werde durch Die angefragene Beftimmung nur neue Nab 
rung erhalten. Diejer Geift habe fi in der neueren 
Zeit, in welcher ſich ſchon fehr viele Juden bürgerlichen 
Gewerben und dem Aderbaue hingäben, fo fehr vermin— 
dert, daß von ihm nicht viel mehr zu befürchten fey. Oh 
nehin fey nicht zu überfehen, daß die Suden in der Re 
gel ſehr gemwinnjüchtig jeyen und hierdurch zur Stellver 
tretung beftimmt werden würden. 

Des Herrn Grafen von Erbadhs Fürftenau 
Erlaubt: Wenn nad der Anfiht Sr. Hoheit des Prin 
zen Emil die Juden nicht verbindlih gemacht würden, 
fih nur durch ihre Glaubensgenoſſen vertreten zu laſſer, 
fo würde nah dem, bey diefer Secte vorherrichenden, 
Ginigfeitsgeifte, den die Erfahrung beftätige, die unmit 
telbare Befreiung von der Eonfeription davon die Folg 
feyn; mithin dem intendirten humanen Zwecke der Regie 
rung: dieſe Religiongfecte dem bürgerlichen Verhaͤltniſt 
naͤher zu bringen, auf eine indirecte Weife wieder fehr 

efyadet werden. Die Judenſchaft werde Durch dieſe Br 
reiung immer in einer feindlichen Stellung gegen di 
Ehriften erhalten, ihre Sfolirung befördert und von de 
Anuäherung zu den Ehriften wieder mehr entfernt werden. 

Der Betr Dräfident: E83 fonme bier bloi 
auf Wünfhe an. Man koͤnne die Sadye wegen ber Ju 
ben. bey der vorbehaltenen nochmaligen Berathung di 
Geſetzes auf dem nächiten Landtage wieder in Anregung 
bringen. Es fey bloß die Frage: ob fich die erfte Kam 

mer den Wünfchen der zweyten anfchließen wolle ? 
” Des Herrn Grafen von Stolberg Erlaudt: 


Da das Gefeß unter dem Vorbehalte einer Repifion bleß 


provifprifch angenommen werde, fo frheine es ihm nid 
paſſend, die nugetragene Beftimmung wegen ber Juden 
ſchon jegt in dag Gefeß aufzunehmen, weil eg ja möy 
lich fey, daß man, durch eine dreyjährige Erfahrung ar 
bers belehrt, wieder auf deren Aufhebung antragen müft. 
Befler fey es daher, zuvor bie Erfahrung von drep Jab 
ren abzuwarten. 

Des Herrn Grafen von Erbadh;Fürftenai 
——— Er finde dieſe Bemerkung ſehr paſſend und 
richtig. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Nach 
dem Beichluffe der zweyten Kammer, auf befien Annahme 
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ber Ausfchuß antrage, folle das Gefeg nicht bloß provi⸗ 
foriih, fondern auf immer angenommen werben. Die 
Stände wollten ſich bloß vorbehalten, daß ihnen der nicht 
bloß reglementarifche Inhalt des Geſetzes auf dem naͤch—⸗ 
fen Kandtage nochmals vorgelegt werden möge, um ihre 
etwaigen weiteren Wünfche der Großherzoglichen Staatss . 
regierung vorzulegen, Da diefer Antrag ganz fachgemäß 
jey, jo werde bie erfte Kammer ihren früheren Beſchluß 
wohl aufgeben und dem Beichluffe der zweyten Kanımer 
beptreten fönnen. | 

Das Präfivium erflärt hierauf die Discuffion für 
geichloifen und legt I 

2) ben, die Abldfung ber fiscalifhen 
Grundrenten betreffenden, Gefegesentwurf zur Diss 
cuſſion vor. 

Da aber hierüber Feine Bemerkungen erfolgen, fo 
wird fofort | 

3.) zur Discufiion über den, bie Tilgung der 
Staatsfhulden betreffenden, Gefegesentwarf 
gejchritten. 

In Beziehung darauf bemerkt | 

der Herr wirfliche Geheimerath Freiherr 
v. Wieſen huͤtten: Es fey fehr zu wünjchen, daß fich 
die beyden Kammern über ihre verfchiedenen Anfichten 
vereinigen möchten. Das gute Einverftändniß zwiſchen 
den beyden Kammern ſowohl, ald ber Staatscredit, würs 
den fonft ſehr leiden. Er glaube, daß fich die erfte Kam⸗ 
mer wohl darauf vereinigen werde, daß entweder von 
jeder Kammer ein Director ernannt oder eine Alternas 
tion unter den beyden Kammern beliebt werde. 

Der Herr Kanzler Dr. Arend: Da er ben 
Gegenftand der Differenz zwifchen den beyden Kammern 
wegen des Prinzips und feiner nachtheiligen Folgen für 
fehr wichtig halte, fo habe er es verfucht, die hauptſaͤch⸗ 
lihen Gründe, woraus fi) die Richtigfeit der Anſicht 
der erften Kammer klar zu Tage lege, in Folgendem zus 
fammenzuftellen, 
49 Der Art, 51 ber Verfaffungsurfunde beftimmt :- 
daß die Stände bed Großherzogthums zwey Kammern 
bilden follen. Dadurch ift — für die Regel die Gleichheit : 
der Rechte beyder Kammern von felbft ausgeſprochen, nad 
dein befannten Nechtögrundfage: wenn Mehrere, ohne 
beitimmte Theile, zu berfelben Sache gerufen werben, fo 
find ihre Berechtigungen voͤllig gleich. | 


2.) Der Mrt. 97 der Berfaffungsurfunde beftimmt : 
Alle Befchlüffe der einen: Kammer muͤſſen der andern 
zur gleichmäßigen Berathung mitgetheilt werden, wenn 
fie nıcht ſolche @egenftände betreffen, worüber verfaſſungs⸗ 
mäßig ein Beſchluß der einen Kammer, unabhängig von 
dem der andern, zur WVirffamfeit gelangen kann. 

Verbinder man mit diefer VBorjchrift bie Beftimmung 
des Art. 21 u. 22 der Geſchaͤftsordnung, wonach in den 
einzelnen Kammern für die zu fallenden Beſchlüſſe 
die Stimmenmehrheit euticheiden fol, ſo muß jeder 
Unbefangene zugeben, daß auch der, über die Wahl 
"des Directors zu faffende, Befhluß in den 
einzelnen Kammern nur nad der Mehrheit der Stim— 
men gefaßt werden koͤnne, indem ja für ihn: nirgends 
eine verfafiungsmäßige Ausnahme eriftirt. 

Zwar jol — 

3.) nach der Anſicht einiger Mitglieder der zweyten 
Kammer eine ſolche Ausnahme allerdings vorhanden ſeyn, 
indem fie das Staatsfchuldentilgungsgefeg nach denſel⸗ 
ben Normen, wie das Finanzgefeg, behandelt wiſſen will. 
Diefe Anficht widerlegt ſich aber durch folgende Gründe: 

1.) Wird Niemand das Staatsfchuldentilgungsgelch 
für ein folches halten, was nur für drey Jahre gege— 
ben wird. Nun bezeichnet aber der Art. 67 der Verfaſ— 
fungsurfunde das Finanzgefeß, über welches bey einer 
Meinungsverfchiedenheit beyder Kamniern die Stimmen 
durchgezählt werden follen, felbft als dasjenige, was 
immer nur auf drey Jahre gegeben werde, mithin 
kann ſchon darum diefes, über diefen Termin hinauswir 
fende, Gefeg nicht unter den Begriff Finanzgefeg ſubſu— 
mirf werden. Ä 2 ER 

2.) Wäre die oben berührte Anficht richtig, "fo wuͤrde 
die erſte Kammer ja gleichfalls den Geſetzesentwurf uͤber 
die Tilgung der Staatsſchulden nur im Ganzen anneh— 
men oder verwerfen Tönnen, weil ihr ein größeres Recht 
andy in Anfehung des Finanzgefeges nicht zufteht. Nun 
ift aber weder dem Großherzoglichen Negierungseommil 
ſarius bey der, uͤber die einzelnen Artifel Statt gefun 
denen , Discnffion, nody auch der zweyten Kammer bey 
den, ihr von der erften Kammer über dieſen Geſetzesent⸗ 
wurf mitgetheilten, Erinnerungen je ein Gedanken biefer 
Art eingefallen und die zweyte Kammer frheint baher m 
fih ſelbſt in Widerſpruch zu Fonimen, wenn fie dieſe 
Geſetz in der einen Hinſicht nad) der, von dem Finanz— 
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gefeg geltenden, Ausnahme, in der andern aber nach der 
gefeglichen ‚Regel behandelt wiffen will. Ä 13 
Bernefihtigt man nun zu allem dieſem Ze 
3.) die bekaunte, tief in der Natur gegründete Rechtes 
regel, daß Ausnahmen von der Regel möglichft ftreng ins 
terpretirt werden müflen, fo wird auch ein Seder, der‘ 
nicht etwa den Art. 67 der Verfaſſungsurkunde für feine’ 
Ausnahme von der allgemeinen Regel hält, zu der Ue— 
berzeugung gendtbigt werden: daß der erften Kammer 
ein ganz gleiches Recht binfichtlich des, wegen der Wahl 
eined Directors zu faflenden, Beſchluſſes zuftehen müſſe. 
Vergebens wird man fich | | 
4.) mit der Hoffnung fchmeicheln: die Staatsregies 
rung werde den Geſetzesentwurf auf dem nächiten Fand» 
tage wieder vorlegen, -woburd) es dann dod zur Durchs 
zählung der Stimmen in beyden Kammern fommen werde. 
a.) Läßt:es ſich wohl erwarten, daß die Staatsres 
gterung von ihrem Irrthume zurückkommen und nicht die 
Hand zur Schmälerung der verfafjungsmäßigen Rechte - 
der eriten Kammer bieten werde. | | 
b.) Wollte man indeffen auch einmal annehmen: die 
Staatsregierung werde in dem vorgefchlagenen Durchs 
zählen der Stimmen in beyden Kammern Feine Beein— 
trächtigung der Rechte der eriten Kammer erfennen, fo 
fönnte felbft dabey- die erite Kammer ganz rubig feyn, 
weil der Art. 110 der Berfaffungsurfunde verordnet: 
‚„‚Abänderungen und Erläuterungen der Verfaſſung 
fönnen nie anders, als mit Einwilligung beyder 
Kammern, Statt finden,” | 
Durch diefen Artifel iſt die erfte Kammer gegen biefe 
und jede ähnliche, ihre Rechte beeinträchtigende, Ausle— 
gung der Berfaffung vollfommen gefichert. Sie wird fid) 
durch eine Proteftation gegen die Zumutbungen der Großs 
berzoglichen Staatsregierung und der zweyten Kammer ' 
vollig ficher ftellen können. | 
‚Diejenigen, welche etwa folhe Hoffnungen hegen 
fönnten, fcheinen zu überfehen, daß bey einem Geſetzes— 
entwurfe auch der In halt defielben berüdfichtigt werden ° 
muß und daß nicht Alles, was in der Form eines’. 
Geſetzes proponirt wird, darum auc nad) dem Art, 75 
der Berfaffungsurfunde beurtbeilt und behandelt werden 
darf. Denn offenbar kann dieſer Artifel nicht für ſolche 
Gegenftinde entfcheidend feyn, welche, wie der Art. 3 des 
Gefegesentwurfs, fi auf die verfafinngsmäßigen 
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Rechte der Kammern beziehen. Dergleichen Beftimmuns 
gen fallen unter die Sauction des Art. 110 und können 
nur nach feinem Inhalte beurtheilt werden. 

Die erfte Kammer hat ihre felbftfiändige, von dem 
Willen der Regierung und der zweyten Kammer unabs 
haͤngige, Exiſtenz. Es ift ihre Pflicht, nichts einzuräus 
men, wodurch) diefe Eriftenz gefährdet werden könnte. 

Mollte aber die erfte Kammer den Grundivg aufs 
fommen lajfen: daß alle, von der Staatsregierung pros 
ponirten, Gefegedentwürfe, ohne auf. ihren Inhalt 
Rücdficht zu nehmen, nad) dem Art. 75 der Berfaflungs- 
urfunde zu behandeln feyen und daher, nad) verweigerter 
Annahme von Seiten der eriten Kammer, auf dem naͤch— 
ften Landtage vermittelt Durchzäluug.der Stimmen zur 
Entfcheidung gebracht werden müßten,-fo würde das Das 
feyn ber erfien Kammer rein precär feyn und ed würden 
namentlich ihre Rechte und ihre Fortdauer ganz allein 
von bem übereinftimmenden Willen der Regie 
rung und der, bie Majorität bildenden, zweyteu Kam⸗ 
mer abhängen. Einen ſolchen Grundfag auffommen zu 
lafien, koͤnnte ſelbſt mit den gerechten Gefinnungen ber 
zweyten Kammer fchwerlich vereinigt werden. 

Derſelbe bemerft fodann weiter: daß er die Wahl 
zweyer Directoren, wegen der dadurch veranlaßten grös 
eren Koſten, nicht für gut und zweckmaͤßig halten koͤnne; 
wohl aber werde man,auf ben Antrag, eine Alternative 
eintreten zu laffen, eingeben fönnen. 


Mehrere Mitglieder der Kammer erflären ſich hier⸗ 


mit einverſtanden, unter der weiteren Bemerkung: daß 
die erſte Kammer bey dem bevorſtehenden nahen Schluſſe 
bes Landtags es nicht werde vermeiden fönnen, über dies 
fen und mehrere andere Gegenjtände fofort und ohne Bes 
obachtung der, in der Gefchäftsordnung porgefchriebenen, 
Dreytägigen Interftitien abzuftimmen. Gie würde dieſes 
auch darum unbedenklich thun koͤnnen, weil der, die Bes 
foldungsiteuer betreffende, Minifterialerlaß die Stände 
zur möglichiten Befchleunigung auffordere und fich ger 
wiß erwarten laſſe, daß die Staatsregierung diefe Art 
der Befchleunigung ficher genehmigen werde. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens erwiebert biers 
auf: daß dieſes, durch den Drang der Verhältniffe und 
die Kürze der Zeit gebotene, Mittel der Befchleunigung 
in dem gegebenen Kalle ald Ausnahme von ber Regel 
wohl Feinen Anſtand haben koͤnne; daß es aber Doch ben 
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der Nothmwendigfeit und Wichtigkeit, ſich überall ſtreng 
an Die gejeglichen Borjchriften zu halten, einer ausdruͤck— 
Lichen Erklärung zu dem Protofolle bedürfen werde, daß 
aus Diejem Flle der Ausnahme nie eine Conſequenz oder 
ein Präjudiz -für Fünftige andere Falle folle abgeleitet 
werden fünnen. | 
Das Präfidium ftellt hierauf fofort die Fragen: 
1.) Will die Kammer unter der, fo eben erwähnten, 
Verwahrung zum Protofolle die, einer Entfcheis 
dung bedfirfenden, Sachen, ohne Beobachtung der 
dreytägigen Zmwifchenzeiten, zur Discuſſion und 
Abftimmung bringen laſſen? 
Diefe Frage wird einftimmig bejabend beantwortet. 
2I Will die Kammer die, von dem Herrn Kanzler Dr, 
Arens zufammengeftellten, Gründe vermittelft eines 
geeigneten Communicats der zweyten Kammer zur 
baldgefälligen Erklärung mittheilen ? 
Auch auf diefe Frage erfolgt eine einflimmig bejas- 
bende Antwort. | 
Das Prafidium ftellt hierauf weiter zur Discuſſion 
4.) ben, die Aufbebung der Sapitalzinfen. 
fteuer betreffenden, Geſetzesentwurf. | 
Es wird aber von feiner.Seite hierüber etwas bemerft. 
5.) Ueber den, fid) auf die Gentralunterfus 
chungscommiſſion in Mainz beziehenden, Antrag 
der Abg. Herrn Keller, v. Firnhaber u. f. w. 
Es Auffert hierüber - 
bed Prinzen Emilvon Heffen Hoheit: Die 
Gentralunterfuhungs » Commiffion in Mainz fey durch 
einen Bundestagsbefchluß angeorbnet worden und es 
hänge daher nicht von dem Willen des Grofherzogs ab, 
ben heſſiſchen Commiſſarius zurüdzurufen. 
Der Herr wirflihe Geheimerath Freih. 
v. Wiefenhitten: Der Großherzog fünne aber doc) 
einen Andern fnbitituiren. Der le fey alternativ. 
Der Herr Präfident: Die Koften feyen groß 
und “ ſey doch die möglichfte Erfparung gewiß fehr zu 
wuͤnſchen. 
Des Prinzen Emil vonHeſſen Hoheit: Daß 
. bie bisherigen Koften zu groß gewefen feyen, darüber 
liege fein Beweis vor und die Kammer habe baher aud) 
feinen Grund, auf Verringerung diefer Koften anzutra» 
gen. Er Defiderire in dieſem, wie in mehreren andern 
Faͤllen, den Mangel eines vorhergehenden Benehmens 
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der zweyten Kummer mit der Großberzoglichen Staats, 
regierung und er müfle wuͤnſchen, Die zweyte Kammer 
hierauf aufmerffam zu machen. 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Er"habe unter 
den Mitgliedern der hoben Kammer wohl die genauefte 
Kenntniß von dem ausgedehnten Umfange diejer Unters 
fuchungsangelegenheit und er koͤnne verfihern, daß es 
einem neuen Mitgliede nicht möglich feyn werde, ſich vor 
dem Ablaufe eined Bierteljahrs in dieſen voluminofen 
Acten gehörig zu orientiren. 

Dhnehin fey das Ende diefer Commiſſion nicht mehr 
weit entfernt und er glaube daher nicht, daß die erfte 
Kammer auf den Antrag der zweyten werde eingehen 
können. 

6) Die Borftellung der Gemeinden Kaftel 
und Koſtheim: Forderung für abgehauene 
- Bäume und Weinreben betr. 

Es bemerft darüber 

der Herr Baron v. Mappes: Die Leute hät-' 
ten in dem Kriege fehr viel verloren; fie hätten fidy nur 
nicht en regle gefeßt und es fey daher zu erwarten, daß 
die Staatsregierung fich fir Diefelben verwenden werde. 
Sie feyen zwar mit ihrer Forderung abgewiefen, allein 
die Billigfeit fpreche doch für fie. 

Der Herr Präfident: Der ihnen zugefügte 
Schaden müffe von den Franzofen vergütet werden; an 
den Großherzoglich Hefliichen Staat hätten fie deßfalls 
feine Forderung. 

Der Herr Baron v. Mappes: Franfreih 
bezahle nichts, weil fich die Leute, was ihnen vielleicht 
nicht möglich gewefen fey, nicht en regle gefetst hätten. 

Des Herrn Grafen von Stolberg Erlaudt: 
Dann fey der ganze Schaden als ein cafueller zu betrachten. 

7.) Den, fih auf die Errichtung eines Taub— 
ſtummeninſtituts beziehenden, Antrag des Abg. Herrn 
Lauteren. 

In Beziehung darauf bemerkt 

des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Er 
ſtimme zwar dem Antrage des Ausſchuſſes bey; er muͤſſe 
jedoch dabey bemerken, daß er es für unpaſſend und 
zweckwidrig halte, ein ſolches Inſtitut mit einem Irren— 
hauſe zu verbinden und er muͤſſe wuͤnſchen, daß die Groß— 
herzogliche Staatsregierung hierauf aufmerkſam gemacht 
werden moͤge. | 
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Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden: 
Hofheim ſey jeiner urfprünglichen Stiftung nad) fein bloßes 
Irren haus, fordern auch zur Aufnahme und Pflege von Uns 
glüclichen anderer Arten befiimmt. Es befünden ſich Das 
felbft zwar auch Wahnfinnige, allein diefe feyen von den 
Uebrigen ganz geſchieden. Er habe übrigens des Plans 
eitter Berbindung mit einer fonftigen wohlthaͤtigen Ans 
ſtalt nur zum Beweife, wie fi) Die Regierung bisher 
ſchon mit dieſem Gegenftande beſchaͤftigt gehabt habe, 
nicht aber als eines jolchen erwähnt, der zur Ausfühs 
rung gebracht werden folle. 

Der Herr Prälat Dr. Shmibt:' ‚ Beffer würde 
man ein Waiſenhaus, 5 B. das von Friedberg, mit dazu 
verwenden koͤnnen. 

Der Herr Baron v. Mapyes: Beffer fey wohl 
ein ganz eignes Inftitut. 

Des Herrn Grafen von Erbad- Fuͤrſten au | 
Erlaucht: Dafür fey die Anzahl der Taubjiummen in 
dem Großherzogthume Heilen zu gering. 

Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden: 
Bey. der Bolfszählung koͤnne die Anzahl derielben eruirt 
werden und daraus werde es fi dann auch von jelbft 
herausſtellen, ob die Errichtung eines eignen Inſtituts 
nothwendig ſey oder nicht? 

8.) Die Beſchwerde des ——— 
Webler zu Dffenbad. 

Es Auffert darüber 

de8 Herrn Grafen von Stolberg Erlaudt: 
Diefe Angelegenheit koͤnne fich zu feiner Petition von 
Seiten der Stände eignen. Dieje habe nur Statt, wenn 
die Großherzogliche tantsregierung Huͤlfe verweigere. 
Dieſelbe habe dem Beſchwerdeführer einen Dienſt verlie⸗ 
hen, habe ihn zum Rechtswege, verwieſen, mithin fehle 
es durchaus an einer gegruͤndeten Beſchwerde. 

Mehrere Mitglieder erklaͤren ſich mit dieſer Anſicht 
vollkomuten einverſtanden. 

Das Praͤſidium erklaͤrt hierauf die Discuſſion fuͤr 
and en und legt 

9.) die Borftellung der Gemeinde Frey 
enfeen, die Verwaltung ihres Gemeindewal— 
des betr. zur Berathung vor. 

Da aber uͤber dieſen Gegenſtand keine weiteren Be— 
merkungen erfolgen, ſo veranlaßt daſſelbe, der Tages⸗ 


ordnung gemaͤß, a 
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7»): Meber die Beihwerde des Bilp.3 
‚@igentbumsbeeinträdhtigumg, beir. 
Die, zu dieſem Ende vorgelegte, Frage: 
Win ſich die Kanımer mit dem Beſchluſſe Derz 
Kammer vereinigen: daß diefer Beſchwerde, 
dad, von den Ständen angenommene, 
jiebung von Privateigenthbum für öffentliche 
erledigt, feine weitere Folge zu geben jeg® 
"wird allgemein mit Sa beantwortet. er 
8.) Leber die, die Kriegstoftenausglei 
DRIEHERWDeN, beyden Gefeßedentwärfe. gr 
u ie deßfalls geſtellten 3 Fragen: — 
4,) Tri die Kammer dem Beſchluſſe der 3 
mer und dem Antrage ihres Ausſchußſes 
Anträge des Ausſchuſſes ver "3m 
"Rammer ſammtlich A 
2 Tein die Kammer dem Beſchluſſe der — 
ez far die Provinz Starte a — 
Ma aa 1822 an jähriih 1fr 





u. 


IpaR dem Indırar 
ewilligen jcr. man, 
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de des 11.) Ueber den, die Einmarkung betreffenden, 
ung KT etzesentwurf. 
ut, AB Die hierüber vorgelegte Frage: 
m DODERtfeipt die Kammer bey ihrem früheren Befchluffe:: 
a degeSdieſen Gefeßesentwurf abzulehnen‘ 
ommene, Sehen — 2 32223 ET ee 
1 fur Se gleichfalls ohne Ausnahme mit Ja beantwortet. 
u gen My, Ueber die, fo eben zur Abftimmung gebrachten, 
vorkl. enſtaͤnde (bie Gemeindeordnung allein ausgenommen) 
oſtentthen die erforderlichen Gommuntcationen an die zweyte 
Im mer fogleid entworfen und von der Kämmer geneh⸗ 
aan: ns | ER 
ui NT Fine gleiche Genehmigung wird dem Entwurfe eines, 
Ausſchucheſchwerdefuͤhrung der hiefigen Mehlhaͤndler betref- 
ie Mg, Communicats an die zweyte Kammer zu Theil 
ainnehP die Sigung von dem Praͤſidium aufgehoben. ı' 
u I... g IR a \ 
Starker Beglaubigt: —J * 
4 tm} 

Riedeſel. Dr. Arnd v. Wreden, 


vw 


+ J H r 
.. 244 ’ * 
Au r̃ᷣder? XXX 
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Sechsundachtzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 2ten Juny 1824. 
IXBXR 
—Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten 
Praͤſidenten. 
Abweſend: ER = 
des Landgrafen Louis von Heflen Durchlaucht, und 
der Herr Staatsminifter Freiherr du Thil, 





J. Das Präfidium legt der Kammer mehrere neue 
Eingaben vor. 

Sie beftehen ſaͤmmtlich in Erlaffen ber zweyten 
Kammer und beziehen fich 

a) auf den, die Beftrafung ber Defertenre betref 
fenden, Gefegedentwurf. 9 * 

Da durch denſelben der Gegenſtand feine definitive 
Erledigung erhält; fo befchließt die Kammer deſſen Re 
giftrirung ad acta, 

b) Auf den, bad neue Maaß und Gewicht betref 
fenden, Geſetzesentwurf. *) 

Die Kammer verweiſet dieſen Gegenſtand an den 
zweyten Ausſchuß. 

c) Auf die Vorſtellung mehrerer Einwohner von 
Darmſtadt: die Militäreinguartierung betr. ?) 

d) Auf die Vorftellung der Gemeinde Lanterbad): 
neue Zunftartifel betr. *) | 


1) ©. Beyl. CCCXCIV, im 20. Hefte der Verhandlungen ber 
zweyten Kammer db. Landft. 

3) ©.-Beyl. CCCLXX. ebendaf. 

3) ©. Beyl. CCCXXXLI ebendaf. 

4) ©. Beyl, CCCLXXKXII, ebendaſ. 


* 
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Diefe beiden Erlaffe werden an den dritten Ausſchuß 
verwiefen. 

II. Es werden folgende Vorträge erſtattet. ei 

a) Des Prinzen Emil von Heilen Hoheit referirt 
muͤndlich, im Namen des erften Ausjchuffes, über die, 
von der äweyten Kammer zur Verbefferung der 
Landesuniverfität bewilligten, 10000 Gulden. 
Er eritattet aus den, darüber vorhandenen, Acten zuerſt 
ausführlichen Bericht über die Lage der Sache und die 
verfchiedenen Anſichten, welche darüber in der zweyten 
Kammer eriftirt haben, und entwickelt biernächft die 
Gründe, aus welchen der Ausfhuß, der übrigens dieſe 
Bewilligung, weil fie nur durd eine Motion -veranlaßt 
worden fey, nit als einen Nachtrag zu dem Finanz⸗ 
gefeß betrachten koͤnne, darauf antrage:, einem Bes‘ 
fchluffe beyzutreten, der die Vervollfommmung einer 
Anftalt bezwede, welche durch die Vorzuͤglichkeit fo vies 
ler Männer, bie aus ihr hervorgegangen feyen, ihre 


Tuͤchtigkeit und ihren großen Werth ſchon laͤngſt er; 


probt habe und für welde, unter günftigeren Zeitvers 
hältniffen, die erſte Kammer. ſicher gern eine größere 
Summe bewilligen würde. — 

In Gemaͤßheit des, in der letzten Sitzung gefaßten, 
Beſchluſſes eröffnet das Praͤſidium ſogleich die Discufs 
fion über diefen Gegenftand. | 

Daranf bemerkt i — — 
— des Herrn Grafen von Erbach-Fuͤrſtenau 
Erlaubt: Er wuͤrde, fo viel von ihm abhange, 
mit vielem Vergnügen mehr für die Erhöhung des Flors 
biefer gemeinnügigen Anftalt votiren, wenn nicht bie 
jeeigen Zeitverhältniffe die moͤglichſte Sparfamfeit ge 
ten. 2 J 

Der Herr Geh. Staatsrathb von Wreden: 
Die Univerfität bediirfe eines Zufchuffes auch noch ine 
bejondere aus dem Grunde, weil fie unter den jeßigen 
wohlfeilen Korupreifen gleichfalls fehr Teibe. 

Der Herr Kanzler Dr. Arend: Da er Direcs 
tor der academifchen Adminiftrationscommiffion fey, und 
Daher den Zuſtand der Finanzen der Ilniverfitit ganz 
genau kenne, fo müffe er zur Unterflütung des Antrages 
Des Ausfchuffes noch Folgendes bemerfin: 

* Der academifche Fiscus babe gegenwärtig wirklich 
ein jährliches Deficit von beynabe 3000 Gulden. Bis— 
ber babe man dieſes zwar noch durd fr. here Erſpar— 
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niſſe decken koͤnnen, allein mit dein nächften Sahre ſey 
dieſer Borrath erſchoͤpft und man werde daher, ohne 
eine vermehrte Einnahme, den Univerfitätsfsnde felbft 
haben angreifen müjlen. _ | | 
. . Dazu komme, daß die Zahlungen zur Univerfitätd- 
caſſe nicht puͤnktlich geleiftet wuͤrden. Diefes gelte vorzüg- 
Lich von den, auf den Mainzer Univerfitätsfonds angewies 
fenen, 5000 Gulden, welche jest ſchon über ein Jahr 
ruͤckſtaͤndig ſeyen. Die Univerfität werde daher die 
pünftliche Bezahlung der Befoldungen, ohne einen neuen 
Zuſchuß, nicht mehr einhalten können und doc) ſey wohl 
für feinen Staatödiener dad puͤnklliche Einhalten diefer 
Zahlungen nothwendiger, als für die Profefforen, weil 
fie. im Verhältniffe zu den übrigen Staatsdienern offen 
bar zu gering bejoldet ſeyen. So betrage 3. B. die res 
elmäßige Befoldung des prosessoris primarii einer 
aculcät nicht mehr, als 1100 Gulden. Könne unter 
jo.chen Verhaͤltniſſen der Profeſſor, welcher in manden 
Facultaͤten nur jehr geringe Accidenzien zu beziehen 
babe, auf die fihere Einnahme feiner Befoldung wicht 
rechnen; jo muͤſſe er natürlich in die größte Verlegen 
beit, wobey die Verwaltung feines Amtes aber nicht ge 
winnen fönne, kommen. Auſſerdem beduͤrfe die Univer- 
ſitaͤt noch mancher Verbeſſerung und Erweiterung ihrer 
Einrichtungen. ES fey zwar in der neueren Zeit, wie 
diefed aus dem, in dem legtverflofienen Jahre darüber 
erftatteten, und in mehreren gelehrten Zeitungen abge 
druckten, Bericht bervorgehe — in dieſer Hinficht von 
ber Großherzoglichen Staatsregierung bereits ſehr viel 
gefhehen, allein Manches bleibe noch zu wünfchen übrig 
und er fey daher feit überzeugt, daß die Univerfität der 
N r bewilligenden 10000 Gulden wahrhaft nothwendig 
eduͤrfe. 
Das Praͤſidium erklaͤrt hierauf die Discuſſion für 
geſchloſſen und ſtellt ſofort die Fraͤge: 
Will die Kammer dem Beſchluſſe der zweyten Kammer, 
zur Verbeſſerung der Landesuniverſitaͤt Gießen eine 
jaͤhrliche Summe von 10000 Gulden zu verwilligen, 
beytreten, jedoch der zweyten Kammer babey zu ers 
fennen geben, daß man diefe Bewilligung nicht ald 
einen Nachtrag zu dem Finanzgefege betrachten koͤnue? 
Dieje Frage wird einitimmig bejabend beantwortet. 
b) Der Herr Prälat Dr. Schmidt referirt muͤnd⸗ 
lich, im Namen des zweyten Ausſchuſſes, uber die Mo— 
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tion des Abg. Hrn. Neeb v. Felda: die unentgeldlide 
Aufhebung der Jagdfrohnden ber. Er ftellt 
für diefen Zwed aus dem Antrage, dem Berichte und 
ben Discuffionen diejenigen Gründe zuſammen, durd) 
welche die zweyte Kammer zu dem Befchluffe, auf uns 
entgeldlihe Aufhebung der Domanial-Fagdfrohnden uud 
auf zu vergütende Aufhebung der übrigen, falls dieſe 
Vergütung von den Frohndberechtigten etwa verlangt 
werden follte, bejtimmt worden jey. Der Ausjchuß 
fönne nicht darauf antragen, dieſem Befchluffe beyzit- 
ſtimmen, weil ed ihm an dem Dafeyn genügender 
Gründe zu fehlen fcheine, welche die Stände beſtimmen 
fönnten, auf eine Verringerung des Domanialvermögens 
anzutragen. Er: 
Durd eine ſolche unentgeldliche Aufhebung werde 
zugleich eine Ungleichheit zwifchen den Großherzoglichen 
Unterthanen veranlaßt werden, weil diefe Frohnden 
fhon in mehreren Gegenden des Großherzogthums gegen 
Entfhädigung aufgehoben feyen. Der Antrag des Aus— 
ichuffes gebe daher dahin: fi) dem Befchlufie der zmey: 
ten Kammer , foweit derjelbe direct und indirect bie un— 
entgelbliche Aufhebung der Frohnden bezwede, nicht anz 
zufchließen. ’ 
Das Praͤſidium eröffnet fofort die Diecuffion über 
biefen Gegenftand. En = 
E83 äuffert hierauf 
der Herr Baron v. Mappes: Es ſey doch 
nicht zu bezweifeln, daß eine Frohnde diefer Art dem. 
gegenwärtigen Zeitgeifte nicht mehr entſpreche. Es Tiege: 
darin eine. gewiſſe Härte und Erniedrigung und er: 
glaube daher, daß die, für die Ablöfung erforderlichen, - 
Summen von den fämmtlichen Staatsbürgern,, vermit⸗ 
telſt eines Steuerausfchlagd, aufzubringen feyen. a 
Des Herrn Grafen von Erbach-Fürſtenau 
Erlaubt: Der active Befigftand ihrer Berechtigungen 
jey den Standesherrn durch rechtöbegründete Staatsvers 
träge garantirt worden, und es fcheine daher nicht im 
der Befugniß der zweyten Kammer zu liegen, dieſe 
NRechtöverhältniffe zu alteriren. Wolle man überhaupt 
die Eriftenz der fogenannten Privilegirten in dem Staate 
nad) den, von einzelnen Deputirten fehr vft entwidels-. 
ten, Anfichten moduliren, fo werde den Standesherrn 
wohl nichts , als die bloge Erinnerung der Bergangens 
beit, übrig bleiben. Ganz Deutfchland erkenne die Opfer, 
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weldye die Mebiatifirten den Zeitverhältniffen auf eine 
Art gebracht hätten, welche tief in ihre Lebensverhälts 
nifje eingegriffen habe und ed müßte’ in dieſer Bezies 
bung diejenigen, welche ſchon oft den Altar des Vater 
lands befränzt hätten, mehr als in einer Beziehung 
befremden , wenn ihre politifche Eriftenz von den, mit 
ihnen zu einem und demfelben Zwede Goncurrirenden 
oft in Anfprucd genommen werde. Wenn der Geift der 
Zeit eine Verwandlung der Dienftobliegenbheiten ihrer 
Untergebenen in Geld erheifche, fo werde fein Stande 
herr Anftand nehmen, feine Willfährigfeit durch eine 
möglichft billige Berechnung zu beurfunden und fo werde 
es fich ein Seder zur Ehre gereichen laffen, mit mögs 
lichfter Deconomie feine Forderung in dieſer Hinficht zu 
machen. Solle indeffen der Beſitzſtand intact bleiben; 
fo müßten bey der Berechnung der zu leiftenden Ent 
ſchaͤdigung die Anfäge nach dem. eigentlichen Werthe ihre 
Beftimmung erhalten, und fo werde freilich der betheis 
ligte Frohndbare fih der Naturalpräftation vortheilhaf 
ter fortunterziehen koͤnnen, weil ihm dieſe bey feinem 
übrigen landwirthſchaftlichen Betriebe ohnehin nicht 
fhwer fallen koͤnne — Wenn man bemerfe, daß fih 
die allgemeine Stimme gegen diefe Dienftleiftungen er 
bebe; jo müffe man erwiedern, daß dieſe Stimme fünf 
lich berbeygeführt werde und daß der, ohnehin an ber 
Tagesordnung befindliche, politische Factionggeift dad 
Getriebe veranlaßt habe. Die innige Ueberzeugung, 
baß eine Verfügung der Art, welche eine Verwandlung 
ber Dienfte in Geldpräftation zur Folge habe, die Exi⸗ 
ftenz des Pflichtigen nicht erleichtere, muͤſſe wohl einen 
Geben leiten, fobald er nur beachte, daß die Entſchaͤdi⸗ 
gung die Frohnde nicht aufhebe, fondern bloß umwandle, 
und baß-der, in den Waldungen feiner Standesherr⸗ 
fhaft Holz und Laub holende, Unterthan für feine 
Dienftleiftungen im eigentlichen Sinne entfchädigt werde 
Was der Abgeordnete Herr Knapp wegen der Anſaͤtze, 
welche in Beziehung auf die Reluition der Jagdfrohn⸗ 
den Statt gefunden, anführe, fey ibm unbekannt, und 
verdiene um fo mehr einen näheren Beweis, als die 
gewiß fehr große Mehrheit der, bey dieſer Sache mits 
betheifigten, Standesherrn, in billigen, aber dem Zwede 
entjprechenden, Anfägen die Ehre ihrer eigenen Exi⸗ 
ftenz und die Billigfeit gegen ihre Untergebenen anerfer 
nen werde. Der, von der zwepten Kammer geflelte, 
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Antrag, daß man ed dem eignen Gefühle der Standes: 
berrn überlaffen müfle, eine Entſchaͤdigung zu verlar.s 
gen, jcheine, wenn man darüber beicheiden urtheilen 
wolle, einem Mißverftiändniffe zu unterliegen; indem 
man wohl nicht annehmen fönne, daß durch dieſe Form 
des Antrags eine Herrfchaft über den Willen der Stans 
desherrn werde herbeygeführt werden. u 

Der Herr Baron von Mappes: Er fprede 
nicht gegen eine, dem Berechtigten zu leiftende, Ent: 
fhädigung, fondern nur gegen die Fortdauer biejer 
Frohnde, weil fie Be ge eit begründe und ber 
Staat daher eine hinlängliche Aufforderung babe, ein 
Opfer zu bringen, : - 

Der Herr Brälat Dr. Shmidt: Er fönne 
an das wirkliche Dafeyn einer folchen Unzufriedenheit 
bey‘ den Landleuten nicht recht glauben. Wenigſtens 
* er in der Provinz Oberheffen nie etwas davon 
gehört. J 
Der Herr Kanzler Dr. Arens: Er müfle 
diefen Glauben theilen. Der Frohndpflichtige ſchicke ger 
wöhnfich feine Kinder zum Treiben, welde nach dem, 
was er darüber zu bemerfen Gelegenheit gehabt habe, 
den Sagdtag als einen Tag des Vergnuͤgens betrachte— 
ten. , Er fünne in diefer Frohnde nicht gerade etwas 
Erniedrigendes für den Pflichtigen erfennen, weil er 
durch feine Dienftleiftung zur Verminderung des Wildes 
beytrage, und fo im Grunde feiner eignen Sache zus 
gleidy mitdiene. Auch werde ſich fohwerlich der Grund» 
ja: es liege in der Leiftung eines, für dad Vergnügen 
eines andern zu leiftenden, Dienfted etwas Erniedrigens 
bes, confequent durchführen laffen, weil bey der Wahrs 
beit dieſes Satzes und feiner Durhführung es noch 
Be Metamorphofen in den bürgerlichen Verhältniffen 

dürfe und noch Manches unter die Gategorie des Ers 
niedrigenden fallen würde, was bis jetzt noch von kei— 
nem Menfchen darunter gerechnet worden fey. 

Des Herrn Grafen v. Solms-Roͤdelheim 
Erlaubt: Er habe gegen die Ablöjung. der Jagd⸗ 
frohnden nicht8 zu erinnern; nur müffe er jeden Verſuch, 
den Frohndberechtigten ohne Entihädigung um fein 
Recht zu bringen, dir ungerecht halten. - 

Des Herrn Grafen von Stolberg Erlaudt: 
Entweder liege in diefer Art von Dienjtleiftung wirklich 
etwas Erniedrigendes oder niht? Sey das Erftere ber 
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Fall, ſo duͤrfe dieſer Dienſt auch nicht fuͤr Geld geleiſtet 
werden, denn eine, den Menſchen erniedrigende, Hand- 
Uung folle ihm aud für Geld nicht feil feyn. Eine 
ſolche Behauptung habe aber bis jegt noch fein Menſch 
aufzuftellen gewagt. In dem letzteren Falle jey es fchwer 
einzufehen, warum die, auf einem andern Nechtetitel 
ruhende, Verbindlichfeit — zu treiben, erniedrigender als 
die ſeyn fol, weldye fid) auf einen Mierh> oder andern 
Contract gründe. 

Er glaube übrigens, daß man dem Beſchluſſe der 
zweyten Kammer vorzüglid aus dem Grunde nicht werde 
beytreten koͤnden, weil wegen der Abldfung der Krohn 
den überhaupt der Großherzoglichen Staatsregierung 
eine Petition bereits überreicht und fein Grund vorhan⸗ 
den ſey, biefe Art von Frohnden befonders auszus 
zeichnen. . 

+ Man erklärt fich fait allgemein mit dieſem Argument: 
einverjtanden. 
Der Herr Präfident: Er Eönne die Form de 
Befchluffes der zweyten Kammer, welcher die Sache zur 
Ehrenfache fir die Frohndberechtigten zu machen, und 
dadurch pſychologiſch auf fie einzumwirfen bezwede, durch— 
aus nicht billigen. Man habe auch, fo viel insbeſon⸗ 
dere, die Domanialfrohnden betreffe, wahrſcheinlich übers 
ſehen, daß die Aufhebung derfelben eine Verringerung 
des, durch die Verfaffung garantirten, Staatsvermoͤ- 
gens zur Folge habe und darum in der gewöhnlichen 
Form nicht beich!offen werden koͤnne. — 

Derſelbe ſtellt hierauf die Frage: 

Will die Kammer dem Antrage des Herrn Grafen von 
Stolberg, dem Beſchluſſe der zweyten Kammer die 
Zuſtimmung zu verſagen, beytreten? ———— 

Dieſe Frage wird von den ſaͤmmtlichen Mitgliedern 
ber Kammer mit Sa beantwortet. 

c) Der Herr Prälat Dr. Schmidt erſtattet ferner 
mündlichen Bericht über die, im Antrag gebradte, 
Aufhebung der Weidegerechtigfeit. 

Er ertrahirt zu dem Ende die, über biefen Gegen 
fand in der zweyten Kammer Statt gefundenen,. Ser 
bandlungen und trägt im Namen des zweyten Ausſchuſ— 
ſes, welcher von der Anficht ausgehe, die erworbenen 
Rechte des Staatsbuͤrgers ungefränkt aufrecht zu erbal⸗ 
ten, darauf an: dem Befchluffe der zweyten Kammer 


Protofol LXXXVI vom 2. Juny 1821. 73 


nır dahin bepzutreten, daß. den Weideberechtigten über- 
all eine volle Entfhädigung geleiftet werden möge. 
Diefer Gegenftand wird hierauf fogleich zur Dies 
cuffion vorgelegt , worauf bemerft wird | 
von dem Herrn-Präfidenten: Für bie Aufs 
hebung der MWeidegercchtigfeiten bedürfe es eigentlich 
feines Gefeges, weil fie aus der fteigenden Agricultur 
von felbft hervorgehe; der Güterbefiger werde auch durch 
den fleigenden Ertrag der Pachtgelder dafür hinlaͤnglich 
entfchädigt werden. 
Von des Herrn Grafen von Erbabh- Fürs 
ſte nau Erlaubt: Das fih vor und nah von ſelbſt 
vildende Aufhören dieſer Berechtigung ſey den. Bered)- 
tigten jehr nachtheilig. 
Der Herr Geh. Rath Frhr. von Viefen 
hütten: Die Fortdauer der Weidgerechtigfeiten ſey 
hoch auch für manche Gegenden fehr wichtig und vor: 
theilhaft, weil manche Orte für mehr ald 200 Gulden, 
Wolle jährlich verkauften. | 
Der Herr Präfident: Das müffe er fehr bes 
zweifeln; der nämliche Gewinn werde aber anch bey der 
Stallfütterung gemacht werden fönnen. | 
Der Herr Geheime Staatsrath v. Vreden: 
Bey den, in Vorſchlag gebrachten, Wollenmärften ſey 
ber ganze Ertrag der zu verfaufenden Wolle nur auf, 
12000 fl. angegeben worden. | 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit, 
Er glaube, daß fich alle Anftände durch den Antrag des 
Ausſchuſſes von felbft erledigen werden. | 
Das Prafidium ftellt hierauf die Frage: - 
Wil die Kammer dem Antrage ihres Ausfchuffes beys 
flimmen? Ä 
Diefe Frage wird allgemein mit Sa beantwortet. 
d) Der Herr Geh. Staatsrath v. Wreden referirt 
mündlih, im Namen des dritten Ausſchuſſes, über die, 
Beſchwerde der Stadt Shlig: Befhränfung 
ihrer Gerechtſame in den flandesherrlidhen 
Waldungen betr. Er motivirt aus den, in den Vers, 
bandlungen dafür entwicelten, Gründen den Antrag 
des Ausfchuffes, dem , von der zweyten Kammer über 
diefe Befchwerde gefaßten, Befchluffe unter der Modifi— 
fication. beyzutreten:, daß das Wort „Aufhebung ‘ 
in „Suspenſion“ verwandelt werden möge. 
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Da bey der Austellung diefes Gegenftandes zur 
Discuffion feine Bemerfungen erfolgen; fo ftellt das 
Praͤſidium fofort die Frage: | 

Wil die Kammer, nad) dem Antrage ihres Ausjchufleg, 
dem Befchluffe der zweyten Kammer unter der Mobdis 
fication beytreten, daß das Wort „Aufhbebüng” 
in „Suspenſion“ umgeändert werde? 
Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

e) Des Herrn Grafen v. Pfenburg » Büdingen Er: 
laucht referirt, im Namen des dritten Ausfchuffes, 
1.) Ueber die Borftellung des Gattlerd 
Bleymann und Conforten in Gießen, Forde 
rung au das 17te Landwehrregiment betreffend. 
Er trägt. aus den, von ber zmeyten Kammer dafür ans 
geführten, Gründen darauf an, dem Befuche des ms 
ploranten feine Folge zu geben. 

Das Präfidium legt, nachdem von Feiner Seite wer 
* Bemerkungen uͤber dieſen Gegenſtand erfolgen, die 

rage vor. 

Will die Kammer dem Antrage ihres Ausſchuſſes, dem 

Beſchluſſe keine Folge zu geben, beytreten? 
Dieſe Frage wird allgemein mit Ja beantwortet. 
2.) Ueber die Vorſtellung des Conrad 
Mann aus Armsheim: eine Forderung an 
die dortige Gemeinde betr. 

Der Referent traͤgt auch hier, unter Entwickelung 
der, in der zweyten Kammer dafuͤr angefuͤhrten, Gruͤnde 
— an, dem Geſuche des Bittſtellers keine Folge zu 
geben. 

Da gegen dieſen Antrag von keinem Mitgliede der 
Kammer etwas erinnert wird; ſo ſtellt das Praͤſidium 
ſofort die Frage: 


Will die Kammer nach dem Antrage ihres Ausſchuſ— 


fes in diefer Sache befchließen ? 
Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet, 

II. Das Praͤſidium eröffnet die Discuffion über 
bie Befhwerde der Gemeinde Wallerftädten: 
bie Erhöhung des Schulgeldeg für ihren 
Schullehrer betr, | 

Darüber bemerft 

‚ ber Herr Geheime Staatsrath v. Wreben: 
Die Kammer, werde dem Antrage des Ausfchuffes bey 
zutreten , um fo mehr Urfache haben, weil, wenn bie 
Stände auf dergleichen Beſchwerden eingehen wollten, 
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die Staatsregierung Anftand nehmen müffe, für bie 
Berbefferung der Schulftellen, die doch von allen Seiten 
und namentlich auch von den Ständen fo fehr gewünfcht 
werde, zu wirken und thärig zu feyn. 
Das Prafidium ftellt hierauf die Frage: 

Wil die Kammer nad) dem Antrage ihres Ausſchuſ⸗ 

fe8 in der Sache befchließen ? 
Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 


Iv. Die Kammer fihreitet zur Abftimmung über 
folgende Gegenftände : 


a) Ueber ben, die Aufhebung der Capitals 
zinfen- Steuer betreffenden , Gefeßedentwurf. 
Die darüber vorgelegte Frage: 
Nimmt die Kammer, gleich der zweyten Kammer, den 
Geſetzesentwurf nebft der Mobdiftcation des dritten 
Artifeld, daß flatt: ‚‚1. San. 1822‘ gefeßt werde 
„1. Suly .1822° da diefe Mobiftcation von dem Nes 
gierungscommiffär nachgegeben ift, an? 
wird ohne Ausnahme bejahend beantwortet. - 


b) Ueber ven, die Centralcommiffion in 
Mainz betreffenden, Antrag. 
Das Prafidium ftellt hierüber die Frage: 
Wil die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kammer 
beytreten: daß die Staatsregierung zu erfuchen ſey, 
baldmöglichft mit Berüdfichtigung der, in der Kams 
mer gemachten, Anträge die Einleitung dahin zu 
treffen, daß die Koften, welche durch die Gentral-Uns 
terfuhungscommiffion zu Mainz verurfacht werben, 
nicht mehr den Finanzen unferes Kandes zu Laft fallen? 
welche von den fämmtlichen Mitgliedern der Kammer 
verneinend beantwortet wird, 


c) Ueber die VBorftellung ber Gemeinden 
Kaftel und Kofthbeim, Forderung für abges 
bauene Bäume und Weinreben betr. 

Der Kammer wird hierüber die Frage vorgelegt: 
Tritt die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kammer 
bey, dem Gefuche feine Folge zu geben ? 

welche fie einftiimmig bejahend beantwortet. 

d) Ueber den, die Errichtung eines Taub— 
fummeninftituts betreffenden, Antrag bed Abg. 
Herrn Lauteren. Ä 


6. Heft IV. 


Das Praͤſidium ftellt die Frage: | 
Will die Kammer dem Beſchluſſe der zweyten Kar mer 
‚in fo weit beytreten, daß der Staatsregierung bie 
Sorge für diefe Unglüdlichen empfohlen werde? 
welche allgemein mit Sa beantwortet wird. 
e) Ueber die Befhwerde des Wagenmeis 
ters Wesler aus Offenbach, deſſen Penfio 
nirung betr. 
Die deßfalls geftellte Frage: 
Wil die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kammer, 
daß das Geſuch ber Staatsregierung zur nochmali⸗ 
gen Prüfung und billigen Berüdfihtigung anempfoh- 
en werben möge, beytreten ? 
wird einftimmig mit Sa beantwortet. 
£f) Ueber Die Vorfiellung der Gemeinde 
Äreyenfeen: die Verwaltung ihres Gr 
meindewalds betr. 
Bon dem Praͤſidium wird hierüber Die Frage vor 
gelegt. | 
Tritt die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kammer 
bey, dem Gefuche Feine Solge zu geben? 
auf welche eine einjtimmig bejahende Antwort erfolgt. 
g) Ueber den, die Ablöfung der fiscali— 
[hen Grundrenten betreffenden, Gefeßesentwurf. 
Das Präfidium ftelt hierüber die Frage: 
Zritt die Kammer dem Antrage ihres Augjchuffes bey, 
der Staatsregierung bey der Adrefje über die Annahme 
des Geſetzes die gemeinfchaftlihen Wünfche der Kam 
mern vorzutragen, und will fie ferner ed der Staats⸗ 
regierung anheim geben, welche der Anftchten von 
beyden Kammern fie wählen will, worüber fein ge 
meinfchaftlicher. Befchluß vorhanden ift?' 
welche allgemein mit Ja beantwortet wird. 
N Ueber den Rekrutirungs-Geſetzesent— 
wurf. 
Die daruͤber geftellte Frage : 
Will die Kammer, nach dem Antrage ihres Ausſchuſ⸗ 
ſes, den neueren, von der zweyten Kammer über bad 
Refrutirungsgefeg gefaßten, Befchlüffen ihre Zuſtim⸗ 
mung ertheilen ? 
wird ohne Ausnahme mit Sa beantwortet. 
V. Ueber die ſaͤmmtlichen, in der heutigen Sitzung 
zur Abftimmung gekommenen, Gegenjtände (das Ri 
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frutirungsgefes allein ausgenommen ) werben bie erfor- 
derlichen Sommunicate an die zweyte Kammer fogleich 
entworfen und von den Mitgliedern der erfien Kammer 
genehmigt, und gezeichnet. Nachdem eine gleiche Genehmis 
gung einem, die Gcmeindeorbnung betreffenden, Coms 
munifate ertheilt worden iſt, wird Die Sigung von dem 
Praͤſidium aufgehoben. — 


Beglaubigt * 213. 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Siebenundadtzigfte Sikung 


in dem Sitzungsſaale der erftien Rammer ver 


| Landſtaͤnde. 
Darmfiadt am Aten Juny 1821. 
mn 
Unter dem Borfige des Herrn zweyten 
Präfidenten. 


Abmwefend : | 
bed Prinzen Georg von Hefien Hohfft, und 
bed LTandgrafen Louis von Heffen Durchlaucht. 


I. Das Protokoll der Sitzung vom 1. Sun. wird 
vorgelefen und nad) einigen, furzer Hand gemachtei, 
Berichtigungen von der Kammer genehmigt. 

Il. Es werden folgende Vorträge erftattet. 

1.) Bon ded Herrn Grafen v. Yſenburg »Büdingen 
Erlaubt: 

a) Vortrag, im Namen des erften Ausſchuſſes, über 
ben, die Annahme der Kaffee, Zuders un 
Tabacksacciſe, und der, fi) darauf beziehenden, 
Propofition der Staatsregierung betreffenden , Erlaß 
der zweyten Kammer. Der Referent trägt barauf an; 
daß die Kammer die Propofition der Staatsregierung 
gleihfalls annehmen möge. . 

Das Präafidium legt diefen Gegenſtand fofort zur 
Berathbung vor. ALS aber darauf Feine Bemerkungen 
erfolgen; fo ftellt e8 die Frage: | 

Wil die Kammer dem Antrage ihres Ausfchufjes bey» 

ftimmen ? 

Diefe Frage wird allgemein mit Sa beantwortet. 
Vortrag, im Namen des dritten Ausſchuſſes, 
über die Borftellung der Leinweberzunft in 
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Lauterbach, nene Zunftartifel betr. Er referirt 
ans den , von ber zweyten Kammer hierüber mitgetheils 
\ten, Acten die Gründe, aus welchen dem Gefuche der 
Bittfteller feine Folge gegeben werden könne, und trägt 
darauf an, fi) dem, von ber zweyten Kammer gefaßs 
ten, San unbedingt —— | 
Das Prafidium legt hierauf diefen Gegenftand zur 
Discufiion vor, und ſtellt ſofort, weil feine Bemerfuns 
gen erfolgen, die Frage: 
Tritt die Kammer: dem Antrage ihres Ausfchuffes, 
dem Gefuche der Leinweberzunft zu Lauterbady Feine 
Folge zu geben, bey? 
Auf diefe Frage erfolgte eine einflimmig bejahende 
Antwort. | | 
2.) Von dem Herrn Geh. Staatsrath v. Wreben 
a) mündlicher Vortrag, im Namen des dritten Aus⸗ 
ſchuſſes, über Die Befhwerden mehrerer hiefis 
en Einwohner, die Militäreinquartierung 
etreffend. 
Er bemerkt : Die zweyte Kammer * zwar die Re⸗ 
clamanten mit, ihrer Reclamation abgewieſen, allein 
berfelben doc in dem Punfte: „daß die Staatsregie⸗ 
rung erfucht werden folle, alle, in die hiefige Caſerne 
nicht gehörigen, Perfonen aus denfelben zu entfernen 
und die Saferne bloß zur Einquartierung zu verwenden‘: 
wenigitend einige Folge gegeben. De 
ur richtigen Würdigung. dieſes Befchluffes müffe 
er darauf aufmerffam machen, daß das Gefuh der 
Supplicanten auf diefen Gegenftand gar nicht gerichtet, 
fondern daß bey den, darüber in der zweyten Kammer. 
Statt gefundenen, Verhandlungen bloß von einigen 
Mitgliedern bemerkt worden fey, daß die hiefige Gaferne 
zum Theil von Perfonen bewohnt werde, die eigentlich 
nicht in diefelbe gehörten. Die zweyte Kammer habe: 
demnach über einen Gegenftand einen Beſchluß gefaßt, 
auf welchen bie Bitte der dabey Betheiligten gar nicht 
gerichtet, und in Anfehung deſſen auch noch gar nicht 
dargethban fey , daß die gefeglichen und verfaflungsmäs 
figen Wege des Art. 81 der Verfaffungsurfunde , um 
zur Abhälfe ihrer etwaigen Befchwerden zu gelangen, 
zuvor eingefchlagen worden feyen. Die erſte Kammer 
werde daher, nah der Anfiht und dem Antrage 
ihres Ausfchuffes, Anftand nehmen müfjen, dem Be⸗ 
ſchluſſe der zweyten Kammer in biefem Punkte beyzu- 
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treten. So viel dagegen die Abmwerjung der Reclaman⸗ 
ten mit ihrem Gefuche auf Wiederabnahnte der Einquar⸗ 
firung , Au leiftende Entjchädigung und Zulafjung. des 
Rechtswegs befreffe; jo beruhe dieſe auf fo überzeugens 
den, in der zweyten Kammer ſehr ausführlich entwickel⸗ 
ten, Gründen, baß darüber kein Zweifel möglich. ſey. 
Der Herr Referent fest hierauf die Kammer von dieſen 
Gründen volitindig in Kenntniß, und fchließt mit dem 
Antrage: daß fi) die Kammer dem Befchluffe der zwey⸗ 
ten Kammer , foweit derfelbe auf Abweifung der, Necla 
manten gerichtet fey, unbedingt anfchließen möge. 

Das Präfidium eröffnet fogleich die Discuſſion über 
diefen Gegenftand. 

Es bemerft hierauf | > 

der Herr Geheime Staatsrath v. Wreben: 
Es fey ihm niemand bekannt, der die Caſerne, ohne in. 
diefelbe zu gehören, bemwohne. Daß der M nel 
feine Wohnung in derfelben babe, erkläre fich daraus, 
daß das Gebäude erft vor und nach zur. Caſerne beſtimmt 
und eingerichtet worden fey. Hierbey ſey num ein Theil 
für die Großherzoglihe Münze reſervirt worden, und 
man könne daher eigentlich nicht fagen, Daß der Muͤnz 
meifter in der Caſerne wohne. ee 

Der Herr Präfident: So wie er gehört habe, 
ſolle die Eaferne auch noch von andern, eigentlich nicht 
in diefelbe gehörenden, Individuen, ja felbjt von Per: 
fonen bewohnt werden , welche eigene Wohnungen. ber, 
fäßen und diefe vermiethet hätten. - Gegen diefe fcheine 
die, in der zweyten Kammer: yorgefommene, Bemerkung 
gerichtet zu feyn. — | | 

Der Herr Kanzler Dr. Arens: Wenn bie, 
Bemerfung auch ganz richlig ſeyn follte; jo werde ber 
Beſchluß der Kammer Doc in feinem Falle darauf gerich⸗ 
tet werden koͤnnen, biefe Xeute "wieder ‘aus der Caferne 
zu entfernen. Sie hätten naͤmlich durh bie Conceſſion 
Dis Großherzogs einmal cin erworbenes Recht auf dieſe 
Wohnungen erlangt, was ihnen nicht willkuͤhrlich ent⸗ 
zogen werben koͤnne. Der Beſchluß werde ſich daher auf 
jeden Fall bloß auf die Zukunft beſchraͤnken mäffen, und 
es liege hierin offenbar ein neuer Grund, der die Kam: 
mer abhalte, fi dem Beſchluſſe der 'zweyten Kammer 
anzufchliegen. | — | 

Die Discuſſion wird hierauf fir gefchloffen erklärt, 
und die Frage gejtellt : | A de 
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Wil die Kammer nad dem Antrage ihres Augfchuffes 
in diefer Eache befchließen ? — 

Die ſaͤmmtlichen Mitglieder der Kammer beantwor- 
ten dieſe Frage bejabend. = 

b) Ueber die Motion des Abg. Herrn Gilmer: die 
Revifion der feibeigenfhafte-Verordnung 
vom 25. Map 1811 betr. Er ertheilt zu diefem Ende 
der Kammer eine vollftändige Heberficht_über die, durch 
Diefe Motion in der pen Kammer veranlaften, Vers 
bandlungen, und trägt aus den, daſelbſt hierfür anges 
führten, Gründen darauf an: fih mit: dem. Befchiuffe 
der zweyten Klammer durchaus zu conformiren. 

Das Präfidium ſtellt demnach, da weiter keine Bes 
merfungen und Erinnerungen erfolgen, die Frage: 

Wil die Kammer, nach dem Antrage. ihres Ausſchuſſes, 
dem, von der zweyten Kammer über dieſen Gegens 
ſtand gefaßten, Befchluffe beytreten ? 
Diefe Trage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 

3.) Bon dem Herrn Kanzler Dr. Arend mändlicher 
Vortrag, im Namen des zweyten Ausfchuffes, über den, 
von der erfien Sammer zu dem, das neue Maaß 
und Gewicht. betreffenden, Gefege gemachten, Antrag. 
Er referirt: Die zweyte Kammer ſey diefem Antrage, jo 
weit er darauf ‚gerichtet fey, die Strafen nad) der grös 
feren oder geringeren Bedeutenheit der: Contraventions⸗ 
fälle - zu 'norniren, aus dem Grunde nicht beygetreten, 
weil eine Abänderung des beftehenden Gtrafgejeßes, ohne 
Zuftimmung der Stände, nicht moͤglich und der Land» 
tag feinem Ende viel zu nahe fey, um die Großherzogs 
lihe Staatsregierung noch mit Erfolg um einen neuen 
Gefeßesentwurf Ehre zu können. Da 'diefer Grund 
LOCH jey, fo trage der Ausſchuß darauf an: von die— 
fem Theile ded Antrags vor der Hand wieder abzus 


eben. 
0 Das Prafidium eröffnet fofort die Discuffion , wor: 
auf bemerft wird 

von des Prinzen Emil v. Hefien Hoheit: 
Die zweyte Kammer würde dem Antrage der. erften 
Kammer daburd) fehr leiht haben entfprechen koͤnnen, 
wenn fie, vertrauend auf die Einfichten der Großberzog« 
- Jihen Staatöregierung, diefer die gewuͤnſchte Abaͤnde— 
Bun für den gegebenen Fall ausſchließlich überlaffen 

tte. 
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Bon dem Herr Kanzler Dr. Arens: Man 
babe ihr dieſes wenigſtens zur proviſoriſchen Beſtim— 
— bis zum naͤchſten Landtage ſehr wohl uͤberlaſſen 

unen. 

Von dem Herrn Praͤſidenten: Da die Staats 
regierung durch das Necht der Begnabigung die Härten 
des bejiebenden Strafgeſetzes, welches alle Fälle gleich 
bebandfe, fehr leicht werde ausgleichen und mildern fürs 
en; fo jey er der Meinung, auf dieſem, von ihm and 
gegangenen , Antrage nicht weiter zu beharren 

Er ſtellt ſofort die Frage: 

Will die Kammer dem Antrage ihres Ausſchuſſes bey⸗ 
ſtimmen? 

Die fümmtlihen Mitglieder beantworteten diefe 
Frage bejahend. 

Ill. Es werden mehrere Erlaſſe an die zweyte 
Kammer zur Genehmigung vorgelegt. Sie beziehen ſich 

a) anf dad Rekrutirungsgeſetz, 

b) auf die befchloffene Kaffee», Zucders und Tas 
badsaccıje, 

c) auf die Befchwerde mehrerer biefigen Einwohner 
über die Militäreinguartirung, 

d) auf die Motion bes Abg Herrn Gilmer: bie 
Leibeigenſchaftsverordnung betr. 

Dieſe ſaͤmmtlichen Erlaſſe erhalten die Genehmigung 
der Kammer, und das Praͤſidium hebt die Sisung auf. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Achtundachtzigſte Sitzung u 


in dem Sitzungsſaale der erften Kammer der 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt am 5ſten Juny 1821. 
—EE ot " 
Unter dem Borfiße des Herrn zweyten 
Ä Präftdenten. | 


Abweſend: 


| | * 
des Prinzen Georg v. Heſſen Hoheit, des Landgrafen 
Lo uis von Heſſen Durchlaucht und der Herr Staats 


>; 


minijter Freih. du Thil. 





1. Die Situngsprotofolle vom ten u. Aten Juny 
werden vorgelefen und genehmigt. 

1. Das Präfidinm zeigi der Kammer an: daß 
‚eine gemeinfchaftlihe Deputation des Großherzoglichen 
Staatöminifters von Brolman Ercellenz geftern fünfzehn 
Adreffen an des Großherzogs König, Hoheit Aberreicht 
und demſelben zugleich Diejenigen Adreſſen bemerkt härten, 
welche von den Ständen noch weiter überreicht werben 
würden. Der Herr Staatsminifier habe hierauf erklärt! 
daß er diefe Adreſſen, als in dieſer feyerlichen Ueberrei— 
chung bereits mitbegriffen, anſehen wolle, und daß es 
baher genügen werde, wenn dieſelben an ihn eingefchickt 
würden. | no“ 

- Daffelbe legt ferner der Kammer mehrere neue Ers 
Iafje der zweyten Kammer zur Einfiht vor.. Gie bes 
treffen | | 
nn die, von ber Staatsregierung binfichtlich des 
Penſionsfonds vorgelegte, Propofition. *) 





*) S. d. Beyl. LXVIL. u. LXVIII. im auſſerord. Beylageheft der 
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A Sit IV. 


b) die, von den Abg. Herrn Merkel und Blaͤß 
binfihtlih der Waturalbefoldung .der Groäherzoglichen 
Ötaatsdiener gemachte, Motion, *) 

c) den Staatsjchuldentilgungs s Gejekedentwurf. **) 

Die beyden erſten Erlaffe werben an ven erften 
Ausjchuß verpeeſen. 

Der dritte Erlaß dagegen wird fofort in Bern 
thung genommen. | | 

Diejelbe führt zu dem einftiimmigen Befchluffe : 

1.) daß auch von der erften Kammer fogleich zur 
Wahl eiues Directord, eined Gontroleurd und deren 
Stellvertreter ‚gefchritten , 

2.) die Wahl der zweyten Kammer fofort befannt 
gemacht und ihr dabey bemerft werden möge, daß bie 
erſte Rammer von dem Grundfage einer, zwifchen ben 
beyden Kammern ald Siegel bejichenden, Rechtsgleich— 
beit nie gesehen werde, und daß daher, wenn die 
Wahl nicht auf diefelben Individuen fallen follte, unter 
den Gewählten, in Gegenwart der Präftventen der bey 
den Kammern, das Loos entjcheiden möge, indem ſich 
hieraus zugleih von felbft herausftellen werde: von 
welcher Kammer der Anfang mit den, von den beybden 
Kammern alternirend vorzunehmenden, Wahlen werd: 
gemacht werden. 

In Gemäßheit dieſes Befchluffes fordert der Herr 
Nräfivent die anmwejenden Mitglieder der Kammer auf, 
zue Wahl der erwähnten Beamten 4 Namen aufzufdrers 
ben und diefe in die Urne zu werfen. 

Nachdem diefer Aufforderung überall entfprochen ift, 
werden die Zettel aus der Urne herausgenommen, ge— 
zaͤhlt und richtig befunden. 

Die geöffneten Wahlzettel geben folgendes Nefultat: 

1.) Zum Director batten gewählt 6 Stimmen bei 
Herrn Oberkriegsrath Schend; 4 Stimmen den Herm 
Dberappellationsgerichtsrarh Floret, und 3 Stimmen 
den Herrn Hofkammerrath Krönde, 

2.) zum Stellvertreter ded Directors 10 Stimmen 
den Herrm Abg. Metternich; 1 Stimme den Herm 


*) ©. Bepl, CCCXCVII u. CCCXCVIIT, im 20. Hefte d. Ver: 
handl. d. zweyten Kammer d. kandft. 


**) &, db, LXXX. Beyl. im auſſerordentl. Beylageheft. 
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Oberappellationdgerichterath loret und 1 Stimme 
den Herrn Oberkriegsrath Shend, 

3.) zum Gontrolene 12 Stimmen den Herrn Sch 
kammerrath Kleinfhmidt und 1 Stimme den Herrn 
Oberappellationsgerichtsrath Knappund⸗ 

4.) zum Stellvertreter des Tontroleurs 12 Stim- 
men den Herrn Dberappellationsgerichte « Regiftrator 
Heumann und 1 Stimme den Deren — —— 
gerichtsrath Floret. 

Es wird hierauf 

d) ein, dieſer Wahl und dem ihr vorangegangenen 
Befchluffe entfprechendes, Communicat an bie: zweyte 
Kammer entworfen und, von der Kammer genchmigt, 
ſogleich der zen übergeben. 

il. Der:Herr Kanzler Dr. Arens trägt der Kam⸗ 
mer vor: 

Da das Ende des Landtags nahe fey, fo werde es 
noͤthig ſeyn, daß die Kammer beftimme: wie viel dem 
"Kanzliften Hübner, dem Kammerbewahrer Lucas, dem 
Kanzleidiener Seiler und dem Portier Diepe als Ders 
gütung für ihre Bemühungen zu bewilligen ſey. Hins 
ſichtlich des Erſteren, deſſen Pünktlichkeit und Fleiß er 
nicht genug ruͤhmen fönne, und der beynahe ganz allein 
die ſaͤmmtlichen Abfchriften verfertigt habe, koͤnne er 
nicht unbemerkt laſſen, daß berielbe auch nod) weiter die 
Abfchriften für den Drud der Protofolle fertigen muͤſſe. 

Die Kammer beſchließt bierauf, dem. Ganzliften 
Hübner 600, dem Kämmerbeiwahrer Lucad und dem 
u Seiler jedem 220, und dem Portier Hiept 

100 fl. zu bemilligen. 

IV. Zum Scluffe werben zwey Communicate an 
die zweyte Kammer, von welchen das eine ſich auf das 
neue Maaß und Gewicht, das andere dagegen auf die, 
von der Leinenweberzunft in Lauterbach "übergebene, Vor⸗ 
ſtellung bezieht, zur Genehmigung vorgelegt. Dich 
wird ertheilt und die Sigung aufgehoben. 


. Beglaubigt: 
Niedefel. Dr. Arens. v. Wreden. 
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Neunundadhtzi gſte Sitzung, 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammier der 


Landſtaͤnde. Bi, 
.Darmfladt am 6ten Juny- 41821. 
»- Unter dem Borfige bes Herrn. zweyten 
| Präfſfidenten. 


Abweſend: 
der Herr Staatsminiſter Freih. du Thil, 





: 1 Das Protofoll der vorigen Sitzung wird vor⸗ 
gelefen und genchmigt, —8 ee —— 
II. Das Praͤſidium verlieſt iR 
+ ..4) einen, das Staatsjchuldentilgungsgefeg betich 
fenden, Erlaß der zweyten Kammer. *) 
Es wird befchloffen, denſelben adacta zu regiſtriren. 
2.) einen ‚Erlaß der zweyten Sammer, worin die 
felbe die erfte Kammer an die Mittheilung ihres Be 
fchluffes über die, die Aufbebung: des Wahlgeſe— 
Ges vom 3. Aug. 1820 betreffende, Motion erinnert. 
Der Referent dieſer Sache trägt ber Sanımer. vor: 
bag er: mit anderen wichtigeren und dringenderen Arbei— 
ten fo fehr überhäuft gewejen fey, Daß es ihm bis jet 
an Zeit’ gefehlt habe, dieſen Gegenfiand zu erledigen. 
Er erlaube fich daher, der hohen Kammer vorzuſchla— 
gen, der zweyten Kammer auf ihre Communication; zu 
antworten! daß ſich die erſte Kammer, bey dem, nahen 
Ende des Landtags, vorbehalten müfje, erſt auf dem naͤch⸗ 
ſten Landtage in biefer Sache zu beſchließen; — womit 
auch ſaͤmmtliche Mitglieder der Kammer cinverftanden 
waren. 3 
III.) Es werben folgende Vorträge erflattet. 
A) Des Prinzen Emil von Helfen Hoheit referirt 
mündlich, im Namen des erften Ausſchuſſes, Aber die 


*) S. Eeite 184 des 0. Hefts d. Verhandl. d. zweyten Kamm. 
d, Landſt. | 
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Anträge ber Großberzoglichen Staatsregierung: das 
Penſionsweſen betreffend. Er eritattet für diefen 
Zweck fehr ausführlichen Bericht über den Inhalt diefer 
Anträge und der, barüber in der zwenten Kammer Statt 
gefundenen, Berhandlungen, fo wie über die, aus dieſen 
Berhändlungen bervorgegangenen, Befchlüffe. Der Aus— 
ſchuß ſey zwar mit den größten Theile dieſer Beſchlüſſe 
einverftanden, er koͤnne fich jedoch über folgende Punkte 
nicht mit denfelben vereinigen. 

a.) Die zweyte Kammer verfage ihre Zuftimmung 
zu dem Autrage der Staatsregierung: die Hälfte, der 
Hofpenfionen zu etwa fünftig nothwendigen Hofpenfios 
nen zu verwenden und fie mit der Givillifte verrechnen 
zu laſſen. 

. Der Ausfhuß vermoͤge nicht einzufehen, warum bieje 
Propofition der Stantsregierung einen Anſtand finden 
koͤnne; er. muͤſſe es vielmehr für ſehr angemeffen halten, 
die Befoldungen und Penfionen der Hofdienerfhaft auch 
mit der Givillifte, womit fie in Verbindung ſtaͤnden, 
verrechnen zu laſſen. | 

b.) Hinfichtlich des Befchluffes, sub Nr. 5 der Abftims 
mung, fey zwar ber Ausſchuß darin einverftanden, daß 
von den, in dem Auslande verzehrt werdenden, Penfios 
en ein Viertel abzuziehen fey; allein, c8 feyen doch einz . 
zeine Fälle denkbar, im welche diejer Abzug cine ſehr 
große Unbiffigfeit und Härte enthalten koͤnne. Der Aus: 
fhuß trage daher daranf an: daß diefer Abzug nur ale 
Regel ausgeſprochen werden möge. 

3.) Die zweyte Kammer babe mit einer Majorität 
von 23 gegen 15 Stimmeit befchloffen: den Fegionären 
die, mit dem Drden der Ehrenlegion verbundenen, Penz. 
fionen, weldye fie als Folge der politifchen Berhältniffe 
des Großherzogthums verloren hätten, aus ber, dem 
Staate heimfallenden, Hälfte der Penfionen nicht zu ver: 
willigen. Der Ausſchuß fönne nicht diefer Meinung feyn. 
Er halte es für billig und gerecht, diefe Penjionen zu 
bewilligen. Die Legionäre hätten für ihre, dem Staate 
treu geleifteten, Dienfte, für unzählige Mühe und Gefah⸗ 
ren uud zur Belohnung ihrer bewährten Tapferkeit dieſe 
Penfionen erbalten; — fie hätten fie nachber als Folge 
des veränderten politifchen Syſtems ded Staates verlos 
ven und es fpreche daher nicht bloß die Billigfeit, ſon— 
dern jelbft ein rechtlicher Grund bafıır, daß fie dag, was 
ie durc den Staat verloren bitten, auch von Dem 
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Staate wieder erhielten. Es ſey ferner. nicht. zu. Abers 
fehen, daß dieſe Bewilligung nur. fehr vortheilhaft und 
zur Nacheiferung aufmunternd auf das Heffifiye Militär, 
dem der Staat offenbar feine größere. Stärfe und Auss 
dehnung zu danken habe, wirke, und es ſcheine daher 
der Antrag des Ausſchuſſes: den Vorſchlag der Regie— 
rung anzunehmen, hinlaͤnglich motivirt zu ſeyn. 
Es beginnt darauf ſofort die Berathung üuͤber dieſen 
en führt zu folgenden Bemerfungen. 
| uſſert a ——— 
der Herr Baron v. Mappes: Er ſtimme für 
den Antrag des Ausſchuſſes. Sollte dieſer won der Kam— 
mer ——— werden, ſo halte er es auch fuͤr gerecht 
und billig, die, in der Provinz Rheinheſſen wohnenden, 
wenigen Legionaͤre, die ſich in dem ehemaligen franzoͤ⸗ 
ſiſchen Dienfte dieſen Orden verdient und als Folge der 
eingetretenen: politifchen Cataſtrophe die, Damit verbun 
ben gemwefene, Penſton verloren hätten, mit den übrigen 
Legionaͤren ganz gleich zu behandeln. Fuͤr fie ſpreche 
derjelbe Grund, und fie würden, wenn ber Staat ihres 
Arms wieder bebürfe, eben. fo tapfer. für Heſſen, als 
ebemals für Sraufreich, fechten. , 
De8 Herrn Grafen v. Solms-Roͤdelheim 
Erlaubt: Es ſey indeffen möglich, daß ſich diefe den 
Orden gerade im Kampfe gegen Hefjen verdient haben. 
fönnten, und man werde in dieſem Falle dem ehemaligen 
Feinde bed Vaterlandes eine Belohnung bewilligen, was 
er burchaus für unpaffend halte. | 
. Der Herr Baron vu. Mappes: Es ſey dad 
allerdings möglich, aber es feheine nicht darauf anzukom⸗ 
men, weil’ fie doch das, burd ihre Tapferkeit, Verdiente 
gleich den übrigen Heſſen durch das veränderte politiſche 
Syſtem ded Staates verloren und daher auch eine gleiche 
Behandlung anzufprechen hätten. = ? 
Des Prinzen Emil vdn Heffen Hoheit: Er 
könne ed. nur fchmerzlich empfinden, daß die zweyte Kam⸗ 
mer bie vorgefhlagene Vermwilligung verweigert habe. 
. Er fey oft Augenzeuge gewefen von den unzähligen Be— 
fhwerden, Gefahren und der Tapferkeit, die der heſſiſche 
Splbat mit beyfpiellofer Liebe und Hingebung uͤberſtan— 
. ben und bewährt habe. Die Berweigerung fönne nur . 
fehr nachtheifig auf den Geift des Militärs wirfen. Es 
ſey unrichtig, wenn in der zweyten Kammer behauptet 
werde, daß Baiern, Würtemberg und Baden diefe Pen— 
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ſionen nicht bewilligt hätten. Bloß das fey wahr, daß 
dieſe Bewilligung. nicht von ben Ständen ausgegangen 
jey. Die Staatsregierungen- hätten nämlich ſchon früher 
diefer Anforderung ber Billigfeit und des Rechts Genüge 
eleiftet. Daß biejed in Heflen nicht ſchon auch geſchehen 
ag babe den. jehr achtbaren Grund für fi, daß der 
Großherzog geglaubt habe, diefe Verwilligung würde ein 
Mißtrauen gegen die Stände, deren Einführung er bes 
reits beichloffen gehabt habe, verrathen. —— 
Die Bemerkung einiger Mitglieder der zweyten Kam⸗ 
mer: daß bie heſſiſchen Soldaten fich Ye rden in 
Dienfte für den frangöfiihen Kaiſer verbient hätten, (eu 
wicht zichtig ; fie hätten für ihr Vaterland gekämpft und 
zu beffen Ruhm und Wachsthum ſehr wefentlich heyge⸗ 
tragen. Der Soldat dürfe ſich übrigens über die Sache, 
für die er kämpfe, Fein Urtheil anmaßen. Er habe nur 
zu gehorchen und feine Tapferkeit ſey unter allen politis 
ſchen Verhältniffen und Spfiemen immer gleich verdienits 
lid. Dadurch rechtfertige fih dann auch zugleich der 
sufäßliche Antrag bed Herrn Baron v. Mappes, indem 
auch. ben, von ihm erwähnten ehemaligen franzöftichen, 
Soldaten. der Orden nur zur Anerkennung bewährter 
Zapferfeit gegeben worben und die bamit . verbundene, 
Penſion aus. denfelben yolitifchen. Urfachen für fie verlos 
ren gegangen fey. Auch trete für fie noch ber ‚befpmlere 
Grund ein, daß in der Provinz Rheinheſſen noch), einige, 
zur Dotation des Ordens gehörende Güter, gelegen jenen 
welche jegt zum Großherzogl. Domanialvermögen gehörten, 
„Der Herr Präfident: Er halte zwar die Bes, 
willigung der Penfionen gleichfalls für billig, allein; er 
erfenne es zugleich für hart, alle diejenigen, ‚welche in 
ben Jahren 1814 u. 1815. in dem, gegen Frankreich 
geführten, Kriege verftümmelt oder dienſtuntauglich ges 
worden fegen, ohne, eine gleiche Belohnung zu laſſen. 
Wolle man für jene die Penfionen, verwilligen, fo müfle 
einer gleihe Verwilligung für :diefe Statt finden; das 
verlange Recht und Billigkeit. | en 
Daß das heffifche Militär für die Vergrößerung bed 
heflifchen Staatd gewirkt habe, fey nicht zu leugnen; 
allein es fey auch wahr, daß das Land durch die unzäb: 
ligen Koften des Kriegs das an innerer Kraft verloren 
babe, was e8 an Aufferem Umfauge gewonnen babe. 
Des Herrn Grafen von Erbach-Fürſtenau 
Erlaubt: Er theile ganz die Anfichten, die der Herr 


Präfident jo eben ausaglproen habe. Es würde eine 
nicht zu rechtfertigende Ungleich heit daraus hervörgehen, 
wenn man'die' Tapfern welche in den Jahren 1814". 
415 gegen Frankreich gefochten, denjenigen, melde 
früher mit Frankreich. 'gefochten hätten,’ nicht gleich 
behandeln wollte. aa —— —55 
Bey Angelegenheiten dieſer Art dürfe man uͤber— 
haupt nicht. immer die finanzielle Ruͤckſicht entfcheiden Taf; 
ſen, fondern muͤſſe dabey vielmehr von einen höheren 
Io, gehe ausgehen. BLEI 
Der Herr Kanzler Dr. Arend: Der Unter 
ſchied, weldjen der Herr Graf von Solms wiſchen den⸗ 
jenigen, die ſich den Orden der Ehrenfegioit in dem 
franzöfifhen Dienfte und auſſer demfelben verdient hät 
ten, fcheine ihm nicht ungegründet zu feyn Den Grund, 
warum der Ausſchuß auf die Bewilligung der werlornen 
Penſionen antrage, feße der Ausſchuß mit Recht in- das 
veränderte politiſche Syſtem des Staats. Diefer Grund 
paffe auf diejenigen Rheinheſſen, welche friiher in ftan⸗ 
zoͤſiſchen Dienften geſtanden Hätten, nicht; denn dieſe 
hätten. in franzoͤſiſchen Dienften. bleiben und fiy‘fo den 
Fortgenuß ihrer Penſtonen erbalten koͤnnen. Der Verluſt 
derfelben ſey alfo blog aus ihrem freien Willen hervor⸗ 
gegangen. "Das Nämliche laſſe ſich Aber von den Heſſen, 
welche nach dem verähderten politifchen Syſteme gegen 
Frankreich "hätten dienen müffen, nicht behaupten. 
"Der Herr Baron v. Mapyes: Dieſe Anſicht 
ſcheine doch sicht ganz’ richtig. zu ſeyn⸗ Frankbreich babe 
namlich fuͤr die‘ Bewohner der abgetretenen Provinzen, 
unter Anfegüng eines Termins, eine Aufforderung, in den 
Milttärdient zuruͤckzutreten, erlaſſen. Diejchigen, welche 
dieſer Aufforderung nicht entſprochen, haͤtten dadurch eben 
eine Anhaͤnglichkeit an ihr neues Vaterland bewährt, die 
man nicht nberuͤckſichtigt Hafen dürfe. En 
Der Herr Kanzler Dr Arens :. Gerade ans 
dieſer Aufforderung ' gehe: hervor: daß ſich der Verluft 
ihrer Pertfioneh auf ihren freien Willen: gründe amd daß 
fie eben darum mit ben uͤbrigen nicht gleichgehalten wer 
den Bilden. 7.3 2, 
"Dad Ppraͤſidium erklaͤrt· hierauf die” Discafion für 
geſchloſſen und ftellt "folgende Fragen: ö ' 
1) Tritt die Kammer, nach dem Vorſchlage ihres Aus: 
\chuffes, dem Antrage der Staatsregierung bey, die 
Haͤlfte der Hofpenfionen zu etwa Fünftig nothwen— 
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dig werbenben Hofpenflonen verwenden und mit ber 
Eroillifte verrechnen zu Taffen? ball 
Diefe Frage wird einſtimmig begabt. — 
"% ) Will die Kammer befchließen, daß von ben, in’ hei 
Auslande verzehrt werdenden, Penſionen bloß” in 
der Regel ein Viertheil abgezogen werde?" 

Auch diefe Wrage wird einftimmig bejaht, 

3.) Nimmt die Kammer die -Propofition der Staatsre 
gierung an, den heſſiſchen Soldaten, welche ſich 
den Orden der Ehrenle egion verdient haben, die 
mit dieſem Orden verknuͤpften Penſionen aus den, 
der Staatscaſſe ee heimfallenden „ ‚Penfi onen 
auszahlen zu laſſen? Ä 

Die fämmtlichen Mitglieder beantworten dieſe Frage 

mit Ja. 

4) Su baffelbe auch für diejenigen Staatsbürger gel 
ten, welche ich dieſen Orden in dem ehemaligen 
franzöftfeben SKriegsdienfte erworben haben? : 

Dieſe Frage wird von 10 Stimmen gegen 5 bejaht; 

5) Iſt die Kammer der Meinung: daß diefelbe Hohl: 
that auch denjenigen Heffen zu Theil werde, welche 
in den’ Sahren 1814 u. 18015 in dem, gegen Frank: 
reich geführten, Kriege verſtuͤmmelt oder dienſtun⸗ 
tauglich geworden find? | 

Diefe Frage wird einſtimmig bejaht. , 

6.) Tritt die Kammer in allen übrigen Punkten den 

Becſchluͤſſen bey, welde von der zweyten Kammer 

über die Propoſi tionen der Staatsregierung gefaßt 
worden find? 

Auch auf dieſe Frage erfolgt eine einſtimmige bein 

hende Antwort. 

'B.) Bon dem Herrn wirklichen Geheimen. 
rath reih. v. Wieſenhuͤtten muͤndlicher Vortrag; 
im Namen des erſten Ausſchuſſes, uͤber den Anttag der 
Abg. Merkel und Blaͤß: Die Raturalbefotdihg 
ber Großherzoglichen Staatsdiener betr. 

Er bemerkt: Die zweyte Kammer, von dem Gefichte- 
punkte, daß bereits’ begründete Rechte aufrecht zu erhal⸗ 
ten feyen, ausgehend, habe der Motion auf gaͤnzliche 
Miederheritellung der ehemaligen Naturalbefoldungen 
nur im fo weit Folge gegeben: „daß die Stantsregies 
rung. erfucht- werden folle, die Staatsdiener nicht weiter 
zur Ummandlung der Naturalbefoldungen aufznfordern, 
auch ſolche Umwandlungen nicht weiter zu geſtatten und 
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bey Anftellung von Staatedienern denſelben Raturalbes 
foldungen zu geben, oder body dicſe in dem jährlichen 
laufenden Preiien vergüten zu laſſen.“ Der Ausihui 
finde diefen Beſchluß ſehr jahgemaß und trage daher 
darauf an, das die Kammer demſelben beptreten möge. 
Das Prafivium ftellt den Gegenitand zur Discujjion ; 
als aber darauf nichts weiter bemerft wird, jo legt es 
bie Frage vor: 
Tritt die Kammer dem Beſchluſſe der zweyten Kammer 


bey? 
Diefe Frage wird einfiimmig bejaht. 
IV. Der Herr Kanzler Dr. Arend madıt bar 
auf aufmerfiam, dag in Beziehung auf das Staatd 
fhuldentilgungsgeieg, obgleich die zweyte Kam 
mer binfihtlich des, die Wahl des Directers ıc. betreffen; 
den, Punftes dem Antrage der eriten Kammer nachgegeben 
babe, noch immer einige Berjchiedenbeiren zwiſchen den 
Anſichten der beyden Kammern erijtirten. Der Ausfhus 
babe darauf angetragen, dieſe Differenzpunfte der Ent 
fheidung der Staatsregierung anheimzujtellen. 
Das Praͤſidium fordert hierüber jofert zur Bera— 
thung auf und ftellt, weil dieje Aufforderung feine Be 
merfungen zur Folge bat, die Frage: 
Wil die Kammer diejenigen Punkte, über welde du 
beyden Kammern ſich bis jegt noch nicht haben vereint 
gen fönnen, der Entſcheidung der Staaisregterung In 
der Art anbeimftellen, daß ed von ihrer Geſtimmung 
abhängen jolle, welche von den verſchiedenen Anjichten 
in das Gejes aufgenommen werde? 

Diefe Frage wird einſtimmig bejabt. 
V. Es werden mehrere Erlaffe zur Genebmtgung 

vorgelegt. Sie beziehen. ji) 

1.) auf die, dem Kanzliiten Hübner, dem Kammer 
bewahrer Yucas, dem Kanzlendiener Seiler und dm 
Portier Hiepe bewilligte Vergütung ; 

2.) auf das Staatsichuldentilgungsgeieg ; 

3.) auf die, das Penfionsweien betreffenden, Ans 
träge der Croäberzoglidyen Staatsregierung ; 

4.) anf die Motion der Abg. Merfel und Bläß: di 
Katuraibejolduugen ber Staarsdiener betr.; 

3.) auf die, in Antrag gebrachte, Aufbebuug dei 
Wahigejeges vom 3. Auguſt 18%. 

VI. Zum Schluſſe macht das Praͤſidium die Kam 
mer niit dem Juhalte eines, fo eben eingefommenen, die 
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Gemeindeordnung betreffenden, Erlaffes der zwey— 
ten Kammer befannt, worin diefelbe der erften Kammer 
anzeigt, daß fie ihrem Borfchlage: in den größeren Städs 
ten mehr als 3 Individuen zum Bürgermeifter vorzufchlas 

en, nicht beygetreten, auch diefen Vorſchlag nicht einmal 
n der Art angenommen babe, daß es der Gtaatsregies 
rung überlaffen werden moöge, — den verſchiedenen 
Anſichten der Kammern zu waͤhlen. 

Das Praͤſidium bemerkt hieruͤber, daß man ſich, we⸗ 
gen des nahen Schluſſes des Landtags hierbey werde bes 
ruhigen müfjen. 

Die Kammer. erflärt fi) hiermit einverfianden, wor⸗ 
auf die Sigung aufgehoben wird. | 


| Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden, 


—V 





Neunzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. | 
—Darmſtadt am Sten Juny 1821 
. yurrvammananderv 


. Unter dem Vorſitze des Herrn zwepten 
Präfidenten. 








I. Das Protokoll der vorigen Sigung wird vorge 
lejen und genehmigt. | | 
Il. Das Präfidium zeigt der Kammer an: 

1.) die zweyte Kammer habe der erften in einem 
Erlaffe angezeigt, daß ‚fie den Herrn Abg. Knapp zur 
Mitaufficht uber das gemeinfchaftlihe Archiv gemählt 
habe. Die erfte Kammer werde fich deßfalls darüber 
erklären müffen: ob fie diefer Wahl beyftimme oder nicht? 

Es wird fofort zur Wahl gefchritten und der Herr 
Abg. Knapp gleichfalld einftimmig gewählt. 

2.) Ein Allerhoͤchſtes Reſcript mache der Kammer 
befanut, daß der Schluß des Landtags auf den Sten dies 
fe8 Monats des Mittags um 12 Uhr feftgefeßt worden 
ſey. Daſſelbe werde bloß adacta zu rögijtriren feyn. 

III. Der Herr Präfident gibt in einer Schlußrede 
der Kammer eine Furze Ueberficht über die gebeihlichen 
Refultate diefes Landtags, indem er zugleich der Kammer 
für das Vertrauen, wovon fie ihm fo viele Beweiſe ges 
geben habe, feinen Dank erftattet. 

Des Groß: und Erbprinzen von Heffen Hoheit drüdt 
hierauf dem Herrn Präfidenten gleichfalls für den Eifer, 
womit er den Gejchäften der Kammer vorgeftanden und 
diefelbe geleitet habe, im Namen der Kammer die Ges 
fühle aufrichtiger Anerkennung und Dankbarkeit aus, 
worauf die Sitzung gefchloffen wird. 

Borgelefen und genehmigt. 

Beglaubigt: 
Riedeſel. Dr. Arens. v. Wreden. 


XV 


Beylagen 


Verkh. d. erſt. Kammer, Beyl. Heft IV. 1— 


Ar 


«  Digitized by Google 





CXIV. 


Vortrag ded zweyten Ausfchuffes: der erften Kam: 
mer, den Gefegentwurf über den Gifthandel 
betreffend; erftattet von dem Herrn Gehei— 
men Staatsrach von Wreven. 


- 


Sm Sahr 1807 wurde die Staateregierung auf die 
Nechrpeile aufmerkfam gemacht, welde aus dem freien 
Verkauf der Gifte für Gefundheit und Leben der Mens 
ſchen entftehen Fönnen, 

Diefe Anzeige hatte das, unterm 3ten Novbr. 1808 
erlaffene, Gejeg zur Folge, durch welches , nebft andern 
minder wejentlichen Bejtimmungen, feftgefegt wurde: 

daß der Handel mir allen Gattungen von Gift nur 
einzelnen, mit Gonfumtiondartifeln nicht handelnden, 
Perjonen anvertraut werden, jedem andern aber durchs 
aus verboten ſeyn ſollte. 

Diefe Verordnung entfprach indeffen der Abficht des 
Geſetzgebers nicht. In der Provinz Starfenburg befchmer: 
ten fich feit deren Entſtehen die Specereihaͤndler, wels 
chen ein Theil ihres bisherigen Erwerbs dadurch entz0r 
gen wurde, gegen diefelbe, und in der Provinz Heſſen 
fam fie felbft in der Hauptftadt der Provinz nie in Aus— 
übung. Es würde unndthig ſeyn, und und von unferm 
Zwede abführen, wenn wir die Gründe unterfucdhen woll⸗ 
ten, welche der Ausführung diefed Geſetzes entgegen wirk⸗ 
ten. Uns genüget es an der Thatſache, daß es in dem - 
größeren Theile des Landes nicht in Ausführung gekom— 
men ift; daß es, bey der Nachbarfchaft des handelnven 
Kranffurt leihyt umgangen werden fonnte, und daß, um 
alles furz ——— — die Erfahrung dagegen 
entjchieden bat. | 

Durch diefen Grund fand fih die Staatsregierung 
bewogen, ben Entwurf eines zu erlaffenden neuen Ge, 
feed den Ständen zur Einwilligung vorzulegen, welches, 
indem e8 die Freiheit des Handels, ſoviel wie möglich, 
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wiederherſtellt, zugleich bie fchädlichen Folgen entfernt, 
welche ein, durch fein Geſetz gezügelter, Gifihandel für 
Leben und Gefundheit der Menſchen hat. Sie hat hie 
bey die, in der Provinz Rheinheſſen bisher befiandenen 
und bis jest noch beftehenden gejetzlichen , Beftimmungen 
zum Grunde gelegt, und fonnte dieß, um fo unbedenklis 
cher thun, ale nebſt wielen innern Dafür jprechenden Grün 
den, auch die Erfahrung von michrereu Jahren ihnen das 
Wort redet. AR: 

Ich werde nun den Entwurf des neueren Gefekes zu 
verlefen die Ehre haben. | 

In dem erſten $ gibt das Gefeg den Handel mit 
giftigen Subftanzen den Apothelern und Specereyhaͤnd⸗ 
lern wieder zurüf, und fohreidt in dem zweyten und ben 
folgenden SS die, bey deren Aufbewahrung und Difpen 
ſation erfoderlichen, Borfihtsmaaßregeln vor. 

Es drängt fich hier die, auch von dem Referenten 
bes Ausfcjuffes der zweyten Kammer gemachte, Frage auf: 
was ift Gift? was kann und muß unter dieje allgemeine, 
nicht ganz beitinmite, Benennung jubfumirt werden? Die 
fer, in der Theorie allerdings gegründete, Anfland ver 
liert indeffen vieles von feiner Wichtigfeit, fobald mal 
die Sache praktiſch betrachtet. Fuüͤr alle die giftigen 
Subftangen, welche ſich mur in Apotheken und für Hell 
zwecke vorrätbig finden, bedarf es feiner Enumeratton, 
invem der Pharmaceut fie fennen muß, und nicht anders, 
als auf Borfchrift des Arztes, abgeben darf. Es dan— 
beit fi Demnach nur von den, zu technifchen Zwecken 
erfoderlichen,, Giften, und für diefe find, nach dent com: 
petenten Urtheile des Herrn Neferenten der zweyten Kan 
mer die, in den folgenden $. $. vorfommenden, Beſtim⸗ 
mungen genügend, ae F 

Richtig ſcheint mir auch die Bemerkung, die derſelbe 
gegen die, in dem $. 2 enthaltene, Beſtimmung macht: 
„daß allein der Apotheker und Specereihaͤndler den 
Schluͤſſel des Giftſchrankes bey ſich haben ſolle.“ 

Zweckmaͤßig und‘ wuͤnſchenswerth iſt dieſe Anord- 
nung allerdings, und iſt daher ſchon in — Geſetz 
aufgenommen worden; aber ſie iſt in der Anwendung 
nicht immer ausfuͤhrbar, und eignet. ſich deßwegen nicht 
zu einer gefeglichen. Vorfhrift; weil im Falle der Abwes 
ſenheit, der Krankheit oder ſonſtiger rechtlicher Verhin⸗ 
derungsfälle eine andere‘ zuverlaͤßige Perſon, wenn. nicht 
der Handel ſtille ftehen fol, fubftitkire werden muß. Es 
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Bärfte daher. ber ‚von: mehrgedachteın „Herrn. Referenten 
im: .. gebrachte, aus -demn.ößerveichifchen,. —* 
entlehnie,, uſatz noch beyzufuͤgen ſeyn: a ın 

| — in Abweſen heit des Apothelers nd Sperereibänd« 

war. der Propifor oder der aͤlteſte zuverlaͤſſige 
+ fe, jedoch unter bleibender eigner firenger ‚Ders 
a — Prkualpaken Den ‚Spläflel: führen 
Eben fo bemerft- beendet Referent ber awepten ı Kane 
mer bey dem F. 3. des Entwurfes, daß ‚dieyvin demſelben 
unbedingt verbotene ‚: ‚Abgabe des Giftes an. ‚Dieufiboten 
oder überhaupt: amandere: Perfonem, als den Empfaͤnger 
ſedſt, in praxi nicht wohl durchzuſuͤhren ſey. Der Ems 
pfaͤnger kann weit entfernt: oder durch Kraufgeit ‚an. das 

Bett geſeſſelt ſeyn. In; diefem- Falle waͤre e8 hart, wenn. 
er. fich nicht dritter, sicherer. und ‚zunerläßiger , Perſonen 
bedienen duͤrfte. Die, von dem oft:-ermwähnten Herrn 
Referenten in Borfchlag gebrachte, abgeaͤnderte Faſſung 
dieſer Stelle , die ich zu werlefen die, Ebre haben werde; 
hebt indeſſen dieſe Schwierigkeit auf eine leichte einfache, 
* übrigen Debunmyng de⸗ Geſebes barmoniren⸗ 

eiſe. 

.. Der: ‚Schluß diefes S. P Derbängt, ‚Strafen.gegen die 
dem Geſetze entgegen bandelnden, Verkäufer. giftiger Sub⸗ 
ſtanzen. Dieſe wuͤnſcht der Herr ‚Referent. der, zweyten 
Kammer aucd gegen die (SiftFaufer „ welche. das. erhaltene 
Gift zu einem anderen, als dem angegebenen, Zwecke 
verwenden, oder an. andere Perſonen uͤberlaſſen — an⸗ 
gewendet zu feben. Diejer Wunfch kann mohl nur ber. 
Abſſcht des Gefeßgebers entfprechen ; indem fich Fein Grund 
denken läßt, warum die Uebertreiung des Geſetzes bey 
dem einen, und nicht eben fo bey dem andern , geftraft 
werben folle: 

Die, in dem 6. 4 von dem Augfchuffe ber zweyten 
Kammer in Antrag gebrachte , Eleine Aenterung iſt bloß 
‚ notbwendige Folge deffen, was in dem $. 3 wegen Leber» 

laffung des Giftes an dritte, von dem Empfänger Das 
zu bevofmächtigte, Perfonen bemerft worden if. 

Dey dem 5ten $. erfennt der Ausſchuß der zweyten 
Kammer den Nugen und die Norhwendigfeit, unerwartet 
von Zeit zu Zeit vorzunehmender, Viſitationen der Apo— 
thefen und Specereiläden an; bemerkt aber babey, daß 
bey den leßteren die Viſitation den Polireibehoͤrden 
nicht allein, ſondern nur mit Zuziehung der ERIDBe übers 
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laſſen werben dürfe. Ich glaube um fo. mehr, daß dieſe 
Beſtimmung in der Abficht des hoͤchſten Geſetzgebers liege; 
ald den Poligeibehörden die, zu einem Gefchäfte biefer 
Art erforderlichen , technifchen Kenntniffe ermangeln dürfs 
ten. Indeſſen wird eine ausdrüdliche Beſtimmung immer⸗ 
bin von Nugen ſeyn. | — 
Die $$. 6 bie 10 unterliegen lediglich dem Urtheile 
der Aerzte. Sch werde mich daher darauf befchränfen, 
die, von dem Herren Referenten bey der zweyten Kammer 
gemachten, Bemerkungen bier zu verlefen. | 
Am Schluffe feines Vortrags wirft der Ausſchuß der 
zweyten Rammer die Frage auf: ob nicht auch der Anfauf 
giftiger Subflanzen aus anderen Staaten dem Er 
zelnen zu verbieten fey? Zu wünfchen wäre es allerdings, 
indem jede, die polizeiliche Aufficht auf den Handel mit 
Giftwaaren bezwecende, Verordnung fp lange umgangen 
werden kann, fo lange ber Ankauf derſelben im Auslande 
frei bleibt; allein die geograpbifche Tage unferes Landes, 
die Nachbarfchaft einer bedeutenden: Handelsftadt, und bie 
Schwierigfeit einer Controle machen jede Berfügung dieſer 
Art unaudführbar. "Das — von dem Gefagten iſt, 
daß der vorgelegte Geſetzesentwurf die Freiheit des Han 
dels, infofern es unbefchabet des Lebens und ber Geſund⸗ 
beit der Menfchen geſchehen konnte, erhält und wiederher⸗ 
ſtellt, und daß es jeden Nachtheile, der aus diefer Frei⸗ 
beit entiteben könnte, durch weife, forgfältig gewaͤhlte und 
genan beftimmte Maaßregeln vorbeugtz daß er mithin nur 
als hoͤchſt wohlchätig betrachtet werden: koͤnne. Der biefs 
feitige Ausſchuß trist demnach dem Befchluffe der aroggten 
Kammer dahin bey: - | 
baß der Gefegedentwurf angenommen, und es ber 
Staatöregierung anheimgegeben werde, von den Zu 
fägen und Abänderungen, auf welche in dem Berichte 
bed zweyten Ausſchuſſes befagter Kammer. und bey 
deren Beratbung angetragen worden, biejenigen in 
das Geſetz aufzunehmen, welche fie zur Aufnahme in 
daffelbe geeignet finden werde. 


mV 
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CXV. 


Vortrag des zweyten Ausfchuffes ver erften Kam⸗ 
meer über den Antrag des Abgeordneten Herrn 
Merkel, die Unterfagung der Leihen berrrfchafts 
licher Güter auf Manns und Frauleben betrefs 
fend; erftattet von dem Herrn Geheimen Staats⸗ 
rath von Wrepden. * 


Der Abgeordnete Herr Merkel dat einen, Antrag auf 
die Unterfagung: ber fogenannten Briefleihen gemacht; uns 
ter welchem Namen folche herrſchaftlichen Guter verſtanden 
werden, bie in. 10 bis 16 Morgen abgetheilt, gegen eine 
Antrittskauf⸗Summe und einen beftiimmten jährlichen Pacht 
auf die Lebenszeit ded Käufers und feiner Ebefrau abge 
geben werben, . nady beyber Ableben aber der Herrſchaft 
zur freien Verfügung wieder anheim fallen. a4 

Die zweyte Kammer, nach angebörtem Berichte ihres 
zweyten Audfchufles, trat dieſem Antrage im wefentlichen bey. 
Ich werde fowohl den Antrag felbft, als auch den Bericht 
bes Ausfchuffes, und den Befchluß der zweyten Kammer 
zu verlefen, bie Ehre haben. Der Berfafler des Antrags 
trägt, wie wir eben gefehen haben, auf ein Geſetz an, 
durch: welches. dergleichen Leihen verboten werben ſollen, 
und in eben dem Sinne bracht fich auch der Ausſchuß aus, 
wenn er darauf anträgt, bie Staatdregierung zu erfuchen, 
Diefe Art der Berleihung als nachtheilig für das Wohl 
der Unterthanen für die Zufunft aufzubeben. Auch er fcheint, 
fo wie der Urheber des Antrags, ein verbietendes Geſetz 
gu beabfichtigen. Diefe Maaßregel dürfte imbeflen, ba 
niemand ale der Fiscus felbft.. im: Falle ift, Briefleihen 
dieſer Art zw ertheilen, mit Recht ale unpaflend angefe 
werden. Es ift daher auch die zweyte Kammer in dieje 
Anſicht nit eingegangen, fondern bat fid) darauf, bes 
ſchraͤnkt, den Beſchluß zu faffen: daß die Staateregierung 
zu erfuchen fey, feine Leihen der Art mehr zu ertbeis 
len. Indeſſen geftehe ih, daß auch in diefem Erfuchen 
manches Harte liegt. 

Es gehört mit unter den Begriff bürgerlicher Freiheit, 
daß jedermann fein Eigenthbum, fo wie es feinem Borrheile 
am befien entfpricht, benuge. Warum follte dieſes Recht, 
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das jeber mit fo viel Wärme für ſich anfpridt, gerade 
dem Fiscus nicht eingeräumt werden wollen? Ihm dürfte 
ed um fo mehr überlaflen bleiben, die Art und Weiſe der 
Benugung der Domänen zu beftimmen, als ihm auf der 
einen Seite ein cömpetentes Urtheil, welche Benutzungs⸗ 
art in einen conucreten Fall die vortheilhaftere ſey — und 
auf der anderen Seite auch wohl der Wille zuzutrauen 
— Vortheil nicht mit ben Schaden anderer zu er, 
ufen. 
Laſſen ſich gleichwohl mehrere, aus ſolchen Tebend 
laͤnglichen Verleihungen in einzelnen Faͤllen entſtandenen nach⸗ 
therligen Folgen für die Unterthanen angeben; ſo exiſtiren 
doch wohl auch andere Faͤlle, wo folder nicht vorhanden 
find, Sie liegen mehr in zufälligen Umſtaͤnden z. B. in 
längerer oder Fürzgerer Lebensdauer, als in der Natur des 
Vertrages ſelbſt. Uebrigens wuͤrde man fehr irren, went 
man annähme, daß diefe Art won Leibgedingen in bem 
Großherzogthume fehr haufig fey. Ste war vormals viel 
feiht in dem einzigen: Falle gewöhnlich, wenn größere 
5 aftlihe Güter in’mehrere Stämme getheilt - waren, 
n diefem Falle war eine ſolche Verleihnngsart nicht nur 
die vortheilhaftefte, fondern fie. ficherte mehr als jede am 
dere den Heimfall und die Integrität bed Gutes. In neit 
ren Zeiten machte man fehr fparfamen Gebrauch davon, 
und in den neueften Zeiten, in welchen die Veraͤuſſerung 
eines bedeutenden Theiles der Domänen befchloffen ift, wird 
war gewiß dem Berkanfe ſolcher Leibfäligen Stämme vor 
diefen Leibgedingen den Vorzug geben. u 
Wenn man es daher nicht für ſchicklicher halten follte, 
'wie der biefjeitige Ausfchuß der ungetheilten Ram rn 
dieſem Antrage feine Folge zu geben, indem er ohne Not) 
und ohne dringende Veranlaffung in die innere Verwaltung 
des Staakshaushaltes eingreift und Marimen befämpft, 
‚die nicht haͤufig mehr befolget werden; fo dürfte ſich mes 
nigſtens darauf zu befchränfen ſeyn, die Staatsregierung 
nad dem Borgange der zweyten Kammer zu erfuchen, 
von biefer Verleihungsweiſe in Zukunft’ feinen weiteren 
‚Gebrauch zu machen. 
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CX\V 1. | 
Vortrag des dritten Ausfchuffes der erften Kammer 
über den, in Betreff ver Realſchule dahier gemadhs 
ten, Antrag des Abgeordneten Herrn Harz ers 
fiatter durch den Herrn Geheimen Staatsrath 

von Wrepden. Ä 


Der Abgeordnete Here Har trug bey ber zweyten 
ftändifchen Kanımer darauf an, bie Staatsregierung zu 
erfuchen: nach dem Bedürfniß und dem Wunſche aller eins 
fihtsvollen Einwohner Darmfiadts die, mehr zur Bildung 
von Banfünftlern projectirte, polytechniſche Schule aufzus 
heben, und dafuͤr eine Nealfchule zur Bewirkung zeitges 
mäßer Bildung der Kuchen ungeſaͤumt zu errichten, und 
die zweyte Kammer trat beffen Antrag bey. Ebe ich mid) 
indeſſen hierüber Auffere, balte ich es für Pflicht, vorder- 
famft über dasjenige, mas der Abgeordnete Herr Har 
feinem Antrage als hiftorifhe Einleitung. voramgefchickt 
bat, um fo mehr eim oder dag andere zu bemerfen, als 
die bierin Itegenden Irrthuͤmer Die richtige: Anſicht Dies 
ſes Gegenftandes verrüct zu haben fcheinen. — 

1.) Heißt es im Antrage: die Kaufſumme des, dem Real⸗ 
unterricht beſtimmten, Hauſes betrage beinabe 17,000 fl., 
welche die Haus eigenthuͤmer von Darmſtadt hätten 
bezahlen muͤſſen. Dieſer doppelte Irrthum iſt daher vors 
derſamſt zu berichtigen. Die Kaufſumme betrug zwar 
16,675 fl. Sr. Koͤnigl. Hoheit der Großherzog bewillig⸗ 
ten aber hierzu einen Beytrag von 6000 fl., und zur 
Tilgung bed Ueberrefied wurde in hicfiger Stabt-1_fr. 
auf den Gulden Steuercapital, nah dem vrdinären 
Steuerfuße, und zwar einfchließlicdh der Gewerbe und tem; 
porär Befreiten, auf fo lange audgefchlagen, bie ber, 
nad Abzug jener 6000 fl. noch ermangelnde, Reft erbracht 
feyn wuͤrde. | 

2.) Sagt ber Verfaſſer des Antrages: man ſey von 
dem Plane, den Herr Profefior Zimmermann vorgelegt 
babe , abgewichen. Auch dieß ift ein zweyfacher Irrthum 
Profeſſor Zimmermann war Mitglied ber, zur Errichtung‘ 
der Realſchule niedergefegten, Commiflion und nabm in 
diefer Eigenfchaft Antheil an ihren Berathungen und An- 
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trägen. Nie legte er aber einem befondern, von. jenen 
gemeinfamen Anträgen abweichenden, Plan vor, und bie 
jegt ift man von dieſem gemeinfamen Plane, an weldem 
Profeffor Zimmermann Antheil hat, in feinem wefentlichen 
Stuͤcke abgew chen. 

3.) Wird behauptet, man ſey, nachdem dieſer Plan daran 

egeben worden, auf die Idee verfallen, eine polytechniſche 

—2* zu errichten. Es waͤre ſehr zu wuͤnſchen, daß es 
dem Herrn Verfaſſer gefaͤllig geweſen waͤre, die Quelle 
zu nennen, aus der er dieſe Nachricht geſchoͤpft hat. Wer 
der die Acten, noch das, was bisher geſchehen ift, am wes 
nigften aber die fparfanı vorhandenen pecuniären Fonds 
der Realichule berechtigen zu diefer Vermuthnng. 

A.) Die Bebauptung, daß die biefigen Stadtjchulen 
ein mebreres nicht leiften, als die Dorfichulen zu Belr 
fungen und Prbeiligen, und unter allen umliegenden 
ſtaͤdtiſchen Schulen die fchlechteften fenen, würde ich, — 0b 
gleich ‚fie einen harten Vorwurf enthält, und wenig u 
geeignet ift, die Lehrer bey ihren ſchweren Berufsgeſchaͤf— 
ten zu ermuntern, — dennoch mit Stillfchweigen umge, 
ben, und es diefen uͤberlaſſen, fich zu vertheidigen ; nad» 
bem aber felbit der Referent bey der zweyten Kammer an 
biefe Behauptung die Folgerung anfnüpft, daß ed bey 
diefem Zuitande der Stadtſchulen nicht wohl thunlich ſeyn 
dürfte, die Realſchule denfelben anzureihen, fo muß id 
jener Behauptuag geradezu widerfprehen Sie leilten 
nicht nur das, was fie in dem, ihnen vorgezeichneren, Bir 
kungskreiſe leiiten jollen, fondern bie erfte hieſige Bürgers 
ſchule berei’et, mie es der Abgeordnete Herr Ludwig bey 
ben Beratbungen der zweyten Kammer fehr richtig bes 
merkt bat, jchon den Webergang zur Nealfchule vor, ins 
dem in derfelben mehrere, für eine Realfchule paffende, 
Unterrihtsgegenitände mit Erfolg gelehret werden. 

5.) Was von einer nicht" nörhigen Vermehrung ber 
Bauhandwerfer, und von Ummandlung der Realſchule in 
eine Baufchule gefagt wird, berubet auf offenbarer Um 
funde aller Rerhältniffe. Schon früher, als an eine Real 
ſchule gedacht wurde, beftand dahier eine, zwar nicht auf 
Vermehrung, wohl aber auf beffere Bildung und Vereds 
lung, der Bauhandwerker berechnete, von Sr Königl. 
Hoheit dem Großberzoge dem erbabenen Befchüger ber 
Runft errichtete Baufchule. Diefe haben Se. Koͤnigl. Ho 
beit vor wenigen Monaten mit der Realſchule vereis 
nigt, und fie bildet dermalen einen integrirenden Theil 
derſelben. Durch diefe Vereinigung gewann zwar bir 
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Realſchule an Umfang und an pecuniaͤrem Konbe, ihre 
—— Beſtimmung wurde aber andurch nicht ge⸗ 
ndert. | | 

6.) Die, in dem Antrage gemachte, Behauptung, 
baß man in der NRealfchule Chemifer, Naturbiftorifer und 
dergleichen zu bilden bezwede, ift durchaus irrig. 

Daß es Gewerbe gebe, welche chemifche und naturhiſto⸗ 
rifche Kenntniffe vorausfegen, ift wohl eine Wahrheit, die kei⸗ 
nes Beweiſes bedarf; daß mithin diefen fo viel aus dem 
Gebiete jener Wiffenichaften vorgetragen werben folle, als 
ihr künftiger Beruf erfordert, ift wohl fehr natürlich, und 
wird von dem Referenten des dritten Ausjchufles der: 
zweyten Kammer felbft anerkannt. Wie fönnte man auch 
wohl anders? oder man müßte mit gleichem Rechte jagen, 
man beswede ed, aus dem Tifchler einen Maler zu bilr. 
den, weil er einen Abriß der zu fertigenden Arbeiten zu: 
machen gelehrt wird. Man erfiebt bierans, daß alle fac⸗ 
tifchen Umftände, auf weldye diefer Antrag fich gründet, 
auf irrigen, zum Theile fehr entſtellten, Nachrichten be» 
ruhen. ine ca Geſchichtserzaͤhlung würde wohl zu 
anderen Refultaten geführt haben. | | 

88 fragt fi) num nach den allen, was bezwedt ber 
Berfafler des Antrags? 

Er will ftatt einer polytechnifchen Schufe eine Reals 
ſchule haben. Es wird daher vor allem zu unterfuchen 
ſeyn, welcher Unterſchied zwifchen beyden exiſtire. Lange 
gab es nebſt den Schulen für Studierende feine andere, 
als die niederen fogenannten. Trivialfchulen. Die Bils 
bung bes Bürgerftanded war beynah ganz überfehen. Re» 
fewig war der erfte, der auf diefen Mangel aufmerfiam 
machte, und ed überzeugend darthat, daß zwifchen Tri⸗ 
vialfchufen und Gymnaſien noch eine große Luͤcke auszu⸗ 
füllen fey; baß der, in den niederen Schulen ertheilte, Un⸗ 
terricht unzulänglich fey und. in eine zweckmaͤßige, auf die 
Beltimmung des Bürgers näher abzielende, Unterweifung 
übergehen müffe. Der Unterricht, der in den Zrivialfchits 
len ſich hauptſaͤchlich auf den Religionsunterricht, Leien, 
Schreiben, Rechnen und etwas Geſchichte und Gedgrapbie 
einfchräufte, warb nun auf diejenigen Kenntniffe und Wits 
jenfchaften ausgedehnt, deren Anwendung im bürger!is 
chen Leben nöthig ift. Diefe Anftalten werden nun Real» 
oder Bürgerfchulen genannt. 

Worin unterfcheiten fi nun diefe von den polytech» 
nifchen Anftalten? Wer fich diefen gricchiſchen Namen 
in's Deutfche überfegen will, wird leicht einfehen, daß ei— 
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aentlich unter beyden Fein wefentlicher Unterſchied vorhan⸗ 
den fey. Nur dem Sprachgebrauch nad werden für diefe 
weitere Gränzen gezogen. Nicht nur bie Werkſtaͤtte des 
Handwerfers, fondern auch jene bed Kiünftlers, "gehört in 
ihr Gebiet. Streng laſſen ſich mithin die Grenzen. von 
beyden nicht ziehen. Das mehr oder weniger, was in. eis 
ner ſolchen Anſtalt gelehrt wird, hängt won der Größe 
und dem Bebürfniß der Stadt, mo biefelbe befteht, .von 
pecuniären Fonds und andern Nebenumftänden'ab;: : Man 
lefe die Dlane der Real⸗ und polytechnifchen Schulen‘ zu 
Wien, Würzburg und anderen Orten, und man wird. fid) 
überzeugen, baß die Grenzen, welche fie ſich vorgefteckt 
haben, jehr verikhieden ſudio Soll mithin⸗dem vorliegen⸗ 
den Antrage ein richtiger. Sinn untergelegt werden, fo iſt 
ed wohl fein anderer als. diefer: Man folle: der, zu er⸗ 
richtenden, Schule vor der Hand feinen allzugroßen. Umfang 
geben, und mit Hintanfesung alles mindernöthigen» bloß 
auf das eigentliche Beduͤrfniß Nücdficht nehmen. . r 

Die mweitere Frage ift nun: ob diefer Antrag etwa 
Neues enthalte, oder ob er nicht vielmehr etwas bezwecke, 
was fchon längft exiftirt? Hierauf kann ich mit völliger 
Ueberzeugung antworten, daß in dem Antrage nichtg Liege, 
was nicht ſchon laͤngſt berüctichtiget if. * 

Schon in dem, an die Commiffarien erlaffenen, Ini⸗ 
tlativreferipte, welches benfelben den Kreis ihres Wirkens 
—— wird der Zweck der Realſchule deutlich be⸗ 
zeichnet. WR U 
So wie diejenigen, beißt ed in demfelben:, fo auf 
dem Wege ber clafjiichen Literatur zur wiffenfchaftlidhen 
Bildung gelangen wollen, den erhaltenen Unterricht in ben 
fogenannten gelehrten Schulen fortſetzen; eben fo fols 
len aud) diejenigen, fo fid; den Handwerken widmen, ben 
in ben Elementarfchulen erhaltenen Unterricht auf tech» 
niichen - Schulen fortfegen. Diefer Weifung folgte bie 
Commiffton genau. Weit entfernt, ſich in die höheren 
Sphaͤren zu verirren, hatte fie ftetd nur die Veredlung 
bes Bürgerftandes zum Augenmerf genommen. Syn dem 
Eingange bed, von ihr vorgelegtem, Plaus fpricht fie ſich 
über den Zweck ber Anftalt folgendermaßen aus? 

„Die Anftalt bezwedt im Allgemeinen nur bie Ver⸗ 
edlung der Gewerbe des technifchen und des Kunfifleißeg, 
Beförderung der Randescultur und Induſtrie, durch ers 
weiterte Kenntniffe, Benugung und Berarbeitung der Nas 
turerzeugniffe. Mehrere Ausbildung der mittleren Volks⸗ 
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claffen zum. vortheilhaften Betrieb ihrer mannigfaltigen 
Nahrungss und Erwerbszweige, und dadurch Erhöhung 
ihres Wohlftandes; insbefondere aber eine hinlängliche 
wiſſenſchaftliche und ypractiihe Worbereitung derjenigen 
Jugend, die ſich dem bürgerlichen Berufsleben widmen will.‘ 

Ganz: in demjelben Geile fpricht die, dem  Regies 
rungsblatt des vor. Jahres Nro. 44 eingerüdte, Miniſte⸗ 
rialanzeige vom 21. Auguft 1820. Gie ſpricht bloß von. 
Einrichtung einer KRealfchule, und der Bildung 
‚derjenigen Jünglinge, die fih bürgerlichen Gemwerben 
widmen. Unter den Lehrgegenftänden werden nicht Mas 
lerei, nicht Chemie, nicht höhere Mathematif, wie irrig 
angegeben ift, genannt, fondern nur folche, die dem ges 
bildeten Bürger zum Betrieb feine$ Gewerbes noıhwendig 
find. Es fey mir erlaubt, die Gegenflände des Unter⸗ 
richted bier namentlich anzuführen. . Sie find 

1.) Spradfenntniß, verbunden mit der Anleitung zur 
Fertigung der, im bürgerlichen Gefchäftsleben nöthigen, 
ſchriftlichen Auffüge, und dem Unterricht im Schön s 
und KRechtfchreiben. 

2.) Recenfunft und Uebung des Kopfrechneng ; fos 
dann Anweiſung zum Rechnungs» und Buchführen, wie 
auch zum Abfafjen von Materials und Verbienftrechnungen. 

3.) Geometrie und diejenigen Theile der Matbematik, 
welde und fo weit folde der Zweck der Anjtalt er» 
fordert. — | 
4.) Einige Lehren der Phyſik, Chemie und Naturges 
fchichte, welche bey ein oder anderem Gewerbe unentbehrs 
lich find; fodann Technologie und Gefhichte der vorzüge 
lihften technifchen Erfindungen. 

5) Allgemeine, befonders aber vaterländifche Erdbes 
fhreibung mir Rüdfiht auf die Landeserzengniffe, Lan⸗ 
aa Gewerbe, Fabrication, Manufacturen und 

ndel. | 
6) Baufunft oder, richtiger, Unterricht für die Baus 
bandwerfer und architectonifche Zeichnungslehre, welche 
in der bisherigen Banfchule gegeben wurden. 

7.) Mathematifche Zeichnungslehre, verbunden mit 
Merfpective. 

8.) Freies Handzeichnen von Verzierungen und Fi— 
guren, und 

9.) Modelliren. | 

Mer erfennt wohl hieran eine polytechnifche Schule? 
fehlt doch fogar noch manches unter den bergezählteri Ger 
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genftänden, was der einfichtsvolle Neferent des Ausfchuf, 
jed der zweyten Kammer als nöthiges Erforderniß einer 
Realſchule genannt bat! 

Nimmt man noch hinzu, daß an diefem Lnterrichte 
nicht nur diejenigen Sünglinge Theil nehmen koͤnnen, 
welche aus den Trivialjchulen austreten und fich bürger, 
lihem Gewerbe widmen. wollen, fonbern aud alle 
Handwerfsgefellen und Lehrlinge; daß mithin der Linter 
richt der Realſchule fih an jenen der Trivtalfchulen ans 
reihen, und diefer zu dem Ende diejenige Einrichfung er 
balten fol, durch welche eine ſolche Anreihung möglid 
gemacht, und der Zweck, daß beyde ein wohl berechneted 
Ganze ausmachen, erreicht wird; fo iſt ed doch mohl eis 
leuchtend, daß von feiner polytechnifchen Schule je Rede war, 
noch feyn fonnte, ſondern daß in dem wohlthätigen Plane 
des Großherzogs wohl nichts anders lag, ale die Errid» 
tung einer, für Darmſtadts Pedürfniffe berechneten, Bür: 
gerichule. Wollte man demnach den Großherzog bitten, 
eine Realſchule fiatt einer polytechniſchen — die nie in 
ver hoͤchſten, Far auegefprochenen,, Intention lag — zu 
errichten, fo würde es nicht anders gefcheben fönnen, ale 
wenn man den wohlthätigen Abfichten des Großherzoge 
andere nie gehabte umnterfegte, und, ausgehend aus dieſen 
irrigen Unterftelung, ihn um eine Wohlthat bäte,- die 
er längft fchon aus eigenem Antriebe feines Herzens fe 
nem Bolfe gewährt hat. IE 

Ich trage daher darauf an: die zweyte Kammer, die 
durch eine irrthuͤmliche Vorſtellung zu ihrem Beſchluſſt 
geführt wurde, von den factiſchen Verhaͤltniſſen in Kennt 
niß zu fegen, und den Beytritt zu ihrem Befchlufle zu 
verweigern; welches fie felbft, wenn ihr die wahren Ber: 
bältnifje befannt werden, nur wuͤnſchen fann und wird. 
Der Ausfhuß ift hiermit uͤbereinſtimmend. | | 
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CXVII. 

Vortrag des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer 

uͤber das Finanzgeſetz; erſtattet durch des 

Herrn Grafen zu Yfenburg: Büdingen 
Erlaudt. | 


Ehe von dem Kinanzgefeke, das heißt, von der Art 
und Weife, wie die Bedürfniffe des Eradtes. aufgebracht 
werden follen, die Rede feyn konnte, mußten. fänmtliche 
Staatsausgaben, fowohl unter dem &ejichispunfte ihrer 
Zuläffigfeit, als unter dem ihres Betrages, feſtgeſetzt feyn. 
Diefe Vorfragen bat die hohe Kammer durch ihre bisheri⸗ 
gen Abftinnmungen erledigt, nnd es har fich durch biefels 
ben ergeben, daß die Kammer bie Zuläffigfeit der, von 
der zwepten Kammer anerfannten, Ausgaben nirgends in 
Zweifel gezogen, wohl aber in verfchiedenen Punkten 
die, von diefer vermilligten, Mittel nicht für hinreichend 
erachtet, fondern die, von ber zweyten Kammer in dieſer 
Beziehung gefaften, Beſchluͤſſe ale Wuͤnſche berrachtet hat, 
welche fie ihrer Seits nicht theilt. Da indejjen feiner der 
Yunfte, in weldyen die beyden Kanımern über das Aus⸗ 
gabebudget verfchiedenartige Anfichten haben, der hoben 
Kammer wichtig genug erfchlen, um deßwegen die fammts 
lichen Befchläffe der zwepten Kammer über das Budget zu 
verwerfen; fo fann der Ausſchuß die Hauptfunme ber 
Staatsausgaben nach feiner andern Bajis, als nach eben 
jenen Beſchluͤſſen, fo ange wenigftene, anfchlagen, als fich 
die Kammern nicht durch Einwendungen von Eeiten ber 
es zu andern Beſchluͤſſen veranlaßt fehen 
olten. | 
$. 1. Es hat nun die Großherzoglihe Staatsregie⸗ 
rung, mit Inbegriff einiger Nachforderungen, ben ſaͤmmt⸗ 
lichen Staatsbedarf angeſchlagen auf 6,020,701 fl. 

Hierzu fommen an DVermwilligungeu der Kammer zur 
Verbefferung ber Volksſchulen, des Medicinalweſens und 
für die Handelefammer zu Mainz 24,902 fl., fo daß das 
Ganze beträgt 6,045,603 fl. Bon diefer Eumme geben, 
vermöge der, der hohen Kammer ſchon befannten, bier 
nicht n@ber zu erläuternden, Befchlüffe der zweyten Kam⸗ 
mer, 365,251 fl. ab, nämlid: Ä J 
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1.) Nachlaͤſſe (1. 3z).. 7 410,00 fi. 
2.) Bauweſen (l. 4.) . ——— 25,000 — 
3.) Reifefoiten, Diäten (I. 6.) 0,000 — 
4.) — — die Rheunjeifiahr 
5.) Schuldentilgun 8fonde CI.) . 83,000 — 
6.) Militär, * demjenigen, was 


durch den Ankauf der Fruͤchte und Four⸗ 
rage unter den etatsmaͤßigen Preiſen | 
erfpart wird, noch weiter CV.) . 111,899 — 


7) Auswärtige Verhältnife . - 6,18 — 


8) Provinzialregierungen . au 2356 — 
9.) Gymnaflen. | x 1,400 — 
10.) Landdragoner und Landſchaben 1,952 — 
11,) Medicinalwefen . ; 2356 — 
12.) Landgeftüte . . . 42,000 — 
13.) Fluß⸗ und Dammbau . : 12,877 — 
14) Chauſſeekoſten 20,000 — 
35.) Brücden und Ueberfahrten 113 — 


16.) Polizeianſtalten, beſonders Darmſtadt 1,212 — 
17) Weitere Koſten des Geſchaͤftsbetriebb 2,000 — 
18.) Unterſtuͤtzungen und Verehrungen 25,000 — 
19.) Daß die Ausgabe des Ordens auf den 
Reſervefonds geſetzt it - . ö 1,500 — 
20.) Für Staatsfrohuden . ; » une 
21.) Rejervefonds 0,000 — 
Es ift demnach dad — Staniöbebärfniß anzu⸗ 


nehmen zu 
5,680,352 fl. 


indem ber weiter verwilligte Credit von 100,000 fl. zum 
Kefervefonds und 240,000 fl. zu Straßenbau, bier nicht 
in Betraht fommt, da er für jegt nicht durch Auflagen 
aufgebracht werben foll. 


Die Mittel zur Deckung dieſes Bebürfniffes zerfallen 
in 2 Glafjen: 1) ſolche, welche ohne Ruͤckſicht auf die Pros 
vinz, aus welcher fie fließen, ald dem geſammten Staate 
gehörig zu betrachten find, und 2) folde, weldhe aus 
den einzelnen. Provinzen, mit Rücficht auf ein gewiſſes 
Beytragsverhältniß, gefchöpft werden müffen. 

Zu der erften Glafje gehören folgende Einnahmspoſten 
nach den angenommenen SEEN in dem beygefeg- 
ten Betrage: 
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I Rubrik I. Domänen ... . . . 1,910,635 fl. 

ss 1. Regalien . ; 228365, 260 ⸗ 

⸗IV. 6. Rheinſchiffahrts⸗ | | 
a ‘72,069 — 


) 

) 

) 
Detrot i : i 

) » IV. 10. Sporteln . .» 737 — 

) .» YV.3. Beytrag von Hohenzols - 
Tern | 

) 

) 


.« V,% Aus den Activruͤckſãn⸗ 


den . . . i 
⸗V. 5. Ständige Einnahme ber 

Generelle -  .» 292 — 
. Eumma 2,094,393 fl. 
Dieſe Summen, von ber Hauptfumute zu 5,680,352 fl. 
abgezogen, fallen in bie zweyte Claſſe und find durch 

Steuern aufzubringen | 
585,959 fl. 


. 3, — 

8. 2. Da nur die Provinzen Oberheſſen und Stars 

kenburg als ein, zu einem und demſelben Auflagenſyſtem 
verbundenes, Ganze betrachtet werden koͤnnen, waͤhrend 
in der Provinz Rheinheſſen bisher, mit Zuſtimmung der 
Großherzoglichen Staatsregierung, ein ganz anderes Ab⸗ 
gabenſyſtem beſtand, welches Die dortige Provinz beybehal⸗ 
ten zu fehen winfcht, ‘fo war. ed durchaus nöthig, das 
Beytragsverkältnig der Provinzen im Voraus feſtzuſetzen. 
Diefes ift durch einen Beſchluß der zweyten Kammer auf . 
eine Weife gefchehen, gegen welche der Ausfchug nichts zu » 

erinnern hat; indem man annahm, daß die Provinz Rheins 
heſſen zu den, durch Auflagen aufzubringenden, Summen 
ein Dritiel beyzutragen babe. . | 
Es fey mir deßmwegen erlaubt, die Actenſtuͤcke zu vers 

leſen, welche die Grunde angeben, die diefem Verhaͤltniſſe 


die Beſtimmung gaben, 
Cvideatur des Abg. Krönde Bortrag Seite 2 im Aöten 

Hefte d. Berhandl. d. zwryten Kammer d. Landſt.) 
Es haben demnach die beyden Provinzen Oberheffen 
und Starfenburg aufzubringen 

2,390,640 fl. 
und Rheinheſſen 1,195,320 — 

6.3 Da mittelft der directen Beſteuerung jede bes 
liebige Summe anf fämmtlidye Stenerpflichtige vertheitt. 
werden kann, fo ift es nöthig, zuerſt feitzufegen, welche 
indirecte Abgahen und andere Auflagen Statt finden ımd 
in weldhen Boranfıhlag fie gebracht werden follen; indem 
VBerh. d. erft. Kammer Beyl. Heft IV, 2 | 


2,000 — 
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fi) hierdurch die Summe, weldye auf dem Wege birecter 
Befleuerung erhoben werden muß, ganz von felbft beſtimmt. 
Die Auflagen der erften Giaffe * folgende: 
41) Die Trankſteuer, über welche 
ein eigner Vortrag erftattet iſt, 
nad) den Angaben der Großher⸗ Be 
zogl. Staatsregierung berech⸗ 
net zu einem. jährliden Ers | 
trage von . . 181,967 fl. 
durch die Votums der weyten 
Kammer votirte Erhoͤhung des 
Tarifs gefteigert um . i 


| | 221,967 fl. 
2.) Die Saljzfteuer für die — 
Starkenburg mit 99,678 fl. 
Kür Oberheſſen durch eine Aver⸗ 
ſionalſumme, welche dem bis he⸗ 
rigen Ertrage der — gleich⸗ 
kommt mit . : 61,834. 


Einkommen won Tanzconcefflonen . i 7881 
Land» und Waflerzölle (AV.5.) » .. 92,805 
Chauffeegelder (1V. 7.) 105,902 
Brüdengelder und uͤeberfahrten civ. 8) 3,526 
Bon öffentlichen Waagen (IV. 9.) R 1,182 
Sporteln und Zaren ber beys 

den Provinzen . ° . 59,685 fl. 

von welchen aber wegen ber, 

von beyden Kammern gemünfchs 

fen, Abfchaffung der Dispenfas 


2 *55 
N ET 


tionsgelder abgehen — en | 
alfo 47,615 
9.) Stempel (IV. 11.) 55,307 
410.) Sewerbsconceffionen, Zünfte und Märkte 
(1V:13.) » . 22,963 


11.) Einzugs⸗, Bürgers u. Schutzgelb (IV. 15) 5,260 
12.) Gollateralgelder zu 9,781 fl. angegeben, 
nach dein Befchluffe der zwe Hi Kammer 
aber auf das doppelte erhöht, nämlich 
5 proßt, . 19,562 
43.) Befondere Ybgaben der Juden iv. 17.). 31,413 
14.) Geldſtrafen (V. 2.) «0. . __56,495 
| IR Latus 836,390 fl. 
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Transport 836,390fl. 
15.) Die, vonder zweyten Kammer neu v0s 
- tirte, Abgabe für Bieh, das zum DBers 
kaufe gefchlachtet wird : i - 60,000 
16.) Die, von der zweyten Kammer votirte, 
Abgabe von Hunden . ; . .. 10,000 
47) Bon Schießpäffen - . z i j 3,000 


Summa indirecter Cinnahme 909,390 fl. 

Diefe verglichen mit der, von beyden Provinzen aufs 
zubringenden, Summe von 2,390,640fl., bleiben durdy 
directe Auflagen zu deden 

4484, 2850 fFl | 

$. 4. Zu diefem Verzeichniſſe bat der Ausfchuß fols 
gende Bemerfungen zu machen. 

Zu 1.) verweifet er auf feinen befonderen Vortrag 
wegen bed Tranfiteuergefeßee. . 

Zu 2.) Es hat die Großherzogliche Staatsregierung 
felbft die Herabfegung des Salzpreiſes bey der Negie des 
Fuͤrſtenthums Starfenburg von 5 auf Ar. vorgefchlagen. 
Da dieſe Herabfegung nicht durch Verminderung der bie, 
herigen Einnahme bewirft, fondern von der größern Wohle 
feilheit des Salzes herruͤhrt, fo wird dabey nichts zu erins 
nern feyn. Der Vortrag des Eroßherzogl. Regierungss 
commiſſaͤrs hat die Gründe bereits entwicelt, warum es 
bey den befonderen, im Fuͤrſtenthume Oberheſſen beftehens 
den, Verhaͤltniſſen ratbfamer ift, die Salzregie, die dort 
ſo viele Schwierigfeiten hat, aufzuheben und zur Gleichſtel— 
lung der Unterthanen in der Befteuerung lieber die Summe 
des: bisherigen Erirags derfelben, unmitteibar, nach den 
Grundfägen einer Ropffalzrepartition in Geld zu erheben. 

Zu 3) Das Einfommen von Tanzconceffionen ift ſchon 
Durch das Staatsbudger bey dem Verzeichnifje der Einnah- 
men erläutert. Daffelbe gilt von / den Poften Nr. 5, 6, 7, 
‚8, 10, 11, 13 u. 14. 

Zu 4.) Die Beybehaltung der biäherigen Land» und 
MWafferzölle der benden Provinzen wird, da eine fo bedeu—⸗ 
tende Einnahme nicht entbehrt werden kann, feinem Ans 
ftande unterliegen. Dbgleih Niemand die Unzwednäßig« 
keit der, bey den erfleren beftehenden, durch zufällige Ums 
ftände dictirten, Einrichtung mißkennen wird, fo ift ed 
doch natürlicher, dieje fo lange fortbeiichen zu laffen, bie 
fi) ergibt, ob die, von Seiten der Großherzogl. Etaatd- 
regferung mit andern Staaten über das Zolmefen anges 
knuͤpften, Unterhandlungen zu einem Reſultate führen, 

2* 
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als jetzt ſchon interimiſtiſche Einrichtungen eintreten zu 
laſſen. Da jedech Verbeſſerungen ſo wenig als moͤglich 
verſchoben werden dürfen, fo glaubt ber Ausſchuß dahin 
antragen zu müflen, Daß die bobe Kammer fich mit der 
zweyten Kammer dahin vereinige, die Staatsregierung zu 
ermaͤchtigen: im Falle eine Ueberemkunft mit andern Stau 
ten, ber dieſen Gegenftand, nicht zu Stande käme, aud 
während Der Dauer der Finanzperiode diejenigen Verände 
rungen vorzunehmen, weiche geeignet find, die Ungleichheit 
diefer Abgaben und die Mängel bey der Erhebung derie- 
ben moͤglichſt zu befeitigen. 

Zu 5.) Die Großherzogliche Staatsregierung hat fih 
vorbehalten, ben Tarif der Chauffeegelder auf, zwecknaͤ— 
Figere Art zu ordnen, wobey der Ausſchuß nichts zu erin⸗ 
nern finder. 

Zu 8) Fir Aufhebung der Diepenfationdgebühren 
bat fi) die hohe Kammer: bereits erflärt. 

Zu 9.) Die Großherzogliche Staatsregierung bat fh 
in dem Finanzgefeß vorbehalten, die, fchon früher beichlof- 
fene, Einridytung, die Sporteln durdy eine Gtempeltare 
erheben zu lajjen, während diefer Finanzperiode zur Aus 
führung zu, bringen. Der Ausſchuß, won der Zwechmäßig 
feit diefer, die Verwaltung vereinfachenden, Maaregil 
überzeugt, kann nur für dieſelbe ſtimmen; ſchließt ſich aber 
auch dem Beſchluſſe der zweyten Kammer, daß bey der 
neuen Einrichtung die, bey den Sporteln beftehenden, Ver— 
fhiedenheiter des Tarifs bey dieſer Veranlaffung entfernt 
‚werden möchten, an. Ä 

Zu 12.: Wegen der Sollateralgelder, über welche ein 
befonderer Vortrag erfiattet ift, ward von ber zmepten 
nn angenemmen, daß fie auf 5 proGt. zu erhöhen 
eyen. | 
Zu 15.) Sn der zweyten Kammer marb ber Vor 
ſchlag zu einer Accife von 2 Pfennigen auf das Pfund des 
fünnmtlichen, zum Verfanfe gefchlachtet werdenden, Viehes, 
ed werde nun von Mebgern, Wirthen oder Garkoͤchen 
gsfchlachtet, gemacht, ohne daß der Großherzogliche Regie 
rınascommiflär bemfelben widerfprady und die Kammer 
bat ben Vorfchlag angenommen, wobey der Ausfchuß nicht 
zu erinnern bat. | 

Zu 16) Eben fo hat jene Kammer eine Abgabe von 
30 kr. für jeden Hund, ohne Ruͤckſicht auf den Zweck fer 
rer Unterhaltung, befchloffen. Auch hierbey findet der Aud 
ſchuß nichts zu erinnern, 
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—Zu 17.) Ferner bat fie beſchloſſen, die, in Rheinheſ⸗ 
ſen beſtehende, Abgabe uͤber Schießpaͤſſe auch in den dieſ⸗ 
ſeitigen Provinzen einzuführen. Hiergegen hat der Aus— 
ſchuß im Allgemeinen nichts zu erinnern, infofern die Abs 
gabe nur Jagdpaͤchter und Jagdliebhaber treffen fol; er 
kann fi) aber nicht davon überzeugen, daß es fich mit der 
Gerechtigkeit vereinbaren laffe, die Sagdeigenthämer, welche 
ihre Sagden als folche ſchon verftenern, mithin auch zur 
Ausübung derfelben berechtigt find, gleichfalls diefer Abs 
gabe zu unterwerfen und eben fo wenig kann das bey Deus 
jenigen Perfonen gefchehen, welche von dem Zagdeigentbüs 
mer zur Ausuͤbung ihrer Sagd angeftelt find. Dafielbe 
gilt. auch von dem Großherzoglichen Jagdperſonale, das 
von Amts wegen ein Schießgewehr führen muß, meil der 
Fiscus biefen die Untoften des Schießpafles erfegen müßte, 
worauf bey Entwerfung des Budgets nicht gerechnet: war. 
| Der Ausſchuß trägt daher darauf an, daß die hohe 
Kammer die Großherzogliche Staatsregierung erfuchen 
möge, den Befchluß der zweyten Kammer mit diefen Auss 
nahmen zu genehmigen, oder, wenn die Ertheilung,, der 
Schießpaͤſſe zugleich eine Poligeymaaßregel feyn fol, den 
‚ obengenannten Nerfonen die Schießpäffe wenigſtens uneuts 
geldlich verabfolgen zu laſſen. ß u 
Was die Boranfchläge des Ertragd diefer drey neuen 
Auflagen und den, durch erhöhten Tarif entfiebenden, Zus 
wachs an Tranfftenereinnahme betrifft, fo bat ſich der erſſe 
Ausschuß der zweyten Kammer über diefelbe mit dem Groß⸗ 
berzoglichen Finanzminiſterium benommen und die Kammer 
felbft hat die fo ausgemittelten Anfchläge angenommen, 
Geftügt auf dieſe Autoritäten glaubt der Ausſchuß die 
obigen Boranfchläge feiner neuen Prüfung unterwerfen. zu 
müffen. Das aber fann er nicht mir Stillſchweigen über- 
eben, daß die Nubrir Einzugggelder, welche oben aufge» 
übrt ift, ‚wegfallen und durch eine. andere Abgabe wird 
erfeßt werden müffen, wenn die Aufhebung dieſer Abgabe, 
nach dem Antrage der zweyten Kammer, von der Groß» 
berzoglichen Staateregierung befchloffen wird. Hp 
$:. 5. Der Ausſchuß hat. die Ueberzeugung, daß der 
birecten Befteuerung in dem Großherzogthume eine zu 
große Ausdehnung gegeben worden ijt und daß fie da, wo 
ganze Diftricte des Landes unrichtig cataftrirt waren, dieſe 
an den Rand des Verderbens geführt habe; er hat auch 
Gelegenheit gehabt, fich zu überzeugen, daß die hohe Kams 
mer dieſe Auſicht im ganzen theile, daher Fonnte er nur 
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mit Freude fehen, daß die zweyte Kammer felbft mehrere 
indirecte Auflagen in Porfchlah brachte und eine andere 
erhöht fehen wollte. Gern wiirde er weiter gehen und 
namentlich die Beybebaltung der Kaffees, Tabak ; und 
Zuckeracciſe mit verbefferter Einrichtung vorfhlagen. Se 
mehr er hierdurch den Anfichten der hohen Kammer nadıs 
zufommen glanben dürfte, deftomehr bat er von den Grüns 
den, welche ihn von einem folcyen Antrage ‚abhalten, Res 
chenichaft abzulegen. 
8 unterliegt gar feinem Zweifel, daß bie erfte Kams 
mer auch ihrerfeits Abgaben in Vorſchlag bringen und daß 
fie, im Falle die zweyte Kammer ihre Anfichten nicht theilt, 
wenigſtens eine gemeinſchaftliche Discuſſion des Gegenſtan⸗ 
des und Abſtimmung uͤber denſelben veranlaſſen koͤnnte; 
allein, da ſie durch kekannte, fuͤr die Zukunft nicht mehr 
Statt findende, Urſachen in. den Fal geſetzt worden il, 
ſich erſt in den letzten Tagen dieſes ſo lange dauernden 
Landtages mit dem Finanzgefege beſchaͤftigen zu koͤnnen, fo 
würde fie es fich zum Vorwurfe machen müffen, wenn fie 
u einer Verlängerung diefes Landtags Veranlaſſung gäbr. 
Der Ausſchuß glaubt daher, daß fie ſich um fo mehr, mit 
Beruhigung, neuer Anträge enthalten koͤnne, als bie Des 
ſchluͤſſe der zweyten Kammer ſchon eine, nicht unbedeu— 
tende, Verminderung der directen Steuer zur Folge haben 
werden. 
$, 6. Die, durch directe Steuern aufzubringende, 
Summe warb oben auf 1,481, 250 fl, angegeben. Hierju 
find vorhanden 
1.) die fländige Steuer von Kürnbach : 408 fl. 
2.) die erhöhten Klußbaugelber einiger Ger 
meinden der Provinz Starfenburg . 3,059 
3.) die Summe, um welche fi) die Steuer⸗ 
beyträge der Domänen. in ben beyden 
Provinzen vermindern, ungefähr . . 25,000 
Daß diefe, durch die indirecten Abgaben, 
welche Die beyden diesrheiniſchen Provin⸗ 
zen bezahlen, allein herbeygefuͤhrte Erfpars 
niß auch diejen Provinzen nur zu gut foms 
men Fönne, verfteht fi ich wohl von felbft. 
Summa ARTTfj 


Es find baher durch Ausſchlaͤge anf die Steuercapita⸗ 
lien der beyden — — hang 
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Hierbey iſt nur zu bemerken, daß das bisherige Sy 
- lem der Directen Befteuerung und bie darüber beftehenden 
Gefege mit folgenden Audnahmen beybehalten find. 

a.) Die zmerte Kammer bat befchloffen, daß die Vor⸗ 
Schrift in S.6, Nr. 1 der Gewerbiteuerverordnung vom 
2. October 1813, wornach das perfönliche Gewerbſteuerca⸗ 

| Ar — hoͤher als 200 fl. ſteigen darf, kuͤnftig wegfal⸗ 
len ſoll; RE Ä 
b.) daß bie fogenannte Einzieheröfreiheit von nun an 
. aufhören; | “ — 
©.) die Steuerfreiheit neuer Gebäude, welche von nun 
an erbaut werden, wegfallen folle; enblich ' 
d.) hat die Großherzogliche Staatsregierung bie Aufs 
bebung der Biebfteuer, weil fie dem Ackerbau nicht zufagt,. 
ſelbſt in Vorfchlag gebracht. 

- Der zweyte diefer Punkte ift won der Großherzoglis 
hen Staatsregierung bereits in die Gemeindeordnung aufs 
genommen worden und der Ausſchuß trägt auf die Ans 
nahıne aller vier, als dem Grundfage der @leichheit der 
Befteuerung entfpredyend, an. Hätte man nbrigeng diefen 
Grundfag confequent verfolgen wollen, fo hätte man auch, 
in Ermangelung ausgebehnterer indirecten Abgaben, das 
Einfommen aus ‚Kapitalvermögen, weldes nicht in Ges 
werben andelegt ift, birecte befteuern muͤſſen. Diefes bat 
die zweyte Kammer nicht befchloffen, ſondern flatt deflen 

e.) die Beſteuerung bes Einkommens von Befolduns 
‚gen, Dienftemolumenten und dem Arbeitggewinnfte, wels - 
her nicht ſchon in Der Gewerbfteuer verfieuert ift, 3.3. bey 
Advocaten, Aerzten, Notarien, Künftlern u. f. w. nad) 
einem Landfleuercapitale von 14 fl. für 100 fl. Einnahme in 
Antrag gebradt. | | 

Gegen die Beftenerung ber, vom Staate gu beziebens 
den, Befoldungen und Penfionen laͤßt fich manches eins 
wenden, wenigitend infofern fie bleibend feyn fol; der 
Ausſchuß glaubt jedoch, daß wenn die Sroßherzoglidhe 
Staatsregierung in biefe Steuer willigt, bie erſte Kammer 
feine Gründe haben könne,‘ berfelben zu widerfprechen und 
er trägt um fo mehr darauf an, bem Befchluffe der zwey⸗ 
ten Kammer beyzutreten,, als für den Augenblid die, 
durch  diefe Steuer berührte, Glaffe von Staatsbuͤrgern 
fid) dermalen durch diefelben Urfachen, welche die Urprodiie 
centen niederbrüden, in größeren Wohlftand verfegt ficht. 

Die zweyte Kammer hat diefelbe Beſteuerung aud) auf 
die Bezieher von Leibrenten und Apanagen ausgedehnt. 
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Snfofern bier auch die Keibrenten gemeint find, welche 
ein Gapitalift fiir bingegebene Gapitalien bezieht, vers 
mag der Ausſchuß nicht einzufehen, warum man biefen 
befteuern und den Gapitaliften, der fein Vermoͤgen auf 
einfache Zinfen ausleiht, unbefteuert laſſen will? 

Was. aber die Apanagen anbetrifft, fo betrachtet 
er ed als fehr zweifelhaft, ob ſie einer Beſteuerung 
unterworfen werden fönnen, und hält fih wenigſtens 
überzeugt, daß, zumal da nicht alles Einfommen , fons 
dern nur das von Gewerben, Arbeitöverdienft und Bes 
foldungen befieuert wird, bie Apanagen nicht in -bie 
Elaffe des Gemwerbs , und Arbeitsverdienftes gefegt wers 
den Finnen. Diefe Bemerfung. findet zwar ın höherem 
Maaße bey dem Gliedern des Großherzoglicdden Haufe, 
weil fie zur Einillifte gehören, Anwendung; fie gilt aber 
gleichfalg won den Apanagen, welche Standesherrn aus 
ihrem, ohnehin ſchon befieuerten, Cigenthum abzugeben 
haben, und ter Ausfchuß trägt daher darauf an, daß die 
hohe Karamer die Großberzogliche Staatsregierung erfus 
chen möge, bey Genehmigung des oben erwähnten Bes 
— auf ihre. gerechte Einwendung Ruͤckſicht zu 
nehmen, R — 

F. 7. Die Summe von 1,195,320 fl., welche der 
Provinz Rheinheſſen zur Laſt fällt, ſoll auf folgende Weiſe 
aufgebracht werden. | 

7) Ertrag ber Salzregie CIV. 2.) . 46,000 fl. 
Es beftand bisher ſchon eine Auflage von | 
45 Frances auf dem Gentner fremden Sal» 
„ed in Nheinheffen: da ihe Eingang aber 

‚Ermangelung einer. Mauth ſchwer zu fis 
chern war, fo wurde fie faft nicht mehr 
entrichtet und bie Saline Kreuznach verlor, 
um Schaden der Staatscafje, größtentbzilg 
bren inländischen Abſatz. Diefe zwey Ruͤck⸗ 
ſichten veranlaßten die Großberzogl. Staates 
regierung, die Einführung der Salzregie in 
jener Provinz vorzuichlagen, und der Aus⸗ 
ſchuß glaubt diefem Vorſchlage mit ber zwey⸗ 
ten Kammer beyfiimmen zu muͤſſen. 
2.) Die bisherige Abgabe von Schieß— 
päffen IV. 4.) j j ; * 1,800 

3) Brüdengeld (VI. 8.) . i . . 41.267 


Laws 89,067 fl. 
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4) Sporteln und Zaren‘ cIV. 10.) 
wovon aber für Aufhebung der 
Transſcriptions⸗Gebuͤhren abs 
gehen . —— 2,780 


5.) Die. bisherige Stempelabgabe 
‚ 6.) die Einregifirieung 00. 
Die Großherzoglihe Staatsregierung hatte 
eine. Aenderung der bisherigen Gefese über 
Einregifirirung ‚und eine Herabfegung diefer 
Abgabe in Vorſchlag gebracht, die von der 
zweyten Kammer, nach dem Wunſche der 
Abgeordneten jener Provinz, abgelehnt wors 
ben if. Der Ausfchuß findet feinen Grund, 
ber die hohe Kammer veranlaffen Fönute, 
jenem Beſchluſſe nicht beyzutreten., 
- Eben fo urtheilt der Ausſchuß über den 
Beihluß der zweyten Kammer, vermöge 
beffen kuͤnftig die Snferiptionsgebühren , 
welhe von Hppotheienverfchreibungen zu 
‚ entrichten find, fortbeſtehen, auch die, welche 
ber Hppothefenverwahrer bey der Tranforips 
tion zu nehmen hat, beybehalten , diejenigen 


aber , welche vor der Iranfeription an den: 
Staat entrichtet wurden,“ wegfallen follen. _ 


Alle diefe Beſchluͤſſe berühren, ſobald der 
Grundfag einer verfchiedenartigen Beſteue⸗ 


rung dieſer Provinz nachgegeben ift, eigent⸗ 


lich nur das Intereſſe derjelben. 
7.) Eollateralgelder von Erbfchaften 
Mit Bezichung auf das, was oben über dieſen 
Gegenftand gefagt ift, bemerkt der. Ausſchuß 
nur, daß diefe Abgabe in größerer Auss 
Dehnung, bas heißt , nicht bloß bey Sterbs 
fällen: der Seitenverwandten ehedem fchon 
in Rheinheſſen beftand. _ 
8.) Borerbebunge .» 0.0 
9.2 Seldfirafen »: 20.“ 


” 


89,067 fl. 


11,715 


. 38,546 
| 184,509 
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Verglichen mit der aufzubringenden 
Summe von . i ‚ : ; 1,195,320 





bleiben von der Provinz Rheinheſſen durch 
directe Steuern aufzubringen . . 441, 605 


$. 8. Su Beziehung auf dieſe Iettere bat bie zweyte 
Kammer folgende Beichlüfle gefaßt, bey welchen der Aus» 
ſchuß nichts zu erinnern findet: 

1) &8 follen jährlid 18,000 fl. auf die Patente der 
Weinhändler im Großen, der Bierbrauer, der Gaft» und 
Straußwirthe verhaͤltnißmaͤßig ausgefchlagen werben. 

Diefer Beſchluß ſcheint dadurch veranlaßt zu feyn, 
daß die Zranfftener und das Ohmgeld, welche auch in 
jener Provinz nach ber Abficht der Regierung eingefuͤhrt 
werden ſollten, abgelehnt ward. 

2.) Der Ertrag von der Befolbungs » und Arbeitsver⸗ 
dienſtſteuer, von den, in jener Provinz wohnenden, Pers 
fonen fol diefer zu gut. fommen, was allerdings ganz 
gerecht ift, da es auch. in den übrigen Provinzen ges 
ſchiehet. Er ift angeichlagen zu 10,000 fl. 

3.) Die gegenwärtig in Rheinheſſen beftehenden di⸗ 
recten Steuern bleiben beftehen. Da jedoch der Geſammt⸗ 
betrag berfelben, nebft dem Betrage der neu bemwilligteu 
Abgaben, mehr ausmachen würde, als die Summe von 

1,195,320 fl.; fo fol der Ueberfhuß an der Grundfteuer 
abgefihricben diefe alſo um jenen ‚Betrag herabgefegt 
werben, 

Hiernach würde alfo die Summe von 841,605 A. 
auf — Weiſe aufgebracht werden: 

1.) Thuͤren⸗ und ———— bisheriger 
Betrag. az 0... 71,646 fl. 

2.) Patentſieuer 
a) bisheriger Betrag. . 400,600 fl. 

b) Zufag für Weinpänbler ꝛc. 18,000 | 

— 118,600 . 


3.) Perfonalfteuerr . A . 71,959 
4.) Befoldungsfteuer u. f. w, i . 10,000 
5.I Grundfteuer . ; 569,200 
6.) Erfparniffe an Domänenfleuer A 200 





841,605 fl. 
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6. 9., Aus der bisherigen Darſtellung ergeben ſich 
die Anträge des Ausfchufles über den, den Ständen vors 
gelegten, Entwurf eines Finanzgefepes zwar von. felbit; 

er glaubt jedoch, zur Erleichterung der Lieberficht und zur 
Vervollſtaͤndigung feine Anträge, nad) Ordnung der Ars 
tifel des Geſetzesentwurfs, noch mit wenigen Worten 
angeben zu müflen. 


Sie beftehen in folgendem: 


1. den Artifel 1 anzunehmen, mit Reduction der 
Steuerfumme von 1,736,000 fl. auf 1,453,085 fl. 
* .) Bey dem $. 2 würden bie. Beſchluͤſſe einzuſchal⸗ 
ten ſeyn 
a) über die Beſteuerung des Einkommens aus Be⸗ 
ſoldungen u. ſ. w 


b) uͤber Die 9 Aufhebung des Marximums der Gewerb⸗ 


ſteuer, 

c) über die Aufhebung der Einziehersfreyheit , 

d) über bie Aufhebung der Steuerfreiheit von Fünfs 
tigen neuen Gebänden. Im Uebrigen dürfte der F. mit 
dem Zuſatze anzunehmen feyn, daß der, durch ‚die für 
voll gerechnete Bruchtheile von Pfennigen im Ganzen 
entftehende, Ueberſchuß bey der nächlten Repartition den 
at zu gut gerechnet werden folle, 

3.) Der $. 3 dürfte anzunehmen feyn, mit. der Abs 


> änderung, baß flatt: „2 Monate‘ gefegt werde: 


„1 Monat.‘ 

4.) Der $, 4 wäre anzutthmen; ba jedoch, wegen 
der Verſpaͤtung dieſer Berathu en die Steuern noch nach 
den alten Regiftern erhoben. werden; fo wäre nicht zu 
fagen vom 1. Sänner qn, fondern der Termin zu beftims 
men, mit weldyem das neue Geſetz in Wirkffamfeit treten 
fol; welche Bemerkung zugleich von mehreren aͤhnlichen 
Zeitbeſtimmungen gilt. 

50 Die 68. 5, 6 u. 7 dürften unveraͤndert / anzu⸗ 
nehmen ſeyn. 

6.) Der $. 8 dürfte anzunchmen feyn. Die nähere 
Erörterung ſeines Inhalts ift der Stoff eines bejons 
deren Vortrags, 

,,%) Der $. 9 wäre anzunehmen, mit ben oben ers 
mwähnten Zufägen, 

a) wegen der Patente der Weinhändler u, f. w. 2 

b) der Befoldungsjieuer, 





— 
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c) des Ueberfchuffes über das Erforderniß von 
1,195,320 fl. weldyer an der Grundfleuer in Abzug zu 
bringen iſt. 

8.) Der $. 10 wäre anzunehmen. 

- 9.) Der $. 11 gleichfalls; nur mit der Aenderung, 
daß das Trankitenergefeg nicht für das gefammte Groß- 
berzogtfum, fondern nur für Die beyden dießrheinifchen 
Provinzen gelten fol. 

10.) Der $. 12 wäre anzunehmen. 

11.) Der $. 13 dürfte anzunehmen feyn mit den, 
von der zweyten Kammer befchloffenen, Zufägen, daß 
die Staatsregierung ermächtigt werde, die, binfichtlich 
der Salzdefraudationen in der Provinz Starfenburg ges 
ſetzlich beſtimmten, Strafen, infomweit als es für den Zweck 
dienlich ift, durch Verordnungen herabzufegen, auch durdy 
Verordnungen die Strafen für den Fall zu beftimmen, 
wenn das unbefugt eingeführte Salz, zur Zeit der Ent; 
befung, bereits abgeladen war, .alfo Gonflscation des 
Fuhrwerks und Zugviehes nicht Statt finden kann, und 
endlich durch Verordnungen zu beftimmen, daß im Falle 
die Geldfirafe wegen Unvermögenheit nicht vollzogen wers 
den kann, der Defraudant mit einer angemeflenen Ges 
fängnißftrafe belegt werben folle. 

Die Provinz Rheinheſſen betreffend. 

a) der zweyte Abſatz des $. 13, weldyer von ber, 
in ber Provinz Nheinheffen einzuführenden, Galzregie 
handelt, ift angenommen worden, und es follen 

. b) bie, Hinfichtlich A ee in der Pro: 
vinz Starfenburg befiehenden,, Strafen auch für Rhein: 
beffen gelten, unter den oben erhaltenen näheren Beftim- 
mungen, mit welcher Anmerkung auch der dritte Abjas 
des $. 13 angenommen worden: ift. | 

12.) Der $. 14 würde anzunehmen und die zu erhes 
bende Summe auf 64,834 fl. zu fegen feyn. 

13.) Der $. 15. wäre mit dem, von der zweyten 
Kammer befchlofjenen, oben ſchon ausführlich. berührten, 
Zufaße anzunehmen. Ä 

14.) Der $. 16 dürfte angunehmen feyn. 

15.) Der 6. 17 dürfte, infofern er Rheinheſſen be» 
trifft, unverändert, infofern er die beyden dießrheinifchen 
Provinzen betrifft, in der Art anzunehmen feyn, vaß 
die Staatsregierung ermächtigt ſeyn fol, die Stempelab- 
gabe fo einzurichten, daß die, in den einzelnen Theilen 
der Provinzen Oberheffen und Starfenburg gegenwärtig 


! 
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befiehende, Berfchiedenheit in dem Sporteltarif entfernt 
wird.‘ | F 
16.) Da die Dispenſationsgebuͤhren nicht fortbeſtehen 
ſollen, ſo wird dieſes bey dieſem $. zu erwähnen ſeyn, 
weil ſie unter der Rubrik: Sporteln und Taxen mitbe— 
griffen waren. | . 
1277.) Der $. 18 wird in der Art anzunehmen feyn, 
daß in demfelben gefagt wird: ed follen die Einregiftris 
rungs⸗ und Gerichtsfchreibereg» Gebühren in der Provinz 
Rheinheſſen nach den bisherigen Beftimmungen nur mit 
der Ausnahme forterhoben werden, daß die, für den 
Staat bezogenen, Tranferiptionggebühren wegfallen. 

18.) Der $. 19 wäre anzunehmen. . 

19.) Zwifchen dieſem und dem folgenden F. werben 
die Befchlüffe über die Einführung der Fleifchaccife, der 
ee. und der Abgabe von Humden- einzufchals 
ten feyn. 

20.) Der $. 20 dürfte mit der Aenderung anzuneh- 
men feyn, daß in dem zweyten Abfage gejagt werde, 
ftatt: „den Landſtaͤnden —I — „. ,‚‚von den Lands 
ſtaͤrden angenommenen oder bemilligten. ’ 

21) Auch der S. 21 dürfte im Allgemeinen anzıts 
nehmen feyn; nür erleidet berfelbe folgende, fich von ſelbſt 
- verfiehende, Aenderungen. 

a) Statt: „wie die Bebürfniffe veranſchlagt 
find — „wie die Bedürfniffe bewilligt find.’ 

\ b) Daß der dritte Abfaß, welcher von den Penfios 
nen hande!t, wegfaͤllt. Ä 

c) Daß der vierte nach den Beichlüffen über das 
DBeytragsverhältniß der Provinzen modificirt werde. 


” 


Votum particulare ded Herrn Geh. Raths Frhrn. 
v. Wieſenhuͤtten zu vorſtehendem Vortrage. 


Die Beſteuerung muß gleich und verhaͤltnißmaͤßig 
ſeyn, — ſie muß den Beſitz, die Induſtrie und den Ge— 
nuß beyziehen. Niemand ſollte dabey leer ausgehen. 

Freilich iſt es eine der ſchwerſten Aufgaben fuͤr den 
Financier, hierin das richtige Verbaͤltniß zu finden. 

Es iſt bemerkenswerth, daß in dem Großherzogthume 
Heſſen noch die naͤmliche Summe als directe Steuer 
erhoben wird, wie in dem Koͤnigreich Wuͤrtemberg und 
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in dem Großherzoathbum Baden, und fihon glaubt man 
in diefen beyden Staaten, daß. die Directe teuer zu 
hoch gegriffen und daher eher zu vermindern, als zu er 
böhen , fey. 

Bergleiht man den Betrag unferer directen Steuer 
mit derjenigen, die in dem Königreich Baiern erhoben 
wird, fo ift der Unterfchied noch auffallender. Wie mir 
denn überhaupt Fein deutfcher Staat bekannt iſt, in dem 
die indirecte Befteuerung verhältnigmäßig fo niedrig ftebt, 
Bagegen die directe Befteuerung auf jolhe Höhe getries 
ben if. 

Es gibt zwar Männer aus dem Finanzfache, die 
glauben — oder geglaubt haben — daß durch die Grund» 
fteuer fämmtliche Staatsbürger Calfo auch diejenigen, bie 
fein Grundeigenthum befigen ) zur Mitleidenheit beygezo- 
gen würden. Dean hat aber längft erfannt, daß dieſe 
dee auf feinem baltbaren Grunde beruhet, und die ders 
malige Wohlfeitheit aller Feldproducte — die nichts we 
niger, als vorübergehend zu ſeyn ſcheint — hat biefe 
Idee überzeugend widerlegt. 

Der Nationalreichthum finft und muß nothwendig 

in eben dem Berhältnig finfen, ald die directen Steuern 
erhöht werden, da es nicht in der Macht des Staates 
fteht,, den Preis der Producte in die verhältnißmäßige 
Höhe hinauf zu rüden. Der Käufer eines Grundſtuͤcks 
erfunde gt ſich alsbald nad) den, auf Bemfelben haftenden, 
Abgaben, und da er nur den reinen Ertrag bezahlt; jo 
müffen die Preije der Grundſtuͤcke in eben dem Derhält: 
niffe fallen, als die directen Steuern in die Höhe getrie 
ben werden. 
-  Diefed Sinfen des Werths der Güter aͤuſſert ſich 
noch ftärfer in denjenigen Staaten, bey denen die Erhi 
bung der Grundfteuern — bey vermehrt werdenden Staates 
bedürfniffen — vorher fchon der Grundfas geworden zu 
feyn fcheint. Das Grundeigenthum finft daher an Werth, 
ſowohl wegen der beftehbenden, zu hoben, als durch die 
beſorgten, noch weiter zu erbebenden, Steuern. 

Diefer Sat beftätigt fiy durch die, in Kriegszeiten 
nefchehende, Verkaͤufe. Wer in dergleichen Zeiten ver: 
fauft, erhält wegen der ſchwereren Laſten und des Uns 
gemachs, das der Krieg mit fi führt, ſtets geringere 
Preiſe, obgleich hier nur von einem vorübergehenden 
Ungemah, das ber Staat nicht abwenden fann, die 

Rede ift. . 


J 
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Aber auch 4 den Credit eines jeden Staatsbuͤrgers 
haben die übermäßigen directen Steuern den empfindlich⸗ 
ften Einfluß. Wer creditire einem Manne , defien Ders 
mögen ſchwer belaftet ift, und der ſich nur mit Aufferftem 
Fleiße zu ernähren im Stande befindet? Man gebe aufs 
Land, um fi) von der Wichtigkeit diefer Erfahrung zu 
überzeugen. 

Der jegige Landtag bat diefe Ueberzeugung gewuͤr⸗ 
digt, indem er die, von der Staatsregierung angetragene, 
Aufhebung der Viehfteuer angenommen, und die Grunds 
feuer durch Subftituirung “einiger indirecten Gteuern 
- um 7% berabzufegen wuͤnſcht, wenn ander — mie. zu 
‚boffen it — die birecte Steuer auf 13 4 proßt. bes 
ſtimmt wird. | 

Und wenn gleich jett hierin weiter zu gehen, nicht 
thunlich wäre — indem jeder Uebergang aus einem: 
Spftem in das andere durch fucceffived Fortfchreiten fich 
fiherer ausbildet — fo ift doch nicht zu zweifeln, daß 
auch der nächfte Landtag auf diefer Bahn weiter forts 
ſchreiten, und auf diefem Wege das richtige Verhältniß 
treffen wird, das zwifchen directen und indirecten bs 
gaben beftehen muß. 

Gegenwärtige Aeuſſerung glaube ich nicht beffer, ale 
mit den Worten eines bewährten, dermalen an der Spite- 
der Finanzverwaltung eines großen Staats ſtehenden, 
Finanzierd aus einem, von demfelben aufgeftellten, compte 
rendu, fchließen zu ‚fönnen, wo gefagt wird: 

Wenn gleich die Grundfteuer Cin einem, bauptfächs 
lid) Aderbau treibenden, Staate) die Hauptauflage feyn 
muß; fo würde man doch in einen, von allen guten 
Staatswirthen längft verworfenen, Irrthum zurüc fallen, 
wenn man glauben wollte, daß es bey recht flarfer Be— 
ftenerung des Grundeigenthums feiner andern Abgabe bes 
dürfe, und auf diefem Weg allein. fämmtliche Beftenes 
rungsgegenftände getroffen würden , indem die Gultur des 
Bodens die Urquelle aller übrigen Erzeugniffe fey. - 

Die Steuern müffen alle Gegenftände jeder Arbeit 
und Induſtrie treffen; denn nicht die Erde, fondern der 
Menſch ift ed, der die Producte bervorbringt. Der Bo— 
den an ſich erzeugt nichts, und befteuert man zu body 
das, durch die Arbeit des Menfchen hervorgebrachte, 
Product; fo fchadet man allen übrigen Productionen, die 
nur den Fortjchritten und dem Gedeihen des Ackerbaues 
ihr Dafeyn verdanken. Ä | 
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Ueberbieß würde man mur eine einzelne Claffe won 
Staatsbürgern befteuern, während man alle diejenigen 
befreite, die den Boden nicht bearbeiten. Der Gapitalift, 
der Handwerfer,, der Fremde würden frei bleiben. 

Sol ein Auflagefyftenr gerecht feyn, fo muß es auf 
alle Gattungen der Induftrie und auf alle Gegenftände, 
mögen fie zur Berfchönerung oder zur Erhaltung des 
Lebens nöthig ſeyn, fich erfireden. Man bat fich daher 
von der Unrichtigfeit ded Satzes überzeugen müflen, daß . 
die, auf die erften Lebensbedürfniffe, und vorzüglidh auf 
die Eßwaaren geleaten, Abgaben den Armen drüden;z ift 
Diefer nur im Stande gu arbeiten, fo fehlt es ihm nicht 
an Mitteln, dur den Preis feiner Arbeiten an dem 
Reichern ſich zu erholen, und gewöhnlich iſt es dieſer 
allein, der die Auflage bezahlt. Sie vertheilt ſich im Ge⸗ 
gentheil ſo ſehr unter den Landbauer, den Kaufmann, 
den Fabricanten und den Conſumenten, daß ſie für Alle 
unmerklich wird. 


V 


CXVIM. 


Vortrag ded zweyten Ausfchuffes der eriten Kammer, 
fıber den, die Strafe der Defertion und des 
Austretens beftimmenden,, Geſetzesentwurf; er; 
ftattet von dem Herrn Kanzler Dr. Arens. 


‚Die Großherzoglidhe Staatsregierung hat den beyben 
Kammern der Ständeverfammlung einen Gefegedentwurf 
zur Genehmigung vorlegen laſſen, der den Zmed hat, 
für bie, durch den Art: 105 der Verfaffungsurkfunde. aufs 
gehobene, Strafe der Vermögensconftscation, womit bie 

eferteure belegt worden find, eine andere angemefjenere 
Strafe zu fubftituiren. 

> Legatur..) | 

Der Artikel 1 des Entwurfs beftimmt bloß im All⸗ 
gemeinen, baß an die Stelle der bisherigen Vermoͤgens⸗ 
confiscation eine Geldftrafe. treten ſolle. Auſſer diefer 
Strafe wird nun zwar ber Deferteur und Austreter noch 
mit einer, in ben Kriegsartifein und fonfiigen Straf: 
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reglements beſtimmten Törperlichen, Strafe belegt werben! 
allein - es leuchtet ein, daß dieſe Strafe im fchr vielen? 
Füllen, wo man des Deferteurs oder Austreters gar nichts 
babhaft. werden kann, ganz wirfungelos und unanwend—⸗ 
bar bleiben muß: und daß es fchon: darum noch einer be 
fonderen Strafbeftimmung nothwendig bedarf. | 
- ‚Der Ausfchuß der zweyten Kammer bat in ſeinem 
Berichte auf die Möglichkeit: daß der Deferteur vielleicht 
zwedmägßig mit dem Berlufte des Staatsbürgerrechts und 
der Ausſtoßung aus dem Staatsverbande bejtraft werden 
fönne, hingedeutetz allein er hat diefe Idee nachher von 
felbft wieder verlaffen und fich für die, in Vorſchlag ges 
brachte, Gelditrafe erflärt. Der Ausſchuß kann diefer 
Anficht nur beyftimmen , weil der Mann, der durch bie 
Austretung und Defertion factifch beweift, daß ihm an 
feinem Baterlande nichts gelegen ift, durch dem Verluſt 
bes Bürgerrechts und die Ausfchließung von dem Staats⸗ 
verbande gewiß nicht wirkfam und zwecgemäß befiraft 
werden fann. | 
Der Ausfhuß wird daher bey der vorgefchlagenen 
Gelbitrafe um jo weniger etwas zu erinnern finden, als 
in. den mehrften Fällen der Deferteur und Austreter nur 
durch diefe Strafe wird erreicht werden Fönnen. 
Auf gleiche Weife wird auch die Zuftimmung zu dem 
zweyten und dritten: Artifel aus dem Grunde feinem Bes 
denken unterliegen; weil in diefen beyden Artifeln bloß 
der Begriff des Deſerteurs und bed Nefraetärd ganz fach» 
gemäß aufgeftelt und dabey beftimmt wird, daß die Gelds 
firafe, nach Verſchiedenheit der Fälle, der Zeitverhältnifie, 
und. felbft ded Vermögens: verfchieden feyn müſſe. 
Doer Art 4 fest in Friedengzeiten die Geldftrafe für 
Deferteure auf 150. bis 3000.fl., für Refractäre auf 
100 bi8 2090 Gulden feſt, und verorbnet. dazu noch weis 
ter, daß bey dem Ausbruche, oder während dem Laufe 
eined Kriegs, oder wenn. dag Defertiren oder Austreten 
ganz. aufferordentlich einreiße, die Strafe nach gleichem 
Berhältniffe auf das Doppelte erhöht werden folle. 
‚Den erften Theil. diefer Beftimmungen kann der Aue» 
fhuß nur ale fehr zwecfgemäß erfennen, und daher dem 
Ahtrage des Augfchuffes der 2ten Kammer, nach welchem 
das. Minimum auf 500 und das Marimum auf 1500 fl. 
bejtimmt- werden fol, durchaus nicht beyftimmen. 
. . Der Art. 105 der Berfaffungsurfunde will alle Con⸗ 
fiöcation des Vermoͤgens abgefchafft wiſſen; er will baber 
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die Lage der mit dieſer Strafe bisher Belegten offenbar 
erleichtern , nicht. verſchlimmern. Bedenft man nun aber, 
Daß der, bey weitem größte, Theil der militärpflichtigen 
Ssndividuen Fein Vermögen von 500 fl. befist, daß ein 
foiches Vermögen auf dem Lande und felbft in den Lands 
ftädten zu den fehr feltenen Ausnahmen gehört; fo wird 
man auch. zugeben müflen, daß durch das vorgeichlagene 
Minimum von 500 fl., wenigſtens für die Regel, bie 
Strafe der Gonfiscation noch verfchärft werben wird, 
weil fie den Deferteur nicht allein feined ganzen Vermoͤ⸗ 
gens beraubt, fondern ihn auch auſſerdem für den nicht 
bezahlten Reit zum Schuldner des Staats macht 
Berücfichtigt man weiter, daß dad Vermögen der 
Deferteure ıc, nad) dem zu erwartenden Seine 
fege, was alle Sünglinge ohne Ausnahme zum Militärs 
ftande ruft, fo unendlicy verfchieden feyn kann; fo liegen 
unftreitig hinreichende Gründe vor, das richterliche Er⸗ 
mefjen in eine nicht zu enge Grenze zwifhen Minimum 
und Marimum einzuzwängen , indem nır durch entfernte 
Grenzen die Strafe für Alle gleich wirkſam und gerecht 
erhalten werden faun. 
Auf der andern Seite ift aber ber Ausfchuß ber Meis 
nung, daß der Art. 2 in den Worten: 
—„oder wenn das Defertiren ober Austreten 
ganz aufferordentlich einreißt. 
der richterlichen Wilführ ohne zureichenden Grund ein 
zu weites Feld eröffne, und baß diefe Worte daher wohl 
weggelafien werden fönnten. 
Zu dem Art. 6 hat der Ausſchuß der zweyten Kam⸗ 
mer erinnert, daß zu Vermeidung eines fonft möglichen 
Mifverftändniffes noch der Zufaß: 
‚den Aeltern bleiben alle Dispofitionsbefugniffe über 
* Vermoͤgen „, welche ihnen nach den Geſetzen zu« 
ehen. 
in das Geſetz aufgenommen werden möge. Fuͤr nothwen⸗ 
dig kann der Ausſchuß dieſen Zuſatz zwar nicht halten, 
weil er ſich von ſelbſt verſteht; indem nach bekannten 
Rechtsgrundſaͤtzen alle fruͤheren geſetzlichen Beſtimmungen, 
ſofern ſie durch das neuere Geſetz nicht klar und deutlich 
aufgehoben werden, auch noch ferner beſtehen bleiben; als 
lein ſchaͤdlich kann derfelbe auf feinen Fall werden, und 
es ift daher fein Grund vorhanden, ſich diefem Wunſche, 
wenn er die Billigung der zweyten Kammer erhalten follte, 
anzufchließen. nu 
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Weit naͤher fcheint aber die Frage zu liegen: ob dag 
Geſetz nicht eine Aufhebung der Beftimmungen des römi- 
fhen Rechts, nach welchem der Erbe die, ihm zur Ers 
werbung angebotene, Erbfchaft auch zum Nachtheile feiner 
Greditoren ausfchlagen darf, beabfichtige? Die Faffung 
fheint darauf hinzudeuten; allein follte diefes wirklich die 
Abficht des Gefeges ſeyn, fo wird fie Flarer ausgeſprochen 
werden müfjen. 
Zu dem Art. 7 wünfcht der Ausfchuß der zweyten 
Kammer ganz mit Recht noch die Fälle: 
„‚wenu ber Deferteur oder Austreter die Strafe erlits 
ten, oder die Schuldigfeiten geleiftet hat 
aufgenommen; weil auch fie, der Natur der Sache nad, 
die — — der Sequeſtration herbeyfuͤhren muͤſſen. 
Hinſichtlich der uͤbrigen Artikel findet der Ausſchuß 
nichts zu erinnern und ſchließt daher mit dem Antrage: 
den Geſetzesentwurf anzunehmen und die gemachten Bes 
merfungen der Staatsregierung ald bloße Wuͤnſche vors 
zutragen. 
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CXIX. 


Vortrag des zweiten Ausfchuffes der erften Kammer, 

den Zuſtand der Staats: und MPrivatrenten 

in Rheinheſſen betr.; erftattet von dem Herrn 
Praͤlaten Dr. Schmidt, 


- Die, in ber Provinz Nheinheflen in Gefolge ber 
franzöfifchen evolution ungiebig gewordenen, Staats» 
renten,, welche fchon in der Kammer zur Sprache gefoms 
men find, find dermalen ein Gegenftand, ber die Ruͤckſicht 
berfelben eigends in Anfpruch nimmt. 

Bey der Bereinigung des Tinfen Rheinufer mit bem 

franzöfifchen Reiche wurden die franzoͤſiſchen Geſetze gegen 
den Feudalismus hierher übergetragen, und indem man 
die droits feodernux et censuels abfhaffte, wurden auch 

Diejenigen Gülten und Renten mit bdenfelben vermengt, 
die ihrer Natur nad Feineswegs feudal waren. Der 
weite Umfang, in welchem das Wort Zins im Teutſchen 
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genommen wird, trug hierzu bey, indem man ben Begriff 
des franzoͤſiſchen Gens unterfchob, welches nur: eine, an 
den Seigneur zu entrichtende, Abgabe bezeichnet. So 
blieben die meiften nicht feudalen Grundrenten (rentes 
foncieres ) ungiebig, bis im Sahr 1804 durch das faifers 
Iiche Decret vom 9, Vendemiaire XIII. eine beftimmte 
an der Feudalen und nicht. feudalen Gülten 
erfolgte. SE 

Daß die Wirkungen biefes Decrets nicht bedeutender 
waren, bat unftreitig feinen Grund in dem vierten Ars 
tifel deſſelben, nach welchem zum Beweis der Rentepflich— 
tigkeit erfordert wird, daß der Gläubiger bey dem Eins 
ruͤcken der frangöfifchen Truppen und feit jener Epoche im 
Befig der Rente gewefen und. geblieben ſey. Es blieben 
daher die meiiten: Grundrenten ungiebig, und bierdurd) 
wurde die üfterreichifch.« baierifche Landesadminiſtrations⸗ 
Commiffion bewogen, unterm s6ten April 1816 die, 
in der Folge näher zu berückfichtigende, Verordnung zu 
erlaffen. Sufolge derfelben follten eigene Nenovatoren 
angeftellt werden, um bie Eriftenz der befragten Renten 
zu conftatiren. Da aber ſchon am Ende dejjelben Mos 
nats dieſe "Abminiftrationscommiffton auffer Thätigfeit 
trat; fo fcheint die Anftelnng folcher Renovatoren uns 
terblieben zu feyn. 

Die Großherzoglih Heffiihe Staatsregierung hat 
unterm Alten März. 1819 eine Bekanntmachung erlaflen, 
mwodurd der Sinn des $. 12 der fo eben erwähnten Vers 
ordnung näher beftimmt wird. Auch hiervon. wird in 
der Folge weiter die Rede feyn. 

Der Abg. Kraft hat nunmehr in der zweyten Kam⸗ 
mer eine Motion gemacht, welche die Vollſtreckung ber 
erwähnten Verordnung, eine weitere Ausdehnung derfels 
ben, ſowie audy einige Mobification bezwedt. Der Ges 
genftand ift von Wichtigkeit. Es handelt fih nämlich 
nicht bloß von der Flüffigmachung der befragten Renten, 
fondern auch von der Nachzahlung der Rüditände. . Der 
Abg Kraft glaubt ,. daß die Ruͤckſtaͤnde der Staatsrenten 
zu 300,000 fl. angefchlagen werden können. Der betrefs 
fende Ausſchuß hat hierüber folgenden Bericht erftattet. 

A Legatur. ) 

Bey der Discuffion in .der zweyten Kammer iſt un⸗ 

ter andern folgendes geäuffert worden. 
. (Legatur.) 


— 
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Die Beſchluͤſſe, welche: die zweyte Kammer hierauf 
gefaßt hat, ſind folgende: re | 

1.) daß die Staatsregierung zu erfuchen ſey, die 
Verordnung der Kaiſerlich Defterreichifchen und Königlich 
Bairifchen Tandesadminiftration vom 16 April 4816 mit 
Ruͤckſicht auf die Erläuterung des $. 12 berfelben , welche 
durch die Befanntmachung des Großherzogl. Geh. Staates 
minifteriums vom 14. May 1819 erfolgt ift, — für.alle 
jene Neritengläubiger, welche in biefer Verordnung bes 
griffen find, baldmöglichft in. Vollzug zu ſetzen, und vors 
zugsweiſe bie Kotarien mit dieſem Geſchaͤft zu beauftras 
en.“ | h — 
(Legatur die Verordnung nebſt der Bekanntmachung) 
2.) „Die Staatsregierung zu erſuchen, den Stäns 
den einen Geſetzesentwurf ded Inhalte, mie folder von 
dem zweyten Ausſchuſſe Der zweyten Kammer unter Nro, 
11. Lit. a—g feines Berihtd in Antrag gebradt wers 
ben, vorzulegen, mit Ruͤckſicht auf, die, bey der Beras 
thung deßhalb gemachten, Bemerkungen. * 

Der Ausſchuß ift den Anfichten der zweyten Kammer 
beygetreten. es > | 
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CXX. 


Weiterer Vortrag des zweyten Ausfchuffes der erften 
Kammer, den Gefeßesentwurf über Die Anges 
legenheiten der Gemeinden betr. ; erftattet von 
dem Herrn Prälaten Dr. Schmidt. 





Da die Berathungen und Abtimmungen über ben 
Entwurf der Gemeindeordiuung in beyden Kammern gleich 
zeitig“ Statt gefunden haben, fo mußten ſich hieraus 
manche Verfchiedenheiten in den Befchlüfien ergeben. Um 
daher diefe, wo moͤglich, zu befeitigen, und hierzu den 
‚fürzeften Weg einzufchlagen, find auf Einladung des Aus— 
ſchuſſes der zweyten Kammer die beyderfeitigen Ausſchuͤſſe 
am 24. May zufammengetreten, um eine Ausgleichung 
der Anfichten zw verſuchen. Es fchien dieß um fo eher 
‚einigen Erfolg zu :verfprechen, als die. zweyte Kammer 
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ihre fAmmtlichen Erinnerungen und Bemerfungen der 
Staatsregierung nur als Wünfche vorzulegen beichloffen 
bat, bie erfte Kammer aber bloß zwey Abänderungen als 
die Annahme des Geſetzes bedingend betrachtet. 


Referent befchränkt fi dermalen auf einen vorläufi 
gen, bloß die wichtigeren Punkte berührenden, Bericht; 
da die meiften Actenſtuͤcke bis jegt ur in einem Exem—⸗ 
plar eriftiren, und fich dermalen bey dem Augfchuffe der 
zweyten Kammer befinden. Die bedeutendite, Divergenz 
der Anfichten zeigt fich bey den Artikeln 13, 37 und 75. 
Bon Art. 13 nimmt die zweyte Kammer den zweyten Abs 
faß nicht an, und beftreitet den Standes » und Patrimos 
nialgerichtöherrn das Beftätigungsrecht der Bürgermeifter. 
Die erfte Kammer nimmt bagegen den ganzen Artikel an, 
bäft aber für nöthig, daß der Staatsregierung das Red, 
in geeigneten Fällen andere Wahlen anzuordnen, . vorbes 
halten bleibe. en | 


Bey Art. 37 hält die zweyte Kammer für angemefs 
fen, daß nicht bloß die erften, fondern ſaͤmmtliche, Wah⸗ 
len von NRegierungscommiffarien geleitet werden. Die 
erfie Kammer hat den Artikel ohne diefen Zufag ange» 
nommen. Art. 75 iſt von ber zweyten Kammer mit einer 
unbedeutenden-Beräaberung angenommen, von der erfien 
abgelehnt worden. Der Ausfchuß der zweyten Kammer 
hat es übernommen, darauf anzutragen, daß die zweyte 
. Kammer binfichtlic des zweyten Abfated von Art. 13 

fo wie hinfichtlich des Art. 75 den Bejchläffen der. erfien 
Kammer beytrete, — 


Was den, von der zweyten Kammer votirten, Zuſatz 
zu Art. 37 anbelangt, ſo findet der dieſſeitige Ausſchuß 
denſelben ſo zweckmaͤßig, daß er denſelben der Kammer 
nicht bloß zur Annahme zu empfehlen ſich verpflichtet ers 
achtet, fondern auch die Ueberzeugung ausſpricht, daß 
hiernach auf den, zu Art. 13 in der erfien Kammer ges 
machten, Zufag nicht mehr daffelbe Gewicht gelegt werden 
fann , welches aufferdem auf benfelben gelegt werben 
mußte, Da nun ber jenfeitige Ausſchuß nicht glaubt, 
‚daß die zweyte Kanımer diefem letzteren Zufate beytreteit 
werde; da der eine ber Herrn Regierungscommiffarien 
ſich bereits in. der erften Kammer gegen benfelben erflärt 
bat; — da ed.nicht wünfchenswerth feyn kann, daß an 
biefem einzigen Punkte die Annahme des Gefeges fcheitere: 
‘fo trägt der Ausſchuß fein Bedenken, den Wunſch zu 
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erklaͤren, daß die erſte Kammer von dem, hinſichtlich 
dieſes Zuſatzes — Beſchluſſe abſtehen moͤge. 


N a ch trag. 

Da dem Referenten nunmehr die ſaͤmmtlichen Acten 
zugekommen find, fo beeilt er ſich, der hohen Kammer dies 
jenigen Beſchluͤſſe der zweyten Kammer vorzulegen, die, 
nach den Anſichten des dieſſeitigen Ausſchuſſes, angenom⸗ 
men werden koͤnnen. 

Er bemerkt noch, daß der jenſeitige Ausſchuß die, von 
der erſten Kammer gefaßten, Beſchluͤſſe zu den Art. 8, 54, 
75,78, 3,4. 94 der zweyten Kammer zur Annahme 
empfehlen wird. 

Hinſichtlich der, zu den Art. 2, 16, 21, 22, .23, 32, 
41, 42, 45, 47, 58, 71, 84 0. 85 gefaßten, Beſchluͤſſe 
baben fich tie Ausfchüffe um fo mehr dahin vereinigt, daß 
die Entfcheidung der Staatsregierung zu überlaffen fey, 
als beyde Kammern ſchon befchloffen hatten, diefelben bloß 
als Wuͤnſche vorzutragen. 

DEINEN. der zweyten Kammer, welche von ber erfien 
. Kammer, nad. den Anfichten ihres Ausſchuſſes ‚ ange, 
nommen werden fünnen, 

Art. 12 Statt: „nach der ihm ertheilten Dienfts 

inſtruction“ iſt zu fegen: „nach den Geſetzen und der 

ihm ertheilten Dienſtinſtruction.“ 

Art. 27. Der Artikel iſt unveraͤndert beyzubehalten, 
— keine neue Wahlen waͤhrend der erſten Jahre noͤthig 
werden. | 

Art 37—40. Es werden folgende Zufäge gemacht: 

1.) daß bie Wahl nicht von dem Bürgermeifter, fons 
dern von einem Regierungscommiffär mit Zuziehung der 
zwey Höchfibefteuerten und der zwey aͤlteſten Einwohner 
der Gemeinde geleitet werde; 

29daß die Abſtimmung durch Einſchreibung in die 
nummerirten Stimmenzettel geſchehe, wobey die Nummer, 
welche jeder Votant hat, nur hin ſelbſt befannt feyn dürfte; 





3.) daß die Stimmenzettel in ein verfchloffenes Gefäß — 


geworfen werden; 

4.) daß in die Abſtimmungsliſte bloß die Nummern 
ber einzelnen Stimmenzettel und welche Namen fie enthal⸗ 
ten, eingetragen werden; 

5.) daß ed jedem Ab kimmenden frei fiehe, das Wahl⸗ 
protokoll einzuſehen und ſich ſowohl von der Richtigkeit 
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ber Stimmenzählung, als auch davon, Haß feine Stimme 
richtig eingetragen worden‘, zu uͤberzeuge. 

Art. 44. Statt diefes Artifels ift Ger Antrag des 
Abg. Knapp anzunehmen: - », — 

„Es follen von jest an nur Aufnahmen zu Ortsbuͤr⸗ 
gern Statt finden, mithin alle, —A 
gleiches Recht erhalten. Deu, zur Zeit ber Prommgation 
dieſes Geſetzes in den Gemeinden der Provinzen Starken 
burg und Oberheſſen vorhandenen‘, Gemeindsleuten oder 
Bürgern fol ber. Fortgenuß der, ihnen bisher zu Theil 
gewordenen, Nugungen von dem Gemeindevermoͤgen ver⸗ 
bleiben, ohne daß folches durch die Aufnahme ttener Ortes 
bürger gefchmälert werden kann. Wenn ein ſolcher Ge 
meindsmann abgeht, fo fol der, von demſelben bis ‚dahin 
bezogene, Genuß an den Gemeirdegütern zum Vortheile 
der, noch in feinem Genuß der Art ftehenden, derualigen 
DOrtebürger verwendet und nach dem Abgange aller jeht 
in einer Gemeinde befindlichen Gemeindgleute die. Rechte 
aller Ortsbuͤrger derſelben, in Beziehung auf die Theil 
nahme an den Nugungen des Gemeindevermoͤgens, Loͤllg 
gleich werben. es 
Art. 50. 8 wird, um unnoͤthige Schreibereyen zu 
vermeiden, angenommen, daß der Gemeinderath, jedod 
mit Vorbehalt des Recurſes an bier Megierungsbehörde, 
über die Aufnahme zu entſcheiden hat, 1; 3 

Art. 51. Die erſte Kammer erffärt in Gemäßheit 
ihres Beſchluſſes vom 10. Februar, daß ſie der Abfchaffung - 
der Receptionsgelder nicht entgegen ift, —* der daburch 
entſtehende Ausfall im Budget auf die, von ihr angegebene, 
Weife durch eine andere innahme erſetzt wird. 

Art. 56. Stalt: „nach Anhoͤrung“ wird gefegt: 
„auf den VBorfälag. —— 

Art. 57. Die Größe der Caution wird. vom Ge—⸗ 
meinderath beflimmt. Es wird zugefegt, daß die. baare 


aution verzinfet werde, 


Art. 59. Es kommt die Modification noch, hinzn, 
baß ber Gemeindeeinnehmer nur „nach Anhörung bes Ge 


meinderaths + entlaffen werben koͤnne. 
Art. 62. Statt: „Junius“ wird „Julius“ geſetzt. 
Es wird ſodann zugefügt: „daß der Voranſchlag, 
laͤngſtens vor Ende des Jahrs, mit der Genehmigung von 
der Regierungsbehoͤrde an die Gemeinde zuruͤckgeſendet 
erden müfle., | ee Wi . a 


+ 
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Art. 67. Statt: „ Verwaltungsrechnung u wird 
Pr Berweltungörehenfgaft geſetzt. 

Art. 68 — 70. Auſſer den, von ber erſten Kammer 
bereits York Zufäten werden noch folgende gemacht: 
,,.%) daß bey Verkäufen, Berpachtungen und fonftigen, 
‚nicht ftändige Einnahmen betreffenden, Vorgaͤn Ai ein 
Mitglied des Gemeinderaths zugegen ſeyn müfle, um 
Kenntnig davon zu nehmen und ‚das Nöthige in dad Con⸗ 
trolbach einzutragen. 

b.) daß auch ben Ablage der Rechnung des. Gemeins 
—— — dasjenige gelten fer, was, Mi Amebten, Abr 
fage des Art‘ 68 beffimmt ‘word 

c,). daß ber. Gemeinderath dag’ > habe, zu verlan⸗ 
en, dat wenn über dasjenige, was bie Amtsfuͤhrung des 

uͤrgermeiſters betrifft, berathen wird, ber Bürgermeifter 
auf I lange abtrete. 

d.) daß derjenige Theil des Protokolls, der ſich auf 
bie Amtsführung des Bürgermeifterg bezicht, nicht von 
biefem, fondern von dem — — an die Regie⸗ 
age eingeſchickt werde. 

Art. 97. Statt: ‚‚ibrer Dienftftelle ijft zu fegen: 
„der Staatecaffe, *  Diefer und die folgenden Artikel 
werben übrigend nach dem, von bem Abg. RE zu 
Art. 44 gerlantr, Antrage modificirt. | 


mm —B 


Cxxi. 


Weiterer Vortag des zweyten Ausſchuſſes der * 
Kammer, den Geſetzesentwurf über Einmarkun— 
gen betr.; erſtattet von dem Hexrn Staatsmi⸗ 
niſter Freis. u. Thil, 





Die zweyte Kammer Kat ben Geſetesentwurf aber 
Einmarfung u. ſ. w., welchen die erſte abzulehnen beſchloß, 
in ihrer 172ten Situng unverändert angenommen. 
Indem der Ausfhuß fi) hierdurch — ſteht, 
der hoͤhen Kammer abermals uͤber dieſen egenſtand Be⸗ 
richt zu erſtatten, glaubt er vorausſetzen zu dürfen, baß 
ihr der Inhalt feines erften Vortrags und mithin die 
Gründe, auf welchen der dieffeitige: Befchluß beruht,’ noch 
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wohl befannt find; er befchränft fich mithin-barauf, bie 
hohe Kammer in Kenntniß von den Verhandlungen zu 
fegen, die in ber zweyten Kammer Statt fanden. 
Clegatur der Bericht des Augfchuffes und die Dischffion.) 
Der Ausfhuß der zweyten Kammer .erfennt es an, 
daß man bieffeits nachgewiefen habe, daß die Art; 3 u. 6 
des Entwurfs auf fehr unbillige Weife zum Nachtheile. ber 
neu Eingemarften wirken fönnten;. dennoch aber glaubten 
die wenigen Mitglieder der Kammer, welche. über dieſen 
Gegenftand geredet ‚haben, . daß alle Schwierigkeiten, dur 
die Annahme der Gemeindeordnung gehoben, feyen nnd bie 
erfte Kammer nun Feiner. Anand. mehr nehmen werde, 
das Gefeg anzunehmen. ri Bali 
Angenommen, ed wäre dem alfo und die Schwierig⸗ 
feiten feyen gehoben, fo würde biefes die erſte Kammer 
nicht vermögen koͤnnen, biefen Geſetzesentwurf anzuneh⸗ 
men, fondern fie fönnte ihn. nur gleichen Schritt mit der 
Gemeindeordnung felbft gehen Iaffen, d. h. fie müßte ihn 
proviforifch annehmen und auch dieſes koͤnnte fie heute 
noch nicht; denn fie hat nicht unbedeutende Aenderungen 
und Zufäge zu denjenigen Artifeln Wr Gemeindeorbnung, 
die bier in Betracht fommen, ‚vörgeichlagen, über 
welche die zweyte Kammer noch. nicht definitiv abgeftimmt 
hat und wenn fi auch erwarten und hoffen läßt, daß 
jene Kammer allen Forderungen der Billigkeit Gehör geben 
wird, fo fennt man body bie Entfchließungen der Großher⸗ 
zoglichen Staatsregierung noch nicht mit Beſtimmtheit. 
Ueberdem ift e8 nicht ſchwer, nachzuweiſen, daß durch 
die Gemeindeordnung nicht alle Schwiertgfeiten gehoben 
werden. Dieſes Gefeß ordnet die Verhaͤltniſſe und bie 
Beytragspflicht der Forenfen, aber die Forenfen gehören 
von jeher zu einer Gemeinde und waren durch frühere Gr 
fege fhon verbindlich- gemacht, zu den Beduͤrfniſſen biefer 
Gemeinde irgend etwas beyzutragen, während. bie. Beliger 
befonderer Gemarfungen zu gar feinem Beytrage verpflich⸗ 
tet waren; es ift mithin die Frage: ob fie Forenfen wer 
den müffen oder nicht? für fie.von der größten Wichtig, 
feit; Und warum follten fie Forenfen werden ?. Man bildet 
ja eine Bürgermeifterey aus drey und vier Gemeinden, 
denen man ihr Gemarkungsrecht, ihren Activ- und Pailivs 
vermögengftand u. f.w. läßt, warum follen. Einzelne nicht 
auch ihre Gemarkung beybehalten ? EITERT 
Wenn die zweyte Kammer annimmt, daß die Beſitzer 
dieſer Gemarkungen fi) der Beyträge zu gewiſſen And 


— 
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gaben, die mit zu ihrem Nutzen gereichen koͤnnen, nicht 
entſchlagen duͤrften, ſo hat ſie Recht und ſtimmt mit der 
erſten Kammer überein; wenn fie aber annimmt, daß die 
Beftimmungen der Gemeindeorbnung eben dieſe Beſitzer 
vor jeder Ungerechtigfeie ſchuͤtzten, fo ift diefes ein Irr⸗ 
thum. Nur ein Bepfpiel zur Erläuterung, welchem fich 
aber noch andere beyfügen laſſen. Der Befiger eines Ho⸗ 


fes hat bisher alle Kriegslaften getragen; fein Gut Cein 


Hall, der fehr oft vorkommt) ift vielleicht von zwey oder 
drey benachbarten Gemeinden: bequartirt und er hierdurch 
in Schulden geftürgt worden; nunmehr fol diefer Hof 
eingemarft werben und der Beliker nach Art: 89 der Ges 
meindeorbnung zu den Kriegefchulden beytragen, welche 
die Gemeinde zu Erleichterung ihrer, nicht feiner, Krieges 
laft contrahirt hat und diefer Beytrag Fönnte, wie in dem 
früheren Berichte bewiefen ward, leicht in der Uebernahme 
der Hälfte der ganzen Schuld beftehen. Wie kann ein Ges 
feß eine: folche Ungerechtigfeit ausfprechen ?: Es fpringt alfo 
in die Augen, daß dieſer Artifel nicht auf dieſes Verhälts 
niß angewendet werden kann und daß ein anderer erfors 
berlich ift, welcher feftfegt, daß die Neueingemarften zu 
feiner Gemeindefchuld beyzutragen haben, die vor dem 
Tage ihrer Einmarfung contrahirt ift. 
Eine folche Beltimmung konnte aber jener Geſetzes⸗ 
entwurf nicht enthaiten, weil er die Berbältniffe des neu 
Einzumarfenden ganz unberäcfichtigt laͤßt und fie befons . 
ders behandelt wiffen wollte. Hätte aber die zweyte Kams 
mer biefen Gegenftand früher in Berathung gezogen, und 
wäre ber erften Kammer ihr Beſchluß und das Verwerfen 
der Dieffeitigen Anträge zu ber Zeit befannt geworden, in 
welcher der Entwurf der Gemeindeordnung an die Stände 
gelangte, fo würde ihr Ausfchuß fich beuiht haben, die 
beyden Gefegesentwärfe zu amalgamiren: oder wenigfteng 
in Einflang zu bringen; bermalen aber tft es hierzu gu 
fpät, weil jeder Vorſchlag dieſer Art vor 3 Wochen nicht 
zum ®orlegen bey ber Großherzoglichen Staatöregierung 
reif feyn würde und man allgemein annimmt, daß der 
Landtag nicht mehr fo Tange dauern werde. ‚Unter diefen 
Umftänden kann der Ausfchuß nicht anders, als dahin ans 
tragen, daß bie hohe Kammer ihrem früheren Beſchluſſe 
inhäriren und das Gefeß ablehnen möge. Gewiß wird die 
hohe Kammer mit diefem Befchluffe fo wenig, als mit ih» 
ren früheren Bermittiungsvorfchlägen, die Abſicht verbin⸗ 
ben, jede gefegliche Beftimmung über biefen E-zenftand zu 
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verhindern, fondern ſie wird nur bezwecken, daß ihre Vor⸗ 
ſchlaͤge und die Berhältnifie von der Staatsregierung- und 
ber zweyten Kammer reiflich geprüft werden. wozu .auf 
—— — Landtage mehr Zeit, als auf dieſem 
eyn Wird... ee) te, | 

Der Großherzoglichen Staatsregierung Tann dieſer 
Beichluß nicht unwillkommen ſeyn, da man. allen Grund 
bat, zu glauben, baß-fie den. Geſetzesentwurf über Eins 
markungen nicht, ganz ‘fo, wie er vorliegt, abgefaßt haben 
würde, wenn damals die Gemeindeordnung ſchon redigirt 
geweſen waͤre. — | 

Dem. öffentlichen: Dienfte und öffentlichen: Wohl wird 
die Ablehnung. eben ſo wenig irgend einen Nachtheil brins 
gen, da es gar-nicht im Zweifel. gezogen wird, baß bie 
Staatsregierung einen nicht eingemarften Diſtrict hinſicht— 
lich der Verfügungen, bie in. die ‚allgemeine Staatevers 
waltung einschlagen ſowohl, als hinſichtlich der-Drispolizey 
einer Gemeinde, beyordnen koͤnne und es ‚ohne Zweifel 
thun wird... zuge Natel, rn 
CXKXII. 
Weiterer Vortrag des erſten Ausſchuſſes der erften 

Kammer der Stände: über ven Geſetzesentwurf, 
bie Tilgung der Stagtsſchuld betr; 
‚erftattet von dem Herrn wirklichen Geheimenrath 


Freiherrn v. Wieſenhütten .. 


Aus: Beranlaffung des Erlaſſes der. erfien Kammer 
vom ten dieſes Monats: uber das Gefeg, die Tilgung 
der Staatsfchuld betr. und da die Anfichten: beyder Kam— 
mern’ nicht ganz gleichfoͤrmig ſich :dargeftellt hatten, hat 
bie zweyte Kammer. der Stände den Gegenftand. in nodr 
malige Berathung gezogen und fie hat das Reſultat ber’ 
felben mit: dem Wunfche-arher gelangen laſſen, daß bey 
diefem ſo bochwichtigen, auf das ganze Land und den als 
gemeinen Staatscredit fo tief. Bezug babenden, Gegen 
ftande beyde Kammern fich bewogen finden möchten, ihre 
Anſichten auf eine befriedigende, Weife gaͤnzlich mit einan 
der zu vere nigen. Po Nr 
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Die erfte Kammer hat bey ihrer. früheren Berathung 
diefen Zweck bereits vor Augen gehabt; fie hat geglaubt, 
diefem vollftändig fchon dadurch entfprochen zu haben, daß 
fie fammtlicdye abweichende Anfihten — nur eine ausgenom⸗ 
men — der Staatsregierung nur ald Wünfche vorzulegen 
befchloffen hatte und die zweyte Kammer hiernach beant» 

Dermalen fommen nur noch 4 Punkte in Betrachtung, 

I. Der $.9 bed Gefeßedentwurfs jagt: 

(Legatur) u — 

Die hohe Kammer, fo wie ihr Ausſchuß, hatten die 

Stelle sub 4 nad) den, von dem Herrn Regierungscom⸗ 
miffartus gegebenen, Erläuterungen alfo verftanden, daß 
ed die Abficht der Staatsregierung jey, die Sapitalien der 
inländifchhen öffentlichen Snftitute zum Behufe 
einer verminderten Goncurrenz bey den DVerlofungen zwar 
nicht mitloofen zu laſſen, dagegen aber ihnen — gleichſam 
als Erjag — einen Vorzug durch unverloofte Ruͤckzahlung 
auf den Fall zu geftatten, wenn fie ihrer Capitalien zur 
eignen Verwendung bedürfen würden, worüber jedoch die 
obere Staatsbehörde zu entfcheiden haben ſolle. 

Man trat diefem daher bey. . _ 

Aus den neueren Discuffionen in der zweyten Kam— 
“mer geht aber hervor, daß dieſes ihre Meinung nicht ges 
wefen; da diefelbe aber jegt mit ber erfien Kammer hierin 
fi) einverftanden hat, fo ift alfo diefer Gegenitand als 
erledigt anzufehen. | 

aß diefer Vorzug nur den inländifchen Snftituten, 
nicht aber den Gemeinden, zu geftatten fey, darin vers 
einigen ſich beyde Anfichten, indem: bieffeits auch früherhin 
nur von den Inſtituten die Rede war. 

II. Der Gefeßesentwurf fhlägt hinfichtlich der Wahl 
des, von den Ständen zu beftellenden, Directors und Cons 
troleurs vor, daß bey Verfchiedenheit der Meinungen bey⸗ 
der Kammern die Stimmen in beyden Kammern zufam» 
menzuzaͤhlen feyen. 

Die erfte Kammer bat geglaubt, biefes nicht anneh⸗ 
men zu fönnen, weil, auffer den verfaffungsmäßigen Aug» 
nahmen, die Rechte beyder Kammern ganz gleich find und 
man bat daher vorgefchlagen, daß, wenn beyde Kammern 
fi nicht auf die nämliche Perfon vereinigten, das Loos 
unter den, in Borfchlag gebrachten, Männern zu entſchei⸗ 
ben haben möge. | | 
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Der neuere Antrag des erfien Ausſchuſſes ber zwey⸗ 
ten Kammer ging dahin, fich hierin dem Vorſchlage der 
erfien Kammer beyfällig zu bezeigen. Allein mehrere Stims 
men in der zweyten Kammer waren dagegen und deren 
Meinung. erhielt mit 34 gegen 7 Stimmen. die Oberhand, 

(Die Abftimmungen zu verlefen.) 

Die Conflitutionsacte beftimmt nur zwey Fälle, wo 
bey eintreteuder Verfchiedenheit der Meinungen bey beyden 
Kammern die Entfcheidung nad der Stimmenmehrheit ges 
faßt und die Stimmen zufanmmengezählt werben follen. 

Der eine Fall ift der in dem Art. 67 ausgedrüdte; 
wenn nämlich die erfte Kammer das Finanzgefek zu 
verwerfen ſich bewogen findet und der andere im Art. 75 
verzeichnete, wenn ein Geſetzesvorſchlag der Staatsregie⸗ 
rung von einer Kammer abgelehnt, derfelbe aber von der 
eg auf dem nächften Landtage wieder vorge, 

egt wird. 

Beyde Falle find hier nicht vorhanden. Es fehlt das 
ber ganz an einem binreichenden Grunde, jene gefeglichen, 
nur allein auf die angegebenen Fälle berechneten, Diöpos 
fitionen auf den gegenwärtigen Fall anwenden zu wollen. 

Mollte man diefes von Seiten der erften Kammer 
bermalen nachgeben, fo würde die Folge feyn, daß fort, 
2 bey jeder Verfchiedenheit der Meinung auf gleiche 

rt verfahren werden muͤſſe. Ä 

Daß dieß aber nicht in der Abficht des Verfaſſungs— 
gefebes Liegt, beweifet der Art. 82 fehr deutlich, wenn er 
beftimmt, daß alddann, wenn die eine Kammer einer, von 
ber andern Kammer in Vorfchlag gebrachten, Petitton nicht 
beyftimmt und die Sache alfo auf ſich beruhen bleibt, nur 
ber legtern unbenommen bleibt, die hoͤchſte Regierung von 
der beabfichtigten Petition in Kenntniß zu feßen. Ueber⸗ 
haupt zeigt die ganze Faſſung der Conſtitutionsacte, daß 
ed die Abſicht ſey, beyden Kammern gleiche Rechte zu ge 
ben und feine von ber andern durch Ueberftimmung ab 
haͤngig zu machen. | 

Und diefe volle Gleichheit der Nechte und Gewalten 
liegt ganz unverfenntlih in dem Weſen einer, auf die Er 
fienz zweyer Kammern gebauten, Gonftitution. Beyde wuͤr⸗ 
den fonft nicht lange nebeneinander beftehen koͤnnen umd 
das ganze Gebäude zufammenflürzen. 

Die Gonftitution, fo wie fie dermalen befteht, zu et 
balten, haben die Stände beſchworen. Cie dürfen eine 
Hauptftüge nicht herausnehmen wollen und nie wird die 
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erfte Kammer den Vorwurf auf ſich Taben, in etwas mit 
— — den Umſturz der Verfaſſung herbeyfuͤh⸗ 
ren muß. 

Daß die Conſtitutionsacte in ben oben angeführ, 
ten beyden Fällen das Durchzaͤhlen der Stimnien 
vorſchreibt, hat feinen ‘fo ganz fpeciellen Grund, daß er 
jedem Unbefangenen leicht in die Augen fpringt. In ganz 
heterogenen und fo fehr fpecielen Fällen läßt ſich feine 
Schlußfolge mit Beltand von einem auf ben andern ziehen. 
+ Gang unerfindlich erfcheint daber die Behauptung, 
daß das Princip der Stimmenmehrheit bey beyden Kam⸗ 
mern  confequent in der Sonftitutiongacte durchgeführt fey ; 
der vorhin bemerfte Fall aus dem Art. 82 beweifet ſchon 
allein genug das Gegenteil. 

Daß aber die Entſcheidung durch das Loos nicht in 
der Gonftitution vorgezeichnet fey, Fann und muß man 
allerdings einräumen und in jedem andern Sale wuͤrde 
man Anftand genommen haben, es vorzufchlagen, wenn 
man es nicht als das fürzefte, in dem gegenwärtigen, art 
ſich ſelbſt fo fehr unwichtigen und body durch den verurfacht 
werdenden Auffentbalt fo dringenden, Fal ganz unpräju- 
dicirliche, Auskunftsmittel angefehen hätte. 

Und es ift fih daher um fo mehr. zu verwundern, daß 
ein Mann von guter Einficht bey der zweyten Kammer und 
Diefe verehrlihe Kammer felbft, lieber den Staatscrebit 
auf's Spiel fegen, als mit Nachgiebigkeit einem billigen 
Vorſchlage entgegenfommen wollen. | 
Aber noch unerwarteter möchte wohl die Behauptung 
eines vorfißenden Mitgliedes der zweyten Kammer erfcheis 
nen, wenn behauptet wird, daß es ein anerfanntes 
Princip ſey, nach welchem bey allem, was Finanz- 
gegenftände betrifft, die zweyte Kammer ftetg eine —* 
ponderanz haben muͤſſe. | 
Es kommt alſo biernach nur darauf an, welche Ents 
fihließung zu faffen für gut und zweckmaͤßig gefunden wird, 

Nachgeben und das Durchzählen der Stimmen zuges 

ftehen kann die hohe Kammer nicht, ohne ihren Gerechts 
ſamen zır präjubiciren und fomit ihren Pflichten gegen den 
Fürften und den Staat zu nabs zu treten. 
Der Kammer ſteht das Recht zu, das in Sprache 
ftehbende Geſetz zu verwerfen und abzuwarten, ob die 
Staatsregierung den nämlichen oder einen andern Gefes 
Besentwurf auf dem nächften Landtage vorlegen werde? 
Aber hierdurch wird der Credit freilich gefährdet. 
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. Zwar Fann bie Staatsregierung. bie, zur Zinfen- umd 
Gapitalzahlung beftimmmten, Fonds zu dem befanuten Zwede 
und in dem vorgefchjlagenen Maaße verwenden; es iſt aud 
nicht zu zweifeln, daß ed. allgemein befannt werben wird, 
aus welchen Urfachen das Schuldentilgungsgefeg noch nit 
ins Leben treten Fannz allein — abgefehen davon, daß die 
beyden Kammern bier gleichfant in einer offenen Fehde vor 
bem Publifun erfcheinen — zeigt biefe Disharmonie in 
ſolchen Nebenfachen. ein gewiffes Schwanfen in ber Golis 
dität der Verfaſſung und beren Verhältnifjen au, die auf 
den Credit des Staats von. nachtheiligen Folgen feyn muß 
und von Uebelgefinnten nicht unbenugt bleiben wird. , 

Es fcheint daher nothwendig, nochmals auf einen Aus: 
weg zu benfen, ehe man zu dem Aufferften Mittel des Ders 
werfens ſchreitet. 

Der erſte Ausſchuß der erſten Kammer hatte früber 
binfichtlich der Wahlen einen alternativen Antrag gemacht. 
Dielleicht findet die zwepte Kammer den Borfchlag, in den 
Wahlen zu alterniren, angemeffener; oder aber, es ließe 
fi) der Ausweg denfen, daß jede Kammer einen Director 
nit Stellvertreter und einen Controleur anflelte. In die 
ſem Tegteren Falle würden nur die Koften ſich um etwas 
a ie — 
| ofte aber diefer zu machende Verſuch zur, gütlichen 
Ausscheidung entweder den Beyfall der hohen erfien Kams 
mer nicht erhälten, oder von der zweyten Kammer nick 
angenonmen werden wollen, alsdann freilich bleibt dem 
Ausſchuſſe nichts übrig, als, in Bezug auf die angeführr 
ten Gründe, darauf anzutragen, daß die hohe Kammer 
dem Geſetzesentwurfe ihre Beyftimmung verſage. 

III. Gegen einen, von der zweyten Kammer in Vors 
fchlag gebrachten, Zufagartifel, wornady jeder Kammer 
allein das Recht zuftehen fol, einen Director in Anflas 
geftand zu verfegen, haben’ fowehl der Herr Regierungscom⸗ 
miſſarius, als aͤuch die erſte Kanımer und zwar. um deßwil⸗ 
Ien ſich erflärt, weil dieß der Verfaſſungsurkunde Art. 79 
entgegen ſeyn wuͤrde. N —— 

Die zweyte Kammer hat bey der Discuſſion nichts 
darüber geäuffert und ihr Ausſchuß waͤre der erften Kam 
mer beygetreten, Bey der Abſtimmung aber ift bie zweyte 
Kammer bey ihrem Antrage verblieben. 

Beyde Kammern haben übrigens ſchon vorhin, dieſen 
Punkt der Staatsregierung als Wünfche vorzutragen, 
beſchloffen. 
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Die erſte Kammer, wird daher wohl auch ihrem früs 
eren Wunfch, daß es hierin bey dem Art. 79 fein Bes 
| a bahn behalten möge, inhäriren. 

4 Ob die Chauſſee⸗ und Flußbaucaſſe⸗Capitalien 

Adem Schuldentilgungsfonds zuzuweiſen, oder beſonders 
behandelt, und auf geſchehene Aufkuͤndigung ruͤckgezahlt 
werden follen?. darüber iſt abermals bey der zweyten 
Kammer viel geſprochen und debattirt worden. 

Die erſte Kammer hat ſich fruͤherhin für letzteres ers 
klaͤrt, doch mit Ueberlaſſung zur Entſcheidung der Staats⸗ 
regierung. Ein gleiches iſt von Seiten der zweyten Kam⸗ 

mer geſchehen, doch* mit dem Dafuͤrhalten, daß die Ere⸗ 
ditoren der beyben genannten Caſſen vor: den übrigen 
Ereditoren feinen Vorzug anzufprechen hätten. 

Das Hauptmotiv für die Begünftigung liegt in dem 
großen Credit, den: diefe Caſſen bisher genofien, und der 
— in Kotbfälen — .fernerhin von’ Nuten feyn Fönnte. 

Indeſſen ſteht dahin, ob: diefer bisherige Gres 

‚bit nicht ſchon fo wiel durch die Verhandlungen bey dem. 
Landtage gelitten habe, daß darauf für bie Zufunft nicht 
‚mehr fo gar viel wird zu rechnen’ feyn: 

Referent ift daher der: Meinung, daß ber Staatsre⸗ 

gierung dieſer Gegenftand lediglich zu uͤberlaſſen — 


Hinſichtlich der noch — — Punkte: 
1.) daß die Beſoldung des Directors erſt auf dem 
naͤchſten —— feſtzuſetzen; 

2. daß der Director, wenn er ein Staatöbiener ift, 
feiner Pflichten gegen die Staatsregierung nicht zu ent⸗ 
laſſen, und 

3.) daß dad Oberappellationsgericht bie competente 
Stelle feyn folle, wenn ein Director in Anklageftand vers 
feßt worden; 

find fie als erledigt anzufehen , indem. bie. 2te Kam⸗ 

mer den Anſichten der erſten Kammer nunmehr beyge⸗ 
treten iſt und reſp. ber Verfügung der Staatsregierung 
überlafien hat. 


% 





Verh. d. erſt. Kammer, Beyl. Heft IV. ji 
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CXXIII. 


Vortrag des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
die Aufhebung der :S$. 15 bis 20 des Geſetzes, 
über die. Beyziehung der Capitaliften zu den 
Steuern ihrer Schuloner betr. ; erftattet von 
dem Herrn Geh. Rath Frhr. v. Wiefenhütten, 


. Dur Verordnung vom 17. Febr. 1814 ‘wurde eine 
neue Öteuereinrichtung zu beftimmten  ertraordinären 
Steuererhebungen getroffen, und unter andern Berfügun 
gen, dem Schuldner durch die $. 15 bis 20 gefattet, 
einem Gläubiger biezu einen verbältnißmäßigen Zinfen 
abzug als Steuerbeytrag zu macen.- 

Diefe Verfügung erregte großes Aufſehen, befonderd 
{m Auslande, nnd der. Credit des ‚Landes bat hierdurch 
bedeutend gelitten. 5% Ä | 

Durch Einwirken, verfchiedener Männer von Einfuf, 
durch ihr Anfehen, ihren fcharfen Tadel und die Verfihe 
rung, baß weder fie noch andere ihres. Gleiſchen je von 
diefer Verordnung Gebrauch machen würden, iſt bishet 
größerer Schaden abgehalten worden. Doch iſt immer 
fort der nachtheilige Einfluß noch bemterflich. 

Die Staatsregierung hat fich daher bewogen geiehen, 
‚einen Gefegedentwurf vorlegen zu laffen, wodurch de 
obengedachten $$. der Verordnung von 1814 aufgehoben 
werden follen. - | 

= ( Legatur. ) 


Der Ausſchuß der zweyten Kammer und hierauf aid 
die zweyte Kammer felbft haben dem. Vorſchlage Verfall 
gegeben; nur mit einer kleinen, von dem Herrn Regie 
rungecommiffär nachgegebenen , Abänderung. 

Der Debitor wäre nämlich durch die Verordnung von 
4814 berechtigt, von feinem Gläubiger die Nachzahlung 
der von ihm noch nicht erhobenen Steuerbeyträge ned 
nachzuverlangen, bis die gewöhnliche Verjährungszeit ab 
gelaufen wäre. | 

Diefer Termin fon num abgefürgt werben, und nad 
dem 1. Zuly 1821 Feine Nachforderungen diefer Art wei 
ter Statt finden. ö 
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Der erfte Ausſchuß ift hiermit vollfommen einvers 
ftanden, und trägt darauf an, daß die hohe Kammer 
dem Befchluß der zweyten Kammer beytreten möge. 


CXXIV. 


Vortrag ded erften Ausfchuffes der erften Kammer, 
über den Antrag einiger Abgeoroneten der 2ten 
Kammer, die Eentral-Unterfuchungscommiffion 
in Mainz betreffend; erftattet von dem Herrn 
Geh. Rath Freiherrn v. Wiefenhütten. 





Die Central» Unterfuhungscommiffion ift befanntlich 
ae von dem Bundestag in Frankfurt erfannte, Coms 
miſſion. 

Nach allen dergleichen Commiſſionsernennungen wird 
oft die Achtung für den ernannten Hof, oder das Zus 
trauen zu dem Gouvernement, oder das allenfallfige In— 
terefje berücdfichtiget 5 fie werden als ehrenvoll angefehen, 
fönnen nicht wohl ‚abgelehnt werden, auch kann wohl 
die Zulaffung für den. erwählten Staat zuweilen von - 
wahren Nugen feyn. 

Freilich find fie mit Koften verbunden, bie, weil der 
Bund feine Fonds hat, als Staatsausgaben anzufehen 
find, und die überhaupt als Folgen. abgefaßter Bundes— 
befchlüffe .der DBeurtheilung der Stände nicht als un- 
terworfen angefehen werden koͤnnen. | | 

Bis jest find zwar noch Feine Refultate aus den 
Arbeiten diefer Central» Unterfuhungscommiffion für das 
große Publifum fichtbar geworden; ed würde aber doch 
etwas voreilig geurtheilt feyn, wenn man, ohne alle 
näberen Data zu haben, behaupten wollte, diefe Commifs 
fion fey ganz ohne Nugen gewefen, und ihr längerer 
Beitand fey zwecklos. AR 

Dergleichen Gefchäfte Fönnen nicht fo ganz unbedenk⸗ 
lich der Deffentlichfeit übergeben werden, unb man muß 
billig fo viel Zutrauen zu den Negierungen haben, um 
zu glauben, daß fie nicht ohne Grund und Urſache ihre 
Sommiffarien in Mainz verweilen laffen und die Koften 
aufmenden. 


h* 
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Der Ausſchuß kann daher den Anträgen der zweyten 
Kammer fich nicht beyfälig Auffern. 
Ä Da indeffen dem Vernehmen nach die Commiſſion 
mit Abfaffung ihres Schlußberichtd dermalen befchäftigt 
iſt, fo ift das Defiderium der zweyten Kammer ohnehin 
als erledigt anzufehen. 


AA 


CXXV. 


Weiterer Vortrag des zweyten Ausſchuſſes der erſten 
Kammer, uͤber ven Rekrutirungs-Geſetzesent— 
wurf; erſtattet von dem Herrn Kanzler Dr. 
Arens. 


— — 





Durch die neueren Befchlüffe, welche die zweyte Kam— 
mer binfichtlich des Refrutirungss Gefegesentwurfs ge 
faßt hat, find die Verfchiedenheiten der Anfichten beyder 
Kammern fo fehr vermindert und ausgeglichen worden, 
daß fich wohl nicht zweifeln läßt, daß eine nochmalig 
Berathung und Abftimmung über diefen Gegenftand in 
der erften Kammer eine volle Harmonie der Beſchluſe 
beyder Kammern berbeyführen werde: 

Die Verfchiedenheit der Anfichten. beyder Kammern 
beſchraͤnkt fich jest nur noch auf folgende Punkte: 

1) Zu dem Art. ı8 

Die erfte Kammer hatte bie, von der zweyten Kam 
mer zu biefem Artifel votirte, Modiftcation : 

„daß fich die Dienftzeit in ee nach vollende⸗ 
tem 26ſten Lebensjahre zur Zeit der Einverleibung neu 
Erfagmannfchaften endigen folle‘’ 
nicht angenommen; fie war vielmehr bey der Faſſung des 
Artikels ftehen geblieben und hatte dazu einen, Yon dei 
Großherzoglichen Negierungscommiffarten zu dem 27fken 
Artikel vorgefchlagenen, Zufag, der fo lautet: 
In Friedengzeiten ift jedoch die moͤglichſte Gleichſtel⸗ 
lung der jährlichen Aushebung der Rekruten zu bewir⸗ 
fen , und bey ben hierdurch etwa veranlaßten aufferor 
dentlichen Entlaffungen von Leuten, die noch nidt 6 
Sabre gedient haben , find diejenigen vorzugsweiſe zu 
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berücfichtigen , welche aus einer fpäteren Glaffe gezo— 
gen worden ſind.“ | 
angenommen. j 

Die zweyte Kammer fieht jest mit ber erften Kam⸗ 
mer ein, daß das, au das 2oſte Kebensjahr zu knuͤpfende, 
Ende der Dienftzeit zu einer Ungleichheit in derfelben 
Glaffe führen werde, und bat ſich daher, im Einverftänd« 
nifje niit den Großherzoglichen Regierungscommiſſarien, 
für die Faſſung des Artikels entfchieden : | 

„Die Dienftzeit der Soldaten wird gerechnet vom Tage 
der Einverleibung in ein Corps an, und fie endigt fich 
im Frieden nach vollendetem éͤten Dienitjahre zur Zeit 
ber Einverleibung neuer Erfagmannfchaften. Wenn 
jedoch Leute aus der zweyten und den folgenden Glaf- 
fen gezogen werben; fo haben diejenigen aus der zwey⸗ 
ten Claſſe nur fünf, aus der dritten nur vier, aus 
der vierten nur drei, aus ber fünften nur zwey und 
aus der fjechsten nur ein Jahr zu dienen, ’ 

Da durd) diefe Faſſung der Zweck, den bie erfte Kammer 
in Anfehung der nachfolgenden Claſſen beabfichtigt, volls 
kommen erreicht wird; fo trägt der Ausſchuß einftimmig 
darauf an, dem Befchluffe der zweyten Kammer beyzir 
treten. 

2.) Zu dem Art. 19 hatte die zweyte Kammer bie 
Abänderung vorgefchlagen : I 

„Bey der Berechnung der Dienftzeit macht e8 feinen 
Unterfchied,, in welchem Grade der Dienftpflichtige dient, 
und felbft ein Officier kann von der, in der Dienfts 
pragmatif ihm zugeficherten, Befugniß, feine Entlafs 
fung jederzeit zu nehmen, nur nach beendigter Dienft- 
zeit Gebrauch machen. ’’ J 

Die erſte Kammer iſt dagegen bey dem Geſetzesent⸗ 
wurfe ſtehen geblieben. Die zweyte Kammer hat ſich 
anf den Vorſchlag der Großherzoglichen Regierungscom⸗ 
miſſarien: 

Die geſetzliche Beſtimmung durch die Aufnahme der 
Worte: ‚„„für die, an dDiefer Periode fehlende, 
Zeit’ noch mehr zu mildern, RE 
nunmehr auch für die Annahme bed Artifeld entfchieden, 
und es fann daher bloß die Frage feyn: ob bie erfte Kam⸗ 
mer gleichfalls für die Aufnahme der Zufagworte zu flims 
men Urfache habe. Da diefer Zuſatz offenbar ganz in dem 
Sinne, von welchem die Majorität der erfien Kammer 


r 
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ausgegangen ift, gefaßt iſt; fo hat der Ausſchuß Fein Be; 
denken, auf deſſen Genehmigung anzutragen. 

3.) Zu den Art. 21 und 9. 

Bey bdiefen Artifeln hat die erfte Kammer für bie 
MWeglaffung des 2iten und für die Befreiung der, in 
bem Art, 22 unter Nro. 1 —5 genannten, Individuen 
geſtimmt. 

Die zweyte Kammer weicht in ihren Beſchluͤſſen hier— 
von in folgenden Punften ab: 

1.) hält fie die gänzliche Befreiung gewiffer In— 
dividuen aus dem Grunde nicht für zweckmaͤßig, weil 
dadurch dem Art. 29 der Gonftitution derogirt werden 
würde; | 

2.) fie gibt dagegen zu, daß Die, von ber erften 
Kammer zur gänzlichen Befreiung empfohlenen, Sub 
jecte mit gewiffen Ausnahmen und Modiftcationen an das 
— des Depots geſetzt werden koͤnnten, und ſie legt 
dabey 

3.) den Begriff zum Grunde, daß der, an das 
Ende des Depots, Geſetzte erſt daun zum Militaͤrdienſt 
gezogen werden dürfe, wenn die erſte und zweyte Claſſe 
zuvor gänzlich erfchöpft fey. —— 

Da vermittelſt der Anwendung diefes Begriffes 
die von der erſten Kammer gaͤnzlich Befreyten nur noch 
formell dienſtpflichtig bleiben, der Sache ſelbſt nach aber 
den gaͤnzlich Befreyten beinahe vollkommen gleichſtehen; ſo 
trägt der Ausſchuß auf eine Zuſtimmung zu dem Beſchluſſe 
der zweyten Kammer um fo mehr an, als die Großher 
zoglichen Regierungscommiffarien zu diefem Befchluffe ber 
reits ihre Zuftimmung ertheilt haben. 

In Anfehung der einzelnen Ausnahmefälle wer 
hen indeffen die Befchlüffe der beyden Kammern in fol 
‚genden Punkten von einander ab. 

Die zweyte Kammer wünfcht, daß | 

1.) in dem Art. 22 Nro. 1 das Alter von 60 Jah - 
ren auf 55 Sabre herabgefegt ; 

2.) in demfelben Artikel Nro. 1 und 2 flatt „Ael⸗ 
tern und Großältern‘ der beftimmtere Ausdrud: 
„Dater und Großvater’ fubftituirt; 

3.) unter Nro. 3 des Artifelg anftatt „der ein— 
zige Soha’’ — ‚„‚der einzige oder einzig ev 
wachſene Sohn’ gefegt, ferner 

4.) Neo. 5 des Artikels dahin abgeändert werden 
möge, daß gefegt werde: | 


. 
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„ſo viel Söhne einer Familie, als aus demfelben bes 
reitd Söhne vor dem Feinde geblieben 
daß dagegen | 

5.) den Pfarramtscandidaten gar feine Befreiung 
zu Theil werden möge. 

Der Ausſchuß kann auch bier nur auf die Beyſtim⸗ 
mung der eriten Kammer zu bdiefen, von der zwepten 
Kammer votirten, Modiftcationen antragen, weil fie, 
C mit etwaiger Ausnahme des Iegtern) fammtlich auf 
guten Gründen beruhen, und die Genehmigung der Groß, 
berzoglichen Regierungscommiffarien bereits erhalten haben. 
So viel naͤmlich 

ad 1. den erſten Punkt betrifft, fo iſt nicht zu Teugs 
nen, daß der Landmann bey ſchmaler Koft und vieler 
Arbeit fehr häufig fchon mit dem 5often Sahre fehr ent, 
fräftet ift, und der Unterftüßung Anderer bedarf. 

ad 2. dient der vorgefchlagene Zufag nur dazu, um 
möglichen Mißverftändniffen borzubeugen. | 

ad 3. ift nicht zu verfennen, daß der einzig ers 
wach fene Sohn der armen Wittwe eben fo nothwen⸗ 
dig, als der einzige Sohn ift. 

ad 4. wird die vorgefchlagene Abänderung durch bie’ 
Billigkeit, auf welcher ja überhaupt alle diefe Ausnahmen: 
allein beruhen, fehr empfohlen, und fie findet ſich auch 
in den Gonfcriptionsgefeßen anderer Staaten ganz auf 
diejelbe Weife ausgefprochen: 

ad'’5. wäre ed zwar, vorzüglich in Anfehung ber 
Fatholifchen Theologen, fehr zu wuͤnſchen, daß fidy die 
zweyte Kammer der Abftimmung: der erften angejchlofien: 
hätte; da diefes indeſſen nicht gefchehen ift, und das Ge; 
jeß binfichtlicy der. votirten Befreiungen auf dem naͤch— 
ſten Landtage nochmals zur Berathung vorgelegt werden 
wird; fo glaubt der Ausfhuß,. daß die erfie Kammer 
von ihrem früheren Befchluffe um fo eher werde abgehen 
fönnen , als fie durch ihr Beharren auf ihrem Befchluffe 
. eine nochmalige Berathung ded Geſetzes in der zweyten 
Kammer nothwendig machen, und dadurch eine Berläns 
gerung des Landtags veranlaffen würbe. 

4.) Zu dem.Art. 9. | 

Zu dieſem Artifel Nro. 2 batte die erfie Kammer 
befchloffen: „daß die darin ausgefprocdhene Ausnahme 
nicht von dem Dienftpflichtigen gelten könne, deſſen Bru— 
ber als bezahlter Stellvertreter im activen Dienfte ſtehe.“ 
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Die zweyte Kammer ift biefem Befchluffe nicht benges 
treten, weil fie von dem Grundſatz ausgeht: Der Eins 
ſteher trete in allen Beziehungen ganz an die Stelle bes 
Einſtellers. Obgleich diefer Grundſatz, wie diefes am 
Harfien aus dem Art. 68 des Geſetzesentwurfs hervor, 
geht, ſchwerlich ganz richtig feyn dürfte; fo fcheint doch 
der Gegenfiand der Meinungsverfchiedenheit nicht bedeus 
tend genug zu ſeyn, um die erfte Kammer zu beftinmen, 
auf ihrem Befchluffe zu beharren, und der Ausfchuß trägt 
baher darauf an, daß die erfie Kammer von demfelben 
wieder abgehen möge, . 

5.) Zu dem Art. %. 

Die zweyte Kammer hat diefen Artikel nunmehr 
gleichfalls angenommen , jedoch dazu den Zufag: 

„, Wenn jedoch der Militärpflichtige einen Stellvertres 

ter in. feine Nummer und in die Verhaͤltniſſe feiner 

Claſſe ſtellt, fo ſoll ihm das Heirathen geftattet werden 
in Borfchlag gebracht. Die Großherzoglichen Regierungs⸗ 
commiffarien find hiermit einverftanden, und die erfte 
Kammer wird demfelben eben fo wenig ihre Beyſtimmung 
verfagen, als ber, in die BVerhältniffe des Pflichtigen 
Eintretende ftatt feines Einſtellers unverheirathet blei⸗ 
ben muß. | 

6.) Zu dem Art. 97. — 

Die erſte Kammer hat dieſen Artikel mit dem, ſchon 
oben zu dem Art. 18 erwähnten, Zuſatze angenommen. 
Auch die zweyte Kammer nimmt jeßt denfelben an, fie 
bringt aber, unter Zuftimmung der Großherzoglichen Re 
gierungscommifjarien, eine veränderte Faffung dahin in 
Vorſchlag: 

„die Anzahl der jährlich zu ziehenden Rekruten beſtimmt 
ſich nach dem Abgange am completten Stande der. Trups 
pen, nad Berechnung der eingetretenen. Freiwilligen. 
In Sriedengzeiten ift jedoch die möglichfte Gleichitels 
lung der jährlichen Aushebung der Rekruten zu bewir⸗ 
fen und bey den, hierdurch etiwa veranlaßten aufferors 
bentlihen, Entlaffungen der Leute entfcheidet das höhere 
Dienftalter und bey gleichem Dienftalter das Loos.“ 

Da für die, aus der zweyten, dritten ꝛc. Glaffe ges 
zogenen, Soldaten ſchon durch die zufägliche Beftimmung 
zu dem Art. 18 hinlaͤnglich geforgt ift, und da es offen 
bar gerecht ift, daß die Entlafjungen unter Berüdfichtis 
gung der längern Dauer der Dienfizeit vorgenommen 
werden, fo zweifelt der Ausſchuß nicht, daß die erfle 
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Kammer zu dieſer Faflung ihre Zuftimmung ertheilen 
werde. 
7) Zu den Art. 28, 29 u. 30. 
Die ganze, in Anfehung diefer Artifel obwaltende, 
Berfchiedenheit der Anfichten beyder Kammern beftand bie, 
ber bloß darin, daß bie erite Kammer mit dem, „an 
das Ende des Depots feßen’’ eine andere Folge 
als die zweyte Kammer verband; indem die leßtere die, 
an das Ende des Depots Geftellten erft dann für ziehbar 
erklärt, wenn die zweyte und dritte Glaffe zuvor gänzlich 
erfchöpft worden ift, die erftere dagenen umgefehrt , das 
RR ber zweyten und dritten Claſſe erfchöpft wifs 
en wi * 
Da ſich nun.erwarten läßt, daß die erfte Kammer 
aus den, in den Bemerkungen zu dem 22ften Artifel lies 
genden, Gründen dem „an das Ende bes Depots feten’’ 
‚ biefelbe Wirfung beylegen wird; fo IAßt fi auch nicht 
zweifeln, daß diefelbe, nach dem Antrage ihres Ausfchufs 
ſes, der, von der zweyten Kammer mit Zuftimmung der 
Großherzoglihen Reglerungscommiffarieu  befchloffenen , 
neuen Redaction diefer Artifel, die fo beißt: 
„das jährliche Bedürfnig an Nefruten wird aus ber 
erften Clafje genommen, auch wenn fie mit Ausfchluß 
des Depots erfchöpft werden follte. Die Ziehung feßt 
fih dann in die zweite, und wenn auch diefe, mit Aus» 
nahme des Depots ,. erfchöpft iſt, in die dritte Claſſe 
fort. Wenn in diefer Reihenfolge die drey erften Elafs 
jen bis auf das Depot erjchöpft find, fo fommt für 
den ferneren Bedarf das Depot ber erften Claſſe, 
danı das Depot der zweyten und dann dasjenige der 
dritten Glaffe zur Ziehung. Sm weiteren Berfolge 
trifft e8 hierauf die Reſerve, der vierten, dann ber 
- fünften, dann der fecheten Claffe, hernach die Depots 
diefer Claſſen in derfelben Ordnung ’ 

ihre Zuftimmung ertbeilen werde. 

8.) Zu dem Art. 56. 

Die zweyte Kammer hat, abweichend von dem Bes 
fchluffe der erften Kammer, welche den Artikel unveräns 
dert annimmt, die Weglaffung der Worte: 

„deßgleichen die Anzahl derjenigen, welche ald Refers 
ve bezeichnet werden follen | 
potirt. Da nad dem, von ber erften Kammer bereits 
angenommenen veränderten, Begriffe der Neferve, und 
nad der Abftimmung über den YSften, 29, und 3often 
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Artifel diefe Worte fich wirklich unpaſſend darftellen, fo 
fragt der Ausfchuß darauf an, daß die erſte Kamıner 
deren Weglaffung gleichfalls befchließen möge. 

Ganz dafjelbe gilt auch in Anfehung 

des 57ften und 59ften Artikels, 
in welchen ganz aus benfelben Gründen die Worte: 
„fowoblan gleiheinrüdender, als an Res 
fervemannjhaft‘ 
ferner die Worte: 
„nad der, für das Amt beftimmten Anzahl: 
der Reft it Depot‘ Ä 
wegzulafjen feyn dürften. 

9) Zu dem Art. 62. 

Die zweyte Kammer hat für die Einfteher bIoß das 
gewöhnliche Maaß von 5 Fuß, die erfie Kammer dage- 
gen ein größered Maaß von 5 Fuß vier Zoll verlangt. 
Die zweyte Kammer fhläge jetzt zur Bereinigung das 
Maaß von 5 Fuß 2 Zoll vor. Der Ausfchuß glaubt, 
daß diefer Borfchlag fehr wohl angenommen werben Fünne, 

10.) Zu den Art. 64 u. 65. 

In Anfehung diefer Artikel billigt die zweyte Kam 
mer den Grundfaß der erften: bie Stellvertretung der 
freien Uebereinfunft der Intereſſenten zu überlaffen, fie 
macht aber dazu, mit Genehmigung der Regierungscoms 
miffarien, noch den Vorſchlag: daß dad, mas der Ars 
tifel 64 bloß von denjenigen, die bereits als Sol 
daten gedient haben, anordnet, auf Alle und 
Jede, welde einftehen wollen, ausgedehnt werden möge. 

Dieſer Vorſchlag erfcheint fehr zweckgemaͤß, und fors 
dert daher den Ausſchuß auf, auf deffen Genehmigung 
anzutragen. 

11.) Zu dem Art. 68 

- Bon der erfien Kammer ift zu dieſem Artikel ber 
Vorfchlag ausgegangen, den Einfteller auch während ber 
zweiten Hälfte der Dienftzeit für feinen Einfteher haften 
zu laffen. Die zweyte Kammer ift diefem Vorſchlage nicht 
beygetreten.. Da bie Abftimmnng der zweyten Sammer 
mit dem Gefetedentwurf übereinftimmt, da ferner nicht 
zu leugnen it, daß durch die Ausführung des Be 
ichluffes der eriten Kammer die Stellvertretung noch mehr 
erfchwert werden wird, und über diefen Gegenſtand aud) 
ſchon in der erften Kammer die Anfichten ſehr getheilt 
waren ; fo glaubt der Ausfchng auf eine nunmehrige Zur 
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flimmung in dem Befchluffe der zweyten Kammer antras 
gen zu muͤſſen. | 

12.) Aufferdem bat die zweyte Kammer zu dem 
Art. 62 noch den Zufaß : | | 

„daß Chriften fih nur durch Chriften vertreten laſſen 

dürfen 
in Borfchlag gebracht. Dieſer Zufaß beruht auf dem gu⸗ 
ten Grunde, um die Kammern, welche bereits einmüthig 
befchloffen haben, daß Suden fih nur durch Suden follen 
vertreten laffen dürfen, vor dem Vorwurfe zu bewahren, 
als wollten fie eine Ungleichheit vor dem Gefege beabfich» 
tigen. Da diefer Vorwurf auf jeden Fall durch den vors 
gefchlagenen Zufag ganz unmöglich gemadt wird, da 
ferner der, binfichtlicy der Stellvertretung der Juden ges 
faßte, Befchluß durch die triftigiten Gründe, bie fih in 
den neueren Discuffionen der zweyten Kammer von dem 
Abg. Herren Perrot 

(legantur, ) 

fehr ge zufammengeftellt finden, gerechtfertigt erfcheint ; 
fo trägt der Ausfhuß darauf an, dieſem Zufage nit 
bloß die Zuftimmung zu ertheilen, fondern auch dafür 
zu ſtimmen, daß der, fich auf die Stellvertretung der 
Suden beziehende, Vorſchlag der. Staatsregierung ganz 
befonders zur Genehmigung empfohlen werden möge. 

13.) Zum Schluſſe hat die zweyte Kammer votirt: 
ben Gejeßesentwurf im Ganzen und zwar in ber Art ans 
zunehmen, daß die, von beyden Kammern übereinjtininend 
beſchloſſenen, Abänderungen und Zufäge in jo weit, als 
fie von der Staatsregierung nicht bereits bewilligt worden 
find, derfelben nur als Wünfche follen vorgelegt werden, 
und in der Art: daß die nicht bloß reglementarifchen Ber 
ftimmungen diefed Geſetzes auf dem nädften Landtage 
den Ständer wieder vorgelegt werden möchten, um die 
Anfichten und MWünfche derfelben über die einzelnen Beſtim⸗ 
mungen zu vernehmen, 

Da dieſer Befhluß mit dem Befchluffe der erften 
Kammer, der Sache nah, vollfommen übereinftimmt ; 
fo ift der Ausſchuß überzeugt, daß der Beytritt zu dems 
felben von Seiten der erfien Kammer gewiß nicht den 
geringften Anftand finden wird. 


na... 
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CXXV1. 


Weiterer Vortrag des erften Ausfchuffes der erften 
Kammer, die Ablöfung der fiscalifchen Grund; 
renten betreffend; erftattet von dem Herrn 
Staatöminifter Freiherrn du Thil. 





Die Verhandlungen über den oben benannten Gegen, 
Hand ruhen noch im Andenken der hoben Kammer; der 
Ausfhuß wird fich daher begnügen koͤnnen, ihr nur von 
ben — Beſchluͤſſen der zweyten Kammer Nachricht 
zu geben. 

(legantur der Bericht des Ausfchuffes der zweyten 
Kammer, die Discuffion und der Beſchluß.) 

Die beyden Kammern find diefem nach nur in folgen, 
den Punften verſchiedener Meinung: 

1.) Die erfte Kammer hat den erften Artikel dee Ges 
feßed8 angenommen. Die zweyte beharrt auf dem Bes 
Ihluffe, daß der Ablöfungspreis auf das 15 fache des Ers 
trags herabgeſetzt werden ſolle. Der Ausſchuß wuͤrde die 
hohe Kammer ermuͤden, wenn er die Gründe, die er ihr ehe 
dem für die Annahme des Artikels ſehr ausführlich vor⸗ 

trug und die ihren Beyfall fanden, wiederholen wollte. 
Er hat mit Vergnügen gefeben, daß der Ausfchuß der 
zweyten Kammer, diefe Gründe in Erwägung ziebend, ber 
Meinung der erften Kammer beygetreten iſt; er findet fers 
‚ner in dem, was bey der Dis cuſſion in der zweyten Kam 
mer hierüber gefagt ward, jene Gründe keineswegs wis 
derlegt, nicht einmal erörtert und er findet daher feine 
Beranlaffung dahin anzutragen, daß die hohe Kammer von 
ihrem früheren Befchluffe abgehen möge. 

Wenn in einigen Aeuſſerungen, welche in der zwey⸗ 
ten Kammer Statt fanden ‚ ber Vorwurf liegt, daß ein 
ſolcher Befhluß dem Öffentlipen Wohl zuwider ſey; fo 
verweiſt ber Ausfchuß Iediglich euf feinen früheren Bors 
trag, in welchem er ſich barzutbun bemühte, daß bie 
Grundrenten nicht wie Zehnten nachtheilig auf den Natios 
nalmohlftand wirkten und daß das, zur Veräufferung bes 
ſtimmte, Drittheil der Domänen nicht ohne Nachteil für 
die Gefammtheit im Werth herabgefeßt werden Fönne. 

2.) Die zweyte Kammer wünfcht, daß bie erfte fi 
beftimmt für den Wunfch ausfprechen möge, daß bie, im 
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Art. 2 angegebenen, Fruchtpreiſe auf die Preiſe, welche 
bey der GSieuerregulirung angenommen wurden, herab⸗ 
gefeßt werben möchten. Die erfie Kammer ift diefem bes 
fanntlich nicht entgegen gemefen, fondern bat nur der 
Staatsregierung die Negulirung der Preife bauptfächlicy 
aus dem Grunde überlafien wollen, weil fie abwarten 
‚wollte, auf welche Weife der Gefegesvorfchlag angenommen 
werden würde? Nachdem ſich nunmehr ergeben hat, daß 
bie zweyte Kammer den Gefegedentwurf annimmt und 
ihre Befchlüffe nur als Wünfche vorträgt, es mithin von 
ber Großherzoglichen Staatsregierung abhängen wird, ders 
felben Gehör zu geben oder nicht, nimmt der Ausfchuß 
feinen Anftand, dahin anzutragen, daß die hohe Kammer 
diefem Wunſche beytreten möge, zumal da bie zweyte 
Kammer den vorgefchlagenen Zufag zu dem dritten Artis 
fel angenommen hat. 

3.) Die zweyte Kammer ift dem, von ber erflen bes 
liebten, Zufage zu dem 12ten Artifel, daß nämlich die 
Abldfung der dort bezeichneten Renten von der Mehrheit 
der Nentepfiichtigen der Gemarkung abhängen folle, nicht 
beygetreten. * —— *. 

Die Kammer. hatte dieſen Vorſchlag nur als ein 
Aus kunftsmittel betrachtet, wodurch die Großherzogliche 
Staatsregierung veranlaßt werben koͤnnte, von der bermalts 
gen Faflung des. 12ten Artifeld abzugeben; es fcheint da— 
ber dem Ausſchuſſe, daß durch die Nichtannahme diefes 
Zufaßes die Schwierigfeiten vermehrt worden find. Da ins 
defien die erfte Kammer nicht die Ablöfung der Fleinen 
Renten hindern wollte, fondern nur auf die, von der 
Scmierigfeit der Ausführung hergenommenen, Grinde 
Rüdfiht nahm, . weldhe die Staatsregierung zu den Bes 
flimmungen des 12ten Artifels vermocht haben, und ba 
alle Beichlüffe der Kammer bey diefem Gefeßedentwurfe 
nur als Wünfche vorgetragen werben; fo ftellt der Aug» 
ſchuß anheim, ob die hohe Kammer fich.über diefen Punkt 
mit der zweyten Kammer conformiren wolle? 

4.)- Auch der Faſſung des Additionalartifel® 5 e, 
mie fie von der erften Kammer vorgefchlagen war, bat 
die zweyte Kammer nicht beygeflimmt. Inſofern indeffen 
die hohe Kammer auf ihrem Befchluffe über den erſien 
Artifel beharrt, kann fie auch in diefem Punfte nicht von 
ihrem früheren Befchluffe abgehen. 

Nach diefen Anträgen des Augfchuffes wuͤrde alfo bie 
hohe Kammer ihren Befchlüffen über die Artifelı, und den 
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Zufagartifel e inhäriren, alle uͤbrigen Wuͤnſche der zwey⸗ 
ten Kammer aber theilen. Es ſteht demnach einer gemeins 
ſchaftlichen Adreffe, in welcher beyde Kammern das Ge, 
feg annehmen, und ihre gemeinjchaftlichen Wuͤnſche vortras 
gen, nichts entgegen 5; nur müßte die zweyte Kammer den 
ihrigen, auf eine Aenderung des erften Artikels gerichtes 
ten, als ihr eigenthuͤmlich vortragen, auch die Differenz 
nn des Zufagartifeld e befonders und zwar im ber 
‚Art bemerft werden, daß es der Großherzoglichen Staate- 
‚regierung überlaffen bleibt, zwiſchen den Anſichten ber 
beyden Kammern zu wählen, | 

Da beyde Kammern den Geſetzesentwurf tiber die Abs 
löfung der Renten der Gemeinden und Stiftungen nicht 
angenommen haben; fo tft hierüber weiter nichts zu bes 
merfen. | | 
——— 


CXXVII. 


Vortrag in Betreff der Bitte der Gemeinde Wal— 
lerſtaͤdten, wegen des daſelbſt eingefuprten 
Schulgeldes; erſtattet, Namens des dritten 
Ausſchuſſes, von dem Herrn Praͤlaten Dr. 
Schmidt. 


Die Gemeinde Walerftädsen, Amts Ruͤſſelsheim bat: 
unterm 5. November v. J. folgende Beſchwerde und Bitte 
bey der I er ie vorgebracht: 

Die dortige Schullehrerſtelle ſey mit der dortigen Mit— 
predigerftelle ftetd verbunden gewefen. In der neueren 
Zeit fey aber der Fall eingetreten, daß der, dieſe Stellen 
befleidende, Mitprediger Engel durch Kränflichfeit vers 
hindert worden, die Schule zu verfehen, was ihn dann 
beitimmt babe, um Beygebung eines befondern Subjektes 
als Schullehrer nachzufuchen, indem er fich zugleich erbos 
ten, einen Theil des Gehalte zu diefem Behufe abzutre 
ten. Die Gemeinde habe fich dazır verftanden, dem neuen 
Schullehrer 40 fl. für Hausmierhe zu verwilligen, und 
der als ſolcher angeftellte Welſch habe ſich anfangs auch 
mit dem ihm ausgeworfenen Gehalte begnügt. Aber fpdr 
ter fey er bey der hoͤchſten Staatsbehörde um Gehaltsver⸗ 
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befferung eingefommen, und dieſe habe foafeich das: jähr- 
lihe Schulgeld um 45 fr. für jedes Kind erhöht. Hiers 
gegen babe die Gemeinde zwar wiederholte Vorftelungen 
bey der höchiten Staatsbehörde eingereicht; allein diefe feyen _ 
obne Erfolg geblieben. Sie bitte daher die Ständevers 
fammlung, daß dieſelbe eine Abhülfe erwirfe. In einer 
abfchriftlich beygefügten, an das Geheime Staatsminifteium 
gerichteten, Bittfchrift wird noch ferner angeführt, daß 
der Grund der Anftelung eines befonderen Schullehrere 
nunmehr weggefallen fey, indem der Candidat Roſenſtiel, 
der feitdem die Stelle eines Mitpredigerd erhalten habe, 
fih volfommen im Stande befinde, die Schule zu verfehen. 
Die zwepte Kammer der Stände, bey welder diefe 
Borftellung eingereicht war, nahm diefelbe unterm 9. Nov. 
zu den Alten, weil die legte Birtfchrift, welche die Ges 
meinde an das Geheime Staatsminifterium gerichtet hatte, 
erft vom 18. October datirt war. | Ä 
Die Gemeinde reichte daher unterm 28. Febr..d. J. 
‚eine Erinnerungsfchrift ein. Die zweyte Kammer verwies 
bierauf die Sache an ihren dritten Ausfchuß, und auf ers 
ftatteten Bericht defjelben, faßte fie unterm 23. May fol- 
genden Beſchluß: j 
die Staatsregierung zu erfuchen, daß die. Gemeinde 
MWallerftädten von der Fortentrichtung des Schulgels 
des, infomweit als dafjelbe nad dem Jahre 1813 ohne 
Einwilligung der Gemeinde erhöht worden ift, bes 
freiet werde. RE 


| Der biefjeitige Ausfhuß bat, um die Sache aus dem 
richtigen Standpunfte zu betrachten, für nöthig "erachtet, 
die Minifterialaften einzufehen. Aus denfelben ergeben 
ſich folgende Reſultate. 
Erſtens iſt es ganz unwahr, daß die Anſtellung eines 
eigenen Schullehres zu Wallerſtaͤdten durch die Bitte des 
Mitpredigers Engel veranlaßt worden ſey. Vielmehr 
fand ſich das Geheime Staatsminiſterium bewogen, unterm 
12. April 1813 an den hieſigen Kirchenrath, der, geſtuͤtzt 
auf die Berichte des Inſpektors und Beamten, die Anftels 
lung eines eigenen Schullehrers in Antrag gebracht hatte, 
zu referibiren: „der rubricirte Gegenftand, fo wie er vors 
kiege, fcheine bloß dag Werk der Gemeinde zu ſeyn — 
man finde wenigſtens in den Aften nichts, daß der Mits 
prediger Engel um Eroneration vom Schulhalten Yebes 
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ten.“ Das Rubrum heißt: „ad supplicas der Gemeinde 
Wallerſtaͤdten, um gnaͤdigſte Beſtellung eines eigenen 
Schullehrers.“ Die Bittſchrift ſelbſt befindet ſich nicht 
bey den Miniſterialakten, weil ſie an den Kirchenrath re— 
mittirt worden. 

Zweitens, in dem Anſtellungsdecrete des Schullehrers 
Welſch vom 20. October 1813"heißt es: | 

‚Nachdem Wir den : Schulcandidaten Joh. Jacob 
Melfh zum Schullehrer bey der neu etablirten 
Schule zu Wallerftädten kraft dieſes gnaͤdigſt beftätigt 
haben , fo 20.’ 5 — 

Diefer Ausdrud: men etablirte- Schule kommt 
überall in den Akten vor. ’ Auch fest das unten anzufüh—⸗ 
rende Reſcript vom 19. Junius 1818 ausdrüdlic voraus, 
daß diefe Stelle jederzeit durch einen eigenen Schulleh— 
rer befeßt feyn werde. Es ift alfo die Sache nicht fo an 
zuſehen, als fey aus Ruͤckſicht auf die Kraͤnklichkeit des 
Mitpredigers Engel demfelben der Schullehrer Welſch zur 
Unterftügung beygegeben worden, fondern vielmehr ſo, 
daß eine Trennung der Schullehrerftelle von. der Mitpres 
digerftelle Statt gefunden hat. Es ift dieß eine Maaßre⸗ 
gel, die fic) auch. ohne Hinfiht auf den Umftand der 
Kraͤnklichkeit des Mitpredigers Engel empfehlen müßte, weil 
die Erfahrung dafür fpricht, daß die Verbindung von Schul 
Iehrerftelen mit Predigerftelen gewöhnlich - zum Nachtheile 
der Schulen gereicht. - | 

Drittens verhält es fich in Betreff des Schulgeldes 
folgendermaßen. Bor dem Jahr 1818 wurde zwar fit 
die Kinder des MNheinfelder Hofe, welche ebenfalld dieſe 
Schule beſuchen, Schulgeld bezahlt, nicht aber für die 
Kinder des Dorf Wallerftädten.  Diefe befuchten vieh 
mehr die Schule frei, und der Mitprediger erhielt dage— 
gen aus der bafigen Bürgermeifterey ein jaͤhrliches Fixum 
von 25 fl., weiches mit dem Namen Schulgeld belegt 
wurde. Diefe 25 fl., fo wie das Schulgeld von den Kin 
dern des Nheinfelder Hofes blieben bey der Trennung ber 
Stellen bey dem Gehalt des Mitpredigers. Eigentliches 
Schulgeld bezahlen die Aeltern der die Schule befuchenden 
Kinder zu Wallerflädten erft feit dem Jahr 1818, und der 
Ausdrud: „Erhöhung des Schulgeldes‘ ik dw 

her nicht ganz richtig gewählt. » 
| Diefe fogenannte Erhöhung, oder richtiger, dieſe Ein 
führung des Schulgeldes erfolgte auf einen, durch die Be⸗ 
richte des Infpeftors und Beamten unterftügten, Antrag 


* 
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bes biefigen Kirchenraths vom 4. Junius 1818. Das 
bierauf erlaffene Minifterialrefeript vom 19. Junius ents 
halt folgendes: s 
‚Man genehmige,. dag von nun an von jedem fchuls 
pflichtigen Kinde zu Wallerftädten jährlih 45 Er. 

Schulgeld an den jederzeitigen Schullehrer, dermali⸗ 

gen Schulehrer Welſch, entrichtet werde, der Mits 

prediger Engel aber fernerbin wie bieher, nur bie, 
aus der Bürgermeifterey ald Schulgeld fließende, 25 fl. 
und das Schulgeld von den Kindern des Rheinfelder 

Hofes zu beziehen habe, durch melche Anordnung ſich 

die Gemeinde um fo meniger für prägravirt halten 

fönne, als die, aus der Buͤrgermeiſterey gezahlt wers 
denden, 25 fl. jährlich), und das durch gegenwaͤrtiges 
mit 45 Er. jährlih für jedes Schulkind eingeführte 

Schulgeld, dieſes im Ganzen erſt bey der gegenwärs 

tigen Anzahl der Schulkinder auf 1 fl. bringe, wie 

ſoiches an mehreren Ortsfchuten hergebradht ey. 

Gegen die hier angeführten Motive Iäßt ſich nichts 
erinnern , indem das angefegte Schnigeld weder zu hoch 
gegriffen ift, noch der Staatsregierung dad Recht der Res 
gulirung des Schulgeldes abgefprochen werben fann, — 
die Einwilligung der Aeltern der fchulpflichtigen Kinder 
aber bier um fo weniger in Ruͤckſicht kommen darf, als 
Br wahrfcheinfih viele Schullehrer würden hungern 
müfjen. 

Es iſt übrigens der Schullehrer Welfh, der biers 
durch mit der Gemeinde in Mißverhältniffe gekommen zu 
feyn fcheint, unterm 21. April d. 3. nah Ruͤſſelsheim vers 
fest worden. 

Der dieffeitige Ausſchuß trägt darauf an, daß bie 
Rammer der Bitte der Gemeinde Wallerftäbten feine 
Folge gebe, und zweifelt nicht, daß die zweyte Kammer, 
wenn ihr das Verhältniß der Sache befannt geworden, 
ihren Befchluß ebenfalls zurücknehmen werde, 


AAN UN 


Verh. d. erfi. Kammer Beyl. Heft IV, 5 


4 
“ 
“ 
⸗ - 
* 
— * r 
„+ — - J 
” "4. ’ “ 
r 
„fr * 
; ud 1] ” 
. 5 ’ 
* 5 
” * a 4 . 
* „900% ı& 
21 * 
re — Pe 
0." zen 2* 
’ EN ei La) 
Pi “ FE ” * = . !ı 
.- -, r - “ s ds + 
. —W 
ER * 2 — — - * 
⸗ e I 2 “ * 9— 
.. . Pr . a. ⸗ 
. 22242242 * 
* ur .., ‚ n s = 
“, . 
Er 2 
” .-. e 1 . .? 
- * 
“3 » „dr 1 a 
S a # . * m 
[} ⸗e42 — 12 > r ** zu 2 - . 
13 u. —27 J 5 * 
* 


ii 
* 
— 


„za, 


. 2 70 W 


» 
4 
* 


I * * 22422 Pe 
BER FA _ıuay i > + s ” 
« “ I* A [2 5 er > 
. p - 
% £. € * *1 7 8: Hg ie 
Tr 5 “ i —X 
1 2 L? r . P) [4 2 . 
i eh ns 
I a ® * [5 * * ara,® 
» —* 
* r’ - * 
Dre g »» * 22 nr Pr ” 
’ [2 
® J 2* 
ME Dr Dr 
* 
® b Fu - P ”. “ r 
» Pi 
4 u * * i 4 2 


3 + - 814 F 
.® P} * 
® v4 “4 * 
.", “ - 
* ro. 
X J 42 a ta 
“ - * » - 
or. ER : oe de ur tr “3. 
“> u «+ f) * 
Pr . 
.“ 3 ..,% .n" ‘ E 
s * “ » > !ı ns 24 
tr + Dr ur 5 
3 227, 4, .. % Pr B Pa x 
* > “ 
a * ’ > 4.” * > — 
: 9133 3% * 
‘ ° » 
„4: * ä 
* r + 
* 
* 
“ 4 
3 
- 
ni 


2* 


ei 
Mi . 
* 
ru. . 
.. + 
—* 
r * 
— 
⸗ 4 
> > - .. 
} ’ 
..re 
a) . 
1.3 Ya, * 
4 
4 
. - e.&.r # 
“ r . 
’ 8 
44 ’ 
“ 
“ 5 ’ 
” ' a** 
.. - 
. 
® 
. nor 
* % “ 
Le 
MA 
Ey Ber ne 5 t 
En 
* ‚YA SEe 
’. 

Dur Cm Hr 
PETE wech 
— 

M. 
E} “ 
22⸗111 
J — 
u... F| ‘ J 
LE 22 
"far 4’ ‚ur 
* 1 
Q 
u | 
. - 
” « . 
m . 
. er Da ° 
r a 
ı * “ 
” » — 
2 — 
* 
e 
DE 2) , #, 
- — — “ [3 
J 
J 
J * 
* 
— 
". » 


Digitized by Google 


Regiſter. 





Vorerinnerung. 
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Auswanderungsgefeg. | 
Bortrag B. XXVUL 9.1111. Discuſſion H. L 74. 
Abftimmung H. 1.80. Weiterer Vortrag B. XLVIII. 
9.11. 15. Discuffion H. 11.17. Abftimmung H. I. 24. 


B annmuͤller. S. Muͤhlenbann. 


Belohnungen fuͤr Canzliſten, Cammerbewahrer und 
Portier H. IV. 85. 


* 


2 


LIE Nicht genehmigt von des Groß: 
berzogs Könige. Hoheit.) 
Vortrag Cmündlicher) H. V. 18. Abftimmung 9. IV. 
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Büdingen, (Befhwerde de Amts) die NRepartition 
der rufifhen und preuſſiſchen Etappengelder betr. 
Muͤndlicher Vortrag H. II. 114, Abjtimmung 9. IV. 6. 
Gapitalzinfenfteuer Aufhebung. ©. Beyziehung. 
Caution Chbaar) der Gafjenbeamten in Rheinheſſen. 
Vorftelung des Herrn v. Horir über Die, 
Vortrag B. XXIV. H. L 103. Discuſſion 9. L 68 
Abftimmung 9. I. 70. 
Shanffee-, Brüden- u. Pflaftergeld. Zweige 
mäßere Erhebung deffelben. 
Muͤndlicher Vortrag H. LU. 16. Discuſſion H. I. 9. 
Abftimmung H. IL. 30. Miündlicher Vortrag H. IL 
418. Nochmalige Abfiimmung H. UL 71. 
Shauffeegelderhebung in Großgerau für die Route 
von Frankfurt nach Oppenheim. | 
Mündlicher Bortrag D.IV.37. Abſtimmung H. IV. 62. 
Centralunterſuchungscommiſſion in Mainz. 
Vortrag B. CXXIV. 9. IV. 51. Discuſſion H. IV. 
59. Abſtimmung H. IV. 75: 
Civilproceßordnung. Antrag auf baldige Vollen- 
— dung u. Einführung einer neuen. B. XXVIL 9.1110. 
Vortrag B. XXIX. 9. L 113. Discufion H. J. 71. 
Fernere Discuſſion D. L 85. Abftimmung H. L %. 
Muͤndlicher Vortrag H. III. 2. Abftimmung N. IL 46. 
Glemens von Offenbach. S. Militäreinftandsgelder. 
Gollateralgelder. Geſetzesentwurf. 

Vortrag B. CXI. H. III. 128. Discuffion H. TIL 130. 
Abftimmung H. IV. 7: — 
Conſtituirung der erſten Kammer durch ein Schreiben 

bes Staatsminiſteriums. B. L H. L 2 


Danfadref fe an den Großherzog bey der Eröffnung 
der Stände. 8. III. H. 
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Danfadref ſe e in ———— a bie neue Verfaffungs- 

54 urfunde B. LV. 9. IL 

Depof — —2 derſelben 5 der Staats⸗ 
ſchuldentilgungscaſſe. B. XCVI. » II. 68. 
Abjiimmung. H. I. 93: 

Deputirtenmwahl: (neue). 
Vortrag B.XI 9. L 35. Discuſſion 9. IL. 19. Ab: 
ſtimmung D. L 24 

Deferteure, —— auf Beſtrafung der. 
Vortrag B. CXVIII. H. IV 32. Discuſſion H. IV. 25. 
Abſtimmung H. IV. 29. 

D eſiderien, wozu die Staͤnde durch die Erklaͤrung der 
Staatsregierung vom 14; Det. aufgefordert worden. 
' Ausführlicher Bericht darüber H. IE 41. Abftimmung 

- über deren Annahme H. IL. 41. * 

Dom zu Mainz. Wiederherſtellung des. 
Vortrag B. XCIII. H. IH. 52. Discuſſion H. III. 73. 
Abſtimmung * II. 78 

Domänen, —— ber int Inlande gelegenen. 
Bortrag B. LIU. 30. zu Bemer⸗ 
kungen von — 5 — du Thil. B. LIV. H. II. 35. 
Discuſſion . II. 46. Abſtimmung 9.1. 67. Weiz 
- terer münbdlicher Vortrag H. II. 66. Abflimmung 


9. II. 78. 


Edel v. in Mannheim. Beſchwerde uͤber Frohndepraͤ⸗ 
gravation. 
Muͤndlicher — H. I. 64. Discuffion H. IL 73. 713 
Abftimmung 9. U 
Einmarfung der, bisher noch nicht eingemarkt gewe⸗ 
ſenen, ae. und einzelnen Höfe. Gejeßesentwurf 
+ + 12. 
Vortrag vom Geh. Staatsrath Wernher B.V. H. LM. 
Vortrag B. IX. H. J. 22. Discuſſion H. L 16. Ab: 
ſtimmung H. L 21. Weiterer Vortrag B. CXsXI. 
. IV. 41. Nochmalige Abſtimmung H. IV. 65. 
Ginguartirung. S. Militaͤrein quartirung. 
— in Oberheſſen. S. Juſtiz⸗ 
verzoͤgerun 
Erbleib- u.  ehngüterallobification. S. Alodification. 


Feier der Sonns und nn — auf würbige. 
Vortrag B. XXX. H. L Discuſſion H. L 79. 
Abftimmung H. L 83: 
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Sinanzwefen. | e, 
Bortrag als a zur Berichtserftattung über bas 
Budget B. C. H. IU. 94. Discufiion 8. III 126. 
Bortrag über den Hauptvoranfchlag der Ausgaben und 
Einnahmen für 1821 — 1823 B. CI. H. III. %. Bor 
trag über ben Hauptvoranſchlag der Ausgaben fuͤr das 
Militär B. CI. H. III. 98. Vortrag über den Haupt⸗ 
voranſchlag: Laſten, Abgänge und Koſten bey der Fir 
nanzverwaltung betr. B. CIII. H. II. 107. Discuſſion 
. III. 126, Vortrag uͤber die — Haupt⸗ 
theilungen der Staalsausgaben“ B. CV. H. UI. 116. 
Discuſſion H. III. 129. Vortrag über bie IV. Hauptab⸗ 
tbeilung, das Großherzogl. Haus und den Hofſtaat betr. 
3. CVI. 9.1121. Vortrag über die VL. Hauptabthei⸗ 
Inng: das Staatsminifterium, Staatsardiv ıc. betr. 
3.CVO. 9. 10.122. Vortrag über die VIL Hauptab⸗ 
theilung : die auswärtigen Berhältniffe betr. B. CVIII. 
H. 11.423. Discuffio® DH. IIE 128. Bortrag über den 
Entrontf des rg B. CXIIL. 126. Die 
cuffion H. III. 132. Ab — EN. 7. Vortra 
über das Finanzgeſetz B. CXVII. H. IV. 15. Diecuf 
fion 9. IV. 14. Abftimmung H. IV. 22. Abftimmung 
über das a. * IV. 7. Abſtimmung über 
Caffee⸗, Zucker⸗ und Tabakacciſe H. IV. 78. 
Fornicationsſtrafen. 
Vortrag B. LXXVI. H. IL 110. Nachtraͤglicher Vor⸗ 
trag B. LXXX. 9. II. 124. Discuſſion H. IL 2 
Abſtimmung 2 IU. 10. Weiterer mündlicher Vortrag 
H. IV. 4. Abſtimmung H. IV. 22. 
Freienfeen (Gemeinde) Vorftellung, die Verwaltung 
ihres Gemeindewaldes betr. 
Mündlicher Bortrag H. IV. 49. Abftimmung H. IV. 76, 
Friedberg (Stadt) dad Belafien von Landesfchulden 
und Sleichftellung mit den übrigen Städten bes Groß» 
herzogthums betr. 
Muͤndlicher Vortrag H. IE 64. Discuſſion H. II. 71. 
Abſtimmung H. II. 82. 

Friedensrichterliche Juſtiz in Rheinheſſen betr. 
Vortrag B. LXXXVIII. H. UL 41. Discuſſion 
H. III. 43. Abſtimmung H. II. 61. 

Frohnden (Jagd-) Antrag auf Aufhebung der. 
Miündlicher Vortrag H. IV. 63. Discuſſion H. IV. 9. 
Abftimmung H. IV. 72. | 





— ae Amts und Gent) betr. 
Vortrag B. L. 9. I. 19. Discuſſion H. U. 26. 
Abſtimmung 9. II. 38. 

Frohsdweſen in ben ftandeöherrlichen Bezirken betr. 


Vortrag B. LXVII 9.11. 64. Discuſſion H. II, 106. 
Abftimmung H. IL. 127. Weiterer mündsicher Vortrag 
9. III.8. Discuſſion H. IIL 41. Abftimmung H. III. 59. 


Gefaͤngniſſe, Antrag auf Verbeſſerung der. 
Mündlicher Vortrag H. IL. 88. Discuſſion H. IL. 97. 
Abftimmung H. II. 103. Münblicdyer Vortrag H. TIL 13. 
Fernere Discuffion H. III. 45. Abktimmung H. IIL 61. 

Gefängniffe (Mainzer) Beſchwerden über Jorderun⸗ 
gen dir Lieferung an bie. 
en B. LXXXIX. 9. IL 44. Discuſſion H. IU. 
43. Mündlicher Vortrag H. IM. 48. Discuſſion H. HL 
64. Abftimmung H. II. 70. 

Gemeindeverfaffung. Antrag an bie Staasregie⸗ 
rung um eine Gefepgebung für eine. 

Discuflion 9. J. 82. Abſtimmung H. I. 88. Vortrag 
8. XCVIIL 9. IH. 71. Discnfion 9. UL 97. bs 
finmung H. II, 136. Weiterer Vortrag B. CXX. 
9. IV. 37. Fernere Discuſſion H. IV. 45. Abflims 
Saure 62 | 

Gemeinſchaftliche Beichlüffe beyder Kammern. ©. 

Ausfertigung. 

Geſchaͤftsgang ber Kammeru im Falle des Art. 82 

| ber Berfaffungsurfunbe. 

Schreiben der erften Kammer an bas Staatöminifterium 
B. LXXXL 9. U. 128. Communication derſelben an 
die zweyte Kammer B. LXXXI. 9. IE 131. 

Geſchaͤftsordnung. Abänderung ded Art. 19 ber. 

Muͤndlicher Vortrag H. IV. 39. Discuffion H. IV. 49. 
Abftimmung H. IV. 64. 

Geſchenk von 60,000 fl. im J. 1817 vom Großherzog 
an die Armen gemacht. Antrag auf Rechnungsablage. 
Vortrag B. XXI. H. L 100. Discuſſion H. J. 67. 
Abftimmung H. I. 76. - | 

Geſetzbuͤcher, Antrag auf baldige Ausarbeitung der 

in der Verfaffungsurfunde zugeficherten. 
Muͤndlicher — H. IV. 3. Disceuſſion H. IV. 42. 
Abſtimmung H. IV. 22. 

Gifthandel. Geſetzesentwurf. 

Vortrag B. CXIV. H. IV. 3. Abſtimmung H. IV. 21. 
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Grundrenten. Abloͤſung der ftscalifchen und den Ges 
meinden und Stiftungen zuftehenden. 
Vortrag B. XXIII. H. II. 91. Diecuffion $ .II. 118. 
Abftimmung H. I. 140. Weiterer a. : CXXVIL 
H. IV. 00. Abſtimmung H. IV. * 


J Antrag auf Befhränfuug des 
Vortrag B. LVL Re . 41. Discuſſion er II. 66. 
Abftimmung. 9. I. 

Heidelberger Stiftungsbermögen: | 
Vortrag B. XC. D. = 45.. Discuſſion 9. TIL m 
Abftimmung 9. UL 75. | 

geiratpenispenfstionen ©. Re ception. ( 
olzmagazin zu Darmitadt.. Antrag auf — 

deſſelben. 
Muͤndlicher — a IL. 65. Discuſſion 9.11.77. 
Abftimmung H. II 
— — Antrag auf Verbeſſerung. des 
9.1. 85. Discuſſion H.L 90. Abſtimmung H. L. 96. 

— otselenmeren au dem rechten Naheufer. 

Muͤndlicher Vortrag H. IL. 47. Abftimmung H.IIL 70. 


J agden. Oeffentliche Verpachiaug der. 

Muͤndlicher Vortrag H. UI. 145. Abſtimmung H. IV. 6. 

Jagdfrobnden. S. Frohnden. 

Juden. a des der. 
Vortrag B. LXXVIL — Discuſſion H. V. 
155. Abſtimmung Fernerer münblicher 
Beridt H. IV. 38. a 9. IV. 63. 

Suftizp ege en Dofaeriät zu Gießen betr. 
Vortrag B. LVII — II. 44. Discuſſion H. II. 75. 
Abſtimmung H. II. 

Juſtizverzoͤgerung m Kreisgericht zu Mainz — 
Vortrag B. LIX. II. 46. Discuſſion H. IL 76. 
Abſtimmung H. IL 

Juſtizverzoͤgerun — Erbvertheilungen bey Aem- 

tern in Oberheſſen.“ 
Mündlicher Vortrag II. 64. Discuſſion 9.1. 74. 
Abſtimmung H. U. 


K aſtel u. a (Gemeinden) Forderung derſel⸗ 
re A — DV. und Reben. 
uͤndlicher Vortra V. 43. Discuſſion H. IV. 60. 
Abſtimmung H. IV. 25. 5 > 
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Ki rche Cproteftantifche) bie Bereferung derſelber betr. 
Vortrag B. LX. 9. IL 48. Discuſſion H. IL 91 
Abſtimmung 8* Il. 102. 

Kirhbenvermögen. Antrag auf die Aufitelung eines 
Etats uͤber das geſammte. B. XLVI. H. II. 13. 
Vortrag B. XLVII. H. II. 14, Fernerer Vortrag 
B. LXL 9. I. 53. Discuſſion 9. U. 98. Abftim- 
mung H. II 102. 

OR Antrag auf. B. LXIII. 


Vortrag B. LXIX. 9.11.73. Discuſſion H. I. 108, 

Abſtimmung H II. 130. — muͤndli er Vor: 

N N. IV. 38. Discuſſion H. IV. 49. Abſtimmung 
— 64 


Lahnſchiffbarmachung. ©. Sqiſſbarmachung 
Landtagskoſten. en der. 
Vortrag B. LXXVIIL H. II. 113: Disenffion 2. Il. 
159. Abſtimmung D. II. 166. 
 Randfriegsfoftenausgleihung. ©. Kriegsfoften. 
Laudwehrgewehre (Bezahlung der) in den Aemtern 
Voͤhl und Battenberg. 
Muͤndlicher Bortrag 2.1 IV. 37. Discuſſion H. IV. 48. 
Abſtimmung H. IV. 
Langen (Gemeinde) orſtellung derſelben wegen der 
Beſoldungszulage fuͤr ihren Oberſchultheißen. 
Muͤndlicher Vortrag H. IV. 37. Abſtimmung. H. IV. 63. 
Lei beigenfchaftsverordnung. Antrag auf I 
vifion der. 
Mündlicher Vortrag H.IV. 81. Abftimmung H. iv. 81. - 
Leihen berrfchaftlicher Ghter auf Mann und Fraulehen. 
Unterfagung derfelben. 
Vortrag B. CXV. Sn IV. 7. Disenffion 9. IV. 11. 
Abftimmung H. IV. 
—— t in neue Zunftartikel 


Pründlicder Vortrag H.IV. 78. Abftimmung H. IV. 81. 


Mana u. Gewicht. Motion wegen. bes neuen. 
Vortrag B. XLIII. 9. II. 2. er an bie 
zweyte Kammer DB. — ae. 77. Discuſſion 
9. I. 3. Abftimmung . 8. Fernere Discuſſion 

HT. 118. Abſuͤmmun J 140. Fernerer muͤndl. 
Vortrag m. Discuſſion —8* 160. Weiterer muͤndl. 
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Bortrag H.IV. 4. Discuſſion H.IV. 13. Abftimmung 

. IV. 22. Nochmaliger muͤndl. Bortrag H. IV. 81. 
iscuffion H. IV. 81. Abfkimmung H. IV, 9. 

Mann aus Armsheim. Forderung an die Gemeinde betr, 

Mündlicher Bortrag 5. IV. 74. Abftimmung D.IV. 74. 
M 5 biban 5 ber. zn er —— m ie 

ortrag LXXXV. f 28. Discuſſion 9. 

40. Aſtimmung H. III. 59. 

Mehlhaändler CDarmftädter) Befchwerden über Be 
\  fhranfungen ihres Handels. 

Münblicher Bortrag H. IV. 31. Abftimmung H. IV. 50. 
Milde Stiftungen. ©. Steuerpflichtigfeit. 
Militäreinguartirung. Beſchwerde mehrerer Darın- 

ftädter Einwohner über, 

Mündlicher Vortrag H.IV. 79. Discuſſion H. IV. 80. 

Abjtimmung 9. IV. 81. 

Milltäretegenbsnelben. Geſuch des Michael Ele 
mens von Dffenbad wegen abverdienter. 

Bortrag B. XCVMI. H. II. 70. Abftimmung m 95. 
Mühlenbann. Antrag aufAufhebung des. B. XXXIII. 


. L 120. 
ortvag B. XXXIX. H. L 132. Discuffion .. 
Abftimmung D. I. . Mündlicher Bortrag “> 


Discuffion H. IL. 73. Fernere Abftimmung Hu 


Na r5 von Niederwoͤllſtadt. Beſchwerde über Eigen 
thumsbeeintraͤchtigung. 
Muͤndlicher Vortrag H. IV. 38. Abſtimmung H. IV. rg 
Naturalbeſoldung der Großherzl. Staatsdiener 
Mündlicher Bortrag H. IV.91. Abftimmung H. IV. 0 
Novalzehnten. Gefegedentwurf auf Aufhebu ". des. 
Vortrag B. XIV. H. J. 533. Abflimmung HD. 


Deffentlichkeit der Sitzungen der zweyten 
Kammer betr. 
Minifterialfchreiben an die Stände. B. XVII. 9.1.09 
Bortrag B. XXV. H. J. 104 Discuſſion 9. 
Abfimmung H. L 77. Adreffe an den Großherzog 
B. XXXII. 
Deft. (Weltp ie ter zu Bingen) Befchwerde wegen ver 
mweigerter Penfion. 
Mündlicher Vortrag FE 114. Discuſſion H. Il. 
131. Abftimmung 


h 


P enſionsweſen. Antrag der Staatskegierung. 
Muͤndlicher Vortrag H. IV. 87. Discuſſion H. IV. 88. 


Abſtimmung 90. 
Perſoͤnliche u. Sicher heit. a 
Vortrag B. XLIX. 9.11.16. Discuſſion 9. 
Abjtimmung H. II. 25: 
Poftwef en. — . das. 
ee B. LXXXVII. 9. II 35. Diseuffion H. II. 
42 Abftimmung H. III. 60.- 
Privateigenthum. Abtrehug bes) für Öffentliche 
wecke. 
Vortrag B. XXL H. J. 91. Discuſſion H. L 53. 
rg 9. L 63. Weiterer Vortrag 3. LIL 
II. 25. Discuffion H. IL. 44. Abftimmung 9. IL. 55. 
Pr 8* ceßordnung. ©. ivilproceßordnung. 


Radfelgen. —— auf Einführung breiter. 
Vortrag B. LXX . H. 109. Discuſſion 9. U. 
152. —— 9. . 160. 

Realſchule. Antrag auf eine. 

Vortrag B. CXVI. H.IV.9. Abflimmung 9. IV. 22. 

NReception ber Untertanen und die bey Heirathen 

Statt findenden Dispenfationen. 
Vortrag -B. LXV. 9.1.58. Discuſſion 9. IL 100. 
Abftimmung H. II. 110. 

Recrutirungögefegesentwurf, 

Vortrag B.LXXXIIL H. III. 3. Discuſſion H. MI. 14. 

un 9. III. 50. un Bortrag B. CXXV, 
‚ 1V. Discuſſion H. IV. 52. Abſtimmung 
. IV. TR 

Regierungsblatt. Antrag ben Gemeinden daſſelbe 

unentgeldlich zu geben. 

Vortrag B. XCIV. 5.10. 56. Discuſſion 9, III. 74. 

Abſtimmung D. III. 78. 

Renten in der — Rheinheſſen. ©. Staats⸗ und 
Privatrenten. 

Ruͤckſtaͤnde beim Kreisgericht zu Mainz. S. Juſtiz⸗ 

verzoͤgerung. 

Riedeſel (Freih. Jeannot v.) als Senior ber Familie, 
Schreiben des us an die erſte Kants 
mer darüber B. II. H. I. 10. Aeuſſerung der Kam: 
mer 9. L 2%. —— B.X. — — gvſtimmuns 
9. 133, deruere Abſtimmung H. L. 
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Salpeterregal. Ueber die ———— des. 
Vortrag B. XXXIV. H. III. 27. Discuſſion 9.1.9. 
Abſtimmung H. III. 46. Bi muͤndlicher Vor⸗ 
trag — IV. 10. Discuſſion H. IV. 21. Abſtimmung 

V. 

Shiesoit je 

Pr len 9. IV. 16. 

Schiffbarmahung der Lahn. 

Vortrag B. LXVL 9. DH. 63. Diecuffion 9. II. 106. 

Abjtimmung H. 1.120. Mündlicher Vortrag H. I. > 

Meitere Discuffion 9. III. 44. Abftimmung IIL 
Schlitz (Stadt) Beſchwerde uͤber Beſchraͤnkung ihrer 

Serechtfame in den ftandesherrlichen Waldungen, 

Mindlicher Bortrag H. IV. 73. Abftimmung H. V. H.1V. 74. 
Schluß der Sitzungen der erſten Kammer fuͤr den den erſten 

Landtag H. IV. 94. 

Schulweſen. Antrag nf Berbefierung de3. 

Bortrag B. XLV. 9. I. 9. Disenfion 9. 1. 9. 
Abſtimmung 9. I. 13. 
e. rtelnbezug durch die Beamten. Antrag auf Auf- 


Abftimmung H. L. 81. 
Staatsfhulden. Gefeßesentwurf für die Tilgung. der. 
Vortrag B. XCV. 9. II. 57. . Diecuffion 9. UL. 81. 
Abſtimmnng —* 87. Weiterer Vortrag B. CXXII. 
H. IV. 44. Fernere Discuſſion H. IV. 55. Wahl der 
ſünd ſchen ——— dafür H. IV. 82. Nochmalige Ab- 
ſtimmung H. IV. 92. 

Staats- m. Yrivatrenten in der Provinz Rheins 
beffen. Zuftand der. 

Bortrag B. CXIX, 21 IV. 35. Discuffion 9. IV. 31. 
Abftimmung H. IV. 

Standesherrn — der) durch Agnaten zu 
Bun, ihrer landſtaͤndiſchen Befugniſſe. Antrag. 
B. XXXV. H. L. 124. 

Vinnge gr darüber 21 L. 98. Discuſſion 
N. L 109. Abſtimmung H. I. 

Steinſatzoördnung. Antrag Ag eine ueue. 

Vortrag B. XI. 9.139. Abftimmung H. L 32. 

Steuern. (Prorogation der directen) und. Indireeten 
—— Erlaß des Staatsminiſteriums B. . 

. 55. 


— Erlaß a B. LX XXIV. 9. U. 108. 
Mündlicher Vortrag D. IL 


At 
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“ Steuerpflidhtigfeit milder, Stiftungen und geiftlis 
cher Güter. | | ’ 
Bortrag B. CXII. H. III. 129. Diseuffion H. III. 130. 
Abſtimmung H. IV. 7. er 
Stiftungsfonds-Heidelberger. ©. Heidelberger. 
Subftitution der Standesherrn. ©. Standesherrn. 


Tau bftummeninftitut. Antrag auf@rrichtung eines. 
Mündlicher Bortrag H.IV.43. Discuſſion 9. IV. 00. 
Abſtimmung H. IV. 7. —— 

Trankſteucerordnung. ©. Finanzweſen. 


Univerfität Gießen. Verwilligte 10,000 fl. für Die, 
Muͤndlicher Vortrag H. IV. 67. Discuſſion H. IV. 67. 
Abſtimmung H. IV. 68. > 


N erantwortlihfeit der Miniſter. Gefekedent- | 


wurf. | 
Bortrag B. XIII. H. J. 43. Bemerkungen ded Herrn 
Min. du Thil B. XV. 9.1.55. Bemerkungen des Herrn 
v. Wreden B.:XVL 9. L 66. Discuſſion 9.1. 58. 
Weiterer Vortrag: von Herrn Dr. Arend B. XVIll, 
H. 1. 70. Deffen fernere Bemerkungen H. L 45. Abs 
ſtimmung H. L 61. Weitere Bemerfungen des Herrn 
Min:du Thil, B:XIX. 9. L 83. Bemerkungen des 
Herrn Prälaten Dr. Schmidt. B. XX. 9.1.89: Zus 
fammenftelung der Motive, welche die erfte Kammer 
zur Annahme bes: Gejegesentwurfs über die Berant- 
wortlichkeit der Minifter beftimmt haben B. XXVI. 
9. 1. 107% Weiterer Vortrag B. LXXI. 9. 11. 78. 
Discuſſion H. H. 131. Abftimmung H. 11.145. Weis 
terer Bortrag B. XCIX, H. Il. 87. Discuſſion 
5. 111. 116. Abftimmung 5: UI. 145. | | 
Berfaffungsurfunde (neue) den beiden Kammern 
am 2. Dec. 1820 feierlich mitgetheilt. H. IL. 59. 
Verfaſſungsedict.— ZN 
Antrag darüber B. XXXVII. 9. L 125. Minifterials 
fchreiben, daffelbe betr. ®. XXX VI. 9. L 124. Aeuf⸗ 
ferung darüber 9. 1. 103. Vortrag des Geh. Stantds 
ratbe v. Gruben 8. XL. 9. L 134. Vortrag BALL 
9. 1. 136. Schreiben an das Staatsminifterium 
8. XLlIa. 838 140. Ferneres Schreiben an daſſelbe 
B. XLilb. 9. 1 140. | | 
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a Bau ber. 
Vortrag B. LL 9. I. 20. Discuſſion H. II. 28. 
Abſtimmung H. Il. 38. 

Viehſchlachten der Juden. 
Vortrag B. XXX. H. L 114. Diöcnflon 9. L 75 
Abftimmung H. I. 80. 


W ahlen. Geſetzesentwurf über neue B. VI. H. L 16. 

Bortrag des Geh. Staatsraths v Gruben. B. VII. 
.1 106. Vortrag 8. XI. 9. & 35. 

Wabl gefeg. Antrag auf Abaͤnderung einiger Stellen im. 
Vortrag B, XLIV. 9.IL 6. Discuſſion H IL 4. 
Abſtimmung H. II. 7. 

Waiſen. Antrag wegen ber Sorge für bi 
Vortrag B. — H. III. 129. —* 9.W. 5. 
Abſtimmung H. IV. 16. 

Moallerftädten. (Gemeinde) Antrag wegen Abſchaf⸗ 
fung des Schulgeldes. 

Vortrag B. CXXVII. H. IV.62. Discuſſion H. IV. 74. 
Abſtimmung H. IV. 75. 

Wechſel in der Keid, u. Waldwirthſchaft. 
Bortrag 3. LVII. 9.0.42. Discuſſion 9. U. 72. 
Abftimmun ‚> II. 83. 

Wechſelre — auf Einfuͤhrung eines. 
Vortrag B. — 9.1. 96. Diseuſſion 9 1.61. Abs 
flimmung 9. L 70. 

Weidegerechtig keit. Aufhebung ber. 

Mündlicher Vortrag 2 1V. 72. Discuſſion SV. 73. 
Abftimmung H. IV. 

Wetzler zu Offenbady, Beſchwerde. 
Muͤndlicher Vortrag > IV. 44. Discufſſton H. W. 61. 
— H. IV. 76. 
Wildſchaͤden. Verhuͤtung der. 
Vortrag B. XXXIV. H. J. 121. Discuſſion 96. L 92. 
Abſtimmung H. I. 100. 

MWittwens u. Waifencaffeanfalt, Allgemeine. 

Antrag B. LXIV, 2 . 56. 

Vortrag B. LXVIII II, 59. Discnffion H. I. 107. 
Abſtimmung H. II. 129. 

Wollenmarkte. Einführung derſelben. 

Muͤndlicher Vortrag * nr 80. Diecuffion H. III. 86. 

” ‚AoRtmneung H. 11. 113. 
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RJ) fenburg (Neu⸗) Gemeinde. Vorſtellung, die Wahl 
ihrer Gerichtsſchoͤffen betr. 
Muͤndlicher Vortrag H. IV. 37. Abſtimmung HIV. 63. 


3 ehnten (Privat-) Abloͤſung und Verwandlung der⸗ 
ſelben durch Grundrenten. 
Vortrag B.XXXVIII. H. J. 126. Discuſſion H. J. 105. 
Abſtimmung H. 1. 1. 
Zunftgeſetz. 
Abſtimmung H. J. 20. 
Zunftzwang. Vortrag B. VIII. 9.1.18. 
Meiterer Bortrag B. LXXIX. 9. II. 113. Abſtim⸗ 
mung N. III. 10. | 
Zunftzwang im Amt Vöhl betr. 
Vortrag B. CIX. H. UI. 124. Discuffion 9. III. 132. 
Abſtimmung 9. TV. 6. 
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